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Vierzigster Jahres-Bericht 



über die 



Wirksamkeit der Juristisciien GeseiJscIiaft 

ZU Berlin 
in dem Vereinsjahre 1898—1899. 



üie ordentliche Generalversammlung (Statut §§ 17 und 18) fand am 16. April 1898 
statt. Einschliesslich derselben hat die Gesellschaft 8 Sitzungen abgehalten, in welchen 
rechtswissenschaftliche Vorträge gehalten und rechtswissenschaftliche Erörterungen 
gepflogen sind: 

1. Am 16. April 1898 fol^e auf die Erledigung der Geschäfte der ordentlichen 
Generalversammlung ein Vortrag des ordentlichen Professors der Rechte an 
der Universität zu Czemowitz, E^. Eugen Ehrlich, über die stillschweigende 
Willenserklärung im Verkehr unter Lebenden nach dem Bürgerlichen Gesetz- 
buch für das Deutsche Beich. 

2. Am 14. Mai 1898 hielt der Wirkliche Geheime Rath Dr. Stolz el einen Vortrag 
zur Erinnerung an Svarez' Todestag (14. Mai 1798). 

3. Am 11. Juni 1898 sprach der Geheime Justizrath Lesse über den ersten inter- 
nationalen Advocaten-Congress, abgehalten zu Brüssel vom 1. bis 5. August 1897. 

4. Am 8. October 1898 hielt Dr. Ernst Schuster, Barrister at Law aus 
London, Correspondent der Juristischen Gesellschaft, einen Vortrag über die 
Hauptfragen des Checkrechts unter Berücksichtigung der neuen Gesetz- 
gebungsarbeiten. 

5. Am 12. November 1898 hielt der Rechtsanwalt Dr. Petong zu Spandau einen 
Vortrag über die Jnstizorgauisation in Dänemark. 

6. Am 10. December 1898 sprach der Universitäts- Professor Dr. van Calker 
ans Strassburg i. E. über Vergeltungsidee und Zweckgedanke im System der 
Freiheitsstrafen. 

7. Am 11. Februar 1899 behandelte ein Vortrag des Universitäts -Professor 
Dr. K. Adler aus Czemowitz die Irrthumsregeln des neuen Rechtes und 
deren Bedeutung für die Versicherungspraxis. 

8. Am 11. März 1899 hielt der Rechtsanwalt Dr. Richard Eisenmann einen 
Vortrag über die Stellung der Gesetzgebung zu den neueren Ergebnissen der 
Naturforschung. 
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Dem Andenken an den Schöpfer des Prcussiächen Allgemeinen Landrechts, 
Johann Gottlieb Svarez, ^alt die festliche Versammlunff vom 14. Mai 1898 ans 
Anlass der hundertjährigen Wieaerkehr seines Todestages. Zn den zahlreich erschienenen 
Ehrengästen gehörte auch Seine Elzcellenz der Herr Jnstizminister Schönsted t. Die 
Büste des Geleierten, inmitten von Palmen und hohen grünen Topfgewächsen, schmückte 
den Hintergrund des Sitzungssaales. Die Gedächtnissrede hielt der Biograph Svarez*, 
Excellenz Dr. Stölzel (s. S. 19). 

Mit Trauer gedenken wir des Verlustes unseres Ehrenmitgliedes, des am 21. Juli 1898 
zu Brüssel unerwartet verstorbenen Professors und schweizerischen Generalconsuls 
Alphonse Rivier, welcher der Gesellschaft als solches seit 14 April 1888 angehört 
hat. Geboren 1835 in Lausanne, -studirte Riyier in Lausanne, Genf, Berlin, wo er 1858 
den Doctorerad erlangte, und Paris. Nach vollendeten Studien habilitirte er sich als Privat- 
docent in Berlin im Jahre 1862, wirkte von 1863 bis 1867 als Professor in Bern. 
Sodann als Professor des römischen Rechts nach Brüssel berufen, lehrte er seit 1884 
auch Völkerrecht, wodurch er seinen Ruhm besonders begründet hat. Durch reiches 
Wissen und elegante Form sich auszeichnend, vereinigte er deutsche Tiefe mit 
französischer Klarheit. 

Neben seinen römischrechtlichen Arbeiten, insonderheit der „Introduction 
historique au droit Romain^, 2. Aufl. 1880, überleben ihn namentlich seine völker- 
rechtlichen Werke, so das reifste: „Principes du droit des gens^ I und II (1896), in 
welchem er für die volle Unabhängigkeit der Staaten kämpft. Erfolgreich war seine 
Thätigkeit im Institut de droit international. In dieser internationalen Akademie hat 
er sicD als Bearbeiter der reichhaltigen Annuaires, als Generalsecretär, als Mitglied 
und als Vorsitzender (1888 — 1891) grosse Verdienste erworben und eine kaum aus- 
füllbare Lücke hinterlassen. Oft genug wurde er von auswärtigen Staaten zum Schieds- 
richter in schwierigen völkerrechtlichen Streitigkeiten erwählt, so noch im letzten Jahre 
in der Behringsfischereifrage von EIngland und Russland. Auch an mancherlei äusseren 
Ehren hat es dem allgemein verehrten und schmerzlich betrauerten Gelehrten nicht 
gefehlt. 

Zu dem am 24. October 1898 stattgefundenen fünfzigjährigen Amtsjubiläum 
unseres langjährigen, thäti^en Mitgliedes, des Geheimen Justizrath, Eammergerichts- 
rath Dr. Keyssner, hat die GeseOschaft ihre Glüdcwünsche ditfgebracht. 

Ausser jenem berühmten Ehrenmitgliede hatte die Gesellschaft den gleichfalls 
durch Ableben erlittenen Verlust folgender Mitglieder zu beklagen: 

1. des Geheimen Justizrath, Mitgliedes der Hauptverwaltung der Staatsschulden, 
Professor Dr. von Cuny, eines durch seine langjährige Mitarbeit bei allen 
Rechtsgesetzen, sowie als Mitglied der Börsenenqudte-Commission rühmlich 
bekannten rheinischen Juristen, der auch unter uns häufig das Wort ergriffen hat; 

2. des Amtsgerichtsrath a. D. Giersch de R^ge; 

3. des Justizrath Hänschke; 

4. des Rechtsanwalt Emil Mesch. 

Femer sind aus der Gesellschaft ausgetreten: Geheimer Finanzrath Bonnenberg, 
Landgerichtsdirector Renckhoff, Landgerich tsrath Dr. Müller, Amtsgerichtsrath 
Schmutter, Rechtsanwälte Chomse, Fränkl, Gerichtsassessor Georg Salomon- 
sohn, Magistratsassessor Fürst. 

^AgogQi^ 8ii^<i ftls neue Mitglieder der Gesellschaft im abgelaufenen Jahre 
10 Fachgenossen aufgenommen: Geheimer Ober- Justizrath Dr. Holtgreven, Justiz- 
rath Ule, die Amtsrichter Dr. Timme und Deegen, Rechtsanwälte Eugen Cohn, 
Eduard Goldmann, Dr. Hugo Marcuse und Cohn, Gerichtsassessor Dr. Martin 
Wolff, Eammergerichtsreferenoar Dr. Wilhelm Brück. 

Für die Bibliothek der Gesellschaft sind Schriften eingegangen von: 

1. dem Notariatsverein für Deutschland und Oesterreich, 

2. dem Notar, Justizrath Dr. jur. Weber zu München, Vorsitzenden des Notariats- 
vereins, 

8. der Schlesischen Gesellschaft für vaterländische Chiltur zu Breslau, 

4. der Oberlausitzer Gesellschaft der Wissenschaften zu Görlitz, 

5. der Juristischen Gesellschaft zu Helsingfors in Finnland, 

6. dem Verein der Deutschen Strafanstalts-Beamten, 

7. der Rheinisch -Westfälischen Gefän^ssgesellschaft zu Düsseldorf, 

8. der Juristischen Gesellschaft zu Wien. 

9. dem Ehrenmitgliede der Gesellschaft Dr. E. d*01ivecrona, F. D. Justitierad, 
Ehrenmitgliede des höchsten Gerichtshofs zu Stockholm, 

10. der Juristischen Gesellschaft zu München, 
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11. der Juristischen Gesellschaft zu Königsberg i. Pr., 

12. dem Ehrenmitgliede, Professor Dr. Meili zu Zürich, 

13. der Juristischen Gesellschaft an der Kaiser!. Universität zu Petersburg, 

14. dem Correspondenten, Professor Dr. Bernardino Alimena zu Cosenza, 

15. der Königlich Norwegischen Universität zu Christiania, 

16. der Society of comparative Legislation zu London, 

17. dem Ober-Regiernn^rath Henle zu München, 

18. dem Professor Enrico Serafini zu Modena, 

19. dem Mitgliede, Geh. Justizrath Lesse, 

20. der Redaction der Cosmopolis, Internationale Revue, 

21. der Redaction der Zeitschrift für Criminal-Anthropologie etc. 

22. dem Professor Dr. Wolf zu Breslau, 

23. dem Grossherzoglich Badischen Justizministerium. 

Das Statut der Gesellschaft, der Bericht des Schatzmeisters und die 
Sitzungsprotokolle sind in den Anlagen I bis DI abgedruckt. 

Im Anschluss an den Jahresbericht wird über zwei Institutionen Mittheilung 
gemacht, welche von der Gesellschaft ins Leben gerufen sind und daher in enger 
Beziehung zu derselben stehen (siehe Anlagen IV, V). 

Den Schluss bildet das Mitglieder-Verzeichniss (Anlage VI). 
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I. Anlage. 



Statut der Juristischen Gesellschaft zn Berlin. 



S 1. In Berlin besteht seit dem 7. Mai 1859 eine den juristisch gebildeten Beamten- 
und Gelehrten-Kreisen angehörige Gesellschaft, deren Zweck es ist, die Rechtswissen- 
schaft zu fbrdem und den Juristen einen Veremigunespunkt zu gewähren. 

Sie fuhrt die Bezeichnung „Juristische Gesellscnaft zu Berun'' und hat in dieser 
Stadt ihren Sitz. 

Nach Maassgabe des Generalyersammlungs- Beschlusses vom 13. December 1884 
nimmt die Gesellschaft an Stelle des bisherigen Statuts vom 7. Mai 1859 und der 
dasselbe abändernden und ergänzenden Beschlüsse das gegenwärtige Statut als ihre 
Grundverfassung an. 

§ 2. Zur Erreichung des Gesellschaftszweckes werden monatlich — mit Ausschluss 
der Monate Juli, August und September — und zwar möglichst am zweiten Sonnabend 
jeden Monats, Abend-Versammlungen der Mitglieder veranstaltet und in diesen Versamm- 
lungen rechtswissenschaftliche Vorträge gehalten, sowie rechtswissenschaftliche Fragen 
discutirt. Der Vorsitzende bestimmt die Tagesordnung und den Ort der Versammlung 
und erlässt danach die Einladungen an die Mitglieder spätestens drei Tage vor der 
Versammlung durch Aufgabe zur rost. 

Ueber jede Sitzung wird von dem Schriftführer der Gesellschaft ein Protokoll 
aufgenonmien, welches von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer unterzeichnet und 
dessen Inhalt — vollständig oder im Auszuge — veröffentlicht wird. Die Art der 
Bekanntmachung unterliegt dem Ermessen des Vorstandes. 

Nach jeder Sitzung findet ein gemeinsames Abendessen statt. 

Die Bezahlung für das Couvert der Mitglieder ist im Jahresbeitrag (§ 8) enthalten. 

Die Anordnung anderweitiger gemeinschaftlicher Vergnügungen ist dem Vorstande 
überlassen. 

S 3. Diid Mittel, welche der Gesellschaft behufs der Erreichung des im § 1 Abs. 1 
gedachten Zweckes zur Verftt^ng stehen, sind: 

a) das sich gegenwärtig auf 8100 Mark Westpreussische vierprocentige Pfand- 
briefe und 300 Mark Preussische Staatsprämien -Anleihe vom Jahre 1855 
belaufende Capitalvermögen, für dessen Belegung der § 39 der Vormundschafts- 
ordnun^ vom 5. Juli 1875 (G.-S. S. 439) maassgebend ist; 

b) die Beiträge der Mitglieder; 

c) die Bibliothek der Gesellschaft, welche mit der Königl. Universitätsbibliothek 
vereinigt ist. 

§ 4. Mitglieder der Gesellschaft können nur Deutsche Richter, einschliesslich 
der Handelsrichter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte, Notare, Rechtslehrer an Deutschen 
Hochschulen oder solche Rechtskundige sein, welche mindestens eine juristische Staats- 
prüfung bestanden haben. 

Ueber die Aufnahme von Personen, welche nicht in eine der genannten Kategorien 
gehören, als Mitglied der Gesellschaft, entscheidet der Vorstand der Gesellschaft. 

§ 5. Jedes Mitglied hat das Recht, die Versammlungen der Gesellschaft zu 
besuchen, an den Vorträgen und Debatten, den gemeinsamen Abendessen und ander- 
weiten Vergnügungen, sowie an dem für die Gesellschaft eingerichteten Lesezirkel 
Theil zu nehmen, auch die Bibliothek der Gesellschaft zu benutzen. 
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§ 6. Wer Mitglied der Gesellschaft werden will, hat dies dem Vorsitzenden 
anzuzeigen, welcher über die Aufnahme entscheidet, beziehungsweise im Falle des § 4 
Abs. 2 die Entscheidung des Vorstandes herbeifOhrt. Die Anfiaahme erfolgt durch 
Uebersendung der Eintrittskarte. Zur Ablehnung des Gesuches bedarf es der Zu- 
stimmung des Vorstandes. 

§ 7. Die EinfUhrunff von Gästen, welche an einer Sitzung oder dem darauf 
folgenden Abendessen Theil zu nehmen wttnschen, ist gestattet. Die Gftste mflssen 
jedoch durch das sie einftlhrende Mitglied dem Vorsitzenden der Gesellschaft vor- 
gestellt werden. 

fünheimische, zur Mitgliedschaft befähigte Personen dtfrfen als Gäste nur einmal 
eingeführt werden. 

§ 8. Der Beitrag zu den Gesellschaftskosten beträgt für jedes Mitglied 20 Mark 
fEbr das Kalenderjahr und wird vierteyährlich im Voraus entrichtet. Im Laufe eines 
Vierteljahres eintretende Mitglieder haben den Beitrag für das ganze Vierteljahr zu 
entrichten. 

§ 9. Jedes Mitglied hat volles Stimmrecht in der Generalversammlung, welches 
jedoch nicht durch Stellvertreter ausgeübt werden darf, und ist in den Vorstand wählbar. 

§ 10. Wer aus der Gesellschaft auszutreten wünscht, hat dies dem Vorsitzenden 
schriftlich anzuzeigen, und zwar, wenn der Austretende von der Zahlung des nächsten 
VierteHahrsbeitrages befreit sein will, spätestens vier Wochen vor dem Vierte^ahrsschlusse. 

Wer mit dem Beitrage wiederholter Aufforderung ungeachtet rückständig bleibt, 
wird als ein solcher angeseoen, der seinen Austritt erklärt hat, und kann nur gegen 
Nachzahlui^ aller in der Zwischenzeit fällig gewordenen Beiträge wieder eintreten. 
Ob dieser Fall des Austrittes vorliegt, entscheidet der Vorsitzende. 

§ 11. Die Gesellschaft wird geleitet und in allen Angelegenheiten, einschliesslich 
derjenigen Geschäfte, für welche die Gesetze eine Specialvollmacht erfordern, vor 
Behörden und Privatpersonen gegenüber vertreten durch den Vorstand, welcher jedoch 
Substituten für einzelne Geschäft bestellen darf. 

Der Vorstand besteht aus 7 Mitgliedern, nämlich: 

1. dem Vorsitzenden, 

2. dem Stellvertreter des Vorsitzenden, 

3. dem Bibliothekar. 

4 dem Ordner für die geselligen Zusammenkünfte, 

5. dem Schatzmeister, 

6. dem Schriftführer, 

7. dem Stellvertreter des Schriftführers. 

Zur Le^timation der Vorstandsmitglieder dient ein Zeugniss des Königl. Polizei- 
Präsidiums zu Berlin, welchem deshalb die jedesmalige Wahlverhandlung mitzutheilen ist. 

§ 12. Die Wahl des Vorstandes erfolgt alljährlich in der ordentlichen General- 
versammlung (§ 18). 

Die Wiederwahl bisheriger Vorstandsmitglieder ist zulässig. 

§ 13. Urkunden, welche die Gesellschaft vermögensrechtlich verpflichten sollen, 
sind unter deren Namen vom Vorsitzenden und vom Schatzmeister zu vollsdehen; ist 
der Vorsitzende behindert, so geschieht die Vollziehung an seiner Statt durch seinen 
Stellvertreter; ist der Schatzmeister behindert, so geschieht die Vollziehung an seiner 
Statt durch den Schriftführer oder dessen Stellvertreter. Zum Nachweis der Behinderung 
genügt deren Bescheinigung durch den betreffenden Stellvertreter. 

§ 14. Der Vorsiusende oder dessen Stellvertreter leitet die Verhandlungen des 
Vorstandes, sowie alle Versammlungen der Gesellschaft einschliesslich der General- 
versammlungen. 

Er beruft den Vorstand, so oft dies die Lage der Geschäfte erfordert, oder wenn 
zwei Mitglieder des Vorstandes darauf antragen. Die bezüglichen Einladungen erfolgen 
schriftlich unter Mittheilung der Tagesordnung durch Aufgabe zur Post. 

§ 15. Zur Beschlussiahigkeit des Vorstimdes ist die Anwesenheit des Vorsitzenden 
oder dessen Stellvertreters, des Schriftführers oder dessen Stellvertreters und noch 
mindestens eines dritten Mitgliedes erforderlich. 

Die Beschlüsse werden nach der Stimmenmehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Votum des Vorsitzenden. 

§ 16. Der Schatzmeister verwahrt die Gesellschaftskasse einschliesslich der zu 
derselben gehörenden Werthpapiere (§ 3 a) und hat in der ordentlichen General- 
versammlung (§ 18) über die Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Vereinsjahres 
Rechnung zu legen. 

Die laufenden Ausgaben sowie die etwa von der Generalversammlung bewilligten 
ausserordentlichen Beitrl^ (§ 17 d) sind von dem Vorsitzenden auf die Gesellschafta- 
kasse anzuweisen. 
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§ 17. Zum ansBchliesslichen G^chftftskreise der GeneraWersammlimg gehören 
folgende Angelegenheiten: 

a) die Wahl des Vorstandes; 

b) die Ausschliessung eines Mitgliedes, welche nor wegen Verlustes der in 
§ 4 bezeichneten Eigenschaften oder wegen Verletzung der Gresellschafts- 
Interessen erfolgen darf; 

c) die Feststellung der Normen über die Benutzung der Bibliothek und des 
Lesezirkels, ttber die Einftlhrung von Gästen (§ 7) und über die Ver- 
anstaltung gemeinschaftlicher Vergnügungen (§ 2 Abs. 5); 

d) die BewiUi^ung von ausserordentlichen Beiträgen aus der Gesellschafts- 
kasse zu wissenschaftlichen Zwecken, Denkmälern und dergleichen; 

e) die Dechargirung der Rechnung für das abgelaufene Geschäftejahr (§ 16); 

f) die Ekitgegennahme des vom Vorstande alljährlich in der ordentlichen 
Generalversammlung zu erstattenden und dem Königlichen Polizei-Präsidium 
zu Berlin in zwei &emplaren einzureichenden Benchts über die Wirksam- 
keit der Gesellschaft; 

g) jede AbänderuujK des Statuts: 

h) die etwaige Auflösung der Gesellschaft, welche indessen nur von drei 
Viertheilen der erschienenen Mitglieder beschlossen werden kann. In dem 
Auf lösungsbeschlusse ist zugleich zu bestimmen, in welcher Weise das 
Gesellschaftsvermögen alsdann verwendet werden soll. 

$ 18. Alljährlich findet in Verbindung mit derjenigen Monatssitzung, welche 
dem 7. Mai — dem Stiftungstage der Gesellschaft — unmittelbar vorangeht, die ordentliche 
Generalversammlung statt. Ausserdem sind ausserordentliche Generalversammlungen 
zu berufen, sobald der Vorstand es für nöthig erachtet oder mindestens zehn Mitglieder 
es bei demselben schriftlich unter Motivirung beantragen. In dem letzteren Falle muss 
die Berufung binnen 6 Wochen erfolgen. 

Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung für die Generalversammlung fest und 
erlässt spätestens 8 Tage vorher die Einladung zu derselben, welche die Tagesordnung 
enthalten muss, an die einzelnen Mitglieder mittels Aufgabe zur Post unter der letzten 
bekannten Adresse des betreffenden Mitgliedes. 

Zum Nachweise-, dass die Elinladungen vorschriffcsmässig erlassen sind, genügt die 
darauf bezügliche mündliche, zu Protokoll zu nehmende Erklärung des Vorsitzenden 
oder dessen Stellvertreters nach Eröffnung der Generalversammlung. Eines Nachweises 
der Zustellung bedarf es nicht. 

§ 19. Zur Beschlussfähigkeit der Generalversammlung ist die Anwesenheit von 
fünfzehn Gesellschaftsmitgliedem genügend. 

EEat eine Generalversammlung wegen Beschlussunfähigkeit vertagt werden müssen, 
so ist die demgemäss einzuberufende neue Generalversammlung schon bei der Anwesen- 
heit von mindestens elf Mitgliedern beschlussfähig; es muss jedoch auf diese Folge bei 
der EinberuAmg ausdrücklidi hingewiesen werden. 

Abgesehen von dem Falle des § 17 h entscheidet einfach absolute Stimmen- 
mehrheit der Erschienenen; bei Stimmengleichheit giebt das Votum des Vorsitzenden 
den Ausschlag. 

Ueber die Form der Abstimmung entscheidet das Ermessen der Versammlung. 

§ 20. Ueber die Verhandlungen der Generalversammlung, sowie über die Ver- 
handlungen des Vorstandes hat der SchriftfOhrer oder dessen SteUvertreter ein Protokoll 
aufzunehmen, welches von ihm und dem Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter zu 
vollziehen und gleich allen übrigen Schriftstücken der Gesellschaft von dem Vorsitzenden 
oder einem von diesem Beauftragten aufzubewahren ist. 

§ 21. Gegenwärtig^ und bis zum Schlüsse des laufenden Geschäftsjahres (das 
Geschätsjahr beginnt .mit dem 7. Mai und endet mit dem 6. Mai des folgenden Kalender- 
jahres) fimgiren als Mitglieder des Vorstandes: (es folgen die Namen der sieben Unter- 
schriebenen). 

§ 22. Die Wahl jedes einzelnen Vorstandsmitgliedes ist, sofern die General- 
versammlung nicht anders beschliesst, in einem besonderen Wahlgange zu bewirken. 
&giebt sich bei einer Wahl nicht sofort die erforderliche Mehrheit, so sind bei einem 
zweiten Wahlgange nur diejenigen beiden Mitglieder zur engeren Wahl zu bringen, 
für welche vorher die der absoluten Mehrheit am nächsten Kommende Stimmenzahl 
abgegeben worden war. Sind dies mehr als zwei, so müssen sie sämmtlich zur engeren 
Wahl gestellt, und es muss mit letzterer so lange fortgefahren werden, bis sich die 
erforderliche Mehrheit ergiebt. Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet das Loos, 
welches von dem Vorsitzenden ^ezoffen wird. 

§ 23. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes, für welches ein Stellvertreter nicht 
vorhanden ist, innerhalb seiner eiiij ährigen Functionsperiode aus dem Vorstande, so 
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ist fitir die Zeit, während welcher dieses Mitglied noch zu fimgiren gehabt haben würde, 
eine Ergftnznngswahl nach Maass^abe der §§ 17 a, 22 zu veranlassen. 

IMtt die Nothwendigkeit einer solchen Ek'gänzongswahl zu einem Zeitpunkt ein, 
in welchem die Lage der anderweiten Geschäfte nach dem Ermessen des Vorsitzenden 
die Einberufung einer besonderen Generalversammlung nicht nothwendig macht, so ist 
der Vorsitzende befugt, die Vornahme einer förmlichen Wahl bis dahin, dass ans 
sonstigen Gründen die f^bemfnng einer Generalversammlung erfolgt, zu verschieben 
und das erledL^e Amt einstweilen einem anderen Gesellschaftsmitgliede zu übertrafen. 

§ 24 Jeder Berathung über Veränderung der Statuten muss ein von 20 Mit- 
gliedern der Gesellschaft unterzeichneter motivirter Antrae vorhergehen, der dem 
Vorsitzenden zu übergeben ist. Derselbe ist auf die Tagesorcmun^ der nächsten ordent- 
lichen oder einer ausserordentlichen Generalversammlung zu bringen. Zwischen der 
Einbringung des Antrags und der Berathung muss jedoch ein Zeitraum von mindestens 
14 Tagen hegen. 

§ 25. Abänderungen des Statuts, welche den Sitz, den Zweck und die äussere 
Vertretung der Gesellschaft betreffen, sowie Beschlüsse, welche die Auflösung der 
Gesellschaft zum Gegenstande haben, bedürfen landesherrlicher Genehmigung. 

Sonstige Statutsabändemngen sind von der Zustimmung des Oberpräsidenten 
von Berlin anhängig. 

Berlin, den 13. December 1884.*) 

Koch, von Zur Westen. Dr. Rubo. Fieischmann. von Wilmowski. 
Meyen. Dr. von Kirchbach. 

*) Das Statut vom 7. Mai 1869 war nnterieichnet: 

Dr. Graf Wartensleben. Volkmar. Dr. von Holtzenddrfr. SImson. Borchardt. 
C. Hiersemenzel. BlQmel. Qolz. Heilborn. Jacobl. Joöl. Johl. Rehbein. 

A. Hiersemenzel. Voflrler. 



Anf Gmnd des vorstehenden Statuts ist der nachfolgende Allerhöchste Erlass 
ergangen: 

Anf den Bericht vom 26. April d. J. will ich der ^ Jnristischen 
Gesellschaft^ in Berlin anf Gmnd des znrückf olgenden Statuts 
vom 13. December 1884 hierdurch die Rechte einer juristischen 
Person verleihen. 

Berlin, den 7. Mai 1886. 

(gez.) Wilhelm. 
(ggez.) V. Puttkamer. Dr. Friedberg. 

An 
die Minister des Innern nnd der Justiz. 
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Erster Nachtrag 

za dem 

Statut der Juristischen Gesellschaft zu Berlin 

18. Deoember 1884. 



vom 



7. Mai 1886. 



Hinter dem § 6 werden folgende neue Festsetzungen in das Statut aufgenommen: 
§ 6 a. Auf Vorschlag des Vorstandes können ausserhalb Berlins 
wohnende Rechtskundige, welche sich um die Rechtswissenschaft verdient 
gemacht haben, durch Beschluss der Gesellschaft zu Ehrenmitgliedern der- 
selben ohne die Rechte und Pflichten der ordentlichen Mitglieder ernannt 
werden. 

Die Gesellschaft wird es sich zur Ehre rechnen, wenn die Ehren- 
mitglieder an ihren Vereinigungen gelegentlich theilnehmen und sich bei 
ihren Arbeiten betheiligen. 

Berlin, den 3. April 1886. 

Der Yorstand der Jarlstisclien Oesellsehaft* 

Kochy von Zur Westen, Bubo, Fleisch mann, 

VorflÜEender. Stellvertreter des Vorsitzenden. Bibliothekar. Ordner. 

▼. Wilmowski, Keyen, v. Kirchbaoh, 

Schatsmeister. Sohriftfahrer. Stellvertreter des SohriftfUhrerB. 



Dem vorstehenden ersten Nachtrag vom 3. April 1886 zu dem Statute der Juristischen 
Gesellschaft zu Berlin vom *^^y^^^*— wird hierdurch die Genehmigung ertheilt. 
Potsdam, den 15. Juni 1886. 

Der Oberpräsident der Prorinz Brandenburg. 

Staatsminister 

(gez.) Aohenbach. 

Oeneh] 
O. P. 
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Zweiter Nachtrag 

za dem 

Statut der Juristischen G^esellschaft zu Berlin 

18. Deoember 1884. 

vom — ^-^^_gg^_ 



a) § 11 Abs. 2 dahin zu äadem: 

^Der Vorstand besteht ans 8 Mitgliedern, nämlich: 

1. dem Vorsitzenden, 

2. dem ersten Stellvertreter des Vorsitzenden, 

3. dem zweiten Stellvertreter des Vorsitzenden, 

4. dem Bibliothekar, 

5. dem Ordner für die geselligen Zusammenkünfte, 

6. dem Schatzmeister, 

7. dem Schriftführer, 

8. dem Stellvertreter des Schriftführers.** 

b) hinter § 11 einzufügen: 

§ IIa. Der Vorsitzende wird in Behinderungnf allen durch den ersten 
Stellvertreter, und wenn dieser ebenfalls behindert ist, durch den zweiten 
Stellvertreter des Vorsitzenden vertreten. 

Berlin, den 8. April 1893. 

Der Yorstand der Juristischen Oesellseliaft. 

Dr. Koch, Leise, E. Bubo, Fleiiohmann, 

Vonitsender. Stellvertreter des Vortitsenden. Bibliothekar. Ordner. 

V. WilmowBki, v, Kirohbach, Seligtohn, 

Sohatimeister. SchiiftfEÜirer. Stellvertreter des SchriftfQhrers. 



Hierzu ist durch den nachfolgenden Allerhöchsten Erlass die Genehmigung 
ertbeilt: 

Auf Ihren Bericht vom 28. Juni d. J. will Ich dem in 
Ausfertigung zurückfolgenden zweiten Nachtrage vom 8. April 
1893 zu dem Statute der ^Juristischen Gesellschaft** in Berlin 
vom 13. December 1884 hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 
Der 33. Jahresbericht über die Wirksamkeit des genannten Vereins 
ist gleichfalls wieder beigefügt. 

Neues Palais, den 10. Juli 1893. 

(gez.) Wilhelm B. 

(ggez.) Graf Eulenburg. v. Schelling. 

An 
den Minister des Innern und den Justizminister. 



O. P. 104. a 96. 
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II. Anlage. 



Die Kasse der Gesellsehaft. 

Die Jahresreohnung vom 1. April 1898 bis ^ahiii 1899 weist nach: 

Eiimahme. 



Tit. I. Bestand aus der früheren Jahresrechnung 

Tit. n. Beiträge der Mitglieder 

Tit. m. Zinsen vom Kapitalvermögen 



Somma 



Ist-Eiimahme 
Effecten | Baar 

•^ _3^ II *^ I -4 



19100 



19100 



5 621 95 

6200 i — 

756 45 



12 578 



40 



A.usgabe. 



Ist-Ansgabe 



Tit. I. Ausgaben für wissenschaftliche Zwecke . 
Tit. n. Kanzlei-, Druck- und Porto- etc. Auslagen 
Tit. m. Für gesellige Zwecke 



550 
1685 I 25 
1311 I 25 



Summa 



3546 50 



AbschluBS der 40. Jahresreohnung. 

Effecten Baar 

Einnahme 19 100,— M. 12 578,40 JC^ 

Ausgabe — 3 546,50 „ 



Bestand am 1. April 1899 19 100,— Ja 



9 031,90 jK. 



Der Sehatzmeister: 

Dr. Biesser, Justizrath. 
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319. Sitzung der Jaristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 16. April 1898, im Grand Hötel de Rome. 



Der Vorsitzende eröffnete die Sitzung mit dem Hinweise darauf, dass heute die 
ordentliche Generalversammlung stattfindet. Er erklftrte, dass die Einladungen zu 
derselben an alle Mitglieder vorschrif tsmässig ' erlassen worden sind, und stellte die 
Anwesenheit von mehr als 15 Gesellschaftsmitgliedem fest. 

Zu 1 der Tagesordnung erstattete der Vorsitzende den Jahresbericht und 
begrüsste als neue Mitglieder <ue Herren: 

Rechtsanwälte Gold bäum und Eugen Cohn. 

Zu 2 erstattete der Schatzmeister, Herr Justizrath Dr. Riesser, Bericht, worauf 
die Versammlung einstimmis: durch Acdamation Decharge ertheilte. 

Zu 3 berichtete der Bibliothekar, Herr Professor Dr. Bornhak. 

Zu 4 folgte die Vorstandswahl für das Geschäftsjahr 1898/99. Die Versammlung 
beschloss durch Acdamation einstimmig die Wiederwahl der bisherigen Mitglieder des 
Vorstandes. 

Ueber den zu 5 der Tagesordnung gehaltenen Vortrag des Herrn Professor 
Dr. Eugen Ehrlich aus Czemowitz: 

„Die stillschweigende Willenserklärung im Verkehr unter 
Lebenden nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch für das Deutsche 
Reich« 

wurde ein besonderes Protokoll aufgenommen. 

a. u. s. 

Dr. Koch, Dr. Seligsohn, 

YorsitEender. Schriftführer. 



Fortsetzung des Protokolls vom 16. April 1898. 

Nachdem der geschäftliche Theil erledigt war, ergriff Herr Professor Dr. Eugen 
Ehrlich zu Czemowitz das Wort zu einem Vortrage über nachstehendes Thema: 

-Die stillschweigende Willenserklärung im Verkehr unter 
Lebenden nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch für das Deutsche 
Reich«. 

Der Redner führte im Wesentlichen Folgendes aus: 

Das Bürgerliche Gesetzbuch für das Deutsche Reich bestätigt vollständig die 
von mir in meiner Schrift über die stillschweigende Willenserklärung vertretene Auf- 
fassung. Wenn ich dort die stillschweigende Willenserklärung als werdendes Recht 
bezeichnete, so kann ich nunmehr hinzufügen: zum grössten Theile ist sie es nun 
gewesen; Entscheidungen, die bisher nur durch Annahme einer stUlschweigenden 
Willenserklärung gerechtfertigt werden konnten, werden sich in der Folge einfach auf 
die Paragraphen des Bürgerlichen Gesetzbuchs berufen können. 
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Die hierher gehörenden Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs lassen sich 
in zwei Gruppen emtheilen. Zur ersten gehören Vorschriften, die in die allgemeine 
Vertragslehre, die Lehre von der Auslegung der Willenserklärungen und vom Vertrags- 
abschlüsse gehören. Zur zweiten das Specialrecht des Bürgerlichen Gesctzbucus, 
Entscheidungen einzelner Fälle, in denen aas Bürgerliche Gesetzbuch entweder selbst 
offenbar eine stillschweigende Willenserklärung erblickt, oder dies wenigstens die 
Quellen, die Litteratur und die Rechtsprechung gethan haben. 

Zur ersten Gruppe zähle ich zunächst die Vorschriften, dass bei Auslegung der 
Willenserklärungen der wirkliche Wille zu erforschen und nicht an dem buchstäblichen 
Sinne des Ausdrucks zu haften ist, femer die Vorschrift, dass Verträge so auszulegen 
sind, wie es Treu und Glaube mit Bücksicht auf die Verkehrssitte erfordern, endlich 
die Bestimmung des § 151, wonach ein Vertrag durch Annahme des Vertragsantrages 
zu Stande kommt, ohne dass es einer Erklärung dem anderen Theile gegenüber 
bedürfte, wenn eine solche Erklärung mit Bücksicht auf die Verkehrssitte nicht zu 
erwarten ist oder der Antragende darauf verzichtet hat. 

Das Specialrecht des Bürgerlichen Gesetzbuchs theile ich wieder in zwei Gruppen 
ein: vor Allem in Bestimmungen, in denen das Bürgerliche Gesetzbuch eine Willens- 
erklärung der Parteien als vorhanden annimmt und die Rechtsfolgen auf diese Willens- 
erklärung zurückführt, dann aber in Bestimmungen, in denen dies nicht der Fall ist. 
Zur ersten Gruppe gehört zunächst die relocatio tacita; das Miethverhältniss gilt als 
auf unbestimmte Zeit verlängert, wenn der Miether den Gebrauch des Gegenstandes 
nach Ablauf der Miethzeit fortsetzt; es sei denn, dass der Miether oder Vermiether 
seinen entgegenstehenden Willen dem anderen Theile gegenüber binnen zwei Wochen 
erklärt. Ebenso gilt das Dienstverhältniss als auf unbestimmte Zeit verlängert, wenn 
der Verpflichtete nach Ablauf der Dienstzeit mit Wissen des anderen Theiles es fort- 
setzt und der andere Theil nicht unverzüglich widerspricht. Die Gesellschaft, die 
nach dem Ablaufen der bestimmten Zeit stillschweigena fortgesetzt wird, wird einer 
für unbestimmte Zeit eingegangenen Gesellschaft gleichgestellt. Beim Kauf auf Probe 

tut das Stillschweigen des Käufers, dem der Gegenstand überleben worden ist, über 
ie vereinbarte Zeit hinaus, oder in Ermangelung einer Vereinbarung über die ihm 
vom Käufer gesetzte angemessene Frist hinaus, als Billigung. Wenn bei der Schenkung 
die Zuwendung ohne Willen des Anderen erfolgte, so kann der Schenker ihn zur 
Ebrklärung über die Annahme unter Bestimmung einer angemessenen Frist mit der 
Wirkung auffordern, dass die Schenkung nach Anlauf der Frist als angenommen gilt, 
wenn sie nicht der Andere vorher abgelehnt hat. Beim Mäkler-, Dienst-, Werk- und 
Verwahrungsvertrage gilt eine Vergütung als stillschweigend vereinbart, wenn die 
Leistung den Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ist. 

Zur zweiten Gruppe gehören Entscheidungen, in denen das Bürgerliche Gesetz- 
buch gewisse Rechtsfolgen unmittelbar an einen Thatbestand knüpft, in denen die 
Quellen, die Litteratur oder Rechtsprechung eine stillschweigende Willenserklärung 
gesehen haben. So wurde früher häufig behauptet, in der Annahme der verspäteten 
oder vertragswidrigen Leistung liege ein Verzicht auf die Vertragsstrafe. Das Bürger- 
liche Gesetzbuch bestimmt nun, dass, wenn die Vertragsstrafe für den Fall vereinbart 
wird, dass der Schuldner die Verbindlichkeit nicht erfülle, der Anspruch auf Erfüllung 
ausgeschlossen ist, sobald der Gläubiger dem Schuldner erklärt hat, dass er die Strafe 
verlange; ist aber die Vertragsstrafe für den Fall vereinbart, dass die Leistung nicht 
in der gehörigen Weise, insbesondere zur gehörigen Zeit, erfolgt, so kann der Gläubiger 
die Strafe nur dann verlangen, wenn er sich das Recht dazu bei der Annahme vor- 
behält. Wenn als Strafe eine andere Leistung, als die Zahlung einer Geldsumme, 
versprochen wird, so ist der Anspruch auf SiSiadenersatz ausgeschlossen, wenn der 
Gläubiger die Strafe verlangt. 

Zu den meist erörterten Fragen gehörte es bisher, wie weit in der Annahme 
einer Leistung die stillschweigende Genehmigung derselben als Erfüllung der Ver- 
bindlichkeit zu betrachten* ist. Das Bürgerliche Gesetzbuch bestimmt darüber, dass 
den Gläubiger, der eine ihm als Erfüllung angebotene Leistung als Erfüllung annimmt, 
die Beweislast trifft, wenn er sie aus dem Grunde nicht als Erfüllung gelten lassen 
will, weil es eine andere als die geschuldete Leistung oder weil sie nicht vollständig 
sei. Dagegen haftet der Verkäufer und der Unternehmer eines Werkes nicht für die 
Mängel des verkauften Gegenstandes oder des Werkes, wenn der Käufer oder der 
Besteller die Leistung annimmt, obwohl ihm die Mängel bekannt waren, es sei denn, 
dass er sich die Rechte bezüglich des Mangels vorbehält. Nur bei der Miethe hat das 
Bürgerliche Gesetzbuch, socialpolitischen EW^ungen ein geringfügiges Zugeständniss 
nicht versagend, bestimmt, dass, wenn eine Wohnung oder ein zum Aufenthalte von 
Menschen bestimmter Raum so beschaffen ist, dass ihre Benützung mit einer erheblichen 
Ge^hrdung der Gesundheit verbunden ist, der Miether den Vertrag ohne Einhaltung 
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einer Kttndienngsfrist kündigen kann, selbst wenn ihm der Mangel bei Abschluss des 
Vertrages bekannt war oder er auf die Geltendmachung der ihm wegen der Beschaffenheit 
zustehenden Rechte verziehtet hat. 

Eine grosse Rolle spielt in Litteratur und Rechtspflege die Frage, inwiefern 
eine Partei auf die Rechte aus der lex commissoria, ans einem vertragsmässigen oder 
gesetzlichen Rücktrittsrechte, dadurch verzichtet, dass sie sich selbst in die Uomöglichkeit 
versetzt, das, was sie aus dem Vertrage erhalten hat, zurückzustellen. Das Bürgerliche 
Gesetzbuch bestimmt darüber, dass bei dem vertragsmttssig oder gesetzlich vorbehaltenen 
Rücktrittsrechte und bei der Wandlung die Ausübung des RUcktrittsrechts aus- 
geschlossen ist, wenn der Rücktrittsberechtigte den Untergang, eine wesentliche 
Verschlechterung oder sonst die Unmöglichkeit der Herausgabe des Gegenstandes 
verschuldet hat oder die empfangene l^che durch Umbildung oder Verarbeitung in 
eine Sache anderer Art verwandelt. Diesen Handlungen des Rücktrittsberechtigten 
stehen die Handlungen solcher Personen gleich, an die der Rücktrittsberechtigte die 
Sache oder einen wesentlichen Theil derselben veräussert oder zu deren Gunsten er 
sie mit einem dinglichen Rechte belastete. 

Endlich schreibt das Bürgerliche Gesetzbuch im Anschlüsse an die Quellen, die 
in der Rückgabe des Pfandes an den Verpfftnder einen stillschweigenden Verzicht auf 
das Pfandrecht erblicken, vor, dass das Pfandrecht erlösche, wenn der Gläubiger es 
an den Verpfänder oder den Eigenthümer zurückstellt, wobei bestimmt wird, dass der 
Vorbehalt des Pfandrechts unzulässig ist und dass die Rückgabe des Pfandes vermuthet 
wird, wenn es sich im Besitze des Verpfänders oder Eigenthümers oder solcher 
Personen befindet, die es nach Entstehung des Pfandrechts vom Verpfänder oder 
Eigenthümer erworben haben. 

Fragt man nun, welche Veränderung des geltenden Rechtsznstandes diese 
Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs bedeuten, so muss man zunächst zwischen 
den in die allgemeine Yertragslehre gehörenden Bestimmungen und dem Specialrechte 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs genau unterscheiden. Was die Ersten betrifft, so sind die 
Vorschriften: bei der Auslegung der Willenserklärung sei der wirkliche Wille der 
Parteien zu erforschen, und nicht an dem buchstäblichen Sinne des Ausdrucks zu 
haften, und: Verträge seien so auszulegen, wie es Treu und Glaube mit Rücksicht auf 
die Verkehrssitte erfordern (allgemein anerkannte Grundsätze der Vertragsauslage). 
Neues Recht hat das Bürgerliche Gesetzbuch in dieser Beziehung weder eingeführt, 
noch auch einführen wollen; diese Bestimmungen lassen übrigens der Vertrags- 
auslegung so viel freien Spielraum, dass auch die bequem untergebracht werden kann, 
die sich bisher, wenn auch Ohne Noth, in das Gewand der stillschweigenden Willens- 
erklärung hüllte. Der ganz frei ermittelte sowie der juristisch construirte Sinn einer 
Erklärung, sowie die Verkehrssitte werden in der Folge ebenso maassgebend sein, wie 
dies bisher der Fall war. Da das Gesetz femer bei formlosen Verträgen Erklärungen 

t'eder Art als genügend erachtet, daher auch solche, die in concludenten Handlungen 
»estehen, so wird bei der Feststellung des Sinnes der Handlungen dieselbe Freiheit 
herrschen wie bei anderen Willenserklärungen. Es ist demnach das Recht des Vertrags- 
abschlusses nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch im Wesentlichen das bisherige. 

Was aber den § 151 des Bürgerlichen Gesetzbuchs betrifft, so kann es wohl 
keinem Zweifel unterliegen, dass unter einer Annahme, ohne dass es einer Annahme- 
erklärung dem anderen Theile gegenüber bedürfte, immer eine Annahme durch 
Ausführnngs- oder Erfüllungshandlungen verstanden werden kann. Würde aber der 
Wortlaut dieses § 151 einen Zweifel aufkommen lassen, so müsste ihn der historische 
Zusammenhang mit § 86 der ersten Lesung des Entwurfs beseitigen. Dieser lässt 
die stillschweigende Annahme zu, wenn der Antragende sie gestattet hat, und dies soll 
insbesondere der Fall sein, wenn er sofortige Leistung, also Annahme durch Voll- 
zugshandlungen, verlangt, oder wenn aus dem Antrage erhellt, dass er nicht eine 
Antwort, sondern nur eine Annahme erwarte. Was unter einer Annahme zu verstehen 
ist, die nicht Annahme, sondern nur eine Antwort ist, darüber könnte man billiger 
Weise im Zweifel sein. Nach meiner Ueberzeugung kann man darunter nur Annahme 
durch Vollzug- oder Aneignungshandlungen verstehen. Zum Ueberflusse sagen die 
Motive, das könne inbesondere dann vorkommen, wenn dem Antragsempfänger mit 
dem Antrage zugleich die Leistung zukommt. Der Hinweis auf die Annahme durch 
Aneignungsnandlnngen ist damit vollkommen klargelegt. Auch an dem Rechte des 
Vertragsabschlusses durch Vollzugs- und Aneignungshandlungen hat daher das Bürger- 
liche Gesetzbuch nicht ein Jota geändert. 

Aber auch das Specialrecht des Bürgerlichen Gesetzbuchs, insoweit es gewisse 
Rechtsfolgen auf den Parteiwillen zurücluührt, ist im Wesentlichen eine Aufrecht- 
erhaltung des bisherigen Rechtszustandes. Die relocatio tacita findet sich bekanntlich 
schon in den Quellen, die stillschweigend vereinbarte Vergütung für Dienste, für die 
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Unternehmung eines Werkes, für die Aufbewahrung und Mäklerdienste, sowie die 
stillschweigende Verlängerung der Gesellschaft wenigstens dem Sinne nach ebenfalls. 
Neu, aber durchaus im Geiste ausdrücklicher Quellenbestimmungen ist die Vorschrift 
über die Billigung beim Kaufe auf Probe. Eine thatsächlich neue Bestimmung ist die 
über die Annahme der Schenkung durch Stillschweigen auf die Auffordertmg zur 
Ablehnung. Auch in Bezug auf die Construction ist nichts zu sagen. Die relocatio 
tacita und die Genehmigung des Kaufes auf Probe erscheinen als Erklärung durch 
Aneignungshandlungen, die Bestimmungen über die stillschweigend vereinbarte Ver- 
gütung beim Dienst-, Werk-, Mäkler- und Verwahrungsvertrag sind Auslegungsregeln. 

Bei der stillschweigenden Verlängerung des Dienst- und Gesellschaftsvertrages 
handelt es sich um Willenserklärungen durch concludente Handlungen. Die still- 
schweigende Annahme des Schadens mhre ich auf die Verbindlichkeit des einseitigen 
Schenkungsversprechens zurück. 

Mit Rücksicht auf das soeben Ausgeführte muss vor Allem das, was bisher 
Rechtens war, zur historischen Auslegung benutzt werden, andererseits kann der 
Umstand, dass das Bürgerliche Gesetzbuch die Rechtsfolgen auf den Parteiwülen 
zurückführt, nicht ohne jede Bedeutung sein. Zwar hat schon das bisherige Recht 
damit nicht viel Aufhebens gemacht, die der Annahme einer Willenserklärung entgegen- 
stehenden Indicien oft als quantitä negligeable und sogar ausdrückliche Verwahrung 
als protestatio facto contraria behandelt. Aber soweit das bisherige Recht einen 
Einfluss des Willensmoments annahm, muss dies auch nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
der Fall sein. Das Bürgerliche Gesetzbuch änderte daher an dem bisherigen Rechts- 
zustande nur insoweit, als es an Stelle des freien richterlichen Ermessens den Wortlaut 
des Gesetzes mit seinem ganzen Gefolge setzte. 

Ganz anders verhält es sich mit jenen Fällen, die zwar die Quellen, die Litteratur 
oder Rechtsprechung als stillschweigende Willenserklärung construiren, wo aber das 
Bürgerliche Gesetzbuch unmittelbar die Rechtsfolgen an den Thatbestand knüpft; 
hier ist der Znsammenhang mit dem bisherigen Kechtszustande unterbrochen; wir 
dürfen das gemeine Recht weder zur Auslegung heranziehen, noch irgendwie an gemein- 
rechtliche Constructionen anknüpfen. Ni<3its berechtigt uns, zu sagen, dass etwa nach 
deutschem Rechte in der Rückgabe des Pfandes an den Verpfönder oder Eigenthümer 
der Verzicht auf das Pfandrecht liegt. Das Pfandrecht erlischt unmittelbar in Folge 
der Rückgabe. Ebensowenig können wir darin, dass der Käufer die Leistung annimmt, 
obwohl er die Mängel kennt, eine stillschweigende Genehmigung erblicken; die grosse 
Selbständigkeit dieser Leistungen gegenüber dem bisherigen Rechte ergiebt sich auch 
daraus, dass auch hier manchmal Rechtsfolgen festgesetzt werden, deren Zurückführung 
auf den Partei willen überhaupt unmöglich wäre, z. B. die Annahme einer als Erfüllung 
angebotenen Leistung. 

Im Grossen und Ganzen hat das Bürgerliche Gesetzbuch jedoch, wie sich schon 
aus dem Gesagten ergiobt, den bisherigen Zustand aufrecht erhalten. Es darf wohl 
die Frage aufgeworfen werden, ob das Bürgerliche Gesetzbuch nicht trotzdem eine 
Umwälzung von grösster Tragweite für das Recht der stillschweigenden Willens- 
erklärung bedeutet. Wie ich bereits erwähnt habe, war ja die stillschweigende Willens- 
erklärung nie etwas Anderes, als ein Mittel, das geltende Recht mit den Erfordernissen 
der Rech tsont Wickelung in Einklang zu bringen, eine Lücke, die das gewordene Recht 
dem werdenden Recht offen lässt, wo neue Ideen in das geschlossene Rechtsgebiet 
eindringen können. Wird nun auch in dieser Beziehung eine Aenderung nicht eintreten? 
Wird die stillschweigende Willenserklärung auch diese Function behalten? Ich glaube, 
dass man vom Standpunkte der historischen Auslegung die Frage nicht anders als 
bejahen kann. Ich muss insbesondere auf jene Grundsätze hinweisen, die Unger seiner 
Zeit für die Auslegung des österreichischen Bürgerlichen Gesetzbuchs aufgestellt hat. 
Nach Allem, was ich bisher gesagt habe, ist es wohl zweifellos, dass die Absicht des 
Gesetzgebers nicht etwa dahin ging, die stillschweigende Willenserklärung in den 
einzelnen Anwendungen, die im Bürgerlichen Gesetzbuch ausdrücklich erwähnt werden, 
aufzunehmen, sondern er wollte sicn in der That die ganze zur Zeit der Abfassung 
des Gesetzbuchs herrschende Theorie der stillschweigenden Willenserklärung aneignen. 
Man muss daher die stillschweigende Willenserklärung nicht bloss dort annehmen, wo 
dies im Bürgerlichen Gesetzbuch ausdrücklich vorgeschrieben ist, sondern überall dort, 
wo dies vom Standpunkte der zur Zeit der Abfassung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
herrschenden Theorien nach der die damalige Rechtsprechung beherrschenden Auf- 
fassung angenommen werden musste. 

Die nächste Anwendung dieses Satzes wäre auch die Frage der Verbindlichkeit 
der einseitigen Willenserklärungen, insbesondere des einseitig belastenden Vorsprechens. 
Gegen die Verbindlichkeit fällt allerdings der Umstand ins Gewicht, dass das Bürger- 



Digitized by 



Google 



- 17 - 

liehe Gesetzbach die Fälle der Verbindlichkeit einseitiger Erklftrangen tazatio aufzählen 
will ond das einseitig belastende Versprechen sich darunter nicht befindet. Andererseits 
wissen wir, dass die gemeinrechtliche Litterator und Bechtsprechong die Verbindlichkeit 
dieser Rechtsgeschäfte stets nur daraof zurückführte, aass im Stillschweigen des 
AntragsempflüQgers eine Annahme des Versprechens liege, dass die Redactoren des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs dieses weder verworfen haben, noch auch verwerfen wollten, 
und dass sie, wenn sie einen Fall zu entscheiden hätten, ihn nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch zweifellos so entschieden hätten, wie dieses bisher geschehen ist. Wenn 
wir daher hier eine Verbindlichkeit nicht entstehen Hessen, weil nur ein einseitig nicht 
angenommenes Versprechen vorläge und dieses nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
unverbindlich sei, so würden wir zweifellos dem Willen des Gesetzgebers zuwider- 
handeln« Dazu kommen jedoch in diesem Falle noch andere Momente. Zunächst der 
Wortlaut des § 151. Zwar bezieht sich dieser Paragraph, wie ich nachgewiesen zu 
haben glaube, nur auf die Annahme durch Aneignunesnandlungen, aber in seinem 
Wortlaute liegt nichts, was uns hindern könnte, ihn aud& auf unseren Fall anzuwenden. 
Wenn bei einseitig belastenden Willenserklärungen, wie Bürgschaftsübernahme, Schuld- 
anerkennung, die Annahme dem Antragenden gegenüber häufig unterbleibt, und 
darnach der Antragende sieh ab gebunden betrachtet, so ergiebt sich daraus, dass die 
Annahme dem Antragenden gegenüber nach der Verkehrssitte wenigstens nicht unbedingt 
zu erwarten ist. Dazu kommt aber, dass das Bürgerliche Gesetzbuch auch anderer- 
seits häufig von ähnlichen Grundsätzen ausgeht. So sagen zwar die Motive von der 
Schenkung, dass sie immer einen Vertrag in sich schliesse. Aber durch eine auf- 
merksame Betrachtung der Vorschriften über das Zustandekommen der Schenkung 
überzeugt man sich, dass dieselbe nicht von der Annahme, sondei*n gerade so, wie ich 
es für das einseitig belastende Versprechen festgestellt zu haben ^laabe, nur von der 
Nichtablehnung abnängt. Das Schenkungsversprechen erlischt nicht wie ein Vertrags- 
antrag durch blossen Ablauf der Annahmefrist, sondern dauert fort bis zur Ablehnung, 
und wird, wenn die Ablehnung trotz Aufforderung zur Erklärung nicht erfolgt, unwider- 
ruflich. Daraus ergiebt sich, dass auf Grund des blossen Schenkungsversprechens der 
Antragsempfänger auch ohne jede frühere Erklärung Ejrfüllung verlangen und, wenn 
diese nicht erfolgt, darauf klagen kann. Aber auch für die Verträge zu Gunsten 
Dritter gilt dasselbe. Auch hier kann nach dem Wortlaute des Gesetzes die Zuwendung 
so erfolgen, dass die Verbindlichkeit nicht durch Annahme, sondern durch blosse 
Nichtablehnung erfolgt. Wenn ich daher behaupte, dass nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch, sowie nach dem früheren Rechte, das einseitig belastende Versprechen 
genügt, um eine Verbindlichkeit zu erzeugen, so kann ich mich nicht nur auf die 
Grundsätze der historischen Auslegung und den Wortlaut des § 151, sondern auch 
darauf berufen, dass ein ähnliches Prmcip dem Bürgerlichen Gesetzbuch auch sonst 
nicht fremd ist. 

Ganz so verhält es sich mit den übrigen Fällen der stillschweigenden Willens- 
erklärung. Wie ich erwähnt habe, versuchte es die gemeinrechtliche Rechtsprechung, 
die Härten des gemeinen Inädificationsrechts zu beseitigen, indem sie in vielen Fällen 
eine Rechtsverwirkung des Eigenthümers durch Verschweigung als stillschweigenden 
Verzicht constatirte. Das Bürgerliche Gesetzbuch ersetzt das gemeine Inädifications- 
recht durch ein billigeres und viel schmiegsameres; ganz ausgeschlossen ist es wohl 
nicht, dass auch dieses zu Härten führt, die man nach gemeinrechtlichem Muster durch 
Construction eines stillschweigenden Verzichts beseitigen könnte. Ich wüsste nicht, 
warum dies einem Anstände unterliegen sollte. Auch die Bestimmungen des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs über die Verjährung entsprechen im Ganzen der Billigkeit. Aber 
es läest sich nicht behaupten, dass für alle Fälle, in denen eine Abkürzung der Ver- 
jährungsfrist wünschenswerth wäre, dies auch geschehen ist, so für den von mir bereits 
erwähnten Fall der synallagmatischen Verträge, die von beiden Theilen liegen gelassen 
wurden. Wenn also Jemand einen längst versessenen Schlussbrief über die Lieferung 
von 100 Metercentnem Weizen nach 25 Jahren ausgräbt, soll man ihm da nicht 
entgegnen können, dass von beiden Theilen offenbar auf die Rechte aus dem Schluss- 
briefe verzichtet wurde? Dies würde, wie ich glaube, nicht bloss den Grundsätzen 
der historischen Auslegung des Gesetzes, sondern den Bedingnissen der Rechtspflege 
widersprechen. 

£s mag mir gestattet sein, zum Schlüsse einen Fall kurz zu erörtern, bei dem ich 
die Anwendung dieses Grundsatzes der historischen Gesetzesauslegung für sehr fruchtbar 
halte. Die Regelung, die das Bürgerliche Gesetzbuch der Vollmacht angedeihen lässt, 
leidet, abgeseher von anderen Mängeln, auch darunter, dass das Bürgerliche Gesetzbuch 
nur eine Ertheilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden 
und gegenüber dem Dritten, sowie durch öfi^ntliche Bekanntmachung kennt, die 
präpositio dagegen ganz mit Stillschweigen übergeht. 
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Bei Worte genommen, wttrde dies zn unerfrealichen Folgen führen: Jahrzehnte 
hindurch wurde der Micthzins eines Hauses vom Hausbesorger einkassirt; der fügen- 
thümer hat nie dagegen Einwendung erhoben. Eines schönen Morgens wird der Blieth- 
zins vom Hausbesorger veruntreut und nun verlangt ihn der Eigenthümer zum zweiten 
Male: er habe dem Hausbesorger nie die Vollmacht zur Einkassimn^ des Zinses 
gegeben; wenn die Parteien an ihn gezahlt haben, so thaten sie dies auf eigene Ge£ahr. 
Oder es hat Jemand eine Wohnung beim Verwalter des Hauses gemiethet; sowie er 
einziehen will, bemerkt er, dase die Wohnung schon von einem Anderen bezogen 
wurde. Der Eigenthümer, zur Rede gestellt, erklärt, er habe dem Hftuserverwalter 
keine Vollmacht zur Vermiethung der Wohnung ertheilt. Wer sich mit diesem einliess, 
habe dies auf eigene Gefahr gethan. Nicht viel anders verhält es sich, wenn wir uns 
anstatt des Häuserverwalters einen Güterdirector oder Geschäftsführer eines Bau- 
meisters denken. 

Ich will nun nicht davon reden, wie unbillig und in einem gewissen Sinne 
unjuristisch eine derartige Auffassung wäre, wie sehr sie allerlei Schwindeleien und 
Betrügereien begünstigen, welche Belästigung es für den Verkehr bedeuten würde, 
wenn man immer die Beibringung der Vollmacht verlangen müsste, wo man doch oft 
nicht einmal weiss, ob man mit dem Geschäftsherm selbst, oder mit seinem Stellvertreter 
zu thun hat. Denn die Erkundigungspflicht ist wohl heute ein überwundener Stand- 
punkt. Nur Eines will ich hervorheben. Das Handelsgesetz regelt diese Verhältnisse 
in durchaus befriedigender Weise. Warum soll ich nur, wenn ich mit dem untreuen 
Güterdirector eines Gutsbesitzers verhandle, der seine Firma registriren Hess, zn 
meinem Rechte kommen? Warum soll ich Schaden leiden, wenn der Gutsbesitzer 
dies nicht gethan hat? Ist es meine Schuld, dass der Gutsbesitzer auf die Registrirung 
keinen Werth legte? 

Nun ja, so arg, wie es den Anschein hat, ist es nicht. Das Bürgerliche Gesetz- 
buch erkennt zwar eine Vollmacht durch Erklärung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden 
und dem Dritten, sowie durch öffentliche Bekanntmachung an, aber es säst nicht, dass 
diese Erklärung immer ausdrücklich erfolgen müsse. Nun hat bisher aie Litteratur 
und Rechtsprechung die präpositio fast immer als stillschweigende Bevollmächtigung 
aufgefasst. In den soeben besprochenen Fällen würde z. B. die gemeinrechtliche 
Praxis annehmen, der Hauseigenthümer habe dadurch, dass er die Einkassirun^ des 
Hauszinses durch den Hausbesorger stillschweigend genehmigte, ihn stillschweigend 
dazu ermächtigt, im zweiten Fafle, dass der Häuser Verwalter mit Rücksicht auf die 
Verkehrssitte zur Abschliessung von Mieth vertragen stillschweigend als bevollmächtigt 
gilt. Da nun das Bürgerliche Gesetzbuch sich die gemeinrechtliche Auffassung der 
stillschweigenden Willenserklärung im Ganzen aneignen wollte, so ist auch die still- 
schweigende Vollmacht ein Bestandtheil des Rechts geworden. 

Man wird vielleicht diese Freiheit in der Auffassung des Rechts des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs für zu weitgehend halten. Aber wenn der Gesetzgeber in der That davon 
ausging, das Recht der stillschweigenden Willenserklärung bestehe nach dem Bürgerlichen 
GesetzDuch in demselben Maasse fort wie zuvor, so muss auch die Wissenschaft dies 
der Auslegung des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu Grunde legen; thut sie dies nicht, so 
versündigt sie sich nicht nur gegen den Grundgedanken der historischen Rechts- 
auslegung, sondern giebt dem Gesetze überdies den Charakter einer Starrheit, die 
weder den Absichten des Gesetzgebers entspricht, noch im Interesse der Rechts- 
entwickelung liegt. 

Der Vorsitzende dankte Namens der Gesellschaft dem Vortragenden und schloss, 
da sich Niemand zum Worte meldete, die Sitzung. 



Dr. Koch. Dr. Seligsohn. 
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320. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 14. Mai 1898, im Grand Hdtel de Borne. 



Der erste Stellvertreter des Vorsitzenden eröffnete die Sitzung, beerüsste den 
anwesenden Herrn Jnstizminister und gab seinem Bedauern darüber Ansdrack , dass 
der zum heutigen Abend eingeladene Herr Minister der geistlichen, Unterrichts- etc. 
Angelegenheiten sowie der Vorsitzende selbst am Erscheinen verhindert seien. 

Demnächst theilte er eine Zuschrift des einen Heransgebers des ,,Verwaltunff8- 
archivs'' mit, laut welcher diese Zeitschrift eine Preisaufgabe ans dem Gebiete des 
Verwaltungsrechts gestellt hat. 

Die eingegangenen Drucksachen wurden vorgelegt. 

Zur Tagesordnung bemerkte der Vorsitzende einleitend, dass die Juristische 
Gesellschaft stets das lebhafteste Interesse für den um die Codification des Preussischen 
Allgemeinen Landrechts so hoch verdienten Svarez bewiesen habe. Sie habe schon 
im Jahre 1876 seine Grabstätte auf dem alten Luisenstädtischen Kirchhof in der 
Alten Jacobstrasse durch eine Büste des Gefeierten in Gusseisen (Relief), getragen 
von Säulen, schmücken und im Jahre 1890 erneuern lassen. Im Jahre 1894 endlich 
habe die Gesellschaft einen Beitrag von 800 Mark zum Svarez -Denkmal in Breslau 
bewilligt. 

Hierauf hielt Herr Wirklicher Geheimer Rath Dr. Stölzel, Excellenz, den an- 
gekündigten Vortrag über das Thema: 

„Zur Erinnerung an Svarez* Todestag (14. Mai 1798)*.*) 

Kurz nach dem Glockenschlage der heutigen Mittagsstunde war es ein volles 
Jahrhundert, dass sich die klaren Augen des Mannes schlössen, den, wie er selbst es 
in der eigenthUmlichen Sprache seiner Zeit ausdrückte, „der Zauber, zur Wohlfahrt des 
menschlicnen Geschlechts auf eine besonders ausgezeichnete Art mitzuwirken, aus seiner 
Lage, die er nie zu verändern wünschte, und noch dazu für immer herausgelockt hatte.* 

Svarez' 100 jährigen Todestag konnte unsere Juristische Gesellschaft nicht 
schweigend vorübergehen lassen, zumal vor Wochen schon von Süddeutschland her die 
Runde drang, dass dortige Blätter dieses Tages gedenken wollten. 

Es ist fast, als wachse die Verehrung für den Mann, der das Preussische 
Allgemeine Landrecht geschaffen, je mehr wir uns dem Tage nähern, der uns das 
Landrecht nimmt. Gern wünschte ich in diesem Augenblick einen anaeren Sprecher 
an dieser Stelle als mich. Denn wer Alles, was er über Leben und Wirken eines 
Mannes zu finden und zu sagen weiss, so gut oder so wenig gut er es vermochte, 
bereits veröffentlicht hat, steht, wenn er über denselben Gegenstand reden soll, vor der 
Gefahr, in abp^eblasster Gestalt oder in Bruchstücken nur Das zu wiederholen, was er 
bereite, vielleicht in besserer Form, gesagt hat. Dem Wunsche unseres verehrten Herrn 
Vorsitzenden, dass ich es übernähme, die Erinnerung an Svarez heute bei Ihnen wach- 
zurufen, glaubte ich gleichwohl nach einer gewissen Richtung hin nachkommen zu 
können, indem ich den Versuch mache, EIrgänzendes dem hinzuzufügen, was über 
Svarez schon bekannt gegeben ist. Kein Schriftsteller wird damit, dass er die Früchte 
seiner Forschungen dem lesenden Publikum vorlegt, sein Werk als abgeschlossen 
erachten; wer könnte glauben, je seinen Stoff wirklich erschöpft zu haben. So sammelte 

>) Der Vortrag ist erschienen in No. 109/110 der Beilage der Münohener Allgemeinen Zeitung 
von 1806. Yoratehender Abdmok geschieht mit G-enehmig^img des Verlags. 
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und fand auch ich nachträglich noch Manches, das daza dienen kann, gewonnene 
Gesichtspunkte schärfer hervortraten zu lassen, ausgesprochene Vermnthnngen zu 
Gewissheiten zu erheben und so bisher noch nicht hervorgetretene Streiflichter auf 
die EIntwicklungszeit unsres preussischen Landrechts und seines Schöpfers fallen zu 
lassen. Solche Streiflichter gedenke ich hier zu geben. Ich bitte um Ihre Nachsicht, 
wenn ich mich darauf beschränke und nun vor der weiteren Schwierigkeit nicht zurück- 
schrecke, etwas Zusammenhangloses zu bieten, da ich doch nicht voraussetzen darf, dass 
Ihnen Alles und Jedes gegenwärtig sei, was aus jener Entwicklungsgeschichte feststeht. 

Macht man die Erfahrung, wie ich sie neulich machte, das von mir im Jahre 1895 
über Svarez herausgegebene Buch citirt zu finden als „StÖlzel, Svarez. Ein biographisches 
Fragment in von Kamptz' Jahrbüchern, Bd. 41, 1883^, dann erlebt man zwar die 
Freude, sich schon zur Zeit, wo man noch die Kinderschuhe trug, als Autor biographischer 
Fragmente anerkannt zu sehen, aber man fühlt sich zugleich möglichst herabgestimmt 
in dem Anspruch, die Bekanntschaft mit dem Inhalt der Svarez-Biographie bei dem 
Einzelnen vorauszusetzen. Bisher betrachtete ich als ein Kriterium, diese Bekanntschaft 
annehmen zu dürfen, die richtige Schreibart des Namens Svarez mit v statt des vielfach 
üblichen u; denn ständig hat er sich mit v geschrieben, und wenn ihn Andere mit u 
schrieben, so stammt das aus der Zeit, in welcher man den Buchstaben v vor Vokalen 
mit dem U- Zeichen gab. Was würde man wohl sagen, wenn man heute Svarez* 
schweizer Zeitgenossen Lavater mit einem u schreiben und ihn dann demgemäss 
Lauater aussprechen wollte? Nichts Anderes als diesen Fehler begeht, wer von Süarez 
schreibt oder redet. Und doch haben wir nicht bloss in Charlottenburg neuerdings 
unsere Süarez-Strasse, sondern selbst Landsberg^s eben erschienene, sehr tüchtige und 
sorgfältige Geschichte der Rechtswissenschaft im 18. Jahrhundert kennt zwar sehr wohl 
einen Süarez, nicht aber unsem Svarez. Ea ist, als wäre das Andenken unserer 
grössten preussischen Juristen bestimmt, unter dem Fremdklange des Namens zu leiden. 
Denn der Savignj- Platz (oder, wie ich ihn auch in französischer Aussprache habe 
nennen hören, der Savlngj-Platz) führt ebenso in das Dunkel der Ignoranz, wie jenes 
Pandektenheft, das ich einst in die Hand bekam, um darin zu finden, dass die 
.Savignianer^ sich in den ersten Jahrhunderten der römischen Imperatorenzeit mit 
Ihren Gegnern, den Proculeanem, lebhaft stritten. 

So weniff wusste man selbst in der eigenen Familie Svarez von dem Ursprung 
des Namens, dass der Neffe und einzige Erbe unseres Karl Gottlieb Svarez, der 
Landrath von Pfannenberg, in den von ihm 1833 niedergeschriebenen, erst kürzlich 
vom hiesigen Staatsarchiv erworbenen Familiennachrichten „die Sage^ für unbegründet 
erklärt, als ob Svarez* Vater Schwartz geheissen und erst auf der Universität seinen 
Namen in Süarez geändert habe. Was die Sage von Svarez* Vater verkündete, entsprach 
allerdings nicht der Wahrheit, aber der Grossvater war in der Frankfurter Matrikel 
als „Michael Schwartze, Francofurtanus Marchicus, Buchdruckergeselle ^, im Jahre 1676 
eingetragen wor^n, wie Jedermann heute noch sehen kann. Es bleibt also dabei, 
dass Karl Gottlieb Svarez nichts anderes ist, als der im Plattdeutsch der pommer'schen 
Heimath wiedergegebene hochdeutsche Karl Gottlieb Schwarz. Wie man seiner Zeit 
den Namen aussprach, erhellt daraus, dass im Jähre 1766 die Prüfungscommission in 
Breslau an den König berichtete, der Kandidat „Schwarez^ habe die Prüfung bestanden. 

Wichtiger als die aus dem Pfannenberg*schen Nachlasse stammenden Papiere 
sind einige, theils in hiesiger Königlicher Bibliothek, theils im Besitze der £j*ben 
Nicolai*8 gefundenen Vorträge aus der Mittwochs^esellschaft, die zu Zeiten der Ent- 
stehung des Allgemeinen Landrechts etwa 20 geistig hervorragende Männer Berlins, 
an ihrer Snitze Svarez und Klein, zu wissenscnaftlichen Arbeiten und Discussionen 
vereinte. Nach dem uns erhaltenen Zeugnisse Klein's wurden hier viele der Gedanken 
durchgesprochen, die bei den gesetzgeberischen Problemen der Zeit in Frage kamen. 

Auch bin ich in der La^e, noch mehrfache Ergänzungen zu den Vorträgen 
mitzutheilen , welche Svarez in sichtlichem Zusammenhang mit einzelnen Erörterungen 
der Mittwochsgesellschaft vom Januar 1791 bis zum März 1792 dem Kronprinzen hielt. 

Der erste dieser neu aufgefundenen Vorträge der Mittwochsgesellschaft wurde 
gelesen in der Sitzung vom 5. Mai 1784; er enthält, was wir heute nennen würden, die 
Motive zum Censuredict vom 19. December 1788, dessen Autor bekanntlich Svarez ist. 

Zum Eingange wird bemerkt: 

„Censur und Pressfreiheit haben bisher einen der vornehmsten Gegenstände 
unserer gesellschaftlichen Verhandlungen ausgemacht. Dadurch ist die Sache, wie mich 
dünkt, so ziemlich von allen Seiten dargestellt, und es würde gar sehr die Mühe lohnen, 
aus den darüber von Zeit zu Zeit verlesenen Aufsätzen, wann solche ihren Umlauf 
vollendet haben werden, sowie aus den beigefügten Anmerkungen Resultate heraus- 
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zuziehen, welche zur Auf kllmog dieser so wichtigen und interessanten Materie Vieles 
beitragen dflrften. Vorlftofig glaube ich indess, als die entschiedene Meinung des 
grösseren Theils unter uns, annehmen zu dürfen, dass, man denke auch von der 
uneingeschränkten Pressfreiheit an und für sich und, in Beziehung auf einen gewissen 

gigebenen Staat, was man wolle, dieselbe dennoch in unserem Staat, nach dessen 
rund Verfassung, nicht möglich sei , oder doch niemab, wenigstens nicht auf die Dauer, 
stattfinden werde. Ist dieses, so scheint es mir, eine Sache von der äussersten 
Wichtigkeit, dass Censur, wenn sie doch einmal sein soll und muss, nach gewissen 
Qrund^tzen eingerichtet werde, welche der Freiheit, zu denken, dem Forschungsgeist 
und der Auf klftrang überhaupt keine unnützen Schranken setzen und alles Willkürliche 
davon so viel als möglich ewernen.^ 

Derartige Qrundsfttze werden dann aufgestellt. In ihrer näheren Begründung 
zeigt sich der Verfasser ab das Kind seiner Zeit, der Aufklärungszeit: „Soviel kann 
auch von den wärmsten Vertheidigern der Censur nicht geleugnet werden, dass jede 
Einschränkung der Pressfreiheit auch Einschränkung der Aufklärung sei oder doch 
sehr leicht werden könne. Da es nun ebenso gewiss ist, dass Aufkl&rnng an und für 
sich dem Wohle der Menschheit im Ganzen zuträglich sei und allenfalls nur in gewissen 
Verhältnissen, wenn sie zu früh unter Menschen, die ihrer noch nicht empfänglich sind 
oder nicht mit gehöriger Vorsicht vorbereitet werden, schädlich werden könne; so folgt 
Yon selbst, dass Einsdiränkung der Pressfreiheit nur alsdann nöthig und nützlich sei, 
wenn überwiegende Gründe da sind, zu besorgen, dass die in einer Schrift vorgetragenen 
Sätze unter einer solchen Klasse des Volks in Umlauf kommen möchten, welche sie 
richtig zu verstehen, hinlänglich zu prüfen und gehörig anzuwenden noch nicht 
fähig ist."" 

Auf den Index librorum prohibitorum werden nunmehr beispielsweise nicht bloss 
Wieland*8 Erzählungen, sondern — man höre — auch Werther ^ Leiden gesetzt, als 
Schriften, in denen offenbarer Reiz zum moralisch Bösen enthalten ist; denn: „ein 
einziges durch Wieland*s komische Erzählungen zum Uebergewicht der Sinnlichkeit 
hingerissenes Mädchen, ein einziges von Werther*s Leiden verbranntes Gehirn ver- 
nichtet allen Gewinn, den unsere schöne Litteratur durch solche Schriften gemacht hat.' 

Es wird nicht bezweifelt werden können, dass sich Alles, was hier vorgetragen 
wird, sehr weit von dem entfernt, was Svarez im Jahre 1791 dem Kronprinzen in den 
zu dessen Einführung in das Rechts- und Staatswesen Preussens gehaltenen Vorträgen 
entwickelte. Die Zeiten hatten sich inzwischen merklich geändert; die neuen Ideen, 
die seit dem Bastillesturm die Welt bewein, warfen Schranken nieder, an denen bis 
dahin selbst Gesetzgeber der fortgeschrittenen Richtung festgehalten hatten. Die 
Beschlüsse der Pariser Nationalversammlung über Freiheit und Eigenthum wurden in 
der Mittwochsgesellschaft sehr erklärlicher Weise erörtert; im Jahre 1790 veröffentlichte 
Klein acht Gespräche darüber in Form der Dialoge Plato's. Die Redenden waren 
sechs Griechen. Unter ihnen verbargen sich Mitglieder der Mittwochsgesellschaft. 
Die von mir aufgestellte Vermuthung, dass Svarez unter der Maske Kriton*s und Klein 
unter der Maske Kleon's in diesen Gesprächen rede, hat neuerdings eine nicht 
uninteressante Bestätigung gefunden. Em Prüfungskandidat verehrte der Justiz- 
ministerial-Bibliothek einen seiner Zeit offenbar als Dedicationsexemplar verwendeten, 
elegant gebundenen Abdruck der Klein'schen Schrift. Darin sind auf dem Vorder- 
blatte durch Anfangs- und Endbuchstaben, wie durch zwischengesetzte Punkte, die 
wahren Namen der handelnden Personen angedeutet, Kriton als S z mit zwischen- 

fesetzten fünf Punkten. Für Svarez lag in der Bezeichnung als Elriton eine besondere 
Ihrung; denn Kriton war der Schüler Sokrates*, der am Tage, bevor Sokrates den 
Giftbecher trank, mit ihm „die Pflichten des Bürgers gegen die Staatsgesetze'' erörternd, 
sich belehren liess, dass man thun müsse, was des Vaterlandes Gesetze befehlen, und 
leiden, was sie zu leiden auferlegen. £[riton vertheidigt in den Gesprächen der 
Mittwochsgesellschaft die unbeschränkte, durch berathende Stände unterstützte 
Monarchie, und kämpft gegen die rücksichtslose Aufhebung wohlerworbener Rechte. 
Als aber Svarez -Kriton im Jahre darauf die Summe dessen zog, wovon der Kronprinz 
sich künftig in Betreff der Censurgesetze leiten lassen sollte, da hielt er nicht mehr 
für unmöglich, die englische Pressfreiheit in Preussen einzuführen. Sehr vorsichtig 
bemerkte er, dass er zwar nicht wage, des Kronprinzen Beurtheilung in diesem Punkte 
irgendwie vorzugreifen, aber es flnde sich nicht, dass durch die Pressfreiheit Englands 
Religion und Staatsverfassung im Geringsten gefährdet werden. 

Der Kronprinz schien als König keineswegs dieser Meinung; er verlangte im 
Jahre 1801 die Entwerfung einer neuen Censurordnnng, „da er schon längst die 
Unzulänglichkeit der bisherigen Censurvorschriften bemerkt habe**. Die Sache ver- 
zögerte sich aber, bis Hardenberg 1815 von einem anderen Standpunkt aus die Revision 
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der ^nicht mehr dem Oeiste der Zeit entsprechenden" CensorgeeetEe verlange nnd sn 
diesem Zweck den Vortrag Svarez' über Censur and Pressfreiheit einforderte. £>er 
damalige Jostizminister Kircheisen nannte bei der Einsendang diesen Vortrag (nicht 
den alteren, in der Mittwochsgesellschaft 1784 gehaltenen Vortrag) eine Meisterarbeit, 
war aber mit dem ihm allzu liberal erscheinenden Inhalt keineswe^ einverstanden; 
er meinte, der Vortrag überzeuge nicht; englische Verhältnisse liessen sich nicht 
trocken verpflanzen; man beuge dem Todtscmag, der Brandstiftung, der Vergiftung 
vor; warum solle man nicht bei der so vielfachen Effervescenz einer schwindc^lnden 
Basse von Menschen den Verkauf von Gift in polizeiliche Aufsicht nehmen kOnnen, 
dessen unvorsichtiger Gebrauch der Buhe des Staates, dem Bufe rechtlicher Männer 
Nachtheil und Verderben drohet, was nie durch folgende Strafgesetze wieder g:iit 
gemacht werden könne? Er empfahl den Beibehalt des Svarez'schen Pressedictes and 
eine gute Auswahl der Censoren. Die Ereignisse des Jahres 1819 zeitigten dann das 
Kamptz^sche Censuredict und das Obercensurcolleg. 

In nächster Verbindung mit dem, was Svarez dem Kronprinzen lehrte, standen 
die Bestrebungen, das Allgemeine Gesetzbuch zum Gemeingut der dabei zunächst be- 
theiligten Kreise zu machen. Aehnlich, wie heutzutage das Bedürfniss rege geworden 
ist, die Einfahrung des Bürgerlichen Gresetzbuchs durch öffentliche Vorträge vor- 
zubereiten, empfatid man ein gleiches Bedürfniss alsbald nach der Publication des 
Allgemeinen Gesetzbuchs im Jahre 1791, nur wurde naturgemäss diesem Bedürfoiss 
damals nicht in so weitem Umfange entsprochen, wie ihm heute entsprochen wird. £s 
gab noch keine Berliner Universität. Aber ein eigener Zufall fügte es, dass — gewisser- 
maassen als Vorbereitung der künftigen Universität — in demselben Gebäude, welches 
jetzt den Zwecken der Universität dient, im damaligen Palais des Prinzen Heinrich, 
die ersten Vorträge über das neue Gesetzbuch — und zwar für Laien — von einem 
Mitarbeiter am Gesetzbuch, von Goszler, gehalten wurden; dasselbe geschah von 
Goszler^s Bruder, dem Tribunalsrath Goszler, in Königsberg, und es geschah von je 
einem Universitätslehrer in Halle und in Frankfurt a. 0. Das waren sehr bescheidene 
Anfänge, im Vergleich mit Dem, was heute den nach der Einführung in das Bürger- 
liche Gesetzbuch dürstenden Seelen geboten wird. Dagegen richtete sich ein besonderes 
Augenmerk darauf, den damals im 21. Jahre stehenden Kronprinzen zur Vorbereitung 
für seinen künftigen Herrscherberuf mit der Entwicklung des Bechts seiner Staaten 
und mit der Wandlung, die sich darin vollzog, vertraut zu machen. Hierfür wurde 
die Hauptkraft verwendet, die zu Gebote stand. Mehr als ein ganzes Jahr hindurch 
währten die Vorträge, die Svarez dem Kronprinzen zu halten hatte. Es ist dabei zu 
beachten, dass wenige Wochen nach Beginn der Vorträge die Publication und wenige 
Wochen nach Schluss der Vorträge die Suspension des Allgemeinen Gesetzbuchs erfolgte. 

Als Svarez die Vorträge beendete, stand das Gesetzbuch, soweit es mildere 
Strafen als die bisherigen einführte, bereits in Kraft, das übrige Gesetzbuch sollte mit 
dem 1. Juli 1792 in Kraft treten. Die Vorträge waren eben geschlossen, als in den 
ersten Tagen des März 1792 eine Einführung des Kronprinzen in die Praxis dadurch 
stattfand, dass der Kronprinz einigen Sitzungen des Kammergerichts und des Ober- 
tribunals beiwohnte. 

Hierauf bezieht sich Svarez' Bemerkung in einem Briefe, den er an Kircheisen, 
den Vorsitzenden der kammergerichtlichen Criminaldeputation, schrieb: „Wenn Sie den 
Kronprinzen bei seinem Besuch einen hübschen Todtschlag oder Mord zu erzählen 
hätten, würde es so übel nicht sein.^ Nachträglich habe ich gefunden, dass dieser 
„hübsche Mord' und noch Anderes, was in jenen Sitzungen vorgetragen wurde, alsbald 
von Klein in seinen Annalen veröffentlicht ist. Daraus ergeben sich zugleich für Den, 
der die Zeitverhältnisse kennt, noch weitere interessante Thatsachen, welche — ausser 
der bekannten tendenzvollen Einführungsrede Kircheisen's — von den Gegnern des 
Wöllner'schen Begiments benutzt wurden, um dem Kronprinzen die Schattenseiten 
eines solchen Begiments vor Augen zu führen. 

Dies gilt namentlich von einer Schatzgräbergeschichte, die bei Einleitung der 
zweiten (kammergerichtlichen) Instanz dem Kronprinzen vorgetragen wurde. 

Eline Gastwirthsfrau zu Neuruppin hatte sich von einer Berlinerin wahrsagen 
lassen, wo ein Schatz zu finden sei; die Berlinerin erpresste dann mit Hilfe zweier 
anderer Frauenzimmer Gelder und Kleider von der Wirthsfrau und grub in deren 
Keller mit allen möglichen Zauberformeln nach dem Schatze. 

WöUner stand solchen Künsten keineswegs fem. Hatte er doch seinen Bösen- 
kreuzerbrüdem einen ernsten Verweis ertheilt, weil sie nicht an die Kunst ihrer 
Magistri achten Grades, aus gekochten Eiern Hühner zu brüten, glauben wollten. 
Solchem Treiben war Svarez im Strafrecht seines Gesetzbuchs mit folgender Bestimmung 
entgegengetreten : 
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Wer bei soDBt nnffestörtem Verstände (and solchen VerstAnd nahm Svarez bei 
W5l]ner an) gewisse Reugionshandlangen . . . . za vermeintlichen Zaubereien .... 
misßbraacht, soll mit vier- bis achtwöchigem Gefängniss bestraft werden; sind der- 
gleichen Gaukeleien, um damit gewisse Nebenabsichten za erreichen, vorgenommen 
(aach an solche Nebenabsichten glaubt Svarez bei gewissen Leuten), so findet Festungs- 
oder Zuchthansstrafe auf sechs Wochen bis zwei Jahre statt. 

Die Carolina bestrafte die Zauberei bekanntlich mit dem Feuer tode, die Praxis 
hatte das gemildert in Staupschlag und Landesverweisung, immerhin war das eine 
härtere Strafe als die des Allgemeinen Gesetzbuchs. In unserm Falle kam also gerade 
die obige, das Wöllner*sche Treiben stigmatisirende Bestimmung in Frage; der Fall 
war offenbar geflissentlich ausgesucht, um den Kronprinzen drastisch darauf zu ver- 
weisen, wohin jenes Treiben führe. Das tritt noch besonders schlagend in zwei Stellen 
der dem Kronprinzen mit vorgelesenen, anscheinend von Klein herrührenden Geschichts- 
erz&blung und Urtheilsbegrttndung hervor. Hier heisst es im ersten Satze: 

,Die Gast wir thsfrau hatte voll Begierde im Sommer 1790 beschlossen, sich die 
KenntnisB ihres künftigen Glückes zu verschaffen, voU Begierde die Zakunft voraus 
zu wissen und voll Zutrauen za den magischen Künsten, welche jetzt auch sogar 
unter den gemeinen Leuten Anhänger finden, und worunter das Kartenlegen 
am meisten im Schwange geht,' und an einer zweiten Stelle: „Die Strafe sei, weil 
Inculpata schon in Spandau wegen solcher Betrügereien vor dem Rathhaus ausgepeitscht 
worden, anf ein Jahr nebst Willkommen und Abschied und wegen des Allgemeinen 
Gesetzbuchs mit öffentlicher Ausstellung zu verschärfen, ^^besonders, da jetzt der 
Geschmack an solchen magischen Künsten und Betrügereien, selbst 
unter dem gemeinen Mann, so überhand nimmt.' Man beachte die doppelte 
Betonung, dass „auch sogar der gemeine Mann' von den Gaukeleien verführt werde; 
gegen das Spiel mit der Magie in höheren Kreisen wollte der Vortragende nichts 
sa^en, aber er wollte dem Kronprinzen klar machen, welchen Einfluss gegebene Bei- 
spiele auf die Volks Wohlfahrt ausüben. 

Wie sehr man dies in den Kreisen, auf welche die Auswahl des „hübschen 
Falles' hinzielte, verstand und sich getroffen fühlte, ergiebt das Gutachten Goldbeck's 
aas dem November 1798. Vom König beauftragt, die anstössigen Stellen des damals 
sospendirten Allgemeinen Gesetzbuchs näher zu bezeichnen, wenn das Gesetzbuch von 
Neuem pablicirt werden solle, scheute Goldbeck nicht davor zurück, aus dem ge- 
sammten Strafrecht allein jenes Verbot des Missbrauchs religiöser Handlungen zur 
Zauberei, als des Streichens bedürftig, namhaft zu machen. Die Streichung erfolgte 
dann auch, der betreffende Paragraph fehlt im Landrecht. 

„Der hübsche Mord oder Todtschlag', der in des Kronprinzen Beisein vorgetragen 
wurde, gab keinen Anlass zu tendenziöser Belehrung, Kircheisen wählte statt „eines 
hübschen Mordes oder Todtschlags' zwei hübsche Todtschläge. Der eine betraf die 
Tödtung eines Studiosus durch einen beim v. Flemming'schen Patrimonialgericht in 
Buckow beschäftigten Protokollführer, oder, wie wir heute sagen würden, durch einen 
Referendar, auf der Jagd ; das Gericht nahm Tödtung durch Zufall an und sprach frei. 
Der zweite Fall bot grösseres juristisches Interesse; er hatte die Tödtung eines fünf- 
jährigen Kindes, des einzigen Sohnes eines Gewandschneiders in Stettin, durch seinen 
Vater znm Gegenstande, der nach dem Kinde, weil es weinte, ein Messer geworfen 
oder es mit dem Messer gestochen haben sollte. Das Gericht verneinte die Tödtungs- 
absicht und votirte auf eine mehrjährige Festungsstrafe. Der Verlesung des nicht 
weniger ab 25 Druckseiten füllenden Gutachtens hörte, wie Klein berichtet, der 
Kronprinz aufmerksam zu. Wenige Tage nachher sandte Svarez dem Kronprinzen die 
Abschrift seiner letzten Vorträge. Die ehrende Antwort, die darauf erging, war 
bislang unbekannt; sie befindet sich jetzt im hiesigen Staatsarchiv aus Svarez* 
Nachlass und lautet: 

Besonders geehrter Herr Tribunalrath ! Ich habe mit Ihrem Schreiben 
vom 17. ds. die annoch rückständig gewesenen Hefte von Ihren mir gehal- 
tenen Vorlesungen erhalten und statte Ihnen für deren Mittheilung um so 
aufrichtiger meinen Dank ab, je mehr ich nach meiner Anwesenheit in den 
Sessionen des K. G. und des Tribunals mich überzeugt halten muss, dass 
Sie Alles gethan haben, um von dem grossen Endzweck der Gerichtshöfe 
und wie dieser im hiesigen Staat erfüllt wird, mit der pünktlichsten Ge- 
nauigkeit mich zu unterrichten. Ich werde daher auch bei diesem so 
wesentlichen Theile der Staatsverwaltung um so weniger des Mannes ver- 
gessen, der darüber mir so gründlich die erste Aufklärung gab, vielmehr 
unter allen Umständen gern mich bezeagen als Ihr wohlgeneigter Freund 

Fr. W. 
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Kurz nAch diesem Handschreiben wurde das Gesetzbuch suspendirt; die Pariser 
Schreckensherrschaft begann sich vorzubereiten. Aus dieser Zeit, nämlich aus dem 
December 1792, stammt der zweite, nenaufgefandene, schwerlich für die Nachwelt be- 
stimmte Vortrag der Mittwochseesellschaft. Am 11. December war Ludwig XVI. vor 
die Schranken des Conyents geführt; die Nachricht davon konnte erst eben in Berlin 
eingetroffen sein, als Svarez in der Mittwochsgesellschaft — zum Zeichen, dass er trotz 
der dranevollen Lage im Innern des Vaterlandes den Humor und die pite Laune 
nicht verloren hatte, die seine Freunde an ihm rühmten — einen Vortrag mit folgendem 
Eingang verlas: 

„Das gesetzmässig festgestellte Recht. Unsinn zu sagen, ist ein so charakteristischer 
Vorzug unserer Qesellschaft, dass ich nicht begreifen kann, warum die übrieen Mit- 
glieder derselben, ausser mir, davon so gar keinen Gebrauch machen. Um der sehr 
gegründeten Besorgniss, dass dies herrnche Vorrecht durch den Nichtgebrauch am 
Ende ^anz verloren gehen möchte, vorzubeogen, habe ich mich entschlossen, heute 
über emen Gegenstand zu reden, von dem ich durchaus nichts verstehe, in der Hoffnung, 
dass es dabei an Unsinn nicht fehlen werde. '^ 

Den Inhalt des Vortrags bildete eine Untersuchung der Frage, ob es gerecht- 
fertigt sei, die Privilegien des Adels in Bezug auf die Besteuerung aufzuheben. Es 
wird die geschichtliche Entwicklung der Steuerpflicht gegeben und dem Verfahren, 
dass der Adel bei Steuerbewilligungen „sich selost so viel als möglich übersah^, in- 
sofern wenigstens „ein Schein von Billigkeit^ zuerkannt, als vermöge der Lehns- 
verfassung damals noch der Staat vom Adel mit seiner Person und auf seine eigenen 
Kosten vertheidigt wurde.^ Aber den Grund gegen die Aufhebung der Adelspriyilegien 
entnimmt Svarez der seine Zeit beherrschenden Lehre des Rousseau^schen central 
social: „Ausser im Falle des Nothrechts ist jeder Regent verpflichtet, die Verträge 
mit seinen Unterthanen getreulich zu erfüllen, gründet sich doch sein eigenes Recht 
am Ende, mag man sagen, was man will, auf einen solchen Vertrag.^ Daran knüpfen 
sich Gedanken des Jahres 1792, die denen der Gegenwart diametral entgegenstehen: 
„Dass jene Verträge lästig und nachtheilig für die übrigen Klassen der Staatsbürger 
sind, kann weder den Regenten, noch diese Klassen selbst berechtigen, die Aufhebung 
derselben zu verlangen. Ungleichheit der Abgaben ist Ungleichheit des Vermögens. 
Und Ungleichheit im Vermögen und in^ Glücksumständen giebt noch kein Recht, die 
Wiederherstellung der Gleichheit auf Kosten Anderer und ihrer Rechte, in deren 
Besitz sie sich emmal befinden, zu fordern. Wenn der Regent den contribuablen 
Ständen der Staatsbürger einen Theil ihrer bisherigen Auflagen abnehmen und den- 
selben auf die Schultern der eximirten Stände legen wollte, so würde er ebenso un- 
gerecht handeln, als wenn er dem Millionär wider seinen Willen 50 Millionen abforderte, 
um damit die Umstände irgend einer anderen verarmten Familie zu verbessern. Beides 
würden Eingriffe in die Rechte des Eigenthums sein, welche der Staat schützen soll, 
und die er also nicht selbst beeinträchtigen darf. Nimmt z. E. der Staat dem Bauern 
50 Thaler von seinen Steuern ab und legt sie dem Edelmanne, der bisher frei war, 
auf, so wird das Gut des Edelmannes, das vorher 10 Mille werth war, nunmehr nur 
noch einen Werth von 9000 haben und das Gut des Bauern wird von 500 auf 1500 
im Werth gestiegen sein, welches mithin ebenso viel ist, als wenn der Staat dem 
Edelmann 1000 von seinem Kapitalvermögen genommen und sie dem Bauern geschenkt 
hätte. Allenfalls hätten zu der Zeit, als diese besonderen Verträge geschlossen wurden, 
die damals ezistirenden Mitglieder contribuabler Stände ein Recht gehabt, sich dagegen 
aufzulehnen. Aber Diejenigen, die jetzt zu diesen Ständen gehören, Diejenigen, die 
der btlrgerlichen Gesellschaft erst beigetreten sind, nachdem jene Einrichtung darin 
schon getroffen war, können sich darüber ebenso wenig beschweren oder deren Auf- 
hebung verlangen, als Derjenige, der einer Handlungscompagnie beitritt, von welcher 
er weiss, dass einem der Associas überwiegende und unverhältnissmässige Vortheile 
vor den übrigen zugestanden sind. Das Höchste, was man einem solchen Missvergnügen 
einräumen könnte, wäre, dass es ihm freistände, eine Gesellschaft wieder zu verlassen, 
die ihn seiner Meinung nach unbillig behandelt.^ 

Dann heisst es — in unverkennbarem Hinblick auf Frankreich: „Im äussersten 
Falle, wo es wirklich um die Erhaltung der Existenz des Staats zu thun ist und wo 
dieser auf andere Art nicht gerettet werden kann, sind allerdings die eximirten Stände 
schuldig, auf ihre Privilegien Verzicht zu thun und zu den Bedürfnissen des Staates 
Dasjenige beizutragen, was der Staat nicht entbehren und doch von den Übrigen 
Klassen ohne deren gänzliche Unterdrückung nicht mehr aufbringen kann. Aber wehe 
dem Regenten, dessen Land in einen so tiefen Verfall geräth. dass ihm, um den Staat 
selbst zu conserviren, kein anderes Mittel übrig bleibt, als die Rechte des Eigenthums 
ganzer Klassen seiner Staatsbürger anzutasten. Dies ist der eigentliche Zeitpunkt der 
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ReTolDtionoD, die alsdann niemals bloss bei dem Pnnkte stehen bleiben, welcher sie 
yeranlasete. Dies angewendet anf den Gegenstand, yon welchem ich handle, würde 
man doch den eximirten Stftnden, die sich ihrer Privilegien begeben sollen, die Vor- 
legung der Staatsbilanz nnd aller zn deren Beartheilung nöthigen Nachrichten nicht 
versagen können. Dies ftthrt anf Untersnchnng der Grundsätze und des Verfahrens 
der bisherigen Administration, anf Prüfung der mancherlei Rubriken in den Staats- 
aasgaben, auf Untersuchung, ob nicht diese oder jene Ausgabe ohne Nachtheil der 
Zwecke des Staates und des Wohb der bürgerlichen Gesellschaft mehr eingeschränkt 
werden könnte; und wohin das Alles weiter führt, ergiebt sich von selbst und zeigt 
sich ganz deutUch in den Erfahrungen unserer Tage/ 

Nun schliesst der Bedner, zurückgreifend auf das eingangs erwähnte, gesetz- 
mässie festeestellte Recht jedes Gesellscnaftsmitgliedes, Unsinn yorzutras^en, „mit der 
tiefrollen Versicherung, wie sie nicht leicht ein Verfasser piit Recht und ohne Unbe- 
scheidenheit sich selbst geben kann, er glaube seinem Versprechen, die Gesellschaft 
im Besitz eines ihrer vorzüglichen Rechte zu erhalten, das vollkommenste Genüge 
geleistet zu haben. ^ 

Ein Jahr später sahen sich die Rathgeber Friedrich Wilhelms U., weil die 
inmittels neu erworbenen polnischen Landestheile ein Gesetzbuch nöthig machten, 
gezwungen, zu dem ihnen verhassten Werke der Carmer'schen Justizverwaltung zu 
greifen, aber sie verlangten eine Umarbeitung. 

Die sogenannten „Neuen Sachen'' waren es, welche den Brennpunkt des Streites 
zwischen den Schöpfern des Gesetzbuches und ihren Gegnern bildeten. Die Letzteren 
wollten zwar auch ein „Landrecht^ geschaffen sehen, aber sie verstanden darunter 
lediglich eine Neupublication der bereits bestehenden Edicte ,,fUr die Gerichte und 
Rechtsconsulenten mit einer Randnotiz, welche die einschlagenden Edicte bezeidme**. 
^Der Staatsbürger müsse nicht vom Rechte Kenntniss haben. ^ Das war das Ideal 
der rückwärts schauenden Staatslenker. Vor Allem begriffen sie nicht, wie man dazu 
gekommen sei, in das Gesetzbuch staatsrechtliche Maximen aufzunehmen, als seien 
solche den Unterthanen zur Befolgung bekannt zu machen, während sie in Wahrheit 
nur dazu dienten, der landesherrlichen Gewalt Schranken aufzulegen. Carmer, Svarez 
und die ihnen Gleichgesinnten dagegen hatten es sehr wohl begriffen, warum ihnen 
gerade die Aufnahme solcher staatsrechtlichen Maximen eine Merzensaneelegenheit 
sein musste. Mit weitem Blick vorwärts schauend und die wahre Aufgabe des Gesetz- 
gebers erkennend, wollten sie eine Fortentwicklung des Rechts, auch des Staatsrechts, 
schaffen, wie sie vom Laufe der Zeiten unabweisHch geboten war. Um „gleichsam 
eine Verfassung'' dem Lande zu geben, machte Svarez seine staatsrechtlichen Axioma 
zum Theile des Gesetzbuchs. Die Lehren des letzten Menschenalters sollten keine 
verffeblichen gewesen sein. Aber Danckelmann, Goldbeck, Wöllner, Bischofswerder 
dachten anders. Danckelmann erklärte es für ein Leichtes, dem Werke jene Gestalt 
einer Compilation der bestehenden Gesetze mit Randnotizen ihres Ursprungs zu 
geben. Man male sich einmal aus, was es heissen würde, wenn die Verfasser unseres 
Bürgerlichen Gesetzbuches nach seiner Vollendung urplötzlich den Auftrag erhalten 
hätten, alles Neue zu entfernen und nur stehen zu lassen, was durch Randnotiz über 
seinen Ursprung als bestehendes Gesetz bezeichnet werden könnte. Und diese 
Metamorphose herbeizuführen, wagte man ein Leichtes zu nennen, zu dessen Herstellung 
es kürzester Zeit bedürfe. 

Einer der wichtigsten aufkeimenden Staatsrechtsgrundsätze war der der Unent- 
lassbarkeit der Staatsdiener. Das gegenseitige Princip hatte (1641) der Grosse Kurfürst 
dahin ausgedrückt, dass „kein Fürst, noch sonst Jemand schuldig, einige Ursache anzu- 
zeigen, woraus er Einen oder den Andern entlassen (licentiiren) wolle*, und Friedrich 
der Grosse noch drückte es 1773 dahin aus, „dass die Befugniss, ihre Bediente wegzu- 
jagen, selbst Particuliers unbenommen und ausser aller Contestation sei.'' Welchen 
Fortschritt bekundete es Dem gegenüber, wenn — noch unabhängig vom AUg. G.-B. 
oder dem Alle. L.-R. — die Gesetzcommission im Jahre 1787 durch Svarez Feder 

Sroclamirte, dass nach Naturrecht, wie nach römischem Rechte kein Beamter ohne 
Trtheil und Recht seines Amtes verlustig werden könne. Gegen diese Neuerung fand 
auch — bewusst oder unbewnsst — Goldoeck nichts einzuwenden. Wohl aber bildete 
ein anderer staatsrechtlicher, neu aufgetauchter Grundsatz — die Unzolässigkeit landes- 
herrlicher Machtsprüche — den Kern der Angriffe Goldbeck's. 

Schon mannigfach ist von mir auf die Bedeutung dieses Punktes hingewiesen. 
Aber immermehr hat sich mir die Ueberzeugung aufgedrängt, dass die hier zu ver- 
zeichnende geschichtliche Entwicklung gewissermaassen die Entwicklung unserer Ver- 
fassung selbst bedeutet, und dass diese Entwicklung sich über mehr als ein halbes 
Jahrhundert hinaus verfolgen lässt; Goldbeck gelang im Jahre 1793 die Streichung 
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des Verbots der Machtsprüche im A. L.-R. Dabei trieb ein merkwürdiger Zufall sein 
Spiel. Im Jahre zuvor waren zwei ausführliche amtliche Sachregister des A. G.-B. 
erschienen. In jedem derselben ist das Verbot äer Machtsprüche verzeichnet mit den 
S&tzen: „Machtsprüche wirken weder Rechte noch Verbindlichkeiten, auch keine 
Einschrftnkungen des Eigenthnms; wer dadurch sein Recht zu verfolgen oder auszuüben 
verhindert wird, gegen den findet weder Anfang noch Fortlauf der Verjährung statt." 

Bei der Eile, mit der man Ende 1793 das A. G.-B. in das A. L.-R. umrevidirte, 
übersah man die durch die Umänderung des Textes bedingte Nothwendigkeit der 
Aenderung des Registers. So blieb in dem mit dem f^ublicationspatent yom 
5. Februar 1794 ausgegebenen amtlichen Register das Verbot der Machtsprüche stehen. 
Also auch damals scnon gab es bedenkliche Druckfehler bei Publication von Gesetzen. 
Die Streichung des Verbotes im Gesetzteste ermöglichte im Jahre 1798 den Machtspruch 
eegen die Gräfin Lichtenaiv Bejme hatte ihn auf specielten Befehl des Königs gegen 
den Vorschlag der eingesetzten Commission abzufassen gehabt. Aber 20 Jahre später, 
als Beyme das Minfsterium der G^setzrevision übertragen erhielt (1817), trat er alsbald 
in einem eingereichten Gutachten mit dem Verlangen hervor, in das zu revidirende 
Landrecht die im Jahre 1793 gestrichenen Vorschriften über Machtsprüche wieder 
einzuschalten. Und vor Kurzem kam eine Rede an's Tageslicht, die im Jahre 1819 
der damalige Königsber^er Oberlandesgerichtspräsident von Schroetter, in der 
Wöllner'schen Confiictszeit Kammergericntspräsident und infolge dieser Zeit aus 
Berlin verdrängt, bei seinem Dienstjuoiläum nielt. Der ganze Inhalt der Rede ist die 
Geschichte der Machtsprüche, die Geschichte des Prozesses Arnold wie des Prozesses 
Sdiulz und ihr Ziel dasselbe, wie es das Ziel derjenigen Rede war, die Kircheisen im 
Jahre 1792 dem Konprinzen zu seiner Begrüssung beim Kammergericht hielt: Die 
Mahnung, festzuhalten an der noth wendigen unbeschränkten Freiheit richterlicher 
Ueberzeugun^. Der Herausgeber der Rede Uieilt zugleich drei an Schroetter gerichtete 
Briefe mit, die in Verbindung mit einem andern, erst kürzlich aus Breslaner Archivalien 
veröffentlichten Briefe, den Bischofswerder Ende Juli 1793 — also in den Tagen, als 
über die Wiederaufhebung der Suspension des Gesetzbuchs verhandelt wurde — an 
einen unbekannten Adressaten richtete, ein interessantes Licht auf die Berliner Ver- 
hältnisse der 1790er Jahre werfen; Bischofswerder, der bekannt^ Generaladjutant des 
Königs und Gesinnungsgenosse Wöllners — augegangen, zu Gunsten aes durch 
königlichen Machtspruch seines Amtes entsetzten Breslauer Bürgermeisters thätig zu 
worden — lehnt das ab und bemerkt: 

-Ich muss auch über vieles Andere, was ich weiss und sehe, Stillschweigen 
beobachten; aber man will es so, und nur in dem Augenblick, in welchem man mir 
erlauben wird, von dieser bösen Schaubühne („ce mauvais th^atre*") abzutreten, werde 
ich einen Schwanengesang singen, der nicht Vielen gefallen wird.'' Als Wöllner im 
Mai 1798 entlassen war, schrieb der Justizminister v. d. Recke an Schroetter: «Wie 
sehr es bei Gelegenheit des dem Herrn v. Wöllner ertheiiten Abschiedes mein Wunsch 
gewesen, mit Ew. Hochwohlgeboren in collegialische Verbindung zu kommen, darf 
ich nicht erst anführen; wie es verhindert worden, weiss ich nicht anders, als daraus 
zu erklären, dass noch einige Glieder der vorigen Coalition entgegengewirkt 
haben müssen.^ 

Die Reste der Coalition waren es also, die Schroetter nach Wöllners Abgang 
nicht als CoUegen v. d. Recke's in Berlin zu sehen wünschten, und sicher war es auch 
die Coalition gewesen, die zu ihrer Blüthezeit Schroetter im Jahre 1795 von Berlin 
verdrängt hatte. Damit vergleiche man folgende Worte des zweiten in Schroetters 
Nachlass vorgefundenen Briefes, eines Briefes, den Ende 1795 Wöllner an Schroetter 
richtete: »Wir sprechen in unserm freundschaftlichen Zirkel noch sehr oft von Ihnen 
und es bangt uns so sehr, dass Sie nicht mehr bei uns sind. Kommen Sie nur bald 
wieder nach Berlin zurück, es ist doch besser hier, wie sonst irgend wo anders. Ich 
dächte, Sie kämen. ^ 

Der dritte Brief endlich ist das Glückwunschschreiben des Ministers Kircheisen 
zum Jubiläum Schroetters. Darin erinnert Kircheisen den Freund „an die Zeiten einer 
gemeinschaftlichen nahen Amtsführung (nämlich beim Kammergerichte), an die über- 
standenen Stürme, die wir unsren Grandsätzen zu verdanken hatten". 

Bis in welche entfernten Winkel jene Stürme den Wellenschlag trugen, lässt 
sich auch noch aus zwei Vorgängen der Jahre 1791 und 1796 entnehmen, von denen 
ich Kenntniss erhielt. 

Als im September 1791 der Debit des A. G.-B. in Frage kam, erhob die 
Academie der Wissenschaften, welcher Wöllner angehörte, den Anspruch, ausschliesslich 
privilegirt zu sein. Ein von Wöllner mit unterzeichnetes, eigen thümlicherweise 
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frsozOeiseh abgefassteB Schreiben ginff dem GrosskaDsler sq; es heiest darin: „Der 
Dmck and der Debit des neuen Geeetcbachs hat uns nur in Erstaunen setzen können, 
und wir würden ohne die Abwesenheit unsres Curators (des Ministers Herzberg) diesem 
Erstaunen schon früher Ausdruck gegeben haben. Ew. E^cellenz durfte die Rechte 
und Privilegien nicht igpnoriren, die uns der hochselige König mehr als einmal auf 
den Debit dieses Werkes gegeben hat. Als Glieder einer vom König ernannten 
Commission, welche für die Interessen der Academie wachen soll, würden wir un- 
verzeihlich handeln, wenn wir zu einer so starken Bechtsverletzung schwiegen. Wir 
hoffen, dass Eure Excellenz uns ungesäumt Ihre Absichten mittheilt, damit wir, im Falle 
Sie sich ermftchtigt glauben, den Debic des Gesetzbuchs sich anzueignen. Seiner 
MajestAt eine klare und richtige Darstellung dieser ganzen Angelegenheit unterbreiten 
können.^ Wenn man den massiven Stil WöUner'scher Schreiben kennt, ist der Autor 
dieses Schreibens nicht weit zu suchen. Svarez verfasste und Carmer unterzeichnete 
folgende „ungesäumte*, der Klarheit nirgends ermangelnde Antwort, ein Meisterwerk 
in der Art, unbegründete Begehren abzufertigen: „Der Anspruch, welchen eine wohl- 
löbliche . . . Commission zu machen gedenkt, hat mich umsomehr äusserst befremden 
müssen, da ich bei der genauesten Erwä^ng im Inhalte des Schreibens auch nicht 
den entferntesten rechtlicnen Grund zu einem solchen Ansprüche entdecken kann**. 
(Folgt die Ausführung, dass das der Academie in 1766 ertheilte Privileg sich nur auf 
dem revidirten Codex Fridericianus und dass sich ein Schreiben des Grosskanzlers 
von 1780 nur auf die Prozessordnung bezogen habe.) Dann heisst es weiter: „Wie 
nnrichtig die sehr auffallende Aeusserung sei, dass ich den Debit des A. G.-B. mir 
zneignen wolle, davon wird die Commission sich durch die abschriftlich beiliegende 
A. O. vom 1. Juni d. J. überzeugen können, nach welcher Se. Majestät den etwaigen 
aus dem Debit sich ergebenden Vortheil zu einem Pensionsfonus der Wittwen und 
Waisen in Armnth verstorbener Justizbedienten gewidmet haben. So wenig irgend 
ein Bechtsgrund vorhanden ist, aus welchem ich der Academie den geringsten Anspruch 
auf den Debit zugestehen könnte, so sicher kann ich auf das eigene Gefühl bei des 
Herrn Curator Excellenz und den meisten übrigen Mitgliedern dieses hochachtungs- 
würdigen Corps compromittiren, ob es sich auch wohl nur mit der natürlichen Billigkeit 
im Geringsten vereinigen Hess, wenn ein so reichlich dotirtes Institut . . . seine Hände 
nach einem Fonds ausstrecken wollte, der die Frucht einer sauren Arbeit ... ist und 
den Se. Majestät auf meinen Antrag zum nothdürftigen Unterhalt armer Wittwen und 
Waisen verdienter Beamten bestimmen wollen, ftlr welche der Staat bisher noch gar 
nichts gethan hat, ohnerachtet sie auf seine Vorsorge gewiss einen stärkeren und 
unmittelbareren Anspruch haben, als jenes Institut. Sollte eine wohllöbliche Commission 
aller dieser Gründe ohnerachtet auf Ihrem Antrag bestehen wollen, so muss ich es 
auf rechtliches Erkenntniss ankommen lassen, da ich der piae causae, von deren 
Interesse hier nur die Bede ist, auf keine Weise etwas vergeben kann.** 

Wohl hauptsächlich der in den Schlussworten gelegene, nicht misszuverstehende 
ffinweis, dass es sich weniger um eine Sache handle, m der Wöllner eine Entscheidung 
des Königs auswirken könne, als um eine der gerichtlichen Entscheidung unterliegende 
Angelegenheit, führte dahin, dass die Academie sich völlig schweigend verhielt und 
dass der ziemlich ansehnliche Gewinn aus dem Debit dem Pensionsfonds zufiel. Als 
aber kaum ein Jahr später Svarez auf die Liste der neu zu berufenden Academiker 
gestellt wurde, da erfolgte die Streichung seines Namens, und als Goldbeck im 
November 1796 an Bischofswerder schrieb: „Ich wünschte dem guten Geheimrath 
Svarez, der dem Dienste seine ganze Gesundheit geopfert, und wegen seines Fleisses, 
Treue für den König, und Uneigennützigkeit allgemein geschätzt wird, eine Belohnung 
auszuwirken. Würde es der König wohl genehmigen, wenn ich ihn bäte, ihn zum 
Bau eines Hauses auf den Etat setzen zu lassen? Svarez weiss von dieser meiner 
Absicht nichts, er ist viel zu bescheiden, es zuzugeben, viel weniger darum anzusuchen'', 
da blieb das Allerhöchste Ja oder Nein, um das Bischofswerder brieflich bat, aus, und 
es blieb damit dem eben von schwerer Krankheit genesenden Manne die Freude versagt, 
die ihm der Grosskanzler zugedacht hatte. 

In gewissem Sinne versöhnend wirkt es immerhin, dass es Svarez imponirender 
Persönlichkeit gelungen war, an Goldbeck, dem Gegner des Gesetzbuchs und dem 
Wöllner*schen Schützling, einen ihm wohlgesinnten, gerecht urtheilenden Vorgesetzten 
zu gewinnen. Nahm doch schliesslich Carmer's Sohn keinen Anstand, Golbeck*s einziger 
To<mter sich zu vermählen. Ein in einander verschlungenes Doppel-L, die alte Abbreviatur 
der lustinianischen Leges, wurde, ein Unikum wahrscheinlich in der Geschichte der 
Heraldik, die Zugabe zum Carmer*schen Familienwappen, als der Grosskanzler Freiherr 
von Carmer gelegentlich des Thronwechsels den Grafentitel erhielt. 

Und nun noch ein Vorgang aus der Mittwochsgesellschaft. 
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Ein letzteB, nachträglich atifgefandenes Actenstück dieser Gesellschaft gehört 
dem Jahre 1705 und zwar der Zeit an, in welcher Syarez mit der Neuorganisation der 
durch die dritte Theilung Polens erworbenen Landesgebiete beschAftigt war. Es ist 
nicht ein Vortrag, um den es sich handelt, sondern eine schriftliche Aostiromung yon 
13 Gesellschaftsmitgliedern über einen zur mündlichen Discussion gestellt gewesenen, 
nicht mehr vorhandenen Aufsatz eines ihrer Mitglieder, des ersten Predigers der 
Jerusalemer Kirche, Namens Gebhardt. Einen äusseren Anlass mag dieser Vorgang in 
den Studentenunruhen gehabt haben, die 1794 in Halle durch Maassregelnngen im 
Wöllner*schen Sinne hervorgerufen waren. Der von Gebhardt zur Erörterung gestellte 
sonderbare Gedanke, die Universitäten aufzuheben, wurde zu rechtfertigen gesucht 
durch den Satz, vermittelst der ^Aufklärung^ habe man es doch nunmehr so unendlich 
weit gebracht, dass der Einzelne sich durch Selbststudium zum Gelehrten ausbilden 
könne; Moses Mendelssohn und Lessing seien glänzende Beispiele für das, was man 
aus eigener Kraft leisten könnte. Nicolai*s Bibliothek der schönen Wissenschaften und 
Lessing's Litteraturbriefe betrachtete man als den Anlass, „einen ordentlichen Groll 
gegen die Universitäten zu fassen*'. 

Wie zu erwarten war, sprachen sich alle anderen Mitglieder der Mittwochs- 
Gesellschaft für Beibehaltung der Universitäten aus, aber einig war man darin, dass 
ihre Forili zu ändern sei: Die scholastische Eintheilung in Fakultäten und das Monopol, 
das in jeder die Wissenschaft mit ihrer Lehre treibe, müsse aufhören, ebenso die 
academbche Gerichtsbarkeit; Alle — ausser Svarez und Teller — verlangten „einen 
besonderen Vorgesetzten unter dem Namen eines Censors als Aufseher^, also wohl 
eine dem heutigen Universitätscurator entsprechende Instanz. 

Die nähere Mittheilung der Abstimmung und ihrer Begründung kann unterbleiben, 
zumal sie allzuviel Geist oder Gedankentiefe nicht kundgeben würde und Svarez sich 
auf nur drei Zeilen beschränkte, in denen er seinem nächsten Vormann beitrat. Eis 
ergeben aber die gepflogenen Verhandlangen unzweideutig, weichen weittragenden 
Einfluss die Lessine sehen Litteraturbriefe gehabt haben, und dass man sich dessen in 
der MittwochsgeselTschaft sehr wohl bewusst war. Die Lessing'schen Briefe hatten im 
Jahre 1759 begonnen, Shakespeare in Deutschland einzubürgern, bis diese Aufgabe 
von 1762 an die Wieland-Eschenburg'sche Shakespeare-Uebersetzung noch im weiteren 
Maasse übernahm. Landgerichtsrath Wollschläger in Conitz hat vor Kurzem den 
Nachweis unternommen, dass ein Shakespeare*sches Wort unmittelbaren Einfluss auf 
die Gestaltung des § 2 Theil 11 Titel 2 Allgemeinen Landrechts gehabt hat, und es 
ist mir erfreulich, diese Annahme als berechtigt hinstellen zu können. Svarez pflegte 
seine Abende, nachdem er um 7 Uhr seine juristische Thätigkeit geschlossen, geschicht- 
licher und schön wissenschaftlicher Leetüre zu widmen. Im Jahre 1762 war Wielands 
Uebersetzung des König Lear erschienen. Noch kürzlich sagte mir ein Kenner der 
Tieck*schen Uebersetzung, vom erstmaligen Lesen des Lear sei ihm keine Stelle mehr 
im Gedächtniss haften geblieben, als der Monolog Edmunds in der zweiten Scene des 
ersten Actes, wo der Ebenbürtige dem Bastard gegenübergestellt wird. „Ich unecht'' 
— so lautet der markanteste Theil in der Wielancfschen Uebersetzung — „ich, der in 
der verstohlenen Lust der üppigen Natur mehr Stofl^ und Feuer erhielt, als Jener, der 
im . . . langweiligen Ehebette . . . zwischen Schlaf und Wachen erzeugt ward?** 
Manchem eitersüchtigen Ehemann, dem die Wahrheit des Shakespeare'schen Gedankens 
vor der Seele stand, mauste der Zweifel an der Ehelichkeit des von seiner Ehefrau 
geborenen Kindes erwachsen. Sollte darum solcher Zweifel etwa begünstigt werden 
durch Erleichterung der Anfechtung legitimer Geburt im Prozesse? Die Meinungen, 
innerhalb welcher Grenzen eine solche Anfechtung zuzulassen sei, waren bei Abfassung 
des Allgemeinen Gesetzbuchs getheilt. Svarez kämpfte von Anfang an dafür, dem 
zweifelnden Ehemann seinen Beweis möglichst zu erschweren; der Ehemann sollte — 
so lautete Svarez' Vorschlag — die „ganz offenbare Unmöglichkeit vollständig nach- 
weisen*', dass das Kind von ihm nicht gezeugt sein könne. Schon bei diesem Vorschlag 
der 1780er Jahre mag Edmunds Monolog mit eingewirkt haben. Ende 1793, bei der 
Schlussrevision, fasste Svarez den Paragraphen, wie er jetzt lautet: Gegen diese gesetz- 
liche Vermuthung soll der Mann nur alsdann gehört werden, wenn er überzeugend 
nachweisen kann, dass er der Frau nicht ehelich beigewohnt habe. Gelegentlich der 
Schlussrevision trägt er die Gründe, die ihn weiland und jetzt wieder zu einer möglichst 
scharfen Bestimmung gedrängt haben, mit den Worten nach: „Eis ist eine der ersten 
Pflichten des Gesetzes, für die Sicherheit des Status seiner Bürger zu sorgen . . . 
Eigennutz, gewisse Familienverhältnisse, blinde Eifersucht, vorgefasste Meinungen 
(dass z. E. die Karessen des Cicisbeo wirksamer gewesen sein müssten, als die unter 
Schlafen und Wachen erwiesenen Liebkosungen des Mannes), können eine Menge 
Intriguen und Grillen im Hirn des wirklichen Vaters erzeugen." Dieses Beispiel einer 
zwischen Schlafen und Wachen erfolgten Zeugung im Munde eines Gesetzgebers wie 
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Svarez ist an dieser Stelle doch ein so eigen thümliches, dass es für seine Erklärung 
sehr nahe liegt, die Worte Shakespeare's heranzoziehen. Wir dürfen also in Shakespeare 
wirklich einen Mitarbeiter am § 2 Allgemeinen Landrechts II, 2 erblicken. Svarez 
hat bei seiner Begründung der Schlussrevision aus dem Gedächtniss citirt, nicht den 
Shakespeare^schen Text etwa vor sich gehabt, sonst wäre schwerlich die Zeugung 
^zwischen Schlaf und Wachen^, von der Shakespeare wie Wieland redet, in eine 
Zeugung „zwischen Schlafen und Wachen* umgeformt. Damit wären wir, wie von 
selbst, in das rein jaristische Gebiet, unsere eigentliche Domäne, hineingerathen. 
Weder gedenke ich aber mit einer allgemeinen Erörterung über die Vorzüge oder die 
Schattenseiten der Carmer-Svarez'schen Gesetzgebung, noch mit Streiflichtern aus 
dieser Gesetzgebung, so nahe sie mir auch lägen, an Sie heranzutreten. Nur das Eine 
lassen Sie mich als von Haus aus gemeinrechtlicher Jurist zugleich im Namen vieler 
gemeinrechtlicher Juristen sagen, von denen der nämliche Gedanke ausgesprochen 
worden ist: 

In häufigen Fällen beschleicht den gemeinrechtlichen Juristen, der auf landrecht- 
lichen Boden verpflanzt wird, und dort nach Vorschriften des Landrechts zu urtheilen 
hat, ein besonderes Gefühl der Befriedigung, wenn er Zweifelsfragen, die er in seiner 
bisherigen schwankenden Praxis bald so, oald anders und mannigfach nicht befriedigend 
gelöst fand, in natürlicher, dem Verkehrsbedürfnisse entsprechender Weise gesetzlich 
entschieden sieht. Eine einzige Bestimmung weniger Zeilen kann Probleme lösen, an 
denen Jahrzehnte gearbeitet haben, und sie kann Kaum schaffen für eine segensreiche 
Entwicklung der Zukunft. Wer es je an sich selber erlebt hat, oder wer es nach- 
empfinden kann, was es bedeutet, sich in wissenschaftliche Untersuchungen zu vertiefen, 
die alles Denken gefangen nehmen, und wer dann das, was er überzeugungsvoll als 
Ergebniss heissen, geistigen Ringens erkennt, an einem stillen, versteckten Orte des 
Landrechts als fast selbstverständliche Wahrheit ausgesprochen findet, der steht 
verehrungsvoll vor solchem begnadeten Gesetzgeber. 

Sehr erklärlich, dass er mit der Zeit gewachsen und nicht von der Zeit als 
veraltet beiseite geschoben ist. Nichts als ein dürftiger Schattenriss gab von ihm 
Runde, als man ein Menschenalter nach seinem Tode ein Bild von ihm zu erhalten 
suchte. Aber die Sonne seines Schaffens hat den Schattenriss in helles Licht gesetzt: 
der Schattenriss ist gewachsen zu dem Relief, das seine Grabstätte ziert, und zu dem 
Relief, dem der dankbare Sinn seiner Mitbürger in den Prunksälen unseres Rathhauses 
seinen Platz anwies, zu der Bfarmorbüste, die kaiserliche Huld dem Justizministerium 
verlieh, und neuerdio^s zu den Standbildern, die am Reichsgericht und vor dem 
Breslauer Oberlandesgericht aufgerichtet worden sind. 

Jenes Fest, das man vor kaum Jahresfrist in Breslau feierte, es war ein eigen- 
artiges Fest. Nirgends auf deutschem Boden — soviel mir bekannt — ist bisher aus 
spontaner Entschliessung der Landeseinsassen je ein Erzbild auf öffentlichem Platze 
einem praktischen Juristen gewidmet worden. Jemandem, der nichts als Jurist war, 
und der auch nichts Anderes sein wollte, der aber Jurist war vom Scheitel bis zur 
Sohle. Die Errichtung dieses Denkmals ist darum eine historische That. Sie gilt, 
wie dem Schöpfer des Allgemeinen Landrechts, so dem bis zum 18. August 1896 
grössten Merktage in der Entwicklung unseres vaterländischen Rechts, sie gilt dem 
5. Februar 1794, dem Tage, an welchem das Allgemeine Landrecht die königliche 
Sanction erhielt. Preussische, deutsche Juristen können aber heute nicht an diesen 
Tag erinnert werden, sie können überhaupt im Jahre 1898 sich nicht festlich vereinen, 
ohne zugleich des zweiten, nunmehr grössten Merktages der preussisch - deutschen 
Rechtsgeschichte zu gedenken, des 18. August 1896. Ohne Svarez hätten wir, mensch- 
lichem Vermuthen nach, schwerlich die Frucht des 18. August 1896 geerntet, aber 
ohne diese Frucht und ihre Keime hätten wir schwerlich sein Denkmal erlebt. Der 
patriotische Sinn hat es geschaffen, der angesichts des Erstehens eines deutschen 
Gesetzbuchs rückblickend in die Vergangenheit nicht des Mannes vergessen wollte, 
der 100 Jahre zuvor den Weg wies, aiU dem unsere heutige Zeit gewandelt ist. 
Wunderbar sind — neben erheblichen Gegensätzen — die Parallelen, die sich ergeben 
zwischen dem Schluss des vorigen und dem Schluss dieses Jahrhunderts. Auffällig 
ähnliche Kämpfe hatte das Preussische Landrecht wie das Deutsche Bürgerliche Gesetz- 
buch zu bestehen; fast mit denselben Waffen hat man die Codificationsbestrebungen 
damals wie jetzt angegriffen und vertheidigt. Wenn es richtig ist, was Macchiavell 
}n seinen „Storie fiorentine^ behauptet, dass die Entwicklungsgeschichte der Staaten 
sich in grossen, langsamen Kreisläufen bewege, und wenn (ueser Satz auch für das 
Rechtswesen gilt, so scheint sich ein solcher Kreislauf in der Entwicklungsgeschichte 
unseres Rechts vom 5. Februar 1794 bis zum 18. August 1896 vollzogen zu haben; 
nur war der Höhenstand der Gesetzgebungskunst ein anderer vor 100 Janren ab heute« 
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Ergreifen Sie mit der einen Hand das Allgemeine Landrecht — es wird Ihnen 
schon schwer werden, es überhaupt mit einer Hand za ergreifen — nnd ergreifen Sie 
mit der anderen Hand das Bürgerliche Gesetzbuch, so tritt der gewaltige innere 
Unterschied beider Gesetzeswerke sehr deutlich und sehr äusserlich in die EIrseheinnnff. 
Von seinem Vater hatte Friedrich der Grosse den Glauben an die Allgewalt und die 
Alleingewalt des gesetzgeberischen Willens geerbt; Wissenschaft, Gerichtspraxis, Volka- 

§ewohnheit als rechtfordemde und -ergänzende Factoren sollten beiseite treten; hatte 
och schon vor 12 Jahrhunderten — und hier begegnet uns wieder ein Macchiayell- 
scher Kreislauf — Kaiser Justinian verboten, dass die Bechtsgelehrten sich unterfini^ren, 
seinen Codex zu interpretiren, ihn zu yerwirren und unklar zu machen. Den Glauben 
beider preussischer Könige theilten ihre juristischen Stützen Cocceji, Carmer nnd 
Svarez. Die langbeklagte Rechtsunsicherheit der Jahrhunderte sollte schwinden vor 
wenigen bestimmten. Jedem yerständlichen, alle Streitfragen abschneidenden Gesetzes- 
Paragraphen. Aber als Svarez, der gründliche, sorgfältige, weitblickende Mann, die 
Paragraphen formulirte, da schwollen sie nur zu gewaltig an. Lassen Sie mich hier 
ein kleines eigenes Erlebniss einschalten. Nach Erscheinen der Svarez -Biographie 
schrieb mir ein hochverehrter Freund scherzend, aber doch bezeichnend: „Wissen Sie, 
was mir am besten in dem Buche gefällt? Das Motto zu dem Abschnitt über die 
Fertigstellung des Allgemeinen Gesetzbuchs. Dies Motto war der Randbemerkung 
entlehnt, die der König auf den Begleitbericht der ihm überreichten Bände des Gesets- 
buchs geschrieben hatte. Sie lautete: „Es ist aber Sehr dicke und Gesetze müssen knrz 
und nicht weitläufig seindt^. Der König, nicht ahnend, dass nur der von ihm selbst 
vertretene gesetzgeberische Standpunkt die tausende und abertausende Paragraphen des 
Gesetzbuchs hervorgerufen hatte, traf mit seiner Kritik die wundeste Stelle. Täuscht 
nicht Alles, so liegt wesentlich mit in dem Umfange des Allgemeinen Gesetzbnehs 
und seiner technischen Ausführung der Grund der so viel bekla^n wissenschaftlichen 
Vereinsamung unseres Landrechts, wie hoffentlich im Umfange nnd in der technischen 
Ausführung unseres Bürgerlichen Gesetzbnehs der Grund liegen wird, es dauernd 
verwachsen zu sehen mit seinen geschichtlichen und wissenschaftlichen Grundlagen. 
Schroff wandte sich das Landrecht ab vom bisherigen Rechte; an der Spitze seines 
Publicationspatentes prangte der Satz, dass auf aas römische Recht nicht zurück- 
gegangen und dass nur nach den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzbuchs erkannt 
werden dürfe. So vollständig, so im Einzelnen durch- und ausgearbeitet wollte das 
Landrecht sein, dass es stolz jede wissenschaftliche Beihülfe für seine Erklärung von 
sich wies und lediglich sich als einzige Rechtsqnelle hinstellte. Was Wunder, dass es 
zur „schönen Blume wurde, die, vom Stocke abgeschnitten, in einem Glas Wasser steht^. 
Unser Bürgerliches Gesetzbuch hingegen ist so angelegt, dass es mit allen seinen Fasern 
im Boden aes bisherigen Rechts wurzelt; von einer wissenschaftlichen Vereinsamung^ von 
einer Isolirung desselben kann keine Rede sein; auf Jahrzehnte hinaus bedarf es der 
wissenschaftlichen Durchdringung, damit erst klar- und festgelegt wird, was es enthält. 
Abgesehen von jenem legislativen Fehler einer gewollten Isolirung des Land- 
rechts hat Svarez in geradezu bewundemswerther Weise die höchste Aufgabe des 
Gesetzgebers gelöst, nicht in seiner Zeit stehen zu bleiben, sondern darüber hinaus 
mit dem Auge des Sehers das Recht fortzubilden nach seiner Zukunftsrichtung hin. 

In welchem Maasse dies Seherauge Svarez eigen war, dafür zum Schlüsse ein 
Beispiel, und zwar ein Beispiel, das ihn uns vorführt gerade in den Tagen, die um den 
18. September 1896 herum ihre lOOi'ährige Wiederkehr erlebten. Am 19. October 1796 
trat, nachdem das Allgemeine Landrecht schon V4 Jahre in Geltung war, das letzte 
der grösseren Gesetze an die Oeffentlichkeit, die aus Svarez* Feder flössen. Die 
Berliner Gerichte hatten geklagt, dass die von Banden in der Hauptstadt verübten 
Verbrechen überhand nähmen; dies war der Anlass zu einer vorläufigen Stra^rozess- 
reform und weiter zur Inangriffnahme der bereits geplanten allgemeinen Stranreform. 
Bruchstücke eines Entwurfs dazu, anscheinend in dem November 1796 fallend, waren 
Svarez* letzte grössere Arbeiten, sie enthielten gewissormaassen sein juristisches 
Testament. Und hier stossen wir nochmals im Sinne des vorhin citirten Ausspruchs 
Macchiavells auf einen Kreislauf der Zeiten. Auch heute beschäftigt sich unsere Gesetz- 
gebung von Neuem mit den schwierigen Fragen einer Stra^rozessreform, namentlich 
mit der Bildung unserer Strafgerichte, und jetzt vor 100 Jahren entwickelte Svarez in 
jenen Bruchstücken die Perspective des Anklageprozesses, statt des Inquisitions- 
prozesses, um „möglichst für die Sicherheit der Bürger des Staates zu sorgen^; er 
wünscht am Schlüsse jeder Untersuchung die nochmalige Vernehmung des Delinquenten 
vor einem Judicium parium in Gegenwart des Vertheidigers , er wünschte Leute von 
unbescholtenem Wandel, ^ter natürlicher Fähigkeit und Einsicht aus dem Stande des 
Inquisiten als Gerichtsbeisitzer, er wünschte, dass dies Amt jeder Staatsbürger als 
Ehrenamt anzunehmen verbunden sei. 
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So würden sich noch viele Fondamentalgedanken unserer heutigen Gesetzgebung 
finden, die sich auf Svarez zurückfuhren lassen. Darum lebt er ein Sftculnm nach 
seinem Tode. 

Wohl uns, dass wir dessen mit Stolz gedenken dürfen; denn, wie den zur 
Denkmalsfeier versammelten Mftnnem zugerufen wurde: 

Ehre dem Volk, das im ruhlosen Treiben gehasteter Tage 
Herz und Begeisterung fand. Dir, stillem Manne, o Svarez — 
Hundert Jahre beinah, seit des Lebens Licht Dir erloschen, 
Dankeszoll zu entbieten, im Glänze des ehernen Standbilds! 

In seinem Schlusswort sprach der Vorsitzende dem Vortragenden den wärmsten 
Dank der Gesellschaft für den Vortrag aus. 

Darauf theilte der Vorsitzende mit, dass die nftchste Sitzung der Gesellschaft 
am 11. Juni und zwar, wenn Widerspruch nicht erfolge, nach alter Gewohnheit in 
der Flora in Charlottenburg stattfinden solle. 

Widerspruch wurde nicht erhoben. Schluss der Sitzung. 



Dr. Eck. Dr. R^hne. 
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321. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt den 11. Jiuii 1898 im Flora -Etablissement zu Charlottenburg. 



Der Vorsitzende begrUsst nach Eröffnung der Sitzung die Herren: 

Geheimen Ober-Justizrath und vortragenden Rath im Justizministerium 

Dr. Holtgreyen, 
Justizrath Ule, 

Eammergerichtsreferendar Brück 
als neue Mitglieder. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung theilte Herr Landrichter Dr. Aschrott mit, 
dass die Hol tzendorff- Stiftung, welche im vorigen Jahre als Preisaufgabe das Thema 
„Ist die Deportation unter den heutigen Verhältnissen als Strafmittel praktisch ver- 
wendbar^ gestellt hatte, dem Rechteanwalt am Eammergericht Dr. Korn zu Berlin 
den Preis ertheilt, sowie dass die genannte Stiftung als neue Preisaufgabe das 
Thema „Anwendungsgebiet und rationelle Gestaltung der Privatklage*' gestellt habe. 
Der Vorsitzende beglückwünschte unser anwesendes Mitglied, Herrn Dr. Korn, zu 
diesem Erfolge. 

Sodann ergriff Herr Geheimer Justizrath Lesse das Wort zu nachstehendem 
Vortrage: 

.D^r erste internationale Advocaten-Congress, abgehalten za 
Brüssel vom 1. bis 5. August 1897". 

Im December 1895 beschloss die Generalversammlung der F^d^ration des Avocats 
Beiges, den schon seit vielen Jahren gehegten Plan der Organisation eines internationalen 
Advocaten-Congresses zur Ausführung zu bringen und berief denselben auf den 
1. August 1897 nach Brüssel. Gelegentlich des im September 1896 hier tagenden 
„Deutschen Anwaltstages** überbrachten die belgischen Collegen, welche auf unsere 
Einladung an dem Letzteren theilnahmen, das Programm des neuen Unternehmens! 

Ja, es war ein vollständig neues Unternehmen, dieser internationale Advocatentag. 
Nicht ohne Bedenken trat man bei uns an dasselbe heran. Man sagte sich, die Advocatur 
sei doch in den verschiedenen Staaten verschieden gesetzlich geregelt und es werde 
äusserst schwer sein, auf dem Wege des internationalen Austausches der Ansichten 
Aenderungen resp. Verbesserungen zu erreichen. Nichtsdestoweniger hat der Congress 
aus Deutschland eine nicht unerhebliche Zahl von Theilnehmern herangezogen, wozu 
die freundlichen Beziehungen, welche zwischen dem belgischen und unserem Barreau 
seit Jahren bestehen, wesentlich beigetragen haben. Wenn ich mich den Besuchern 
des Congresses anschloss, so geschah dies, weil ich meinte, die grösste deutsche 
Anwaltskammer müsse auch officiell auf demselben vertreten sein, — dieselbe Ansicht 
vertrat auch mein verehrter College, Justizrath Goldschmidt, als Vorsitzender des 
Berliner Anwaltsvereins — , und wenn ich um die Erlaubniss bat, in dieser hoch- 
ansehnlichen Versammlung über denselben sprechen zu dürfen, so that ich dies in der 
Meinung, dass der Congress doch mindestens Einiges zu Tage gefördert habe, was 
auch in weiteren juristischen Kreisen interessiren werde. Weit bekannt sind diese 
Verhandlungen bisher noch nicht geworden, denn die Presse hat bei der Unzahl von 
Cougressen, die in den Mauern von Brüssel zur Zeit der Weltausstellung im vorigen 
Sommer tagten, über alle eingehend nicht berichten können, und der ausführliche 
officielle Rechenschaftsbericht über unseren Congress ist erst kürzlich erschienen. 

Der Congress sollte nach seinem Programm zwei Perioden umfassen, eine Periode 
der Vorbereitung und eine der Berathung. Während der ersteren sollten unter Mit- 
wirkung der Aovocaten aller Nationalitäten die versendeten Fragebogen beantwortet 
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werden. Ans 22 Ländern sind diese Antworten eingegangen, znm Theil in extenso 
veröffentlicht. 

Ich komme später auf diese Antworten zurück. Ans den Fragebogen theile ich 
nur das Wichtigste mit: 

Welches sind die Gesetze, Decrete, Elrlasse, Verordnungen oder Gewohnheits- 
rechte, welche die Advocatur augenblicklich in Ihrem Lande regeln? Es wird 
gebeten, mit Genauigkeit Gegenst^d und Datum der betreffenden Bestimmungen 
anzugeben und deren Text einzusenden. — Wenn keine Gesetzgebung besteht, 
welches sind die maassgebenden Gebräuche? Es wird gebeten, eine kurze Darlegung 
der Organisation der Advocatur in Ihrem Lande zu ^eben. 

Erstehen in Ihrem Lande ausserhalb der eigentlichen Gesetzgebung freie, der 
Privatinitiative entsprungene Einrichtungen bezüglich der Advocatur, z. B. Ver- 
einigungen der jungen Advocaten, Genossenschaften oder Gesellschaften von 
Advocaten, vom Advocatenstande unterhaltene Bibliotheken, Organisationen zur 
Beförderung des Studiums und der Berufs Vorbereitung oder zur materiellen Unter- 
stützung, cSnriehtungen flir die kosten^eie Vertretung der Armen oder der Jugend 
vor Gericht, Veranstaltungen zur Unterstützung und Besserung der entlassenen 
Strafgefangenen und der Vagabunden u. s. w.? Um eine kurze Darstellung dieser 
Einrichtungen wird gebeten. 

Recrutiren sich die Richter und Staatsanwälte in Ihrem Lande ganz oder 
theilweise aus den Advocaten? 

Welche Bedingungen hat ein Advocat zu erfüllen, um in den Riehterstand 
einzutreten? 

Ist die zuständige Behörde Ihres Landes mit den die Advocatur betreffenden 
Reformen befasst? Welches ist der specielle Gegenstand dieser Reformen? 

Wie ist der berufliche Unterricht bei Ihnen organisirt? Mnss man, um zur Aus- 
übung des Berufes zugelassen zu werden, Prüfungen bestanden haben und welche? 
Wel<£es sind die Gegenstände dieser Prüfungen? — Beziehen sich die Letzteren 
nur auf die eigentliche Rechtswissenschaft oder ausserdem auf philosojphische, 
Natur- oder sociologische Wissenschaften, Anthropologe, Physiologie, Litteratur 
und Beredsamkeit? Welches ist die normale Dauer dieser Studien r 

Ist der junge Advocat bei Ihnen einem praktischen Vorbereitungsdienst 
unterworfen? Wie ist dieser Vorbereitungsdienst organisirt? Welche Dauer hat 
derselbe? Welches sind dessen Resultate? 

Sind Sie der Ansicht, dass die Functionen der Parteivertretung vor Gericht 
unter mehrere Berufsgruppen vertheilt werden sollen (Advocaten, Anwälte, nur 
bei Handelsgerichten als Anwälte zugelassene Personen, Advocaten vor niederen 
Gerichtshöfen, Advocaten vor höheren Gerichtshöfen) oder, dass es besser ist, dies 
Alles in einer Person zu vereinigen? 

Glauben Sie, dass es möglich wäre, eine ständige internationale freie oder 
gesetzlich geordnete Organisation zu schaffen, sei es unter den in jedem Lande 
officieli eingerichteten Advocatencorporationen , sei es unter den einzelnen 
Advocaten? Wie mttsste sich, Ihrer Ansicht nach, diese officielle oder private 
Einrichtung gestalten? 

Sollte obengenannte Organisation nicht besonders folgende Zwecke verfolgen: 
Mittheilung von Auskünften über ausländisches Recht und ausländische 
Gesetzgebungen in Prozessen vor einheimischen Gerichten, — Bezeichnung von 
Advocaten in fremden Ländern, mit Rücksicht auf die Eigenart des in Rede 
stehenden Prozesses. — Congresse oder Zusammenkünfte der Advocaten, — gegen- 
seitige Gastfreundschaft, — Organisation einer internationalen Rechtshilfe für Anne, 
welche Prozesse in fremden Ländern haben? 

Sind Sie der Ansicht, dass gelegentlich ausländische Advocaten auch zum 
Plaidiren in Ihrem Lande zugelassen werden sollten? Geschieht dies schon jetzt? 
Welche Bedingungen werden an diese Zulassung geknüpft oder müssen Ihrer Ansicht 
nach daran geknüpft werden? 
Bevor ich nun auf die Berathungen selbst eingehe, gestatte ich mir, in der Er- 
wägung, dass der Congress auf belgischem Boden tagte, von belgischen Collegen 
organisirt worden, mithin naturgemäss belgische Einrichtungen vielfach zum Ausgangs- 
pmikte der zu Tage getretenen Bestrebungen und VerhanoQungen genommen worden, 
zunächst den Versuch zu machen, über die Verhältnisse des belgischen Barreaus eine 
kurze Uebersicht zu geben, wobei zugleich gelegentlich auf die ähnlichen Verhältnisse 
in Frankreich, dem Mutterlande dieser Einrichtungen, ein Blick zu werfen sein wird. 
Als im Jahre 1815 Belgien von Frankreich getrennt und mit Holland vereinigt 
wurde, blieb die Organisation des belgbchen Barreau, wie sie durch das französische 
kaiserliche Decret vom 14. December 1810 etablirt war. 
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Diese Organisation behagte dem belgischen Barreau wenig. Im Jahre 1882, 
bald nach der Revolation von 1830, nach der Unabhängi^keits-&k1ftning Belg:iens, 
constiuirten sich die Brüsseler Adyocaten als eine Association libre. Man schof 
Statuten, über welche nach längerem Kampfe im Jahre 1836 es zu einem CompromiBS 
zwischen der Association und dem Gouvernement kam. In dieser Zeit des Kampfes 
spielte, abgesehen yon anderen, eine hervorragende Rolle die Frage der Einsetzung der 
Advocaten beim Cassationshofe als öffentliche Beamte. Erst nach verschiedenen Jahren 
gewöhnte man sich daran, diese Function als eine ßhre zu betrachten, weiche den 
hervorragendsten Advocaten verliehen wurde. In dieser Zeit und auch später hat das 
belgische Barreau, insbesondere das von Brüssel, ein hohes Maass von Selbständigkeit 
behauptet. Zu den Fragen, über welche das Barreau im Kampfe mit der Staats- 
behörae gestanden, gehörte, abgesehen von der der Advocaten beim Cassationshofe 
als öffentliche Beamte, die Frage der Vereinbarkeit der Stellung des Advocaten mit 
der des Curators einer Fallitmasse und der Leitung einer Soci^t^ anonyme, welche der 
Consei) de Tordre in Brüssel, der strengen Auffassung folgend, im Gegensatz zum 
Cour d'appel vereinte, die Frage der Zulassung von Frauen zur Advocatur und andere 
mehr untergeordnete Fragen. Niederlegung des Amtes der Mitglieder des Conseil, 
Verweigerung zu plaidiren an gewissen Gerichtshöfen waren nicht selten die Mittel, 
mit denen das Barreau in diesem Kampfe seine Ansichten durchzusetzen suchte. 

Was den gegenwärtigen Stand der Organisation betrifft, so ist Folgendes zu 
bemerken: 

Es existirt in Belgien ein Cassationshof zu Brüssel, drei Cours d*appel in Brüssel, 
Gent und Lüttich, 26 Tribunale erster Inst&nz und eine beträchtliche Zahl yon 
Friedens^erichten. 

Beim Cassationshofe existiren 12 Advocaten. Sie sind öffentliche Beamte, ernannt 
nach Präsentation vom Cassationshofe^ sie müssen mindestens seit sechs Jahren Doctoren 
des Rechts sein. Sie wählen alljährlich einen Batonnier und einen Conseil de Tordre, 
bestehend aus fünf Mitgliedern. Hier beim belgischen Cassationshofe also keine freie 
Advocatur. 

Ebenso in Frankreich; auch hier sind sie öffentliche Beamte, ihre Zahl beschränkt, 
sind Advocaten und Avou^s zugleich. Dass bei uns die Advocatur am Reichsgericht 
nicht frei, ist bekannt. Im Uebrigen, ähnlich wie in Frankreich, erforderlich, um in das 
Tableau der Advocaten inscribirt zu werden, nach Gesetz resp. Tradition: 

1. Doctor der Rechte zu sein; 

2. d*etre male; 

8. den Eid dem Könige und der Verfassung geleistet; 

4. einen Stage von mindestens drei Jahren durchgemacht zu haben. 

Unbestritten incompatibel mit dem Amte des Advocaten ist die Stellung als 
Richter, Greffier, Notar, Avou6 und Hnissier, d*agent d^affaires und Geschäftsmann jeder 
Art, mit Ausnahme des Concursverwalters und des Verwalters anonymer Gesellschaften, 
welche der Appellhof in Brüssel, wie erwähnt, mit der Stellung als Advocat für 
vereinbar erklärt hat. Vereinbar die Stellung des Bürgermeisters und des Ministers. 
Bekannt ist, dass der abtretende Minister ohne Weiteres in die Advocatur zurücktritt, 
wenn er vorher Advocat gewesen ist. 

Der erste Präsident des Congresses, Mr. Jules le Jeune, der sich durch die aus- 
gezeichnete Leitung der Verhandlungen, seine Resum^s und seine Liebenswürdigkeit 
die Herzen der Mitglieder gewonnen, war längere Zeit Justizminister. 

Sehr ähnlich sind diese Verhältnisse in Frankreich. 

Wenn in Belgien die Zahl der eingeschriebenen Advocaten weniger als 20 beträgt, 
so wacht das Tribunal erster Instanz über die Disciplin, beträgt sie mehr, so bilden 
sie eine Generalversammlung, welche einen Batonnier, den Chef des Standes, und einen 
Conseil de discipline wählt. Der Batonnier beruft und präsidirt der General- 
versammlung und dem Conseil de Tordre, er repräsentirt den Stand bei Feierlichkeiten, 
er intervenirt bei Conflicten, er verwaltet die Geschäfte des Standes, ernennt die 
Officialvertreter, wacht mit dem Conseil de Tordre über die Erhaltung der Ehren- 
haftigkeit des Standes und Aufrechterhaltung der Principien der Redlichkeit und 
Delicatesse, er wacht über das Verhalten und die Moralität der Stagiaires, kann ihre 
Functionen um ein Jahr verlängern, ja die Eintragung in das Tableau der Advocaten 
verweigern, er organisirt das Bureau der unentgeltlichen Hilfeleistung, sucht die 
Beseitigung der Scnwierigkeiten bei Taxation der Honorare und giebt dem Gerichte 
Gutachten hierüber ab, beziehungsweise in Gemeinschaft mit dem Conseil de Tordre. 

Der Conseil urtheilt über die disciplinaren Verfehlungen, er straft ebenso wie 
in Frankreich mit avertissement, censure reprimande (ähnlich unserer Warnung und 
Verweis), Untersagung der Ausübung der Advocatur bis höchstens ein Jahr und Aus- 
schliessung aus dem Stande. 
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Diese Scala der Strafen hat sich im Ganzen als zweckmftssig gezeigt. Die bei 
uns eine CTOSse Bolle spielende Geldstrafe ist in Frankreich und Belgien nicht bekannt. 
Selbst in Knssland, wo im Jahre 1866 in einem Theile des Reicnes die neue, der 
französisch -belgischen nachgebildete, Advocatenordnnng eingeführt worden, hat die 
Geldstrafe nicht Eingang gefunden, vielmehr hat man siä mit dem Strafsystem 
Beizens und Frankreichs begnügt. Bei uns erstrebt der bei Weitem grössere Theil 
der deutschen Anwälte neben resp. statt der Geldstrafe die Einführung der Unter- 
sagoog der Ausübung der Praxis, mindestens des Rechts zu plaidiren, auf Zeit, bisher 
aMr ohne Erfolg. 

Die Geldstrafe ist für eine grössere Kategorie von Verfehlungen keine geeignete 
Strafe. Mag sie bestehen bleiben, wo gegen den Anstand in der Geldfrage Verstössen 
isi Eine höhere Geldstrafe ist auch nach unseren Erfahrungen oft nicht beitreibbar, 
m solchen Fällen wirkt sie nicht entsprechend. 

Was ist der Stage? Derselbe ist die Vorbereitungszeit der jungen Juristen. 
Derselbe hat ab gesetzliche Verpflichtungen: Besuch der Audienzen, Wahrnehmung 
der Rechte der Armen und Studium der professionellen Regeln. Anlangend den 
unentgeltlichen Beistand, so sind die Stagiaires in Brüssel in vier Sectionen getheilt, 
jede &ction hat ein Bureau, präsidirt durdi ein Mitglied des Conseil und vier Beisitzer, 
alle gewählt vom Conseil der Stagiaire. Die Thätigkeit dieses Bureaus ist eine ernste 
und namhafte. Nach der Statistik trat das Bureau de la consultation gratuite in 
Brüssel iai Geschäftsjahr 1895/96 in 1434 Fällen in Thätigkeit. Der Arme wendet sich 
an's Bureau, dieses bestellt jedem Armen einen Stagiaire. Das Bureau entscheidet 
deumächst, ob der Sache Folge zu geben sei. Ein Mitglied des Bureaus überwacht 
den Fortgang des Prozesses. Eine zweite Thätigkeit für die Armen ist die Vertheidigung 
derselben vor den Strafgerichten. Die Organisation dieses Dienstes hat vorzugsweise 
das Jeune barreau, auf das wir später kommen, herbeigeführt. Diese ThätigKeit ist 
nach der Statistik im letzten Geschäftsjahr in Brüssel in 1274 Fällen eingetreten. 
Eine Königliche Verordnung von 1887 erlaubte den Conseils Conferenzen einzurichten, 
in welchen die Stagiaires gehalten sind, theilzunehmen , um Unterricht in den 
professionellen Regeln zu empfangen und sich im Plaidiren zu üben. In erstorer Be- 
ziehung sind hiermit gute Resultate erreicht. Diese Conferenzen der Stagiaires leitet 
ein vom Conseil de Tordre ernannter Advocat. Der Stagiaire arbeitet daneben einige 
Jahre unter Leitung eines älteren Advocaten. Der Patron sagt, man ist kein Lehrer, 
ein Maitre, sondern un guido et un conseiller. 

Dieses Verhältniss hat sich durchaus günstig gestaltet. 

Wir behandeln, sagte ein hervorragendes Mit^ied der Anwälte beim Cassations- 
hofe, die Jugend mit einem Wohlwollen, welches ich väterlich nennen möchte, wenn 
es nicht so freundschaftlich wäre. Die Beziehungen der jüngeren Collegen zu den 
älteren überdauern in den meisten Fällen die Zeit des Stage. Sie gehören, wie es in 
dem beigischen Briefe heisst, zu den Reizen unseres professionellen Lebens. 

Der Stage in Frankreich ähnlich. Er stammt aus dem Reglement von 1344, 
also seit länger als 500 Jahre. Diese alte Institution hat sich in Frankreich ziemlich 
unverändert erhalten. Die Pflichten des Stagiaire ähnlich wie in Belgien, Theilnahme 
an den Audienzen, Conferenzen, wo unter Theilnahme der Mitglieder des Conseil de 
Tordre, ja des Batonnier. die professionellen Regeln und Rechtsfragen anderer Art 
gelehrt und discutirt werden, Vertheidigung in Civil- und Criminaläachen. Die Rechte 
des Stagiaire ähnlich den des Advocaten. 

Der Stagiaire darf erst plaidiren, nachdem zwei Mitgieder des Conseil de Tordre 
ihm attestirt haben, dass er zwei Jahre mit Fleiss an den Audienzen theilgenommen 
habe. Es ist richtig, dass in Belgien im Wesentlichen die Richter aus den Advocaten 
hervorgehen. Sie müssen den Doctorgrad haben und entweder an einer Universität 
eine Zeit lang gelehrt haben, was ja natürlich zu den selteneren Fällen ^ gehört, oder 
eine nicht bedeutende Zeit lang Advocat gewesen sein; sie werden zunächst Hilfsrichter 
oder Substituten du procurenr du roi zwei Jahre lang und können dann zum Richter 
ernannt werden. Auch kommt es in einzelnen Fällen vor, dass hervorragende Anwälte 
direct in höhere Richterstellen berufen werden. Es macht sich indessen in neuerer Zeit 
eine gewichtige Stimmung geltend, welche die Ernennung zum Richter von weiteren 
Voraussetzungen als bisher abhängig machen will. 

In Frankreich ist es ähnlich. Wenn der junge Advocat sich zur Richtercarri^re 
bestimmt, so attachirt er sich während des Stage zugleich dem Partjuet, wird Hilfs- 
richter bei einem Gericht erster Instanz und macht dann je nach semen Verdiensten 
die verschiedenen Studien der Magistrature durch. 

Zu allen Zeiten sind aber auch einzelne ältere Anwälte in höhere Richterstellen 
berufen worden^ sowohl zu Präsidenten der Gerichte erster Instanz, als auch zu Richtern 
der Appellhofe und des Cassationshofes und zum G^neralprocurator. 

8* 
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Eine besondere Bedeutung nehmen in der belgischen Advocatur die freien 
Associationen ein. 

Hier ist vor Allem der Conferenzen des Jeune barreau zu gedenken, gegründet 
zunächst in Brüssel im Jahre 1840. 

NB. Das Wort Conference nach dem Lexicon: Zusammenkunft, Besprechung, 
Geschäftsverhandlung, Repetitorium, Redeübnngen, ersichtlich also darunter verstanden 
die Besprechungen oaer Debatten, vermöge deren der Jurist zu seinem Beruf heran- 
gebildet wird. 

Wie erwähnt, bat das Jeune barreau vor Allem die Consultation gratuite weiter 
ausgebildet und die Defense gratuite des indigents devant les jurisdictions repressives 
geschaffen. Das Jeune barreau ist das treibende Element in der belgischen Aavocator. 

Die Conferenz umfasst, in Brüssel theils als Ehrenmitglieder, theib als wirkliche 
Mitglieder, fant die Totalität der Advocaten von Brüssel, welche entweder in d&s 
Tableau de Tordre oder in die Liste der Stagiaires eingeschrieben sind. Sie wird 
verwaltet durch eine Commission von elf Mitgliedern, unter welche die Aemter yertheilt 
sind. Die Conferenzen haben den Zweck, zu studiren und anzuwenden Alles, was nach 
der Ansicht des Jeune barreau zum Berufe des Advocaten gehört. ^ 

Die Mittel dazu sind: 

1. Die Wahrnehmung der gerichtlichen Audienzen, die Belehrung in der 
Kunst des Plaidirens und Bekanntmachung mit den professionellen Regeln ; 

2. parlamentarische Sitzungen, in welchen die Projecte neuerer Gesetze 
dbcutirt werden; 

3. Conferenzen in Wissenschaften anderer Art. 

Mit einer feierlichen Eröffnungssitzung beginnen nach den Ferien die Arbeiten 
des Jeune barreau, in welcher ein von der Generalversammlung gewähltes Mitglied 
einen Vortrag hält über ein juristisches Thema allgemeiner Art. Es nimmt daran 
Theil, abgesenen von der grossen Menge der Mitglieder, die Magistrature, der Batonnier 
und die älteren Advocaten. 

Zu der Wirksamkeit des Jeune barreau in Brüssel aus neuerer Zeit gehört femer 
die Begründung eines Comit^ de defense des enfants traduits en justice von unter 
16 Jahren, bestehend aus 25 Mitgliedern. Dieses Comit^ hat seit 1893 bis 1807 sich 
bereits mit 457 Kindern beschäftigt und dadurch, dass es mit gewissen Associationen 
socialer Natur in Verbindung tritt, manche heilsame Wirkung ausgeübt. 

Im Jahre 1893 ist ferner ein Comit^ de patronage des menaiants et vagabonds 
gegründet, bestehend aus jungen Advocaten unter dem Präsidium eines Friedensrichters. 
Es sorgt für körperlich schwache Verurtheilte und für Beschäftigung, nachdem sie 
entlassen sind. Femer zu erwähnen Le groupe beige de T Union internationale de 
droit penale, eine bekannte Vereinigung, drei Mitglieder des Jeune barreau dirigiren 
diese Gruppe. Das Jeune barreau hat eine Anzahl Fragen in Fluss gebracht. Ich 
nenne nur die wesentlichsten. 

Die Frage der Vereinbarkeit der Advocatur mit anderen Aemtern, der Form 
des Amtseids der Advocaten, die Frage der Freiheit der Advocatur, der Association 
der Advocaten, die Zulassung der Frauen zum Barreau, der Beseitigung des Instituts 
der Avou^s und der besonderen Advocatur beim Cassationshofe, der Keorganisation 
des Rechtsunterrichts. 

Im Jahre 1893 entstand in Brüssel eine lebhafte Bewegung in dem Brüsseler 
Barreau de la cour d'appel nach Reform des Standes. Eß wurde eine Enquete 
beschlossen, eine Commission gewählt, welche über diese Sache einen umfangreichen, 
sehr interessanten Bericht erstattet hat. Der Fleiss, welcher hierauf verwendet worden, 
ist ein Beweis für den Ernst, mit dem man an die Sache herangetreten ist. Ich erwähne 
nur einige Fra^gen, die auf unserem Congress noch nicht zur Erörterung gekommen sind. 

In Belgien ist das Princip der Association der Advocaten noch nicht anerkannt, 
obwohl man sonst den Anschluss der jungen Advocaten an die älteren zu gemeinsamer 
Arbeit und Theilnahme an den Einnahmen gestattet. Diese Frage wurde eingehend 
discutirt. Ein Antrag, die Beschränkung der Zahl der Advocaten festzusetzen, fiel in 
der Commission einstimmig. 

lieber die Zulassung der Frauen zur Advocatur fand in der Commission eine 
interessante Debatte statt. Dabei lag eine Ekitscheidung des Cour d'appel in Brüssel 
vom 12. December 1888, bestätigt vom Cassationshofe daselbst, vor, durch welche ein 
Fräulein Popelin, welche das Diplom der Doctoresse en droit erhalten, mit dem 
Antrage, ihr den E^d als Advocat abzunehmen, zurückgewiesen wurde. 

Der Cour d'appel hatte, abgesehen von anderen Gründen, sich dahin geäussert: 

In Erwägung, dass die besondere Natur der Frau, die relative Schwäche ihrer 
Constitution, die ihrem Geschlecht anhaftende Zurückhaltung, der Schutz, der ihr 
nothwendig ist, ihre besondere Aufgabe in der Humanität, die Fordetungen und die 
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Abhängigkeit ihrer Mutterschaft, die Erziehang, welche sie ihren Kindern schuldet, 
die Leitung der Wirthschaft und des häuslichen Herdes, sie in eine mit den Pflichten 
des Anwaltberufes wenig vereinbare L<^e bringen, und ihr weder Müsse noch Kraft, 
noch die nothwendigen Fähigkeiten für die Kämpfe und Ermüdungen des Barreaus geben. 

In ähnlicher Weise hatte der Cour de Cassation sich geäussert und diese Gründe 
fanden auch bei einem Theile der Commission Anerkennung. 

Von ganz besonderem Interesse scheint mir die Frage der Suppression des 
avou^s, welche, wie die meisten erwähnten Fragen, vom Jeune barreau betrieben wird. 
Die Avou68 sind eine sehr alte Institution, öffentliche Beamte, wie in Frankreich 
Procureurs genannt, aber in Belgien nicht mit so bedeutenden Functionen wie der 
französische Avou^ ausgestattet. Diese Frage hat in den siebenziger Jahren bereits 
die belgische Kammer beschäftigt. Vorher hatte das Gouvernement die Ansicht der 
Ma^istrature über die Abschaffung der Avouös eingeholt. Für die Abschaffung 
Yoturten der Cour d*appel in Brüssel, von 24 Präsidenten der Tribunale erster Instanz 
17, der General-Procurator von Brüssel, von 25 Procureurs du roi stimmten 20 für 
die Abschaffung. Allein damals wurde die Abschafiung in der Kammer noch nicht 
beschlossen. Die Kammer stimmte mit 41 gegen 33 Stimmen für die Beibehaltung der 
Avou^. In der Commission wurde die Stellung des Avou^ in Belgien eingehend 
erörtert, wie er ganz äusserlich den Prozess dirigirt, wie alle wichtigen Acte von 
Advocaten redigirt sind, Letzterer der Dominus litis sei, wie die Stellung der Stagiaires, 
welche der Hebung bedarf, durch die Abschaffung der Avou^s gehoben und sie dadurch 
viel besser in die gerichtliche Praxis eingeführt werden würden, wenn sie alle actes 
de procednre unter der Direction ihrer Patrone verfassen, wenn sie nicht mehr wie 
jetzt wenigstens in der ersten Zeit den Avou^s tributair sein würden. 

Ich möchte glauben, dass die Realisation dieser Reform in Belgien nicht zu 
lange Zeit auf sich warten lassen wird. Anders wohl in Frankreich, wo man an den 
alten traditionellen Verhältnissen in der Justiz zähe festhält una Reformen sehr 
unzugänglich ist, obwohl man hier wie in Belgien anerkennt, dass die Beibehaltung 
der Theilung der Function zwischen Avou^ (resp. Agr^es) und Advocat den Recht- 
sQchenden eine erhebliche Kostenhäufung verursacht. Einer der Pariser Advocaten, 
welcher für den Congress ein Gutachten erstattet hat, sagte in demselben, dass seiner 
Ueberzeugung nach diese Theilung aus den verschiedensten Gesichtspunkten bedauerlich 
»ei. Er wies darauf hin, wie in Paris 15 Agr^es fast die gesammten handelsgerichtlichen 
Geschäfte in Beschlag nehmen, wie sie die zahlreichen Sachen nicht mehr stndiren 
können und dieselben der Sorge ihrer Secretäre überlassen müssen. Bekannt ist, dass 
die Avou^ eine Art Monopol haben, dass sie als Beamte ernannt werden, dass ihre 
Stellen bis zu gewissem Grade übertragbar sind durch Verkauf, Erbschaft oder 
Schenkung. Diese Privilegirten halten zusammen und, wie mir scheint, befinden sich 
die Advocaten in einer gewissen Abhängigkeit von ihnen. Vor Jahren hat in 
Frankreich ein Project der Reform des Code de procednre civile eine parlamentarische 
Commission zehn Jahre lang beschäftigt. Hier wurde auch die Frage der Avou^s 
ernstlich ventilirt und man kam endlicn zu dem Beschlnss, dass die Functionen des 
Avoud und des Advocaten zu vereinigen, mit Ausnahme bei den Appellhöfen; dies 
war wenigstens ein Anfang. 

Ein Pariser College, den ich fragte, ob denn Missstände, wie die geschilderten, 
and Aussprüche, wie Sie der bezeichneten Commission, nicht allmälig zu einer Ab- 
schaffung der Trennung der gedachten Functionen zur Folge haben würden, meinte 
lächelnd, daran wäre in absehbarer Zeit nicht zu denken. Bemerken swerth ist, dass 
in Rassland, wo wenigstens in einem Theile des Reiches eine der französischen nach- 

Sebildete Advocatenordnung eingeführt worden, die Trennung des Advocaten vom 
^vou6 keine SjmpatMen gemnden hat. Eine fernere private Vereinigung der belgischen 
Advocaten ist die F6d6ration des Avocats Beiges unter der Devise „omnia fratem^^, 
eine Schöpfung, welche ebenfalls der Anregung der Conferenz des Jeune barreau in 
Brüssel zu danken ist. Die einzelnen Barreaus Belgiens bestehen insofern jedes für 
sich, als sie ihre eigene Verwaltung, ihre eigenen gesetzlichen Organe, ihre eigenen 
Conseils de Tordre etc. haben. Im Uebrigen bilden die Mitglieder sämmtlicher Barreaus 
eine Gemeinschaft, eine Sauvegarde aller Interessen des Standes und bestimmt, die 
coUegialen Beziehungen aller Advocaten des Landes zu fördern. Innerhalb dieser 
gössen F^d^ration smd bereits eine Anzahl der wichtigsten Fragen behandelt worden. 
iHe F6d6ration hat denn auch, wie Eingangs erwähnt, im Decomber 1895 zu Antwerpen 
die Organisation eines internationalen Advocatencongresses beschlossen. 

Ganz anders in Frankreich, wo solche private Vereinigungen der Advocaten so 
gut wie ganz fehlen. 

Dagegen ist auch in Frankreich die unentgeltliche Vertretung der Annen in 
Criminal- und Civilsachen vor allen Gerichten durch die jungen Advocaten gesichert. 
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Meine Herren! Nach diesem kurzen Aasblicke auf die ZosUnde der belgischen und 
französischen Advocatur sei es eestattet, auf die Versammlungen des Cougresses soweit 
einzugehen, als es die mir zu Uebote stehende Zeit gestattet. Die Eröffnung erfolgte 
in der feierlichen Weise, welche bei unseren westlichen Nachbarn üblich ist. Man 
yersammelte sich am Sonntag, den 1. August v. J., Vormittags 10 Uhr, im grossen 
Saale des Pas perdus des Palais de justice, begab sich im Zuge in den Saal der 
Verhandlungen des Conceil de discipline, wo Mr. I'icard, Avocat am Cassationshofe, 
Professor und Präsident der F6d^ration des avocats beiges, die fremden Deputirten 
dem Batounier in Brüssel, Mr. Landrien, der im Sommer 1896 unseren deutschen 
Anwaltstag zusammen mit dem früheren Batonnier Mr. Braun besucht hatte, und den 
übrigen Mitgliedern des Conseil de Tordre vorstellte. Mr. Picard, ein Mann von 
ungewöhnlicher Beredsamkeit, hielt eine Ansprache. Mr. Landrien antwortete. 

An demselben Nachmittag 3 Uhr fand m Brüssel, wie ich einschaltend bemerke, 
wohl zu Ehren der Weltausstellung, ein historischer, höchst interessanter Festzog 
statt, welcher die Ereignisse zur Zeit des Bombardements von Brüssel im Jahre 1697 
durch den Marchai de Villeroi darstellte, zu dem die Communalbehörden uns Plätxe 
auf den Balkons der ersten Etage des Palais du roi angeboten hatten. Abends hatten 
die Communalbehörden den Adyocatentag und die Honorationen Brüssels zu einem 
glänzenden Lunch und Concert in den herrlichen Räumen des Hotel de la ville ein- 
geladen, wo man sehr interessante Stunden verlebte. 

Am 2. Auffust begannen die eigentlichen Verhandlungen. Es waren Deputirte 
YOn Deutschland, Oesterreich, Ungarn, England, Frankreich, Belgien, Luxemburg, 
Russland, Holland, Spanien, Italien, Schweden, Schweiz, Türkei, Vereinigte Staaten 
Yon Amerika erschienen resp. vertreten. Die Begrtissungsrede hielt der Ehrenpräsident, 
der Justizminister Begerem, der sein Interesse an den Verhandlungen besonders dadurch 
documentirte, dass er während des ganzen ersten Tages die Verhandlungen leitete, 
während später Mr. le Jeune, früherer Justizminister, jetzt Advocat am Cassationshofe, 
die Leitung übernahm. Minister Begerem betonte, dass es für ihn sowohl als Mite^lied 
des Barreau, wie als Minister der Justiz und Mitglied des Gouvernements eine Ehre 
sei, diesen ersten Congress der Advocatur zu eröfinen. Der Advocat sei eines der 
wesentlichsten Instrumente des ewigen Kampfes um das Recht. Ohne diesen bliebe 
die Rechtspflege ungestaltet und schwankend. Mit der Magistratur sei er eine der 
Säulen des Tempels der Justiz. Es handele sich nicht bei diesem Congresse nur 
darum, die collegialen Bande zu befestigen oder die Privatinteressen einer Corporation 
zu vertheidigen, man wolle besonders die sociale Stellung der Advocaten einer ver- 
gleichenden Betrachtung unterwerfen und daraus praktische Reformen, betreffend die 
Veredelung und Kräftigung des Barreaus in seiner Existenz und in der Entwickelung 
des Rechtes erzielen. Nach der sehr sympathisch aufgenommenen Begrüssun^rede 
des Justizministers folgten Ansprachen deutscher, ungarischer, englischer, russischer, 
französischer und spanischer Deputirten. Man sprach in deutscher, französischer, 
englischer oder flämischer Sprache. Soweit man nicht in französischer Sprache sich 
ausdrückte, erfolgte die sofortige Uebersetzung^ durch junge Brüsseler Advocaten, 
zum grossen Theil in überraschend geschickter Weise. 

Hierauf ging man zum ersten Gegenstand der Besprechung der Föderationen 
oder Societäten der Advocaten über. Hier wurden eingehend die belgischen Ver- 
einigungen, namentlich die des Jeune barreau und der Föderation der belgischen 
Advocaten, welche ich vorher kurz zu schildern versuchte, besprochen, für die man in 
Belgien eine grosse Sympathie hat. Die Conferenzen, die mit den Jeunes avocats 
abgehalten werden, die Wirksamkeit der Föderation des Avocats Beiges sind mit die 
Erziehungsmittel des juneen Juristen, der nach der Universität als Stagiaire in das 
professionelle Leben der Advocatur eintritt. 

Picard betonte mit Recht, die Zeit sei vorbei, wo der Begriff des Advocaten 
im Wesentlichen darin bestanden, Geschäftsmann zu sein, in der Ausübung ihrer 
Profession mussten sie zu wirklichen Menschen, zu loyalen und festen Charakteren aus- 
gebildet werden, die genannten Associationen mussten dazu mitwirken, und dies gelte 
vor Allem von den Conferenzen des Jeune barreau. Von dieser mehr freien Entwickelung 
im belgischen Barreau ist in Frankreich nach den uns gemachton Mittheilungen nur 
weniff bemerkbar. Dort bewegt sich Alles mehr in den traditionollen Grenzen; eine 
Vereinigung wie das Jeune barreau im belgischen Sinne existirt dort nicht. Die 
Conferenzen, die dort eingerichtet wurden, hanen einen streng traditionellen Charakter; 
vom Conseil de Tordre geleitet, bei einzelnen präsidirt vom Batonnier. Die Frage der 
Föderation sämmtlicher Advocaten ist im Hinblick auf Belgien erst kürzlich zum ersten 
Male in Frankreich ventilirt, aber darüber noch nicht beschlossen worden. Anlangend 
die übrigen Länder, so bestehen private Associationen der Anwälte in der Art der 
geschilderten in Spanien noch nicht, sind im Eitstehen in Russland und in der Schweiz, 
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bestehen in den Anfängen in England in den Inns, dieser seit Jahrhunderten bestehenden 
Elinrichtong, auf die näher hier einzugehen, zu weit führen würde. Auch die Ver- 
einigungen des deutschen Anwaltvereins, der Leipziger Hilfskasse kamen zur Erörterung; 
bezüglich des Ersteren, das Bestreben desselben, auf die Gesetzgebung einzuwirken, 
ein Bestreben, das bekanntlich auch yom Anwaltverein nach Krauen und nicht ohne 
Erfolg getheilt wird. Die Bemühungen des deutschen Anwaltvereins um die Förderung 
des Znstandekommens des Bürgerlichen Gesetzbuches sind gelegentlich des deutsehen 
Anwalttages von maassgebender Stelle anerkjEmnt worden. 

Ein Widerspruch gegen das Bemühen, durch private Associationen den Anwalts- 
stand zu heben resp. zu fordern, machte sich auf dem Congresse nirgend bemerkbar. 
Man machte den Erfolg und den Umfang dieser Bestrebungen nicht mit Unrecht von 
den Verhältnissen des einzelnen Landes, von den Umständen des Augenblicks und der 
Opportunität abhängig. 

Der Congress stimmte über die einzelnen auf demselben zur Verhandlung 
gelangenden Fragen nicht ab. Der Präsident le Jeune konnte aber ab Meinunff des 
Conffresses resumiren, dass die Schaffung der Conferenzen des Jeune barreau und der 
Föderationen der Advocaten zu befördern sei. 

Einen ferneren, besonders wichtigen Gegenstand der Tagesordnung bildeten die 
Einrichtungen zur unentgeltlichen Vertheidignng der Armen oder der Kinder, Sorge 
für die Verurtheilten oder Vagabonden nach absolvirter Strafft. Auch hier ging man 
mehr oder weniger von belgischen Einrichtungen aus. Der Beferent wies daraä hin, 
wie unser Vorsitzender le Jeune, damals belgischer Justizminister, im Jahre 1892 einen 
Appell an da49 belgische Barreau erlassen, ihm zu helfen im Schutze der Kinder, welche 
vor die Gerichte gekommen, resp. in aer Gefahr sich befinden, dahin zu gelangen. 
Dieser Appell blieo nicht unberücksichtigt. Die Barreaus von Brüssel, Lüttich, 
Antwerpen u. A. schufen Comit^s zur Vertheidignng der Kinder unter 16 Jahren. 
Der Zweck dieser Comit^s ist, jedem solcher Kinder einen Vertheidiger zu verschaffen. 
Dieser Vertheidiger ist der Protector eines Unflihigen, bestimmt, das bedrohte Kind 
wenn möglich zu retten und ihm eine honette Zukunft zu schaffen. Daher die 
Vertheidigung nicht das einzige Ziel; ein Comir^ von 25 jungen Advocaten, welches 
alle 14 Tage zusammentritt, beräth, was weiter für das Kind zu geschehen, ob es für 
immer oder länger gewissen Anstalten des Schutzes resp. der Wohlthätigkeit zu über- 
weisen oder der Familie zurückzugeben sei. So ist es denn in Belgien dahin gekommen, 
dass jedes der Kinder, welches vor der Justiz erscheint, einen solchen Tutor hat, der 
ibm bis zur Majorennität beisteht Der Vorgang le Jeune's hat auch in anderen 
Staaten Nachfolger gefunden, wie z. B. in Italien und Holland, wie Vertreter von 
dort constatirten. 

Wieder hiervon verschieden sind die englischen Verhältnisse, welche von einem 
bervorragenden englischen Vertreter, einem Mitgliede des Conseil de la reine, geschildert 
wurden. Hier sind es vorzugsweise die Gesellschaften verschiedenster Art, die sich 
der gefallenen Jugend annehmen. Man ist dort in Allem sehr praktisch. Wird ein 
kleiner Vagabond aufgegriffen, so führt man ihn vor das Amt und überweist ihn ohne 
Weiteres einer industriellen oder Reformschule. Wie gesagt, in England hat die 
Advocatur diese Sorge für die Armen bisher noch nicht zu einem Gegenstande ihrer 
besonderen Thätigkeit gemacht. 

Nur kurz kommen die Pflichten des belgischen Barreaus bezüglich der sonstigen 
unentgeltlichen Vertretung der Armen vor dem Gerichte in Civil- und Criminabachen 
zur Sprache. 

Dieser bedeutsamen Wirksamkeit habe ich vorher bereits in Zahlen und bei 
Besprechung der Functionen des Jeune barreau erwähnt. Kurz, man kann sagen, dass 
in Belgien der jungen Advocatur dieser Zweig der Vertretung vor den Geriditen fast 
ausschliesslich zusteht; Alles unter der Aufsicht des Conseil de Tordre resp. einzelner 
dazu gewählter Delegirten. Picard konnte am Schlüsse der Versammlungen mit einem 
gewissen Stolze sagen: 

.Ein Mann, welcher wirklich den Namen des Advocaten und des Soldaten des 
Rechts verdient, soll, abgesehen von seinen Prozessen, einen Theil seines Lebens der 
Aufgabe widmen, die Schwachen und Armen zu unterstützen, und dies ezistirt in 
unserem Belgien,^ 

Mr. le Jeune resumirte auch hier ohne Widerspruch. 

Heute nimmt sich das Gesetz der bedrohten Jugend, Derer, die in Vagabondage 
verfallen. Derer, die ihre Strafen ausgestanden, an und organisirt die unentgeltli<£e 
Vertheidigung der Armen, und müssen wir anerkennen, was in dieser Beziehung von 
den Barreauz geschehen ist. 

Der Congress gelangte femer zu den Fragen der Unterweisimg, welche dem 
jungen Juristen zu Theil werden soll, um ihn zu emem Advocaten zu machen und zwar: 
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a) za der Frage der Elzamina, über welche GegeDstAnde sollen dieselben sich 
verhalten. Sollen sie nur sich beziehen auf die eigentlichen juristischen 
Wissenschaften oder auch auf die philosophischen Naturwissenschaften, 
Bociologischen, Anthropologie, Physiologie, Litteratnr und Beredsamkeit? 
Wiejyiel Jahre sollen denselben gewidmet werden? 

b) zur frage des professionellen Stage: Wie soll der Stage orcanisirt sein, 
wie lange soll er dauern, welche Kesultate darf man davon hoffen? 

In Bellen dauern nach dem Gesetze von 1890 und 1891 die UniversitAtsstudien 
fttnf Jahre mindestens. Die Grade, welche durch mündliche Prüfungen erreicht werden 
sollen, sind der Candidat der Philosophie und der allgemeinen Wissenscnaften (Psychologe, 
Logik, Rechtsphilosophie, Naturrecht, Französische, flftmische und andere Litteratnr- 
geschichte, alte und neue Geschichte), der Rechtscandidat und der Doctor juris. 

Dem Candidaten der Philosophie etc. werden, wie in Frankreich, zwei Jahre, 
dem Rechtscandidaten ein Jahr, dem Doctor juris zwei Jahre gewidmet. 

Dem Doctorezamen folgt der Stage, welchen ich in seinen Grundzügen geschildert 
habe; ein professionelles Ebcamen nach Absolyirung des Stage war bisher nicht 
obligatorisch. 

Ueber alle diese Punkte entwickelte sich eine lebhafte Debatte; insbesondere 
über die Ebcamenfrage. Aus derselben erfuhr man interessante Einzelheiten. 

Das bezeichnete englische Mitglied gab eingehende Schilderungen von der Ein- 
richtung und dem Studiengange auf den Universitftten Oxford und Cambridge, von 
dem erst im Jahre 1872 eingeführten Examen der Juristen, während bis dahin England 
von seinen Barristers lediglich eine praktische Vorbildung verlangte. Diese Elxamen, 
welche theils auf das römische, theils auf das englische Kecht gerichtet sind, werden 
vor besonderen Conseils, bestehend aus Richtern, Advocaten und Professoren, abgehalten, 
sie sind verschieden^ je nachdem sich der junge Jurist zum Advocaten oder Avou^ 
entscheidet. Die Richter werden sodann aus den tüchtigsten Advocaten entnommen, 
die als solche wenigstens zehn Jahre fungirt haben. Die Examen sind im Gegensatz zn 
Belgien, wo sie lediglich mündlich, wesentlich schriftlich; im mündlichen Theil kommt 
nach der Mittheilung des Referenten etwa V-> Stunde auf den Kopf — kann wohl 
nicht sehr gründlich sein — , während das schriftliche drei halbe Tage in Ansprach 
nimmt. Dennoch hielt der Referent nicht viel von dem Examen; er glaubte, dass es 
kaum mehr sein könne, als ein Kriterium von der Capacität der Candidaten. Die 
praktische Seite der Ausbildung sei die Hauptsache, beim Vortrage der Professoren, 
die Auswahl entschiedener richterlicher Recht sfttlle und Beleuchtung derselben unter 
dem Lichte gewisser RechtsgrundsAtze; demnächst aber die Thätigkeit im Bureau 
eines Rechtsanwalts während einiger Jahre. 

Ein anderer englischer Redner machte dabei auf den Umfang der englischen 
Jurisprudenz aufmerksam: die Parlamentsakte umfassen ungefähr 40 grosse Bände, 
von denen manche obsolet geworden; die gesammte Jurisprudenz ungefähr 1400 
Bände, woraus die Schwierigkeiten hervorgehen, mit welchen man in England wegen 
des Mangels eines codificirten Rechtes gerade auf den wichtigsten Gebieten zu kämpfen 
habe. So sei denn eine Vertiefnng in diese Materie fast unmöglich; von Wichtigkeit 
bliebe das Studium der Philosophie des Rechtes, und dafür werde das Examen von 
Nutzen sein. 

Von besonderer Bedeutung und lebendigem Interesse war das Referat der beiden 
belj^schen Berichterstatter, hervorragender junger Advocaten, Dr. Hamsens und 
Hejmanns. Sie gingen wesentlich von den belgischen Zuständen aus. Sie wollen, 
wie es auch in Frankreich geschieht, die historischen, philologischen und philosophischen 
Studien für das Rechtsstudium als vorbereitend erhalten wissen, neben dieser rein 
theoretischen Ausbildung, im Hinblicke auf Deutschland und die neugegrUndete freie 
Brüsseler Universität, durch juristische Seminarien die juristische Ausbildung fördern 
und erleichtem, wobei es dann sehr zweifelhaft werde, ob, nachdem man zwei Jahre 
der philosophischen Candidatur gewidmet, drei Jahre für den rein juristischen 
Unterricht genügen werden. 

Was die allgemeine wissenschaftliche Ausbildung betreffe, so sei zu fordern, 
was zu a) in Frage gebracht; wenn diese Specialwissenschnfton nützlich sein werden 
für die Kenntniss der menschlichen Persönlichkeit vom criminalogischen Gesichts- 

I »unkte, so werde man auf die Anthropologie als Gehilfe des droit penal, auf medioine 
egale, auf Physiologie und Psychologe sein Augenmerk zu richten haben, während 
die IJebung der Beredsamkeit der Fraxis in foro zu überlassen. Die politischen 
und socialen Wissenschaften werde man nicht in die Reihe der juristischen Wissen- 
schaften einrücken lassen, so sehr ihr Studium für den künftigen Advocaten zu 
wünschen sei ; sie bilden eine Wissenschaft, zugänglich den Studirenden aller Facultäten, 
und so habe man z. B. bei der Universität Loewen und der neuen Universität in 
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Brüssel ein Specialinstitat anter der Bezeicbnung „Ek^ole des sciences sociales' gegründet. 
Pieard machte besonders darauf aufmerksam, wie wichtig es sei, dass der Advocat die 
Wissenschaften betriebe, welche sich der Rechtswissenschaft anfügen; mit wie viel 
grösserem Interesse nnd Aufmerksamkeit würde man seine Vorträge anhören, wenn er 
80 vorgebildet sei. Er erinnere sich der Zeit, wo, wenn der Advocat das Unglück 
hatte, ein litterarisches Werk za schreiben, man ihn als Einen betrachtete, der seine 
Klientel verlieren würde. Wenn ein Advocat, angeregt durch die Unglücklichen, die 
er um sich herum sah, sich mit sociologischen Wissenschaften beschftftigte, so sagte 
man, der könne kein guter Advocat sein, wenn er sich in so viel Dinge mische; diese 
Zeiten seien indessen vorüber. 

Anlangend die Examina, so ist, fuhren die Referenten fort, das Doctorexamen 
zu erschweren und theilweise Schriftlichkeit des Examens einzuführen. Nach demselben 
beginnt, wie schon erwAhnt, der Stase, die professionelle Pr Aparation des Advocaten. 
Da es in Belgien eine Vorbereitung oei den Gerichten, wie bei uns, nicht giebt, da 
aus den demnftchst in das Tableau der Advocaten eingetragenen Stagiaires die Hilfs- 
richter und snAter die Richter entnommen werden, so ist der Stage zugleich die 
praktische Vorbildung für den Richterstand. Manche, wohl im Streben nach erweiterter 
Vorbildung, arbeiten ausserdem noch bei Avou^ und Notaren. 

Unter Bezugnahme auf Deutschland und andere Staaten verlangten die Referenten, 
freilich nicht ohne Widerspruch unter ihren Landsleuten, am Schlüsse des dreijährigen 
Stage, wie mir scheint mit Recht, ein obligatorisches professionelles Examen vor einer 
Commission, gebildet aus Mitgliedern der Magistrature und des Barreaus. Dieses 
Examen soUe ein wesentlich praktisches sein, und mit Ablegung desselben nach vor- 
gäneigem Doctorexamen werde der Stagiaire seine wissenschaftliche und professionelle 
Vorbereitimg auf den Beruf des Advocaten bewiesen haben. Wir sehen, wie auf die 
Anschauungen dieser beiden ausgezeichneten jungen Juristen unsere VerhAltnisse 
eingewirkt haben. 

In Frankreich und Belgien haben die Stagiaires bedeutende, fast zu bedeutende 
Rechte, können plaidiren und consultiren fast wie die eingeschriebenen Advocaten. 
Diese Befugnisse seien, so lange sie Lernende sind, so sagten die Referenten, besser 
zu beschränken auf die Gerichte geringerer Grade. 

Ueber die Vorbildung, über die Trage, wieweit die bezeichneten Wissenschaften 
als der Rechtswissenschaft accessorisch zu oehandeln, zeigte sich bei der Debatte eine 
grosse Verschiedenheit der Auffassung. Der Vorsitzende konnte bei seinem Resum6 
betonen, dass auf diese Frage schwer eine Antwort zu geben sei, welche alle Welt 
befriedigen werde. 

Bezüglich des Stage, so war man bei der Debatte bezüglieh der verschiedenen 
Arten der Beschäftigung darin einig, wie es namentlich der Conseil de discipline in 
Brüssel in seinem neuesten Reglement ausgesprochen hat, dass er bestehen müsse in 
der Vertretung der Armen unter Aufsicht des Conseil, in dem Besuch der Audienzen 
wie der Arbeit bei einem älteren Advocaten, in den Conferenzen des Barreaus namentlich 
über die professionellen Regeln. Auf diese Conferenzen wurde von verschiedenen 
Seiten das grösste Gewicht gelegt, auch von unseren russischen Collegen, bei denen 
trotz der verhältnissmässig kurzen Geltung der neuen Ordnung der Dinge in einem 
Theile des Kaiserreiches die Conferenzen unter Aufsicht des Conseils bereits zur 
Bedeutung gelangt sind, umsomehr, als die Arbeit beim älteren Advocaten dort deshalb 
nicht überaU Ersatz bieten kann, weil nicht überall so viel ältere Advocaten vorhanden 
sind, dass die recht bedeutende Zahl der Stagiaires unter sie vertheilt werden könnte. 
In Frankreich und Belgien spielt die Beschäftigung der Stagiaires beim Patron eine 
wichtige Rolle, und knüpfen, wie schon bemerkt, oft Bande fürs Leben. In Frankreich, 
wo die Thätigkeit des Jeune barreau im Sinne des belgischen noch nicht existirt, 
bewegt sich Alles mehr in den traditionellen Grenzen; aber mit den Conferenzen des 
Barreaus, mii den jungen Stagiaires, sowie mit der Aufsicht des Batonniers sogar über 
die Moralität des Stagiaire, wird es in Frankreich, nach dem Zeugniss des vortrefflichen 
Batonnier zu Caen, Mr. Guillonard, der auf dem Congresse eine hervorragende Rolle 
spielte, sehr ernst genommen. 

Der Präsident konnte bei diesem Punkte als Ansicht der Versammlung resumiren: 

Man muss vermehren die Conferenzen unter der Patronage der älteren Anwälte 
nnd die Vereinlgtingen der Jeunes barreaux begünstigen die Bildung wissenschaftlicher 
Vereine, organisiren Examina, gegründet durch den Conseil de Tordre, dessen Aufgabe 
es ist, über die praktische Ausbildung und die Ehrenhaftigkeit der Stagiaires zu 
wachen, damit sie am Schlüsse des Stage die nothwendigen Bedingungen in sich 
vereinigen, um Advocaten im modernen und höheren Sinne des Wortes zu sein. 

Schliesslich gelangte man zu der Frage der Schöpfung einer permanenten inter- 
>)ationalen Organisation, frei oder reglementirt, sei es zwischen den Barreaux der 
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yerBchiedenen Lttnder, sei es unter den Adyocaten individnell. Als Gegenstand dieser 
Organisationen warde u. A. gedacht an gegenseitige Auskünfte ttber auslftiidischee 
Recht, Conffresse der Advocaten, Organisation einer internationalen Rechtshilfe ftir 
Arme, welche Prozesse in fremden Ländern haben, gelegentliche Zulassung ausländischer 
Adyocaten zum Plaidiren im fremden Lande. 

Hier lag ein specieller Antrag unseres Collegen, Justizrath Goldschmidt, Delegirter 
des hiesigen Anwaltsyereins, yor, betreffend die Gründung einer internationalen 
Association mit einem Ezecutiy-Comitä mit bestimmter Organisation. 

Dr. Braun beantragte die Organisation einer genannten Commission unter dem 
Titel .Office international de legislature compar^e^, unter Publicirung eines fort- 
laufenden Bulletin. Schliesslich, nachdem Redner der yerschiedensten Länder sich 
über die unzweifelhaft zu bejahende, gesetzliche Zulässigkeit der Schaffung eines 
solchen Organs und die sichere Aussicht auf eine segensreiche Wirksamkeit derselben 
geäussert, einigte man sich zu folgender Resolution: 

Der Coneress entscheidet sicn für die Einsetzung eines Comit^s mit dem Auftrage, 
den nächsten internationalen Adyocaten -Congress yorzubereiten im Sinne des eben 
stattgehabten Congresses. Das Comit^ wird ein Bulletin herausgeben, in welchem es 
yeröffentlichen wird seine Studien, seine Projecte und die Beobachtungen, die ihm 
zusehen werden yon den Mitgliedern des Brüsseler Congresses, wie yon Jedem, der 
sicn für seine Ziele interessiren wird. 

Das genannte Comit^ wird seinen Sitz in Brüssel haben. 

Die Zusammensetzung desselben bleibt dem Bureau des Congresses überlassen. 
Auch wurde die Abhaltung des nächsten Congresses in Brüssel in zwei Jahren, 
also im Jahre 1899 beschlossen, da die Wahl jedes anderen Landes für jetzt noch auf 
Bedenken stiess. 

In der Debatte war yon Interesse die Art, wie man sich über die Gründung 
einer internationalen F^d^ration der Adyocaten aussprach. 

Während ein belgischer Redner diese Föderation durch den gegenwärtigen 
Conn^ess bereits für geschaffen erachtete, widersprach dem entschieden aer Batonnier 
des Pariser Barreaus, Mr. Pouillet, wohl getragen yon der Ueberzeugung, dass die 
festen, aber etwas abgeschlossenen Regeln, welche das Barreau yon Paris zusammen- 
hielten, fast unabänderliche sein müssen, wenngleich auch er zugab, dass die zu- 
künftigen Congresse die Freundschaft unter den yerschiedenen Barreauz yermehren 
und nach und nach zur Föderation führen würden. Dagegen hat der nicht minder 
ausgezeichnete Batonnier yon Caen und Professor, GuilTonard, in einem trefflichen, 
uns neulich übersendeten Bulletin in der Eröffnungssitzung der Conferenz der Stagiaires 
yom Januar dieses Jahres zu Caen betont, dass, so yorzüglich er die Einrichtungen 
des Barreaus Frankreichs halte, so seien sie doch nicht intangible, und auch sie, die 
Franzosen, hätten zu lernen im Leben der Barreaux yon den anderen Nationen; die 
Föderation habe sich gebildet, sie sei eine Verbindung unter gemeinschaftlicher 
Standarte, mit der Deyise: „Die Wahrheit, das Recht, die Gerechtigkeit, die Nächsten- 
liebe'', und auf ihrer Fahnenstange werden die Worte der belgischen Deyise geschrieben 
stehen: „Omnia fraternö''. 

Der Präsident, Mr. le Jeune, in seiner yermittelnden Art, betonte, dass das 
eingesetzte Comitö beauftragt sei, den zweiten Congress zu or^anisiren und die 
erforderlichen Maassnahmen zu treffen, um zu begünstigen die Beziehungen zwischen 
den Barreauz der yerschiedenen Nationen, und so unter mnen unmerklich die Formation 
einer internationalen Föderation herbeizuführen. 

Am Schlüsse der Verhandlungen gab Mr. Picard ein interessantes Resumö über 
dieselben. Ich will hier nicht wiederholen die Lobsprüche, welche er dem Congresse 
und seinen Mitgliedern spendete. Aber im Grossen und Ganzen darf man dem Con- 
gresse nachrühmen, dass er geleistet hat, was ein so neues Institut unter so comnlicirten 
Verhältnissen zu leisten im Stande war. Was der Congress in der Periode der Vor- 
bereitung in den 22 Schriften dargeboten, welche eine Schilderung der Verhältnisse 
der Adyocatur in den yerschiedenen Ländern in den Antworten auf die entworfenen 
Fragebogen enthalten, ist in hohem Grade werthvoU. In den kurzen, zuyerlässigen 
Au^ünften kann Jeder ohne besondere Schwierigkeiten über die Organisation der 
Adyocatur in Jedem fremden Staate sich orientiren. Es ist diese müheyolle Arbeit 

Geeignet zur Grundlage auch fiir spätere Congresse, sowie für specielle Zwecke zu 
ienen. Wir haben dafür unseren belgischen Collegen, welche die Fragen entworfen 
und die Antworten aptirt und übersetzt haben, sehr zu danken. Ich erlaube mir, je 
ein Exemplar yon den Antworten der Fremden auf den Anlagebogen und den Bericht 
über die Verhandlungen auf den Tisch des Hauses zu legen. Die Berathungen selbst 
waren mit einigen Ausnahmen kurz und sachlich, getragen yon wissenschaftlichem 
Sinne und Begeisterung für die Sache. Gewiss sind die speciellen Einrichtungen der 
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Barreanx der yerachiedenen Staaten yon einander verschieden, ebenso wie die 
Oconomischen nnd socialen Verhältnisse der einzelnen Lflnder, aber diese nothwendigen 
Verschiedenheiton yerhindem nicht die Harmonie in gewissen Grondzügen und die 
Verfolgong gemeinsamer Ziele. 

Die internationale F^d^ration wird dazu dienen, diese Verschiedenheiten, wenn 
auch nor ganz allmfliig, zu yermindem. Ich lege kein besonderes Gewicht darauf, ob 
man die internationale F^.d^ation schon jetzt ftlr seschaffen erachten will: ohne 
Nachwirkung wird der Congress hofPentlich nicht bleiben, und wenn das Comitä, 
welches den zweiten Conffress organisiren soll, ebenso eifrig und praktisch verfahren 
wird, wie das Organisations-Comit^ des ersten, und ich vertraue hierin ganz der 
Gesciiicklichkeit unserer belgischen CoUegen, die doch die Hauptarbeit leisten müssen, 
so wird man sehr bald überzeugt sein, so hoffe ich, von der Existenz der F^d^ration 
und ihrer allm&ligen Wirksamkeit. 

Von der Tagesordnung des ersten Congresses ist Manches für die Tagesordnung 
der ferneren übrig geblieben. Dass der Congress nach den bei der enormen August- 
Hitze recht anstrengenden Sitzungen seinen Mit&rliedem auch mannigfache gesellige 
Unterhaltung und Erholung gewährte, darf bei aer liebenswürdigen Gastfreäeit der 
Belgier nicht Wunder nehmen. In dieser Beziehung seien neben dem bereits be- 
sprochenen Fest im Rathhause erwähnt die Soireen (Bouts) beim Justizminister Begerem, 
dem Präsidenten des Congresses le Jeune, dem Präsidenten der Bepräsentantenkammer 
Dr. Beemaert, in den herrlichen Bäumen seines Hotels, sowie ein Banquet, veranstaltet 
von der Föderation des Avocata Beiges, endlich Festfahrten nach der alten flämischen, 
kunstreichen Hansastadt Brügge und der modernen Handelsstadt Antwerpen, wo eben- 
falls glänzende Aufnahmen und Begrüssungen stattfanden. 

Soweit der Congress. 

Nur noch wenige Minuten, meine Herren, bitte ich um Ihre Aufmerksamkeit für 
die Nutzanwendung, welche wir vielleicht von dem, was wir dort gesehen und gehört, 
für uns machen können. Ich beabsichtige, mich dabei nicht etwa auf Grand der 
freundlichen Eindrücke, welche bei solchen Gelegenheiten fremde Verhältnisse leicht 
auf uns machen, zu weitgehender Bewunderung derselben hinreissen zu lassen. Ich 
weiss wohl, dass wir vor Allem an dem Guten, das wir besitzen, festhalten müssen 
und von fremden Verhältnissen zu übertragen nur bemüht sein dürfen, was wirklich 
in die unserigen hineinpasst. Aber in dieser Beziehung ist aus den Einrichtungen 

ferade der belgischen Advocatur, die auch über die Grenzen des verhältnissmässig 
leinen Landes sich einen hochgeachteten Namen erworben hat, doch wohl Einiges für 
mis zur Verwerthung geeignet. 

Abgesehen von einem bedeutenden Maasse wissenschaftlichen Strebens, welches 
eine erhebliche Zahl der Mitglieder des belgischen Barreaus auszeichnet, sind vor Allem 
hervorzuheben ein hoher Grad collegialischen Sinnes, welcher sich in den geschilderten 
Associationen kundgiebt und in denselben den geeigneten Platz für die Einwirkung der 
älteren Mitglieder auf die jüngeren gewährt. 

Nachahmenswerth sind wenigstens die Bestrebungen des Barreaus, einen grösseren 
Theil der Sorge für die Bedürftigen und Elenden zu übernehmen, was bereits feste 
Formen in den vorher geschilderten Vereinigungen angenommen hat. Zum Theil, 
allerdings nur zum Theil nachahmenswert;^ ist endlich meines Erachtens die Art und 
Webe der Ausbildung der jungen Juristen. Anlangend den ersten Punkt, so ist in 
dem geschilderten „«leune Barreau^ und verwandten Einrichtungen der Art gegeben, 
wo die Aelteren in freundschaftlicher Weise ihre Belehrung und Einwirkung auf die 
Jüngeren auszuüben suchen; hier finden die Conferenzen über die, wie es in Belgien 
heisst, professionellen Begeln des Berufes statt, hier bildet sich das freundliche Ver- 
hältniss zwischen Alter und Jugend, zwischen Patron und Stagiaires aus. Aehnliches 
bei uns einzuführen, dem steht kein Hindemiss entgegen, dazu bedarf es keiner 
Aenderung der Gesetzgebung. Den Berliner Anwaltsverem z. B. zu einer dem „Jeune 
Barreau^ ähnlichen Vereinigung auszugestalten, würde nicht schwierig sein, wenn man 
es will. Schon oft habe ich von jüngeren Collegen bei uns den Wunsch aussprechen 
hören, dass es auch bei uns eine Stelle geben möge, wo man sich über gewisse vitale 
Fragen des Anwaltsstandes, über Fragen des Bechts und des Tactes aussprechen und 
belenren könne. 

Wiirum könnte man eine solche Stelle nicht auch schaffen? 
Der zweite Punkt, wo wir Nachahmenswerthes finden, ist in der Sorge für die 
Bedürftigen und Elenden und die dem Verbrechen zugeneigte Jugend. Auf diesem 
Gebiete übt sich in Belgien, wie ich zu schildern versuchte, der jun^e Jurist in der 
Praxis unter Leitung der Alten, durch diese menschenfreundliche Thätigkeit hebt sich 
seine sociale Stellung empor, was nicht gering zu schätzen ist. Hier eine geeignete 
Organisation zu finden, wäre meines Erachtens auch unsere Aufgabe; denselben 
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Gedanken habe ich schon von einzelnen Mitgliedern unseres Berliner Anwaltsvereins 
aussprechen hören. Fangen wir damit an, so wird im Laufe der Zeit, wenn diese 
Auflassungen sich weiter Bahn gebrochen, auch die Gesetzgebung voraussichtlich uns 
zu unter&ttttzen geneigt sein. 

Es handelt sich im Wesentlichen darum, selbst und in höherem Maasse, als es 
unsere Civil-Prozess- Ordnung anordnet, die rechtliche Sorge für die grosse Menge der 
Armen und Elenden in die Hand zu nehmen. Scheuen wir uns nicht yor dieser 
schweren Aufgabe um des hohen Zieles willen! 

Schwieriger ist die dritte Frage, betreffend die Ausbildung der jungen Juristen. 
In dieser Beziehung sind die Voraussetzungen dort und hier sehr verschieden, fast 
entgegengesetzt. Während dort Alles zum Advocaten ausgebildet und dann ans 
denselben zunächst die Hilfsrichter und demnächst die Richter entnommen werden, ist 
es bei uns erheblich anders. Die Ausbildung durch das Referendariat richtet sich 
principaliter natürlich auf den Juristen als solchen, im Uebrigen wesentlich auf den 
Künftigen Richter, in etwas beschränkterem Maasse auf den künftigen Anwalt Das 
genügte vielleicht bei der früheren Organisation, wo in der Regel eine fingere Thätigkeit 
als Richter vorausging, bevor der Betreffende Rechtsanwalt wurde, während jetzt der 
junge Jurist, nachdem er das Examen bestanden, sofort Anwalt werden kann, obwohl 
er auf diesen Beruf speciell nur durch eine halbjährige Station beim Rechtsanwalt 
vorbereitet worden ist. 

Das Richtige liegt hier wohl, wie bei so vielen Dingen, in der Mitte. Während 
man auch in Belgien vielfach darüber zu klagen beginnt, dass die bisherige Ausbildung 
innerhalb der Advocatur für den Richterberuf nicht vollständig genüge, und hier Ver- 
änderungen erstrebt werden, zum Theil man auch die Einrichtung eines Examens nach 
Ablauf des Stage wohl im Interesse des Richterstandes zu wünschen scheint, wird man 
meines Erachtens für unsere Verhältnisse anerkennen müssen, dass das eine halbe Jahr, 
welches bei uns der junge Jurist beim Anwalt zubringt, noch dazu in einer Zeit, wo 
er oft das lebhafte Bedürfniss hat, den grössten Theil seiner Zeit theoretischen Vor- 
bereitungen zuzuwenden, nicht ausreichen kann, um in die Aufgaben des Anwalts 
tiefer hineinzuführen. Ich bin von der Ueberzeugung durchdrungen, dass hier Ver- 
änderungen wünschenswerth , ja nothwendig sind. Das halbe Jahr zur Vorbereitung 
zu verlängern, würde schon erheblichen Nutzen schaffen, sowohl für den künftigen 
Anwalt, als auch für den Richterberuf. Ich meine, die dem Referendarius vor- 
geschriebene Vorbereitungszeit würde eine Einth eilung, bei welcher wenigstens ein 
volles Jahr auf die Beschäftigung beim Rechtsanwalt fällt, sehr wohl vertragen. 
Innerhalb eines vollen Jahres würde sich zwischen Patron und dem Lernenden ein 
näheres Verhältniss bilden können, und damit bei beiderseitiger ernster Pflichterfüllung 
gute Erfolp^e gezeitigt werden. Man darf auch nicht vergessen, dass unter der Herrschaft 
des mündlichen Vertahrens die praktische Ausbildung der jungen Juristen eini^ermaassen 
erschwert ist, und auch deshalb nach Ersatz gesucht werden muss, welcher in längerer 
Beschäftigung beim Rechtsanwalt gefunden werden dürfte. 

Meine Herren! Sie erinnern sich, dass vor einigen Jahren die Frage bei uns 
ventilirt wurde, ob es nicht gerade für eine höhere Ausbildung des Anwaltsstandes 
zweckmässig sein würde, wenn der lunge Anwaltscandidat nach bestandenem Assessor- 
examen gegen die Organisation nodfi einige Zeit in der Weise beschränkt würde, dass 
er als Anwalt zunächst entweder bei den Gerichten geringerer Ordnung oder in der 
Anlehnung an einen älteren Anwalt zu functioniren hätte. Die Ansichten hierüber 
gingen auseinander, ja man ging sogar, wohl sehr mit Unrecht, soweit, hierin einen 
Angriff auf die Freiheit der Advocatur zu sehen, während es sich nur um eine Frage 
der Ausbildung handelte. Ich will auf diese Streitfrage heute nicht näher eingehen, 
denn sie bildet nicht das Thema des heutigen Abends. Wenn ich aber darin, namentlich 
auch bei meinen Collegen, Uebereinstimmung erfahren sollte, dass eine Verlängerung 
der Zeit der Beschäftigung beim Rechtsanwalt für die Ausbildung des jungen Juristen 
in seiner Referendarienzeit heilsam, ja nothwendig wäre, so werde ich, wie ich glaube, 
all mal ig auch darin mehr Unterstützung ünden, dass das erstrebte Ziel noch in 
höherem Grade erreicht werden würde, wenn eine Beschränkung der Selbständigkeit 
einige Zeit über das bestandene Examen hinaus, wenn auch nur vielleicht eine kürzere 
als damals intendirt wurde, verlängert würde. Ein solches spatium deliberandi würde 
nicht selten auch vor unüberlegten Schritten bezüglich der definitiven Wahl des 
künftigen Berufes abhalten. 

Indem ich mich im Hinblicke auf das, was wir auf dem Advocatentage gehört 
und in Belgien speciell erfahren, in reform atorischer Beziehung auf die drei hervor- 
gehobenen Gesichtspunkte beschränke, würde es mir zur Genugthuung gereichen, wenn 
es mir gelungen wäre, wenigstens zur weiteren Erörterung dieser für den Anwaltsstand 
und die Allgemeinheit hochwichtigen Fragen angeregt zu haben. 



Digitized by 



Google 



— 45 — 

Wie erwähnt, sind die Verhältnisse in Belgien von den imserieen recht ver- 
schieden. Während man dort die Empfindung zo haben scheint, dass die Vorbildung 
zum Richter etwas zu anwaltlich sei, erachtet man bei uns die Vorbildung zum Anwalt 
nicht anwaltlich genug. 

Die Betrachtungen, welche sich ans diesen Gegensätzen ergeben, werden bei uns, 
so hoffe ich, in nicht zu langer Zeit zu Reformen führen, welche beiden Berufsarten, 
dem Richter- wie dem Anwaltsstande, zu Gute kommen werden. 

Mögen spätere Advocatentage dazu mithelfen! 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Debatte führte Herr Justizrath 
Dr. Goldschmidt aus: Die Bedeutung der belgischen Advocatur beruhe insbesondere 
auf ihrer socialen Thätigkeit, in der Fürsorge und Hilfeleistung, welche sie den Armen. 
Minderjährigen n. s. w. gewähre. Die gesetzliche Grundlage für diese Thätigkeit sei 
heute noch hauptsächlich das napoleonische Decret vom J^re 1810. 



Dr. Koch. Dr. Seligsohn. 
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322. Sitzung der Jaristischen Gesellschaft 

Verhandelt Berlin, den 8. October 1898, im Grand Hdtel de Rome. 



Der Vorsitzende eröffnete die Sitzung. Er theilte mit, dass die Gesellschaft ihr 
Ehrenmitglied, den Professor des römischen und des internationalen Rechts, Mitglied der 
Academie von Belgien, Generalconsal Alphonse Rivier zu Brüssel und ihr Mitglied, 
den Geheimen Justizrath and Professor der Rechte, Dr. von Cnnj hierselbst dnrch 
den Tod verloren habe, und entwarf ein Bild von dem Lebensgang and dem Wirken 
dieser beiden hochverdienten Männer. 

Er begrüsste als neues Mitglied: 

Herrn Rechtsanwalt Cohn hierselbst, 
legte die neuen Büchereingänge vor und ertheilte sodann dem Herrn Dr. Ernst 
Schuster, Barrister at law zu London, das Wort zu nachstehendem Vortrage über: 

„Die Hauptfragen des Checkrechts unter Berücksichtigung der 
neuen Gesetzgebungsarbeiten''. 

Wenn ich den zahlreichen Publicationen über Checkrecht noch diesen Vortrag 
folgen lasse, so geschieht dies allein aus dem Grunde, weil mir eine langjährige und 
sehr reichhaltige Erfahrung in dem Lande zur Verfügung steht, in welchem das Check- 
wesen seine tiefsten Wurzeln eingesenkt, seine weitesten Verzweigungen ausgebreitet 
hat, wobei ich indessen nicht verkenne, dass diese Erfahrungen für ein anderes Land 
nicht ohne Weiteres und namentlich nicht ohne Berücksichtigung des Unterschieds in 
den Verkehrsgebräuchen verwerthbar sind. Wenn ich mir diuier gestatten werde, 
meine Ansicht über die geplante deutsche Gesetzgebung zu äussern, so geschieht dies 
mit dem vollen Bewusstsein, dass eine derartige Meinungsäusserung nur relativen 
Werth hat. 

Zu den Fragen, welche bei der Ausarbeitung eines Checkgesetzes die meiste 
Aufmerksamkeit beanspruchen, gehören meines Erachtens besonders die folgenden: 

I. Gehört es zur Begriffsbestimmung des Checks, dass er gegen ein Gut- 
haben ausgestellt wird? 
II. Was sind die civilrechtlichen und strafrechtlichen Folgen, welche die 
Begebung eines Checks ohne Guthaben oder Ermächtigung für den 
Aussteller hat? 
ni. Zu welcher Zeit muss das Guthaben bezw. die Ermächtigung vor- 
handen sein? 
IV. Gehört die Banquier-Qualität des Bezogenen zu den wesentlichen Er- 
fordernissen eines Checks? 
V. Hat der Inhaber eines Checks ein Forderungsrecht gegen den Bezogenen? 
VI. Darf der Check-Auftrag widerrufen werden? 
VII. Ist die Acceptirung eines Checks zulässig? 
Vin. Innerhalb welcher Fristen müssen Checks präsentirt werden? 
IX. Unter welchen Voraussetzungen geht das Regress-Recht wegen Nicht- 
Einhaltung der Präsentationsrrist verloren? 
X. Welche Bedeutung hat die sogenannte Durchkreuzung des Checks? 
XI. Auf welche Weise ist die Präsentation und Nicht-Einlösung eines Checks 
zu beurkunden? 
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Der dentsehe Bundesrathsentwnrf von 1892 und der österreichische Entwurf 
Ton 1894 gehen ebenso wie das englische und schweizer Recht und das dänische 
Gesetz yon 1897 von der Auffassung aus, dass auch eine ohne Guthaben oder 
ErmSchtigung ausgestellte Urkunde, wenn sie den sonstigen Erfordernissen genügt, 
ein Check ist; nur yerlangen die neiden erwähnten Entwürfe, dass ein Check die 
Aufforderung enthalten muss, aus dem Guthaben zu zahlen, wonach eine Urkunde, 
welche diese Aufforderung nicht enthält, nicht als Check behandelt werden kann. 

Andererseits lauten die Definitionen der französischen, italienischen, spanischen, 
portugiesischen, argentinischen und japanischen Gesetze so, dass man annehmen muss — 
wie dies auch z. B. Cohn ganz allgemein eingeführt haben will — dass nach diesen 
Rechten eine Urkunde, die ohne Guthaben oder Ermächtigung ausgestellt wird, nur 
als Schein-Check zu behandeln wäre, wobei allerdinp den Inhaber eines solchen 
Schein-Checks nach der Meinung yerschiedener Schriftsteller gewisse Begressrechte 
nach allgemeinen Grundsätzen zustehen würden. 

De lege ferenda scheint es mir ganz unbegreiflich, dass überhaupt eine Meinungs- 
verschiedenheit bestehen kann. Wer die volle Gültigkeit eines Handelspapiers von 
dem Vorbandensein eines Begriffmerkmals abhängig macht, das nicht aus oer Urkunde 
selbst ersichtlich ist, der hindert willkürlich die Verkehrsfähigkeit dieses Handelspapiers, 
ohne dabei irgend welchem Zwecke zu dienen. Dass die Aufforderung, aus dem 
Guthaben zu zahlen, einen wesentlichen Theil des Checks bilden soll, scheint mir 
andererseits vollkommen gerechtfertigt. Es wird dadurch die Aufmerksamkeit des 
Ausstellers darauf gelenkt, dass er sich eines Betrugs schuldig macht, wenn er nicht 
bei Ausstellung des Checks guten Grund hat, anzunehmen, es werde bei seiner 
Präsentation ein Guthaben vorhanden sein. 

n. 

EUne grosse Anzahl von Gesetzen verhängt bekanntlich Geldstrafen gegen den 
Aussteller eines Checks, der zur Ausstellung desselben nicht ermächtigt war. Diese 
Geldstrafen, welche nicht nur die Sicherheit des Checkverkehrs, sondern auch den 
Staat gegen Stempeldefraudation zu schützen bestimmt sind, werden meistens nach 
einem Procentsatz des Checkbetrags bemessen, der in Italien 10 ^/o, in Frankreich 6 %, 
in Japan 6 Vo, in Gestenreich 3 % beträgt, während der deutsche Entwurf eine Maximal- 
strafe von 1(KX) Mark festsetzt. 

Das schweizer Recht verhängt keine Geldstrafe, giebt aber dem Inhaber neben 
dem gewöhnlichen Anspruch auf Schadensersatz noch einen zusätzlichen Anspruch auf 
Zahlung von 6% des Checkbetrags. 

Ein Anspruch auf Schadensersatz — insoweit dolus oder culpa lata vorliegt — 
besteht meines Erachtens überall nach allgemeinen Grundsätzen und wird vom deutschen 
Entwurf (§ 20) ausdrücklich anerkannt, während die meisten geltenden Gesetze ihn 
nicht besonders erwähnen. Nach dem deutschen Entwurf — und vermuthlich nach 
allgemeinen Grundsätzen überall — ist die Einhaltung der Präsentationsfrist nicht 
noth wendige Voraussetzung eines derartigen Anspruchs. Selbstverständlich ist in vielen 
derartigen Fällen auch der Thatbestand des Betrugs vorhanden, welcher die gewöhn- 
lichen strafrechtlichen Folgen herbeiführt. Ich weiss nicht, ob die strafrechtliche Praxis 
der festländischen Staaten je Gelegenheit hatte, die strafrechtlichen Wirkungen der 
Begebung eines Checks durch Jemanden, der wusste, dass derselbe nicht eingelöst 
werden wtlrde, festzustellen. In England kommen Verurtheilungen in derartigen Fällen 
nicht selten vor und die Thatsache, dass die Ausstellung eines Checks ohne Autorisation 
eine strafbare Handlung, ist daselbst in allen Kreisen der Bevölkerung wohlbekannt. 
Während die Strafverfolgung selbstverständlich nur dann eintritt, wenn dolus 
oder mindestens culpa lata vorliegt, wird die Geldstrafe nach einigen Gesetzen, wie 
z. B. nach dem französischen, dem italienischen und ebenso nach dem österreichischen 
Entwürfe nach rein objectiven Gesichtspunkten verhängt, so dass auch ein Aussteller, 
der in entschuldbarem Irrthum über sein Guthaben war, dieselbe zu entrichten hat. 

De lege ferenda kann sich gegen den civilrechtlichen Anspruch auf Schadens- 
ersatz nichts einwenden lassen und ebenso wenig gegen die Behandlung der nicht 
aatorisirten Check-Begebung als Betrug, welche Behandlung, wie ich bereits erwähnt 
hatte, in England vom besten E^olge begleitet ist. Wenig zweckmässig scheinen mir 
andererseits die Geldstrafen, welche, wenn sie klein sind, nicht abschrecken, und wenn 
sie gross sind, nicht den schuldigen Aussteller, der in derartigen Fällen fast immer 
zahlungsunfähig ist, sondern seine unschuldigen Gläubiger, darunter auch den Nehmer 
des nothleidenden Checks, benachtheiligen. 
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m. 

Die nachtheiligen Folgen, welche bei der Begebung eines Checks ohne Guthaben 
oder Ermächtigung den Aussteller treffen, treten nach einigen Bechten, z. B. nach dem 
deutschen Entwurf, bereits dann ein, wenn das Guthaben bezw. die Ermächtigung 
nicht bereits zur Zeit der Begebung vorhanden war, und zwar auch dann, wenn der 
Check bei Vorzeigung eingelöst wird. Der Österreichische Entwurf verlangt ein Gut- 
haben nur zur Zeit der Präsentation und verhängt die Strafe nur in den Fällen, in 
welchen ein Check nicht eingelöst wird. Auch nach englischem Recht tritt die 
Betrugsstrafe nicht ein, wenn der Aussteller zwar zur Zeit der Begebung kein Gut- 
haben hatte, aber in entschuldbarem Irrthum glaubte, der Check werde bei Verfall 
eingelöst werden. 

De lege ferenda scheint mir ein ausgedehnter Checkverkehr unmöglich, wenn 
das Vorhandensein eines Guthabens bereits zur Zeit der Begebung venangt wird. 
Ein Geschäftsmann macht Vormittags seine Cassen-Aufstellnng und muss dabei die 
für den Tag angekündigten Eingänge als vorhanden annehmen. Auf der Basis dieser 
Aufstellung trifft er seine Dispositionen und muss, wenn er bereits früh am Ta^e 
Zahlungen zu machen hat, Checks ausstellen, ehe die Deckung vorhanden ist. Die 
Deckung geht im Laufe des Tages regelmässig ein, wird eingezahlt und Eingänge 
und Ausginge sind, wenn bei der Abrechnungsstelle das letzte Saldo gezogen wird, 
ausgeglicnen. Wenn man die Zahlungen unterlassen wollte, bis die Deckung eintrifft, 
so würde die ganze Geschäftsmaschine in Stockung gerathen. Es kann allerdings 
vorkommen, dass die Erwartung der Eingänge getäuscht wird. Dann ist ein ordent- 
licher Kaufmann selbstverständlich in der Lage, für andere Deckung zu sorgen, und 
Jemand, der nicht guten Grund hat, anzunehmen, dass die Deckung auf die eine oder 
andere Weise beschafft werden kaim, sollte keine Checks ausstellen. E^ wird daher 
eine Schädigung des Verkehrs nicht entstehen, wenn man verlangt, dass bereits zur 
Zeit der Begebung a) eine allgemeine Ehrmächtigung des Bezogenen vorhanden ist, 
Checks gegen Guthaben auszustellen (Checkvertrag); b) guter Grund vorhanden ist, 
anzunehmen, dass bei Vorzeigung des Checks ein zu seiner Deckung genügendes 
Guthaben in den Händen des Bezogenen sein werde. Das Wort Guthaben im Sinne 
dieser Erörterungen ist mit Ermächtigung gleichbedeutend, denn, wo eine Ermächtigung 
vorhanden ist, ist ein Guthaben leicht zu construiren (z. B. wenn der Bezogene den 
Aussteller ermächtigt, bis zu einem gewissen Betrage ungedeckte Checks zu ziehen, 
so belastet er diesen Betrag dem Aussteller auf Darlehens-Conto und schreibt ihm den 
gleichen Betrag auf Check-Conto gut). In den Rechten, bei welchen die sogenannte 
„Provision^ eine wechselrechtliche Bedeutung hat, hat man dieselbe stets als vorhanden 
angenommen, wenn ein Creditversprechen des Bezogenen vorlag, und in gleicher Weise 
behandelt man z. B. im französischen Recht die „Fonds disponibles", welche das 
Checkgesetz von 1865 in Bezug auf Checks vorschreibt. Manche Rechte geben die 
Voraussetzungen, unter welchen ein Check-Guthaben angenommen wird, casuistisch 
wieder, z. B. das argentinische Handelsgesetzbuch von 1^9, welches die Ausstellung 
von Checks gegen „deponirte Gelder, eine laufende Rechnung mit Creditsaldo, oder 
einen Blancocredit'' gestattet. Dieselbe Bedeutung hat wohl die, auch im englischen 
Original schlecht ausgedrückte Bestimmung des japanesischen Gesetzes, nach welchem 
ein Check auf einen Banquier gezogen werden muss, bei welchem der Aussteller „infolge 
deponirter Gelder oder aus einem anderen Grunde einen laufenden Credit hat''. 
Die bei Weitem glücklichste Ausdrucksweise hat der deutsche Entwurf, der (§ 20) ein 
Guthaben annimmt, wenn der Bezogene nach der zwischen ihm und dem Aussteller 
getroffenen Vereinbarung den betrefirenden Check einzulösen verpflichtet ist. Man hat 
diese Definition aus dem Grunde angefochten, dass ein Guthaben auch ohne Check- 
vertrag bestehen könne. Das mag richtig sein, aber ein solches Guthaben braucht 
deshalb nicht den Inhaber desselben zur Ausstellung von Checks zu berechtigen. Die 
Sicherheit des Checkverkehrs würde auf das Empfindlichste gestört werden, wenn man 
Jedermann, der ein Guthaben hat oder zu haben glaubt, ohne ausdrücklieh ermächtigt 
zu sein, über dasselbe durch die Ausstellung von Checks zu verfüeen, gestatten würde, 
dies Guthaben als Guthaben im Sinne des Checkrechts zu behandeln. 

IV. 

Verschiedene Rechte halten nach dem Beispiele des englischen Rechts die 
Banquier-Qualität des Bezogenen für ein Begriffsmerkmal des Checks und der öster- 
reichische Entwurf verlangt ausserdem die Eintragung der Banquiers, welche Checks 
auf sich ausstellen lassen und die Benutzung besonderer Blankette. Ea wird von 
manchen Seiten behauptet, dass eine derartige Bestimmung den Credit der Checks 
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erliöht, aber eine derartige Behauptung würde in kaufmännischen Kreisen wenig 
Unterstützung finden. Denn erstens hftngt der Credit eines Checks hauptsächlich von 
der Solvenz des Ausstellers — nicht des Bezogenen — ab, zweitens aber bietet der 
Betrieb von Bankgeschäften keine Bürgschaft für die Solvenz Derjenigen, welche 
solche Geschäfte betreiben. Auch lassen sich Bankgeschäfte von anderen Geschäften 
beffrifPlich nur schwer unterscheiden, so dass es schliesslich nur darauf ankommt, ob 
si<m der Geschäftsinhaber Banquier nennen will oder nicht. 

V. 

Bei der Prüfung der Frage, inwieweit dem Inhaber eines Checks ein Forderungs* 
recht gegen den Bezogenen zusteht, ist es zunächst von Interesse, die entsprechenden 
wechselrechtlichen Bestimmungen zu untersuchen. Nach französischem, belgischem 
und schottischem Becht hat der Inhaber eines nicht acceptirten Wechsels eine 
Forderung gegen den Bezogenen, insoweit zur Zeit der Präsentation die entsprechende 
Deckung in den Händen des Letzteren sich befindet. Auch im Falle des Concurses 
des Ausstellers gehört die Deckung nicht der Masse des Ausstellers, sondern dem 
Inhaber des Wechsels. In den Veremigten Staaten von Amerika gelten nach Daniell 
ähnliche Bestimmungen, in den anderen Rechten (insoweit ös sich nicht um Wiedergabe 
des französischen Rechts handelt) finden sich derartige Bestimmungen nicht. 

In Bezug auf Checks gilt in ' Schottland und nach der herrschenden Meinung 
auch in Frankreich, nicht aber in Belgien dieselbe Regel wie bei Wechseln, und in 
entsprechender Weise erkennen die meisten Rechte, die bei unacceptirten Wechseln 
dem Inhaber kein Forderungsrecht gegen den Bezogenen geben, ein solches Recht 
auch bei Checks nicht an. Dies gilt insbesondere vom italienischen, schweizerischen, 
japanesischen und dänischen Recht und ebenso von dem österreichiscnen Entwurf. 

Der deutsche Entwurf beschreitet in dieser Beziehung eine ganz neue Bahn, da 
er bei Checks ein Fordemngsrecht gewährt, während das deutsche Wechselrecht dem 
Inhaber eines nicht acceptirten Wechsels keinerlei Anspruch gegen den Bezogenen 
zuerkennt. Während aber nach den Rechten, welche ein derartiges Forderungsrecht 
bei Wechseln und Checks anerkennen, das Recht des Inhabers durch den Concurs 
des Ausstellers nicht berührt wird, wird angenommen, dass nach dem Rechte des 
deutschen Entwurfs das Guthaben des Ausstellers im Falle seines Concurses der 
Concursmasse und nicht den Inhabern der gegen dasselbe ausgestellten Checks zusteht. 
In den erstgenannten Rechten wird die Begebung eines Wechsels als Cession des 
dem Aussteller gegen den Bezogenen zustehenden Forderungsrecht construirt, aber 
diese Construction würde bei Checks nach den Bestimmungen des deutschen Entwurfs 
(infolge der erwähnten Regel über die Folge des Concurses) nicht zutreffen und die 
Haftbarkeit des Bezogenen, wie sie durch § 10 des Entwurfs festgestellt wird, wäre 
demnach ein checkrechtliches Institut sui generis. 

De lege ferenda halte ich die Zahlung des Bezogenen dem Inhaber gegenüber 
für nicht empfehlenswerth. Der Inhaber eines nothleidenden Checks wird stets in 
erster Linie seinen Regress gegen seinen Vormann — also in den meisten Fällen gegen 
den Aussteller — geltend machen. Ist dieser zahlungsfähig und besteht das Regress- 
recht, so kommt das Recht gegen den Bezogenen nicht zur Anwendung. Ist er 
haftungsunfähig und der Concurs bereits erömiet, so würde dieses Recht nach der 
herrschenden Meinung auch nach dem deutschen Entwürfe nicht bestehen. Ist er aber 
zahlungsunfähig und ist der Concurs noch nicht eröfiiiet, so ist mit ziemlicher Sicherheit 



anzunehmen, dass der Bezogene bei Vorzeigung des Checks kein Guthaben in Händen 
hatte, da er sonst wahrscheinlich den Check eingelöst haben würde. Allerdings kann 
in einem solchen Falle die Meinung des Bezogenen, er sei zur Zahlung nicht ver- 
pflichtet gewesen, eine irrige gewesen sein, aber man giebt dem Inhaber eines Checks 
meines Erachtens ein Danaer-Geschenk, wenn man ihn in einem solchen Falle in 
Versuchung führt, einen Prozess einzuleiten, in welchem er beweisen muss, dass ein 
Dritter gegen den Beklagten eine Forderung hat. Einen praktischen Vortheil gewährt 
das Klagerecht gegen den Bezogenen in dem einzigen Falle, dass das Regress-Recht 
nicht mehr besteht und auch dann nur im Falle der Insolvenz des Bezogenen, da ja 
sonst die Bereicherungsklage gegen den Aussteller statthaft wäre. Hier bietet das 
enfflische (und ebenso das argentinische) Recht einen vollkommen genügenden Ausweg, 
indem es bestimmt, dass in den Fällen, in welchen der Inhaber eines Checks wegen 
nicht rechtzeitiger Präsentation sein Regressrecht gegen den Aussteller verliert — 
was nur geschehen kann, wenn der Aussteller infolge der nicht rechtzeitigen 
Präsentation Schaden erleidet, insbesondere, wenn der Bezogene bei rechtzeitiger 
Präsentation hätte Zahlung leisten können, während er zur Zeit der thatsächlichen 
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PräseDtation zahlungsunfähig ist — sämmtliche Rechte des Ausstellers gegen den 
Bezogenen auf den Inhaber des Checks übergehen. 

Gegen frivole Weigerung der Einlösung eines Checks bietet nach englischem 
Becht der Umstand Sicherheit, dass in einem solchen Falle der Aussteller vollen 
Schadensersatz zu verlangen berechtigt ist und dabei die Schädigung seines Credits 
mit in Anrechnung bringen darf. 

Wenn daher dem Interesse des Inhabers durch Bestimmungen , " welche den 
erwähnten englischen Rechtsregeln entsprechen, vollkommen seniigt wird, und daher 
die Haftbarkeit des Bezogenen, wie sie der deutsche Entwurf feststellt, dem Inhaber 
keine besonderen Vortheile gewährt, so könnte diese Haftbarkeit andererseits für den 
Bezogenen selbst manchmal sehr nachtheilig wirken. Man denke sich folgenden Fall: 
Die Einlösung eines Checks wird verweigert, weil der Bezogene irrthümlich meint, der 
Aussteller hane kein genügendes Guthaben. Später wird das vorhandene Guthaben 
dem Aussteller zurückgezahlt. Inzwischen zögert der Inhaber des Checks mit der 
Geltendmachung seines Regressrechts so lange, bis der Aussteller in Zahlungs- 
schwierigkeiten geräth, und beansprucht dann — vor Ablauf der Verjährungsfrist — 
Zahlung von dem Bezogenen, zu welcher dieser verpflichtet ist, da zur Zeit der 
Präsentation ein genügendes Guthaben vorhanden war. Gerade bei einem zweifel- 
haften Conto kann ein derartiger Fall leicht vorkommen. 

VI. 

Der deutsche Entwurf verbietet den Widerruf des Checkauftrags; der öster- 
reichische Entwurf gestattet ihn nur in besonderen Fällen, d. h. a) im Falle des Recte- 
oder Order-Checks vor erfolgter Uebergabe an den Nehmer, b) nach Ablauf der 
Präsentationsfrist, c) vor Ablauf derselben, jedoch in der Weise, dass er nur für den Fall 
wirksam wird, wenn der Check nicht innernalb der Präsentationsfrist vorgezeigt wird. 
Die meisten anderen Rechte gestatten den Widerruf — selbst das schottische Recht 
(durch welchen Umstand die Consequenz der oben erwähnten Cessionstheorie wesent- 
lich gestört wird). 

De lege ferenda scheint mir die Widerrufbarkeit grössere Vortheile zu bieten, 
als die gegentheilige Bestimmung. Jedenfalls ist sie ein zwingendes Motiv für die 
möglichst rasche Vorzeigung und dient daher einem guten volkswirthschaftlichen 
Zwecke. Der Gefahr einer frivolen Ausnützung des Widerrufungsrechts wird durch 
die Regresspflicht genügend vorgebeugt. Andererseits ist die Widerrufbarkeit des 
Checks für den Nehmer selbst häufig vortheilhaft, da im Falle des Verlustes des Checks 
durch sofortige Benachrichtigung des Ausstellers und Bitte um Widerrufung die 
Gefahr der Zahlung an einen Nichtberechtigten meistens abgewandt wird. 

Daraus, dass man den ausdrücklichen Widerruf zulässt, folgt aber in keiner 
Weise, dass man auch, wie dies das englische Recht z. B. thut, dem Tode des Aus- 
stellers die Wirkung einer stillschweigenden Widerrufung zuschreibt. Nur scheint 
diese englische Bestimmung geradezu barbarisch, besonders in England, wo die unglück- 
lichen Personen, welche im Austausch gegen Checks Waaren geliefert haben, oft 
Monate lang warten müssen, bis Jemand das Recht hat, über den Nachlass des Aas- 
stellers zu verfügen. 

Der Concurs hat in den Ländern, in welchen die Begebung eines Wechsels oder 
eines Checks nicht als Cession des Forderungsrechts gegen den Bezogenen angesehen 
wird, wie bereits erwähnt, die Wirkung eines Widerrufs, d. h. das Guthaben des 
Ausstellers gehört seiner Concursmasse und nicht dem Inhaber des Wechsels oder 
des Checks. 

VII. 

Nach den meisten Rechten gilt ein Annahme -Vermerk auf einem Check als nicht 
geschrieben; selbst im italienischen Recht, wo Checks bis zu zehn Tagen nach Sicht 
ausgestellt werden dürfen, wird, wenn es sich um Checks handelt, die nach Sicht 
zahlbar sind, die Verfallzeit durch Visirung und nicht durch Accept festgestellt. Ueber 
die rechtliche Wirkung der Annahme nach englischem Recht liegt bisher keine gericht- 
liche Entscheidung vor. Thatsächlich pflegen eine grosse Anzahl englischer Bank- 
institute, die nicht Mitglieder des Clearing Uouse (Abrechnungsstelle) sind, die auf sie 
gezogenen Checke mit einem Domicilvermerk zu acceptiren, indem derartige Banken 
stets ein Giro-Conto bei einer Clearing House-Bank haben, welche ihre Zahlungen 
besorgt. Insoweit die Checks auf den Inhaber lauten oder zur Zeit der Annahme in 
Blanco indossirt sind, verstösst diese Gepflogenheit gegen die Bestimmungen der Bank 
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Charter Aet von 1844 § 11, und demnach wäre in derartigen F&llen das Accept 
juristisch wirkungslos, aber diese juristisch meines Erachtens unzweifelhafte Folgerung 
wird in Bankkreisen bezweifele und ist jedenfalls in der Praxis noch nicht angewandt 
worden. 

Jedenfalls deutet die englische Praxis ein Bedürfniss des Verkehrs an, welchem 
dadurch genügt werden könnte, dass man dem Bezogenen eines Checks gestattet, 
dasselbe mit einem Domicilvermerk zu versehen, durch welches die ab Zahlungsstelle 
angegebene Bank ermftchtist wird, den betreffenden Check einzulösen, insoweit er 
innerhalb der Präsentationsirist bei derselben vorgezeigt wird. 

Einen eigen thümlichen Versuch, ein Surrogat für die Annahme von Checks zu 
schaffen, hat die Londoner „Check-Bank" gemacht, welche auf ihren Blanketten einen 
Maximal betrag vermerkt und dieselben ihren Kunden nur gegen Zahlung dieses 
Maximalbetrags aushändigt. Man glaubte, dass derartige Checks, bei welchen der 
erwähnte Vermerk dem Nehmer die Sicherheit ^eben muss, dass das zur Deckung 
derselben nöthige Guthaben thatsächlich vorhanden ist, sich besonderer Beliebtheit 
erfreuen würden, aber der Erfolg hat diese Erwartung nicht erfüllt. Der Misserfolg 
der Cbeck-Bank beweist in unverkennbarer Weise, wie sicher im Allgemeinen in 
EIngland auch die nicht durch complicirte Kunstgriffe geschützten Checks sind. 

VIII. 

Das Verbot der Annahme von Checks rechtfertigt sich durch die Absicht, die 
Schafifung eines neuen Umlaufsmittels zu verhindern. Dem gleichen volkswirthschaft- 
liehen Zwecke dient auch die Bestimmung möglichst kurzer Präsentationsfristen. In 
den meisten Rechten werden diese Fristen absolut festgestellt — gewöhnlich unter 
Berücksichtigung der Entfernung zwischen Ausstellungsort und Zahlungsort, während 
andererseits das englische Gesetz nur die Vorzeigung innerhalb einer angemessenen 
(reasonable) Zeit vorschreibt. In der Gerichtspraxis haben sich über die Frage, was 
eine angemessene Zeit sei, ziemlich positive Regeln ausgebildet, so dass thatsächlich 
das englische Recht in Bezug auf die Präsentationsfristen den anderen Rechten ziemlich 
ähnlich wäre, wenn nicht ein anderer Unterschied hinzukäme. Während nämlich die 
anderen Rechte die Präsentationsfrist vom Datum der Ausstellung abhängen lassen, 
bestimmen die englischen Regeln dieselbe von der Zeit des Empfangs ab, durch welche 
Gepflogenheit das Interesse des Ausstellers weniger gehindert wird, als dies bei der 
Auisteliung einer vom Ausstellungsdatum gerechneten Frist geschieht. Andererseits 
fordert die Rücksicht auf Ausnahmsfälle bei der letzteren Serechnungsmethode die 
Bestimmung längerer Fristen, als nach dem gewöhnlichen Geschäftsgänge nothwendig 
wäre. Empfehlnngswertb wäre meines Erachtens eine Combination der beiden 
Metboden, d. h. die Feststellung ziemlich reichlich bemessener, vom Ausstellungsdatum 
an gerechneter Fristen und eine weitere Bestimmung, welche dem Empfänger eines 
Checks die Pflicht auferlegt, denselben spätestens am Tage nach Empfang vorzuzeigen 
oder — falls es nicht am Empfangsort zahlbar ist — direct nach dem Zahlungsort 
zam Incasso zu senden. 

Auch wäre es meines Erachtens zweckmässig, dem Aussteller zu gestatten, eine 
kürzere Präsentationsfrist durch Vermerk auf dem Check vorzuschreiben. 

Die Präsentationsfrist für ausländische Checks macht der deutsche Entwurf -^ 
und ihm folgend das dänisclie Gesetz (anders jedoch der österreichische Entwurf) — 
in selir zweckdienlicher Weise von dem gewöhnlichen Postenlauf abhängig; dabei 
bleibt aber die Möglichkeit ansser&fewöhnlicher Unfälle unberücksichtigt. Insoweit es 
sich um im Inland gezogene Checks handelt, wäre es zweckmässig, diesem Umstände 
dadurch Rechnung zu tragen, dass man die Ausstellung von Duplicaten gestattet und 
dem Nehmer das Recht giebt, solche zu verlangen. 

Eine Bestimmung wie diejenige des deutschen Entwurfs (welche auch der öster- 
reichische Entwurf aufgenommen hat), nach welcher die Einlieferung in eine Ab- 
rechnungsstelle als Präsentation anzusehen ist, besteht im englischen Recht nicht, und 
bedarf meines Erachtens einen Zusatz, welcher erklärt, was uuter der Einlieferung in 
eine Abrechnungsstelle zu verstehen ist. Es wäre meines Erachtens unbillig, die blosse 
Ablieferung im Ltocal der Abrechnungsstelle als Präsentation aufzufassen. Erst wenn 
der Check dem Beamten der bezogenen Bank bei der Abrechnungsstelle ausgehändigt 
ist, kann von einer Präsentation die Rede sein. 

IX. 
Die Regeln über den Verlust des Regressrechts wegen Nichteinhaltung der 
Präsentationsfrist bei der Vorzeigung von Checks lassen sich am besten unter gleich- 
zeitiger Erörterung der entsprechenden Vorschriften in Bezug auf Wechsel darstellen. 
Die letzteren Vorschriften lassen sich in drei Gruppen eintheiien : 

4* 
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1. Das franz(>sische Recht and einige verwandten Rechte lassen die Prftjodisimng 
dem Aussteller gegenüber nur insoweit eintreten, als die Decknnff bei Verfall in den 
Händen des Bezogenen war. Dies hat selbstverstftndHch ein Aussteuer, welcher Zahlung 
der Regressforderung verweigern will, nachzuweisen. 

2. Das Recht der deutschen Wechsel-Ordnung lässt, ebenso wie das skandinavische, 
schweizer und italienische Recht, die Präjudizirung bei Nichteinhaltung der Fräsen- 
tationsfrist als Regel eintreten und gestattet den Regress nur insoweit, als durch die 
Versagung desselben der Aussteller sich zum Schaden des Inhabers bereichem würde. 
Hier trifft also den Inhaber, der das Regressrecht ausüben will, die Beweislast. Eine 
Ähnliche Bestimmung hat das argentinische Recht; nur im Falle des Concurses des 
Bezogenen — vor Verfall des Wechsels — giebt es dem Inhaber des Wechsels trotz 
Nichteinhaltung der Präsentationsfrist und ohne Berücksichtigung der Bereichemngs- 
frage ein Regressrecht. 

3. Die für den Inhaber ungünstigste Bestimmung hat das englische Recht, 
welches dem Aussteller gegenüber, auch wenn keine Deckung vorhanden war, das 
Regressrecht bei Nichteinhaltung der Präsentationsfrist nur insoweit bestehen lässt, 
als derselbe von vornherein keinen Qrund haben konnte, anzunehmen, der Wechsel 
werde bei Verfall bezahlt werden. 

Im Checkrecht gestaltet sich im Allgemeinen die Lage des Inhabers weit günstiger. 
Während bei Wechseln die dem Inhaber günstigsten Rechte das Regressrecht dem 
Aussteller gegenüber nicht anerkennen, wenn derselbe beweisen kann, dass der Be- 
zogene Deckung in Händen hatte, lassen in Bezug auf Checks diese Rechte (z. B. das 
französische und belgische) und ebenso eine Anzahl anderer (z. B. das schweizer, 
italienische, englische und argentinische Recht) auch dem Aussteller, der für Deckung 
gesorgt hatte, gegenüber, trotz Nichteinhaltung der Präsentationsfrist, den Regress 
zu, wenn nicht gerade durch die Nichteinhaltung der Frist der Schaden entstanden 
ist (dies wäre der Fall, wenn der Bezogene bei rechtzeitiger Präsentation des Checks 
hätte zahlen können). 

Der deutsche Entwurf und ihm folgend das dänische Gesetz gehen nicht ganz 
so weit, sie bleiben bei der Ber^icherungstheorie, kehren aber die Beweislast am, 
so dass in diesen Rechten in Bezug auf Checks dieselbe Regel gilt wie in Bezug auf 
Wechsel im französischen Recht. Das spanische Recht hat die gleiche Regel sowohl 
in Bezug auf Wechsel als auf Checks, wohingegen der österreichische Entwurf und 
das japanesische Gesetz auch bei Checks die Bereicherung nicht präsumiren. 

Meines Erachtens ist die in den meisten Rechten enthaltene Bestimmung zu 
billigen, welche auf die Nichteinhaltung der Präsentationsfrist nur dann den Verlast 
des Kegressrechts folgen lässt, wenn bei rechtzeitiger Vorzeigung die Einlösung des 
Checks stattgefunden hätte. 

Den Indossanten gegenüber ^eht in den meisten Rechten das Regressrecht 
sowohl bei Wechseln als bei Checks dunch Nichteinhalten der Präsentationsfrist ver- 
loren, nur im englischen und argentinischen Recht bleibt dasselbe unter gewissen 
Voraussetzungen erhalten. 

X. 

In vielen Rechten bestehen Bestimmungen, durch welche die Verwerthung von 
Checks durch unberechtigte Personen verhindert werden soll. Im englischen Rechte 
dient diesem Zwecke die sogenannte Durchkreuzung, die entweder „allgemein'* oder 
„speciell'' sein kann (general crossing und special crossing). Die allgemeine Durch- 
kreuzung erfolgt durch Ziehung von zwei Parallelstrichen durch die Mitte des Checks 
(und meistens durch die Hinzufügnng der Worte „et Co.**) und hat die Wirkung, dass 
der Bezogene des betreffenden Checks nur an eine Bank oder einen Banquier zahlen 
darf. Die specielle Durchkreuzung erfolgt durch Hinzufügung des Namens einer 
Bank oder eines Banquiers zwischen den Parallelstrichen und hat die Wirkung, dass 
der Bezogene nur an die Firma zahlen darf, welche in der Durchkreuzung genannt 
ist. Femer können auch die Worte „not negotiabli" zwischen die Parallellinien horein- 
gesetzt werden, was zur Folge hat, dass, nachdem dies geschehen ist, auch der gut- 
gläubige Inhaber eines Checks kein besseres Recht auf dasselbe erwarten kann als 
sein Vormann. Die Durchkreuzung kann sowohl durch den Aussteller als durch einen 
beliebigen Inhaber bewirkt werden. 

Die Unterscheidung zwischen allgemeiner und specieller Durchkreuzung besteht 
auch im spanischen, argentinischen und dänischen Recht, und das spanische Recht 
gestattet bei der speciellen Durchkreuzung auch die Benennung einer nicht Bank- 
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gescbafte treibenden Gesellschaft. Der deutsche und ebenso der österreichische Entwurf 
haben das Institut der Durchkreuzung nicht angenommen und ftthren dagegen eine 
Kategorie von Checks ein, die nur zu Verrechnungszwecken bestimmt sind. 

^ Mir scheint die Durchkreuzung, und insbesondere die specielle Durchkreuzung, 
die Sicherheit des Checkverkehrs wesentlich zu erhöhen. Die Schwierigkeit, welche 
sich daraus ernebt, dass der Begriff Banquier schwer zu definiren ist, könnte man 
dadurch beseitigen, dass man das Recht, allgemein durchkreuzte Checks zur Zahlung 
vorzuzeigen, nur an Mitglieder von Abrechnungsstellen — oder an Orten, wo keine 
Abrechnungsstelle besteht, an bestimmte, vom kaufmännischen Vertretungskörper zu 
ernennende Firmen — gewährt, dass man hingegen bei speciell durchkreuzten Checks 
davon absieht, dass die in der Durchkreuzung genannnte Firma eine Bankfirma sein muss. 

XT. 

In Bezug auf die Beurkundung der Vorzeigung und Zahl ungs Weigerung bringen 
der deutsche und der österreichische Entwurf eine sehr zweckmässige Neuerung, indem 
sie eine vom Bezogenen unterschriebene Erklärung für genügend erklären. Die meisten 
Gesetze verlangen bei Checks ebenso wie bei Wechseln in einem derartigen Falle die 
Aufnahme einer Protesturkunde, das englische Recht unterscheidet zwischen den im 
Inlande und den im Auslande ausgestellten Checks und Wechseln. Nur bei Letzteren 
ist die Protestaufnahme vorgesc&ieben und die Thatsache, dass bei inländischen 
Wechseln und Checks in England eine notarielle Beurkundung der Vorzeigung und 
Zahlungsweigerung nicht stattfindet, ohne dass sich hieraus jemals irgend welche Miss- 
stände ergeben haoen, beweist, wie überflüssig die notarielle Protesterhebung ist. 

Als Resultat der obigen Erörterungen möchte ich — unter dem bereits erwähnten 
Vorbehalte der durch örtliche Verhältnisse gebotenen Modificationen — folgende Thesen 
als Grundlagen für die Gesetzgebung über Checkrecht aufstellen: 

1. Als Check zu behandeln ist jede bei Sicht zahlbare Geldanweisung, welche 
die Bezeichnung „Check'' und eine Aufforderung, aus dem Guthaben zu zahlen, enthält. 

2. Die Begebung eines Checks durch den Aussteller wird als Betrug bestraft 
und giebt dem Nehmer Anspruch auf Schadensersatz, wenn zur Zeit der Begebung 
der Aussteller überhaupt nicht berechtigt war, Checks auf den Bezogenen auszustellen 
oder, wenn er zwar diese Berechtigung im Allgemeinen hatte, aber im besonderen 
Falle keinen guten Grund hatte, anzunehmen, dass der betreffende Check bei Verfall 
eingelöst werden würde. 

3. Insoweit der Inhaber eines Checks wegen Nicht-Einhaltung der Präsentations- 
frist sein Regressrecht gegen den Aussteller verloren hat, gehen die Rechte des 
Ausstellers gegen den Bezogenen auf den Inhaber über. 

4. Insoweit der Bezogene eines Checks, welcher die Zahlung desselben ver- 
weigert, dem Aussteller gegenüber zur Zahlung verpflichtet war, ist er diesem zum 
Ersatz allen durch die Zahlungsweigerung entstandenen Schadens verpflichtet. 

5. Der ausdrückliche Widerruf eines Checks ist erlaubt. Durch Tod, Handlungs- 
unfähigkeit und Concurs wird der Check- Auf trag nicht widerrufen. 

6. Ein Acceptvermerk gilt als ungeschrieben, aber ein vom Bezogenen unter- 
schriebener Domicilvermerk ermächtigt den Domiciliaten zur Zahlung des Check- 
betrags, insoweit der Check an Ablauf der Präsentationsfrist vorgezeigt wird. 

7. Die Präsentationsfrist wird festgestellt: 

a) Durch Bestimmung einer vom Tage der Ausstellung berechneten 
Maximalfrist; 

b) durch eine Bestimmung, welche den Inhaber ausserdem verpflichtet, einen 
von ihm erhaltenen Check am Tage nach Empfang zur Zahlung vorzu- 
zeigen, oder — insoweit der Check nicht am Empfangsort zahlbar ist — 
denselben spätestens am Tage nach Empfang direct zum Incasso zu senden. 

Auch kann der Aussteller eine kürzere Frist als die gesetzliche Präsentations- 
frist durch Vermerk auf dem Wechsel bestimmen. 

8. Der Nehmer eines Checks auf das Ausland hat das Recht, zwei Duplicate 
zu verlangen. 

9. Bei Nicht-Einhaltung der Präsentationsfrist verliert der Inhaber eines Checks 
dem Aussteller gegenüber sein Regressrecht, insoweit der Aussteller nachweisen kann, 
dass der Bezogene bei rechtzeitiger Vorzeigung des Checks in der Lage gewesen 
wäre, denselben einzulösen. 
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10. Wenn ein Check mit dem Namen einer bestimmten Firma durchkreuzt ist, 
darf derselbe nur an diese Firma bezahlt werden; wenn ein Check ohne den Namen 
einer bestimmten Firma durchkreuzt ist, darf derselbe nur an ein Mitglied einer 
Abrechnungsstelle oder an eine vom kaufmännischen Vertretungskörper zur Einkassirung 
durchkreuzter Checks besonders legitimirte Firma bezahlt werden. 

11. Die Vorzeigung eines Checks und die Zahlungsweigerung wird durch eine 
vom Bezogenen (oder einer hierzu vom Bezogenen bevollmitohtigten Person) unter- 
schriebene Bescheinigung beurkundet. 

An der hierauf folgenden Discussion betheiligte sich der Vorsitzende, der Justiz- 
rath Dr. Riesser, Geheimer Justizrath, Kammergerichtsrath Keyssner und Land- 
gerichtsrath Simonson. Ersterer machte darauf aufmerksam, dass die im § 10 des 
deutschen Entwurfs des Checkgesetzes aufgenommene Haftung des Bezogenen dem 
Inhaber des Checks gegenüber neuerdings bestritten werde, und äusserte sich über 
die Begriffsbestimmung des Verrechnungschecks. Justizrath Riesser wiU beim 
Widerruf des Checks seitens des Ausstellers zwischen Widerruf vor und nach Ablauf 
der Präsentationsfrist unterscheiden und empfiehlt die Zulassung domicilirter Checks. 



Dr. Koch. Dr. Riedel. 



Digitized by 



Google 



- 55 - 



323. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 12. November 1898, Abends 7V2 Ubr, im Grand H6tel de Borne. 



Der erste Stellvertreter des Vorsitzenden, Geheimer Justizrath, Professor Dr. Eck, 
eröffnete die Sitzung und begrOsste als neues Mitglied: 
Herrn Amtsrichter Dr. Timme. 

Er theilte mit, dass die Gesellschaft durch den Tod die Mitglieder: Justizrath 
Haenschke und Amtsgerichtsrath Giersch de R6ge verloren habe. 

Die Eingänge wurden vorgelegt. 

Der Vorsitzende ertheilte hierauf Herrn Rechtsanwalt Dr. Petong aus Spandau 
das Wort zu nachstehendem Vortrage: 

„Ueber die Justizorganisation in DAnemark**. 

Die Justizorganisation in Dänemark ist nicht, wie bei uns, durch einheitliche 
gesetzgeberische Acte begründet, sondern beruht auf einer Jahrhunderte andauernden 
geschichtlichen Entwickelung , was ebensowohl von der Gerichtsverfassung und den 
einzelnen Organen der Rechtspflege und Justizverwaltung, wie von der Ausgestaltung 
des Privat-, des Strafrechts und des Prozessrechts gilt. Im Gegensatz zum dänischen 
Staatsrecht, das den Einflüssen französischer Theorien und zum Theil auch deutschem 
Vorbilde nachgegeben hat, haben Privat- und Prozessrecht ihren nationalen Ursprung 
und selbständigen Entwickelungsgang bewahrt. Demzufolge weisen auch Justiz- 
organisation und Justizverwaltung ein eigenthümliches, nur aus der nationalen Eigenart 
und dem zähen Festhalten an dem historisch Hergebrachten erklärliches Gepräge auf. 

Zwei Besonderheiten erscheinen von durchgreifendem Einfluss für die Rechts- 
pflege und Justizverwaltung, und zwar erstens die im Vergleich zu anderen 
Staaten aussergewöhnliche Grösse und Bedeutung der Hauptstadt im Verhältniss 
zu dem ganzen Lande, da die Hauptstadt etwa ein Sechstel der Gesammtbevölkerung 
birgt, und zweitens die Decentralisation und feine Gliederung der allgemeinen Staats- 
verwaltung. 

Die uneingeschränkte Zuständigkeit der Gerichtsbehörden, die discretionäre 
Gewalt der Einzelrichter und das hohe Ansehen des Richterstandes finden, äusserlich 
betrachtet, schon darin eine Erklärung, dass es einen besonderen Stand höherer Ver- 
waltungsbeamten nicht giebt, so dass die im höheren Verwaltungsdienst gewonnene 
Einsicht in den Znsammenhang des Staats- und Volksorganismus einen Bestandtheil 
der richterlichen Vorbildung ausmacht und der Rechtsprechung zu statten kommt. E^ 
besteht auch insofern eine beachtenswerthe Verbindung von Justiz und Verwaltung, 
als die Elinzelrichter, d. h. die Richter erster Instanz, zugleich als Polizeimeister 
fangiren, und das Justizministerium zugleich Polizeiministerium ist, so dass die für 
das Ansehen und die Competenz der Richter vergleichsweise allein in Betracht zu 
ziehenden Amtmänner (18 für das gesammte Königreich) keineswegs eine von der 
Justizverwaltung isolirte Stellung einnehmen. 

Unabhängigkeit und Umfang der richterlichen Gewalt sind durch §§ 2 und 68 — 72 
der dänischen Verfassung (Grundgesetz vom 5. Juni 1849) in der revidirten Fassung 
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vom 28. JuDi 1866 festgestellt. Der Grundsatz der Unabhängigkeit, nach welchem die 
richterHche Gewalt sich bei den Gerichten befindet, wird in so scharfer, logischer Weise 
betont, dass die Urtheile nicht im Namen des Königs ergehen dürfen, vielmehr nur als 
Erkenntnisse der Gerichte veröffentlicht werden. Die in § 72 der Verfassung enthaltene 
Bestimmong, dass die Gerichte berechtigt sind, jede Frage über die Grenzen der 
Befugnisse der Verwaltungsbehörden zu eutscheiden, hat zwar in den Theorien der 
dänischen Staatsrechtslehrer manche Zweifel hervorgerufen, in der Praxis jedoch wenig 
Schwierigkeiten bereitet, zumal die Verwaltungsbehörden im Wesentlichen nur Staats- 
wirthschaftliche Functionen ausüben und ihre polizeiliche oder ressortmässige Straf- 
nnd Zwangsgewalt wenig hervortritt. Die wesentlichsten Befugnisse der Staatsgewalt, 
durch welche Letztere den Staatsangehörigen unmittelbar und eventuell mit Zwangs- 
mitteln gegenübertritt, befinden sich bei der Justizverwaltung. Dem Justizministeriam 
ist die Verwaltung aller Strafanstalten und Gefängnisse, das Medicinalwesen, und zwar 
nicht bloss die Sanitätspolizei, sondern die gesammte Medicinalverwaltung mit ihren 
sachverständigen Organen, unterstellt, femer das Quarantänewesen, das Strandangs- 
wesen, die Erlaubniss zur Aufführung von Schauspielen, Eheschliessungs- und andere 
familienrechtliche Angelegenheiten, die Verwaltung der Vormundschaftsgelder, die Bau- 
gesetzgebung, das Brandversicherungs- und Brandwesen, das Aushebungswesen für Heer 
und Flotte, die Verwaltung der öffentlichen Stiftungen, soweit solche nicht dem 
allgemeinen Armenwesen oder dem Unterrichts- und Schulwesen gewidmet sind, und 
manche andere Verwaltungsaufgaben, welche bei uns und in anderen Staaten nicht 
Sache der Justizverwaltung sind. Das Institut der Staatsanwaltschaft ist in Dänemark 
unbekannt; noch weniger ist die richterliche Gewalt durch Conflictsgerichtshöfe oder 
Verwaltungsgerichte eingeschränkt, da es eine besondere Verwaltungsgerichtsbarkeit 
nicht giebt. Die ifa § 71 des Grundgesetzes verlangte Trennung der Kechtspfiege von 
der Verwaltung ist bisher eine programmmässige Anforderung an die gesetzgebenden 
Factoren gebheben. Die Trennung würde die Richter auf dem Lande von ihren 
polizeilichen Amtsaufgaben be&eien und sie rechtlich den städtischen Richtern und den 
Kichtem höherer Instanz, welche nicht zugleich Verwaltungsbeamte sind, gleichstellen, 
d. h. ihre Versetzung in ein anderes Amt gegen ihren Wunsch wäre dann nicht mehr 
zulässig, und auch sie würden nach vollendetem 65. Lebensjahre nur mit vollem Gehalt 
in den Ruhestand versetzt werden können. Das Pensionsgesetz gewährt jedoch auch 
den Richtern, welche zugleich Verwaltungsbeamte sind, eine hinreichend gesicherte 
Stellung. Auf dem Lande befinden sich die Richter auch im Genuss einer Amts- 
wohnung mit Nutzung eines kleineren Landgutes und beziehen endlich, da sie zugleich 
Gerichtsschreiber (Scriver) sind, kleinere Sportein für Stempelkassirung und dergleichen 
mehr. Die wissenschaftliche Vorbildung für das Richteramt wird durch ein sieben- bis 
achtjähriges Studium und Bestehen zweier Prüfungen erlangt, von denen die erstere 
sich auf dänisches Privatrecht, Prozess- und Strafrocht, die zweite auf allgemeine 
Rechtslehre und Rechtsgeschichte, römisches Recht und Staatsrecht erstreckt. Das 
Bestehen der ersteren Prüfung berechtigt zur Führung des Titels examinatus juris und 
können solche examinati Anwälte (sagforer) bei den Untergerichten werden. Winkel- 
consulenten giebt es in Dänemark nicht. Mit dem Bestehen der zweiten Prüfung 
erwirbt der junge Jurist den Titel eines candidatus juris und wird dann vor Erlangung 
eines Richteramtes 10 bis 20 Jahre, je nach Wunsch und Gelegenheit, als Assistent in den 
Ministerien, als Auditenr im Heer oder bei der Marine, als Privatassistent bei den Einzel- 
richtem oder Rechtsanwälten zur Vertretung beurlaubter Richter erster und zweiter Instanz, 
auch als Protokollführer bei den Kopenhagener und sonstigen Obergerichten beschäftigt, 
so dass er eines massigen Diensteinkommens nicht entbehrt. Die Richtergehälter sind 
auskömmlich und werden nach StellenkJassen mit Alterszulagen bemessen. Die Unter- 
haltung der Dienstgebäude wird aus dem vom Amtmann verwalteten Amtsrepartitions- 
fonds bestritten. Die den Einzelrichtern gewährten Bureauunterhaltungskosten betragen 
je nach dem Umfang der Gerichtsbezirke und Geschäfte 1200 bis etwa 10 500 Mark; 
der letztere hohe Betrag wird für den 60 000 Seelen zählenden Vorort von Kopenhagen 
Frederiksberg gewährt, das einzige Untergericht, bei welchem ein besonderer Straf - 
richter als zweiter Richter dieses Gerichtsbezirks fungirt. Auf die Ausbildung eines 
besonderen Subaltembeamtenstandes wird wenig Gewidit gelegt, indem die unseren 
Subalternbeamten obliegenden Aufgaben entweder vom Richter selbst oder seinem 
privatim angenommenen Hilfspersonal oder endlich bei den Obergerichten von juristisch 
vorgebildeten Hilfsbeamten übernommen, imd die Kassengeschäfte dadurch vereinfacht 
werden, dass die Kostenschuldner sofort nach Beendigung der Rechtshandlung Zahlung 
leisten und über dieselbe zu Protokoll quittirt wird. Für das erforderliche Unter- 
beamtenpersonal ist gesorgt. Zu den an der regelmässigen Dingstätte wöchentlich 
einmal stattfindenden Gerichtssitzungen müssen zwei Gerichtszeugen, welche die 
Communalbehörden anstellen und besolden, zugezogen werden. In Kopenhagen, wo 
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fireilich CoUegialgerichte bestehen, wird, wenn in gewissen Fällen nur ein Richter 
fongirt, Yon der Zuziehung von Qerichtszengen zuweilen Abstand genommen. In 
Eapitalstrafsachen ist für die Untergerichte die Zuziehung von Schöffen (meddomsmaud) 
Yorgeschrieben, in den Provinzialstädten sind die Betuffnisse der Schöffen vielfach 
auf andere Beamte übertragen. Als Zustellungsbeamte fungiren die Ladungsmänner 
(StsBYningamand), yon denen immer zwei zusammen eine Zustellungshandlung bewirken 
müssen. Die Richter führen den Titel Birkedommer, Herredfoged oder Byfoged, je 
nachdem sie für einen Birkbezirk, d. h. früher eximirten Bezirk, ein Herred, d. h. den 
gewöhnlichen Unterbezirk des Amtskreises oder eine Provinzialstadt angestellt sind. 
Häufig sind auch mehrere solche Qerichtsbezirke einem Richter unterstellt. Als Foged 
(Vogt) hat der Unterrichter auch für die Zwangsvollstreckung zu sorgen, während für 
Kopenhagen ein besonderer Beamter, des Königs Vogt, mit zwei Assistenten an- 
gestellt ist. 

Gerichte zweiter Instanz (Obergerichte) giebt es im eigentlichen Königreich nur 
zwei, das Landesobergoricht in Kopenhagen, das als Hof- und Stadtgericht zugleich 
Gericht erster Instanz für die Stadt Kopenhagen ist, und das Landesobergericht für 
Jütland in Viborg. Der Vorsitzende führt den Titel Justitiarius, die Richter heissen 
Assessoren. Auch für Island besteht ein besonderes collegiales Obergericht mit dem 
Landeshauptmann als Präsidenten, einem Justitiarius und zwei Assessoren, von denen 
einer zugleich die Stelle des bei den Obergerichten erforderlichen Justizsecretairs 
bekleidet. Für Dänisch- Westindien ist dagegen ein Einzelrichter als Oberrichter 
bestellt. Die Verfassung der Kopenhagener Gerichte unterscheidet sich von derjenigen 
der übrigen nicht bloss durch das Bestehen von Collegialgerichten, sondern auch durch 
vollständige Trennung der Strafgerichtsbarkeit von der in Civilsachen; auch bestehen 
eine Anzahl ausserordentlicher Gerichte erster Instanz mit besonderem Verfahren, wie 
das See- und Handelsgericht, das Gastgericht — für solche Prozesse, bei welchem der 
Kläger oder Beklagte nicht im Gerichtsbezirke wohnt — , die beiden Gjasldscommissionen 
(Schuldencommissionen) für Geldforderungsklagen mit Objecten bis zu 40 und bis zu 
200 Kronen (225 Mark). In den beiden letzteren Gerichten fungiren Einzelrichter, 
während in dem See- und Handelsgericht Handels- und Schifl^ahrtskundige als Laien- 
richter unter dem Vorsitz eines rechtsgelehrten Richters Recht sprechen. Für die 
gesamte Civilgerichtsbarkeit erster Instanz ist der obligatorische Vergleichs versuch 
von Bedeutung, da vor Anstrengung einer Klage die Vergeblichkeit des Vergleichs- 
versuchs nachgewiesen werden muss. Es giebt besondere Vergleichsbezirke, welche 
mit den Birke- und Hardes-Gerichtsbezirken nicht zusammen fallen. Auf dem Lande 
werden die beiden Vergleichscommissare von den communalen Behörden ernannt, in 
Kopenhagen besteht die Vergleichscommission aus einem Mitglied des Magistrats, 
einem Assessor des Hof- und Stadtgerichts und einem Bürgerrepräsentanten. Nach 
statistischen Zusammenstellungen ist die Zahl der durch Vergleich beendigten Civil- 
sachen grösser als die der durch Urtheil beendigten; das Verhältniss ist etwa wie 
11 zu 10. Während es ausserhalb Kopenhagens nur 142 Richter erster Instanz giebt, 
zählt das Kopenhagener Civilgericht 19 Mitglieder, das Criminal- und Polizeigericht 
13 Mitglieder, welches letztere in acht Kammern zerfUIlt. Das Obergericht in Viborg 
zählt neben dem Präsidenten und dem Justitiarius sieben Ansessoren als Mitglieder des 
Gollegiums. 

Als oberstes Gericht für den gesammten Staat, d. h. als dritte Instanz für das 
Land und zweite und letzte Instanz für Kopenhagen, fungirt das aus einem Justitiarius 
mit dem Range einer Excellenz und 12 Assessoren als Collegen bestehende Hoiesteret, 
welches ebenso wie die Obergerichte nur als Berufungsinstanz fungirt, da die dänische 
Pro zess Ordnung nur das eine Rechtsmittel der Berufung kennt. Das Beruf ungsobject 
für diese letzte Instanz beträgt 225 Mark. Bei Rechtsstreitigkeiten über persönliche 
Angelegenheiten ist die Beruning ohne Rücksicht auf den Werth des Streitgegenstandes 
zulässig. Zu ausserordentlichen Mitgliedern des Gerichts sind acht hervorragende Juristen, 
z. B. namhafte Rechtslehrer, welche ein Ministeramt bekleidet haben oder noch bekleiden, 
ernannt; doch sind dieselben mehr Träger eines Ehrentitels, als dass sich Veranlassung 
zu einer richterlichen Thätigkeit für sie darbietet. Das höchste Gericht bildet mit 
einer gleich grossen Anzahl vom Landstinge (der ersten Kammer) aus seiner Mitte zu 
Richtern erwählten Männern, also in der uesammtzahl von 26 Richtern, das zur Ent- 
scheidung über Ministeranklagen, welche vom Könige oder vom Volkstinge (der zweiten 
Kammer) erhoben werden können, bestimmte Reichsgericht. Dies Gericht wählt seinen 
Präses aus seiner Mitte, und die Gerichtsordnung ist durch ein besonderes Gesetz vom 
3. März 1852 bestimmt. Bei der Abfassung des Urtheils findet geheime Abstimmung 
statt. Sondergerichte bestehen für die Geistlichkeit mit zwei Instanzen, sowie für Heer 
und Marine, welche ein besonderes Oberadmiralitätsgericht besitzt. Das die Grundlage 
de« dänischen Privat- und Prozessrechts bildende Danske Lov von 1683 ist ein so 
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vorzügliches Gesetzbuch, dass seiner Zeit König Friedrich Wilhelm I. von Preassen 
allen Ernstes daran dachte, es für seine Staaten zur Einftthmng zn bringen. Was 
schliesslich den Rechtsanwaltstand betrifft, für dessen Ansehen und wirthschaftliche 
Selbständigkeit weder durch eine besondere Organisation noch dnrch eine Gebühren- 
ordnung gesorgt ist, so verdient der Umstana Beachtung, dass die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft erst nach einjährigem Vorbereitungsdienst bei Gerichten und drei- 
jähriger Thätigkeit bei Rechtsanwälten erfolgt. Da die Rechtsanwälte in Strafsachen 
nicht bloss zu Vertheidigern, sondern auch als Ankläger bestellt werden, also gewisser- 
maassen als Staatsanwälte fnngiren, in Armensachen ihnen auch ein angemessenes 
Honorar aus der Staatskasse gezahlt wird, so kann ihre Stellung als Organe der 
Rechtspflege nicht zweifelhaft sein. 

Eine Discussion fand nicht statt. 



Dr. Eck. Dr. Riedel. 
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324. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 10. December 1898, im Grand H6tel de Rome. 



Nach Eröffnung der Sitzung begrüsst der erste StelWertreter des Vorsitzenden 
als neues Mitglied: 

Herrn Amtsrichter Deegen. 

Demnächst ertheilt er Herrn Universitäts - Professor Dr. yan C alker aus 
Strassburg i. E. das Wort zu nachstehendem Vortrage: 

„VerjB;eltungsidee und Zweckgedanke im System der Freiheits- 
strafen*. 

Meine Herren! Die Vortrage, welche in Deutschland gegenwärtig; in juristischen 
Gesellschaften gehalten werden, haben wohl ziemlich ansschliesshch Fragen des 
Civilrechtes zum Gegenstand. Mit vollem Recht — steht doch für den deutschen 
Juristen heute das Bürgerliche Gesetzbuch so sehr im Vordergrund des Interesses, 
dass die Erwägung you Fragen, welche diesem Gebiete nicht angehören, gar 
Manchem als eine unzulässige ZeitYergeudunK erscheinen mag. Wenn ich es trotz 
dieses erheblichen Bedenkens wage, Ton der freundlichen Erlaubniss des Vorstandes 
der Juristischen Gesellschaft Gebrauch zu machen und ein Thema strafrechtlichen 
Inhaltes cur Untersuchung zu stellen, so geschieht dies in der Erwägung, dass für 
Denjenigen, dem die Behandlung strafrechtlicher Fragen durch seinen Beruf obliegt, 
beute gerade gegenüber der Thatsache, dass wir uns nunmehr eines einheitlichen 
bürgerlichen Kechtes zu erfreuen haben, eine besondere Aufgabe besteht: die 
Aufgabe, daran zu arbeiten, dass jenes in dem Gebiete des Civilrechtes nun erreichte 
Ziel der Gemeinsamkeit des Rechtes für ganz Deutschland auch in dem 
Gebiete des Straf rechts erreicht werde. Heute ist dies noch nicht der Fall, denn 
unser Strafgesetzbuch giebt uns insofern kein einheitliches Recht, als es die Arten 
der wichtigsten Strafmittel, die Freiheitsstrafen, zwar formell bezeichnet, die materielle 
Bedeutung derselben aber, ihren Inhalt, in Unbestimmtheit lässt, indem es über den 
Vollzug nur spärliche Andeutungen giebt. So kommt es, dass der Richter in den 
Terschiedenen Gebieten des Deutschen Reiches zwar auf ein und dieselbe Strafart 
erkennt, dass aber der Inhalt derselben Strafe ein ganz verschiedener ist, je 
nach der Strafanstalt, in welcher die Strafe verbüsst wird. 

Es hiesse nun die Schwierigkeiten, welche einer einheitlichen Regelung des 
Strafvollzuges entgegenstehen, sehr verkennen, wollten wir es nicht dankbar 
begrüssen, dass die Vereinheitlichung des Strafrechtes durch die unter dem 
28. October vorigen Jahres vom Bundesrath genehmigten Grundsätze für den 
Vollzug gerichtlich erkannter Freiheitsstrafen einen bedeutsamen Schritt vorwärts 
gemacht hat Aber das Ziel ist noch nicht erreicht, ia, es lässt sich die Besorgniss 
nicht verschweigen, dass vielleicht gerade durch die Vereinbarung die Erreichung des 
Zieles in eine nicht nahe Zukunft hinausgeschoben wird, und zwar dadurch, dass in 
den Motiven zu dem Entwurf — meines Erachtens durchaus mit Recht — jene Frage 
in unmittelbare Beziehung gebracht wird zu der Frage einer Reform des Strafen- 
Systems überhaupt. Und diese bedeutsame Vorfrage für die volle Durchführung 
der Gemeinsamkeit* des Strafrechts ist es deshalb, deren Erwägung uns nunmehr 
hier beschäftigen soll. 

In den Motiven der Vereinbarung ist ausgeführt, der Bundesrath habe der 
Angelegenheit der Abfassung einer Reichs-StrafvoUzugsordnung insbesondere aus 
dem Gesichtspunkt keinen Fortgang gegeben, weil sich im Laufe der Zeit sowohl 
in parlamentarischen Versammlungen als auch in der Strafrechts- und Geföngniss- 
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litteratur gewichtige Stimmen geltend gemacht hatten, welche eine durchgreifende 
Aenderung des dem Strafgesetzbuch zu Grunde liegenden Strafensystems ver- 
langten. Ein StrafyoUzugsgesetz müsse der Natur der Sache nach von dem bestehenden 
Strafensystem ausgehen. Eine Aenderung des bestehenden Strafensystems erschiene 
zur Zeit aber um deswillen als bedenklich, weil leitende Persönlichkeiten auf dem 
Gebiet des Strafrechts die gegebenen Grundlagen als der Aenderung bedürftig 
erklärten, ohne aber bisher unter sich zu einem Einyerständniss über 
die Hauptfragen gelangen zu können. 

Dieser selbe Gedanke, dass eine Revision unseres Strafensystems und damit 
die Abfassung einer Reichsstrafvollzugsordnung zur Zeit um deswillen unthunlich 
erscheine, weil ein Einverständniss über die Richtung, in welcher sich die Revision 
zu bewegen habe, zur Zeit nicht gegeben sei, kehrte auch in den Antworten wieder, 
welche von Seiten mehrerer deutscher Justizverwaltungen auf entsprechenden, in 
den Parlamenten an sie gerichtete Anfrajgen in den letzten Jahren ertheilt worden 
sind. Da nun aber die Reformbedürltigkeit unseres Strafgesetzbuches tbat- 
sächlich von keiner Seite bestritten wird, vielmehr die Stimmen, welche eine Reform 
fordern, immer zahlreicher und lauter werden, scheint mir die Frage sich heute 
aufzudrängen: einmal, ob denn für absehbare Zukunft ein Verschwinden des genannten, 
einer Reform entgegenstehenden Hindernisses zu erhoffen ist, und zum Andern, in- 
wieweit der heute zweifellos bestehende Gegensatz der Anschauungen einer Reform 
unseres Strafensystems thatsächlich entgegensteht 

Der Versuch einer Beantwortung der gestellten Fragen muss von einer Unter- 
suchung der gegebenen Gegensätze auf ihren Inhalt und auf ihre Grundlage ausgeben. 
Der bestehende Gegensatz der Anschauungen ist s. Z. von Merkel in den Begriffen: 
„Vergeltungsidee" und „Zweckgedanke** zutreffend formulirt worden ; auch von Liszt 
geht bei der Entwickelung und Begründung seiner criminalpolitischen Anschauungen 
und Forderungen davon aus, dass sich in unseren Tagen der neu entbrannte alte 
Streit der Theorien um die Berechtigung der Vergeltung als des obersten Princips 
alles Strafrechts dreht. 

Das geltende Strafrecht wird unbestrittenermaassen vom Vergeltungsprincip 
beherrscht, und dieses Vergeltungsprincip ist es denn auch, welches nach der 
Anschauung seiner Anhänger einer Reform unseres Strafensystems im Sinne der von 
den Anhängern des Zweckgedankens erhobenen Forderungen entgegensteht; wir 
haben dasselbe deshalb in seinem Inhalt und in seiner Grundlage zu betrachten. 
Ich gehe hierbei von derjenigen Bestimmung des Begriffes aus, die der schärfste 
und consequenteste Gegner des Vergeitungsprincips, von Liszt, giebt (Lehrbuch des 
deutschen Strafrechts, 9. Auflage, 8. 77). von Liszt sagt: 

„Im Allgemeinen kann man die von den Anhängern der Vergeltungsstrafe 
vertretene Ansicht dahin zusammenfassen: 

Der Verbrecher wird gestraft, weil er verbrochen hat (punitur quia peccatam 
est, nicht: ne peecatur). In seiner Willensfreiheit wurzelt seine Schuld, die, an 
dem ethischen Werthurtheil gemessen, an der Strafe ihre Gleichung (ihr 
Aequivalent) findet. Die Aufgabe der Strafe liegt demnach in der Bewährung der 
Rechtsordnung und der sittlichen Anschauungen, auf denen diese beruht, also in der 
Generalprävention; nicht aber, oder doch nur in zweiter Linie, in ihrer Ein- 
wirkung auf den Verbrecher, also in der Special prävention.^ 

Zur Ergänzung dieser Charakteristik dienen dann noch folgende Sätze 
(a. a. 0. S. 80 f.): 

„Die vergeltende Gerechtigkeit fordert, dass Jeder leide gemäss seiner That, 
dass das Maass der Strafe der Schwere der Verschuldung entspreche .... Die An- 
hänger der vergeltenden Gerechtigkeit finden den Maassstab in der einzelnen, 
dem Richter im gegebenen Falle zur Beurtheilunp: vorliegenden That Und für 
diese wieder ist in erster Linie maassgebend der Werth, den das durch das Ver- 
brechen angegriffene Rechtsgut für die Rechtsordnung hat. Die Tödtung wiegt 
schwerer als die Körperverletzung, der Raub schwerer als der Diebstahl. Durch den 
Erfolg wird der Werth der Handlung bestimmt^ 

Die angeführten Sätze v. Liszt^s geben meines Erachtens im Wesentlichen 
Grundlage und Inhalt des Vergeitungsprincips zutreffend wieder — inwieweit 
einzelne der verwendeten Begnffe eine nähere Erläuterung bedürfen, um ein 
richtiges Bild der Lehre zu geben, wird später zu erörtern sein. - 

Das Vergeltungsprincip in dem eben entwickelten Sinne liegt nun den Be- 
stimmungen unseres geltenden Strafrechts zu Grunde und auf diese Thatsache ist nach 
Anschauung der Gegner letztlich die Erscheinung zurückzuführen, dass sich das 
geltende Strafrecht im Kampf gegen das Verbrechen mehr und mehr als unwirksam 
erwiesen hat. 
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In welcher Weise tritt diese Erscheinung zu Tage? 

Es ist unbestritten, dass sich unter der Herrschaft des geltenden Rechts im 
Gebiete der Strafreehtspflege erhebliche Missstände ergeben haben; diese bestehen 
insbesondere in Folgenaem: 

Der Richter wird durch das geltende Recht und das in demselben maass- 
gebende Princip geswungen, in einer Unzahl von Fällen eine kurzzeitige Freiheits- 
strafe auszusprechen, „welche in ihrer heutigen Anwendungsweise — nach 
allgemeiner Anschauung — weder bessert, noch abschreckt, noch unschädlich macht, 
darar aber yielfach den Neuling dauernd in die Bahn des Verbrechens weist** (y. Liszt 
a a. 0. S. 60). Weiter: Wenn ein Thäter immer und immer wieder delinquirt, die 
einzelnen Handlungen aber in ihrem äusseren Erfolge verhältnissmässig geringfügig 
erseheinen, so kann er stets nur zu einer verhältnissmässig kurzen Freiheitsstrafe 
Yerurtheilt werden; hat er seine paar Monate — oder seine paar Jahre — abgebiisst, 
so muss er "wieder in die Freiheit entlassen werden, auch wenn Richter und Straf- 
Yollzussbeamte die feste Ueberzeugung haben, dass der Entlassene sofort wieder 
zum Verbrecheu schreiten wird. 

Endlich: Wenn sich herausstellt, dass sich der Tbäter zur Zeit der Tbat in 
einem die freie Willensbestimmung ausscbliessenden Zustand von BewussÜosigkeit 
oder krankhafter Störung der Geistesthätigkeit befand, so muss er, weil zur Zeit der 
Tbat zurechnungsunfähig, in die Freiheit entlassen werden, ohne Rücksicht auf 
die Wahrscheinlichkeit, dass er die wiedergewonnene Freiheit zur Begehung weiterer 
Verbrechen benützen wird. 

Dass die eben angeführten Erscheinungen als erhebliche Missstände empfunden 
werden, ist zweifellos. Stehen diese Erscheinungen in causalem Zusammenhang 
mit dem das geltende Recht beherrschenden Vergeltungsprincip? Die Gegner des 
Princips behaupten es. Und es ist somit nicht mehr als consequent, wenn sie bei 
ihren, auf eine Reform des geltenden Rechts gerichteten Bestrebungen eine Bekämpfung 
des Vergeltungsprincips zur Basis der Operation nehmen. 

Es kann nicht meine Absicht sein, hier nun eine Uebersicht zu geben über 
die Terschiedenen Anschauungen auf dem Gebiete der Reformbestrebungen, die sich 
im Laufe der letzten Jahre in- und ausserhalb Deutschlands entwickelt haben; nach 
dem Ziel der gegenwärtigen Darlegungen kann es sich hier nur darum handeln, 
diejenigen Anschauungen in Kürze zu erörtern, die nach Lage der Verhältnisse für die 
nächste Entwickelung unserer Gesetzgebung voraussichtlich in Betracht kommen werden. 

In solcher Erwägung glaube ich, mich ausschliesslich zu einer Betrachtung 
derjenigen Anschauungen wenden zu dürfen, die heute in Deutschland Ton der 
sogenannten criminal-sociologischen Schule, insonderheit ihrem geistvollen und 
thatkräftigen Führer Franz v. Liszt vertreten werden. 

(Dass j,criminal-sociologische Schule^ und „internationale criminalistische Ver- 
einigung* sich inhaltlich nicht decken, darf ich, da dieses Missverständniss 
gelegentlich schon vorgekommen, hier ausdrücklich constatiren.) 

Die sociologische Auffassimg gründet sich auf folgende Erwägungen (s. ins- 
besondere V. Liszt, Lehrbuch Seite 64 ff.): 

Das Verbrechen ist eine social-pathologische Erscheinung. „Die Betrachtung 
lehrt, dass jedes einzelne Verbrechen durch das Zusammenwirken zweier Gruppen 
von Bedingungen entsteht, der individuellen Eigenart des Verbrechers einerseits, der 
diesen umgebenden äusseren gesellschaftlichen, insbesondere wirth schaftlichen Ver- 
hältnisse andererseits.'' (S. 66.) „Der Einfluss der gesellschaftlichen Factoren 
tritt aber erst durch die Erwägung in das rechte Licht, dass die im Augenblicke 
der Tbat vorhandene Eigenart des Verbrechers aus der angeborenen Anlage weiter 
entwickelt und bestimmt worden ist durch die ihn von der Geburt an umgebenden 
äusseren Verhältnisse.** (S. 67.) 

Nicht in dem freien Willen des Thäters also, sondern in den ihn von der 
Geburt an umgebenden äusseren Verhältnissen, dem „milieu social**, liegt die 
Wurzel des Verbrechens. 

„Die Willensfreiheit im Sinne der in deterministischen Lehre .... steht in 
Widerspruch mit unseren Denkgesetzen. Sie ist daher völlig ungeeignet, die 
unverrückbare Grundlage des Strafrechts abzugeben.** 

Mit dem Begriff der Willensfreiheit muss der Begriff der Zurechnungs- 
fähigkeit und der Begriff der Schuld, mit dem Begriff der Schuld der Begriff 
der Vergeltung fallen. An die Stelle der Schuld tritt die durch das Verbrechen 
bewiesene Gefährlichkeit für die Gesellschaft, an die Stelle der Vergeltungsstrafe 
die Zweckstrafe. 

Aus dieser Grundauffassung ergiebt sich für die Ausgestaltung der Strafe die 
Forderung, „dass die Strafe als Zwe^ytrafe sich in Art und Maass nach der 
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Eigenart des Verbrechers richte, den sie durch Zafüganf? eines Uehels . . . Ton 
der zukünftigen Begehung weiterer Verbrechen abhalten will. In dieser Forderung 
liegt einerseits der sichere Maassstab für die kritische Würdigung des geltenden 
Rechts, andererseits der Ausgangspunkt für die Entwicklung des Programms einer 
Gesetzgebung der Zukunft" (S, 68.) 

Mit Rücksicht auf die Eigenart des Verbrechers, d. h. seine durch das Ver- 
brechen bewiesene Gefährlichkeit für die Gesellschaft, ist nun in folgender Weise 
zu unterscheiden: 

„Dem Augenblicksverbrecher, d. h. dem bisher unbescholtenen Thäter, 
der in augenblicklicher Erregung oder unter dem Einfluss drückender Nothlage 
zu dem Verbrechen hingerissen wird, das, seiner dauernden Eigenart fremd, eine 
vereinzelt bleibende, bitter bereute Episode in seinem Leben bildet, — diesem 
Augenblicksverbrecher gegenüber genügt es, wenn die üemmungSTorstellung der 
staatlichen Gebote und Verbote dem Bewusstsein zu lebendiger Erinnerung gebracht 
wird." (Abschreckung.) 

Den Gegensatz zum Augenblicksverbrecher bildet der Zustandsverbrecher: 

„Sobald nämlich durch die That des Verbrechers ein festgewurzelter ver- 
brecherischer Hang bekundet wird („Zustandsverbrechen"), bedarf es der Sicherung 
der Rechtsordnung durch Unschädlichmachung des Verbrechers .... Der ein- 
gewurzelte verbrecherische Hang braucht sich nicht in wiederholtem Rückfall, er 
kann sich bereits in dem ersten zur Aburtheilung kommenden Verbrechen 
unverkennbaren Ausdruck geben." 

Zwischen Augenblicksverbrecher und Zustandsverbrecher steht „der angehende 
Zustandsverbrecher". „Wird durch die That ein noch nicht festgewurzelter, sondern 
noch in der Entwicklung begriffener Hang zum Verbrechen bekundet („angehender 
Zustandsverbrecher"), so soll durch eine andauernde und eindringliche Strafe die 
Umgestaltung der verbrecherischen Anlage versucht werden (bürgerliche, nicht noth- 
wendig sittliche Besserung)." (S. 71.) 

Für die Gestaltung des Strafensystems ergeben sich aus dieser Klassen- 
eintheilung folgende Gesichtspunkte: 

Dem Augenblicksverbrecher gegenüber verspricht eine erweiterte An- 
wendung der Geldstrafe guten Erfolg. 

Als Mittel der Unschädlichmachung des Zustandsverbrechers kommt die 
Todesstrafe, die lebenslange Freiheitsstrafe (Zuchthaus) und die Deportation in 
Betracht. Der bürgerlichen Besserung des angehenden Zustandsverbrechers 
durch Erziehung zur Arbeit aber soll das Arbeitshaus dienen. 

Für die Bestimmung des Strafmaasses endlich ist von entscheidender Bedeutung 
die Forderung, dass das richterliche Urtheil keine bestimmte Strafe auswerfen, dass 
diese vielmehr etwa innerhalb eines Höchst- und Mindestmaasses auf Grund nach- 
heriger genauerer Feststellung des Charakters des Verbrechers durch das Straf- 
vollzugsamt endgiltig bemessen werden soll (sogenannte unbestimmte Strafurtheile, 
„indeterminate sentences"). (S. 72.) 

Das sind im Wesentlichen die Vorschläge, wie sie von v. Liszt zum Zweck 
einer wirksameren Gestaltung der Strafe gemacht worden sind. 

Dass gegen diese Vorschläge, wie insbesondere auch gegen ihre Begründung, 
heute eine sehr lebhafte Opposition besteht, ist bekannt, und die Thatsache des 
zwischen Vergeltungsidee und Zweckgedanken in diesem Sinne bestehenden Gegen- 
satzes bildet denn wohl auch in den Anschauungen Vieler heute das Hemmniss für 
gesetzgeberische Maassnahmen in der Richtung auf eine Reform der Strafrechtspflege. 

Wird dieser Gegensatz zwischen Vergeltungsidee und Zweckgedanken in 
absehbarer Zeit schwinden? Kann und soll die Gesetzgebung auf diesen Zeitpunkt 
warten? 

Es ist nicht selten behauptet worden, dass ein Gegensatz zwischen Ver- 
geltungsidee und Zweck^edanken „eigentlich" überhaupt nicht bestehe ~ voraus- 
gesetzt, dass man nur die beiden Begriffe „richtig" verstehe — in diesem „richtig 
verstehen", da liegt aber eben die Schwierigkeit und diese Schwierigkeit ist augen- 
scheinlich so gross, dass von ciüer Aufhebung oder auch nur von einer Milderung 
der Gegensätze sich bis heute nicht viel verspüren lässt; eine Zustimmung der 
Anhänger der Vergeltungsidee zu den von den Gegnern vorgeschlagenen Reformen 
— und das ist ia neute die praktisch bedeutsame Frage — ist einstweilen jedenfalls 
noch nicht erfolgt 

Es ist ja zweifellos, dass die Anhänger der beiden Anschauungen — ein Jeder 
von seiner Grundauffassung aus — Vergeltungsidee und Zweckgedanken mit einander 
vereinigen können, aber damit ist eben der Gegensatz in der Grundauffassung noch 
nicht überwunden; mir persönlich z. B. stej^n von meiner Grundaufbtssung aus die 
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beiden Gedanken in Toller Harmonie ~ der Vereeltungsgedanke schlieset für mich, 
wie nachher auszuführen sein wird, Zweck beziehungen der Strafe (Besseruug, Ab- 
schreckung, Sicherung) nicht nur nicht aus, er schliesst diese Beziehungen Yielmehr 
noth wendig ein — ich habe aber die Ueberzeuguug, dass diese Harmouie eben durch 
die Grundauffassung bedingt ist. 

Die Gegensätze in der Grundauffassung bestehen und ich glaube, diese Gegen- 
sätze werden in absehbarer Zeit nicht verschwinden. 

Meine Anschauung gründet sich hierbei auf die Erwägung, dass die Schwierig- 
keit der Versöhnung in dem Inhalt der jenem Gegensatz zu Grunde liegenden Fragen 
gegeben ist 

Die eine dieser Fragen ist die „Willensfreiheit". Wer hat den Muth, ein 
Verschwinden der Gegensätze in dieser Frage für absehbare Zeit in Aussicht 
zn stellen? 

T. Liszt sagt freilich, „es breche sich mehr und mehr die Erkenntniss Bahn, 
dass der Streit über die Willensfreiheit für das Strafirecht ohne Bedeutung sei** (S. 78), 
allein es erscheint mir doch sehr fraglich, ob diese Anschauung nicht mit der je- 
weiligen inhaltlichen Bestimmung der Begriffe „Willensfreiheit" und „Vergeltung" 
in so nahem Zusammenhang steht, dass die Frage der Bedeutung der Willensfreiheit 
fOr das Strafrecht je nach der BegriffsbeiSimmung verschieden beantwortet 
werden muss. 

Ein näheres Eingehen auf diese Frage') verbietet sich hier ja selbstredend, 
indessen glaube ich 4och eine Erwägung ausdrücklich vorbringen zu müssen: die 
Annahme, das Causalitätsgesetz als eine Kategorie unseres Erkennens, unter welchem 
wir die Mannigfaltigkeit der Erscheinungen in Einheit zusammenziehen, sei auch 
auf die Erkenntniss der menschlichen Willensbildung anwendbar, steht einem Fest- 
halten an den strafrechtlichen Grundbegriffen, persönliche Verantwortlichkeit, Schuld 
mid Vergeltung, nicht nur nicht entgegen, es werden diese Begriffe vielmehr durch 
jene Annahme, vertieft und geklärt, da sie ja in der Persönlichkeit des Thäters die 
Wurzel seiner Thaten gegeben findet. 

V. Liszt kommt auf Grund seiner Auffassung zu einem anderen Schluss, zu 
dem Schluss: „Die Begriffe „Schuld** und „Sühne* mögen in den Schöpfungen unserer 
Dichter weiter leben wie bisher; strenger Kritik der geläuterten wissenschaftlichen 
Erkenntniss vermögen sie nicht Stand zu halten**.') 

Dieser Schluss aber ist nur eine durchaus consequent gezogene Folgerung aus 
der vorher angeführten Auffassung v. Liszt's über die Bedeutung der den Verbrecher 
umgebenden äusseren, gesellschaftlichen, insbesondere wirthschaftlichen Verhältnisse 
für die Entstehung des Verbrechens. 

Tritt das „Milieu** gegenüber der individuellen Eigenart des Verbrechers so 
stark in den Vordergrund, wie das in der Auffassung v. Liszt's geschieht — 
dass y. Liszt die Bedeutung der Eigenart überhaupt übersehe, habe ich nie be- 
hauptet —, dann ist es nur consequent, die Begriffe: persönliche Verantwortlichkeit, 
Schuld und Vergeltung, die ja nun ihren Inhalt verloren haben, auch wirklich und 
ausdrücklich auuugeben. 

Eine Opposition gegen die Auffassung v. Liszt's ist hier nicht in meiner 
Absicht; ich habe diese Ausführungen nur zu dem Zweck gemacht, um darzuthun, 
dass meines Erachtens in dieser Frage doch eben ein Gegensatz vorhanden ist, 
dessen Verschwinden für die nächste Zukunft nicht erwartet werden kann. 

Zwischen Vergeltungsidee und Zweckgedanken besteht nun aber noch ein 
weiterer Gegensatz, ein Gegensatz, dessen in der Discussion bisher viel weniger 
Erwähnung gethan wurde, als des an erster Stelle genannten, dem jedoch meines 
Erachtens noch eine grössere praktische Bedeutung zukommt als jenem. 

Der Anhänger der Vergeltungsidee fordert nicht nur, dass die Strafe „Ver- 
geltung** sei, er fordert vielmehr, dass sie „gerechte** Vergeltung sei, d. h. dass 
das den Verbrecher in der Strafe treffende Üebel der Schwere seiner Verschuldung 
entspreche, dass sie dieser proportional sei. 

Der Anhänger der Zweckstrafe leistet — in consequenter Durchführung seiner 
Orundauffassung — auf die Verwendung der Gerechtigkeit als eines selbständigen 
Begriffes Verzicht; v. Liszt sagt ausdrücklich: „Die Strafe ist gerecht, wenn und 
soweit sie noth wendig und zweckmässig ist." (S. 63.) 

*) Vgl. hierzu vanCalker: „Die strafrechtliche Zurechnungsfahigkeit^. Dentiche Juristen- 
Zeitung. II. Jahrgang (1807) S. 26 ff., und van Calker, „Strafrecht und Ethik", Leipzig 18Ö7, S. 7 ff. 
Gegen aie an diesen Stellen entwickelten Anschauungen v. Liszt, Zeitschrift für die ges. Straf- 
reätswiBMUichaft, B. XVIII., S. 229 ff. 

3) Zeitschrift fOr die ges. Strafreohtswissenschaft, B. XVII., S. 84. 
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Ich bestreite, dass die Begriffe „Gerechtigkeit" auf der einen, „Noth wendigkeit* 
und ^Zweckmässigkeif auf der anderen Seite in dieser Weise logisch zusammen- 
fallen. Sicherlich besteht zwischen jenen Begriffen ein bestimmtes Verhältniss, aber 
dieses Verhältniss wird nicht zutreffend gekennzeichnet mit den Worten: „Die Strafe 
ist gerecht, wenn und soweit sie nothwendig und zweckmässig ist." Der Satz bat 
vielmehr meines Brachtens zu lauten: „Die Strafe ist nothwendig und zweckmässig, 
wenn und insoweit sie gerecht ist." 

Welche Bedeutung dieser Veränderung der Vorstellung zukommt, lässt sich 
unmittelbar an den Reformvorschlägen t. Liszt's, die ich mir Torher anzufahren 
erlaubte, darthun. 

T. Liszt ist der Anschauung, dass Strafart und Strafmaass nach dem Gesichts- 
punkt bestimmt werden müsse, ob der Thäter als „ Augen blicksverbrecher", als 
„Zustandsverbrecher" oder als „angehender Zustandsverbrecher" zu erachten ist; im 
ersteren Fall genügt es, wenn die Hemmungsvorstellung der staatlichen Gebote und 
Verbote dem Bewusstsein zu lebendiger Erinnerung gebracht wird, dem angehenden 
Znstandsverbrecher gegenüber solle durch eine andauernde und eindringliche Strafe 
die Umgestaltung der verbrecherischen Anlajge versucht werden, der Zustands- 
verbrecher endlich sei — dauernd — unschädlich zu machen. 

Können wir uns mit diesen Entscheidungen einverstanden erklären? Ich glaube, 
es werden nur Wenige hier mit einem „Ja" zu antworten geneigt sein. Aber warum 
denn mit „Nein"? Verhängen die getroffenen Entscheidungen nicht die in concreto 
„noth wendige und zweckmässige" Strafe? Der Mörder wird nicht wieder delinquiren, 
da eine ähnliche Veranlassung, wie sie ihn damals zum Verbrechen bestimmte, nicht 
mehr eintritt, der Dieb wird keinen Diebstahl mehr begehen, weil er unschädlich 
gemacht ist — kein Zweifel, die verhängte Strafe war in beiden Fällen die „noüi- 
wendige und gleich massige." Und wir wollen trotzdem die Entscheidung nicht 
billigen? Warum nicht? Weil die verhängte Strafe uns als ungerecht erscheint; 
und sie erscheint uns als ungerecht, weil sie der Schwere der That nicht 
proportional ist. Hieraus folgt aber dieses: dass die Begriffe „Noth wendigkeit 
und Zweckmässigkeit" auf der einen, „Gerechtigkeit" auf der anderen Seite sich 
insofern nicht decken, als die Noth wendigkeit und Zweckmässigkeit principiell vom 
Standpunkt des einzelnen Falles aus erwogen wird. Wer also die Strafe srnind- 
sätzlich nach den im einzelnen Fall zu erreichenden Zwecken bemessen will, der 
muss deshalb meines Erachtens principiell darauf Verzicht leisten, dass — im Sinne 
der herrschenden Werthanschauungen — die verhängte Strafe jeweils auch als die 
gerechte Strafe betrachtet werde; mit anderen Worten: insofern der Zweckgedanke 
die Specialprävention als das für die Bestinunung der Strafe in Gesetz und 
Urtheil maassgebende Princip aufstellt, steht er zu der Idee der gerechten Ver- 
geltung und damit zu dem Gedanken der Generalprävention, in welchem ja 
gerade die Bewährung der Rechtsordnung durch Wahrung und Durchsetzung der 
ethischen Werthanschauungen als erste Aufgabe der Strafe in den Vordergrund tritt, 
in einem principiellen Gegensatz. 

Ist damit nun aber gesagt, dass der Zweckgedankc sich überhaupt zu der 
Idee der gerechten Vergeltung in einem principiellen und unversöhnlichen Gegensats 
befinde, dass somit das Festhalten an dem Princip der gerechten Vergeltung einer 
„zweckmässigeren", d. h. die Zwecke der Strafe in concreto (insbesondere also 
Abschreckung, Besserung, Sicherung, Genugthuun^) wirksamer verfolgenden Gestaltung 
der Strafmittel hindernd im Wege stehe? Keineswegs! Eine solche Anschauung 
verkennt den Inhalt der Vergeltungsidee. Die Vergeltungsidee fordert, dass die 
Grösse des Strafübels der in der Strafthat gegebenen Grösse der Schuld proportional 
sei. Dass dieses Strafübel „zweckmässig" gestaltet werde, verbietet jene Idee 
damit in keiner Weise. Im Gegentheil, von ihrem ersten Auftauchen im Bewusstsein 
der Völker, wie im Bewusstsein des Einzelnen, schliesst die Idee der Vergeltung 
die Zweckbeziehung in sich: Verhinderung des Wiedereintrittes der erduldeten 
Verletzung durch die Reaotion gegen den ersten Angriff, und je höher die 
geistige Entwickelung der Völker, wie die des Einzelnen, steigt, desto klarer und 
bestimmter macht sich diese Zweck beziehung geltend. Die zweckmässigere Gestaltung 
der Strafe bedeutet somit an sich nicht ein Aufgeben, sondern vielmehr ein 
tieferes und reineres Erfassen des Vergeltungsgedankens. Und nur die eine 
Forderung stellt die Vergeltungsidee, dass die in concreto zweckmässige Strafe der 
Grösse der Schuld proportional, dass sie gerecht sei. So wird der Gedanke der 
Special Prävention durch die Idee der gerechten Vergeltung keineswegs aus- 
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angestrebt werden, ein bestimmtes Rangrerhältniss begründet wird: den Letzteren 
wird der Vorrang eingeräumt Die Grundlage Üb: diese Erscheinung ist aber darin 
gegeben, dass das Recht als Mittel cur Ermoglichung und Forderung des Gemeinschafts- 
le^ns seine Aufgabe nur dann erfQllen kann, wenn es in allen seinen Normen die 
für die Beziehungen der Gemeinschaftsglieder zu einander jeweils maassgebenden 
ethischen Werthanschauungen sonnaltig beobachtet; jede in dieser Kich tu ng 
geschehende Verletzung schidigt das Uemeinschaftsleben, widerspricht dem Zweck 
des Rechtes und ist damit in diesem Sinn<5 in höchstem Maasse „unzweckmässig^ 

Da aber nun jene für die Gestaltung des Gemeinschaftslebens maassgebenden 
Werthanschauungen ihren Ausdruck in der Idee der Gerechtigkeit als regulativem 
Priocjjp alles Gemeinschaftslebens finden'), wird hierdurch doch schliesslich eine 
Versöhnung zwischen Vergeltungsidee und Zweck gedanken begründet: Vergeltungs- 
idee und Zweckgedanken befinden sich dann und insoweit in Toller Harmonie, als 
der Zweckgedanke Ton jenem über der Zweckmässigkeit des Einzelfalles principiell 
erhabenen Standpunkte aus betrachtet wird. Geschieht dies nicht, dann freilich 
besteht zwischen Veni^eltungsidee und Zweckgedanken ein Gegensatz. Und dass 
dieses heute noch der Fall, muss sich uns aus den Torher entwickelten principiellen 
Anschauungen der Anhänger des Zweckgedankens allerdings mit Nothwendigkeit 
ergeben: Gerechte Vergeltung ist die Strafe nur dann, wenn sie ihrer Art und 
ihrem Maass nach der Grosse der Schuld proportional ist, bei der Eintheilung in 
AngenblicksYerbrecher, Zustandsverbrecher und angehende Zustandsverbrecher aber 
wird auf die Grosse der Schuld principiell keine Rücksicht genommen. 

Dass der hiermit gegebene Gegensatz von der grossten praktischen Bedeutung 
ist, bedarf keines näheren Beweises; ist es doch klar, dass Straf art und Straf ni aas s 
völlig verschieden zu bestimmen sind, je nachdem der eine oder andere der 
angeHihrten Bestimmungsgründe als der maassgebende in Betracht zu kommen hat. 

Und fasst man nun diesen Gegensatz in seiner principiellen Schärfe klar ins 
Auge, dann wird man die Hoffnung, dass für absehbare Zukunft eine aufrichtige 
Einig 11 Dg zu erwarten sei, kaum außechterhalten können. 

Wie steht es dann aber mit der von allen Seiten immer dringender gefordertein 
Revision unseres Strafoesetzbuches? Der Gesetzgeber wird sich für den einen 
oder für den anderen Standpunkt entscheiden und von diesem aus die Reform 
durchführen müssen! Welchen Standpunkt soll der Gesetzgeber wählen? 

Die Antwort wird natürlich entsprechend der Stellung lauten, die man zu den 
besprochenen Anschauungen einnimmt; als Anhänger der Vergeltungsidee beantworte 
ich die Frage dahin, dass der Gesetzgeber an aer Vergeltungsstrafe festhalten 
8oH. Und wenn nun auch eine weitere Kritbche Würdigung der einander gegenüber- 
stehenden Anschauungen hier nicht angängig ist, so darf zu Gunsten dieser 
Stellungnahme doch ein Doppeltes hervorgehoben werden: einmal, dass sie, da 
das geltende Recht zweifellos auf dem Standpunkt der Vergeltungsidee steht, eine 
Weiterbildung, eine Reform, nicht aber eine Revolution fordert, und zum Andern, 
dass diese Stellungnahme gestützt wird durch die im Volke lebenden Rechts- 
anschauungen, die — auch nach Ansicht der Gegner — an den „überlieferten 
Werthurtheilen", den Begriffen Schuld und Sühne, einstweilen jedenfalls noch fest- 
halten. Aber ich will nun - auch ausdrücklich zugestehen, dass sich gegen unsere 
Stellungnahme ein sehr erhebliches Bedenken vorbringen lässt, das Bedenken: Die 
Veigeltungsidee ist einstmals erfinderisch gewesen in dem Auffinden grausamer 
Strafarten und sie hat es trefflich verstanden, zum Zwecke entsprechender Sühne 
Qualen und Martern zu ersinnen, heute aber ist die Vergeltungsidee steril geworden, 
sie weiss aus ihrem Prinzip heraus keine Mittel vorzuschlagen, die zu einer wirk- 
sameren Bekämpfung der kriminalität tauglich erscheinen — eine Reform auf 
Grundlage der Vergeltungsidee scheint somit von vornherein keine besonders 
RÜnstigen Aussichten darzubieten. Es lässt sich nicht leugnen, dass ein solches 
Vorbringen in der Geschichte der Reformbewegung eine gewisse Stütze findet, denn 
Reformvorschläge sind beinahe ausschliesslich von Anhängern der Zweckstrafe aus- 
gegangen, die Anhänger der Vergeltungsstrafe haben sich zumeist darauf beschränkt, 
diesen Vorschlägen kritisch gegenüberzutreten. 

Der Grund für diese Erscheinung ist wohl zum Theil in person liehen Ver- 
bältnissen zu finden, zum Theil liegt er aber jedenfalls doch auch darin, dass der 
Zweckgedanke thatsächlich seinem Wesen nach erfinderisch ist, während für die 
Vergeltungsidee die Entwickelung neuer Strafmittel erheblich ferner liegt. Gleichwohl 
babe ich nun aber die feste Ueberzeugung, dass aus der Vergeltungsidee heraus 
und unter gewissenhaftem Festhalten an diesem Princip sich Gesichtspunkte ent- 

*) Vgl. hiersu yanCAlker, Politik aU Wiisensohaft. Strassborg 1888, S. 88 ff. 
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wickeln lassen, die for eine gedeihliclie Reform unseres Strafensystems, speciell 
unseres Systems der Freiheitsstrafen, tauglich erscheinen* Gestatten Sie, meine 
Herrren, dass ich Ihnen einige der sich meines Erachtens hier ergebenden Gesichts- 
punkte vorlege. 

Vom Standpunkt der Vergeltungsidee aus ist für die Bestimmung der Art 
wie der Hohe der Strafe maassgebend die Schyrere der zur Aburtheilung stehenden 
Strafthat. Die Bewerthung der Strafthat geschieht nach einem doppelten Oesicbts- 

fmokt, nach einem objectiven und nach einem subjectiven. Das olnective Moment 
iegt in dem Werth des verletzten beziehungsweise gefährdeten Kechts^utes (im 
„Erfolgt), das subjecUve in der durch die concrete That bezeugten Intensität der 
verbrecherischen Gesinnung. 

Das geltende Recht stellt zwar das objective Moment in den Vordergrund, es 
bringt jedoch auch das subjective Moment in ganz erheblicher Weise zur Beriick- 
siclitigung; es zeigt sich dies beispielsweise bei der Unterscheidung von Vorsatz 
und Fahrlässigkeit, von Vollendung und Versuch, Thäterschaft und Beihilfe, bei der 
Bestrafung des Rückfalls, bei der nicht seltenen Bezugnahme auf das Motiv des 
Delictes, insbesondere in § 20, bei der Qualificirun^ besonders rafiinirter Begehung, 
und es darf hierbei nicht übersehen werden, dass ja auch aus dem äusseren Erfolg 
bereits in gewissem Umfang auf die Intensität der verbrecherischen Gesinnung 
geschlossen werden kann, da regelmässig nur Derjenige, dessen verbrecherische 
Potenz verhältnissmässig gross ist, zur Verletzung hochwerthiger Rechtsgüter schreitet 

Durchaus unzutreffend ist es hiemach, wenn die Auffassung vertreten wird, 
das geltende Recht ziehe für die Bestimmung der Strafart und des Strafmaasses 
ausschliesslich die objective Thatseite in Berücksichtigung, noch unzutreffender 
aber die Auffassung, dass vom Standpunkt der consequent (Circhgeführten Vergeltungs- 
idee nur die Schwere des Erfolges zur Würdigung zu kommen habe. 

Wenn das geltende Recht die Berücksichtigung des äusseren Erfolges in manchen 
Bestimmungen sUirk in 'den Vordergrund stellt, so findet dieses Vorgehen darin seine 
Erklärung, dass alles Strafrecht mit reiner Erfolgshaftun^ beginnt, dass die 
Entwickelung des Strafrechts aber zu einem ganz wesenthchen Theile in einer 
Klärung der subjectiven Thatseite und ihrer entsprechend fortschreitenden 
Würdigung gelegen ist. Es scheint mir somit kein sbchhaltiger Grund für die 
Anschauung vorgebracht werden zu können, dass dem Princip der Vergeltungsidee 
eine Berücksichtigung der subjectiven Thatseite, eine Berücksichtigung der Schuld- 
energie, der durch die That documentirten Intensität der verbrecherischen Gesinnung 
widerspreche, gerade der entgegengesetzte Standpunkt ist vielmehr der zutreffende: 

Die consequent durchgedachte und durchgeführte Vergeltungsidee fordert 
meines Erachtens gebieterisch eine Berücksichtigung der subjectiven Thatseite ; in 
der Entwickelung und praktischen Ausgestaltung dieses Gedankens 
scheint mir die feste* Grundlage für die Reform des Strafensystems 
gegeben. 

Ich meine dieses zunächst in folgendem Sinne: Die der Ver^^eltun^sidee zu 
Grunde liegenden Werthanschauungen über das Verbrechen einerseits, die Strafe 
andererseits fordern eine Berücksichtigung der der That zu Grunde liegenden ver- 
brecherichen Gesinnung, insbesondere bei der Wahl der Straf art. Das geltende 
Recht bietet eine Reihe von Beispielen für diese Auffassung und es empfiehlt sich 
meines Erachtens eine Durchführung dieses Standpunktes in der Weise, dass die 
Strafart principiell in Gemässheit der der That zu Grunde liegenden Gesinnung 
bestimmt wird und zwar jenachdem die Handlung aus einer ehrlosen Gesinnung 
entsprungen ist oder nicht. 

Was den Begriff „ehrlos'' betrifft, so ist natürlich zuzugeben, dass derselbe 
kein sehr exacter genannt werden kann, immerhin dürfte die ethische Qualität der 
Gesinnung, die ^Gemeinheit", die ethische Verwerflichkeit, die getroffen werden soll, 
im Wesentlichen zutreffend durch das Wort „ehrlos'' gekennzeichnet werden, ich 
wähle den Begriff in absichtlicher Anlehnung an den § 20 des Strafgesetzbuches, 
der — bekanntlich auf einen im Reichstag gestellten Antrag hin ins Gesetz auf- 
genommen — bei wahlweiser Androhung von Zuchthaus und Festungshaft, die Ver- 
urtheilung zu Zuchthaus dann vorschreibt, wenn die strafbare Handlung aus einer 
ehrlosen Gesinnung entsprungen ist. 

Als Strafart für die aus einer ehrlosen Gesinnung entsprungenen Handlungen 
ist in unmittelbarer Anlehnung an das geltende Recht die Zuchthausstrafe fest- 
zuhalten; für diejenigen DeUcte, die nicht in einer ehrlosen Gesinnung wurzeln, 
stehen die weiteren Strafarten des geltenden Rechtes — von der Todesstrafe sehe 
ich bei diesen Erwägungen ab ~ zur Verfügung. 
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FQr leichtere Yergehungen empfiehlt si^h nach allgemeiner Anschauung die 
VerwenduDg der Geldstrafe noch in weiterem Umfange, als dies im geltenden Recht 
gesdiehen; die Vergeltungsidee fordert ein Ausmaass dieser Strafe in Gemässheit 
des Vermögens bezw. Einkommens des Tbäters und die Möglichkeit, die erkannte 
Strafe ratenweise abzuzahlen, eyentuell dieselbe durch freie Arbeit abzuverdienen. 

Unsere Aufmerksamkeit hat sich speciell den Freiheitsstrafen zuzuwenden; 
und da taucht dann sofort die Frage auf: fordert die Vergeltungsidee die Beibehaltang 
der drei neben der Zuchthausstrafe noch bestehenden Strafarten des Gefängnisses, 
der Haft und der Festungshaft? Die Frage ist meines Erachtens zu verneinen; die 
Unterscheidung zwischen GeHngniss und Haft ist praktisch bedeutungslos, die Unter- 
scheidung zwischen Gefangniss und Festungshaft aber vom Standpunkt der Vergeltungs- 
idee aus unberechtigt» sobald die neben der Zuchthausstrafe bestehende zweite 
Freiheitsstrafe principiell fQr soh^he Handlungen ausgesprochen wird, die in concreto 
aus einer ehrlosen Gesinnung nicht hervorgegangen sind. Ich bin sonach der 
Anschauung, dass zwei Arten der Freiheitsstrafe — „Zuchthaus*' und „Haft'', wenn 
man die zweite so benennen will — ausreichend erscheinen. Das Höcbstmaass muss 
bei beiden Strafarten das gleiche sein und zwar ist, da ja von beiden Strafarten 
auch die dem Erfolg nach schwersten Delicte getroffen werden können, einmal 
lebenslängliche, und sodann zeitliche Freiheitsstrafe — vielleicht letztere bis zum 
Hochstmaass von 20 Jahren — zuzulassen; das Minimum wäre bei der Zuchthaus- 
strafe auf acht Tage, bei der Haftstrafe auf einen Tag festzusetzen. So wenig ich 
die Mängel der kurzzeitigen Freiheitsstrafe verkenne, so glaube ich doch, dass wir 
sie nicht völlig entbehren können. 

Für die Art und Weise der Androhung der beiden Freiheitsstrafen empfiehlt 
sich meines Erachtens folgendes System: Im besonderen Theil wird j^des für die 
Freiheitsstrafe überhaupt in Betracht kommende Delict mit derjenigen Freiheitsstrafe 
bedroht, die nach dem oben angegebenen Gesichtspunkt im Hinblick auf die Natur 
des Delictes regelmässig auszusprechen sein würde; ich glaube, dass hierbei die 
auf Zuchthaus lautende Drohung des geltenden Rechtes in den allermeisten Fällen 
von diesem Gesichtspunkt aus beizubehalten und ausserdem bei denjenigen Delicten 
anzudrohen wäre, bei denen heute neben der Gefangnissstrafe die Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte zulässig ist, und dass andererseits an die Stelle 
der angedrohten Gefangniss-, Haft- oder Festungsstrafe (abgesehen von den oben 
genannten Fällen) regelmässig die Haftstrafe gesetzt werden könnte — es scheint mir 
dies gerade ein Beweis dafür, dass das empfohlene Princip dem Standpunkt des 
Gesetzes im Wesentlichen durchaus entspricht. 

Das Straf maass, also Strafminimum und Strafmaximum, wäre beim ein- 
zelnen Delict wie bisher, insbesondere mit Rücksicht auf die Schwere des äusseren 
Erfolges, zu normiren. 

Zur Durchführung des Princips der Verhängung der Freiheitsstrafen in Gemäss- 
heit der Gesinnung, aus welcher die Handlung entsprungen, müsste der allgemeine 
Theil eine Bestimmung etwa folgenden Inhaltes geben : „Bei denjenigen Delicten, auf 
deren Begehung Zuchthausstrafe gesetzt ist, hat an die Stelle der Zuchthausstrafe 
Haftstrafe in gleicher Dauer zu treten, wenn festgestellt wird, dass die strafbar 
befundene Handlung aus einer ehrlosen Gesinnung nicht entsprungen ist; bei den- 
jenigen Delicten, auf deren Begehung Haftstrafe gesetzt ist, tritt an die Stelle der 
flaftstrafe Zuchthausstrafe von gleicher Dauer, wenn festgestellt wird, dass die 
strafbar befundene Handlung aus einer ehrlosen Gesinnung entsprungen isf. Durch 
diese Bestimmung des allgemeinen Theiles würde die Möglichkeit gegeben sein, die vom 
Standpunkt der Vergeltungsidee aus der concreten Handlung entsprechende Straf art 
zu verhängen; dass das Fehlen dieser Möglichkeit heute nicht selten als schwere 
Ungerechtigkeit — und auch als in concreto höchst „unzweckmässig" — empfunden 
wird, bedarf keines Beweises. 

Für die weitere Ausgestaltung des Strafen Systems kommen nun von dem vorher 
entwickelten Standpunkt aus noch folgende princlpielle Erwägungen besonders in 
Betracht: 

V. Liszt führt (a. a. 0. 8. 81) aus, dass die Anhänger der vergeltenden Gerechtig- 
keit den von ihnen eingenommenen Standpunkt längst selber aufgegeben hätten in 
der Frage der Rückfallsschärfung, weil hier bei Bemessung der Strafe nicht nur 
die eben abzuurtheilende That, sondern auch ihre Vorgeschichte, nicht nur der 
äussere Erfolg, sondern auch und in erster Linie die verbrecherische Gesinnung ins 
Gewicht falle. 

Der in diesen Worten liegende Vorwurf der Inconsequenz ist meines Erachtens 
nieht berechtigt, er ist jedenfalls nicht berechtigt, sobald man die Schwere des Ver- 
brechens im Sinne der Yergeltungsidee nicht rein nach dem äusseren Erfolg bemisst. 

5* 
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Vom Standpunkt der hier Tertretenen Auffassung über den Inhalt der Vergeltun^sidee 
ist die Rückfallssch&rfunp nur conseqnent, da ja die Intensität der Terbrechenschen 
Gesinnung sicherlich nicht nur durch die Qualität der begangenen Handlung, 
sondern ebenso auch durch die Quantität der verübten Delicte zur Aeusserung 
gelangt, insbesondere natürlich dann, wenn zwischen der Begehung der einzelnen 
Handlungen die wirkungslos gebliebene Verbüssung von Freiheitsstrafen liegt. Des- 
halb kann und muss Tom Standpunkt der Vergeltungsidee aus durch eine Ent- 
wickelung des geltenden Rechtes in der Richtung auf eine principielle und erheb- 
liche Strafschärfung bei allen im Rückfall begangenen Delicten der Gesellschaft, 
insbesondere gegen das G e woh nheitSTerb reche rth um, ein wirksamerer Schutz 
gewährt werden, als er heute gegeben ist. 

Aber ebenso wie hier eine Berücksichtigung des in der wiederholten Begehung 
liegenden höheren Grades der yerbrecheriscben Intensität der Idee der gerechten 
Vergeltung entspricht, ebenso entspricht diesem Gednnken durchaus die Möglichkeit 
einer Verzeihu'ng, eines Nachlasses der bei einer erstmaligen Begehung eines 
Delictes yerhängten Strafe für den Fall, dass die betreifende Person durch gesetz- 
massiges Verhalten innerhalb einer bestimmten Frist die geringe Intensität 
der verbrecherischen Gesinnung nachweist. Eine Entwlokelung des sogenannten 
Institutes der bedingten Verurtheilung im Sinne einer durch das richter- 
liche Urtheil fttr den Fall des Wohlverhaltens in Aussicht zu stellenden Ver- 
zeihung hat deshalb vom Standpunkt meiner Anschauung aus ein bedeutsames 
Moment in dem System der Strafen zu bilden. 

Noch in einer anderen Frage aber hat die Thatsache, dass die Vergeltungsidee 
eine Berücksichtigung der der Strafthat zu Grunde liegenden verbrecherischen 
Energie nicht nur zuTässt, sondern fordert, in Erwägung zu konmien: 

Das geltende Recht lässt in § 28 eine vorläufige Entlassung der zu einer 
längeren Zuchthaus- oder Gefängnissstrafe Verurtheilten zu, wenn dieselben drei 
Viertheile, mindestens aber ein Jahr der ihnen auferlegten Strafe verbüsst, sich auch 
während dieser Zeit gut geführt haben. Es geht diese Bestimmung von dem 
richtigen Gedanken aus, dass weder der Gesetzgel^r noch der Richter in der Lage 
ist, das Strafmaass für jedes einzelne Verbrechen genau der Idee der gerechten 
Vergeltung entsprechend zu berechnen, dass vielmehr das gerechte Maass für iedes 
einzelne Verbrechen innerhalb eines bestimmten Maximum und Minimum liegt 
Durch die vorläufige Entlassung wird nun thatsächlich die Möglichkeit gegeben, 
innerhalb des durch Gesetz und Richterspruch festgesetzten Maximum nnd Minimum 
das gerechte Strafmaass zu finden, da ja gerade im Strafvollzug sehr häufig erst 
durch das Verhalten des Sträflings die dem Delict zu Grunde liegende Gesinnung zu 
Tage tritt. Und es scheint mir damit gerade diese Maassregel sehr günstige Wirkungen 
in Aussicht zu stellen: das Bewusstsein, durch eine gute Führung eine wesentliche 
Verkürzung der Strafdauer erreichen zu können, wirkt während der Haft auf die 
Energie des Sträflings belebend und kräftigend und nach der Entlassung gerade in 
der so gefährlichen ersten Zeit der wiedergewonnenen Freiheit rückf all verhütend. 

Merkwürdiger Weise wird nun von dieser Maassregel bisher verhältnissmässig 
selten Gebrauch gemacht — wie ist das zu erklären? 

Ich habe gelegentlich gehört, der Grund sei darin zu finden, dass die be- 
treffende Justizaufsichtsbehörde, bezw. der betreffende Staatsanwalt in seinem Gut- 
achten gegenüber den die Entlassung befürwortenden Ausführungen der Gefängniss- 
verwaltun^, nicht selten die Anschauung vertrete, das in Frage stehende Verbrechen 
sei ohnehin schon viel zu milde bestraft worden. 

Ein solcher Standpunkt würde meines Erachtens die Interessen der Rechts- 
pflege gar sehr verkennen, überdies aber auch dem Willen des Gesetzgebers direct 
widersprechen, da eine Kritik des richterlichen Urtheils in diesem Sinne durch die 
Verwaltung nicht zulässig erscheint. 

Vom Standpunkt der Vergeltungsidee aus ist eine ausgiebige Verwendung der 
vorläufigen Entlassung sehr zu wünschen, und deshalb de lege ferenda eine Zulassung 
dieser Maassregel sowohl bei kürzerer Freiheitsstrafe, als dies heute geschehen, als 
auch bei lebenslänglicher Freiheitsstrafe — etwa nach Ablauf von 16 Jahren — 
wärmstens zu empßhlen. Die Anhänger der Zweckstrafe werden diesem Wunsche 
sicherlich nur zusammen können — insbesondere im Hinblick darauf, dass ja durch 
die Möglichkeit der vorläufigen Entlassung ein ähnlicher Effect erreicht werden 
kann, wie derjenige ist, welchen sie durch die unbestimmten Stra furtheile zu 
erreichen streben. 

Ueberblicken wir nun die Strafmittel und ihre Ausgestaltung, wie sie vom 
Standpunkt der Vergeltungsidee aus unseres Erachtens vorgeschlagen werden können, 
80 lässt sich ~ auch den günstigsten Erfolg der Strafmittel vorausgesetit — doch 
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nicht Terkennen, daM Yerschiedene erhebliehe üniutr&gliehkeiten, die sich auf dem 
Gebiete der Strafrechtepflege unter der Herrschaft des ffeltenden Kechts gezeigt und 
fühlbar gemacht haben, durch die vorgeschlagenen Retormen überhaupt noch nicht 
getroffen werden. 

Es sind swei yerschiedene Punkte, die hier insbesondere in Betracht zu 
ziehen sind: 

Zunächst die Behandlung der Jugendlichen. Nach allgemeiner üeber- 
zeagung muss der Kampf gegen die zunehmende Criminalitat gerade hier einsetzen. 
Nun hat es bisweilen den Anschein, als ob der Vergeltungsgedanke einer ent- 
sprechenden Reform der auf diesem Gebiete besonders yerbesserungsbedürftiffen 
Bestimmimgen des geltenden Rechts um deswillen entgegenstünde, wen dieser eine 
schärfere Bestrafung der Jugendlichen, einen Ausspruch längerer Freiheitsstrafen, 
durch welche doch allein eine Möglichkeit energischer Erziehungsmaassregeln geboten 
wurde, ausschlösse. 

Dass der Vergeltungsidee eine höhere Bestrafung der Jugendliehen als der 
Erwachsenen bei gleichem Verschulden widersprechen würde, erscheint nur allerdings 
zweifellos; durchaus unberechtigt wäre es aber meines Eracbtens, wenn man nun 
hieraus den Schluss ziehen wollte, dass der Vergeltungsgedanke der Anordnung der 
staatlich überwachten Erziehung entgegenstünde. 

Es kommt hier Alles auf eine klare ärkenntniss der maassgebenden Gesichts- 
punkte an: 

Die Strafe ist das Mittel gerechter Vergeltung für begangene strafbare Hand- 
lungen, die Strafe ist nicht ein Mittel zur Bekämptung und Unterdrückung gemein- 
gefahrlicher Zustände überhaupt Wer die Strafe zu diesen Zwecken zu yerwenden 
trachtet, Terkennt ihr Wesen und ihre Grundlage; Zwangsmittel, welche der Staat 
ergreift zur Bekämpfung gemeingeföhrlicher Zustände, sind nicht Strafmittel, sondern 
Verwaltungsmaassregeln. 

Dass der Staat heute solcher Maassregeln in weitem Umfange bedarf^ wenn er 
die ihm zufallenden Aufgaben in entsprechender Weise lösen will, ist zweifellos. 

Und mit solchen Verwaltungsmaassregeln muss der Staat eingreifen, wenn er 
der aus der „Verwahrlosung'* Jugendlicher sich ergebenden gemeinen Gefahr wirksam 
entgegentreten will. 

Auf die einzelnen, die Gestaltung der staatlich überwachten Erziehung be- 
treffenden Gesichtspunkte ist hier nicht näher einzugehen, Tom Standpunkt der 
Yergeltuofl;sidee aus kann meines Erachtens nur ausddicklich betont werden, dass 
die Vergeltungsidee einer ausgedehnten Verwendung der «Zwangserziehung'* keines- 
wegs entgegensteht, dass sie vielmehr auch die eyentuelle Beseiti^ng der Bestimmung 
über die Prüfung des Discernement im Sinne des § 57, wie em Hinaufrücken der 
Strafmündigkeit überhaupt nur billigen kann. Ja, es wtirde meines Erachtens die 
Vergeltungsidee einer Bestimmung nicht entgegenstehen, nach welcher nur Erwachsene 
(d. 1. YoU zurechnungsföbige) bestraft werden könnten, Unerwachsene aber grund- 
sätzlich einer Zwangserziehung zu unterwerfen wären. 

Es bleibt hier endlich noch eine zweite Frage kurz zu besprechen: dieFraffe, 
in welcher Weise die Gesellschaft gegen die Begebung von Dehcten durch solcne 
Personen geschützt werden soll, die Tom Standpunkt des geltenden Rechtes we^en 
zur Zeit der Begehung der That gegebener Zurechnungsunfäbi^keit strafrechtlich nicht 
verantwortlich gemacht werden können. Dass es als unerträglich empfunden wird, 
wenn solche Personen mangels Annahme der Zurechnungsfähigkeit ohne Weiteres 
in die Freiheit entlassen werden müssen und dass sich gegen die hier gegebene 
Gefahr ein wirksamerer Schutz als unbedingt noth wendig erwiesen ha^ bedarf 
keines Beweises. 

Die Vergeltungsidee muss nun selbstverständlich an dem Principe unbedingt 
festhalten, dass nur der Zurechnungsfähige bestraft werden kann, sie wird deshalb 
niemals in einen Verzicht auf die Zurech nungsfähigkeit als unterscheidenden Gesichts- 
punkt einwilligen können. Somit muss hier, da Strafe ausgeschlossen ist, ein Schutz 
der Gesellschaft aber sich als noth wendig erwiesen hat, die Zulässigkeit polizei- 
licher Sicherheitsmaassregeln ausdrücklich anerkannt werden. Es empfiehlt 
sich meines Erachtens, in diesen Fällen dem Richter die Befugniss zu gewahren, 
im Urtheil eine Ueber Weisung an die Landespolizeibehörde zum Zweck der Unter- 
bringung des irren Verbrechers in eine ausschliesslich für solche Personen begründete 
Anstalt auszusprechen. 

Ich bescnliesse hiermit meine Ausfuhrungen „de lege ferenda^. 

Ich erlaubte mir den Versuch zu machen, eine Aenderung des Strafensystems 
in dem Sinne und in dem Umfange hier zur Erwägung zu steUen, wie eine solche 
sich meines Erachtens aus einer Eotwickelung und Vertiefung der Vergeltungs- 
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idee erg:iebt. Kann der Anhänger der Zweckstrafe diesen Vorschlägen znstImmen? 
loh möchte hier ausdrücklich anerkennen, dass v. Liszt selber zugiebt, dass sich 
für die folgerichtige Durchführung der Zweckstrafe aus dem Zweckgedanken selbst 
und unmittelbar mehrere wichtige „Einschränkungen^ ergeben; ich glaube sonach, 
dass sich für den Anhänger des Zweckgedankens aus seinem Standpunkt eine 
principielle Opposition gegen einen der gemachten Vorschläge nicht ergeben muss, 
er wird die gegebene Begründung als unnothwendig, vielleicht als unrichtig ablehnen, 
er wird die principielle Unterscheidung von Strafe und Zwangsmaassregel als un- 
berechtigt bezeichnen, auf den Inhalt der Vorschläge wird er meines Erachten s in 
erheblichem Umfange eingehen können. 

Sollte diese meine Hoffnung zutreffend sein, so würde also in einer Vertiefung 
der Vergeltungsidee die Möglichkeit liegen, mit dem Anhänger der Zweckstrafe zu 
einer Verständigung über praktische Reformvorschläge zu gelangen. Und es wäre 
dann meines Erachtens, trotzdem die principiellen Gegensätze zwischen Ver^eltungs- 
idee und Zweckgedanken andauern, doch der Zeitpunkt gekommen, in welchem mit 
Aussicht auf Erfolg eine ReTision unseres Strafgesetzbuches in Angriff genommen 
werden kann. 

In der Debatte führt zunächst Herr Kammergerich tsrath Dr. Ebb ecke aus, 
dass zwischen den Ansichten des Vortragenden und denen des Herrn Professors 
von Liszt mehr Berührungspunkte vorhanden seien, als man nach den Worten des 
Vortragenden hätte annehmen sollen. 

Herr Geheimer Justizrath Werner giebt seiner Befriedigung Ausdruck, dass der 
Vortragende sich im Allgemeinen an das bestehende Recht angeschlossen habe. Von 
der vorläufigen Entlassung werde in Preussen ein reichlicher Gebrauch gemacht, es 
werde dabei ganz nach dem Geiste und Zwecke dieser Einrichtung verfahren. Zur 
Zeit erwäge man in maassgebenden Kreisen sehr ernstlich, wie man die Zwangs 
erziehung intensiv ausgestalten könne; leider gebe es gewichtige finanzielle Bedenken 
denen man dabei Rechnung tragen müsse. 

Herr Landgerichtsrath Boisly verlangt, dass auch jugendliche Verbrecher stets 
bestraft werden, wenn auch mit anderen Strafen als Erwachsene. Die Zwangs- 
erziehung dürfe nur als ultima ratio eintreten. 

Herr Amtsgerichtsrath Jastrow findet, dass von dem Institute der vorläufigen 
Entlassung in Preussen nur ein sehr spärlicher Gebrauch gemacht wird. Schuld 
daran sei insbesondere auch, dass derartige Anträge nicht von dem Gerichte, sondern 
von den Staatsanwälten begutachtet werden, welche sich dadurch zu einer nach- 
träglichen Kritik des Gerichtsurtheils berufen fühlten. 

Auch Herr Landgerichtsdirector Dr. Fe lisch ist der Ansicht, dass solche 
Anträge zu häufig zurückgewiesen werden. Bei den Directionen der Gefängnisse und 
Zuchthäuser sei deshalb häufig die Ansicht verbreitet, dass man solche Anträge nicht 
gern sehe, und unterlasse man deshalb gar nicht selten die Stellung derselben. Die 
Zwangserziehung müsse eine vorbeugende Maassregel, nicht eine Strafe sein; nur so 
könnte die Zahl der jugendlichen Verbrecher herabgemindert werden. Es sei jetzt 
nach Erledigung der Reform des Civilrechts endlich Zeit, an die Neuordnung des 
Strafrechts zu gehen. In der praktischen Reform würden sich auch die theoretischen 
Gegner zusammenfinden. 

In seinem Schlussworte wies der Vortragende gegenüber dem ersten Redner auf 
den tiefen Unterschied zwischen seinen Anschauungen und denen von Liszt's hin, der 
unter Umständen auch eine lebenslängliche Einsperrung von gewerbsmässigen Bettlern 
und Landstreichern verlange. 



a. 



Dr. Eck. Dr. Seligsohn. 
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325. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt BerliD, den 11. Februar 1899, im Grand Hotel de Rome« 



Der stellvertretende Vorsitzende eröffnete die Sitzung, begrüsste als neue 
Mitglieder die Herren: 

Gerichtsassessor Dr. Martin Wolff und 
Rechtsanwalt Dr. Hugo Marcuse 
und gedachte des Verlustes, welchen die Gesellschaft durch den Tod ihres Mitgliedes, 
des Herrn Rechtsanwalt Dr. Mesch erlitten hat 
Es wurden die neuen Eingänge Torgelegt. 

Demoächst ergriff Herr Professor Dr. Adler aus Czernowitz das Wort zum 
Vortrage über: 

„Die Irrtbumsregeln des Bürgerlichen Gesetzbuchs und deren 
Bedeutung für die Versicherungspraxis''. 

Der Vortragende führte etwa das Folgende aus: 

Die Irrtbumsregeln des Bürgerlichen Gesetzbuches, §§ 119—128, schliessen sich im 
Wesentlichen an die bisher durch Theorie und Praxis ausgebildeten Anschauungen an. 
Die sogenannte Anfechtung wegen Irrthums ist im Wesen nichts Anderes als ein Mittel 
zur Verhütung der ConYfdescenz eines von Anfane an wegen Irrthums nichtigen 
Geschäftes. Es ist aber nichts Neues, dass von dem Irrenden, der zu seiner Erklärung 
nicht stehen will, gefordert wird, dass er dies imyerzüglich nach Entdeckung des 
Irrthums erkläre. Versäumt er dies, so wurde schon nacn bisherigem Recht in der 
Regel angenommen, er habe stillschweigend in den Vertrag gewilligt, da sonst die 
Gefahr schwerer Schädigung des anderen Vertragstheiles und insbesondere die Mög- 
lichkeit bestände, mit oer Giltigkeit oder Ungilugkeit des Vertrages auf Kosten des 
anderen Vertragstheiles zu speculiren (Ehrlich). Gleichwohl wirken die neuen 
Regeln dadurch, dass aus der Anfechtung nunmehr eine strenge normale Pflicht 
geworden ist, in ganz anderer Weise, als die elastischen Normen einer billigen Praxis. 
Complicirte Fragen über die Person des Anfechtun^sberechtigten und des Anfechtungs- 
fjegners tauchen auf und es fragt sich, ob der gemeine Verkehr nicht in noch schwererer 
Weise unter diesem Formalismus leiden wird, als der Handelsverkehr unter der forma- 
listisch ausgebildeten Rügepflicht des Käufers wegen Mängel der Waare, die für die 
engeren Kreise des Handels unentbehrlich, für weitere Kreise kaum erträglich, im 
neuen Handelsgesetzbuche auf den Verkehr zwischen Kaufleuten beschränkt werden 
musste. Jedenfalls wird die Cautelar-Jurisprudenz und insbesondere die Formular- 
Jurisprudenz der Versicherungsanstalten Veranlassung haben, sich der Strenge dieses 
Rechtes anzupassen und den Gefahren vorzubeugen. Mehr als andere Verträge ist 
^er Versicherungsvertrag der Gefahr eines irrthümlichen Abschlusses ausgesetzt, 
theils wegen der complicirten Art der Vertragsschliessung, theils wegen des möglichen 
Irrthums über jene Thatsachen, die den Gegenstand der sogenannten Anzeigepflicht 
bilden. Der Inhalt der obligatorischen Verträge lässt sich in zwei Bestandtheile zer- 
legen : Versprechung en, das sind Verpflichtungserklärungen, und Aus b^dingungen 
von Thatsacnen. In dem Satze: „Ich versprecne dir diese silberne Uhr**, lassen sich 
^eder Bestandtheile deutlich unterscheiden: die Ausbedingung der Thatsache, dass 
die Uhr silbern, also nicht von unedlem Metall, aber auch nicht golden zu sein hat, 
und das Versprechen, diese Uhr zu liefern. Ein Irrthum ist nun sowohl möglich 
üb^r den Inhalt des Versprechens als über den Inhalt der Thatsachenausbedingung; 
^) wenn ich glaube,^eine goldene Uhr liefern zu müssen oder beanspruchen zu 
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<lürfen, während in Wahrheit nach dem objectiyen Inhalte des Vertrages eine silberne 
Uhr Vertragsgegenstand ist. In beiden Fäflen liegt also ein Irrthum über den Inhalt 
einer rechtsgeschäftlichen Erklärung vor. Ausserdem giebt es aber einen gänzlich 
verschiedenen Irrthum über die Wahrheit einer ausdrücklich oder stillschweigend 
ausbedungenen Thatsache, so, wenn ich wohl weiss, dass die Uhr aus Silber lu sein 
hat, aber nicht weiss, dass sie thatsächlich aus Nickel oder aus Gold ist Dieser 
mit dem Irrthum über den Inhalt der Ausbedingung oft verwechselte Irrthum über 
die Wahrheit einer stillschweigend bedungenen (vorausgesetzt en) Thatsache ist es, 
welcher die Schwierigkeit der Unterscheidung zwischen dem relevanten Irrthum und 
dem blossen Motiv-Iirthum zur Folge hat Die bedungenen Thatsachen sin<l offenbar 
zugleich Motive für den Abschluss des Vertrages. Der Motiv- Irrthum unterscheidet 
sich von dem Irrthum über die Wahrheit bedungener Thatsachen nicht objectiv, 
sondern nur dadurch, dass eben das blosse Motiv nicht zum Geschäftsinhalte 
erhoben ist Diese Meinung entspricht auch dem § 119 des Bürgerlichen Gesetibuches, 
dessen Terminologie sich freilich in der Wissenschaft nicht wird behaupten können. 

Es wurde nunmehr in Uebereinstimmung mit der herrschenden Ansicht aus- 
geführt, dass der zweite Absatz des § 119 den Zweck habe, den Irrthum über bedungene 
Thatsachen dem Irrthum über den Inhalt der Erklärung gleichzustellen und der 
Phrase ein Ende zn machen, ein Irrthum sei schon deshalb irrelevant, weil er ein 
Irrthum im Motive sei. Es ist eben rücksichtlich der Motive zu untersuchen, ob das 
irrig Vorausgesetzte zum Geschäftsinhalte gehöre oder nicht Auch der Irrthum des 
Versicherers über anzeigepflichtige Thatsadien gehört in der Regel zum Irrthum über 
die Wahrheit bedungener Thatsachen. Die Fragen der Anieigepflicht sind, soweit 
nicht ältere Normen bestehen oder durch Vertn^ vorgesorgt ist, nach den Irrtbums- 
regeln zu behandeln. Die Einwendung, dass es sich hier um einen Irrthum im 
Beweggrunde handle, die der Vortragende niemals für richtig hielt, ist dem neuen 
Gesetze gegenüber gar nicht mehr zu halten; vielmehr handelt es sich fast immer um 
Irrthum über die Mgenschaften von Personen oder Sachen, welche im Verkehre als 
wesentlich angesehen werden (§ 119 Abs. 2). 

Es folgte die Besprechung der scharfsinnigen Einwendung, welche Ehrenberg in 
Band I, S. 351, 852, seines Versicherungsrechts gegen die Subsumtion der Lehre von 
der Anzeigepflicht unter die Irrthumsregeln geltend macht Im Einzelnen bietet die 
Anwendung des § 119 ausserordentliche Schwierigkeiten. Abgesehen von der be- 
kannten Controverse, welche zwischen Muskat und Eck geführt worden ist, giebt es 
Fälle, wo wir thatsächlich zu verzweifelten Resultaten gelangen. Hierher gehört 
insbesondere der Fall, wo die irrthümlich abgegebene Erklärung zwar durchaus 
verständig, aber auch durchaus nicht gewollt war, wo das vielleicl|t sehr unver- 
ständige Gewollte sich von dem sehr verständigen Erklärten sehr weit entfernt 
Ich kann irrthümlich erklärt haben, zu einem für die Zeit eines Kaufabschlusses 
sehr günstigen Course Gonsols zu kaufen, während ich in Wirklichkeit verkaufen 
wollte. Jeder wird sagen, dass keineswegs anzunehmen ist, dass ich die Erklärung 
bei verständiger Würdigung des Falles nicht abgegeben hätte. Nach dem Wortlaut 
des Gesetzes kann ich die Erklärung nun nicht anfechten. Es wird hier nicht 
berücksichtigt, dass die Gebundenheit an das an sich verständige Wort hier für 
mich eben dadurch sinnlos und hart geworden sein kann, dass ich sie infolge meines 
Irrthums nicht kannte, dass seit der Abgabe der Erklärung Vernunft Unsinn und 
Wohlthat Plage geworden sein kann. Ich bin der Ueberzeugung, dass dies nicht 
die wahre Absicht des Gesetzes ist, und finde diese Ueberzeugung glücklich in den 
Protokollen bestätigt Diese ergeben nämlich, dass die zweite Commission mit der 
Formulirung des Absatzes 1 jeden Irrthum „über die Geschäftsart und den Gcschäfts- 

fegen stand als wesentlich^ erklären wollte. Wie sie das so zu erreichen glauben 
onnte, ist freilich sehr schwer begreiflich. 

Eine zweite Schwierigkeit entspringt neben manchen anderen, von Cosack 
trefflich hervorgehobenen, aus dem Verfahren des Gesetzes, die t>eiden Erklärungen 
bei einem Vertrage zu isoliren und selbständig zum Gegenstande von Anfechtungen 
zu machen. Dies führt beispielweise für das Versicherungsrecht zu dem Resultate, 
dass, wer irrthümlich eine falsche Anzeige gemacht hat, also seine Vertragserklärun^ 
in einer Weise abgegeben hat, wie er sie „bei Kenntniss der Sachlage und bei 
verständiger Würdigung des Falles*" nicht abgegeben haben würde, aus diesem 
Grunde den Vertrag anfechten kann, auch wenn der Versicherer trotz der vorigen 
Anzeige an ihm festhalten wollte. Das sachgemässe Verfahren ist natürUch, dass 
der Versicherungsnehmer seinen Irrthum der Versicherungsanstalt mittheilt, sie nun 
hierdurch auch über ihren Irrthum aufklärt und nun abwartet, ob die Anfechtung 
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Ton der anderen Seite erfolgt. Dies wird yielleicht auch die Praxis in ähnlichen 
Pillen — ktthn, aber richtig — verlangen. Nicht überflüssig aber wird eine Policen- 
claosel sein, welche ausdrücklich die Anfechtung von Seiten des Versicliorungs- 
nebmers aus dem Grunde irriger Anzeigen ausschUesst 

£ine besonders domenToUe Frage ist ferner die bereits berührte, nach dem 
Subjecte der Anfechtung, insbesondere im Falle der Singularsuccession in Forderung 
oder Schuld. Der Vortragende vertheidigte die Ansicnt, dass Anfechtungsgegncr 
jedesmal der Gläubiger sei, also bei vertragen zu Gunsten Dritter der Dritte, 
sobald sein Recht unwiderruflich geworden, und auch allgemein im Falle des § 138 
Abs. 2 (8. § 148); im Falle einer Cession der Gessionar, nicht aber der Ueberuehraer 
im Falle der Schuldttbernahme. Planck's Ansicht, dass stets der andere Vertragstheil 
Anfecbtungsgegner bleibe, hat zwar die ausdrückliche Bestimmung des § 148 für 
sich, — doch bestimmen die §§ 808, 414, dass die Singular-Successoren an die 
Stelle der Vertragstheile treten. Diese Bestimmungen, welche zwar für die Frage 
der £rmittelunff des Anfechtungsgegners im Falle der Schuldübernahme zu un- 
passenden Resiutaten führen, befreien doch wohl die Interpretation von der Fessel 
des § 148, der wieder im Falle der Cession ein unpassendes Resultat ergiebt, und 
ermöglichen eine freiere sachgemässe Entscheidung aus der Natur der Sache. 
Jedenfalls muss die Cautelar-Jurisprudenz durch Entscheidung dieser Streitfragen 
mittelst Dispositiynormen späteren Prozessen vorbeugen. Auch die Frage der 
activen und passiven Stellvertretung bei der Anfechtung erfordert eine Regelung 
in den Policen und eine Stellungnahme der Cautelar- Jurisprudenz der Versicherungs- 
anstalten, wobei besonders § 174 zu berücksichtigen ist. Ein einseitiges Rechts- 
geschäft, dass ein Bevollmächtigter einem Anderen gegenüber vornimmt, ist 
unwirksam, wenn der Bevollmächtigte eine Vollmachteurkunde nicht vorlegt und der 
Andere das Rechtsgeschäft aus diesem Grunde unverzüglich zurückweist Die 
Zurückweisung ist ausgeschlossen, wenn der Vollmachtgeber den Anderen von der 
Bevollmächtigung in Kenntniss gesetzt hatte. 

Aus dem ferneren Inhalte des Vortrages ist die (in der Discussion mehrfach 
gebilligte) Ansicht hervorzuheben, dass die Haftung auf das negative Vertrags- 
interesse bei Anfechtung des Vertrages wegen Irrthums nach § 1212 entfällt, wenn 
der Irrthum durch die Fahrlässigkeit des anderen Vertragstheiles, also etwa durch 
eine fahrlässige Anzeige, hervorgerufen war. § 122, Absatz 2 sagt: „Die Schadens- 
ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Beschädigte den Grund der Nichtigkeit oder 
der Anfechtbarkeit kannte oder infolge von Fahrlässigkeit nicht kannte (kennen 
musste).^ Es ist wohl anzunehmen, dass, wenn der Inrthum des anderen Theiles 
durch Fahrlässigkeit einer Person veranlasst ist, auch deren Nichtkenntniss von 
diesem Irrthum eine mittelbare Folge dieser Fahrlässigkeit ist 

In der an den Vortrag sich anschliessenden Discussion trat der Vorsitzende den 
Ausführungen des Vortragenden mit Bezug auf § 119 Abs. 2 entgegen. § 119 Abs. 2 
finde auf ausbedungene Thatsachen keine Anwendung; sie gehörten zum Inhalt 
im Sinne des § 119 Abs. 1. Zum Irrthum über im Verkehre als wesentlich angesehene 
Eigenschaften sei z. B. der Irrthum über die Zahlungsfähigkeit, über die Ergiebigkeit 
eines Patentes, den Gesundheitszustand eines Versicherten bei Eintritt in eine Lebens- 
versicherung zu rechnen. 

Professor Oertmann wandte sich der Frage über den Einfluss des Miss- 
verst&ndnisses auf die Wirksamkeit von Verträgen zu. Er stellte sich auf den Stand- 
punkt, dass ein Vertrag, bei dem wechselseitiges Miss verstau dniss obgewaltet, nicht 
dem § 119, sondern § 166 zu unterstellen sei. 

Dem gegenüber führte der Herr Vortragende aus, dass es keinen Irrthum 
gebe, der nicht auf Miss verständniss beruhe; auch der einseitige Dissens sei Irrthum. 



Dr. Eck. Dr. Riedel. 
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326. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 11. März 1899, im Grand H6tel de Rome. 



Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und giebt Herrn Rechtsanwalt Dr. Richard 
Eisenmann das Wort zu nachstehendem Vortrage: 

„Die Stellung der Gesetzgebung zu den neuen Ergebnissen der 
Naturforschung^. 

„Der Ingenieur im zwanzigsten Jahrhundert muss eine grössere Rolle soielen, als 
der Jurist im neunzehnten.« So schloss vor Kurzem der Vorsitzende des Berliner Ingenieur- 
Vereins einen Vortrag über den Ingenieur-Beruf. Dieser ist insoweit identisch mit dem 
des Juristen, als es bei beiden gilt, Gesetze zu finden und unzweideutig zu formuliren, 
sodann die Gesetze anzuwenden, mit ihnen und nach ihnen zu arbeiten. Der Ingenieur 
nimmt die Zukunft für sich in Anspruch. Nach den Erfolgen, welche Natur- und 
Ingenieurwissenschaften in den letzten Jahrzehnten errungen haben --grössere als die 
vorangegangenen Jahrtausende aufzuweisen haben — ist er zweifellos hierzu berechtigt. 
Wenn ich demgegenüber einen einzelnen kleinen Misserfolg unserer hiesigen Ingeoieure 
hervorsuche, dass sie nämlich mit unseren Steuern in kurzer Frist zum zweiten Male 
die Alsenbrücke bauen, während man an anderen Orten noch mit Bauwerken zufneden 
ist, welche die alten Römer errichtet haben, so geschieht dies nur, um entschuldigend 
für die Juristen bemerken zu dürfen, dass die alten Römer recht Tüchtiges und Dauer- 
haftes geleistet haben und von ihnen Mancherlei zu lernen ist. Dass die deutsd^en 
Juristen sich zu viel an die alten römischen angelehnt haben, ist zuzugeben. Mit Ein- 
führung des bürgerlichen Gesetzbuches wird dies auf das richtige Maass beschränkt. 
An Stelle des römischen Rechtes muss sich der Jurist, will er auf der Höhe bleiben, 
mit den ewigen Gesetzen beschäftigen, welche die Naturwissenschaften in der neuesten 
Zeit gefunden, er muss sich mit den neuen Anschauungen und Methoden derselben 
vertraut machen, auf welche die alten Formen und Formelu nicht mehr anwendbar sind, 
welche die alten Römer uns überliefert haben. 

Mit mehr Recht, als der Jurist auf die zwölf Tafeln zurückgeht, muss der Natur- 
forscher an Pvthagoras und Archimedes anknüpfen; es wird aber für den historischen 
Ueberblick genügen, darauf hinzuweisen, dass zu Beginn unseres Jahrhunderts die 
sogenannte Naturphilosophie in unverständlicher Sprache unverständliche Axiome auf- 
stellte. Du Bois-Reymond, welcher die Superlative liebte, nennt sie geisteskrank, sein 
Freund Helmholtz, welcher immer nur das Positive suchte und fand, hebt als ihr aller- 
dings unfreiwilliges Verdienst hervor, dass sie Physiker und Chemiker zu scharfem 
Gegensatz herausforderte und diese veranlasste, auf experimentellem Wege zahlreiche 
Thatsachen festzustellen, aus denen eine lange Reihe wichtiger Gesetze und Theorien 
gefolgert werden konnte. Den umfassendsten Ueberblick der damaligen Kenntnisse 
gewährt Humboldt in seinem Kosmos in klassischer, allgemein verständlicher Sprache. 
Er Hess bei der Naturforschung nur vollen Beweis gelten; er vermied es, über das, 
was noch nicht erwiesen war, ein Urtheil zu sprechen, auch wenn es sich auf Grund 
der damaligen Kenntniss als Ueberzeugung aufdrängte. Diese Zurückhaltung trug 
wesentlich zur Förderung der Wissenschaft bei. So beginnt z. B. der vierte Band des 
Kosmos — 1858 gedruckt — - mit dem Hinweis darauf, dass vorläufig alle Weltkörper, 
abgesehen von der Erde und den Meteoren, als homogene gravitirende Massen 
ohne specifische sogenannte elementare Verschiedenheit der Stoffe angesehen werden 
mflssten. Und im Jahre 1859 schon fand Gustav Kirchhoff die Gesetze der Spectral- 
analjse, auf Grund welcher er in Gemeinschaft mit dem Nestor der deutschen Natur- 
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wissensehAften, Robert Bansen, mit zwei Fernrohren und vier GlaepriBmen die chemische 
Beschaffenheit der Sonne mit einer Genauigkeit feststellte, welcne die Chemiker mit 
keiner anderen analytischen Methode auch nur annähernd erreichen können. 

Noch schärfer als Humboldt präcisirt und erfüllt gleichzeitig Helmholtz die Auf- 
gabe des Naturforsehers: er soll die Natur begreifen; einzige Voraussetzung ist: die 
Natur moss begreifbar sein, d. h. jede Wirkung muss auf eine Ursache zurückzuführen 
sein. Eine weitere Bedeutung hat für ihn das sogenannte Kausalitätsprincip nicht. 
Soweit dasselbe gilt, soweit reicht das Gebiet des Naturforschers.' Soweit der Natur- 
forscher das Watten der Natur nicht auf bestimmte Ursachen zurückzuführen vermag, 
muss er einem Jeden freistellen und überlassen, sich auf anderem Gebiete die Befriedigung 
and Beruhigung zu yerschaffen, welche seinem Gefühle entspricht. In dieser Weise 
hat der englische Physiker Tyndall die Grenzen zwischen Religion und Wissenschaft 
aufgestellt. 

Obwohl wir erst am Beginn des Naturbegreifens sind, hat man doch schon die 
Frage aufgeworfen, ob und welche Grenzen uns darin gesteckt sind. Du Bois-Reymond 
meint, es beständen für den Menschen zwei solcher Grenzen: einmal würden wir nie 
begreifen, was Materie und Kraft sei, und femer nicht, wie geistige Vorgänge aus 
materiellen Bedingungen entstehen, d. h. wie wir zu einem Bewusstsein von uns selbst 
und von der Aussenwelt gelangen. Bis jetzt wissen wir nur, dass wir Renntniss von den 
Anssendingen durch Elin Wirkungen derselben auf unsere Sinne, Gesicht, Gehör, Geruch, 
Geschmack und den Tastsinn, erlangen, bei welch letzterem Sir William Thomson (Lord 
Kelvin) auf den Unterschied hinweist, dass zwischen der Empfindung der Rauhigkeit 
oder des Widerstandes, mit welcher der Körper ausgestattet ist, und der Empfindung 
der Wärme ein bedeutender ist; er spricht daher von sechs „Eingangspforten der 
Erkenntnisse. Festgestellt ist, dass durch eine Einwirkung auf unsere Nerven (Reize) 
die Empfindungen in uns erregt werden. Johannes Müller, der Vorgänger und Lehrer 
von Du Bois, hat zuerst festgestellt, dass jeder Nerv nur eine bestimmte Empfindung 
in uns erregt, dass z. B. der Sehnerv, gleichviel auf welche Weise er gereizt wird, 
immer nur eine Lichtempfindnng in uns hervorruft. Es ist dies das sogenannte Gesetz 
der specifischen Sinneserregungen. Worauf dieser Unterschied beruht, ist noch nicht 
festgestellt. Erst jüngst haben zwei spanische Aerzte die innere Structnr der Nerven- 
t^ubstanz mit Hilfe des Mikroskops weiter klargelegt, ohne indess dieses Räthsel zu 
lösen. Unsere Mikroskope gestatten höchstens eine zweitausendfache Vergröösemng, 
Helmholtz und gleichzeitig der Director der berühmten Jenenser Glas wer kstätte haben 
theoretisch festgestellt, dass die in letzterer Fabrik hergestellt^-n Instrumente bereits 
die Grenze der überhaupt möglichen LeistnngsfMiigkeit erreicht haben. Es it»t dies 
wohl der höchste Ruhm, den sich eine Fabrik erwerben kann. Die Jenenser Werkstatt 
ist auch für den Nationalökonomen dadurch beachtenswerth, dass sie das zuerst von 
Ernst Eingel, dem Statistiker, aufgestellte und mit negativem Erfolge bei den Berliner 
Messingwerken versuchte Princip, die Arbeiter am Gewinn zu betheiligen, jetzt noch 
aufrecht erhält. An dem Beispiel des Mikroskops sehen wir, wie in den Natur^ 
Wissenschaften die theoretischen Betrachtungen unnöthige Versuche ersparen. Es wird 
nach den vorgedachten Arbeiten Niemand mehr den vergeblichen Versuch machen, 
Mikroskope nach dem bisherigen Princip zu construiren, welche eine grössere Leistungs- 
fähigkeit haben sollen; man wird vielmehr ganz andere Wege einschlagen müssen, um 
dieses wichtigste Ziel zu erreichen, das Mi^oskopiren zu vervollkommnen. Innerhalb 
der erreichbaren Grenzen werden noch fortdauernd Vervollkommnungen erdacht. So 
haben die Bakteriologen gefunden, dass die winzigen Bazillen sich durch verschiedene 
Substanzen unterscheiden und dsss sich letztere durch ihre verschiedene Lichtbrechung 
bemerkbar machen. Zur genauen Messung dieser Unterschiede hat ein hiesiger Physiker 
ein besonderes Mikroskop construirt. 

In normaler Weise werden unsere Nerven zumeist durch pendelartige oscillatorische 
Schwingungen erregt. Wird die Luft in solche oscillatorische Schwingungen versetzt, 
dass deren in der Secunde zwischen 16 und etwa 8000 entstehen, so hören wir Töne. 
Der Vorgang ist der, dass sich die durch die Schwingungen hervorgebrachten Druck- 
untersdiiede unserem Trommelfell mittheilen; dies setzt die Gehörknöchelchen in 
Bewegung, diese drücken auf das Labyrinth wasser, welches die Corti*schen Fasern 
umhüllt; diese stehen mit dem Gehörnerv in Verbindung, welcher die Erregung in 
unser Gehirn fortpflanzt. Helmholtz hat die Mechanik der Gehörknöchelchen mathematisch 
behandelt, Du Bois und in jüngster Zeit ein Franzose Branly haben nachgewiesen, dass 
die Fortpflanzung in den Nerven eine elektrische ist; die Schnelligkeit dieser Fort- 
pflanzung hat Helmholtz gemessen, aber wie sich diese Erregung der Nerven in 
BewusstMin umsetzt, diese Frage ist noch ungelöst, wird nach Du Bois-Reymond*s 
Meinung auch ungelöst bleiben. Vorerst aber ist zu bemerken, dass die Gehimsubstanz 
noch nicht einmal von den Chemikern in die Bestand theile zerleg^ ist, welche wir nach 
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dem heutigen Stand dieser Wissensehnft als Elemente bezeichnen, unter Elementen 
verstehen wir nichts Anderes, als die Körper, welche wir nicht weiter zn zerlegen mit 
unseren heutigen Mitteln im Stande sind. Davon giebt es augenblicklich 71. Sodann 
sind die Physiologen, insbesondere Professor Munk in Berlin, mitten in der erfolg- 
reichen Arbeit, die einzelnen Functionen der einzelnen Theile des Gehirns festzustellen. 
Mikroskopiker, Physiologen, Chemiker und Physiker haben demnach noch lange nicht 
zu farchten, die ihnen angeblich drohende Grenze in absehbarer Zeit zu erreichen. 

Wie der Hömerv durch Schwingungen von 16 bis 8000 pro Sekunde erregt wird, 
FO wird der Sehnerv durch Vermittelung des Auges durch Scnwinjrangen von 400 bis 
ÖOO Billiouen pro Sekunde erregt und wir haben dann die Empmidun^ des Lichtes. 
Wir kennen noch schnellere Schwingungen, diese haben chemische Wirkung, es sind 
dies die sogenannten ultravioletten Strahlen. Heinrich Hertz hat in seinen berühmten 
Experimenten gezeigt, dass auch die Elektricität sich wie das Licht in solchen 
Schwinguniren fortpflanzt, deren Geschwindigkeit zwischen den akustischen und Luft- 
schwingungen liegt. Eine Hauptaufgabe der Physiker besteht zur Zeit darin, alle die 
Schwingungsarten und Geschwindigkeiten derselben festzustellen und auseinander- 
zuhalten, und ferner die Medien festzustellen, in welchen sich die Schwingungen voll- 
ziehen. Das wichtigste Ergebniss der Hertz'schen Arbeiten besteht fibngens darin, 
dass er experimentell nachgewiesen hat, dass sich die Elektricität mit endlicher 
Geschwindigkeit durch den Raum fortpflanzt, d. h. dass die Elektricität nicht eine 
Kraft sei, welche unvermittelt in die Ferne wirke, wie viele Theoretiker, insbosonders 
Claudius und Weber, angenommen hatten. Jetzt ist den Physikern nur noch übrig, 
nachzuweisen, dass die Schwerkraft auch nicht unvermittelt in die Feme wirkt. Dies 
durch Experimente nachzuweisen, wird sehr schwer sein. Als Kopemikus die Behauptung 
aufstellte, die Erde bewege sich um die Sonne, musste er sich von dem Scheine 
omancipiren, nach welchem ja die Sonne auf- und untergeht und die Erde stillzustehen 
scheint. Der Kopemikus, der das Räthsel von der Schwerkraft lösen will, muss in 
Rechnung ziehen, dass er selbst und seine Experimente stets dieser Kraft unter- 
worfen sind. 

Wir müssen uns vorläufig damit begnügen, die Schwerkraft, deren Intensität wir 
messen können und welche wir als Maass benutzen, als etwas Gegebenes hinzunehmen, 
ebenso wie wir die Materie, welche wir im festen, flüssigen und dampfförmigen Zustand 
kennen, als etwas Gegebenes hinnehmen. Von hier aus beginnt die Arbeit des Physikers. 
Seit Mitte des Jahrhunderts hat dieselbe eine festbestimmte Richtung erhalten durch 
Auffindung eines Gesetzes und durch die Aufgabe, die Universalität desselben in jedem 
Einzelfalle nachzuweisen. Es ist dies das zuerst von Helmholtz als Erhaltung der 
Kraft, jetzt allpremein als Erhaltung der Energie bezeichnete Gesetz, welches h^sagt, 
dass die im Universum vorhandene h^raft auf keine Weise vermehrt oder vermindert 
werden könne, dass dieselbe unzerstörbar, aber in die verschiedensten Formen ver- 
wandelt und dem Menschen nutzbar gemacht werden könne, aber immer nur so, dass 
aus Nichts Kraft gewonnen werden kann. Bei der Wichtigkeit dieses Gesetzes, aus 
welchem alle weiteren abgeleitet werden, ist es wohl angezeigt, vor der logischen Ent- 
wickelung desselben die hbtorische kurz zu erwähnen. Im Jahre 1842 erschien in 
Liebig's Annalen eine kurze Schrift des Arztes Robert Mayer in Heilbronn unter drm 
Titel: Bemerkungen über die Kräfte der unbelebten Natur. Damals hielt man die 
Wärme für einen Stofl^, der zwar sehr fein und unwägbar, aber unzerstörbar und un- 
veränderlich in seiner Quantität ist. Man hatte allerdings die Erfahrung gemacht, dass 
überall, wo zwei Körper gegeneinander reiben, Wärme entwickelt wird, ja dass man 
zwei Eisstücke durch Reiben gegeneinander schmelzen könne, man hatte aber noch 
niemals die Frage gestellt bezw. die Folgerung gezogen, dass die Reibung die Ursache 
der Wärme, dass die Wärme umgesetzte Bewegung sei. Mayer stellte und beantwortete 
nicht nur diese Frage, er fand aucli die Gleichung, dass, um ein bestimmtes Quantum 
Wärme zu erzeugen, z. B. soviel, um 1 Gramm Wasser einen Grad zu erwärmen , ein 
bestimmtes Quantum mechanischer Arbeit geleistet werden müsse, er berechnete, dass 
die Arbeit, welche durch Herabsinken eines Gewichtstheils von einer Höhe von. 
365 Meter geleistet werde, äquivalent sei der Erwärmung desselben Gewichtstheils 
Wasser um einen Grad. Ein englischer Ingenieur Youl stellte, unabhängig von Mayer, 
durch kostspielige EIxperimente die Zahl mit 425 Meter richtig. Im Jahre 1845 erschien 
eine zweite Arbeit Rooert Mayer's: Die organische Bewegung in ihrem Zusammenhange 
mit dem Stofi^wechsel. Er weist in derselben darauf hin, dass das Alterthum ausser 
der thierischen bezw. menschlichen Kraft nur die Kraft des fallenden Wassers und die 
bewegte Luft benutzt habe und dass zu seiner Zeit noch die Wärme in den Dampf- 
maschinen nutzbare Arbeit erzeuge. Er kommt zu dem Resultat, dass es nur eine einzige 
Kraft gebe, welche sich in die verschiedenen Formen, Wärme, chemische Spannkraft, 
Elektricität, verwandeln lasse. Diese Anschauungen waren damals so unerhört, dasa 
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Liebig die Annahme des AofiMtzee mit der Entschuldigung verweigerte, derselbe ei^e 
sich mehr für die Physiker. Aber auch diese lehnten die Aufnahme ab. Mayer liess 
die Arbeit in Heilbronn drucken, wo sie zunftchst keine Beachtung fand und so 
unbekannt blieb, dass Helmholtz, welcher fUr die physikalische Gesellschaft in Berlin 
Bericht über die Theorie der physiologischen Wärmeerscheinungen zu erstatten hatte, 
nichts von derselben erfuhr. Im Juli 1847 las dann Helmholtz, welcher durch seine. 
Untersuch angen über thierische Wärme darauf geführt wurde, in der gedachten 
Gesellschaft seine Abhaodlang ^Ueber die Erhaltung der Kräfte^. Er ging davon aus, 
einmal, dass es nicht möglich sei, durch die Wirkung irgend einer Combination von 
Naturkdrpem auf einander in das Unbegrenzte Arbeit zu gewinnen; dann, dass alle 
Wirkungen in der Natur zurückzuführen seien auf anziehende und abstossende Kräfte, 
deren Intensität nur von der Ekitfemung der auf einander wirkenden Punkte abhängt. 
Nachdem er zunächst die Identität dieser beiden Voraussetzungen nachgewiesen und 
das Princip festgestellt, kommt er auf die Anwendungen dieses Gesetzes. Dieser Theil 
ist der Sache nach identisch mit der Mayer'schen Arbeit, wennschon er verschiedene 
weitere Folgerungen gezogen, z. B., dass die Entladung einer Leydener Flasche 
osciilatorisch erfolgen müsse. 

Auch Helmholtz* Arbeit fand keinen Eingang in Poggendorfs Annalen und 
erst sein wachsendes Ansehen, welches durch seine Erfindung des Augenspiegels — 
dieses einfachen Instrumentes, welches den Blick in das dunkle Innere des Auges 
gestattet — zu einem allgemeinen wurde, verschaffte auch diesen Ideen allmählich 
Eingang. £jr war auch der forste, der Robert Mayer, sobald er von dessen Schriften 
Renntniss erhielt, den ersten Entdecker des Gesetzes bezeichnet, und vielleicht wäre 
Robert Mayer, wenn nicht Helmholtz seit 1854 ihn wieder und wieder genannt, niemals 
bekannt geworden. Trotzdem wurde diese Priorität der Ausgangspunkt mannigfacher 
Angriffe auf Helmholtz, am mebten natürlich von Denen, welche beide Abhandlungen 
nicht oder nicht genau gelesen. Helmholtz, der uns in 219 Abhandlungen ebensoviele 
fundamentale Wahrheiten erschlossen, würde auch dann der grösste Physiker sein, 
als welcher er neidlos sogar von den Franzosen anerkannt wird, wenn er uns nur 218 
hinterlassen hätte, welche durchzuarbeiten das kommende Jahrhundert kaum hinreichen 
wird. Dass das Gesetz von der Erhaltung der Energie von zwei Deutschen selbständig 
gefunden ist, gereicht unserem Vaterland zum Ruhm; dass Robert Mayer die Priorität 
gebührt, ist von dem unvergleichlich grösseren Helmholtz bedingungslos anerkannt, 
ebenso, dass ihm mit Recht ein Denkmal gesetzt. 

Die Mechanik lehrt in einfachen Lehrsätzen, das Gesetz mathematisch ausdrücken. 
Materie, d. h. Masse. Weg und Zeit dienen als Maass für die geleistete oder zu 
leistende Arbeit. Ein bestimmtes Gewicht in bestimmter Zeit auf eine bestimmte 
Höhe gehoben, bildet den Messer. Dadurch, dass alle Körper dem — noch nicht 
erklärten — Gesetze von der Schwere unterliegen, besitzt ein von der Eirde empor- 

fehobener Körper eine Kraft, welche Arbeit leisten kann. Man spricht von Meter- 
ilogramm pro Secunde, das ist die Arbeit, welche dazu gehört, ein Kilogramm in 
einer Secunde einen Meter hoch zu heben. 

Da mathematische Formeln nicht Jedermanns Sache sind, so will ich berichten, wie 
man auf .einer Alpenparthie das Gesetz von der E>haltung der Energie und die 
Wandlung der Kräfte erleben kann. Vor mehreren Jahren ging ich von Gastein bei 
heissem Sonnenschein durch das Nestfeld über die Pfandelscharte auf das Gold-, 
bergwerk Saigurn. Oben sah ich eine Hütte, vor derselben einen Arbeiter, welcher 
fi^oldhaltigen Sand in einen Karren lud. Der Karren stand auf Holzschienen, welche 
den Berg hinab gelegt waren, und hing an einem über eine Rolle geschlungeneu 
Drahtseil, welches nach unten führte. Als der Karren beladen war, telephonirte der 
Arbeiter von der Hütte aus; der Karren begann langsam den Berg hinabzugleiten 
and gleichzeitig meldete der Mann, der Eigenthümer werde gleich nach oben kommen, 
um mich abzuholen. Bald darauf erschien der Wirth, behaglich auf einem offenen 
Karren sitzend, der an dem Drahtseil emporgezogen wurde. Ich stieg in den Karren, 
und wir fuhren vielleicht 1800 Meter zu Thal. Etwas oberhalb des Wohnhauses 
ergoss ein Bach sein Wasser auf ein grosses Rad, um dessen Axe das Drathseil 
geschlungen war, an dem der Karren herauf- und herabgezogen wurde. Unten angelangt, 
verweilte ich zunächst im Freien, bis es plötzlich zu schneien anfing. Als ich in das 
Haus trat, war dasselbe überall elektrif^cn erleuchtet. Dies der Thatbestand, wie ihn 
ein Mitglied des Alpenvereins erzählen würde. Der Physiker würde Folgendes bedenken: 
Die Wärmestrahlen der Sonue — deren Intensität genauer zu messen gerade jetzt von 
der Akademie als Preisaufgabe gefordert wird — verwandeln das Wasser der Ache 
in Dampf, welcher emporsteigt. Oben in der kalten Luft verwandelt sich der Dampf 
wieder in Wasser, dessen Fallkraft das Mühlrad in Bewegung setzt. Die Bewegung 
leistet einmal Arbeit, indem sie die Karren herauf- und herunterzieht, dann, indem sie 
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eiDe Dynamomaschine treibt. Denn eine solche hat der intelligente Wirth mit der 
Welle des Mühlrades gekuppelt, nm Elektricität nnd Wärme zu erzengen. Was ist 
eine Dynamomaschine? Eine Dynamomaschine ist ihrem Princip nach, welches 
Werner Siemens 1866 gefunden, verblüffend einfach. Das Princip selbst zu entwickeln, 
erfordert ein tieferes Eingehen auf die Gesetze der elektrischen Indnction; znr 
Beschreibung der Maschine genügen indess die allbekannten Begriffe von Elektro- 
magnetismus aus. Wenn wir ein Stück ausgeglühtes Eisen spiralförmig mit ttber- 
sponnenem Kupferdraht umwickeln, so haben wir einen Elektromagneten. Wenn wir 
die beiden Enden des Drahtes mit den beiden Enden irgend einer Elektricitätsquelle 
verbinden, so bekommt das Eisen an seinen beiden Enden, den Polen, die unerklärte 
Eigenschaft, Eisen und Stahl anzuziehen. Lösen wir den einen Draht oder beide 
Drähte von unserer Elektricitätsquelle, so verliert das Eisen sofort wieder seine 
Anziehungskraft, es ist ein todtes Stück Eisen. Zu einer Dynamomaschine brauchen 
wir nichts als zwei Elektromagnete, von denen der eine beweglich sein muss. 'Wir 
wählen also der Beq^uemlichkeit halber einen Cylinder oder ringförmigen Elektro- 
magneten, welchen wir in eine Aze lagern, um ihn in schnelle Rotation versetzen zu 
können. Dann befestigen wir einen zweiten Elektromagneten so, dass die Pole möglichst 
nahe an den beweglichen Elektromagneten heranreichen, aber nicht berühren; es muss 
noch zwischen beiden Luft bleiben. Jetzt ist unsere Dynamomaschine fertig. Wollen 
wir Elektricität haben, so brauchen wir nur den beweglichen Elektromagneten in 
schnelle Rotation zu versetzen, nachdem wir die vier Drahtenden mit einander ver- 
bunden haben. Da die beiden Enden des beweglichen Elektromagneten sich mit diesen 
drehen, so befestigt man sie an der Aze und lässt gegen diese die beiden anderen 
Enden schleifen, welche man mit sogenannten Bürsten, federnden Kupferplättehen oder 
Drähten versieht. Lediglich durch die Bewegung des einen Elektromagneten in- der 
Nähe des anderen entsteht die Elektricität; die Maschine ist ein in sich abgeschlossenes 
Ganzes, welches keiner Zuführung von Elektricität von aussen bedarf. Je schneller 
die Maschine rotirt, desto mehr Elektricität wird erzepgt. Werner Siemens gab seiner 
Arbeit den bezeichnenden Titel: „lieber die Umwandlung von Arbeitskraft in elektrischen 
Strom'' etc. Es wird die Bewegung der Eisen- und Drahtmassen in Elektricität 
verwandelt. In dem Augenblick, wo die Bewegung aufhört, ist die Maschine ein 
unelektrischee todtes Stück Eisen beziehungsweise Kupfer. Wenn man die Maschine 
wiegen würde, einmal, wenn sie leer läuft, d. h. wenn die Drahtenden nicht unter- 
einander verbunden sind, so dass Elektricität sich nicht bildet, ein zweites Mal, wo 
dies der Fall ist, man würde nicht den kleinsten Bruchtheil eines Grammes Unterschied 
im Gewicht finden; wohl aber gehört für den letzteren Fall eine grössere Kraft dazu, 
die Maschine in Bewegung zu setzen. Um die in der Maschine erzengte Elektricität 
benutzen zu können, leitet man den einen Draht zunächt zu der Gebrauchsstelle, z. B. 
zu den Glühlampen und erst von diesen wieder zur Maschine zurück. Ist die Maschine 
in Rotation, so werden die Kohlefäden der Glühlampen weiss glühend, sie leuchten; 
im Augenblick, wo die Maschine stillsteht, werden die Kohlefäden wieder dunkel. 
Um nidit direct von der Maschine abhängig zu sein, hat unser Wirth Accumulatoren 
aufgestellt. Accumulatoren? Wir nehmen ein Glasgefäss, giessen Schwefelsäure hinein 
und hängen getrennt zwei Bleiplatten hinein. Dann haben wir einen Accumulator. 
Jetzt verbinden wir die beiden Drahtenden unserer Maschine mit den beiden Blei- 
platten und lassen die Maschine längere Zeit rotiren. Wir sehen dann, dass sich in 
der Schwefelsäure kleine Gasbläschen bilden nnd dass sich die eine Bleiplatte mit 
Superozyd überzieht. Wir sagen dann, die Accumulatoren sind geladen, d. h. es ist 
in ihnen chemische Spannkran aufgespeichert, welche wir, wenn wir wollen, in 
Elektricität umwandeln können. Unser intelligenter Wirth leitet den Maschinenstrom 
auch noch durch lange dünne Drähte, welche alsbald glühend werden und die Zimmer 
durchwärmen. 

Wir haben hier eine Kraftanlage, welche uns das Gesetz von der Erhaltung der 
Kraft in allen seinen Consequenzen zeigt. Es besagt, dass die Energiemenge, welche 
wir in den verschiedenen Formen nützen, höchstens gleich ist derjenigen, welche dem 
Ge\richt des fallenden Wassers unserer Anlage entspricht. Durch die Reibung der 
verschiedenen Maschinentheile geht ein Theil der Energie für unsere Zwecke verloren, 
derselbe ist in Wärme umgesetzt. Mit Hinzurechnen dieser Verluste sind die Energie- 
mengen gleich. 

Die jetzige Anschauung, welche seit der Mitte des Jahrhunderts erst anfing, 
sich Bahn zu brechen, geht also dahin, dass wir die Materie in ihren drei Aggregat- 
znständen und ihre Aensserungen als Kraftformen unterscheiden. 

Da ihre volle Anerkennung erst der neuesten Zeit angehört, konnte sie die 
Gesetzgebung noch nicht beeinnussen. An einzelnen Gesetzen wären zunächst das 
Eisenbahngesetz vom 8. November 1838 zu erwähnen, dann die verschiedenen 
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Teleffrapbenscbützgedetze, die ganze Gesetssgebung betreffend den Scbntz des BOgenannien 
geiBtigen Eigenthums , die Gesetze betreffend Maasse und Gewichte, in neuester Zeit 
das Gesetz betreffend die elektrischen Einheiten. Das erste Gesetzbach, welches die 
neaeren Emmgenschaften der Naturwissenschaften hatte voll berücksichtigen können, 
unser BOrgerliches Gesetzbuch, nimmt noch keine Rücksicht auf dieselben. Ich könnte 
nnr drei nebensftchliche Bestimmungen angeben. § 147 bestimmt, dass eine Offerte 
mittelst Femsprechers ebenso angenommen werden muss, wie zwischen anwesenden 
Personen. § 127, dass, wenn Schriftform vereinbart — nicht gesetzlich vorgeschrieben 
ist — dann ein Telegramm zunftchst genügt; doch kann dsnn noch die Schriftfqrm 
verlangt werden. Die Schriftform mnss eigenh findig sein. Wir können, und es 
geschieht bereits vielfach, mit dem Munde auf dem Phonographen schreiben; die 
Walze, welche die Zeichen enthAlt, ist zweifellos eine Urkunde; bei einigen Arten des 
Phonographen werden diese Urkunden aus Metall hergestellt, in welche die Zeichen 
eingefitzt sind und vervielffiltigt werden können; nach der Ansdrucksweise des Bürger- 
lichen Gesetzbuches werden sie zunfichst die Schriftfonn nicht ersetzen dürfen, bezw. 
als schriftliche Urkunden angesehen werden können. Endlich besagen noch §§ 906 ff.: 
§ 906. Der Eigenthümer eines Grundstücks kann die Zuführung von Gasen, Dfimpfen, 
Gerüchen, Rauch, Russ, Wfirme, (verftuseh, Erschütterungen und ähnliche von einem 
anderen Grundstück ausgehende Einwirkungen insoweit nicht verbieten, als die Ein- 
wirkung die Benutzung seines Grundstücks nicht oder nur unwesentlich beeintrfichtigt 
etc. § 907. Der Eigenthümer eines Grundstücks kann verlangen, dass auf den 
Nachbar^ndstücken nicht Anlagen herfcestellt oder gehalten werden, von denen mit 
Sicherheit vorauszusehen ist, dass ihr Bestand oder ihre Benutzung eine unzulässige 
Einwirkung auf sein Grundstück zur Folge hat etc. 

Die Unterscheidung im § 906 zwischen Gasen und Dfimpfen kann der neuere 
Physiker mit berechtigtem Stolz als nicht mehr vorhanden ablehnen. Gase nannte 
man diejenigen gasförmigen Körper, welche man nicht in flüssigen Zustand versetzen 
konnte. Jetzt ist es gelungen, alle Gase durch hohen Druck unter gleichzeitiger 
Abkühlung in den flüssigen Zustand zu versetzen; eine gewaltig aufblühende, die 
sogenannte „Kfilteindustrie" thnt dies in grossem Umfange. Den Ausdruck Wfirme . . . 
and Ähnliche Einwirkungen wird man auf die Ellektricitftt anwenden können. Eb ist 

g' i allgemein bekannt, dass die physikalisch- technische Reichsanstalt — mit Recht — 
inspruch dagegen erhoben hat, dass die Bahn Berlin-Charlottenburg mit elektrischem 
Maschinenstrom betrieben werde, bei welchem die Schienen als Leitung benutzt werden. 
Es ist zu befürchten, dass der Strom in die Erde entweicht, die Instrumente der Anstalt 
beeinflusst und damit die Sicherheit der Messungen in Frage stellt. Mit den §§ 906, 
907 werden sich auch Privatleute gegen Schädigungen durch vagabondirende Ströme 
schützen können. Weitere Bestimmungen von speciellem Interesse für den Physiker 
vermag ich im Bürgerlichen Gesetzbuch nicht aufzufinden. Theorie und Praxis werden 
sieh daher mit der Beantwortung der Fragen beschäftigen müssen, welche durch die 
stetig zunehmende Ausnutzung der Naturkrfifte und durch die dadurch hervorgerufenen 
wirtbschaftlichen Neubildungen tfiglich dem Juristen gestellt werden. Mit der Elektricitfit 
insonderheit haben sich in den letzten Jahren die Gerichte und die juristischen Schrift- 
steller eingehend beschäftigen müssen. In einem Falle hat das Reichsgericht angenommen, 
Elektricitfit könne Gegenstand eines Lieferungsvertrages sein, und müsse ein solcher 
Vertrag entsprechend gestempelt werden. § 3 des Allgemeinen Landrechts, Theil 1, 
Titel 2 wird dazu herangezogen: Sache wird genannt, was von Natur oder durch die 
Uebereinkunft der Menschen eine Selbstfindigkeit hat, vermöge dessen es der G^enstand 
eines dauernden Rechtes sein kann. Zuzugeben ist, dass Elektricitfit „Etwas ist, was 
dnrch die Uebereinkunft der Menschen Gegenstand eines dauernden Rechtes sein kann^. 
Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch ist im Sinne des Gesetzes nur eine bewegliche 
körperliche Sache. Die Entscheidung, welche auf § 3, Theil 1, Titel 2 des Allgemeinen 
Landrechts beruht, verliert also schon mit dem 1. Januar 1900 iede Bedeutung. Bedenklich 
bei der Entscheidung ist es, dass das Reichsgericht im Rechtssinne einen wesentlichen 
Unterschied zwischen der Erzeugung von brennbarem Gas und seiner Leitung in Röhren 
und der Herstellung des elektrischen Stromes und seiner Leitung nicht erkennen kann. 
Im naturwissenschaftlichen Sinne besteht der Unterschied darin, dass Gms aus einem 
festen Körper dadurch hergestellt wird, dass Bestsndtheile des letzteren durch Wftrme- 
zufhhr in den gasförmigen Zustand übergeführt werden. Dem festen Körper wird ein 
Theil entzogen; der entzogene Theil, das Gas, bleibt aber Körper, Stoff, Materie, es 
kann gewogen, zusammengedrückt, wieder in den festen Zustand zurückversetzt werden. 
Denken wir an unsere Kraftanlage bei Gastein oder stellen wir uns gar noch vor, dass 
dBB Triebrad nicht durch Wasser, sondern durch Wind in Bewegung gesetzt wird und 
lediglich durch die Bewegung der Dynamomaschine Elektricitfit erzeugt wird, so sehen 
wir, daas die Elektricitfit nichts Stoffliches ist, dass sie kein Gewicht hat, dass sie an 
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den Drfthten oder den EiBentheilen oder überhaupt an der Maschine Aenderongen nicht 
hervorruft, dass sie nmffesetzte Bewegung ist. Elektricitttt unterscheidet sich also 
wesentlich von dem stofflichen Gase. Unbedenklich ist es immerhin, Rechtssinn und 
Natursinn in einen Gegensatz zu bringen. Der Natursinn muss schliesslich doch die 
Oberhand behalten. Im Gegensatz zu der Entscheidung des Civilsenats hat der Straf- 
senat des Reichsgerichts entschieden, dass ein Diebstahl an Elektricität nicht möglich 
sei, weil Elektncität keine bewegliche Sache sei. Der Gegensatz der beiden Ent- 
scheidungen wird damit gerechtfertigt, dass der Strafrichter nicht nach Analogien 
entscheiden könne, sondern stricte interpretiren müsse, nulla poena sine lege. Das 
Reichsgericht forderte, da die Elektricität eines Rechtsschutzes bedürfe, die Gesetz- 
gebung auf, einen solchen zu schaffen. Die meisten Physiker und Elektrotechniker 
halten die Entscheidung für vollkommen richtig. In den zahlreichen theoretischen 
Abhandlungen über dieses Thema findet sich auch nicht einmal das Gesetz von der 
Erhaltung der Kraft erwähnt, ohne welches eine Entscheidung der Frage doch unmöglich 
ist. Eine juristische Zeitschrift bringt eine Auseinandersetzung eines Chemikers, welcher 
die Strafbarkeit daraus herleiten will, dass doch Kohle zum Betriebe der Anlage ver- 
wendet werde, welche die Elektricität erzeugt. Wie aber, wenn wir unsere Anlage 
mit einer Windmühle betreiben, oder mit Wasser? Professor Dernburg beweist die 
Zulässigkeit der Bestrafung aus §242 aus der „Tante Voss*', indem er den hypothetischen 
Aether, welchen man als Träger des elektrischen Zustande^ supponirt, mit der 
Elektricität identificirt. Sehr mit Unrecht wird in dem betreffenden Aufsatz die klare, 
scharfe Beobachtuuff des Amtsrichters Knappe bemängelt, welcher die unbefugte 
Nutzung der Elektricität mit der unbefugten Benutzung der Wärme eines Ofens im 
Wartesaal einer Eisenbahnstation gleichstellt. Wenn man neben der Vossischen Zeitung 
auch die populär -wissenschaftlichen Vorträge von Helmholtz studirt, wird man finden, 
dass der Amtsrichter richtig beobachtet hat. 

Baron will die unbefugte Ekitnahme der EHektricität als Sachbeschädigung bestraft 
wissen. Wenn der Jurist auch construiren kann, wie I bering das auseinandersetzt, der 
Physiker und Elektrotechniker kann heut zu Tage noch besser construiren. Wir setzen 
an unsere vom Wind betriebene Kraftanlage eine Wechselstrommaschine. Eine solche 
Maschine ist in der Weise construirt, dass sich an jedem Polende in schnellem Wechsel 
die entgegengesetzten Stromwirkungen zeigen. Der Wechselstrom hat die Eigenschaft, 
in jedem benachbarten, aber räumlich ganz getrennten Stromleiter einen ihm entgegen- 
gesetzten Strom zu erzeugen und zu induciren. Wenn wir also in die Nähe unserer 
Wechselstromanlage, aber ohne dieselbe irgendwo zu berühren, einen solchen Strom- 
leiter in geeigneter Form, einen sogenannten Transformator, anbringen, so können wir 
aus unserem Transformator beliebig Strom entnehmen und für uns verwenden. Wo 
bleibt da die Sachbeschädigung? Auch alle anderen Versuche, nach der heutigen Gesetz- 
gebung die Strafbarkeit der widerrechtlichen Entnahme der Elektricität zu construiren, 
sind vergeblich. Wir müssten denn zu den Anschauungen zurückkehren, welche man 
vor 1842 von der Wärme und Elektricität hatte, dass dieselben etwas Stoffliches seien, 
und deren Widerlegung wir air unsere Fortschritte verdanken. 

Die Gesetzgebung muss also eingreifen. Auf diesem Standpunkt steht auch 
Immanuel« Bekker, welcher in den Berichten der Academie (October 1808) „die 
natürliche Beschaffenheit der Objecte unserer dinglichen Rechte'* untersucht und den 
Wunsch ausspricht, man möge nicht ein singuläres Gesetz für die Elektricität schaffen, 
sondern einen aligemeinen ^chtssehutz gegen unbefugte ELraftentziehung, welcher für 
das aufgegebene furtum usus Ersatz schaffe. An diesem sehr beachtenswert hen Auf- 
satze ist nur das Eine zu bemängeln, dass in demselben bezüglich der physikalischen 
Beschaffenheit der behandelten Objecte Ausdrücke angewendet werden, welche trotz 
des Hinweises auf die neuesten naturwissenschaftlichen Entdeckungen in diametralem 
Gegensatz zu den Ansichten stehen, welche wir durch diese letzteren gewonnen haben. 
Der Verfasser sagt: „Jeder Stoff trägt Bewegung und also Kraft in sich.^ Nun stellt 
aber Newton als erstes Axiom auf, dass jeder Stoff träge sei, d. h. dass er in dem 
Zustande verharrt, sei es der Ruhe oder Bewegung, in welchem er sich befindet, und 
dass er diesen Zustand niemals ohne äussere Ursache verändert. Also nicht Jeder 
Stoff trägt Bewegung in sich^, sondern „kein Stoff trägt Bewegung in sich^. 

Einen bestimmten Gesetzesvorschlag macht Bekker nicht. Um einen so allgemeinen 
Rechtsschutz zu schaffen, haben wir nur daran zu denken, dass es ausser der Materie 
nur die eine Energie ist, welche sich der Mensch in den verschiedensten Formen, 
welche bei Weitem noch nicht abgeschlossen sind, nutzbar macht. Was zu schützen 
ist, ist also die Energie, soweit sie der Mensch sich nutzbar gemacht hat oder nutzbar 
machen will; die Energie, welche wir durch unseren Willen und unsere Arbeit in den 
Zustand gebracht haben, wie wir sie gebrauchen können. Zu schützen ist also die 
nutzbare Energie, soweit sie uns gehört. Darnach könnte § 242 etwa so lauten: W«r 
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eine fremde bewegliche Sache oder fremde nutzbare Energie einem Andern in der 
Absicht wegnimmt, dieselbe sich rechtswidrig zuzueignen, wird wegen Diebstahls . . . 
bestraft. 

Damit wftre Alles geschützt, was im Sinne und Umfang des Gesetzes von der 
Energie Rechtsobject sein und werden kann. Ja sogar die geistige Arbeit konnte 
man darunter verstehen. Denn auch unser Denken und die Producte unseres Denkens 
sind Elnergie und Erscheinungen derselben. 

Einen nicht so weitgehenden Vorschlag hat der Verband der Elektrotechniker 
dem Herrn Reichskanzler unterbreitet: „Die Strafe des Diebstahls trifft Denjenigen, 
welcher einer von einem Anderen betriebenen Kraftanlage Arbeit entnimmt, in der 
Absicht, sich dieselbe rechtswidrig zuzueignen.^ Hier werden nur die einseitigen 
loterressen der grossen Centralanlage geschützt, auch dürfte der Ausdruck „eine von 
einem Anderen oetriebene Kraftanlage^ zu eng sein; auch wenn Jemand selbst die 
fremde Anlage betreibt, kann darin eine strafbare Aneignung der durch das Betreiben 
derselben erzeugten Energie zu finden sein; die Worte „von einem Anderen betriebene'* 
wären also jedenfalls durch den, dem Juristen geläufigen Ausdruck „fremde Anlage'' 
za ersetzen. Die Bestimmung würde also lauten: die Strafe . . . trifft Denjenigen, 
welcher einer fremden Kraftanlage Arbeit entnimmt, in der Absicht . . . 

Zum Schluss möchte ich die Frage stellen: Welche Stellung soll und muss die 
Gesetzgebung den neuen Errungenschaften der Naturwissenschaften gegenüber ein- 
nehmen, und ich möchte dieselbe dahin beantworten, dass die Gesetzgebung Alles 
berücksichtigen muss, was als unumstösslich bewiesen angesehen werden kann. Dass 
das Gesetz von der Erhaltung der Energie in der unorganischen Natur ohne Ausnahme 

et, ist bewiesen. Streit ist noch, ob es auch für die organische gilt. Die Biologen 
zweifeln dies zum Theil. Professor Hertwich, welcher von Du Bois-Reymond in 
einer Festrede in der Akademie noch als Anhänger dieser Ansicht angeführt wird, 
hat jüngst seine Ueberzeugung dahin ausgesprochen, dass das Gesetz nicht genüge, 
am alle biologischen Vorgänge zu erklären. Würde allerdings die Aufgabe gestellt, 
die Ueberzeugung zu begründen, dass das Gesetz von der Erhaltung der Energie auch 
für die organischen Gebilde gilt, so würde man in erster Reihe die Arbeiten des 
Professor Hertwich heranziehen, in denen er zeigt, wie man durch mechanische 
Eingriffe beliebige Veränderungen in der Entwickelung der Lebewesen hervorbringen 
kann. Wie dem auch sei, es herrscht noch Streit; also mag der Jurist die &t' 
Scheidung der Fachleute abwarten. Rücksicht nehmen muss der Gesetzgeber auf das 
Gesetz in der unorganischen Natur, also bezüglich der Rechtsobjecte. Ich möchte für 
die Theorie den Gedanken anregen, ein Naturrecht auf der Grundlage des Energie- 
gesetzes aufzubauen. Ein Beispiel möge es erläutern. Klage ich ein Darlehn ein. so 
mnss ich beweisen, dass Kläger es hingegeben; ich muss überhaupt bei jeder Klage 
die Aequivalenz zwischen dem Antrag und der Begründung dem Richter beweisen. 
Die Forderung, dass die Klage schlüssig sei, ist dieselbe für den Juristen, wie für den 
Physiker, dass im Einzelfalle das Gesetz von der Erhaltung der Energie bewiesen 
wird. Letzteres Gesetz gilt wie alle Naturgesetze ewig und für alle Fälle. 

Will der Jurist des zwanzigsten Jahrhunderts die hohe Stellung wahren, welche 
er im neunzehnten inne hat, so muss er sich mit den Naturgesetzen vertraut machen 
and dieselben nach Möglichkeit berücksichtigen. 

Eline Discussion schloss sich an den Vortrag nicht an. 



Dr. Koch. Dr. Seligsohn. 



Digitized by 



Google 



- 82 - 



IV. Anlage. 

Der Deutsehe Juristentag. 



In der Sitznng der Jorifitischen Gesellschaft vom 14. April 1860 wurde die Be- 
rufung eines allgemeinen Deutschen Juristentaffes beschlossen. Die erste Versammlung 
fand zu Berlin ESnde August 1860 unter dem Voi*sitze des Geheimen Rathes Professor 
Dr. V. Waechter aus Leipzig statt, die zweite zu Dresden Ende August 1861 unter 
dem Vorsitze des Geh. Rathes Prof. Dr. Bluntschli aus Heidelberg, die dritte zu 
Wien Ende Au^st 1862, die vierte zu Mainz Ende Aumist 1863, die fünfte zu Braun- 
schweig Ende August 1864, die sechste zu München Ende August 1867, sämmtlich 
unter dem Vorsitze des Geh. Rathes Prof. Dr. v. Waechter aus Leipzig, die 
siebente Versammlung zu Hamburg Ende August 1868, unter dem Vorsitze des Prof. 
Dr. Gneist, die achte zu Heidelberg Ende August 1869 unter dem Vorsitze des 
Geh. Rathes Prof. Dr. Bluntschli, die neunte zu Stuttgart Ende August 1871, 
die zehnte zu Frankfurt a. M. Ende August 1872, die elfte zu Hannover Ende 
August 1873, die zwölfte zu Nürnberg Ende August 1875, die dreizehnte zu Salzburg 
Ende August 1876, die vierzehnte zu Jena Ende August 1878, sanuntlich unter dem 
Vorsitze des Professor Dr. Gneist, die fünfzehnte zu Leipzig Ende August 1880 
unter dem Vorsitze des Reichsgerich ts-Senats-Präsidenten Dr. Drechsler, die sechs- 
zehnte zu Kassel im September 1882 unter dem Vorsitze des Prof. Dr. Gneist, 
die siebenzehnte zu Würzburg im September 1884 unter dem Vorsitze des Professor 
Dr. Gneist. Zu Pfingsten 1885 fand zur Feier des 25jährigen Bestehens des Juristen- 
tages eine feierliche Sitzung mit Festessen in Berlin (Flora, Charlottenburg) statt, an 
welcher auf ergangene Einladung auch der Vorsitzende und zahlreiche Mitglieder der 
Juristischen Gesellschaft theilnahmen. Der achtzehnte Deutsche Juristentag fand statt 
zu Wiesbaden im September 1886 unter dem Vorsitze des Wirkl. Geh. Ober-Justizrath, 
Professor Dr. Gneist. Der neunzehnte Deutsche Juristen tag hat in Stettin in den 
Tagen vom 10. bis 12. September 1888 stattgefunden unter dem Vorsitze des Reichs- 
genchts-Senatsprftsidenten Dr. Drechsler. Der zwanzigste Deutsche Juristentagf and 
vom 9. bis 11. September 1889 in Strassburg statt unter dem Vorsitze des Wirkl. 
Geh. Ober-Justizrath, Prof. Dr. v. Gneist. Im Jahre 1890 hat der Deutsche Juristentag 
sich nicht versammelt. Der 21. Deutsche Juristentag hat in Köln in den Tagen vom 
10. bis 12. September 1891 unter dem Vorsitze des Reichsgerichts-Senatspräsidenten 
Dr. Drechsler stattgefunden. Der 22. Deutsche Juristen tag fand in Augsburg vom 
7. bis 9. September 1893 statt unter dem Vorsitze des Wirkl. Geh. Ober-Justizrath, 
Professor Dr. v. Gneist. Im Jahre 1894 hat der Deutsehe Juristentag sich nicht ver- 
sammelt. Der 23. Deutsche Juristentag fand in Bremen vom 10. bis 13. September 1895 
statt unter dem Vorsitze des Reichsgerichts-Senatspräsidenten Dr. Drechsler. In 
den Jahren 1896 und 1897 hat der Deutsche Juristentag sich nicht versammelt. Der 
24 Deutsche Juristentaff fand vom 12. bis 14. September 1898 in Posen unter dem 
Vorsitze des Reichsgericntsrath Stenglein statt. 



Statat des Dentschen Jnristentages. 

Nach den Beschlüssen vom 30. August 1860 redi^irt von dem Schriftführer-Amt 
der ständigen Deputation.') 

§ 1. Der Zweck des Deutschen Juristen tages ist: eine Vereinigung für den 
lebendigen Meinungsaustausch und den persönli(£en Verkehr unter den Deutschen 
Juristen zu bilden, auf den Gebieten des Privatrechts, des Prozesses und des Straf- 
rechts den Forderungen nach einheitlicher Entwickelung immer grössere Anerkennung 

>) Die gesperrt gedruckten Worte lind Aendenmgen dei «yorlftTifigen Statnts% welche 
von der ereten Plenarvereammlnng beschloiien worden. 
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zn yerediaffeii, die HindeniiBee, welche dieser Entwickelanff entgegenstehen, zti 
bezeiehn^i una sich über Vorschlftge zn yerst&ndigen, welcne geeignet sind, die 
Beehtseinheit zu fordern. 

i 2. Der Deutsche Jnristentag tritt alljfthrlich zusammen.') 

§ 3. Zur Bütgliedschaft berechtigt sind die deutschen Richter, Staatsanwälte, 
Advocaten ond Not^, die Aspiranten des Richteramtes, der Anwaltschaft und des 
Notariats*), die Lehrer an den deutschen Hochschulen, die Mitglieder der gelehrten 
Akademien, die Doctoren der Rechte und die rechtsgelehrten Mitglieder der Ver- 
waltungsbehörden. 

§ 4. Die Mitgliedschaft bennnt mit dem Empfange der Mitgliedskarte. Sie 
berechtigt zur Theilnahme an den Verhandlungen und an der Abstimmung. 

§ 5. Der Beitrag der Gesellschaftsmitglieder wird auf drei Thaler*) jährlich 
festgesetzt und ist innerhalb vier Wochen nach Be^nn jedes neuen Jahres zu ent- 
richten, widrigenfalls derselbe durch Postvorschuss emgezogen wird. Nimmt ein Mit- 
glied den mit Postvorschuss beschwerten Brief nicht an, so wird dies einer ausdrück- 
uehen Austrittserklftrung gleich erachtet. 

§ 6. Den Plenarverhandlungen des Deutschen Juristentages gehen der Re^el 
nach Abtheilungsberathungen voraus. Zu diesem Zwecke werden durch freiwillige 
Einzeichnung der Mitglieder folgende vier Abtheilungen gebildet: 

1. Abtheilung für Privatrecht, insbesondere Obligationen und Pfandrecht, 

2. Abtheilung für Handels-, Wechsel-, See- und mtemationales Recht, 

3. Abtheilung für Strafrecht, Strafprozess- und Gefängnisswesen, 

4. Abtheilung für Gerichtsverfassung, Civilprozess , juristisches*) Studium 
und praktische Ausbildung. 

Die Abtheiluneen wählen ihre Vorsitzenden, Schriftführer, Berichterstatter und 
benachrichtigen den Vorsitzenden der Plenarversammlung (§ 7), sobald ihre Berathungen 
über einzelne Gegenstände geschlossen sind; ihre Anträge sind schriftlich zu fassen.^) 

§ 7. Die Verhandlungen der Plenarversammlung leitet ein Vorsitzender, welcher 
für die Dauer eines jeden Juristen tages in der ersten Plenarversammlung durch 
Stimmzettel oder Acclamation gewählt wird. Derselbe ernennt zwei bis vier Stell- 
vertreter und vier Schriftführer. Er bestimmt die Tagesordnung und kann einzelne 
Gegenstände, ohne Vorberathung in den Abtheilun^en (§6), unmittelbar zur Plenar- 
berathung stellen. Auch ist er befugt, Nichtmitglieder als Zuhörer zuzulassen. 

§ 8. Bei allen Beschlüssen der Plenarversammlung und der Abtheilungen ent- 
scheidet einfache Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder; bei allen Wahlen 
relative Majorität und im Falle der Stimmengleichheit das Loos. 

§ 9. Wird Schluss der Debatte beantragt, so wird über diesen Antrag sofort 
abeestimmt. In der Plenarversammlung sind aUe Anträge mit Ausnahme des Ajitrages 
auf Schluss der Debatte schriftlich zu stellen. 

§ 10. Vor dem Schluss eines jeden Juristentages wird von der Plenarver- 
sammlung auf Vorschlag des Präsidenten durch Acclamation oder in einem 



>) Dnrcli BesobluBs des 6. Jnristentages wurde 9 2 dahin abgeändert: 

Der Dentsche Jnristentag tritt in der Regel aUjährlich insammen; doch ist die ständige 
Deputation erm&ohtigt, ans Gründen der Zweckmässigkeit ansnahmsweise die Wiedereinbemfnng 
des Jnristentages erst in dem auf dessen letzten Zusammentritt folgenden sweiten Kalenderjahre 
▼orsnnebmen. 

>) Hier folfft der Znsats des 2. Jnristentages nach dem Amendement v. Sternberg: 

«sowie Jeder, der nach seinen Landesgeietien snm Biobteramte, inr Anwaltschaft, sowie 
>t&r Ausübung des Notariats befähigt erkannt ist, femer**. 

*) Anf den Antrag der stAndiffen Deputation ist nach dem Beschlüsse des 2. Juristentages 
der Jahresbeitrag auf 2 Thaler herabgesetit, mit dem Zusatee: 

«Für die am Orte des Jnristentages selbst su lösende Anmeldungskarte ist ein Thaler su 
entrichten." 

*) Anf den Antrag der st&ndigen Deputation sind nach dem Beschlüsse des 1. Juristentages 
die Materien des juristischen Studiums und der praktischen Ausbildung der ersten Abtheilung 
ftberwiesen. 

*) Auf den Antrag der ständigen Deputation sind nach dem Beschlüsse des 8. Juristentages 
uooh folgende beiden Zusätze hier beigefügt worden: 

In jeder Abtheilung stimmen nur Diejenigen mit, welche sich in der betreffenden Abtheilung 
i>ereits eingeEefohnet haben. 

Sämmtliöhe Beschlüsse der Abtheilunffen werden in der Plenarversammlung mitgetheilt. 
AS findet jedoch eine Erörterung und Entscheidung im Plenum nur dann statt, wenn dieselbe 
Ton der betreffenden Abtheilung vorgeschlagen, oder wenn sie von mindestens sehn Mitgliedern 
DMntragt und von der Plenarversammlung beschlossen wird. Ueber die Vorfrage, ob dem von 
i^juidestens sehn Mitgliedern gestellten Antrage anf Plenarentscheidung stattzugeben, wird nur 
•intm der Antragsteller und dem Berichterstatter das Wort ertheilt. 

8* 
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einzigen Scrutiniom durch Stimmzettel eine aus vierzehn Mitgliedern und dem 
Präsidenten des letzten Juristentages als Ehrenprftsioenten bestehende 
ständige Deputation gewählt. Von jenen vierzehn Mitgliedern müssen sieben 
am Orte des letzten Juristentages, sieben ausserhalb wohnen.') 
Die ständige Deputation hat folgende Befugnisse und Obliegenheiten: 

1. sie sorgt für die Ausführung der von dem Juristentage gemachten Be- 
schlüsse, veranstaltet nach eigenem Ermessen den Druck der Protokolle 
und Vorlagen, bewirkt die Vertheilung der Drucksachen an die Mitglieder 
und verwahrt alle Acten und Schriftstücke de.s Juristentages; 

2. sie bestimmt Zeit und Ort des nächsten Juristentages, trifft die für den- 
selben nöthigen Vorbereitungen, erlässt die Einladungen, stellt die vor- 
läufige Tagesordnung auf, wobei sie in der Regel nur die bis zum 
31. Mai des laufenden Jahres eingegangenen Vorlagen zu 
berücksichtigen hat, und bereitet Abänderungsvorschläge 
in Betreff der Geschäftsordnung für die Plenarversamm- 
lung vor; 

3. sie nimmt die Beitrittserklärungen neuer Mitglieder entgegen, fertigt die 
Mitgliedskarten aus, empfängt die Beiträge, bestreitet die Ausgaben und 
legt der folgenden Deputation Rechnung; 

4. sie ergänzt sich selbst, falls eines oder mehrere ihrer Mitglieder während 
des Geschäftsjahres ausscheiden. 

Die Deputation wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen Schrift- 
führer, welcher Letztere ein von der Deputation festzusetzendes Pausch- 
uantum für baare Auslagen erhält.*) Der Sitz der Deputation ist der 
>rt des letzten Juris tentages.*) Zur Gültigkeit ihrer Beschlüsse ist die Ein- 
ladung sämmtlicher Mitglieder, sowie die Mitwirkung von wenigstens fünf Mitgliedern 
erforderlich. 

§ 11. Abänderungen dieses Statuts können zwar von der Plenarversammlung 
durch einfache Stimmenmehrheit, jedoch nur auf schriftlichen Antrag, der vier Wochen 
vor dem Zusammentritt des Juristentages der ständigen Deputation (§ 10) überreicht 
worden, beschlossen werden. 



Mitgliedep-Verzeichniss 

der 

ständigen Deputation des f&nfondzwanzigsten Dentsohen Juristentages. 



V 



1. Herr Dr. Brunn er, Geh. Justizrath und Professor zu Berlin. 

2. „ Dr. Eck, Geh. Justizrath, Professor zu Berlin. 

8. „ Dr. Enneccerus, Geh. Justizrath, Professor zu Marburg. 

4. „ Dr. Gierke, Geh. Justizrath, Professor zu Berlin. 

5. 9 Dr. Goldschmidt, Justizrath zu Berb'n. 



>) Nach dem Beschlasse des 7. Juristentages erhielt das Alinea des 9 10 die Fassung : 
vor dem Schlüsse eines jeden Juristentages wird von der Plenarversammlung durch Accla- 
mation oder in einem einsigen Scrntinium durch Stimmsettel eine ans nennsehn Mitgliedern und 
dem Pr&sidenten des letzten Juristentages als Ehrenpräsidenten bestehende ständige Deputation 

few&hlt. Von jenen neunsehn Mitgliedern müssen mindestens drei am Orte des 
etsten Juristentages und jec^entalls zwölf auswärts wohnen. Die Liste der zur 
Acclamation vorzuschlagenden Personen wird durch den Präsidenten der Plenarversammlung, seine 
Stellvertreter und je zehn von jeder Abtheilung gewählte Vertrauensmänner gemeinschaftlich 
festgesetzt. 

Nach dem Beschlüsse des 11. Juristentages sind die Worte gestrichen: ^^on jenen neunzehn 
Mitgliedern mUssen mindestens drei am Orte des letzten Juristentages und jedenfalls swOlf aus- 
wärts wohnen." 

*) Nach dem Beschlüsse des 2. Juristentages folgt hier der Zusatz: 

^und einen Kassirer. Der Letztere ist verpflichtet, der ständigen Deputation bei ihrem 
jedesmaligen Zusammentritte einen Kassenabschluss vorzulegen. Die Deputation lässt durch 
eines oder mehrere ihrer Mitglieder die Bechnung prüfen und die Kasse revidiren.** 

*) Nach dem Beschlüsse des 11. Juristentages hat der vorletzte Satz des 9 10 nachfolgende 
Fassnng erhalten : 

Die Deputation bestimmt Ort und Zeit ihrer Zusammenkunft. 

Durch den Besohlnsa der ständigen Deputation vom 80. August 1878 ist ihr Site bis auf 
Waiterat nach Berlin verlegt. 
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6. Herr Gryczewski, Oberlandesgerichts-Prftsident zu Posen. 

7. jf Dr. Hamm, Wirkl. Geh. Ober- Jas tizrath, Oberlandesgeriohts- Präsident 

zu Köln. 

8. „ Dr. Olshaasen, Reichsgerich tsrath zu Leipzig. 

9. „ Dr. Pf äff, Landgerichts-Präsident zu Tübingen. 

10. „ Dr. Pf äff, Professor zu Wien. 

11. „ Freiherr v. Pechmann, Bankdirector zu München. 

12. 9 Dr. Beatz, Justizrath zu Giessen. 

13. „ Stenglein, Reiehsgerieh tsrath zu Leipzig. 

14. „ V. StÖsser, Oberland esgerichts-Senatspräsident zu Karlsruhe. 

15. „ Dr. Strohal, Professor zu Leipzig. 

16. „ Dr. Struckmann, Wirklicher Geh. Ober -Justizrath, Oberlandesgerichts- 

Präsident zu Köln, f 

17. „ Thinius, Kammergerichtsrath zu Berlin. 

18. „ Vierhaus, Geh. Oberjustizrath zu Berlin. 

19. „ Thomson, Landgerichts-Präsident zu Münster. 

20. yf Wilke, Geh. Justizrath zu Berlin, Schriftführer. 

Beitritts -Erklärungen zu dem Deutschen Juristentage sind unter Einsendung 
des Jahresbeitrags mit 6 Mark an die J. Guttentag*sche Verlagsbuchhandlung — 
Wilhelmstrasse 119/120 — zu richten, wogegen die Mitgliedskarte sowie die Verhand- 
lungen und Gutachten übersendet werden. Die einzusendenden Gutachten sind an 
den Schriftführer, Geh. Justizrath Wilke, Berlin, Eichhomstrasse 4, zu adressiren. 
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V. Anlage. 



Die Savigny- Stiftung. 



Diese Stiftung zur Förderung der Rechtswissenschaft wurde in der Sitzung der 
Juristischen Gesellschaft vom 29. November 1861 in Anregung gebracht, und wurden 
derselben mittelst Allerhöchster Cabinets- Ordre vom 20. Juni 1863 die Corporations- 
rechte verliehen. Zu dieser Stiftung sind bis zum Schlüsse des Jahres 1880 eingegangen: 

1. aus Deutschland 37 653 Mark 50 Pf. 

2. n Oesterreich 29 437 „ — » 

ItaHen 1680 , 20„ 

Spanien 1500 

HoUand 1144 



3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 



Portugal 

Frankreich 

der Schweiz 

Bussland 

Schweden und Norwegen 

Belgien 

Süd-Amerika (Buenos-Ayres) 



800 
490 
400 
256 
240 
207 
2038 



20 

80 

90 

50 
50 



In Summa 75848 Mark 60 Pf. 



Das Vermögen der Stiftung besteht in 54 000 Mark Hypotheken, 89 300 Mark 
Werthpapieren und 4696,84 Mark baar, zusammen 147 996,84 Mark. Hiervon und von 
den noch nicht vertheilten Zinsenraten kommen von 1881 ab jährlich die Zinsen zur 
Vertheilung. Die von Savigny gegründete Zeitschrift für Rechtsgeschichte, heraus- 
gegeben von Bruns, Boehlau, Pernice und v. Both, ist zum Organe der Savigny- 
Stiftung gewfthlt worden. 

Die Zinsenmasse aus den Jahren 1863 und 1864 mit 4500 Mark ist von der 
Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften zu Wien dem Professor Dr. Maassen zu 
Wien als Subvention für sein auf fünf Bände berechnetes Werk über die Geschichte 
der Quellen und der Literatur des canonischen Bechts im Abendlande bis ziun Aus- 
gange des Mittelalters unter folgenden Bedingungen überwiesen worden: 

1. dass der Verfasser von den zur Einsicht von Handschriften nach Paris, 
Brüssel und Bom zu unternehmenden Beisen der Kaiserlichen Akademie 
der Wissenschaften zu Wien Bericht erstatte, und 

2. dass auf dem Titelblatte des Werkes namhaft gemacht werde, dass 
dasselbe mit Unterstützung durch die Savigny- Stiftung und zwar unter 
Zuweisung durch die Kaiserliche Akademie erscheine, 

und zwar in folgenden Baten: 

1. am 1. März 1866 1200 Mark 1 

2. wenn der 1. Band druckfertig vorliegt . . . 600 , 

3. mit dem Erscheinen des 1. Bandes 750 , 

4. wenn druckfertig vorliegt der 2. Band . . . 600 , 

5. „ „ „ „ 8. n ... 600 „ 

6. » , » » 4. „ ... 600 , 

7. , - . • 6. - ... 160 - 



2550 Mark 



1950 Mark 
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AUS dieser Masse sind erst die eh 1 bis 3 erwähnten Raten mit zusammen 
2550 Mark bezahlt, weil nur das Erscheinen des 1. Bandes dieses Werkes dem 
Curatorinm nachgewiesen ist. 

Die Zinsenmasse aus den Jahren 1865 und 1866 mit 5700 Mark wurde durch 
die Königliche Akademie der Wissenschaften zu München dem damaligen Docenten 
an der hiesieen Universität, Dr. Paul Krüeer, als Reisestipendium, und die Zinsen- 
masse der Jahre 1867 und 1868 mit 6000 Mark von der Königlichen Akademie der 
Wissenschaften zu Berlin demselben Gelehrten zur Förderung der im Erscheinen 
begriffenen neuen Ausgabe des „Codex Justinianeus'' überwiesen. Diese 11 700 Mark 
sind an Dr. Paul Krüger gezahlt. 

Die Zinsenmasse der Jahre 1869 und 1870 mit 6900 Mark hat die Kaiserliche 
Akademie der Wissenschaften zu Wien dem Königlich Bayerischen Archivar, Professor 
Dr. Ludwig Rockinger zu München für eine auf breitester handschriftlicher Grund- 
lage ruhende Ausgabe des Kaiserlichen Land- und Lehnrechts, des sog. Sachsen- 
spiegels, überwiesen. Hiervon sind bereits 900 Mark jzezahlt. Femer sollen beim 
Antritt der Reise 8000 Mark und bei Vollendung des Werkes im Druck 3000 Mark 

fezahlt werden. Fünf Berichte des Dr. Rockinger an die Kaiserliche Akademie zu 
(Tien über die Untersuchung von Handschriften des Sachsenspiegels sind von 1873 
bis 1875 veröffentlicht und in Commission bei Carl Gerold*s Sohn m Wien erschienen. 
Die Zinsenmasse der Jahre 1871 und 1872 mit 6900 Mark hat die Königliche 
Akademie der Wissenschaften zu München ebenfalls dem Dr. Rockinger zur Unter- 
stützung der von demselben inzwischen begonnenen kritischen Ausgabe des Sachsen- 
spiegels mit der Maassgabe zur Verfügung gestellt, dass demselben sofort 900 Mark, 
femer 3000 Mark beim Antritt seiner behufs Einsichtnahme der Handschriften zu 
unternehmenden Reise und der Rest mit 3000 Mark nach Vollendung des Werkes 
überwiesen werden. Nach dieser Anweisung sind die beiden ersten Raten mit 
zusammen 3900 Mark bereits ausgezahlt worden. 

Die Zinsenmasse der Jahre 1873 und 1874 mit 6900 Mark ist von der Königlichen 
Akademie der Wissenschaften hierselbst dem Dr. Friedrich Thaner, Professor der 
Rechte an der Universität zu Innsbruck, zur Herausgabe einer Sammlung der älteren 
kirchenrechtlichen, in zahlreichen Archiven Deutschlands, Frankreichs und Italiens 
handschriftlich aufbewahrten Quellen, welche bei der Verändemng des Kirchenrechts 
durch die hierarchischen Principien Papst Gr^or's VIT. benutzt worden, unter dem Titel: 
Systematische Canones- Sammlung aus der 2ieit des Investiturstreites von Anseimus 
von Lucca bis auf Gratian, bewillig. Aus dieser Zinsenmasse sind dem Dr. Thaner 

f 1800 Mark am L October 1875, 
Sa, 5400 M. { 1800 Mark am 1. Januar 1878, 

I 1800 Mark am 1. Januar 1880 ^zahlt worden, dagegen ist der Rest 
mit 1500 Mark als Druckzuschuss bis zur Veröffentlichung des Werkes zu reserviren. 
Die Zinsenmasse der Jahre 1875 und 1876 mit zusammen 6900 Mark ist von der 
Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften zu Wien dem Königlichen Universitäts- 
Bibliothekar Dr. Emil Steffenhagen zu Kiel zur ■ Herstellung einer kritischen 
Ausgabe der Sachsenspiegel-Glosse (Land- und Lehnsrecht) nach dem vor- 
gelegten Plane gewährt. Es wurden 3000 Mark sofort und der Rest von 3900 Mark 
am 1. April 1881 ausgezahlt. 

Für die Zinsenmasse der Jahre 1877 und 1878 mit zusammen 6900 Mark 
hat die Königliche Akademie der Wissenschaften zu München in der Sitzung vom 
28. März 1879 eine Preisbewerbung eröffnet, deren Gegenstand in folgender Auf- 
gabe liegt: 

„Die Formeln des Edictum perpetuum (Hadrianum) in ihrem Wortlaute 

und in ihrem Zusammenhange^. 

„In der bekannten Arbeit Rudorff's „De jurisdictione edictum** hat sich die 

Bestitution des prätorianischen Edictes zum ersten Male dem formularen Bestandtheile 

desselben zugewendet. In dieser Richtung soll dieselbe nunmehr, und zwar mehr als 

es bisher geschehen ist, aus den Edictscommentaren selbst heraus und unter Kritik 

der bisherigen Restitutionen gefördert und zum möglichsten Abschluss gebracht werden*. 

Die Preisbewerbung, von welcher nur die ordentlichen einheimischen Mitglieder 

der Königlich Bayerischen Akademie ausgeschlossen sind, ist an keine Nationalität 

gebunden; doch dürfen die Bearbeitungen der Preisaufgabe nur entweder in lateinischer 

oder deutscher, oder englischer, oder französischer, oder italienischer Sprache ab- 

gefasst sein. 

Der Einsendungstermin der Bearbeitungen, welche an die Königlich Bayerische 
Akademie der Wissenschaften zu adressiren smd, und an Stelle des Namens des Ver- 
«ssers ein Motto tragen, welches an der Aussenseite eines mitfolgenden, den Namen 
des Verfassers enthaltenden, verschlossenen Couverts wiederkehrt, ist der 28. März 1882. 
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Der Preis beträgt 6900 Mark, ist dem Dr. Otto Lenel zu Leipzig yerliehen 
und im Jahre 1883 ausgezahlt worden. 

Die Zinsenmasse der Jahre 1879 und 1880 mit zusammen 6900 Mark ist der 
Königlichen Akademie der Wissenschaften zu Berlin für die Zwecke der Stiftung 
zur Verfügung gestellt worden. Hieraus sind dem Dr. C. Malagola in Bologna 
4000 Lire, gleich 3278,85 Mark, Honorar für Abschrift der Acta nationis Germanicae 
und dem Beamten Stock an Reisekosten nach Bologna 201,30 Mark gezahlt, auch 
der Rest von 3419,85 Mark ist ausgezahlt worden. 

Die Zinsenrate pro 1881 mit 4400 Mark ist von der Akademie zu Wien dem 
Dr. P. Ewald in Berlin — Mitarbeiter der „Monnmenta Germaniae historica" — für 
die zu veranstaltende Edition der sogenannten Avellani*schen Sammlung zugesagt, 
davon 1000 Mark gezahlt und 3400 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1882 mit 5100 Mark ist der Akademie zu München zur Ver- 
fügung gestellt — von derselben verliehen dem Dr. Felix Liebermann in Berlin 
für Bearbeitung einer Ausgabe der Angelsachsen. 

Die Zinsenrate pro 1883 mit 4000 Mark ist der Akademie zu Berlin zur Ver- 
fügung gestellt, dem Dr. Gradenwitz bewilligt und gezahlt. 

Die Zinsenrate pro 1884 mit 4100 Mark ist der Akademie zu Wien zur Ver- 
fügung gestellt, dem Dr. v. Luschin bewilligt, davon 2100 Mark gezahlt und 
2()00 MarR noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1885 mit 4200 Mark ist von der Akademie zu München noch 
nicht verliehen. 

Die Zinsenrate pro 1886 mit 4300 Mark ist von der Akademie zu Berlin dem 
Dr. Zeuner bewilligt und gezahlt. 

Die Zinsenrate pro 1887 mit 4300 Mark ist der Akademie zu Wien zur Ver- 
fügung gestellt, davon 2900 Mark gezahlt und 1400 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1888 mit 4600 Mark ist der Akademie zu München zur 
Verfügung gestellt, davon sind 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift für die 
Savigny-Stiftung abgetreten, der Rest von 4000 Mark noch nicht verliehen. 

Die Zinsenrate pro 1889 mit 4600 Mark ist der Akademie zu Berlin zur Ver- 
fügung gestellt, davon sind 3600 Mark gezahlt und 1000 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1890 mit 4600 Mark ist der Akademie zu Wien überwiesen, 
davon sind 2600 Mark gezahlt und 2000 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1891 mit 4600 Mark ist der Akademie zu München über- 
wiesen, davon sind 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift für die Savigny-Stiftung 
gezahlt und 4000 Mark noch zu vergeben. 

Im Jahre 1892 sind für Herausgabe des iuristischen Lexikons an die Professoren 
Pernice und Brunn er 5000 Mark und 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift gezahlt. 
An dieselben im Jahre 1893 für das Wörterbuch 4000 Mark und 600 Mark für die Zeitschrift 

Im Jahre 1894 sind aus der Zinsenrate, welche der Akademie zu München über- 
wiesen, 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift für die Savigny-Stiftung gezahlt. 

Im Jahre 1895 sind an die Professoren Pernice und Brunn er Sx)0 Mark für 
Vocabularium lurisprudent. und 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift, ausserdem 
1000 Mark an Professor Liesegang (Akademie zu München) gezahlt. 

Im Jahre 1896 sind 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift gezahlt, 4000 Mark 
der Akademie zu Wien überwiesen, noch nicht vergeben. 

Im Jahre 1897 sind 700 Mark an Dr. Liesegang aus dem der Akademie München 
bewilligten Betrage, ausserdem 600 Mark zur Snovention der Zeitschrift gezahlt. 

Im Jahre 1898 sind an die Professoren Dr. Brunn er und Pernice 4000 Mark 
für den Zweck des Wörterbaches der klassischen Rechtswissenschaft und 600 Mark für 
die Savignj - Zeitschrift, ausserdem dem Dr. Knapp in Würzburg 500 Mark gezahlt 
und zwar von den ihm aus der Zinsrate pro 1897 für die Herausgabe des vom 
Magister Lorenz Fries im 16. Jahrhundert veriassten Zentbuchs des Hofstifts Wttrzburg 
bewilligten 2500 Mark. 

Statut der SaTigny-Stiftang. 

Bei der Feier, welche die Juristische Gesellschaft zu Berlin am 29. November 1861 
zum Gedächtniss des am 25. October desselben Jahres verstorbenen Königlich Preussischen 
Staatsministers Dr. Friedrich Karl v. Savigny beging, wurde der Beschluss ver- 
kündet, das Andenken des grossen Rechtslehrers durch Gründung einer Stiftung zu ehren. 

Da zur Ausführung dieses Beschlusses die Summe von 16 436 Thlr. rreussisch 
Courant bereits verfügbar war, wurde nachstehendes Statut errichtet: 
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1. Zweck der Stiftung. 

§ 1. Der Zweck der Stiftung ist: 
in wesentlicher Berücksichtigung der Bedürfnisse der Gesetzgebung und der Praxis 

1. wissenschaftliche Arbeiten auf dem Gebiete des Rechts der verschiedenen 
Nationen zu fördern, 

namentlich solche, welche das römische Recht und die verschiedenen 
germanischen Rechte sowohl für sich, als auch im Verhflltniss 
zu einander behandeln, 

femer solche, welche die von Savigny begonnenen Untersuchungen 
in seinem Sinne weiterführen; 

2. besonders befähigte Rechtsgelehrte in den Stand zu setzen, die Rechts- 
Institutionen fremder Länder durch eigene Anschauung kennen zu lernen 
und darüber Berichte oder weitere Ausführungen zu liefern. 

2. Befähigung zur Theilnahme. 

§ 2. Die Befähigung zur Theilnahme an den Vortheilen, welche die Stiftung 
behufs der Förderung ihres Zweckes gewährt, ist an keine Nationalität gebunden. 

3. Bechte der Stiftung. 

§ 3. Die Stiftung besitzt unter dem Namen „Savigny -Stiftung" die Rechte 
einer Corporation und führt in ihrem Siegel das Wappen der Familie v. Savigny. 
Sie hat ihren Sitz in Berlin und ihren Grerichtsstand bei dem Königlichen Stadt- 
gericht daselbst 

4. Stiftungs -Vermögen. 

§ 4. Das Kapitalvermögen der Stiftung wird aus den bisher gesammelten Bei- 
trägen und aus den künftig eingehenden Zuwendungen gebildet, sofern der Geber 
nicht eine andere Bestimmung über die Art der Verwendung treffen sollte. 

Das Kapitalvermögen der Stiftung darf niemals angegriffen werden. 

§ 5. Für die Zwecke der Stiftung werden nur die Zinsen des Kapitalvermögens 
verwendet. 

6. Curatorium der Stiftung. 

§ 6. Die Stiftung wird durch ein Curatorium von sechs Personen vertreten.*) 

Das Curatorium wird bei seiner Gründung aus zwei Mitgliedern der Königlichen 
Akademie der Wissenschaften zu Berlin, zwei Mitgliedern der juristischen Facultät 
der Königlichen Friedrich Wilhelms -Universität daselbst und zwei Mitgliedern der 
Juristischen Gesellschaft daselbst gebildet, welche von diesen Körperschaften, bezüglich 
von der Juristischen Gesellschaft gewählt werden. 

Die Legitimation der von der Juristischen Gesellschaft gewählten zwei Mitglieder 
wird dadurch geführt, dass die von der Akademie und der Facultät gewählten vier 
Mitglieder des Curatoriums die Wahl derselben als giltig anerkennen. 

§ 7. Scheidet ein Mitglied aus dem Curatorium aus, so erfolgt die Neuwahl 
von derjenigen Körperschaft, von welcher die Stelle des ausgeschiedenen l^tgUedes 
bei der Gründung des Curartoriums besetzt worden war. — Ein gleiches Wahlrecht 
Bteht in gleichem Umfange der Juristischen Gesellschaft zu Berlin zu. In Beziehung 
auf die Prüfung der Legitimation der von der Letzteren gewählten Mitglieder findet 
auch bei Neuwahl die Vorschrift des § 6 des Statuts Anwendung. 

Ist dieses Wahlrecht innerhalb eines von dem Curatorium zu bestimmenden 
angemessenen Zeitraumes nicht ausgeübt worden, so ergänzt sich das Letztere durch 
Cooptation aus der Zahl der in Berlin wohnenden Rechtsverständigen. Es müssen 
jedoch stets zwei Mitglieder im Curatorium sitzen, welche weder der Akademie noch 
der Universität angehören. 

üeber jeden Wahlact des Curatoriums wird eine notarielle Urkunde aufgenommen. 

§ 8. Das Curatorium leptimirt sich als Vertreter der Stiftung durch ein Attest 
des Königlichen Polizei - Präsidiums zu Berlin darüber, dass das Curatorium der 
Stiftung zur Zeit aus den im Atteste genannten Personen besteht. 

') Das Caratorlnm der Savigny-Stiftung in Berlin besteht zur Zeit ans folgenden Mitgliedern: 

1. Dr. Brunn er. Oeheimer Justizrath und Professor, Vorsitzender; 

2. Wilke, Geheimer Justizrath, Syndicus der Stiftung; 
8. Dr. Mommsen, Professor; 

4. Dr. Dernburg, Geheimer Justizrath und Professor; 

5. Dr. S t ö 1 z e 1 , Wirklicher Geheimer Rath, Präsident der Ju8tiz-Pr(lfungs-Ck>mniission ; 

6. Dr. Pernioe, Geheimer Justizrath un<i Px!of essor. 
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Das Caratoriam hat die Befaffniss, einen Syndicos aus seiner Mitte zu wählen 
und diesem General- und Specialyollmacht cum facultate substituendi zu ertheilen, 
auch für einzelne Rechtsgeschäfte oder Prozesse Jemanden, sei derselbe Mitglied des 
Curatoriums oder nicht, unter Beilegung sämmtlicher Rechte, welche dem Vertreter 
einer abwesenden Partei zustehen, zu bevollmächtigen. 

§ 9. Das Curatorium wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, dessen Name 
durch eine vom Curatorium zu bestimmende Berliner, Wiener oder Mttnchener Zeitung 
veröffentlicht wird. 

Der Vorsitzende repräsentirt die Stiftung in allen aussergerichtlichen Angelegen- 
heiten. Die Zahlungs -Anweisungen an die Kasse der Stiftung bedürfen jedoch der 
Unterschrift des Vorsitzenden und zweier Mitglieder des Curatoriums. 

§ 10. Die Beschlüsse des Curatoriums werden durch Stimmenmehrheit seiner 
Mitglieder gefasst. 

Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Lässt der Vorsitzende schriftlich abstimmen, so muss die schriftlich zu formu- 
lirende Frage jedem Mitgliede zur Erklärung vorgelegt werden, und steht es dann 
in der Befugniss jedes Einzelnen, über die Frage eine mündliche Berathung und 
Abstimmung zu beantragen. 

Zu emem giltigen Beschlüsse des Curatoriums auf Grund mündlicher Abstimmung 
ist die Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern erforderlich. 

§ 11. Das Curatorium hat für die zmsbare und depositalmässig sichere An- 
legung des Stiftungsvermögens Sorge zu tragen. 

Die Documente der Stiftung sind bei einer mit Depositalverwaltnng verbundenen 
öffentlichen Anstalt zu deponiren. 

Die Kasse der Stiftung wird durch einen vom Curatorium hiermit zu beauf- 
tragenden öffentlichen Kassenbeamten geführt. Diesem wird nach erfolgter Rechnungs- 
legung alljährlich die Decharge durch das Curatorium ertheilt. 

§ 12. Das Curatorium stellt nach einem sechsjährigen, vom 1. Januar 1863 ab 
zu berechnenden Turnus die Zinsenmasse nach Abzug der Verwaltungskosten in runder 
Summe folgenden drei Akademien zu den Zwecken der Stiftung (§ 1) zur Verfügung 
und zwar die Zinsenmassen 

1. des ersten und zweiten Jahres der Kaiserlichen Akademie der Wissen- 
schaften zu Wien, 

2. des dritten und vierten Jahres der Königlichen Akademie der Wissen- 
schaften zu München, 

3. des fünften und sechsten Jahres der Königlichen Akademie der Wissen- 
schaften zu Berlin. 

§ 13. Von demjenigen Zeitpunkte an, wo das Kapitalvermögen der Stiftung 
die Summe von Dreissigtausend Thalem Preussisch Courant erreicht haben wird, 
tritt ein dreijähriger Turnus unter den genannten Akademien in der angegebenen 
Reihenfolge em.') 

§ 14. Der Geschäftsgang bei dem Curatorium wird durch die anliegende Geschäfts- 
ordnung geregelt. 

§ 15. Zu einer Abänderung der Geschäftsordnung ist die Zustimmung von 
wenigstens vier Mitgliedern des Curatoriums erforderlich. 

6. Der Wirkungskreis der Akademien. 

§ 16. Die Akademie, welcher die Zinsenmasse nach Vorschrift des § 12 zur 
Verfügung gestellt ist, hat die Wahl, aus derselben 

1. ein in Druck oder in Schrift ihr vorliegendes Werk zu prämüren, 

2. eine Preisaufgabe zur Concurrenz auszuschreiben, 

3. ein Reisestipendium zu ertheilen, 

4. die zur Ausführung einer rechtswissenschaftlichen Arbeit erforderlichen 
Geldmittel zu gewähren. 

Dem freien Ermessen der Akademie bleibt überlassen, ob sie die ihr zur Ver- 
fügung gestellte Zinsenmasse zu einem und demselben Unternehmen oder zu verschiedenen 
Zwecken (No. 1 — 4) verwenden will. 

Auch die Zinsenmassen mehrerer Jahre können mit Einwilligung der betheiligten 
Akademien für ein und dasselbe Unternehmen bestimmt und verwendet werden. 

Ordentlichen einheimischen Mitgliedern der conferirenden Akademie dürfen weder 
Preise noch Reisestipendien ertheilt werden. 

Die wissenschaftlichen Arbeiten ad 1, 2, 4, sowie die Reiseberichte ad 3 müssen in 
lateinischer, deutscher, englischer, französischer oder italienischer Sprache abgefasst sein. 



Vom 1. Januar 18B1 ab i»t dieser Tomas eingetreten. 
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§ 17. Beabsichtigt die Akademie ein bereits vollendetes Werk zu prämiiren 
(§ 16 No. 1), 60 hat dieselbe innerhalb eines Jahres, von dem Zeitpunkte an gerechnet, 
wo ihr die Zinsenmasse zur VerfOgunff gestellt ist, diese Pramiining auszusprechen 
und dem Curatorium unter Uebersendung des Werkes, sowie des die Prämiirung 
motivirenden Gutachtens die Zahlungsanweisung zu ertheilen. 

Schriften, welche schon Iftnger als vier Jahre vor dem Beschlüsse, ein Werk 
zu prftmiiren, durch den Druck veröffentlicht worden, sind von der Prämiirung 
aosgefichlossen. 

EHe Auszahlung der ganzen Prämien für ein Werk, welches im Manuscripte 
vorliegt, darf erst nach der Veröffentlichung des Werkes durch den Druck erfolgen. 
§ 18. Stellt die Akademie eine Preisaufgabe (§ 16 No. 2), so veröffentlicht sie 
innerhalb eines Jahres, von dem Zeitpunkte an gerechnet, wo ihr die Zinsenmasse 
zur Verfügung gestellt ist, in ihren Organen und in den ihr geeignet erscheinenden 
öffentlichen Blattern das Thema, die Bedingungen der Concurrenz und den Zeitpunkt 
der Ablieferung der Arbeiten, setzt auch das (^atorium hiervon in Eenntniss. 

An dem auf diesen Zeitpunkt der Ablieferung zunächst folgenden 21. Februar 
oder in der demnächst folgenden Gesammtsitzung verkttndet die Akademie das 
Resultat der Concurrenz- Aussdireibung, sowie den Namen des Verfassers der gekrönten 
Preifischrift und ertheilt demnächst dem Curatorium bei Uebersendung der Preisschrift 
und des die Preisertheilung motivirenden Gutachtens die Zahlungsanweisung. 

Die Auszahlung der ganzen Prämie erfolgt auch in diesem Falle erst dann, 
wenn die Veröffentlichung der Preisschrift durch den Druck bewirkt ist. 

Ist die Preisaufgabe nach dem Urtheile der Akademie nicht gelöst, so steht es 
in ihrer Befugniss, dieselbe Aufgabe nochmals zur Concurrenz auszuschreiben. 

% 19. Bewilligt die Akademie ein Reisestipendiimi (§ 16 No. 3), so wird dieser 
Beschlußs innerhalb eines Jahres, von dem Zeitpunkte an gerechnet, wo ihr die 
Zinsenmasse zur Verfügung gestellt ist, spätestens am naclSolgenden 21. Februar 
oder in der demnächst folgenden Gesammtsitzung verkündet, und steht es in der 
Befugniss der Akademie, dem Percipienten eine bestimmte Anweisung zu ertheilen. 
Der diesfallige Beschluss unter Angabe der Zahlungsmodalitäten ist dem Curatoriimi 
zur Ausführung mitzutheilen. Die Akademie wird Maassregeln treffen oder durch das 
Curatorium treffen lassen, welche die Veröffentlichung des Reiseberichts möglichst sichern. 
% 20. Entscheidet sich die Akademie dafür, die Zinsenmasse ganz oder zum 
Theile einem Rechtsgelehrten zur Ausführung einer bestimmten wissenschaftlichen 
Arbeit zu gewähren (§ 16 No. 4), so ist sie verpflichtet, über den Plan der Arbeit 
vom Verfasser eine Vorlage zu erfordern, von dem Fortgange des Unternehmens sich 
in Kenntniss zu erhalten und die Veröffentlichung des Resultates der Forschungen 
möglichst zu sichern. 

Dem Curatoriimi wird bei Mittheilung der gemachten Vorlage und der in der 
Angelegenheit von der Akademie gefassten Beschlüsse die Zahlungsanweisung ertheilt. 
§ 21. Verfügt die Akademie an dem 21. Februar oder in der demselben zunächst 
folgenden Gesammtsitzung (§ 18, 19) nicht über die ihr zur Verfügung gestellte 
Zinsemnasse, oder macht sie nicht innerhalb des einjährigen Zeitraums von dem ihr 
nach § 17 resp. § 20 zustehenden Rechte Gebrauch, ein bereits vollendetes Werk zu 
prämiiren, beziehungsweise einem »Rechtsgelehrten zur Ausführung einer wissen- 
schaftlichen Arbeit die Mittel zu überweisen, oder erklärt sie nicht innerhalb gleicher 
Frist dem Curatorium, dass sie von dem Rechte des § 16 Alinea 8 Gebrauch mache, 
so ist die Masse der ferneren Verfügung der Akademie entzogen. Diese verfallenen 
Massen werden einem besonders zu verwaltenden Fonds der Stiftung zugeschrieben, 
dessen Zinsen zur Deckung der Druckkosten für die prämiirten Werke gleichzeitig 
mit der Zinsenmasse des Kapitalvermögens (§ 12) der Akademie zur Verfügung 
gestellt werden. 

Die von der Akademie nicht zum Druck angewiesenen Zinsen des Druckkosten- 
Fonds werden zum Kapitale dieses Fonds geschlagen. 

§ 22. Abänderungen dieses Statuts bedürfen, ausser der Bestätigung der Staats- 
behörde, der Zustimmung der drei Akademien und des Curatoriums der Stiftung. 
So beschlossen zu Berlin, den 27. März 1863. 

Das Orfindnngs-Coinitö der Sayigny-StiftoDg. 

V. Bernuth. v. Bethmann-Hollweg. Borchardt. Bornemann. 

Dr. Bruns. Dr. Dove. Dr. Gneist. Dr. Heydemann. Dr. Homeyer. Meyen. 

Freiherr v. Patow. Dr. Richter. Dr. Rudorff. Graf v. Schwerin. Simson. 

Volkmar. Graf v. Wartensleben. 
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Auf Grund vorstehender Statuten ist die hiesige Savigny-Stiftung durch 
die Allerhöchste Ordre vom 20. v. M., welche wörtlich wie folgt lautet: 

„Auf Ihren Bericht vom 18. d. M. will Ich der Savigny-Stiftung zu 
Berlin, auf Grund ihres wieder beifolgenden Statuts de dato Berlin, den 
27. März 1863, hiermit Meine landesherrliche Genehmigung ertheilen. 

Salzburg, den 20. Juli 1863. 

(gez.) Wilhelm, 

(gez.) y. MtUiler. 

An 
den Minister der geistlichen, Unterrichts- und 
Medicinal- Angelegenheiten.^ 

landesherrlich genehmigt worden. 

Berlin, den 6. August 1863. 

L. 8. 
Der Minister der geistllehen, Unterrichts- und Medieinal- Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 
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VI. Anlage. 

Verzeichniss 

der 

litiglieder der Juristisclieii &esellscliaffc zu Berlin 

am 1. April 1899. 



Ehrenmitglieder.') 

1. Martino Beltrani - Scalia, Königlich italienischer Staatsrath, Generaldirector 

der Gefängnisse in Rom. 

2. Thomas Erskine Holland, Professor za Oxford. 

3. Dr. Fr. y. Martens, Geheimer Rath und Professor in Petersburg. 

4. Dr. .Meli i, Professor in Zürich. 

5. Dr. K. d'Oli vecrona, Jastizrath, Ehrenmitglied des höchsten Gerichts in Stockholm. 

6. Enrico Pessina, Senator des Königreichs Italien, Professor in Neapel, ehemaliger 

Jnstizmin ister. 

7. Dr. G. Planck, Wirklicher Geheimer Rath, Professor zu Göttingen. 

8. Sir Frederick Pollock, Bart., Professor zu London. 

9. Dr. Joseph Unger, K. K. Wirklicher Geheimer Rath und Präsident des Reichs- 

gerichts in Wien. 
10. John Westlake, Q. C, Professor des Völkerrechts in Cambridge. 

Correspondenten. 

1. Dr. BernardinoAlimena, Professor an der Universität in Neapel. 

2. Dr. Blondel, Professor in Paris. 

3. Innocenzo Fanti, Advocat in Imola. 

4. Dr. Erwin Grueber, Professor in München. 

5. Dr. Francis Hagerup, Königlich norwegischer Staatsminister a. D., Professor 

in Christiania. 

6. Maggiore Perni, Professor zu Palermo. 

7. Giacomo Perroni -Ferranti, Einzelrichter in Palermo. 

8. Dr. Ernst Schuster, Barrister at law in London. 

9. Antonio Todaro della Galia,' Professor in Palermo. 

*) In der ordentlichen Oen er al Versammlung vom 8. April 1860 ist der Herr Oberlandesgerichts- 
^rftsident, Wirkliche Geheime Oberjustisrath Dr. Strackmann zu Köln in Anerkennung seiner 
hohen Verdienste am die Beohtswissenschaft sam Bhrenmitgliede erwAhlt worden. Derselbe ist 
jedoch schon am 12. Mai d. J. ans daroh den Tod entrissen. 
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MitgUeder.') 

1. Adel, Jüstizrath, Rechtsanwalt und Notar, Kronenstr. 73/74. 

2. Aehnelt, Hans, Rechtsanwalt, Alt-Moabit 122. 

3. Dr. Alexander-Ratz, Hugo, Jnstizrath, Mohrenstr. 7. 

4. Dr. Alexander-Katz, Paal, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 103. 

5. Dr. Alezander-Ratz, Richard, Rechtsanwalt, Rleiststr. 8. 

6. Dr. Apt, Max, Gerichtsassessor, Magdeburgerstr. 33. 

7. Arndt, Rechtsanwalt, Oranienburgerstr. 60/63. 

8. Arndts, Geheimer Jnstizrath, Rechtsanwalt beim Reichsgericht, Leipzig, Insebtr. 20. 

9. Aronson, Adolf, Rechtsanwalt und Notar, Leipzigerstr. 47. 

10. Dr. Aschenheim, Gerichtsassessor, Rönigin Augustastr. 44. 

11. Dr. Aschrott, Landgerich tsrath, Hohenzollemstr. 14. 

12. Assmann, Gerichtsassessor, Friedenan, Sponholzstr. 13. 

13. Dr. Badstübner, Otto, Gerichtsassessor, Dessauerstr. 29. 

14. Bamberger, Landgerich tsrath, Magdeburgerstr. 10. 

15. Dr. Bassenge, Regierungsrath, Grunewald, Caspar Theysastr. 6. 

16. Bauer, Rechtsanwalt, Chansseestr. 111. 

17. Dr. Bau mann, Rechtsanwalt, Neue Friedrichstr. 50. 

18. Dr. Baumert, Rechtsanwalt zu Spandau. 

19. Benda, Georg, Rechtsanwalt, Mauerstr. 80. 

20. Bereut, Albert, Rechtsanwalt, Rönigstr; 55. 

21. Dr. B^ringuier, Amtsgerich tsrath, Schlegelstr. 27. 

22. Berliner, Rechtsanwalt, Rurstr. 41/42. 

23. Berner, Rammergerich tsrath, Joachimsthalerstr. 29. 

24. Betcke, Amtsrichter, Blücherstr. 42. 

25. Boisly, Landger ich tsrath, Eislebenerstr. 14. 

26. Dr. Borchardt, Oscar, Gerichtsassessor a. D., Französischestr. 32. 

27. Dr. Bornhak, Professor und Amtsrichter, Blücherplatz 1 (Bibliothekar). 

28. Dr. Braun, Jnstizrath und Director der Meininger Hypothekenbank, Derff lingerstr. 8. 

29. Dr. Brück, Amtsgerichtsrath, Potsdamerstr. 103a. 

30. Dr. Brück, Wilhelm, Rammergerichts-Referendar, Rurfürstenstr. 83. 

31. Bünger, Landgerichtsrath, Halleschestr. 2. 

32. Dr. Burchard, Johannes, Privatdocent an der Röniglichen Universitftt Berlin, 

RurfÜrstendamm 26. 

33. Burchardt, Amtsrichter, Steglitz, Rothenburgstr. 10. 

34. Burghardt, Landrichter, Spenerstr. 31. 

35. Busch, Rammergerichtsrath, Gneisenaustr. 94. 

36. Dr. Calm, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 37. 

37. Carstens, Rechtsanwalt, Röniggrfttzerstr. 116. 

38. Citron, Landgerichtsrath, Charlottenburg, Uhlandstr. 183. 

39. Cohn, Amtsgerichtsrath, Genthinerstr. 14. 

40. Cohn, Eugen, Rechtsanwalt, Jerusalemerstr. 43. 

41. Cohn, Heinrich, Rechtsanwalt, Hindersinstr. 9. 

42. Dr. Cohn, Oskar, Rechtsanwalt, Landsbergerstr. 39 

43. Cohn I, Rechtsanwalt, Jägerstr. 20. 

44. Cohn, Rechtsanwalt beim Rammergericht, Belle- AUianceplatz 6a. 



>) Nach dem 1. Apnl 1868 sind beigetreten: 

Dr. Friedeberg, Edmund, GeriobtsassesBor, Unter den Linden 42. 
Dr. Friedemann, Jtutisrath, Potsdamerstr. 128. 
Dr. Soheffler, Reobtsanwalt nnd Notar, Sobfltsenstr. 46/47. 
Dr. Stier-Somlo, Frits, Oeriobtsassessor, Hardenbergstr. 4/S. 
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46. Dr. Going, Kammergerichts-Senatspräsideiit, Kalckreathstr. 9. 

46. Dr. Crome, Professor, Knesebeokstr. 8/9. 

47. Cromo, Bechtsanwalt und Notar, Belle- AUiancestr. 91. 

48. Dr. Dambach, Excellenz, Raiserl. Wirkl. Geheimer Rath, vortragender Rath im 

Reichspostamt and Professor der Rechte, Mitglied des Herrenhauses und 
Kronsyndicns, Potsdamerstr. 86.') 

49. Dr. Damme, Raiserl. Regieningsrath, Eislebenerstr. 10. 

50. Dr. Danziger, Rechtsanwalt, Rönjgstr. 63/54. 

51. Deegen, Max, Amtsrichter, Matthftikirchstr. 16. 

52. Delbrück, Landgerich tsrath, Gr.-Ldchterfelde, Stemstr. 15. 

53. Dr. Dernburg, Geheimer Justizrath, Professor der Rechte, Mitglied des Herren- 

hauses, Westend, Rirschen-Allee 23. 

54. Deutsch, Handelsrichter, Matthäikirchstr. 24. 

55. Dove, Landgerichtsrath, Syndicus der Raufmannschaft, Charlottenburg, 

Savignyplatz 11. 

56. Dr. Drabert, Landrichter, Paulstr. 28. 

57. Drenkmann, Excellenz, Wirkl. Geheimer Rath, Präsident des Rammergerichts, 

Mitglied des Herrenhauses und Rronsjndicas, Schönebergerstr. 9. 

58. Dr. Ebbecke, Rammergerich tsrath, Wittenbergplatz 3 a. 

59. Dr. Eck, Geheimer Justizrath, Professor der Rechte, Maassenstr. 26 (erster 

Stellvertreter des Vorsitzenden). 

60. Dr. Eck, Walther, Gerichtsassessor, Maassenstr. 26. 

61. Dr. Eger, Georg, Regiemngsrath, Rauehstr. 5. 

62. Dr. Eisen mann, Rechtsanwalt, Chausseestr. 2. 

63. El 1er, Landrichter, Rleiststr. 16. 

64. Dr. Eisbach, Alwin, Rechtsanwalt, Französischestr. 24. 

65. Euchel, Justizrath, Potsdamerstr. 52. 

66. Feist, Richard, Gerieh tsassessor, Alsenstr. 12. 

67. Dr. Feilsch, Landgerichtsdirector, Stromstr. 36. 

68. Dr. Fla tau, Ludwig, Rechtsanwalt, Dorotheenstr. 22. 

69. Flatow, Rechtsanwalt, Ranonierstr. 40. 

70. Fleischmann, Landgerichtsrath, Wichmannstr. 6 (Ordner). 

71. Frftnkel, Amtsrichter, Marburgerstr. 7. 

72. Frftnkel, Amtsrichter a. D., Rurfürstenstr. 62. 

73. Friedheim, Staatsanwalt, Calvinstr. 22. 

74. Dr. Friedländer, Amtsrichter a. D., Director der Norddeutschen Grnnd-Credit- 

Bank, Weimar, Bürgerschulstr. 3 b. 

75. Friedlftnder, Siegmnnd, Rechtsanwalt und Notar, Holzmarktstr. 68. 

76. Dr. Friedmann, Amtsrichter, Lutherstr. 4. 

77. Fritze, Geheimer Justizrath und vortragender Rath im Justizministerium, 

Wormserstr. 4 

78. Dr. Fuchs, Eugen, Rechtsanwalt am Rammergericht, Grossbeerenstr. 9. 

79. Fuchs, Eugen, Rechtsanwalt, Französischestr. 13. 

80. Fuchs, Max, Rechtsanwalt, Zimmerstr. 6/6. 

81. Germershausen, Landgerichtsdirector, Rurfürstenstr. 118. 

82. Gerschel, Rechtsanwalt, Eichhomstr. 8. 

83. Dr. Gierke, Geheimer Justizrath, Professor der Rechte, Charlottenburg, Carmer- 

Strasse 12. 

84. Glatzel, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 39. 

85. Goldmann, Eduard, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 39. 

86. Dr. J. Goldschmidt, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Französischestr. 32. 

87. Dr. V. Gordon, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Friedrichstr. 86. 

*) Am 18. Mai 1809 verstorben. 
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88. Dr. Gotthelf, Rechtsanwalt, Jägerstr. 19. 

89. Grabower, Rechtsanwalt und Notar, Kaiser Wilhelmstr. 2. 

90. Dr. Gradenwitz, Professor an der Universität Königsberg i. Pr. 

91. Grell ing, Ernst, Rechtsanwalt, Molkenmarkt 12/13. 

92. Dr. Gambinner, Landgerich tsratb, Bulowstr. 44. 

93. Gutbrod, Kaiserl. Director im Reichsjastizamt, Derfflingerstr. 6. 

94. Gnttfeld, Rechtsanwalt, Königstr. 27. 

95. Guttmann, Jnlins, Rechtsanwalt, Alexanderstr. 28a. 

96. Haagen, Jnstizrath, Rechtsanwalt und Notar, Taubenstr. 42. 

97. Haenschke, Amtsrichter zu Potsdam, Bftckerstr. 7, I. 

98. Haenschke, Carl, Rechtsanwalt, Brüderstr. 4. 

99. Dr. Halle, Rechtsanwalt, Kronenstr. 56. 

100. Dr. Halpert, Rechtsanwalt, Neue Friedrichstr. 76. 

101. Hamburger, Karl, Rechtsanwalt, Lindenstr. 76. 

102. Hannemann, Paul, Landrichter, Kurfürstendamm 237. 
108. Harmuth, Kammergerich tsrath, Passauerstr. 41. 

104. Dr. Harnier, Geheimer Justizrath, Passauerstr. 4. 

105. Dr. Hartmann, Amtsrichter, KurfUrstenstr. 108. 

106. Hauchecorne, Landgerichtsrath zu Charlottenburg, Leibnizstr. 13. 

107. Hausmann, Rechtsanwalt, Bnrggrafenstr. 11. 

108. Dr. Heck, ord. Professor der Rechte zu Halle a. 8. 

109. Dr. Hei mann, Alfred, Rechtsanwalt, Wilhelmstr. 88. 
HO. Heinitz, Ernst, Rechtsanwalt, Mohrenstr. 56. 

111. Heinitz, Franz, Rechtsanwalt, Victoriastr. 5. 

112. Henry, Landgerichtsrath, HohenzoUernstr. 12. 

113. Herrmann, Maximilian, Gerichtsassessor a. D., Kurfürstenstr. 14. 

114. Dr. Herz, Kaiser!. Geheimer Admiralitätsrath, vortragender Rath im Reichs- 

Marine-Amt, Steglitz, Humboldtstr. 16. 

115. Dr. Heymann, Rechtsanwalt und Notar, Charlottenstr. 33a. 

116. Dr. Hilse, Karl, Sjndicus der Grossen Berliner Pferde-Eisenbahn- Actiengesell- 

Schaft, Königgrfttzerstr. 61. 

117. Dr. Hirsch, Paul, Landrichter, Rankestr. 6. 

118. Dr. Hirsch, Landrichter, Schaperstr. 34. 

119. Dr. Hoff mann, Kaiserl. Geheimer Ober-Regierungsrath, vortragender Rath im 

Reichs-Justizamt, Courbi^restr. 10. 

120. Hoffstädt, Rechtsanwalt, Jägerstr. 70. 

121. Dr. Holtgreven, Geh. Oberjustizrath, vortragender Rath im Justizministerium, 

Bayreutherstr. 4 

122. Holz, Rechtsanwalt, Behrenstr. 27. 

123. Dr . L. J a c o b i , Justizrath, Professor der Rechte, Charlottenburg, Knesebeckstr. 18/19. 

124. Jacobsohn, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 128. 

125. Jäger, Landrichter, Altonaerstr. 19. 

126. Jastrow, Amtsgerichtsrath, Müllerstr. 159a. 

127. Dr. Joachim, Rechtsanwalt, Königgrätzerstr. 65. 

128. Jonas, Rechtsanwalt und Notar, Steglitzerstr. 66. 

129. Irmler, Rechtsanwalt und Notar, Kanonierstr. 17—20. 

130. Dr. Jungk, Kammergerichtsrath, Wartenburgstr. 21. 

131. Kade, Landrichter, Neue Winterfeldtstr. 45. 

132. Dr. Kahl, Geheimer Justizrath, Professor der Rechte, Kurfürstenstr. 114. 

133. Kali seh er, Landgerichtsrath zu Landsberg a. W., Bergstr. 17. 

134. Kall mann, Felix, Rechtsanwalt, Potsdamerstr. 20. 

135. Dr. Kanold, Landrichter, Speneretr. 24 
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136. Dr. KatB, Edwin, Rechtsanwalt, FraniötischMtr. 14. 

137. Kais, Leopold, Bechtsanwalt, Königstr. 45. 

138. Katz I, Rechtsanwalt und Notar, Alexanderstr. 2. 

139. Dr. Kaufmann, Gerichtsassessor und Privatdooent an der Universität, Nettelbeck- 

strasse 5. 

140. Kaufmann, Felix, Jastisrath, Jttdenstr. 51/52. 

141. Dr. Keyssner, Geheimer Justizrath, Kammergerich tsrath, Lützowstr. 66. 

142. Kindel, Kammergerich ts-SenatsprIsident, Bayreutherstr. 23. 

143. Dr. Koch, Ezcellenz, Kaiserl. Wirkl. Geheimer Rath, Präsident des Reichsbank- 

Directoriums, Kronsyndicus und Mitglied des Herrenhauses, Oberwall- 
strasse 10/11 (Vorsitzender). 
144 Koch, Amtsrichter, Luckau. 

145. Dr. jur. et phil. Köbner, Gerichtsassessor, Magdeburgerstr. 3. 

146. Dr. Köhne, Amtsgerichtsrath, Potsdamerstr. 73a. 

147. Dr. Koffka, Kammergerichtsrath, Lntherstr. 45. 

148. Koffka, Emil, Rechtsanwalt und Notar, Kronenstr. 68. 

149. Dr. Kohl er, ord. Professor der Rechte, Landgrafenstr. 4. 

150. Dr. Korn, Alfred, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 238. 

151. Kraft, Rechtsanwalt, Potsdamerstr. 122c. 

152. Dr. Kram er, Gerichtsassessor, Elssholzstr. 3. 

153. Dr. Kronecker, Kammergerichtsrath, KurfOrstendamm 241, II. 

154. Kronecker, Walter, Gerichtsassessor, Winterfeldtstr. 32. 

155. Dr. Küntzel, Wirklicher Geheimer Ober- Justizrath, Präsident des Ober-Landes- 

gerichts zu Marienwerder. 

156. Dr. Kuttner, Landrichter, Passauerstr. 2.') 

157. Dr. Lachmann, Edmund, Rechtsanwalt, Bendlerstr. 9. 

158. Dr. Landau, Rechtsanwalt, Jägerstr. 58. 

159. Laubhardt, Amtsgerich tsrath, Zehlendorf, Prinz Handjerystrasse. 

160. Lau 4, Rechtsanwalt am Kammergericht, Kochstr. 9. 

161. Dr. Leb in, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Friedrichstr. 44. 

162. Lehwess, Kammergerichts-SenatsprSsident, Ansbacherstr. 5. 

163. Dr. Lopa, Kammergerichtsrath, KurfOrstenstr. 142. 

164. Dr. Leske, Geh. Justizrath, vortragender Rath im Justizministerium, Würzburg- 

strasse 19. 

165. Lesse, Gek. Justiarath, Rechtsanwalt und Notar, Kanonierstr. 17—20. 

166. Lettgau, Geh. Ober-Justizrath, Kammergerichts-Senatspräsident, Ulmenstr. 1. 

167. Levin, Louis, Amtsrichter zu Wusteriuuisen a. D. 

168. Leyy, Leopold, Gerichtsassessor, Belle- Allianceplatz 4. 

169. Dr. jur. Leyy, Redacteur der Vossiscfaen Zeitung, Breitestr. 8. 

170. Lewek, Rechtsanwalt, Kalkberge-Rttderadorf: 

171. Dr. Liepmann, Geriehtsasseseor, Joachims^iderstr. 9. 

172. Lilienthal, Rechtsanwalt, Neue Friedrichstr. 49. 

173. Lindenberg, Landgerichtsdirector, Schöneberg, Hauptstr. 1. 

174. Lion, Landgerichtsrath, Magdeburgerplati 1. 

175. Dr. Lipman-Wulf, Franz, Rechtsanwalt, Herwartfastr. da. 

176. Dr. Lisco, Geh. Ober-Justizrath, vortragender Rath im Justizminiaterium, Land- 

grafenstr. 8. 

177. Lisiecki, Amtsgerichtsrath, Würzburgstr. 20. 

178. Dr. Löyinsoa, Rechtsanwalt, Potsdamerstr. 112a. 

179. Loewe, Paul, Rechtsanwalt zu Spandau. 

180. Loewe, Landgerichtsral^, Wiehmannstr. 19. 

IBl. Dr. Löwenfeld, Willy, Rechtsanwalt, ^thtAOwerstr. 106. 

') Verstorben. 
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182. Löwenthal» Max, Rechtsanwalt, Jägerstr. 11. 

183. Dr. Loewy, Paul, Landgerichtsrath, Lessingstr. 5. 

184. Lud icke, Paul, Rechtsanwalt, Spandau. 

185. Magnus, Rechtsanwalt, Hftndelstr. 16. 

186. Dr. Magnus, Landgerichtsdirector, Grunewald, Cronbergerstr. 15. 

187. Mankiewitz, Georg, Rechtsanwalt, Jttdenstr. 51/52. 

188. Marcus e, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 33. 

189. Marcuse, Amtsgerichtsrath, Bülowstr. 100. 

190. Dr. Marcuse, Hugo, Rechtsanwalt, An der Spandauerbrttcke 7. 

191. Dr. Marwitz, Bruno, Rechtsanwalt, Genthinerstr. 40. 

192. Marwitz, Landrichter zu Charlottenburg, Joachimsthalerstr. 10. 

193. Mende, Landrichter zu Guben. 

194 Dr. F. Meyer, Landgerichtsrath, Lützow-Ufer 32. 

195. Meyer, Landesrath, Eurfttrstenstr. 113. 

196. Dr. Minden, Georg, Gerichtsassessor, Syndicus des Berliner Pfandbriefamts, 

Tempelhofer Ufer Ib. 

197. Dr. Misch, Emil, Rechtsanwalt, Königstr. 31. 

198. Moll, Herrmann, Landgerichtsrath, Rurfürstenstr. 98. 

199. Dr. Moll, Heinrich, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Karlsbad 26. 

200. Mügel, Geh. Justizrath, vortragender Rath im Justizministerium, Eleiststr. 25. 

201. Dr. Mühsam, Benno, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 57. 

202. Dr. Mühsam, Georg, Rechtsanwalt, Mohrenstr. 37. 

203. Mugdan, Eammergerichtsrath, Grossbeerenstr. 81. 

204 Nausester, Landgerichtsrath, Charlottenburg, Marbnrgerstr. 16. 

205. Dr. Nelke, Hugo, Rechtsanwalt, Wilhelmstr. 51. 

206. Dr. Nelson, Heinrich, Rechtsanwalt beim Königlichen Kammergericht und Notar, 

Charlottenstr. 35 a. 

207. Dr. Neuhaus, Amtsgerichtsrath zu Spandau. 

208. Dr. Neumann, Rechtsanwalt beim Kammergericht, Potsdamerstr. 118. 

209. Neumann, Rechtsanwalt, Oranienstr. 142. 

210. Neu mann, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar zu Spandau. 
.211. Neu mann, Oskar, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 56. 

212. Dr. Obern eck, Herm., Rechtsanwalt, Friedrichstr. 195. 

213. Dr. Oertmann, Paul, Professor a. d. Universität, Colonie Grunewald, Königs- 

Allee 34. 

214 Peters, Ober-Verwaltungsgerichtsrath, Kurfürstendamm 212. 

215. Dr. Petong, Rechtsanwalt zu Spandau. 

216. Dr. Philippi, Amtsgerichtsrath, Lessingstr. 12. 

217. Posner, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 12. 

218. Dr. P reu SS, Privatdocent, Wannsee bei Potsdam, Villa am See. 

219. Dr. Prien, Seeamtspräsident a. D., Charlottenbnrg, Goethestr. 81. 

220. Rabe, Kammergerichtsrath, Augsburgerstr. 34 

221. Rausnitz, Julius, Rechtsanwalt, Charlottenstr. 28. 

222. Reinberger, Rechtsanwalt, Stralauerstr. 33. 

223. Rhenius, Regierungsrath, Tauenzienstr. 3. 

224. Dr. Riedel, Amtsgerichtsrath, Schöneberg, Heinrich Kiepertstr. 2 (Stellvertreter 

des Schriftführers). 

225. Dr. Riesser, Justizrath, Director der Bank für Handel und Industrie, Schinkel- 

platz 1/2 (Schatzmeister). 

226. Rietze, Landgerichtsrath, Dt.- Wilmersdorf, Brandenburgischestr. 67/68. 

227. Ring, Landgerichtsrath, Schöneberger Ufer 46. 

228. Rippner, Rechtsanwi^lt, Taubenstr. 44 
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229. Dr. Roedenbeck, RammergericKtsrath, Pallasstr. 14. 

230. Rosenberg, Hugo, Rechtsanwalt am Rammergericht, Rommandantenstr. 56. 

231. Dr. Rosenberger, Arthur, Qeriehtsaasessor, Friedriehstr. 108. 

232. Dr. Rothe, Rechtsanwalt, Röniggratzerstr. 60. 

233. Dr. Ruh bäum, Ober-Verwaltnngsgerichtsrath, Bayrentherstr. 17 a. 

234. Dr. Salomon, Rechtsanwalt beim Rammergericht^ Lindenstr. 66. 

235. Dr. Salomonsohn, Arthur, Rechtsanwalt a. D., Geschäftsinhaber der Disconto- 

^Gesellschaft, Belleynestr. 2, II. 

236. Salomonsohn, Rechtsanwalt nnd Notar a. D., Alsenatr. 9. 

237. Dr. Samter, Rechtsanwalt nnd Notar, Charlottenstr. 57. 

288. Schachian, Julius, Rechtsanwalt, Hinter der katholischen Rirche 1. 

239. Schaeffer, Staatsanwalt, Augsburgerstr. 65. 

240. Seheff, Fritz, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 109. 

241. Schepers, Senatsprftsident, Bülowstr. 67. 

242. Dr. Schlauch, Walter, Charlottenburg, RurfOrstendamm 28. 

243. Schlesier, Amtsrichter, Hafenplatz 8. 

244. Dr. Schneider, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 101/102. 

245. Schroeder, Georg, Gerichtsassessor, Bernau. 

246. Schnitze, Rammergerichtsrath, Calvinstr. 13a. 

247. Schnitzenstein, Ober- Verwaltungsgerich tsrath, Motzstr. 86. 

248. Dr. Seckel, Emil, Priyatdocent a. d. Universität, Courbi^restr. 12. 

249. Seeler, Hugo, Rechtsanwalt, Friedriehstr. 131. 

250. Dr. Seligsohn I, Rechtsanwalt und Notar, Behrenstr. 17 (Schriftführer). 

251. Senff, Rechtsanwalt,. Rronenstr. 24 

252. Siegmann, Gerichtsassessor, Schöne berg. Neue Steinmetzstr. 3. 

253. Dr. Sim^on, Landrichter zu Landsberg a. W. 

254. Dr. Simon, Rechtsanwalt und Notar, Victoriastr. 5. 

255. Simon, Amtsrichter zu Beelitz. 

256. Simonson, Landgerichtsrath, Schöneberger Ufer 37. 

257. Dr. Sobernheim, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Charlottenstr. 33a. 

258. Sonnen feld, Hugo, Rechtsanwalt, Gertrandtenstr. 18/19. 

259. Dr. Sperling, Rammergerichtsrath, Grossbeerenstr. 64a. 

260. Dr. Stadthagen, Julius, Rechtsanwalt, Zimmerstr. 94. 

261. Dr. Starke, Wirklicher Geheimer Ober-Justizrath, Wilhelmstr. 19. 

262. Dr. Staub I, Herm., Justizrath, Charlottenstr. 33. 

263. Steinau, Rechtsanwalt, Friedriehstr. 190. 

264. Dr. Stephan, Raiserl. Regierungsrath, Planufer 8. 

265. Dr. Stölzel, Excellenz, WirkL Geh. Rath, Präsident der Justiz - Prüfungs- 

commission und Honorar-Professor der Rechte, Rronsyndicus und Mitglied 
des Herrenhauses, Bülowstr. 20 a. 

266. Dr. Stranz, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 34. 

267. Strützki, Geh. Justizrath zu Charlottenburg, Rantstr. 146. 

268. Supper, Geh. Ober- Justizrath, yortragender Rath im Justizministerium, Nttm- 

bergerstr. 28. 

269. Techow, Alfred, Magistratsassessor, Oranienburgerstr. 56a. 

270. Teichen, Senator a. D., Syndicns der Disconto-Gesellschaft, Unter d. Linden 35. 

271. Thinius, Rammergerichtsrath, Calvinstr. 20. 

272. Tichauer, Felix, Rechtsanwalt und Notar, Zimmerstr. 61. 

273. Dr. Tiktin, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Taubenstr. 44/45. 

274. Dr. Timme, Amtsrichter, Calvinstr. 4. 

275. Türk, Rechtsanwalt, Zimmerstr. 87. 

276. Ueberhorst, Rammergerichtsrath, Neue Winterfeldtstr. 16. 
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277. Uhles, Kammergerichtnaih, ThiergitfteMtr. 8». 
27a Ule, Jnstisrath, KöniggrfttEerttr. 88. 

279. Dr. Uli mann, Oeheimer Ober-Regienuigsrath, ToHrageader Bath im BOniat^mai 

für Handel nnd Gewerbe, Linkttr. 48. 

280. Veltmann, Reichsgeriohterath m Leipdf. 

281. Vi er haus, Gebeimer Ober-JasÜBrath, yoriragender Raftb im JuaÜBmimaleriiuB, 

Fasanenelr. 96 (iweiter Stellrertreter des Voriiitzenden). 

282. Voigt, Stadtrath, Brückenetr. 15. 

283. Volkmar, Kammergerichtsratb, Begentanstv. 6. 

284. Wach I er, Gebeimer Ober« Josüaratb, Oberstaatsanwalt am Kaamergerichi, 

Ansbaeherstr. 16. 

285. Dr. Wagner, Amtsgerichtsrath, Flemmingstr. 4. 

286. Dr. Waldschmidt, Gerichtsaesessor a. D., Sjadioiis der Union Elektridtäts- 

Gesellschaft, Dorotheenstr. 43/44. 

287. y. Wartenberg, Kammergariehtsrath, 8^6neberg, Heinrich Kiepertstr. 86. 

288. Weber, Landgerichtsrath, Eichhomstr. 11. 

289. Weizsftcker, Amtsrichter, Oranienborg. 

290. Werner, Geheimer Jostizrath, yortragander Balh im Jaftfaministeriam, Latber- 

strasse 48/49. 

291. Werner U, Bechtsanwalt, IfüUerstr. 170. 

292. Wiener, Landrichter, Goseowstr. 4 

298. Wilke, Geheimer Jostizrath, Eichhomstr. 4. 

294. Wilke, Karl, Rechtsanwalt am Kammergericht, Eichhomstr. 4 

295. Dr. Wittkowsky, Bechtsanwalt, Schellingstr. 16. . 

296. Wolff, Amtsrichter, Korftlrstenstr. 119. 

297. Dr. Wolff, Bechtsanwalt am Kammergericht, Ansbacbeistr. 5. 

298. Wolff, Engen, Bechtsanwalt, Potsdamerstr. 26. 

299. Dr. Wolff, Martin, Gerichtsassessor, Hindersinstr. 4. 

300. Wreschner, Bechtsanwalt und Notar, Kommandantenstr. 56. 

301. Wolfram, Kammergeriehtsrath, Bajreatherstr. 2. 

302. Wronker, Bechtsanwalt, Kaiser Wilhelmstr. 49. 

303. Zachariae, Kammergeriehtsrath, Kaiserin Augnstastr. 77. 
304 yon Zar Westen, Geheimer Jnstisrath, Sigismondstr. 1. 



Es wird gebeten, Wohnnngsyerändemngen dem Kanzleirath Meine cke, Schön- 
hauser Allee 173, mitzutheilen. 
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Otto T. Holt«n, Berlin 0. 
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Einundvierzigster Jahres -Bericht 



ober die 



Wirksamlieit der Juristischen Gesellschaft 

ZU Berlin 
in dem VereiiuiJahre 1800— 1000. 



D:'t\ 'j ^ ^''■ 
ie ordentliche Generalversammlung (iStatnt' §§ 17 and 18) fand am 8. April 1899 
statt: ausserdem warde eine aasserordentliche Generalversammlnng am 13. Janaar 1900 
abgehalten. Einschliesslich beider fielen in das Berichtsjahr 9 Sitzungen, in welchen 
rechtswissenschaftliche Vorträge gehalten and rechtswissenschaftliche Erörterungen 
gepflogen sind. 

lieber den Gegenstand der Vorträge ist eu bemerken: 

1. Am 8. April 1899 fol^e auf die Erledigung der Geschäfte der ordentlichen 
Generalversammlung ein Vortrag des Rechtsanwalts Dr. Alfred Korn über 
englische, französische und russische Strafkolonisation. 

2. Am 18. Mai 1899 hielt der Landrichter Kade einen Vortrag tiber den neuen 
Gesetzentwurf, betreffend die Zeugenbeeidigung und die Bestrafung uneidlicher 
falscher Aussagen (sog. lex Salisch). 

3. Am 10. Juni 1899 sprach der Bechtsanwalt Dr. Max Hachenbur^ zu 
Mannheim über die Berücksichtigung des Sittengesetzes im Bürgerlichen 
Gesetzbuch. 

4. Am 21. October 1899 hielt der Rechtsanwalt Julius Magnus einen Vortrag 
über die Reformbestrebungen auf dem Gebiete der gewerblichen Schutzrechte. 

5. Am 11. November 1899 hielt der Professor der Staatswissenschaften, Syndicus 
der Grossen Berliner Strassenbahn Dr. Karl Hilse einen Vortrag über 
unabweisbare Nothwendigkeit zur Ausdehnung der Haftpflicht auf die 
Automobilen. 

6. Am 9. December 1899 sprach der Amtsrichter Burchardt über den Dienst* 
vertrag nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch sowie nach Handels-, Gewerbe- 
und Gesinderecht. 

7. Am 13. Januar 1900 folgte auf die Erledigung der Geschäfte der ausser- 
ordentlichen Generalversammlung der Festvortrag des Geheimrath Professor 
Dr. So hm aus Leipzig über das neue bürgerliche Recht und unsere Aufsaben. 

8. Am 10. Februar 1900 behandelte ein Vortrag des Landgericht srath Dr. A s c h r o 1 1 
die Zwangserziehung Minderjähriger und den hierüber zur Zeit vorgelegten 
preassischen Gesetzesentwurf. 

9. Am 10. März 1900 hielt der Gerichtsassessor Dr. Stier -Somlo einen Vortrag 
über bürgerliches Recht und Staatsangehörigkeit. 

1 
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Das Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetsbachs wurde in ausserordentlicher 
Generalversammlung am 13. Januar 1900 festlich begangen (vergl. S. 83). Dazu waren 
zahlreiche Ehrengftste, u. a. der gegenwärtige und der frühere Jnstizminister, die 
Herren Staatsminister Dr. Schönste dt und Dr. y. Schelling, femer die ordentlichen 
Mitglieder der juristischen FacultAt der Universität Berlin, die Spitzen der hiesigen 
Justizbehörden u. s. w. geladen und erschienen. Das Modell des Pape-Denkmals zu Brilon 
und zu beiden Seiten desselben die Büsten' des am E^cheinen leider verhinderten Ehren- 
mitgliedes Wirklichen Geheimen Eath Dr. Planck und unseres Mitgliedes, des 
Oberlandesgerichts -Präsidenten Dr. Küntzel — dreier um das Zustandekommen des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs hochverdienter Männer — inmitten von Palmen und hohen 
grünen Topfgewächsen schmückten den Hintergrund des Sitzungssaals. Die Ehren- 
gäste nahmen meistens aach an dem nachfolgenden Mahle Theil. 

In dieser Fest -Versammlung wurde beschlossen, die nachstehende Preisaufgabe 
auszuschreiben: 

„Begriff, Wesen und Behandlung der Werthpapiere nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch und dessen Nebengesetzen'' 
unter den im Protokolle vom 13. Januar 1900 (S. 84) angeführten Bedingunp^en. 

Auch wurde in derselben ansserordentlichen Generalversammlung ein ausser- 
ordentlicher Beitrag von 100 Mark zur Ausschmückung der Umgebung des im ver- 
gangenen Jahre entnüllten Pape-Denkmals in Brilon, zu welchem laut Beschlusses vom 
10. April 1897 ein Beitrag von 500 Mark gewährt worden, bewilligt. 

Ein aus Anlass der Feier von einem unserer Mitglieder verlasstes Gedicht folgt 
auf Seite 87. 

Durch das Ableben des Wirklichen Geheimen Raths Dr. Dambach, welcher zu 
den ältesten und verdientesten Mitgliedern der Gesellschaft gehörte (vergl. S. 41), war 
in dem Vorstände der Holtzendorff-Stiftung, in welchem unsere Gesellschaft eine Stelle 
zu besetzen hat, eine Lücke entstanden. Statt seiner wurde in der Sitzung vom 
21. October 1899 der Ober- Staatsanwalt Geheime Ober-Justizrath Wach 1er zum Mit- 
gliede des Vorstandes der Holtzendorff-Stiftung gewählt. 

Schwer betroffen wurde die Gesellschaft durch den Tod des Oberlandesgerichts- 
Präsidenten, Wirklichen Geheimen Ober-Justizrath Dr. Struckmann zu Köln, welcher 
aus Anlass seines 70. Geburtstages in der ordentlichen Generalversammlung vom 
8. April 1899 in Anerkennung seiner hohen Verdienste um die Rechtswissenschaft zum 
Ehrenmitgliede erwählt, jedoch schon am 12. Mai 1899 uns durch den Tod entrissen ist 
(vergl. S. 18). Am 23. März 1829 geboren, auf den Universitäten zu Heidelberg, Berlin und 
Göttingen vorgebildet, ist derselbe im März 1851 in den hannoverschen Staatsdienst 

getreten. Bereits als Obergerichts- Assessor in Hannover hatte er Gelegenheit, auf dem 
rebiete der Civilprozess-Gesetzgebung, nämlich als Secretair der dort damals auf Anlass 
des Bundestages tagenden Commission zur Ausarbeitung eines Civilprozessordnungs- 
Entwurfs, thätig zu sein. Später erwarb sich Dr. Struckmann, nachdem er schon 
1872 zum Ober-Tribnnalsrath in Berlin befördert worden war, als hervorragendes 
Mitglied der nationalliberalen Partei in der sogenannten Reichs-Jnstizcommission ganz 
besondere Verdienste um das Zustandekommen der Reichs -Jastizgesetze. Bei deren 
Inkrafttreten am 1. October 1879 wurde er Präsident des Landgerichts zu Hildesheim, 
1886 zum Oberlandesgerichts-Präsidenten in Kiel befördert und 1887 in gleicher Stellung 
nach Köln versetzt. Diese Stelle an der Spitze der rheinischen Justiz hat er bis an seinen 
Tod auf das Rühmlichste bekleidet. Schriftstellerisch hervorgetreten ist er besonders 
durch den in Gemeinschaft mit unserem Vorsitzenden herausgegebenen, in 7. Auflage er- 
schienenen Commentar zur Civilprozessordnung für das Deutsche Reich. Viel verloren 
haben an ihm vor Allen die rheinischen Juristen, denen er lange Jahre hindurch ein 
leuchtendes Vorbild und ein geliebter Führer gewesen ist, aber auch die ganze deutsche 
Juristenwelt, zu deren ersten und besten Gliedern der Verewigte gezählt hat. 

Ausser den beiden Vorgenannten hatte die Gesellschaft auch das Ableben der Mit- 
glieder Kammergerichtsrath Busch, Landrichter Dr. Kuttner, Seeamts-Vorsitzender a.D. 
Dr. Prien und vor wenigen Tagen noch den Tod eines unserer ältesten und thätigsten 
Mitglieder, des bei zahlreichen Anlässen anregend und belehrend aufgetretenen Professor 
Justizrath Dr. Jacobi, zu beklagen. 

Femer sind in Folge der Verlegung ihres Wohnsitzes ausgeschieden: Professor 
Dr. Crome zu Bonn, Oberlandesgerichtsrath Schäffer zu Breslau, Landgerichts- 
Director Boisly zu Halberstadt, Axatsrichter Siegmann zu Fehrbellin, Rechtsanwalt 
Dr. Petong zu Neu-Ruppin, G^richtsassessor Dr. Eck zu Potsdam; ausserdem sind 
ausgetreten: Senats -Präsident Dr. Going, Geheimer AdmiraUtätsrath Dr. Herz, 
Geheimer Justirath Strützki, Kammergerich tsräthe Wolfram, Harmuth und 
Berner, Amtsgerichtsrath Dr. Berinquier, Amtsrichter Dr. Friedmann und 
Wolff, Rechtsanwalt Dr. Heimann. 
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Dagegen sind als neue Mitglieder der Gesellschaft im abgelaufenen Jahre 
26 Fachgenossen aufgenommen: Geheimer Justizrath Professor Dr. v. Liszt, 
Oberverwaltangsgerichtsrath Professor Dr. y. Martitz, Landgerichts-Präsident Brann, 
Landgerich tsrath Krüger, Amtsgerichtsrath Bernstein, Jnstizrath Dr. Friedemann, 
Amtsrichter Diestel, Landrichter Dr. Engelbrecht, Rechtsanwälte Dr. Scheffier, 
Raphael, Salomon, lUch, Liebenthal, Dr. Beer, Dr. Hirte, Liebrecht, Gwichts- 
aßsessoren Dr. Friedeberg, Dr. Stier-Somlo, Dr. Moll, Nitze, Dr. Diederichs, 
Dr. Glaser, Dr. Weigert, Dr. Salomonsohn, Dr. Goldschmidt, Sjndicus 
Dr. Knappe. 

Für die Bibliothek der Gesellschaft sind Schriften eingegangen von: 

1. dem Notariats verein für Deutschland, 

2. dem Notar, Geheimen Justizrath Dr. jur. Weber zu München, Vorsitzenden des 
Notariatsvereins, 

3. der Schlesischen Gesellschaft für vaterländische Cultur zu Breslau, 

4. der Oberlausitzer Gesellschaft der Wissenschaften zu Görlitz, 

5. der Juristischen Gesellschaft zu Helsingfors in Finnland, 

6. dem Verein der Deutschen Strafanstalts-Beamten, 

7. der Rheinisch -Westfälischen Gefän^issgesellschaft zo Düsseldorf, 

8. der Juristischen Gesellschaft zu Wien, 

9. dem Ehrenmitgliede der Gesellschaft Dr. K. d'Olivecrona, F. D. Justitierad, 
Ehrenmitgliede des höchsten Gerichtshofs zu Stockholm, 

10. der Juristischen Gesellschaft zu München, 

11. der Juristischen Gesellschaft zu Königsberg i. Pr., 

12. dem Ehrenmitgliede, Professor Dr. Meili zu Zürich, 

13. der Juristischen Gesellschaft an der Kaiserl. Universität zu Petersburg, 

14. dem Correspondenten, Professor Dr. Bernardino Alimena zu Cosenza, 

15. der Königlich Norwegischen Universität zu Christiania, 

16. der Society of comparative Legislation zu London, 

17. dem Grossherzoelich Badischen Justizministerium, 

18. dem Mitgliede Rechtsanwalt Dr. Korn, 

19. dem Mitgliede Gerichtsassessor Dr. Stier-Somlo, 

20. dem Reichs-Justizamt, 

21. dem Oberrichter Dr. Meyer von Schauensee zu Luzem, 

22. dem Mitgliede Justizrath UniversitÄts-Professor Dr. Jacobi, 

23. dem Advokaten Mr. J. A. Levy zu Amsterdam, 

24. dem Mitgliede Syndicus Professor Dr. Hilse, 

25. dem Mitgliede Amtsgerichtsrath Dr. Riedel, 

26. dem Correspondenten Staatsanwalt GiacomoPerroni-Ferrantizu Termini 
(Sicilia), 

27. dem Mitteleuropäischen Motorwagen -Verein. 

Das Statut der Gesellschaft, der Bericht des Schatzmeisters und die 
Sitzungsprotokolle sind in den Anlagen I bis III abgedruckt. 

Im Anschluss an den Jahresbericht wird über zwei Institutionen Mittheilung 
gemacht, welche von der Gesellschaft ins Leben gerufen sind und daher in enger 
Beziehung zu derselben stehen (siehe Anlagen IV, V). 

Den Schluss bildet das Mitglieder-Verzeichniss (Anlage VI). 
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I. Anlage. 



Statut der Juristischen Gesellschaft zu Berlin. 



§ 1. In Berlin besteht seit dem 7. Mai 1859 eine den juristisch gebildeten Beamten- 
und Gelehrten-Kreisen angehörige Gesellschaft, deren Zweck es ist, die Rechtswissen- 
schaft zu fördern und den Juristen einen Veremigungspunkt zu gewähren. 

Sie führt die Bezeichnung „Juristische Gesellscnaft zu Berlin^ und hat in dieser 
Stadt ihren Sitz. 

Nach Maassgabe des Generalversammlungs- Beschlusses vom 13. December 1884 
nimmt die Gesellschaft an Stelle des bisherigen Statuts vom 7. Mai 1859 und der 
dasselbe abändernden und ergänzenden Beschlüsse das gegenwärtige Statut als ihre 
Grundverfassung an. 

§ 2. Zur Erreichung des Gesellschaftszweckes werden monatlich — mit Ausschluss 
der Monate Juli, August und September — und zwar möglichst am zweiten Sonnabend 
ieden Monats, Abena-Versammlungen der Mitglieder veranstaltet und in diesen Versamm- 
lungen rechtswissenschaftliche Vorträge gehalten, sowie rechtswissenschaftliche Fragen 
discutirt. Der Vorsitzende bestimmt die Tagesordnung und den Ort der Versammlung 
und erlässt danach die Einladungen an die Mitglieder spätestens drei Tage vor der 
Versammlung durch Aufgabe zur Fost. 

Ueber jede Sitzung wird von dem Schriftführer der Gesellschaft ein Protokoll 
aufgenommen, welches von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer unterzeichnet und 
dessen Inhalt — vollständig oder im Auszuge — veröffentlicht wird. Die Art der 
Bekanntmachung unterliegt dem Ermessen des Vorstandes. 

Nach jeder Sitzung findet ein gemeinsames Abendessen statt. 

Die Bezahlung für das Couvert der Mitglieder ist im Jahresbeitrag (§ 8) enthalten. 

Die Anordnung anderweitiger gemeinschaftlicher Vergnügungen ist dem Vorstande 
überlassen. 

§ 3. Die Mittel, welche der Gesellschaft behufs der Elrreichung des im § 1 Abs. 1 
gedachten Zweckes zur Verfügung stehen, sind: 

a) das sich gegenwärtig auf 8100 Mark Westpreussische vierprocentige Pfand- 
briefe und 300 Mark Preussische Staatsprämien -Anleihe vom Järe 1855 
belaufende Oapitalvermögen, für dessen Belegung der § 39 der Vormundschafts- 
ordnung vom 5. Juli 1875 (G.-S. S. 439) maassgebend ist; 

b) die Beiträge der Mitglieder; 

c) die Bibliotnek der Gesellschaft, welche mit der Königl. Universitätsbibliothek 
vereinigt ist. 

§ 4. Mitglieder der Gesellschaft können nur Deutsche Richter, einschliesslich 
der Handelsrichter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte, Notare, Rechtslehrer an Deutschen 
Hochschulen oder solche Rechtskundige sein, welche mindestens eine juristische Staats- 
prüfung bestanden haben. 

Ueber die Aufnahme von Personen, welche nicht in eine der genannten Elategorien 
gehören, als Mitglied der Gesellschaft, entscheidet der Vorstand der Gesellschaft. 

§ 5. Jedes Mitglied hat das Recht, die Versammlungen der Gesellschaft zu 
besuchen, an den Vorträgen und Debatten, den gemeinsamen Abendessen und ander- 
weiten Vergnügungen, sowie an dem für die Gesellschaft eingerichteten Lesezirkel 
Theil zu nehmen, auch die Bibliothek der Gesellschaft zu benutzen. 
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§ 6. Wer Mitglied der Gesellschaft werden will, hat dies dem Vorsitzenden 
anzuzeigen, welcher ttoer die Anfnahme entscheidet, beziehungsweise im Falle des § 4 
Abs. 2 die Entscheidung des Vorstandes herbeiführt. Die Aufoahme erfolgt durch 
Uebersendung der Eintrittskarte. Zur Ablehnung des Gesuches bedarf es der Zu- 
stimmung des Vorstandes. 

§ 7. Die Einführung von Gästen, welche an einer Sitzung oder dem darauf 
folgenden Abendessen Theil zu nehmen wünschen, ist gestattet. Die Gäste müssen 
jedoch durch das sie einführende Mitglied dem Vorsitzenden der Gesellschaft vor- 
gestellt werden. 

Einheimische, zur Mitgliedschaft befähigte Personen dürfen als Gäste nur einmal 
eingeführt werden. 

§ 8. Der Beitrag zu den Gesellschaftskosten beträgt für jedes Mitglied 20 Mark 
für das Kalenderjahr und wird vierteljährlich im Voraus entrichtet. Im Laufe eines 
Vierteljahres eintretende Mitglieder haben den Beitrag für das ganze Vierteljahr zu 
entrichten. 

§ 9. Jedes Mitglied hat volles Stimmrecht in der Generalversammlung, welches 
jedoch nicht durch Stellvertreter ausgeübt werden darf, und ist in den Vorstand wählbar. 

§ 10. Wer aus der Gesellschaft auszutreten wünscht, hat dies dem Vorsitzenden 
schriftlich anzuzeigen, und zwar, wenn der Austretende von der Zahlung des nächsten 
Viertelj^rsbeitrages befreit sein will, spätestens vier Wochen vor dem Vierteljahrsschlusse. 

Wer mit dem Beitrage wiederholter Aufforderung ungeachtet rückständig bleibt^ 
wird als ein solcher angesehen, der seinen Austritt erklärt hat, und kann nur gegen 
Nachzahlung aller in der Zwischenzeit fällig gewordenen Beiträge wieder eintreten. 
Ob dieser Fall des Austrittes vorliegt, entscheidet der Vorsitzende. 

§ 11. Die Gesellschaft wird geleitet und in allen Angelegenheiten, einschliesslich 
derjenigen Geschäfte, für welche die Gesetze eine Specialvollmacht erfordern, vor 
Behörden und Privatpersonen gegenüber vertreten durch den Vorstand, welcher jedoch 
Substituten für einzelne Geschäfte bestellen darf. 

Der Vorstand besteht aus 7 Mitgliedern, nämlich: 

1. dem Vorsitzenden, 

2. dem Stellvertreter des Vorsitzenden, 

3. dem Bibliothekar. 

4 dem Ordner für die geselligen Zusammenkünfte, 

5. dem Schatzmeister, 

6. dem Schriftführer, 

7. dem Stellvertreter des Schriftführers. 

Zur Lentimation der Vorstandsmitglieder dient ein Zeugniss des Königl. Polizei- 
Präsidiums zu Berlin, welchem deshalb die jedesmalige Wahlverhandlung mitzutheilen ist. 

§ 12. Die Wahl des Vorstandes enolgt alljährlich in der ordentlichen General- 
versammlung (§ 18). 

Die Wiederwahl bisheriger Vorstandsmitglieder ist zulässig. 

§ 13. Urkunden, welche die Gesellschaft vermögensrechtlich verpflichten sollen, 
sind unter deren Namen vom Vorsitzenden und vom Sehatzmeister zu vollziehen; ist 
der Vorsitzende behindert, so geschieht die Vollziehung an seiner Statt durch seinen 
Stellvertreter; ist der Schatzmeister behindert, so geschieht die Vollziehung an seiner 
Statt durch den Schriftführer oder dessen Stellvertreter. Zum Nachweis der Behinderung 
genügt deren Bescheinigung durch den betreffenden Stellvertreter. 

§ 14. Der Vorsitzende oder dessen Stellvertreter leitet die Verhandlungen des 
Vorstandes, sowie alle Versammlungen der Gesellschaft einschliesslich der General- 
versammlungen. 

£jr beruft den Vorstand, so oft dies die Lage der Geschäfte erfordert, oder wenn 
zwei Mitglieder des Vorstandes darauf antragen. Die bezüglichen Einladungen erfolgen 
schriftlich unter Mittheilung der Tagesordnung durch Aufgabe zur Post. 

§ 15. Zur Beschlussfähigkeit des Vorstandes ist die Anwesenheit des Vorsitzenden 
oder dessen Stellvertreters, des Schriftführers oder dessen Stellvertreters und noch 
mindestens eines dritten Mitgliedes erforderlich. 

Die Beschlüsse werden nach der Stimmenmehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Votum des Vorsitzenden. 

§ 16. Der Schatzmeister verwahrt die Gesellschaftskasse einschliesslich der zu 
derselben gehörenden Werthpapiere (§ 3 a) und hat in der ordentlichen General- 
versammlung (§ 18) über die Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Vereinsjahres 
Bechnung zu legen. 

Die laufenden Ausgaben sowie die etwa von der Generalversammlung bewilligten 
ausserordentlichen Beiträge (§ 17 d) sind von dem Vorsitzenden auf die Gesellschafts- 
kasse anzuweisen. 
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§ 17. Zorn aasschliesslichen Geschäffcskreise der Generalversammlung gehören 
folgende Angelegenheiten: 

a) die Wahl des Vorstandes; 

b) die Ausschliessung eines Mitgliedes, welche nur wegen Verlustes der in 
§ 4 bezeichneten Eigenschaften oder wegen Verletzung der Gesellschafts- 
Interessen erfolgen darf; 

c) die Feststellung der Normen über die Benutzung der Bibliothek und des 
Lesezirkels, über die Einführung von Gästen (§ 7) und über die Ver- 
anstaltung gemeinschaftlicher Vergnügungen (§ 2 Abs. 5); 

d) die Bewilligung von ausserordentnchen Beiträgen aus der Gesellschafts- 
kasse zu wissenschaftlichen Zwecken, Denkmälern und dergleichen; 

e) die Dechargirung der Rechnung für das abgelaufene Geschäftsjahr (§ 16); 

f ) die Entgegennahme des vom Vorstände alljährlich in der ordentlichen 
Generalversammlung zu erstattenden und dem Königlichen Polizei-Präsidium 
zu Berlin in zwei Exemplaren einzureichenden Benchts über die Wirksam- 
keit der Gesellschaft; 

g) jede Abänderung des Statuts; 

h) die etwaige Auflösung der Gesellschaft, welche indessen nur von drei 
Viertheilen der erschienenen Mitglieder beschlossen werden kann. In dem 
Auflösungsbeschlusse ist zugleich zu bestimmen, in welcher Weise das 
Gesellschaftsvermögen alsdann verwendet werden soll. 

§ 18. Alljährlich findet in Verbindung mit derjenigen Monatssitzung, welche 
dem 7. Mai — dem Stiftungstage der Gesellschaft — unmittelbar vorangeht, die ordentliche 
Generalversammlung statt. Ausserdem sind ausserordentliche Generalversammlungen 
zu berufen, sobald der Vorstand es für nöthig erachtet oder mindestens zehn Mitglieder 
es bei demselben schriftlich unter Motivirung beantragen. In dem letzteren Falle muss 
die Berufung binnen 6 Wochen erfolgen. 

Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung für die Generalversammlung fest und 
erlässt spätestens 8 Tage vorher die Einladung zu derselben, welche die Tagesordnung 
enthalten muss, an die einzelnen Mitglieder mittels Aufgabe zur Post unter der letzten 
bekannten Adresse des betreffenden Mitgliedes. 

Zum Nachweise, dass die Einladungen vorschriftsmässig erlassen sind, genügt die 
darauf bezügliche mündliche, zu Protokoll zu nehmende Erklärung des Vorsitzenden 
oder dessen Stellvertreters nach &öffhung der Generalversammlung. Eines Nachweises 
der Zustellung bedarf es nicht. 

§ 19. Zur Beschlussfähigkeit der Generalversammlung ist die Anwesenheit von 
fünfzehn GeseUschaftsmitgliedem genügend. 

Hat eine Generalversammlung wegen Beschlussunfähigkeit vertagt werden müssen, 
so ist die demgemäss einzuberufende neue Generalversammlung schon bei der Anwesen- 
heit von mindestens elf Mitgliedern beschlussfähig; es muss jedoch auf diese Folge bei 
der Einberufung ausdrücklidi hingewiesen werden. 

Abgesehen von dem Falle des § 17 h entscheidet einfach absolute Stimmen- 
mehrheit der Erschienenen; bei Stimmengleichheit giebt das Votum des Vorsitzenden 
den Ausschlag. 

Ueber die Form der Abstimmung entscheidet das Ermessen der Versammlung. 

§ 20. Ueber die Verhandlungen der Generalversammlung, sowie über die Ver- 
handlungen des Vorstandes hat der Schriftführer oder dessen Steuvertreter ein ProtokoU 
aufzunehmen, welches von ihm und dem Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter zu 
vollziehen und gleich allen übrigen Schriftstücken der Gesellschaft von dem Vorsitzenden 
oder einem von diesem Beauftragten aufzubewahren ist. 

§ 21. Gegenwärtig und bis zum Schlüsse des laufenden Geschäftsjahres (das 
Geschäiftsjahr beginnt mit dem 7. Mai und endet mit dem 6. Mai des folgenden Kalender- 
jahres) fungiren als Mitglieder des Vorstandes: (es folgen die Namen der sieben Unter- 
schriebenen). 

§ 22. Die Wahl jedes einzelnen Vorstandsmitgliedes ist, sofern die General- 
versammlung nicht anders beschliesst, in einem besonderen Wahlgange zu bewirken. 
Ergiebt sich bei einer Wahl nicht sofort die erforderliche Mehrheit, so sind bei einem 
zweiten Wahlgange nur diejenigen beiden Mitglieder zur engeren Wahl zu bringen, 
für welche vorher die der absoluten Mehrheit am nächsten Kommende Stimmenzahl 
abgegeben worden war. Sind dies mehr als zwei, so müssen sie sämmtlich zur engeren 
Wahl gestellt, und es muss mit letzterer so lange fortgefahren werden, bis sich die 
erforderliche Mehrheit ergiebt. Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet das Loos, 
welches von dein Vorsitzenden gezogen wird. 

§ 23. Scheidet ein Mitghed des Vorstandes, für welches ein Stellvertreter nicht 
vorhanden ist, innerhalb seiner einjährigen Functionsperiode aus dem Vorstande ^ so 
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ist ftlr die Zeit, während welcher dieses Mitglied noch zu fangiren gehabt haben würde, 
eine Er^änzungswahl nach Maass^be der §§ 17 a, 22 zu veranlassen. 

Tritt die Nothwendigkeit einer solchen Ergänzungswahl zu einem Zeitpunkt ein, 
in welchem die Lage der anderweiten Geschäfte nach (fem Ermessen des Vorsitzenden 
die Einberufung einer besonderen Generalversammlung nicht nothwendig macht, so ist 
der Vorsitzende befugt, die Vornahme einer förmlichen Wahl bis dahin, dass aus 
sonstigen Gründen die Einberufung einer Generalversammlung erfolgt, zu verschieben 
und das erledigte Amt einstweilen einem anderen Gesellschaftsmitgliede zu übertragen. 

§ 24. Jeder Berathung über Veränderung der Statuten muss ein von 20 Mit- 
gliedern der Gesellschaft unterzeichneter motivirter Antrag vorhergehen, der dem 
Vorsitzenden zu übergeben ist. Derselbe ist auf die Tagesordnung der nächsten ordent- 
lichen oder einer ausserordentlichen Generalversammlung zu bringen. Zwischen der 
Eiinbringang des Antrags und der Berathung muss jedoch ein Zeitraum von mindestens 
14 Tagen hegen. 

§ 25. Abänderungen des Statuts, welche den Sitz, den Zweck und die äussere 
Vertretung der Gesellschaft betreffen, sowie Beschlüsse, welche die Auflösung der 
Gesellschaft zum Gegenstande haben, bedürfen landesherrlicher Genehmigung. 

Sonstige Statutsabänderungen sind von der Zustimmuüg des Oberpräsidenten 
von Berlin abhängig. 

Berlin, den 13. December 1884.*) 

Koch, von Zur Westen. Dr. Rubo. Fleischmann, von Wilmowski. 
Meyen. Dr. von Kirchbach. 

*) Das Statut vom 7. Mai 1860 war nnterseichnet: 

Dr. Graf Wartensleben. Volkmar. Dr. von HoltzendorfT. SImson. Borchardt. 
C. HIersemenzel. BlQmel. Golz. Hellborn. Jacobl. Joöl. Johl. Rehbein. 

A. HIerBemenzel. Voller. 



Auf Grund des vorstehenden Statuts ist der nachfolgende Allerhöchste Erlass 
ergangen: 

Auf den Bericht vom 25. April d. J. will ich der „Juristischen 
Gesellschaft" in Berlin auf Grund des zurückfolgenden Statuts 
vom 13. December 1884 hierdurch die Eechte einer juristischen 
Person verleihen. 

Berlin, den 7. Mai 1886. 

(gez.) Wilhelm. 
(ggez.) V. Puttkamer. Dr. Friedberg« 

An 
die Minister des Innern und der Justiz. 
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Er8ter Nachtrag 

zu dem 

Statut der Juristischen Gesellschaft zn Berlin 

18. December 1884. 



vom 



7. Mai 1885. 



Hinter dem § 6 werden folgende neue Festsetzungen in das Statut aufgenommen: 
§ 6 a. Auf Vorschlag des Vorstandes können ausserhalb Berlins 
wohnende Rechtskundige, welche sich um die Rechtswissenschaft verdient 
gemacht haben, durch Beschlnss der Gesellschaft zu Ehrenmitgliedern der- 
selben ohne die Rechte und Pflichten der ordentlichen Mitglieder ernannt 
werden. 

Die Gesellschaft wird es sich zur Ehre rechnen, wenn die Ehren- 
mitglieder an ihren Vereinigungen gelegentlich theilnehmen und sich bei 
ihren Arbeiten betheiligen. 

Berlin, den 3. April 1886. 

Der Yorstand der Jarlstiselieii Gesellsehaft. 

Koeh| yon Zur Westen, Bubo, Fleischmann, 

Vorsitiender. Stellyertreter des Vorsitzenden. Bibliothekar. Ordner. 

y. Wilmowski, Meyen, y. Kirohbaohi 

Sciiatsmeieter. SohriftfUhrer. Stellvertreter dee Sobriftffthrert. 



Dem vorstehenden ersten Nachtrag vom S.April 1886 zu dem Statute der Juristischen 
Gesellschaft zu Berlin vom --y^^^g^^ wird hierdurch die Genehmigung ertheilt. 
Potsdam, den 15. Juni 1886. 

Der Oberpr&sident der Prorinz Brandenbarg. 

Staatsminister 

(gez.) Aohenbaoh. 
Oen« 
0. P. 
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Zweiter Nachtrag 

zu dem 

Statnt der Juristischen Gesellschaft zn Berlin 

18. December 1884. 



vom 



7. Mai 1885. 



a) § 11 Abs. 2 dahin zu ändern: 

„Der Vorstand besteht aus 8 Mitgliedern, nftmlich: 

1. dem Vorsitzenden, 

2. dem ersten Stellvertreter des Vorsitzenden, 

3. dem zweiten Stellvertreter des Vorsitzenden, 

4. dem Bibliothekar, 

5. dem Ordner für die geselligen Zusammenkünfte, 

6. dem Schatzmeister, 

7. dem Schriftführer, 

8. dem Stellvertreter des Schriftführers.** 

b) hinter § 11 einzufügen: 

§ IIa. Der Vorsitzende wird in Behinderungsfällen durch den ersten 
Stellvertreter, und wenn dieser ebenfalls behindert ist, durch den zweiten 
Stellvertreter des Vorsitzenden vertreten. 

Berlin, den 8. April 1893. 

Der Torstand der Jnristisehen Oesellsehaft. 

Dr. Koch, Iiesse, E. Bubo, Fleischmann, 

VonitBender. Stellvertreter des Yorsitsenden. Bibliothekar. Ordner. 

y. Wilmowskii v. Xirohbaoh, Seligsolm, 

Sohatsmeiater. SchriftftÜirer. Stellvertreter dee Sohriftftkhrers. 



Hierzu ist durch den nachfolgenden Allerhöchsten Erlass die Genehmigung 
ertheilt: 

Auf Ihren Bericht vom 28. Juni d. J. will Ich dem in 
Ausfertigung zurückfolgenden zweiten Nachtrage vom 8. April 
1893 zu dem Statute der „Juristischen Gesellschaft** in Berlin 
vom 13. December 1884 hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 
Der 33. Jahresbericht über die Wirksamkeit des genannten Vereins 
ist gleichfalls wieder beigefügt. 

Neues Palais, den 10. Juli 1893. 

(gez.) Wilhelm B. 

(ggez.) Qraf Eulenburg. v. Schelling. 

An 
den Minister des Innern and den Jnstizminister. 



O. P. 104. a OB. 
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IL Anlage. 



Die Kasse der Gesellschaft. 

Die Jahresrechnung vom 1. April 1899 bis dahin 1900 weist nach: 

Einnahme. 



Tit. I. 

Tit. n. 
Tit. m. 

Tit. IV. 



Bestand aus der früheren Jahresrechnung . . 

Beiträge der Mitglieder 

Zinsen vom Kapitalvermögen 

Angekaufte Effecten 

Summa 

A.usgabe. 



bt -Einnahme 
Effecten Baar 



%mA 



19100 



5900 



2Ö000 - 



%mA 



9031 

6162 

867 



90 



95 



16061 85 









Ist -Ausgabe 








JU J 


^ 


Tit. I. 


Ausgaben für wissenschaftliche Zwecke . . . 




389 




Tit. n. 


Kanzlei-, Druck- und Porto- etc. Auslagen . . 




1498 


85 


Tit. m. 


Für gesellige Zwecke 




1899 25 


Tit. IV. 


Für Ankauf von Effecten 




5499 05 


Tit. V. 


Beiträge und Unterstützungen . 




350 


— 


Tit. VI. 


Zur Pape-Feier , 




356 


60 












Summa 


9 992 


75 



Absohluss der 41. Jahresrechnung. 

Effecten Baar 

Einnahme 25 000,— JL 16 061,85 JU 

Ausgabe — 9 992,75 „ 



Bestand am 1. April 1900 25 000,— JL 



6069,10 JU 



Der Schatzmeister: 

Dr. Riesser, Justizrath. 
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327. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 8. April 1899, im Grand Hotel de Rome. 



Bei Verhindemng des Vorsitzenden nnd seines ersten Stellvertreters eröffnete 
der zweite Stellvertreter, Geheimer Ober-Jostizrath Vierhans, die ordentliche General- 
yersammlnng nach § 18 des Statuts mit dem entsprechenden Hinweise nm 7'/« Uhr 
Abends. Er stellte fest, dass die die Tagesordnung enthaltenden Einladungen an 
sftmmtliche Mitglieder der Gesellschaft unter deren letzter bekannten Adresse vor 
länger als acht Tagen zur Post gegeben seien. 

Zu Punkt 1 der Tagesordnung erstattete der zweite Stellvertreter des Vorsitzenden 
den Jahresbericht. 

Za Punkt 2 verlas er den Bericht des durch Krankheit behinderten Schatzmeisters, 
Jostizrath Dr. Riesser, dem die Versammlung Entlastung ertheilte. 

Za Punkt 3 erstattete der Bibliothekar, Amtsrichter Professor Dr. Bornhak, 
den Bericht ttber die Bibliothek. 

Zn Punkt 4 wurde auf Antrag des Oberstaatsanwalts Wach 1er beschlossen, dem 
froheren Schriftfahrer der Gesellschaft, Landgerichtsrath a.D. Dr. v. Kirchbach, für 
gehabte Auslagen eine Entschädigung von 200 Mark zu bewilligen. 

Zu Punkt 5 wurde durch Acdamation beschlossen, dem langjährigen früheren 
Mitgliede, Oberlandesgeriehts- Präsidenten Dr. Strnckmann zn Köln, welcher am 
23. März d. J. unter allseitiger Theilnahme seinen 70. Geburtstag gefeiert hat, die 
Ehrenmitgliedschaft der Gesellschaft anzutragen. 

Zn Punkt 6 wurde auf Antrag des Oberstaatsanwalts Waehler beschlossen, 
die bisherigen Mitglieder des Vorstandes durch Acclamation wiederzuwählen. 

Zn Punkt 7 der Tagesordnung, Vortrag des Rechtsanwalts Dr. Korn, wurde 
ein besonderes Protokoll aufgenommen. 

a. u. s. 

Vierhaus. Bornhak. 



Fortsetzung des Protokolls vom 8. April 1899. 

Nach Erledigung des geschäftliehen Theiles hielt der Rechtsanwalt Dr. Alfred 
Korn den Vortrag: 

^lieber englische, französische und russische Strafkolonisation''. 

Hierin führte er im Wesentlichen Folgendes aus: 

Unter einer Strafkolonie im engeren Sinne würde eine Kolonie zu verstehen 
sein, die ausschliesslich für Strafgefangene bestimmt ist, mit Ausschluss der freien 
Bevölkerung. Sie wäre möglich, wenn ein unbewohntes Land gesetzlich nur für die 
Strafgefangenen reservirt wttrde. Eine solche reine Strafkolonie ezistirt aber nicht 
und hat nie ezistirt, weil die unbestraften Einwanderer nicht hinter die bestraften 
zurückgesetzt werden können. Aber eine nahezu reine Strafkolonie kann — factisch — 
dadurch hergestellt werden, dass ein möglichst entlegenes und abschreckendes Land 
für die StiHflinge gewählt wird. Daher smd die Strafkolonien alle sehr abseits vom 
Weltverkehr gewählt und fast alle auch durch ihr Klima wenig einladend. 
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Zwei Hauptursaehen führten sur Begründnng von Strafkolonien: der Mangel 
an Gefängnissen und der Besitz grosser Landstrecken ohne genügende Bevölkerung. 
Der Gedanke, die überschüssigen Strftflingsmassen zur Bevölkerung der unbewohnten 
Gebiete zu benutzen, lag nahe; England, Russland, Frankreich führten ihn aus. Wo 
Strafkolonien entstanden, waren und sind sie immer ein Ersatz für die fehlenden 
Gefängnisse im Inlande und die fehlende freie Einwanderung in der Kolonie. Daraus 
folgt, dass die Strafkolonien nur vorübergehende Existenz haben. Ist nun diese 
Surrogat-Kolonisation im Stande, den Strafvollzug im Inlande und die freie Kolonisation 
zu ersetzen? Die Erfahrungen der verschiedenen Völker stimmen dahin überein, dass 
keine Strafkolonie dieses vermocht hat. Lassen wir jetzt die verschiedenen Straf- 
kolonien an unserem geistigen Auge vorüberziehen. 

England hat 100 Jahre lang planlos Sträflinge nach Nord-Amerika geschickt, 
ehe es, gezwungen durch den Unabhängi^keits-Krieg (1775), zur Begründung einer 
Strafkolonie in dem damals (1787) neu entdeckten Australien schritt. Es lag völlig 
entlegen, unbewohnt, lockte Niemand. Unter energischen Gouverneuren mit un- 
beschränkter Macht gelanff es, durch die Arbeit der Sträflinge Städte zu gründen, 
Wege zu bauen, Landstellen in grosser Zahl anzulegen. Gleichwohl war Australien, 
so lange es reine Strafkolonie war, ein ödes und gemiedenes Land. Die Oriminalität 
war sehr hoch, sechs mal so gross im Verhältniss als in EIngland.. Entlaufene Ge- 
fangene führten einen fortwährenden Kampf gegen die Ansiedler; Neu-Süd- Wales und 
Vandiemensland galten als Räuberhöhlen; letzteres sah 1847 — 50 einen blutigen Krieg 
zwischen den freien Ansiedlem und den Sträflingen. Wenn trotzdem ein Theil der 
Deportirten zu wohlhabenden Ansiedlern wurde, so waren besonders günstige Umstände 
dafür maassgebend: 

1. Die Zusammensetzung der Deportirten. Es waren nicht nur Gewohnheits- 
verbrecher, sondern Gelegenheits- Verbrecher. Es genügte einfacher Diebstahl, 
sogar Felddiebstahl, zur Deportation. Dieser bessere Theil der Deportirten 
leistete etwas, daneben angesiedelte Soldaten und Beamte, während die Ge- 
wohnheitsverbrecher versagten und theils gehängt, tbeils in Gefängnisse 
gesperft oder in Eisen gelegt wurden. 

2. Klima und Boden waren sehr förderlich. 

3. Der Verkehr mit der Heimath war sehr beschränkt. 

Als aber bekannt wurde, dass Australien grosse Reichthümer biete, insbesondere 
Goldfelder (1851), begann erst die Entwickelung zu einer nutzbringenden Kolonie 
durch freie Einwanderung. Die Deportation wäre nie im Stande gewesen, Australien 
zu bevölkern. Die freie flinwanderung machte ihr ein Ende; schon 1840 hörte Neu- 
Süd- Wales auf, Strafkolonie zu sein (obwohl selbst noch 1839 für Deportation), 1851 
definitiv; 1854 wurde Vandiemensland frei. 

Nur Westaustralien erhielt (1850-68) noch gegen 10000 Sträflinge. Aber 
trotz grosser Gefängnisse in Freemantle und guter Behandlung der nicht Elingesperrten 
entwichen diese nach den Goldfeldern, so dass die anderen Kolonien im Interesse 
ihrer eigenen Sicherheit 1868 Einstellung der Deportation erzwangen. 

Der Widerstand der australischen Kolonien gegen die Fortsetzung der Depor- 
tation war kein unberechtigter, nur auf verletzter National-E^telkeit beruhender, 
sondern hatte seinen Grund m den schweren socialen Schäden, welche die Ansammlung 
der Sträflinge und Strafentlassenen verursachte. Der sclavenähnliche Zustand der 
Straf linee hatte ähnliche Erscheinungen zur Folge wie die Sclaverei selbst: Willkür 
und Genihlsrohheit der herrschenden Klassen, moralische Verderbniss der Beherrschten. 
Die Deportirten-Arbeit machte der freien Arbeit eine schädliche Concurrenz. Die 
zahlreichen Flüchtlinge und rückfälligen Strafentlassenen machten fortgesetzt die Wege 
unsicher und belasteten die Kolonien mit unverhältnissmässig hohen Kosten rar 
Polizei, Gefängnisse und Gerichte. Das Interesse der Selbsterhaltung führte Australien 
zum Kampfe gegen die Straf kolonisation. 

Noch heute unterhält Britisch-Indien eine Strafkolonie auf den Andamanen, 
welche im Jahre 1858 zur Unterbringung kriegsgefangener Hindu-Rebellen angelegt 
wurde. Gegenwärtig sind ca. 12 000 Sträflinge dort untergebracht, keine Europäer, 
sondern Indier, Chinesen, Birmanen und sonstige Farbige, davon (1891) 8075 Mörder, 
1841 Räuber, nur 502 Diebe. Die Lage der Andamanen-Inseln mitten im Bengalischen 
Meerbusen, weit vom Festlande entfernt, macht sie geeignet zur Strafkolonie. Flucht- 
versuche sind zahlreich, misslingen aber auf dem Meere nothwendig, und die in den 
Urwald Geflüchteten werden meist nach kurEer Zeit von den schwarzen Eingeborenen, 
welche eine Fang-Prämie erhalten, wieder eingeliefert Das Klima ist heise, aber die 
Sterblichkeit (2—4% jährlich) nicht grösser ak in Indien selbst, nachdem der Urwald 
gelichtet, die Sümpfe in der Nähe der Kolonie ausgetrocknet und die Wohnstätten 
zweckmässig angelegt worden sind. Die Verpflegung der Gefangenen ist bei deren 
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Bedarfnisslosigkeit in dem Reis producirendeo Lande billig and beqnem. Die Mindest- 
daiier der Deportation ist sieben Jahre, nach deren Ablaaf die Gefangenen sich an- 
siedeln oder Zurückkehren dürfen. Die Lebenslingliehen können nach zehnjähriger 
guter Führong für eigene Rechnung Landbaa, Viehzucht oder Handel treiben. Es 
gab (1891) 2596 solche «Selbsterhalter'', davon 1724 Pächter auf Reeierungsland. -- 
Auch auf den Andamanen giebt es aber ein festes Zuchthaus (auf Viper-island) für 
die schlimmsten Verbrecher, und jährlich werden 0—8 Gefangene gehängt. Die 
moralischen Zustände sind unbefriedigend, die weni^n yorhandenen Weiber Gemeinst 
der Männer. Die Bewachung liegt, wenn auch eine kleine Polizeitruppe und eine 
Garnison vorhanden ist, im Wesentlichen den von den Gefangenen selbst gewählten 
Aeltesten ob. Der Gegensatz zwischen den verschiedenen Nationalitäten, der religiöse 
Hase zwischen Mohammedanern und Hindus und die Verschiedenheit der Sprachen 
erleichtert dem Gouverneur die Ueberwachung und Bändigung der Sträflinge. 

Während Irland seit 1854 die Anlegung von Strafkolonien aufgegeben hat, 
ist Frankreich seit dem Gesetz vom 30. Mai 1854 dazu übergegangen, solche zu 
errichten. Zuerst wurde Cajenne (Guyana) als Deportationsort bestimmt, seit 1868 
auch Neucaledonlen. Deportirt werden die zu travauz forc^s Verurtheilten , seit 
Gesetz vom 27. Mai 1885 auch leichtere Verbrecher bei Rttckfälligkeit (Recidivisten), 
darunter Diebe, Vagabunden, Zuhälter, Betrüger, nach mehrmaligen Vorstrafen. Die 
Deportation wegen politischer Verbrechen (Hoch- und Landesverrath besteht zwar 
Boeh, jedoch giebt es nur einen einzigen politischen Deportirten (Dreyfus) auf der 
ile du Diable bei Cayenne. Die Strafe der Recidivisten ist eine lebenslängliche 
(rel^gation), die der for^ats zeitweilig (mindestens 5 Jahre) oder lebenslänglich. Jedoch 
muss jeder zu travaux forc^s Verurtheilte nach Ablauf der Strafzeit noä eine dieser 
gleiche Zeitdauer in der Strafkolonie bleiben, bei mehr als acht Jahren Strafe lebens- 
länglich. Im Ganzen sind nahezu 60 000 Menschen seit 1854 deportirt worden. In 
Guyana befinden sich ca. 6000, in Neucaledonien ca. 10000 Deportirte. Die Wahl 
zwischen beiden Strafkolonien hat eine besondere Commission unter Vorsitz des 
Unterstaatssecretärs der Kolonien auf Grund der Straf acten zu treffen. Die Unver- 
besserlichen und die zu den längsten Steafen Verurtheilten kommen nach Guyana, die 
anderen nach Neucaledonien. Diese Wahl zwischen beiden Kolonien kann Leben oder 
Tod bedeuten: Guyana hat höchst ungesundes Klima, so dass keine Wahrscheinlichkeit 
für den dorthin Verschickten besteht, die mindestens zehnjährige Aufenthaltsdauer dort 
zu überleben. Neucaledonien hingegen hat ein sehr mildes und so gesundes Seeklima, 
dass es als klimatischer Kurort zu empfehlen ist. 

Die Kosten der Strafkolonien sind sehr hoch. Guyana hat (1852—1894) 
124 Millionen Francs, Neucaledonien (1864—1894) 106 Millionen Francs erfordert. 
Das Jahresbudget der Deportation beträgt jährlich 9 bis 10 Millionen Francs. Jeder 
Deportirte kostet (einschliesslich der Transportkosten) dreimal so viel als ein Gefangener 
im Inlande. In den Kolonien werden die schlimmsten Verbrecher in festen Anstalten 
und besonderen „camps disciplinaires^ gehalten, die anderen je nach Führung und 
Strafe in drei Klassen getheilt, welche gesondert gehalten werden sollen. Angehörige 
der ersten Klasse können sich als Arbeiter an Privatpersonen vermiethen (assignation) 
oder ein Stück Land zur Pacht erhalten (concession) mit der Aussicht, nach 5 Jahren 
guter Wirthschaft und tadelloser Führung Eigenthümer der Besitzung zu werden. 
Die Erfolge dieser Vergünstigungen sind sehr gering geblieben, nur wenige hundert 
Deportirte sind definitiv ansässig geworden ; die andern bilden eine arbeitsscheue Masse 
von Vagabunden (günstigerenfalls Gelegenheitsarbeitern), welche als Fluch der Kolonien 
betrachtet wird. — Der eigentliche Strafvollzug (Zwangsarbeit, Gemeinschaftshaft, 
ohne Trennung bei Nacht^ leidet an dem Mangel des nöthigen Aufsichts-Personab — 
es sind nur halb so viel Aufseher dort als in Frankreich — und an Uncontrolirbarkeit. 
Schwere Missbräuche (Folterung und Misshandlung von Gefangenen, Unterschleife von 
Lebensmitteln) dauerten jahrelang, ehe sie entdeckt werden konnten. Die Disciplin 
lässt sich mangels Isolir-Zellen schwer durchführen und ist locker. Die Disciplinar- 
strafen sind human geordnet, Prügelstrafe abgeschafft, Todesstrafe nur bei Mord und 
Mordversuch gegen Beamte und Mitgefangene angedroht. Die Zahl der Fluchtversuche 
wächst bis zu 25% des ganzen Bestandes der Gefangenen jährlich. Erfolgreiche 
Meutereien sind nicht ganz selten. — Die Beschäftigung der Gefangenen besteht in 
allen Arbeiten innerhalb der Anstalten für die administration p6nitentiaire (Reparaturen, 
Bau-Arbeiten, Herstellung der Kleidungsstücke) und in öffentlichen Arbeiten (Abholzung, 
Entwässerung, Wegebau etc.). Jedoch sind die Leistungen der Gefangenen wenig 
befriedigend und der Zustand der öffentlichen Arbeiten lässt in Guyana fast Alles, in 
Neucaledonien wenigstens viel zu wünschen übrig. 

Die in Guyana wenig zahlreiche, in Neucaledonien aber stark wachsende freie 
Bevölkerung wünscht dringend die Erstellung der Deportation, da sie ihr (durch die 
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mangelhafte öffentliche Sicherheit, Ueberschwemmang mit Vac^abunden, Niederdrückanff 
der treien Arbeit) mehr Schaden als Vortheil bringt. Nach Neucaledonien wird aacn 
seit zwei Jahren nicht mehr deportirt, weil es ttbervoll ist. Gegenwärtig sacht man 
in Frankreich nach einer neuen Strafkolonie, aber man hat noch keine passende 
gefunden. Frankreich selbst leidet trotz der Deportation eerade seit deren Bestehen 
unter fortdauernd zunehmender Criminalitllt, namentlich auch des Rückfalls. 

Russland übt die Deportation seit drei Jahrhunderten, obgleich es nicht an 
Versuchen gefehlt hat, sie durch andere Strafinittel zu ersetzen und ihre Abschaffung 
schon 1703 von Peter I., 1773 von Katharina U. und späterhin Ton Kaiser Nikolaus 
in Aussicht genommen war. Aber der Mangel ausreichender Gefllngnisse in Russland 
selbst und das Streben, die menschenarmen JLändereien Sibiriens zu bevölkern, Hessen 
alle Reformyersuche scheitern. Mehr als 700000 Menschen sind allein von 1807—1886 
nach Sibirien geschickt worden, davon nur die Hälfte auf Grund gerichtlichen UrtheilB, 
die andere Hälfte (Landstreicher, Trunkenbolde) im Verwaltungswege auf Beschlnss 
der Gemeindevertretungen, und circa 150 jährlich wegen politischer Verdächtiekeit. 
Zur Unterbringung solcher Mengen grösstentheils unbrauchbarer und gefährUcher 
Leute fehlte es in Sibirien an fUlnmen und Personal. Die Folge war eine schauder- 
hafte UeberfUllung der Gefängnisse und der Untergang grosser Massen von Deportirten 
durch Krankheit, Hunger und Kälte. Die Versuche, die Deportirten. soweit sie mit 
Landarbeit bescheid wussten und arbeitsfähig waren, in Sibirien anzusiedeln, scheiterten 
sämmtlich trotz aller Kosten und Mühen, weil das Klima ungünstig war und fVauen 
für die Ansiedler nicht beschafft werden konnten. Infolgedessen überschwemmten die 
Deportirten in Schaaren das ganze Land als Vagabunden und Diebe. Sibirien wurde 
derartig in Schrecken versetzt und geschädigt, aass man auf dringende Vorstellungen 
der Localbehörden die schlimmsten yerbrecher seit 1869 nach der Insel Sachalin 
schickt. Dorthin gehen jetzt alle zu Katorga-Strafe (Zuchthaus) Vernrtheilten, während 
nach Sibirien nur die mit einfacher Verbannung und Zwangsaufenthalt Bestraften und 
die politisch Verdächtigen kommen. Schwere Verbrecher wurden innerhalb Sibiriens 
nur noch in den Bergwerken von Kara und Nertschinsk gehalten, obgleich sie dort 
wegen Erschöpfung der Vorräthe kaum mehr beschäftigt werden können und der 
Bergbau sehr unrentabel ist. — Beim Bau der sibirischen Bahn werden mehrere 
Tausend Deportirte beschäftigt, auch dient sie schon zum Transport solcher. 

Auf Sachalin concentrirte die russische Regierung ihre Hanptkraft. Es sollte 
eine Strafkolonie ersten Ranges werden. Jährlich werden 1500—1800 Katorga-Sträflinge 
auf dem Seewege von Odessa aus auf besonderen Transportdampfem dorthin geschickt, 
eine Fahrt um Asien herum, welche zwei Monate Zeit erfordert. Nach ihrer Ankunft 
werden die Sträflinge theils in geschlossenen Gefängnissen gehalten, theils zur Arbeit 
in den Kohlenbergwerken, zum Wegebau und zur Ausrodung des Waldes verwendet. 
Die Gebesserten werden auf einem Stück Land, das ihnen zugetheilt wird, angesiedelt, 
erhalten ein bis zwei Jahre lang Unterstützung aus Staatsmitteln und werden zur 
Controle ihrer Arbeiten von Landinspectoren beaufsichtigt. Aue sind lebenslänglich 
aus Russland verbannt, aber die eigentliche Strafzeit der Katorga beträgt nur 4—20 Jahre, 
nach deren Ablauf die StrSflinge sich in Sachalin oder Sibirien ansiedeln können. 

Als Strafkolonie ist Sachalin gut gewählt. Es ist geräumig (etwas grösser als 
Bayern), liegt abgeschlossen vom Weltverkehr und schhesst zwar nicht zahlreiche 
Fluchtversuche, aber erfolgreiche Flucht fast gänzlich aus. Der BodeA ist anbau- 
fähig; der ungeheuere Urwald, der das Innere bedeckt, bietet Raum genug für neue 
Ansiedlungen. Aber das Klima ist, wenn auch nicht ungesund, doch ungemein rauh 
und trüb. Der Winter dauert neun Monat und hat Kältegrade bis —35^ Cebius bei 
einer mittleren Kälte von — 16^. Der kurze Sommer ist heiss und plagt die Einwohner 
durch gewaltige Mückensehwärme, die aus den Sümpfen sich erheben. Dabei ist der 
Himmel ewig von Wolken oder Nebel bedeckt; nur acht bis neun heitere Tage bietet 
das Jahr. Infolge der Fröste reift Getreide nur im südlichen Theile der Insel, und 
die Ernten sind unsicher. Sehr fruchtbar ist der Boden nicht; er bedarf anstrengender 
Bearbeitung. 

Unter solchen Verhältnissen ist Sachalin ein gefttrchteter und verhasster Ort, 
den Jeder so schnell als möglich verlässt. Aus dem Klima und der Abneigung der 
Deportirten, dort zu bleiben, erklärt sich auch der Misserfolg der Kolonisation. 
Sachalin hatte 1896 25500 Einwohner russischen Ursprungs, neben 4000 Eingeborenen, 
die im Innern der Insel von Jagd und Fischfang leoen. In den Gefängnissen waren 
7000 Männer und 900 Weiber; bei den öffentlichen Arbeiten (Wegebau, Bergbau, Rodung) 
waren 6200 Männer und 700 Frauen thätig. Als Zwangsansiedler lebten dort 
1868 Männer und 358 Frauen. Bei keiner dieser Klassen sind befriedigende Zustände 
geschaffen. Die Gefängnisse sind schlecht; ohne genügende Aufsicht, schlecht ernährt, 
hart behandelt, verkommen die Gefangenen moralisch und bleiben selten arbeitskräftig. 
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Das Beamtenpersonal ist g^Osstentheils besteehlieh nnd roh. Die Trunksucht ist sehr 
verbreitet. Von den Ai^edlem haben nenn Zehntel ihre -Stellen aofgegeben ; die 
Mehrzahl leidet Mangel an Allem nnd sacht, sobald die Büttel es erlaul^n, die Insel 
an Teiiassen. Die Weiber leben durchweg in wilder Ehe; der Mangel an Franen ist 
nicht an beheben, daher regelmAssif; keine Familiengrflndung fttr Deportirte aosftlhrbar. 
Als Arbeiter ziehen die weni^n freien Ansiedler Japaner oder Chinesen den Deportirten 
bei Weitem vor; jene sind fleissiger nnd williger, namentlich nfichtemer. Die Industrie 
beschränkt sich auf etwas Kohlenbergbau und Fisch-Export. — Die Liandwirthschaft 
ist im Wesentlichen Baubbau; es fehlt an Dünger, die Aekergerftthe sind primitiv und 
die Besitzer wechseln rasch; sie haben kein Interesse an der ihnen suertheilten Scholle 
Landes. Selbst in dem klimatisch günstigsten, südlichsten Kreise der Insel, Korsakow, 
sind von 58 Ansiedlungen (Döffem) nur 17 dahin gelangt, sich allenfalls vom Ertrage 
des eieenen Ackerbaues ernfthren zu können. 

Diese Thatsadien sind erst neuerdings (1898/99) durch die Berichte des russischen 
IGnisterial-Syndicus Dimitri Drill und des deutschen Reisenden Eugen Wolff 
bekannt geworden; sie beweisen, dass — wie es nach den natürlichen Bedingungen 
des Landes und bei dem qualitativ schlechten Menschenmaterial zu erwarten stond — 
die Kolonisation Sachalins durch Deportirte misslunffen ist. obwohl jeder dortige 
Gefangene dem russischen Staate das Doppelte des Unterhalts eines Soldaten kostet 
und für die Verwaltung der Insel jfthrlich fast eine Million Rubel aufgewendet wird. 
Sachalin ist nur eine grosse Ablagerungsstlltte für den schlimmsten Menschenkehricht, 
ohne eigenes Leben und ohne natürliche Bevölkerungszunahme. 

Eine Discussion fand nicht statt. 
Schluss der Sitzung 9V4 Uhr. 



Vierhaus. Bornhak. 
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328. Sitzung der Juristisclien Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 18. Mai 1899, im Grand H6tel de Rome. 



Der Vorsitzende eröffnete die Sitzung nnd be&T(isste als neue Mitglieder: 
Herrn Rechtsanwalt, Justizrath Dr. Friedemann und 
Herrn Assessor Dr. Stier-Somlo. 

Er gedachte der grossen Verluste, welche die. deutsche Juristenwelt durch. 
das Hinscheiden zweier hervorragender Juristen, des allverehrten, weit über unseren 
Kreis hinaus berühmten Reichsgerichtsprftsidenten a. D. Dr. Ton Sim^on und des 
Oberlandesgerichtspräsidenten Dr. Struckmann zu Cöln, erlitten habe. Der Jjetztere 
habe der Juristischen Gesellschaft als ihr langjtthrigös Mitglied, netierdings als ihr 
zweites deutsches Ehrenmitglied besonders nahe gestanden. Diese Ehrenmitgliedschaft 
sei seine letzte Freude gewesen, wie er, schwer gebeugt durch das kurz vorher erfolgte 
Ableben seiner Gattin, in einem Briefe an ihn, den Vorsitzenden, ausgesprochen habe. 
Dr. Struckmann haoe, wie allbekannt, reichen Antheil an der deutschen Rechts- 
einignng, welche die Juristische Gesellschaft auf ihre Fahne geschrieben, wie an der 
Erläuterung und Fortbildung grundlegender Reichsgesetze. Im Kreise seiner Berufs- 
genossen wie in der gesammten rheinischen Bevölkerung habe er das höchste Ansehen, 
ia, die allgemeine Liebe genossen. Ihm, dem Vorsitzenden, sei er lange Jahre hindurch 
m Freundschaft eng verbunden gewesen. Bei seiner Beerdigung am nächsten Montage 
werde Namens der Juristischen Gesellschaft ein Kranz an seinem Sarge niedergelegt 
werden. 

Nachdem sich auf Aufforderung des Vorsitzenden die Versammelten zum An- 
denken an beide verewigten Männer von ihren Sitzen erhoben, erwähnte der Vor- 
sitzende auch des Todes des Landrichters Dr. Kuttner, Mitgliedes der Gesellschaft, 
und legte die eingegangenen Berichte vor. 

Hierauf ergriff das Wort Herr Landrichter Kade zu seinem Vortrage: 

„Der neue Gesetzentwurf betreffend die Zeugenbeeidigung 
und die Bestrafung uneidlicher falscher Aussagen (lex Salisch)'. 

Er führte Folgendes aus: 

Unter dem 18. März 1899 hat die 6. Kommission des Reichstages ihre verbundenen 
Berichte über den Antrag Rintelen und die sogenannte „lex Salisch'' erstattet. Die 
Berathung darüber im Plenum des Reichstages steht noch aus. 

Während wohl auch die Freunde der Berufung in dem Wunsche nahezu einig 
sind, dass der Antrag Rintelen, betreffend die Einführung der Berufung, in der 
jetzigen Fassung nicht Gesetz werden möge, hat sich bis jetzt noch keine Stimme, 
ausser der allerdings recht eindringlichen Bind ing*s, gegen die „lex Salisch' erhoben. 
Aber auch Bin ding wendet sich gegen diese nur insoweit, als sie auf dem halben 
Wege stehen bleibt und nicht den Eid gleich gänzlich abschafft. Wir werden auch 
sehen, dass gerade die Halbheit der Maassregeln zu einer Reihe von Widersprüchen io 
dem werdenden Rech tszu stände führt. 

Gleichwohl enthält die „lex Salisch'' einen so erheblichen und so nothwendigen 
Fortschritt in der Eidesgesetzgebung, dass ihre Annahme im Reichstage im hohen 
Grade wünschenswerth ist. Ihre beabsichtigte Loslösung von dem Antrage Rintelen, 
dem sie offenbar als Vorspann dienen soll, wird sich mit Leichtigkeit bewirken lassen. 

Die „lex Salisch" erstreckt sich auf die St. P. 0., die C. P. 0. und das St. G. B. 

Die Aenderungen der Prozessordnungen enthalten hauptsächlich die Einführung 
des Nacheides an Stelle des Voreides und die der Befagniss der Gerichte, in gewissen 
Fällen die Beeidigung der Zeugen sowie der Sachverständigen zu unterlassen. 
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Das Verlangen, den jetzigen Yoreid dnrch den Nacheid zu ersetzen, ist jetzt ein 
allgemeines, ja geradezu volksthümliches geworden. Man erhofft hieryon eine erheb- 
liche AbbOfe gegen die vielen Missstftnde, die jetzt im Gebrauche des Eides zn 
beklagen sind. 

Gegenüber den zahlreichen gewichtigen Gründen für den Nacheid, die in den 
Motiven der Vorlage aufgeführt sind, steht eine Reihe nicht zu unterschätzender 
Gründe für den Voreid. 

Der vorher geleistete Eid erweist sich, wie der bekannte Strafprozesslehrer, 
Professor 8. Mayer in Wien in einem Aufsatz in Goltdammer's Archiv Band 33 
ausführt, für die nachfolgende Aussage wirksamer. Sein Eindruck ist nachhaltiger als 
der Gkdanke an die spätere Vereidigung. Der Zeuge wird gleich vom Beeinn seiner 
Vernehmung an an deren Wichtigkeit und Bedeutung erinnert. Er steht nacn Leistung 
des Eides & seine ganze Aussage unter dem Druck des EUdes und kann nicht mehr 
mit der Möglichkeit rechnen, dass er von dem Eide befreit bleibe. 

Bei oem Nacheide winl der Zeuge leicht zu der Auffassung kommen, dass er 
seme Aussage zunächst „ins Unreine'' abgeben kann und dass inm der Richter am 
Schlüsse seiner Bekundung die wichtigsten Theile derselben nochmals vorhalten werde 
und er erst dann die Richtigkeit dieser wesentlichen Punkte zu bestätigen habe. 

Bei der Nachbeeidigung wird oft schwer zu unterscheiden sein, ob der Zeuge 
Alles, was er bereits ausgesagt hat, unter dem Drucke des ihm bevorstehenden Eides 
bekundet hat. Er wird oft mit der Möelichkeit rechnen, dass er sich der Beeidigung 
noch entziehen kann, und wird schliesslich durch Winkelfüge und Abänderungen der 
Qefahr des Meineides zu entgehen versuchen. Die Widersprüche der Zeugen werden 
sich mehren, ohne sich zu klären, je näher die Beeidigung nerankommt. 

Indess die Gründe für und gegen den Nacheid halten sich im Allgemeinen 
nahezu die Waa^. 

Ein Gruna giebt aber den Ausschlag für den Nacheid, das ist, dass nur bei 
diesem die Mdglicbkeit besteht, die Zahl der Eide einzuschränken. Die Nothwendigkeit 
des Voreides führt zu einer grossen Zahl überflüssiger Eide. Die Durchführung der 
Befuffuiss der Gerichte, in gewissen Fällen die Zeugen nicht zu vereidigen, ist allein 
bei dem Nacheid möglich. Nur aus der bereits abgegebenen Aussage lässt sich 
erkennen, ob sie unerheblich oder unglaubwürdig ist. Wenn auch kaum die Einführung 
des Nacheides an Stelle des Voreides den grossen Erfolg haben wird, den man von 
ihr erhofft, so ist ihr sonach unbedenklich zuzustimmen. 

Erbeblich tiefer einschneidend, als die Fraee Voreid oder Nacheid, sind die 
neuen Vorschriften über das eventuelle Unterbleiben der Beeidigung eines Zeugen. 
Die in dem neuen § 60 St. P. 0. dem Gerichte gegebene Befagniss, von der Beeidigung 
eines offenbar unglaubwürdigen Zeugen Abstand zu nehmen, befreit den Richter von 
einer Jessen Gewissenspein. Es ist für den Richter unendlich schwer, einen Zeugen 
vereidigen zu müssen^ von dem er weiss, dass er mit der Leistung des Eides einen 
Meineia begeht. Brettner bezeichnet mit Recht den Richter in diesem Falle als 
Meineidsgemlfen. Die Motive des Entwurfes halten es für nicht im Einklang stehend 
mit der Heiligkeit des Eides und der Würde des Gerichts, wenn der Richter gezwungen 
ist, einen Zeugeneid auch in Fällen abzunehmen, wo klar zu Tage lie^, dass der Eid 
ein Falscheid sein wird, insbesondere, wenn gleich nach der Eidesleistung die Fest- 
nahme des Zeugen wegen Meineides erfolgt. Binding meint zwar, man dürfe aus 
dieser Rücksicht nicht den Lügner vor Gericht vor den Folgen des Meineides bewahren. 
Er berücksichtigt jedoch offenbar nicht genügend die Schwere des Verbrechens, das 
unter Mitwirkung des Richters vor dem Gerichte selbst verübt wird, und den grossen 
Gewissenszwiespalt, in dem der Richter steht. 

Entgegen dem Entwurf hat die jetzige, wie auch bereits die frühere Reichstags- 
commission die Einschränkung aufgenommen, dass vor den Schwurgerichten die obige 
Vorschrift nicht Anwendung findet. Man fürchtet, dass durch die dem Gerichtshofe 
zustehende Nichtbeeidigung von Zeugen allzusehr dem Urtheile der Geschworenen 
vorgegriffen werden würde. Die Einschränkung ist in hohem Maasse bedauerlich, 
zumal es für die Geschworenen oft ein Wünschenswerther Fingerzeig sein würde, wenn 
sie erfahren, wie das Gericht einstimmig über die Glaubwürdigkeit oder Unglaub- 
würdigkeit der Zeugen denkt. 

Dass in dem Verfahren wegen Uebertretungen die Beeidigung schon Mangels 
eines Antrages unterbleiben kann, ist prinzipiell unwichtig. Bei Uebertretungen handelt 
es sich oft um viel wichtigere Dinge als bei leichten Vergehen, und in jedem Falle 
steht immer das höchste Kechtsgnt, die Gerechtigkeit, in Frage. Eine Abstufung der 
Wahrheit giebt es nicht. Man mag für Bagatellobjecte weniger strenge Prozessformen 
anwenden, aber Wahrheit und Recht muss hier den gleichen Platz haben, wie in 
grösseren Sachen. 
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Ein erhebliches Bedenken gegen das Nichtbeeidigungsrecht des Gerichts ist 
darin zu finden, dass in einer für den Zeugen erkennbaren Weise darüber entschieden 
wird, ob er glaubwürdig ist oder nicht, und dass dem Zeugen, der naturgemftss einer 
solchen Entscheidung gegenüber meist nicht unempfindlidi sein wird, dagegen ein 
Rechtsmittel nicht zusteht Er kann sich von dem auf ihn geworfenen VerdMsht der 
Unwahrhaftigkeit nicht befreien, nicht einmal eine Anzeige gegen sich selbst bei der 
Staatsanwaltschaft erstatten. 

Nicht mit Unrecht ist vorgeschlagen worden, nicht die unglaubwürdigen, sondern 
vielmehr diejeniiren Zeugen, die offenbar die Wahrheit gesagt haben, von dem Zwange 
des Eides zu benreien. Aber dann würde nicht das, was das neue Gesetz anstrebt, 
erreicht werden. Es würde vielmehr jeder Zengeneid, der abgenommen wird, präsumtiv 
ein Meineid sein. Dass das neue Uesetz dahingegen die Meineide der Zeugen fast 
vollständig beseitigt, liegt auf der Hand. Vorausgesetzt, dass die Richter, die über 
die Glaubwürdigkeit eines Zeugen und seine Beeidigung zu entscheiden haben, stets 
das Richtige treffen, so werden immer nur diejenigen Zeugen beeidigt werden, welche 
die Wahrheit gesagt haben. 

In der C. P. 0. wird durch den Entwurf das Nichtbeeidigungsrecht des Gerichts 
auf den Fall beschränkt, dass dieses die Zeugenaussage einstimmig für unglaubwürdig 
hält. Die Unerheblichkeit der Aussage ist leider nicht auch als ein Grund für die 
Nichtbeeidignng zugelassen. Es ist angenommen worden, dass für den Fall der 
Unerheblichkeit der zulässige Verzicht der Parteien auf die Beeidigung eine aus- 
reichende Aushilfe gewährt. 

Bedenklich erscheint dagegen die Bestimmung des neuen § 391 Abs. 4 C. P. 0. : 
.Erfolgt die Vernehmung durch einen beauftragten oder ersuchten Richter, so kann 
die Beeidigung ausgesetzt werden, bis das Prozessgericht Beschlnss gefasst haf Es 
dürfte hier richtig an Stelle von |,kann'' „muss'* zu setzen sein. Das Prozessgericht 
kann einen Bescmnss darüber, ob ein Zeuge unglaubwürdig und deshalb nicht zu 
beeidigen ist, erst fassen, wenn es die Aussage kennt. Eine Blancovollmacht an den 
ersuchten oder beauftragten Richter, die Glaubwürdigkeit eines von ihm zu vernehmenden 
Zeugen selbst zu ermessen, ist offenbar nicht zulässig. Es muss deshalb stets, wenn 
nicht etwa der ersuchte oder beauftragte Richter durch seine einzelne Entschliessung 
das Recht und die Pflicht des Prozessgerichts, einen einstimmigen Beschluss über die 
Nichtbeeidignng der Zeugen zu fassen, zu vereiteln befugt sein soll, die Beeidigung 
eines commissarisch vernommenen Zeugen bis nach der Beschlnssfassung des Prozess- 
gerichts ausgesetzt werden. Dass dies viele Umstände, Verzögerungen und Mehrarbeit 
verursachen würde, liegt auf der Hand. 

Der Kernpunkt und das eigentlich Neue der „lex Salisch'' gegenüber den früheren 
Novellen zur St. P.O. liegt in der Abänderung des St. G. B. durch Einführung der 
Bestrafung der uneidlichen falschen Aussage. 

Dass auch die uneidliche falsche Aussage unter Strafe gestellt wird, ist an sich 
kein neuer gesetzgeberischer Gedanke. Schon früher haben deutsche Gesetzgebungen 
das Lügen vor Gericht neben dem Meineid bestraft, so das bayerische St. G. B. vom 
10. November 1861. Auch in Württemberg und in Braunschweig wurde früher das 
Lügen vor der Obrigkeit mit Polizeistrafe belegt. Das sächsische St. G.B. und 
insbesondere die Verordnung vom 10. December 1870 bestraft die uneidUche fabche 
Aussage mit Geßlngniss bis zu zwei Jahren. Ueber die Giltigkeit dieser Verordnung 
neben dem R. St. G. B. bestand Streit, bis sie durch ausdrückliche Verordnung vom 
Jahre 1873 aufgehoben wurde. Im Auslande finden wir vielfach die Bestrafung uneidiicher 
falscher Aussagen, so in Oesterreich, in der Schweiz, in Italien, in Belgien, in Russland 
und in Bulgarien. Auch der Entwurf eines neuen Strafgesetzbuchs für Norwegen vom 
Jahre 1896 bedroht die uneidliche falsche Aussage mit Strafe. 

Die Bestrafung der uneidlichen falschen Aussage ist schon in unserem jetzigen 
Rechtszustande ein dringendes Bedürfniss. Es ist in hohem Grade beklagenswerth, 
dass^ Personen, die unbeeidigt vernommen werden können und nach verbreitetem 
Gerichtsgebrauch meist unbeeidigt bleiben, sowie diejenigen Personen, die überhaupt 
unbeeidigt zu vernehmen sind, ungestraft das Gericht in der frechsten Weise belügen 
dürfen. Wer berechtigt ist, sein Zeugniss zu verweigern, mag dies thun, wenn seine 
wahre Aussage ihm oder einem Angehörigen schädlich sein würde. Wenn er aber 
aussagt, muss er auch die Wahrheit sagen« Diese Zeugen nur zu dem Zwecke zu 
beeidigen, sie der wohlverdienten Strafe wegen Meineides auszuliefern, werden sich 
die Gerichte selten bereit finden. Für sie entfällt die unwahre Aussage und damit ist 
die Sache abgethan. Dass die Würde des Gerichts, das frech belogen wird, hierdurch 
beeinträchtig wird und dass das ungestrafte Lügen ansteckend wirkt, dem kann zur 
Zeit noch nicht entgegengetreten werden. 
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^ Die Bestrafung der aneidlichen falschen Aussage ist nach Einfahrung des Nicht- 
beeidigongsrechts der Gerichte völlig unentbehrlich. E^ würden sonst regelmässig die 
frechsten Lügner der Beeidigung und damit auch der Bestrafung wegen Meineides 
entgehen. 

Dass der Entwurf nicht auch die uneidliche fahrlässige Falschaussage mit 
Strafe bedroht, beruht auf einer Zufallsmajoritftt in der Conmiission und wird yoraus- 
sichtlich abgeändert werden. 

Sobald die Bestrafung uneidlicher falscher Aussagen Gesetz geworden sein wird, 
werden voraussichtlich die Gerichte häufig davon Gebrauch machen, die unglaub- 
würdigen Zeugen unbeeidigt zu lassen und den Verzicht der Betheiligten auf die 
Beeidigung der glaubwürdigen Zeugen herbeiführen« Die Zahl der Eide wird auf diese 
Weise erheblich vermindert werden. Soweit Zeugen sich gegen die Wahrheitspflicht 
vergehen, wird in Zukunft ihre Bestrafung mit viel grösserer Wahrscheiulichkeit, als 
es jetzt geschieht, erfolgen, einmal, weil das Gericht in den meisten Fällen durch 
seinen Beschluss, dass ein Zeuge wegen Unglaubwürdigkeit nicht vernommen wird, 
der Staatsanwaltschaft die ausreichende Unterlage zur Strafverfolgung an die Hand 
giebt, andererseits, weil fortan die Verhandlungen wegen Bestrafung von Falsch- 
aussagen nicht mehr vor die Schwurgerichte, sondern vor die Strafkammern gelangen 
and vor diesen sachgemässer und erfolgreicher, als vor den ersteren, durchgeführt zu 
werden pflegen. 

Mit der häufigeren Bestrafung der falschen Aussagen wird sicherlich ein grosser 
erziehlicher Einfluss auf die Wahrhaftigkeit des Volkes oder mindestens der Zeugen 
aaBgeÜbt werden. Mit Recht sagt Montesquieu in seinem Esprit des lois: 

„Qu'on ezamine la cause de tous les relftchements, on verra qu*elle vient 
de rimpunit^ des crimes et non pas de la mod^ration des peines.^ 
Die «lex Salisch' ist aber auch um deshalb wünschenswerth, weil sie uns einem 
Ziele näherbringt, das aus religiösen und logischen Gründen anzustreben ist Das ist 
die völlige Abschaflnng des E^des, die Wahrheits Versicherung unter Anrufung Gottes. 
Dass der tiefeingewurzelte und mit den menschlichen Gewohnheiten and An- 
schauungen verwachsene Gebrauch des Eides sich nicht mit einem einzigen Griff nadi 
der Gesetzgebungsklinke wird beseitigen lassen, liegt auf der Hand. Wenn aber die 
Anschauung, dass der Eid ein ebenso unrichtiges wie nachtheiliges Mittel zur Wahr- 
heitserzielung ist, sich immer weiter verbreitet und immer tiefer Wurzel fasst, so wird 
sie allmählich dem Fortbestande des Eides den Boden entziehen. 

Der Eid ist abzuschaffen, weil er eine religiöse Handlung ist, die nicht in die 
Gerichtssäle gehört, und weil sein Gebrauch in diesen das wahrhafte religiöse Gefühl 
verletzt 

Er ist abzuschaffen, weil er auf viele Menschen einen Gewissenszwang ausübt. 
Er ist abzuschaffen, weil er nicht mehr in den Bahmen des modernen Staates 
passt und weil an seiner Stelle von anderen, wirksameren Mitteln zur Wahrheits- 
erzielung Gebrauch gemacht werden kann. 

Da bei dem Eide der Jetztzeit Gott angerufen wird, ist er eine religiöse 
Handlung. Für religiöse Handlungen sind aber die Gerichtssäle nicht geeignet. Die 
Gerichte sind interconfessionell. Eine religiöse Handlung kann nach den herrschenden 
Anschauungen in der Regel nur als eine confessionelle stattfinden. 

Es ist demgemäss auch vom Reichstage am 2. April 1897 ein Beschluss gefasst 
worden, in dem die Wiedereinführung der eonfeesionellen Eidesformel verlangt wird. 
Viele Religiösgesinnte nehmen daran Anstoss, dass von ihnen jetzt ein Eid 
erfordert wird, der allen Confessionen gemeinsam ist. 

Die in der jetzigen Gesetzgebung begründete Auffassung Bähr*s von dem Eide 
Ifat nicht allgemeine Zustimmung gefunden. Er kommt in einem Aufsatze in den 
Freussischen Jahrbüchern (1883) unter der Ueberschrift „Der Eid und das religiöse 
Gewissen^ zu folgendem Schlusssatz: 

„Der Eid ist das Mittel, dessen sich der Staat bedient, um sich der 
Wahrheit zu versichern. Der Staat regelt den Eid gesetzlich so, wie er 
glaubt, dass er jenem Zwecke am besten entspreche. Derjenige, welcher 
einen Eid leisten soll, hat kein Recht darauf, dass derselbe seinem persönlichen 
Glaubensbekenntnisse entsprechend gemodelt werde, gerade so wenig wie der 
Staat ein Recht darauf hat, dass der Schwörende zu den bei dem Eide unter- 
stellten religiösen Anschauungen sich wirklich bekenne. 

Auch Deijenige, dessen AnschauuDgen ein von ihm zu leistender Eid in 
'seiner religiösen Bezugnahme nicht entspricht, wird durch die EUdesanflage 
in seinem religiösen Gewissen nicht verletzt. Denn er beschwört nicht die 
Bezugnahme, sondern den materiellen Inhalt des Eides.'' 
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Au8 diesen AuBführungen ergiebt sich, dass der jetzige £Ud nur eine vom Staate 

feforderte feierliche Wahrheitsyersichernng ißt, deren beigefügte Anrufung Gottes 
eine ernstlich religiöse Bedeutung haben soll. 

Dies verletzt das zweite Gebot und widerstrebt einer wahrhaft religiösen 
Gesinnung. 

Die Abschaffung des Eides, dessen Gebrauch auf der einen Seite die reli^ös- 
gesinnten Menschen um deshalb verletzt, weil er nicht religiös genug gehandhabt 
wird, auf der andern Seite aber die Irreligiösen beengt, weil er religiös ist, wOrde 
demnach beide Theile zufrieden stellen. Dass der E^d im Volke häufig noch die 
Wirkung eines Ansporns zur Wahrheit ausübt, kann seinen Gebrauch nicht recht- 
fertigen, da er andererseits vielfach das religiöse Gefühl verletzt oder die Gewissens- 
freiheit beschrankt. Gegen die Abschaffan^ des Eides kann mit Erfolg nicht geltend 
gemacht werden, dass er eine göttliche Instikition sei und deshalb durch Menschenwerk 
nicht beseitigt werden könne und dürfe. Wir finden den Eid bei allen Völkern der 
Erde und aller Zeiten, verknüpft mit der Religion oder auch nicht. Die alten Deutschen 
schwuren bei ihren Waffen, andere Völker bei anderen leblosen Gegenständen. Der 
Eid ist hervorgegangen ans dem menschlichen Bedürfniss, einer Zusicherung grösseren 
Nachdruck zu verleihen und ihr höheres Vertrauen zu erwerben. Er entspringt deshalb 
keineswegs in der Religion, sondern lediglich den Verkehrsbedürfnissen. Nur durch 
hierarchische Einflüsse ist er in ein religiöses Gewand gebracht worden. Wäre der 
Eid religiösen Ursprungs, so würde Christus in der Bergpredigt seinen Gebrauch nicht 
vollstänaig untersagt haben. Auch Moses verbietet den Eid. 

Die Ansicht, der Eid sei unentbehrlich im Staatsleben und müsse deshalb von 
der Religion zugelassen werden, ist unrichtig und steht im Widerspruch mit dem Vor- 
handensein des 8. Gebots: „Du sollst nicht falsch Zeugniss reden wider deinen 
Nächsten.^ Da sehen wir das einfache sittliche Gebot der Wahrheitspflicht ohne das 
Beiwerk des Eides, der überdies im 2. Gebot ausdrücklich untersagt ist. — Was aber 
das Sittengesetz verbietet, das darf das Staatsgesetz nicht gestatten oder ffar verlangen. 
Der Staat kann auch ohne das Hilfsmittel des Eides die Wahrheit erwirken. 

Es ist bezeichnend, dass unter den Theologen mehr Gegner des Eides zu finden 
sind, als unter den Juristen. 

Diesen ist der Eid im Amtsbetriebe meist ein willkommenes Hilfs- nnd Ans- 
knnftsmittel, insbesondere im Civilprozess, um die schwierige Findnng der materiellen 
Wahrheit zu ersparen. 

Der Eid nildete in der Rechtspflege gewissermaassen einen Rest der mittel- 
alterlichen Folterkammern. Es sind geistige Daumschrauben, die dem Zengniss- 
pflichtigen durch den Eid angesetzt werden, um ihn zur Offenbarung seines Innern 
zu zwingen. 

Mit schlagenden Gründen wendet sich Kant, der Weise von Eöniesberg, gegen 
die tortura spiritualis des Eides. Er kommt in seinen „Metaphysischen Anfangsgründen 
der Rechtslehre^ zu dem Schlüsse: 

„Die gesetzgebende Gewalt handelt im Grunde unrecht, die Befugniss 
des Eidesgebrauchs der richterlichen zu ertheilen, weil selbst im bürgerlichen 
Zustande ein Zwang zu Eidesleistungen der unverlierbaren menschlichen 
Freiheit zuwider ist". 

Welcher Widerspruch liegt darin, dass der Staat von seinen Bürgern nicht zu 
verlangen im Stande ist, dass sie an einen Gott glauben, dass er aber gleichwohl, 
wenn sie als Zeugen oder Partei zu schwören haben, sie nöthigt, den Gott anznrufen, 
dessen Dasein sie vielleicht leugnen. 

Der Eid ist ein Gebilde, das in unsem modernen, confessionslosen Staat nicht 
mehr hineinpasst. 

Gegenüber der freien Beweiswürdifi;ung erscheint der E^d unnöthig. Eine 
beschworene Aussage hat nicht mehr ohne Weiteres die Vermuthung der Glaubwürdigkeit 
für sich. Eine uneidliche Aussage kann glaubwürdiger sein, als zehn beeidigte. 

Nachdem für die Eheschliessung von der Mitwirkung der Eirche Abstand 
genommen ist, müsste auch für die gerichtliche Wahrheitserforschung das Hilfsmittel 
der religiösen Einwirkung aufgegeben werden. 

Religion und Rechtspflege sind völlig zu trennen. 

Die Meinung, dass der Meineid ein crimen laesae majestatis divinae sei, der 
zuerst von Mittermaier im Anfang dieses Jahrhunderts mit Erfolg entgegengetreten 
wurde, ist ietet völlig aufgegeben. 

Die Wissenschaft gelangte allmählich dazu, den Meineid als ein Delict gegen 
Treu und Glauben, ein Fälschungs verbrechen anzusehen. 

Dies war ein Schritt vorwärts, traf aber noch nicht das Richtige. 
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Mit 6echt sagt Liszt: „Die Form beim Meineide ist echt and nnyerfftlscht. 
Nur aäi Inhalte liegt es, wenn der Eid zum Meineid wird. Deshalb ist er nicht ein 
FtlleelKingsvergehen, sondern eine ge^en die Staatsverwaltung, insbesondere gegen die 
Bechtspflege gerichtete Straf that. Diese enthält eine Geffthrdang der Staatsverwaltung 
in Bezug auf die sachKche Riehtiekeit ihrer Entscheidungen oder aber eine Verletzung 
der Staatsverwaltung in ihrem Rechte auf wahrheitsgetreue Aussage der ihr Untergebenen*^. 

»Diese Auffassung* — Ährt Lis^t fort — „führt folgerichtig zu der Anforderung 
an den Qesetzgeber, auch die unbeeidigte ^sche Aussage unter Strafe zu stellen, 
von dieser als dem Regelfalle auszugehen und die eidliche Bekräftigung der falschen 
Aussage ledigHeh als erschwerenden Umstand aufzufassen*. 

Zu diesem Ergebnis« kommt ietzt auch Bern er in seinem Strafrecht (18. Aufl. S. 427). 

Wir sahen in der „lex Salisch*', dass die Reich^esetzgebung im Begriffe steht, 
diesen vorgezeichneten Weg zu beschreiten. 

Sind wir aber erst emmal dahin gelangt, dass die uneidliche falsche Aussage 
bestraft wird, so bedürfen wir des Eides überhaupt nicht mehr. 

Das Gesetz verlangt in Zakunft die Erfüllung der Wahrheitspflicht, wie sie 
schon das achte Gebot vorschreibt, auch ohne Drohung mit dem Eide. Diesen in 
Wichtigeren Sachen zur Erzielung ganz besonders wahrer 'Wahrheit anzuwenden, hat 
keinen Sinn. Die Wahrheit ist nicht einer Steigerung fähig. Mehr als die reine 
Wahrheit ka^in ein Zeuge überhaupt nicht aussagen. Dies muss er aber in geringen 
wie in wichtigen Sachen thun, sonst würde er eben nicht die Wahrheit sagen. 

Ihn durch den höheren Druck des Eides energischer zur Wahrheitspflicht anzu- 
spornen, ist ein Unrecht gegen den Zeugen. Ultra posse nemo obligatum. Der Zeuge 
bekundet stets nur, was er weiss, seine subjective Wahrheit. Und wenn wir ihm mit 
den gröesten HdUenstrafen drohen, er kann immer nur sein persönliches Wissen wieder- 
geben. Wiir^er dies nicht thun, so sind alle Zwanffsmaassregeln fruchtlos. 

Die menschliche Erfahrung lehrt, dass wir die Wahrheit um so sicherer erfahren, 
je ruhi^r. und sachlicher wir bei ihrer Erforschung zu Werke gehen. 

Durch den Eid soll im Grunde genommen auch nur erzielt werden, dass der 
Zeuge 8»ch dessen vergegenwärtige, was ihn am tiefsten ergreift und seine inneren 
Empfindungen in dem Maasse in Bewegung setzt, dass ihre Wellen das in seinem 
Innern Ruhende nach Aussen bringen. 

Tki dieser Einwirkung auf den Zeugen gelangen wir aber nicht so leicht durch 
Drohungen und durch dits Ansehlagen religiöser Saiten, die in seinem Innern vielleicht 
gar nicht gespannt sind, wie durch die Anrufung seines Pflichtgefühls, das in 
mehr oder minder . starkem Maasse in jedem Menschen vorhanden ist. 

Das Zusammenleben im Staate erzeugt Pflichten des Einzelnen gegen Andere 
und gegen die Allgemeinheit. Zu diesen gehört auch anerkanntermaassen die Zeugniss- 
pflicht. Diese wäre aber werthlos ohne gleichzeitige Wahrheitspflicht. Der Staat ist 
deshalb berechtigt, von seinen Bürgern in der Slieugnisspflicht zugleich die Wahrheits- 
pflicht zu fordern und die Erfüllung der letzteren wie die der ersteren nöthigenfalb 
darth Stralen sU erzwingen. 

Der gute, gewissenhafte Staatsbürger erfüllt aber seine Pflicht ohne Zwang, weil 
0» seine PiBicbt ist. 

Schriebe^ das Gesetz, ebenso wie das 8. Gebot, mit einfachen, klaren Worten vor: 
JOu sollst nicht falsch Zeugniss reden', so könnten wir des Eides völlig entbehren. 
Die blosse Ges^tzesverschrin: „vor der Behörde muss die Wahrheit gesagt werden*' 
wird auf die Wahrhaftigkeit der Zeugen im Durchschnitt mindestens die gleiche 
Wirkung haben, wie der Gebrauch des Eides. 

Das Streben nach Abschaffung des Eides, der religiösen Betheuerung der Wahrheit, 
hat jeder Zeit neben dem Eidesgebrauch bestanden. In einigen Gesetzgebungen hat 
es bereits Erfolg gehabt. 

In England ist in Folge der Eidesverweigerung des Unterhausmitgliedes Bradlaugh 
im Jahre 1888 ein Gesetz erlassen, wonach jede Person, welche gegen ihre Beeidigung 
Einwendungen aus religiösen Gründen erhebt, eine feierliche Versicherung „Ich erkläre 
und versichere feierlich, aufrichtig und wahrhaftig** an Stelle des Eides abgeben darf, 
die mit diesem gleichen Werth habe. 

In der Schweiz kann nach Art. 49 der Bundesverfassung vom 29. Mai 1874 
Niemand zur Vornahme einer religiösen Handlung, sonach auch nicht zu einem religiösen 
Eide, gezwungen werden. 

Auch in Norwegen ist nach dem Gesetze vom 3. Mai 1893 eine feierliche 
Versicherung an Eidesstatt für den Eid auf Verlangen zugelassen. 

In Italien erklärt nach dem Gesetz von 1866 der Schwörende auf die Eidesvor- 
haltungen nur „Lo juro**. 
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In Frankreich ist der mit grosser Mehrheit von der Depatirtenkammer an- 
genommene Antrag auf Abschaffung des relkiösen Eides am 26. Februar 1889 im Senat 
allerdings mit 160 gegen 116 Stimmen abgelehnt worden. Die Bewegung fOr die Ab- 
schaffung des Eides danert jedoch an. 

Auch in den Niederlanden besteht eine lebhafte Strömung fflr die Absehaffiing 
des Eides, der anscheinend der Erfole nicht fehlen wird. 

Hoffentlich wird auch in Deutschland allmfthlieh die Frucht auf dem Acker reifen, 
den unser grosser Begiomontanus so yortreflflich bestellt hat! 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Discussion betonte Herr Amts- 
gerichtsrath Jastrow, dass der Zeugeneid den Eid innerhalb der Prosessgesetse nicht 
erschöpfe. Erstrebe man die Abschaffung des Eides, so habe die Forderung der 
Abschaffung des Eides sich auch auf den Parteieneid, den Offenbarunsseid in seinen 
mannifffachen Formen zu erstrecken. Indess liege die Frage der ^schafiung des 
Eides in weiter Feme. Die sogenannte j^lex Salisch' beabsichtige lediglich die ^Uifig- 
keit des Erfordems des Zeugeneides zu mindern. Er greift sodann die Bestimmony 
der „lex Salisch^ an, dass ein offenbar nnfflaubwürdiger Zeuge nicht zu beeidigen sei. 
Es sei nicht zu billigen, dem nicht beeimgten 2ieugen den Stempel des Meineidif^en 
aufzudrücken. Bei den Aussagen zumal über weit zurückliegenae Thatsachen spiele 
die Phantasie des Zeugen eine grosse Bolle. Man sollte deshalb den Zeu^n nur auf 
Verlangen der Parteien beeidigen und wofern das Qericht die Beeidigung fflr 
erforderlich hält. 

Herr Oberstaatsanwalt Dr. Wachler hielt gleichfalls dafür, dass es unthonlic^ 
sei. den Eid für die Prozessgesetzgebung abzuschiuTen. Der Eid übe grossen Einflnss 
aut die Massen. Ausserdem stände mit der Abschaffnnff des Eides Obeniaupt auch die 
Beseitigung des Verfassungseides, des Beamteneides, des Fahneneides in Frage. Die 
„lex Siuisch' leide an einem inneren Widerspruch: Beeidige man den unglaubwürdigen 
Zeugen nicht, so werde diesem der Makel des Meineidigen aufgedrückt; gehe man 
aber von dem entgegengesetzten Princip aus, nur den 2ieuffen, dessen Mkundnng 
Zweifel an die Glaubwüraiffkeit erregt, zu beeidigen, so werde der beeidigte Zeuge 
von Yornherein gebrandmarkt. Es sei am besten, es bei der gegenwärtigen Gkeetz- 
gebung zu belassen. Habe der ersuchte Bichter einen Zeugen zu vemehmeiii so sei 
es selDstyerständlich, dass diesem Bichter auch die Entscheidung über Beeidigung und 
Nichtbeeidiffung innerhalb des Bahmens der »lex Salisch^ einzuräumen sei. 

Nachdem Herr Geh. Justizrath Keyssner darauf aufmerksam gemacht, dass 
die Unmittelbarkeit des durch die Zeugenvernehmung geschaffenen Eincmicks für die 
Frage der Glaubwürdigkeit allein entscneidend sei und d^i Nacheid empfohlen hatte, 
wies Herr BechtsanwaJt Dr. Koffka darauf hin, dass die Aenderung der ,lez Salisch'* 
über die Beeidigung der Zeugen auch die Aenderung des Wiederaufnahmeyerfahrena 
im Ciyi)- und Strafprozess da zur Folge haben müsse, wo dasselbe auf Verletzung der 
Eidespflicht des Zeugen aufgebaut sei. 

Bezüglich des letzten Punktes wies der Herr Vortragende noch darauf hin, daas 
für den Strafprozess die qu. Aenderungen in der «lex Säuisch'' yoivesehen seien; für 
den Civilprozess seien wenigstens Abänderungsanträge gestellt unaconcretisirte zum 
Schluss den von ihm eingenommenen Standpunkt bez. der gänzlichen Abschaffung 
des Eides dahin, dass er an Stelle des Eides eine Wahrheitsversicherung setzen 
wolle. Dies habe für den Zeugeneid wie für alle anderen Formen des Eides zu gelten. 



Dr. Koch. * Biedel. 
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329. Sitzung der Juristischen Gesellsohaft. 

Verhandelt Berlin, den 10. Jon! 1899, im Zoologischen Garten. 



Nach Eröffhnnff der Sitsong widmete der Vorsttsende snnAchst dem ver- 
storbenen Bfitffliede, Aaiserlichen Wirklichen Geheimen Rath and Professor der Rechte 
Dr. Dambach einen Naehmf. 

Er betonte, welchen hervorragenden Antheil der Verewiete an der Post- nnd 
Telegrapb^n-Gesetzffebnnff gehabt habe. Unlöslich verbanden aber sei sein Name mit 
dem deatschen Urheber-Becht. Die einschlagenden Gesetze der 70 er Jahre seien 
anter seinem maassgebenden Einflasse entstanden. Aach am deren Anwendung habe 
er sich als Vorsitsender aller preassischen Sachverständisen- Vereine hoch verdient 

S macht. Als Universititslehrer rar Strafrecht nnd Staatsredit habe er wohlverdienten 
if genossen. Unserer Gesellschaft habe Dambach lange Jahre hindurch als thfttiges 
Mitgued angehört Sein Vortrag vom 14. April 1883 zur Erinnernng an den 300jfthrig^n 
Geburtstag des Begründers des Völkerrechts, Hugo Grotius, lebe noch in der 
Erinnerung der älteren Blitglieder. Zuletzt habe er am 12. Februar 1887 über Methode 
and Stadium des Strafrechts in nenester Zeit unter uns gesprochen. In den letzten 
Jahren habe er sich wegen wachsender Amtsgeschlfte zwar ziemlich fem gehalten. 
Seit 1891 sei er aber unser Vertreter im Vorstande der Holtzendorff-Stiftung gewesen. 
Das Andenken dieses hervorragenden, allgemein geschätzten Mannes werde unter uns 
in Ehren bleiben. 

Zum Zeichen dessen erhoben sich die Versammelten von ihren Sitzen. 
Sodann ertheilte der Vorsitzende dem Herrn Rechtsanwalt Dr. Max Hachen- 
burg aus Mannheim das Wort zu nachstehendem Vortrage: 

yDie Berücksichtigung des Sittengesetzes im Bürgerlichen 
Gesetzbuch.' 

Das Gesetz soll in Uebereinstimmung sein mit dem sittlichen Gefühle des 
Volkes. Sittlichkeit bedeutet hier die Regeln des Sittengesetzes. Sie leben im Volk's- 
bewusstsein. Sie wechseln in ihm und mit ihm. Sie sind nicht codificirbar. Trotz- 
dem muss das geschriebene Gesetz im Einklang stehen mit der ungeschriebenen 
Moral. Ein Recht, das die Sittlichkeit nicht beachtet, ist ein todtes Machwerk. Lassen 
Sie uns prüfen, wie das B. G.B. dieser Aufgabe gerecht wird. 

Die Nichtigkeit der gegen die ffuten Sitten verstossenden 
Rechtsgescnttfte. 

Ich bejrinne mit der wohlbekannten Re^el des § 138 Abs. 1: »Ein Rechtsgeechift, 
das gog^n (Ue guten Sitten verstösst, ist nichtiff." Es wird damit nichts Neues ge- 
schaffen. Der Gredanke war den bisherigen Rechten allen bekannt. Er ist ausser- 
ordentlich einfach. Es steht den Parteien frei, durch Rechtsgeschäfte zu bestimmen, 
was ihnen beliebt. Ist das von ihnen GkwoUte im Widerspruche mit dem Sitten- 
gesetze, so versagt das Gesetz die gewollte Rechtswirkung. Es will Uebereinstimmung 
der Rechtswirkung mit der sittlichen Auffassung. Denselben Satz stellt das E. G. 
Art 80 für das internationale Privatrecht auf. »Die Anwendung eines ausiindischen 
Gesetzes ist ausgeschlossen, wenn die Anwendung gegen die guten Sitten oder 
tegen den Zweck eines deutschen Gesetzes Verstössen würde.'' Sowenig wie den 
Verträgen der Parteien kann das B. G. B. einem Rechtssatze eines ausserdeutschen 
Rechtes Anerkennung gewähren, der im Widerspruch mit unserem Sittengesetze steht. 

Die Schwierigkeit liegt in der Frage, wann ein Rechtsgeschäft auf Grund des 
§ 138 Abs. 1 nichtig ist. Das Gesetz spricht von einem Verstösse gegen die „guten 
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Sitten.'' Das sind die boni mores der Römer in getreuer Uebersetznng. Man hatte 
schon bei der Kritik des EL I an Stelle dieses Ausdrucks das Wort „Sittlichkeit'' ge- 
wünscht. Auch in der zweiten Commission wurde der Antrag gestellt. Man beschloss, 
den gewohnten Ausdruck beizubehalten. „Er sichere gegenüber der beantragten Er- 
setzung dieser Ausdrücke durch die Worte „gegen die Sittlichkeit'' der Vorschrift 
einen umfassenderen Geltungsbereich und enthalte den richtigen objectiyen Maassstab 
für die Handhabung des Gesetzes'' (Prot. I S. 124). Es ist damit augenscheinlich 
dasselbe gemeint, was oben als das im Volksbewusstsein lebende Sittengesetz be- 
zeichnet ist. Grammatisch sind freilich „gute Sitten" nicht identisch mit Sittlichkeit. 
Wie bei dem Ausdrucke Treu und Glauben versteht hier die Rechtssprache unter 
dem Schlagwort gute Sitten einen ethischen Begriff eigener Art, der ourch die Ge- 
wöhnung der Zeit seine Prägung erhielt. Ausgeschlossen sein soll die persönliche 
Auffassung des Richters über Sittlichkeit. Dies ist in sofern wichtig, als eine von 
der allgemeinen Anschauung abweichende theoretische Speculation unzulässig ist. 
Praktisch wird in dem Urthefle stets das Gefühl des Richters, der ja ein Glied des 
Volkes ist, zum Ausdrucke kommen. 

Wann aber ist ein Rechtsgeschäft gegen die guten Sitten? Der E. I § 106 hatte 
verlangt, dass der Inhalt des Rechtsgeschäfts gegen die guten Sitten Verstösse. Er 
bestimmte in seinem % 344 für das Obligationenrecht nochmals die Nichtigkeit der 
Verträge, die auf eine gegen die guten Sitten verstossende Leistung gerichtet sind. 
Der E. II beseitigte diese ohnedies nicht recht verständliche Specialbestimniung. Er 
änderte auch den Wortlaut des § 106 E. I in die heutige Fassung. Es wird nicht 
verlangt, dass der objective Inhalt des Rechtsgeschäfts gegen die guten Sitten Ver- 
stösse. Schon die Motive zu E. I § 106 heben hervor, dass auch solche Rechtsgeschäfte, 
durch welche eine nicht stets sittenwidrige Leistung versprochen wird, deren Inhalt 
aber mit den guten Sitten in Widerspruch steht, unter Umständen nichtig sein 
mÜBsen (Motive IS. 211). Schon hierbei wurde betont, dass dem richterlichen Ermessen 
ein weiter Spielraum gegeben sei. Das gilt in noch erhöhtem Maasse von der heutigen 
Fassung. „Wenn auch auf die Motive der Parteien nicht in dem Maasse ' Rücksicht 
genommen werden dürfe, dass ihre Handlung «iner sittenrichterlichen Controle des 
Richters unterstellt würde, so sei es doch im einzelnen Falle unerläSsHch, die ver- 
werfliclie Gesinnung der Betheiligten nicht ausser Acht zu lassen, weil erst dur<jk die 
Hinzunahme dieses subjectiven Momentes der Inhalt des Rechtsgeschäfts in das rechte 
Licht gesetzt werde" (Prot. I S. 123). Es folgt hieraus dasselbe Resultat wie oben 
bei dem Begriffe Treu und Glauben. Eine positive Regel lässt sich nicht geben. Die 
Prüfung hat im Einzelfalle zu erfolgen. Die Motive vertrauen bei der Gewissen^ 
haftigkeit des deutschen Richterstandes unbedenklich darauf, dass die Vorschrift im 
Grossen und Ganzen in dem Sinne angewendet wird, in dem sie gegeben ist. Trotz- 
dem ist gerade vom Standpunkte des gewissenlmf ten Richters die Frage begründet, Wie 
denn die Vorschrift gemeint sei. Einen Anhalt dafür werden die Stellen des Gesetzes geben, 
in denen die Nichtigkeit eines Rechtsgeschäfts, weil es als unsittlich betrachtet wird, aus- 
drücklich ausgesprochen ist. Suchen wir daher aus dem Gesetze selbst diesen Anhalt zu 
finden. Es muss auch hier Bestimmungen geben, auf denen sich aufbauen lässt. 

Da ist zunächst der Spiel- und Wettvertrag (§ 762). Der Gedanke liegt nahe, 
ihn hier einzureihen. Eine Begriffsbestimmung giebt das B. G. B. nicht. iSe Wird* 
nach wie vor umstritten bleiben. Ich verweise hierfür auf die Darstellung bei Co sack 
(Lehrb. d. deutschen bürgerl. Rechts I S. 558 ff.). Das B.G. B. begnügt sich, dem 
Spiel- und Wettvertrag die rechtliche Anerkennung zu versagen. Dieses Ablehneh 
ruht jedoch nicht auf der Idee, dass Spiel und Wette unsittliche Geschäfte sind. Die 
Motive (II S. 644) unterscheiden zwiscnen den verbotenen Spielen und den erlaubten. 
Für die ersteren kommen die §§ 284, 285, 360 No. 14 R. St. G. B. in Betracht. „Ab- 

fesehen von aolchen .Verboten kann der Spiel- und Wett vertrag nicht schlechthin 
eshalb für nichtig erklärt werden, weil er gegen die guten Sitten oder die öffentliche 
Ordnung Verstösse (§ 106, jetzt § 138 Abs. 1)." Aehnlich äusserte man sich in der 
zweiten Commission: ,Die Unklagbarkeit der Spielschulden beruhe vielmehr auf der 
Auffassung, dass das Spiel und die aus ihm sich ergebenden Beziehungen d€^ Spieler 
dem €^biete der Sitte, nicht dem des Rechts angehören, dass der Spielvertrag nicht- 
ein der rechtlichen Regelang zu unterwerfendes Verkehrsgeschäft dei** (Prot. II §. 797). 
Man verwirft also das Spiel nicht als etwas unsittliches. Man ignorirt es von Rechts 
wegen. Die Gründe liegen in dem Gedanken des Spieles, der im Widerspruche steht 
mit dem Verlangen eines rechtlichen Zwanges. Es verstösst nicht gegen die gut^ci^ 
Sitten, zu spielen und zu wetten. Man denke nur an die Skat- oder Kegelb^ietö, an 
die VielliebcJien und ähnliches mehr. Die Volksempfindung verlangt aber eine frei^ 
willige Erfüllung solcher Schulden. Sie verargt es dem Gewinner, der seinen Gewinn 
beitreiben will. 
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Dem entspricht die Fassung des Gesetses. ^Darch Spiel und Wette wird eine 
Verbindlichkeit nicht begründet^ {§ 762 Abs. 1 Satz 1). Damit ist gesagt, dass eine 
Klage auf Elrfüllong des Spielyertrags ausgeschlossen ist. Diese Unklagbarkeit bezieht 
sieh daher nur atu den Spiely ertrag selbst. Eine Gesellschaf t, deren Zweck es ist, 
ihren Mitgliedern die Gelegenheit zu erlaubten Spielen zn verschaffen, kann rechts- 
yerbindlich begründet werckn. Die Bütgliederbeitrftge sind einklagbar. Einem Verein 
mit diesem Zweck wird der Begist errichter den Eintrag nicht versagen dürfen. Nicht 
erforderlich ist, wie Cosack a. a. O. anzunehmen scheint, dass es sich um Spiele ohne 
E^insatz, „um die Ehre'' handle. Da das erlaubte Spiel kein unsittliches Geschäft ist, 
so ist ein Vertrat zur Förderung dieser Spiele nicht gegen die guten Sitten. Hieraus 
folgt auch die Klagbarkeit des zn Spielzwecken gegebenen Darlehens. Es fand in der 
zweiten Commission hierüber eine lebhafte Debatte statt (Prot. a. a. O.). Sie endete 
mit Ablehnung aller Antrft^e auf Regelung dieses Punktes. Es ist dies die nothwendige 
Folge des vom B. G. B. emgenommenen principiellen Standpunktes. Ist das Rechts- 
geschäft erlaubt, so liegt kein Grund vor, die Klagbarkeit eines Darlehens, das zur 
Erfüllung einer l^ielsäuld aufgenommen ist, zu veraeinen. Man vertrat in der 
Commission (Prot. II S. 799) von einzelnen Seiten die Ansicht, „die Rechtsprechung 
werde an der Hand der Vorschriften des § 664 (jetzt § 762) zu demselben Ergebnisse 
gelangen, welches die französische Rechtsprechung auf Grund des code civil ^t. 1966 

gewonnen habe.^ Diese Praxis stellte man dahin fest, dass das Gleiche wie für die 
pielschuld auch für ein von einem Mitspieler (einschliesslich des Bankhalters) einem 
anderen Mitspieler zum Zwecke des Spieles gegebenen Darlehen gelten solle (Prot. II 
S. 795). Generell wird dieser Satz auf Gruna des § 762 B. G. B. sich nicht durch- 
führen lassen. Handelt es sich weder um ein verbotenes, noch um ein unsittliches 
Spiel, so liegt kein Grund vor, dem Mitspieler sein Darlehensguthaben zu vernichten. 
£s ist durchaus nicht gegen die guten Sitten, wenn beim Skat ein Freund dem 
andern, der zufällig ohne Geld ist, zehn Mark leiht. Nur wenn im concreten Falle 
das Spiel als gegen die guten Sitten verstossend betrachtet wird, kann die Nichtigkeit 
des Darlehens, das dieses Spiel unterstützt, angenommen werden. Denn dann Rann 
auch das Darlehen gegen die ^ten Sitten Verstössen. Das Darlehen wird freilich 
stets nnklagbar, wenn es nur die Form einer Betheiligung beim Spiele ist. Es kann 
unter Umständen eine creditirte Spielschuld sein. 

Die Unklagbarkeit der Spielschuld hat die Unklagbarkeit des Erfüllungs- 
versprechens zur Folge. Eine Vereinbarung, durch die der verlierende Theil zum 
Zwecke der Erfüllung einer Spiel- oder Wettochuld dem gewinnenden Theil gegenüber 
eine Verbindlichkeit eingeht, begründet kein klagbares Scnuldverhältniss (§ 762 Abs. 2). 
Dies gilt insbesondere für ein Schuldanerkenntniss. Dem steht das Schuldversprechen 
gleich. Es lässt sich oft praktisch gar nicht unterscheiden, ob das eine oder das 
andere gemeint ist (§§ 780, 781). Dies gilt aber ebenso, wenn der Spielschuldner eine 
Darlehensschuld an Stelle der Spielschuld mit dem Gläubiger vereinbart (§ 607 Abs. 2) 
oder einen Wechsel, den dieser auf ihn zieht, acceptirt. Nur dem dritten gutgläubigen 
Erwerber des Wechsels gegenüber ist der Spieleinwand ausgeschlossen. Ob man aber 
auch, wie in der zweiten Commission angenommen wurde, bei einer Hingabe 
an Zahlungsstatt den Anspruch wegen EIntwehrung versagen soll (Prot. II S. 801), 
ist doch nicht unzweifelhaft. Durch die Annahme an Erfullungsstatt erlischt das 
Schuldverhältniss, wie durch die Leistung selbst. Es entsteht hieraus ein neues 
selbständiges Rechtsverhältniss. Zweifellos aber ist die weitere Conseauenz, dass 
weder die Spielschuld selbst noch die an ihre Stelle getretene andere Verbindlichkeit 
zur Aufrechnung verwendbar sind. 

Alles bisher Erwähnte zeigte einen praktischen Unterschied von der Nichtigkeit 
als Folge des Verstosses gegen die guten Sitten nicht. Er tritt bei der Behandlung' 
der Erfüllung hervor. «Das auf Grund des Spieles oder der Wette Geleistete kann 
nicht deshalb zurückgefordert werden, weil eine Verbindlichkeit nicht bestanden hat"* 
(§ 762 Abs. 1 Satz 2). Es ist also die Zahlung der Spielschuld als Tilgung einer 
bestehenden, wenn auch nicht klagbaren Obligation aneÄannt. Die Motive -sprechen 
von einem „unvollkommenen Rechtsverhältniss.'' Bei der nichtigen Obligation liegt 
gar nichts vor. Es ist daher hier die Rückforderung des Bezahlten statthaft (§ 817). 
Die Zahlung der Spielschuld steht aber in gleicher Linie mit der Leistung, die in 
EIrfUllung einer sittlichen Pflicht oder einer auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht 
erfolgt (§ 814). Ja, hier ist eine Art der letzteren gegeben. Denn die Zahlung einer 
Spielschuld entspricht der Rücksicht auf den Anstand. Wir haben hier die Grundlage 
zu einer Lehre von der natürlichen Verbindlichkeit. Sie wird in anderem Sinne auf- 
gefasst werden, als die des römischen Rechts. Ihr Kennzeichen ist der Mangel jeder 
Durchführung ohne Willen des Schuldners, aber die Anerkennung einer Leistung auf 
diese Schuld als Elrfttllnng. Daraus fliesst der Ausschluss der Bereicherungsklage. 
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Selbstredend miiBs die LeiBtung auf Orand des Spieles oder der Wette er- 
folgen. Nimmt der Schuldner einen anderen Rechtsgmnd irrthümlich als vorhanden 
an, so wird die Rückforderung besteben. Die Motive (11 S. 644) versagen selbst den 
Erben des Schuldners, „welche in Unkenntniss von dem wirklichen E^tstehungsgrunde 
der Schuld geleistet haben', die Condiction. Das ist unzutreffend. Man setze den 
Fall, dass dem Erben ein Darlehensschein seines Vaters prftsentirt werde. Er weiss 
nicht, dass diesem eine Spielschuld zu Grunde liegt, und bezahlt. Er wollte nicht auf 
Qrund eines Spieles erf Allen. Seiner Leistung fehlt das die Rückforderung aas- 
schliessende Moment. Er handelt im Bewusstsein, eine klagbare Schuld zu tilgen. 

Neben der Erfüllung selbst stehen die Leistungen an Erfüllungsstatt. Hierzu 
rechnet der Verkehr auch die Uebemahme einer Verpflichtung des Schuldners, an 
einen Dritten für Rechnung des Gläubigers zu leisten (rrot. II S. 803). Ich erwfthne 
z. B. den Fall der Annahme einer Anweisung, die der Gewinner einem Dritten aus- 
stellt, oder den Fall einer Schuldttbemahme, bei der der Verlierer mit Zustimmung 
des Gläubigers an die Stelle des Gewinners tritt. 

Aus der Annahme einer, wenn auch unvollkommenen Obligation folgt, dass das 
Rechtsgeschäft selbst den allgemeinen Regeln über Nichtigkeit und Anfechtbarkeit 
unterworfen ist. Es kann eine Anfechtung wegen Betrugs erfolgen. Ea kann eine 
Nichtigkeit wefi;en Verstosses geeen ein verbietendes Gesetz oder gegen die guten 
Sitten behauptet werden. Ist das letztere der Fall, lie^ z. B. gewerbsmässiges Glücks- 
spiel ^ vor, so entfallen die Rechtswirkungen des Spielvertrags. Die Rückforderung 
des im Spiele Ausgeplünderten ist gestattet. Nur darf natf&lich der Kläger nicht 
ebenfalls ein gewerbsmässiger Spieler sein. 

Dasselbe wie beim Wett- und Spielvertrag ergiebt sich für das Differenz- 

Seschäft (§ 764). Die Regelung erfolgte durch die Reichstagscommission (Bericht I 
.^ 98). Die Motive (11 S. 647) stehen noch auf dem Standpunkte, dass ein wahres 
Differenzgeschäft nur dann vorliege, wenn bedungen ist, dass kein Theil die Lieferung 
oder Abnahme zu verlangen berechtigt ist. Sie bemerken mit Recht, dass solche 
Verträge im Verkehr selten sind. In der zweiten Commission wurde ein Antrag auf 
Einstellung einer Bestimmung gestellt, die das Differenzeeschäft regeln sollte. Er 
wurde im Hinblick auf die Börsenenquete zurückgezogen (Prot. II S. 804). Inzwischen 
hatte der bekannte Umschwung in der Rechtsprechung des Reichsgerichts stattgefunden. 
Er kam in der Reichstagscommission zum Ausdruck. ^Nach vielen Erwägungen xmd 
Zweifeln in Theorie und Praxis habe das Reichsgericht anerkannt, dass das Differenz- 
geschäft ein Spiel und folglich klaglos sei.*' 

Die Fassung des Gesetzes in § 764 zeigt, dass man das Differensgeschäft trotz 
dieser Bemerkung nicht als eine Unterart des Snieles betrachtete. Es ist ihm nur 
gleichgestellt. ES ffilt als Spiel. Die für den dpielvertrag gegebenen Vorschriften 
finden hier Anwendung. Die Zahlung der Differenzen ist also auch hier Anstands- 
pflicht. Die Rückforderung ist ausgescnlossen. Sie tritt ein, wenn der Differenzvertrag 
ge^en die guten Sitten ist. Man braucht nur anzunehmen, dass er in Ausbeutung des 
Leichtsinns oder der Unerfahrenheit des Schuldners abgeschlossen ist. Die Anwendung 
des § 138 Abs. 2, auf den ich alsbald näher eingehen werde, macht den Abschluss nichtig. 
Weit eher als das Spiel scheint eine andere Bestimmung des B. G. B. sich als 
Fall der unsittlichen Verträge darzustellen. Ich meine den Ehemakellohn. In den 
Entwürfen fand sich eine Bestimmung hierüber nicht, „Ob ein Vertrag der fraglichen 
Art im gegebenen Falle in Gemässheit des § 106 (jetzt § 138 Abs. 1) als nichtig anzu- 
sehen ist, hängt von den Umständen des einzelnen Falles ab'* (Motive II S. 511). Die 
zweite Commission berührt die Frage nicht. Sie erschien wieder in der Justizcommission 
des Reichstags. Diese nahm den heutigen § 656 in das Gesetz auf. „Die grosse 
Mehrheit der Bevölkerung betrachte unzweifelhaft das Nehmen oder Geben eines 
Lohnes für Heirathsvermittlung als unsittlich, mindestens als unanständiff und werde 
es als eine schwere Beleidigung betrachten, wenn ihr ein derartiges Verhalten nach- 

Sesi^ werde. '^ Diese Auffassung wurde als die „allein mit dem sittlichen Charakter 
er Ehe vereinbare* bezeichnet. Die Prozesse über den Ehemakellohn gäben zu den 
grössten Aergemissen Anlass (Commissionsbericht I S. 94, 95). 

Wir finden in den Materialien die Betrachtung des Ehemakelvertrags nur vom 
Gesichtspunkte des Verstosses gegen die guten Sitten aus. Die Consequenz wäre die 
Unterordnung dieses Falles unter | 138 Abs. 1. Der Vertrag mfisste voll und ganz 
nichtig sein. Allein soweit ist das Gesetz selbst nicht gegangen. Der § 656 ist dem 
§ 762 und dessen Behandlung des Spiel Vertrags nachgebildet. „Durch das Versprechen 
für den Nachweis der Gelegenheit zur Eingehung einer Ehe oder für die Vermittelünff 
des Zustandekommens einer E^e wird eine Verbindlichkeit nicht begründet'' (§ 656 
Abs. 1 Satz 1). Der Ausschluss einer rechtsverbindlichen Vereinbarung zum Zwecke 
der Erfüllung eines solchen Lohnversprechens und die Unzulässigkeit der Rückforderung 
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des wirklich Geleisteten ist mit denselben Worten, wie für Spiel nnd Wette, aosge- 
sprochen. Ob das absichtlich oder unabsichtlich geschah, ist einerlei. G^ue, dass 
oer Inhalt des Gesetzes deutlich spricht. Planck (Ck>mmentar II S. 400, Änm. 3 
SU § 656) llsst der Wissenschaft freie Wahl, ob sie die Vorschrift des § 656 als eine 
Consequenz der §§ 138 Abs. 1 und 817 Satz 2 betrachten oder eine unTollkommene 
Verbindlichkeit, ähnlich der ans dem Spiel vertrag entstehenden, annehmen will. Ffir 
das praktische Bedürfniss sei es ohne Bedeutung, ob man die eine oder andere Auf- 
fassung für richtig halte. Das trifft nicht zu. Denn es besteht, wie oben gezeigt, 
ein praktisch sehr bedeutsamer Unterschied. Ist die Bestimmung in § 656 nur eine 
Art der $§ 138 Abs. 1 und 817 Satz 2, so ist für eine directe Anwendung des § 138 Abs. 1 
und der Folgen der Unsittlichkeit des Vertrags kein Raum. Ein nur unvollkommenes 
Rechtsgeschäft ist dagegen der Frage der Nichtigkeit zugänglich. Durch das Gesetz 
selbst aber wird der We^ gewiesen. Es betrachtet den Ehemaklervertrag nicht als 
unsittlich. Es geht nur nicht an, den Lohn für die Vermittelnng zu erzwingen. Wie 
beim Spiel- und Wettvertrage sind Prozesse nicht zuzulassen. Der freiwilligen JCrfüllung 
ist aber die Ehemakellohnzusaffe ebenso fähig wie die Spielschuld. Nur kann das am 
Grund dieses Versprechens Geleistete nicht zurückgefordert werden. Liegt ein geg^n 
die guten Sitten verstossender Vertrag vor, so öffnet die hierdurch begrünaete Nichtig- 
keit der Condiction den Weg. 

Es ist hierbei einerlei, ob der Lohn für das Verschaffen einer Frau schlechthin 
oder für die Bemühung um das Zustandekommen der Ehe mit einer bestimmtefn Person 
yersprochen wurde. Es ist einerlei, ob er in Prozenten der Mitgift oder einem festen 
Honorare besteht Aus diesen Momenten kann auf einen Verstoss gegen die guten 
Sitten nicht geschlossen werden. Denn diese sind von der Unklagbarkeit eines jeden 
Ehemakellohnes mit umfasst. Es müssen Momente ausserhalb der Thatsache, dass hier 
für die Vermittelnng der Ehe eine Vergütung zugesagt ist, hinzukommen. 

In ein solches Gebiet führt uns | 138 Abs. 2. Hier liegt zweifellos ein echter 
Fall des Verstosses gegen die guten Sitten vor. Er giebt sich ja selbst als BeispieL 
Auch diese Stelle ist TOnder Keichstagscommission geschaffen. Ein Rechtsgeschäft, 
durch das Jemand unter der Ausbeutung der Nothlage und des Leichtsinns oder der 
Unerfahrenheit eines Anderen sich oder einem Dritten für eine Leistung Vermögens- 
Yortheile versprechen oder gewähren lässt, welche den Werth der Leistung dergestalt 
übersteigen, dass den Umständen nach die Vermügensvortheile in auffälligem Bübs- 
verhältnisse zu der Leistung stehen, ist nichtig. Es ist der wucherische Vertrag, der 
hier in seiner vollen Ausdehnung charakterisirt ist. 

Auf die Bedeutung dieser Gesetaeflstelle als Fürsorge für den wirthschaftlich 
Schwachen komme ich später bei der Besprechung dieser Materie zurück. Dort werde 
ich auf die einzelnen Momente eiikgehen. Hier steht die Auffassung der in § 138 
Abs. 2 charakteri^rten Geschäfte a£ gegen die guten Sitten yerstossend im Vorder- 
gründe. Man sieht, wie weit das Gesetz geht. Es ist hiemach nicht erfordert, dass 
eine versprochene Leistung selbst den guten Sitten widerspricht. Das ist der grObste 
der Fälle, die unter § 13o Abs. 1 bezogen werden kdnnen. Man denke z. B. an die 
vom Reichsgericht mit Urtheil vom 27. Sept. 1895 (Jurist. Wochenschr. 1895 S. 491 
No. 58) entschiedene Sache. Ein Vermittler übernahm es gegen Entgelt, den einen 
Contrahenten durch fiUsche Vorspiegelungen zu einem ihm nachtheiligen Abschlüsse 
zu bestimmen. Hier ist direct die strafbare Handlung des Betrugs zugesagt. Es ist 
femer hiernach nicht erfordert, dass, wenn auch nicht die einzelne Leistung an sich, 
so doch wenigstens die Combination von Leistung und Gegenleistung dem Sittlichkeits- 
bewusstsein widersprechen müsse. In einer Reihe von FäUen wird n'eilich gerade dies 
zur Nichtigkeit des Geschäftes führen. Das Unsittliche liegt dann darin, dass eine 
Leistung, die aus freier E^ntschliessung entspringen soll, gegen Entgelt zugesagt ist. 
Dahin gehören die zahlreichen Fälle des Eroredits, in denen ein Vermächtniss unter 
der Bemngung solcher Leistungen zugewandt ist. Man denke an das Legat unter der 
Bedingung des Religionswechsels, der Unterlassung der Heirath einer bestimmten 
Person u, a. m. Solche Bedingungen machen das Legat nichtig. Eine Streichung 
der unsittlichen Bedingung kennt das B. G. B. nicht. Es wird selbstredend stets Frage 
des Einzelfalls sein, ob die Vereinigung der beiden Leistungen das Geschäft zu einem 
unsittlichen macht. Aus § 138 Abs. 2 ergiebt sich aber, dass das Gesetz noch über 
diese beiden Möglichkeiten hinausgeht. Auch wenn Leistung und Gegenleistung beide 
an sich und in Verbindung miteinander durchaus erlaubt sind, können Umstände, die 
ausserhalb dieser Momente liegen, das ganze Geschäft als ein unsittliches erscheinen 
lassen. Die Geschäfte, auf welche sich § 138 Abs. 2 bezieht, sind die des täglichen 
Lebens. KauL Miethe, Dienstvertrag, Darlehen, also an sich narmlose Acte, kommen 
hier in Betracht. Das sie vernichtende Moment liegt in der verwerflichen Gesinnung 
auf Seite des einen Contrahenten. Eis ist unsittlich, sich durch Ausbeutung der Noth- 



Digitized by 



Google 



— 30 — 

läge, des LeichtsinDS oder der Unerfahrenheit des Qegners einen Vortheil zu verschaffen. 
Durch dieses subjectiye Moment erscheint das ganse Rechtsgeschäft als gegen die 
guten Sitten verstossend. 

Ein ganz ähnlicher Gedanke zeigt sich bei einer Qrappe anderer Stellen des 
Qesetzes. Der Ausschluss der Gewährleistung ist nichtig, wenn der Verkäufer den 
Mangel im Rechte (§ 443) oder den Mangel der Sache arglistig verschwieg (§ 476). 
Dasselbe gilt vom Vermiether (§ 540) und vom Werkttbemehmer (§ 637). Die allgemeine 
Regel ist leicht daraus zu schöpfen. Sie gilt für alle Rechtsgeschäfte, bei denen eine 
Gewährleistung eintritt. Das pactum de dolo non praestando, die Ausnutzung der 
Unkenntniss des Gegners ist unsittlich. In diesem Sinne ist die „Arglist'' in den 
angeführten Stellen gemeint Der E. I hatte diese Voraussetzung nicht. E. II fürte 
sie ein. Man wollte die Fälle ausschliessen, in denen „der Verkäufer einen ihm 
bekannten Mangel in seinem Rechte nur deshalb mitzutheilen unterlasse, weil er auch 
bei diesem Renntniss von dem Mangel voraussetze'^ (Prot. I S. 667). Die Unterdrückung 
einer Thatsache enthielte an sich den Thatbestand des civilreehtlichen Betrugs. Sie 
machte das Geschäft nur anfechtbar. Die Nichtigkeit, welche das Gesetz ausdrücklich 
ausspricht, beruht auf der Annahme, dass die Zusage selbst gegen die guten 
Sitten verstösst. 

Wir finden also im B. G. B. anerkannt, dass das heutige Sittlichkeitsbewusstsein 
die Erreichung eines Vortheils nicht schlechthin gestattet. Es giebt Fälle, in denen 
es den Gewinn als unsittlich brandmarkt. Die Folge ist, dass das ganze Rechtsgeschäft 
als unsittlich und daher als nichtig erscheint. Der weite Umfang, den die Materialien 
für § 138 Abs. 1 in Anspruch nehmen, ist durch den Inhalt des B. G. B. selbst 
gerechtfertigt 

Auf diesem Resultat bauen auch die Bestimmungen über die Rückforderung 
des auf der Basis eines unsittlichen Abkommens Geleisteten auf. «War der Zweck 
der Leistung in der Art bestimmt, dass der Empfänger durch die Annahme gegen 
ein gesetzliches Verbot oder geeen die guten Sitten Verstössen hat, so ist der 
Empfänger zur Herausgabe verpflichtet. Die Rückforderung ist ausgeschlossen, wenn 
dem Leistenden gleichfalls ein solcher Verstoss zur Last fällt'' § 817). Für das 
rheinische Recht hatte das Reichsgericht die Rückforderung unter allen Umständen 
zugelassen. Die Regelung der Materie im B. G. B. entspricht dem gemeinen Rechte. 
Liegt die Unsittlichkeit auf Seiten des Nehmers, so besteht die Rttckgabejpfiicht. 
Liegt sie auch, oder wie man beifügen darf, nur auf Seiten des Gebers, so wird sie 
versagt. Der E. I sprach davon, dass durch die Annahme der Leistung „nach dem 
Inhalte des Rechtsgeschäfts" gegen die guten Sitten Verstössen worden sei (§ 747 Abs. 1 
E. I). Damit sollte die Uebereinstimmun^ mit § 138 Abs. 1 hervorgehoben werden 
(Mot. n S. 849). Die heutige Fassung spricht statt dessen von „Zweck der Leistung''. 
Dieser macht die Annahme zu einem Verstesse gegen die guten Sitten. Es wird ein 
vorliegendes unsittliches Reditsgeschäft, das erfüllt werden soll, nicht vorausgesetzt. 
Eß kann vorhanden sein. E^ muss es aber nicht. E^ genü^, dass die Annahme oder 
die Gewährung der Leistung als unsittlich erscheint. Liegt aber ein unsittliches 
Geschäft vor, ist dessen Erfüllung der Zweck der Leistung, so ist nicht minder die 
Oondiction gegeben. Der Bewucherte fordert von dem Wucherer das in Ausbeutung 
der Nothlage veräusserte Hans zurück. Der Zweck der Auflassung ist die Erfüllung 
des nichtigen Vertrags. Wie durch den Abschluss, so verstösst der Erwerber durch 
die Annahme der Eigenthumsübertragung gegen die guten Sitten. 

Ich besprach die Regel, wonach der Widerspruch mit dem Gesetze der Sitte 
das Rechtsgeschäft nichtig macht. So weit man sie ausdehnen mag, stets muss das 
Gewollte, die Rechtsfolge des Erklärten, als Verstoss gegen die guten Sitten 
erscheinen. Die Art und Weise, wie dieses Rechtsgeschäft zu Stande kommt, macht 
es dagegen niemals nichtig. Die Erlangung der Willenserklärung der Gegenseite 
durch arglistige Täuschung oder durch Drohung ist ebenso unsittlich wie die Aus- 
beutung einer Nothlage und des Leichtsinns oder der Verkauf eines Bordells. Allein 
hier verstösst nicht das Rechtsgeschäft gegen die guten Sitten Das B. G. B. erklärt 
im Anschluss an die bisherigen Gesetze die durch arglistige Täuschung oder Drohung 
hervorgerufene Willenserklärung für anfechtbar. Ihre Nichtigkeit hängt vom Willen 
des Getäuschten oder Bedrohten ab (§ 123). Hier ist der Wille nicht frei gewesen. 
Die Reaction hiergegen liegt in der Hand des Interessenten. Ich mache darauf auf- 
merksam, dass das Gesetz auch hier nur eine „arglistige Täuschung' fordert. Das 
ist die dem E. II entstammende Redaction. Der E. I hatte von Betrug gesprochen. 
Es steht jetzt fest, dass es des Thatbestandes des strafbaren Betruges nicht bedarf. 
Auch ohne Vermögensschädigung ist die Anfechtung des Getäuschten vorhanden 
(Prot. I. S. 118). Andererseits ist eine „ar^listige^ Täuschung erfordert. Das oben bei 
dem Geding der Gewährfreiheit Gesagte ^t auch hier. Nicht jedes Schweigen genügt 
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zur arglistigen Täasehaug. Es miifis ein bewnastes Aosbenten der ünkenntnist oder 
des Inihoms des Gegners vorliegen. 

Die besprochenen Vorschriften beschränkten sich auf das Rechtsgeschäft. Es 

S' 'ebt keinen llinwand, dass eine Regel des Gesetzes gegen die ffnten Sitten Verstösse, 
ie Beachtung des Sittengesetzes in seinen Vorschriften ist Sache des Gesetzbuchs 
selbst. In einem Falle hielt es das Gesetz für geboten, die Aufhebung einer Re^el 
vorzusehen. Ein Verstoss gegen das Sittliche l^seitigt hier die kraft Gesetzes em- 
getretene Folge, wie er das Rechtsgeschäft nichtig macht. Ich habe diesen Fall schon 
gestreift. Wer durch sein sittliches Verschulden bedürftig geworden, kann nur 
den nothdürftifi^en, picht den standesgemässen Unterhalt verlangen (§ 1611 Abs. 1). 
Das sittliche Verschulden muss nicht ffegen den Unterhaltspflichtigen gerichtet 
sein. Die verwandtschaftliche Liebe wird durch jedes sittliche Verschulden gemindert. 
Die Forderung des standesgemässen Unterhalts setzt voraus, dass man des Standes, 
„nach dessen Verhältuissen man den Unterhalt verlangt, würdjg sei' (Prot. IV S. 495). 
Nur muss selbstredend ein sittliches Verhalten in Frage stehen, das die Ursache der 
HOlfsbedürftigkeit ist. Man wird abo eine Einrede des Kindes, der Vater sei durch 
Trunksucht, Spiel?ruth, Verschwendung in seine jetzige Lage gekommen, zulassen müssen. 

Die Pflicht, den in einer gegen die guten Sitten verstossenden Weise 
einem Anderen zugefügten Sehaden zu ersetzen. 
Das Gesetz bleibt aber dabei nicht stehen, den Rechtserfolg, der gegen die gute . 
äitte ist, abzuweisen. Es betritt in § 826 einen neuen Weg. Es knüpft an den 
Verstoss gegen die guten Sitten die Folge der Schadensersatzpflicht. »Wer in einer 
gegen die guten Sitten verstossenden Weise vorsätzlich einem Anderen Schaden 
zufügt, ist dem Anderen zum Ersatz des Schadens verpflichtet^ (§ 826). Dies gilt nach 
der Auffassung des Gesetzes von der Chicane (§ 226) auch bei der Ausübung eines 
Rechts. Auch diese kann gegen die guten Sitten Verstössen. Den Zusammenhang 
dieses Delicts mit den Bestunmungen des B. G. B. in § . 823 zu finden, ist hier nicht 
der Platz. Es genügt, die kräftige Reaction des Gesetzes gegen das sittenwidrige 
Verhalten hervorzuheben. EIrfordert ist zunächst ein Verstoss gegen die guten Sitten. 
Dass ein solcher nicht in der einfachen Verletzung einer vertragsmässigen Pflicht 
Hegt, ist von Liszt (die Delictsobligationen im Systeme des B. G.B. S. 10 ff., S. 43) 
überzeugend dargethan. Im Abschlüsse eines wegen Verstosses gegen die guten Sitten 
nichtigen Vertrags kann ein solches schadensersatzpfliohtig machendes Verhalten sehr 
wohl zu finden sein. Ich erinnere wieder an den Fall des Sachwuchers (§ 138 Abs. 2). 
Darauf ist das Gesetz nicht beschränkt. Jede von dem Sittlichkeitsgefühl verurtheilte 
Handlung gehört hierher. Die Motive (II S. 726) erwähnen die „Nachrede*^. Einen 
Specialftul derselben behandelt § 824. Es wird eine Creditgefährdung oder ein sonstiger 
Nacbtheil für den Erwerb oder das Fortkommen verlangt. Noch specieller lautet § 6 
des Gesetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes. Hier müssen die den 
Credit oder den Geschäftsbetrieb zu schädigen geeigneten Behauptungen sich auf das 
Erwerbsgeschäft eines Anderen, dessen Person oder eines Geschäfteleiters, auf die 
Waare oder andere gewerbliche Leistungen beziehen. Die Behauptungen müssen zum 
Zwecke des Wettbewerbes erfolgen. Dann aber bedarf es zur Schadensersatzklage 
nicht des Nachweises eines Verschuldens. Bezieht sich die Behauptung auf ein anderes 
Moment, als in § 6 angegeben, oder erfolgt sie nicht zu Zwecken des Wettbewerbs, 
so ist § 824 anwendbar. So, wenn sich die Behauptung mit. dem aussergeschäftliohen 
Verhalten eines Kaufmannes befasst, wenn ihm leichtsmniger Lebenswandel. Verkehr 
mit Frauenzimmern schlimmer Sorte, Spielsucht etc. vorgeworfen wird. Doch wird 
hier verlangt, dass der Beklagte die Unwahrheit, falls er sie nicht kannte, doch 
kennen musste. Es ist dies besonders erbeblich für die Haftbarkeit der Zeitungen. 
Wie häufig wird durch einen Correspondenten eine Nachricht gebracht, die sich als 
unwahr herausstellt. Es kommt nicht darauf an, dass der Uebermittler der Behauptung 
deren Unwahrheit kennen musste Wenn dem Redacteur, der sie aufnimmt, grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt, haftet dieser und für ihn, soweit § 831 zutrifft, der 
Verleger. Für die Nachrede, die nicht unter § 824 zu subsumiren ist, bleibt endlich 
subsidiär § 826. Hier muss aber die Handlung eine unsittliche sein. Dann wird nicht 
verlangt, dass sie Nachtheile für Erwerb und Fortkommen nach sich zieht. Wer der 
Braut eines Anderen unwahre Mittheilungen macht, wodurch diese zur Aufhebung der 
Verlobung bestimmt wird, haftet für den hieraus dem Verleumdeten erwachsenen 
Schaden. Ja, § 826 fordert gar nicht, dass die Behauptung «der Wahrheit zu?rider* 
erfolge. Er tritt auch da ergänzend hinter § 6 des Unlanterkeitsgesetzes und § 824 
B. G. B , wenn die Angaben wahr sind, die Mittheilung aber gegen die guten Sitten 
veratösst. Man denke an den Fall, dass Jemand vor mehreren Jahren eine Freiheits- 
strafe wegen eines Vermögensdelicts verbüsste, sich seitdem aber tadellos führte. 
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Oder er ist im Concorse gewesen etc. Er hat einen guten Poeten als Director einer 
Actiengesellschaft. £Iin Anderer, der selbst auf die Stelle ambitionirt, theilt dem 
Anfsicntsrath die Vergangenheit des Directors mit. Die Folge ist eine Kflndi^^ungy 
die ohne solche Zutrtooreien nicht eingetreten wAre. Hier wird man die Schadens- 
ersatzpflicht bejahen. Es ist hier auch das weitere Erfordemiss des § 826 gegeben. 
Nicht nnr die Handlang moss gegen die gnten Sitten yerstossen. Es moss dem Anderen 
durch sie vorsfttzlicn Schaden zugefügt werden. Es mnss der Vorsatz hier den 
Schaden mit umfassen. Er braucht nicht den Zweck des Handelns darzustellen. 
Solche FAlle werden selten sein. Jedenfalls ist der Nachweis, dass Jemand nur am 
den Anderen zu schädigen handelt, nicht leicht zu führen. Es genügt, dass der 
Schadenserfolg vorhergesehen und mit in den Bereich des Willens aufgenommen war. 
Es verstösst gegen die guten Sitten, um sich selbst oder einem Dritten den Posten 
zu verschaffen, also ohne jedes erlaubte Interesse, den Fleck in der Vemngenheit 
des Directors dem Aufsichtsrathe mitzutheilen. Der Vorsatz ist auf dessen Sshidignng 

ferichtet. Er soll seine Stelle verlieren. Der Zweck des Vergehens liegt in der 
'Örderun^ der eigenen Person oder der des Dritten. 

Wie weit liier die Praxis in der Anknüpfung des Schadensersatzanspruclu an 
das Verhalten des Anderen gehen wird, muss abgewartet werden. Auch hier liegt 
dasselbe discretionäre Ermessen des Gerichtes vor, das wir bei der Frafe der 
Nichtigkeit des Geschäftes wegen eines Verstosses gegen die guten Sitten fanden. 
Auch nier wird ausserordentlico viel vom Taktgefühle des Richters abhängen. Es 
muss ein Fall vorliegen, der direct gegen das sittliche G^bot verstösst, so wie es im 
Bewusstsein des Volkes lebt. Nicht jede Handlung, durch die sieb ein feinfühlender 
Mann verletzt fühlt, mag dazu genügen. Ein Verhalten, das der Kaufmann heate 
gern mit dem englischen Worte als ni(ät »fair'' bezeichnet, darf noch nicht als sittlich 
zu missbilligendes vom Richter betrachtet werden. Ich entsinne mich eines Falles, 
dass ein Agent den von einem anderen Agenten seit Jahren vertretenen Firmen seine 
Dienste um einen billigeren Satz anbot. Es ist vorgekommen, dass der Agent eines 
amerikanischen Hauses m X mangels vertragsmässiger Begrenzung auch in Y, wo ein 
anderer Vertreter sass, Abschlüsse machte. Er ^ab die Waare etwas unter seinem 
Limit und trug selbst die kleine Differenz. Sem Zweck war, dem Hause seine 
Thätigkeit in Y erfolgreicher als die des dortigen Agenten zu zeigen und diese 
dortige Agentur für sico zu gewinnen. Der erste Fall ist zweifellos nicht unter { 826 
zu bringen. Das Vergehen verstösst gegen den kaufmännischen Anstand, aber nidit 
gegen die guten Sitten. Zweifelhafter liegt der zweite Fall. Ich möchte ihn unter 
§ 826 subsumiren. Doch ist auch eine «ndere Entscheidung denkbar. 

Ein Verstoss .gagen den Anstand, er mag noch so grob sein, steht nicht dem 
Verstösse gegen die guten Sitten gleich. Die gegentheil^e Ansicht von Co sack 
(Lehrb. S. 172) findet im Gesetze keinen Anhalt Dies gilt für die Auslegung von 
§ 188 wie § 826. Der Gegensatz von Anstand und Sittengebot ist im Gesetze selbst 
ausgesprochen. Der Anstend enthält ein äusseres Moment B^ ist die im Verkehre 
übliche Form, die beobachtet werden soll. Es ist anständig, einen älteren Herrn 
zuerst zu grüssen. Es „gehört sich', dem Ueberbringer einer &ohen Nachricht, i. B. 
eines Lott^riegewinnstes, ein Geschenk zu machen. Von einem sittlichen Gebote ist 
hier keine Rede. Dieses deutet auf ein inneres Moment. Die Annahme eines 
Verstosses gegen ein solches enthält einen Vorwurf ganz anderer Art, als der der 
Verletzung des Anstandes. 

Die sittliche Pflicht und die auf den Anstand zu nehmende Rücksicht. 

In den Fällen, in denen das Gesetz Anstand und sittliche Pflicht erwähnt, stellt 
es sie als gleichbedeutend neben einander. Dies gilt da, wo sie eine „Verpflichtung* 
hervorrufen. Wenn das Gesetz die Wirkung eines Rechtsgeschäfts versagt, wenn es 
eine Schadensersatzpflicht anknüpft, so fordert es einen Verstoss gegen die ^ten Sitten. 
Der Verstoss gegen den Anstand genügt nicht. Wenn es eine Handlung für wirksam 
erklären will, so stellt es Anstand und sittliche Pflicht gleich. 

Ich finde dies besonders charakteristisch in § 814 ausgesprochen. Wir betreten 
damit ein neues Gebiet. War bisher die Rede von dem mnUan^ des Gesetzes mit 
dem Sittengebot, das gewisse Handlungen verbietet, so wenden wir uns jetzt zu dem 
Einflüsse der Gebote der Sitte auf das Gesetz. Ein Realisiren der Gebote des Sitten- 
gesetzes ist nicht Sache der Rechtsordnung. Aber bedeutsam ist trotzdem ihr Einfluss. 
Die Rückforderung des zum Zwecke der E^llunff einer Schuld Geleisteten beim Nicht- 
bestehen des Schuldverhältnisses ist der SchuloSall der Bereicherungsklage. Sie ist 
aber nicht nur ausgeschlossen^ wenn der Lebtende gewusst hat, dass er zur Leistung 
nicht verpflichtet ist. Sie wird auch abgelehnt, wenn „die Lieistung einer sittlichen 
Pflicht oder einer auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht entsprach*. Die Aufnahme 
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dieser Bestimmang erfolgte im £. 11. ^Sei von dem Leistenden selbst ein der Sittlichkeit 
entsprechender Zustand hergestellt, so gehe es nicht an, diesen mit rechtlichen Mitteln 
wieaer rückgängig zu machen^ (Prot 11 S. 695). Recht und Moral sind au^ hier 
in Einklang zu bnngen. „Das Recht dürfe nicht seine Hand dazu bieten^ das sittliche 
Bewusstsein des Volkes zu verletzen ** (das.). Das B. G. B. kennt also neben der rechtlich 
erzwingbaren Schuld solche rein sittlichen Verpflichtungen. Diese, deren Erfüllung 
von der Gewissenhaftigkeit und dem Anstandsgefühle des Verpflichteten abhängen, 
gleichen aufs Haar der ^unvollkommenen Obligation', die wir beim Spiele und beim 
Ehemakellohn kennen lernten. In beiden Fällen ist die Klage versagt. In beiden 
Fällen kann das Geleistete nicht zurückgefordert werden. Was dort von der Erfüllungs- 
zusage in ihren verschiedenen Formen gesagt wurde, gilt auch hier. Ebenso wird die 
einem Dritten gegenüber übernommene Schuld, auch wenn die Basis dieser Zusage 
nur die sittliche Pflicht gegenüber einem Anderen ist, wirksam sein. Ob man diese 
Verpflichtung als eine „natürliche Verbindlichkeit' bezeichnen will, ob man sie, um 
eine Ablehnung des römischen Begriffes hervorzuheben, lieber Anstands- oder Sittlichkeits- 
schulden nennt, ist ganz einerlei. Vorhanden ist diese Gruppe von unverbindlichen 
Obligationen. Und ihr Grund ist die Rücksicht auf das sittliche Bewusstsein des 
Volkes. Es gehören hierher z. B. die freiwillige Entschädigung des verführten Mädchens, 
wenn die Voraussetzungen des § 825 nicht gegeben sind. Eine sittliche Pflicht erfüllt 
auch der Sohn, der seme durch sittliches verschulden (§ 1611) bedürftig gewordenen 
Eltern standesgemäss ernährt. Ebenso der Bruder, der seine Schwester aümentirt. 
Einer auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht entspricht der Schuldner, der nach 
abgeschlossenem Zwangsvergleich oder aussergörichtlichem Arrangement bei Verbesserung 
seiner Lebenslage seine Gläubiger voll bezahlt. Die im Leben nicht seltenen so« 
genannten Besserungs- oder Glüi^scheine, die ausdrücklich hervorheben, dass sie keine 
juristische Haftung erzeugen sollen^ bestätigen solche Anstandspflichten. Der Anstand 
erfordert auch die Begleichung einer Schuld, die nur aus formalen Gründen nicht 
geltend gemacht werden kann oder erlosdien ist. So insbesondere beim Ablaufe einer 
geeetzlichen oder vertragsmässigen Frist. Die verjährte Schuld ist nicht hierher zu 
rechnen. Eine Zahlung auf dieselbe kann nicht condicirt werden, auch wenn der 
Schuldner den Ablauf der .Verjährung nicht kannte. Ein vertragsmässiges Anerkenntniss 
der verjährten Schuld ist möglich (§ 222). Die Hypothek und das Pfandrecht bestehen 
weiter (§ 223). Die Aufrechnung ist statthaft, wenn die verjährte Forderung zu der 
Zeit, zu welcher sie gegen die Forderung aufgerechnet werden konnte , noch nicht 
verjährt war (§ 390 &ktz 2). Mit dem l^hadensersatzanspruch wegen des Mangels 
einer zugesicherten Eigenschaft der gekauften Sache kann auch nach der kurzen Ver- 
jährung (§ 477) aufgerechnet werden, wenn der Rauf er vor dem Ablaufe der Verjährung 
dem Verkäufer eine Mängelanzeige sandte, den Antrag auf Sicherung des Beweises 
stellte oder in einem zwischen ihm und dem späteren Erwerber der Sache anhängigen 
Rechtsstreite seinem Verkäufer den Streit verkündete (S§ 479, 478). Es bleibt also für 
die verjährte Schuld mehr als eine blosse Anstandspflicht bestehen. E^ fehlt nicht die 
Klagbarkeit. Eß besteht nur eine Einrede gegen die Klage. 

Der Gedanke der sittlichen Pflicht und der auf den Anstand zu nehmenden 
Rücksicht ist objectiv zu fassen. Ei braucht der Leistende keine Empfindung davon 
gehabt zu haben, dass er einer solchen Pflicht, einer solchen Rücksicht genüge. Wer 
sich rechtlich für gebunden hält, es in Wahrheit nur sittlich ist, hat kein Rückforderungs- 
recht. Ich verweise wieder auf den Fall des § 1611. Auch wenn das Kind nicht 
weiss, dass es dem Vater den standesgemässen Unterhalt wegen seines sittlichen Ver- 
schuldens versagen kann, wenn es sich für gesetzlich verpflichtet hält und deshalb 
leistet, so giebt es keine Condiction. 

Zu trennen von diesen Anstands- xmd Sittlichkeitsverpflichtungen ist ein anderer 
im B. G. B. behandelter Begriff. Das Gesetz spricht wiederholt von Schenkungen, 
bei denen durch die Zuwendung „einer sittlichen Pflicht oder einer auf den Anstand 
zu nehmenden Rücksicht entsprochen wird^. Solche Schenkungen unterliegen nicht 
der Rückforderung und dem Widerrufe (§ 534). Unter der Ersteren ist der früher schon 
erwähnte Anspruen des bedürftig gewordenen Schenk ers auf Heransgabe des Geschenkten 
zum Zwecke seines und seiner Angehörigen Unterhaltes verstanden (§ 528). Der 
Widerruf findet statt, wenn sich der Beschenkte durch schwere Verfehlung gegen den 
Schenker oder einen nahen Angehörigen des Schenkers groben Undanks schuldig macht 
(§ 530). Beide Möglichkeiten sind bei der hier in Frage kommoden besonderen Art 
der Schenkung ausgeschlossen. Sie ist femer erheblich bei den Schenkungen, welche 
aus anvertrautem fremdem Vermögen erfolgen. Im Princip ist die Schenkung hier nicht 
gestattet. Eine Ausnahme besteht für Die, welche einer sittlichen Pflicht oder- einer 
auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht entsprechen. Dies gilt für den Vater, -^er 
aus dem Vermögen des Kindes, für den Vormund, der ans dem Mündelvermögen, für 
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den Ehemann, der ans dem Gesammtgnte Geschenke macht (§g 1641, 1804, 1446). Es 
gilt für den Vorerben im Verhältniss zum Nacherben (§ 2113) nnd für den Testamenta- 
Tollstrecker den Erben gegenüber (§ 2205). Man wird hierin ein Prinsip sehen dürfen. 
Auch da, wo die Dispositionsmacht anf Rechtsgeschllft beruht und die Verwaltung 
eines Vermögensganzen umfasst, müssen Schenkungen der gedachten Art gestattet sein. 
Dies ist z. B. für die Gesellschaft Ton Bedeutung. Der eine Gesellschafter wird das 
Geschenk, das der andere nach einem BrandunfalTe der Fenerwehrmannschaft aus der 
Gesellschaftskasse machte, nicht allein dem Schenker belasten dürfen. Die in notarieller 
Urkunde durch einen Socius erfolgte Zusage einer Pension an einen Handlungsgehilfen, 
der nach jahrelangen Diensten arbeitsunffthig ist, bindet auch den anderen Gesellschafter. 
Erheblich wird endlich diese Art der Schenkung bei der Materie des PfUchttheils. 
Jeder Einfluss einer Schenkung des Erblassers, sei es an einen Dritten (§ 2825) oder 
an den Pflichttheilsberechtigten (§ 2827), auf den Pflichttheilsanspruch entfällt, wenn 
durch die Schenkung „einer sittlichen Pflicht oder einer auf den Anstand zu nehmenden 
Rücksicht entsprochen wird* (§ 2380). Es erzeugen daher solche Schenkungen weder 
einen Anspruch auf Ergänzung des PfUchttheils, noch eine Pflicht des Pflichttheil- 
berechti^n, sich seine Schenkung auf den Ergänzungsanspruch einrechnen zu lassen. 
Der in dieser Weise Beschenkte kann nie, auch wenn in Folge einer früheren Schenkung 
ein Anspruch auf Blrgänzung des Pflichttheils besteht, zum Zwecke der Befriedigung 
dieses Anspruchs herangezogen werden (§ 2329). Der Grundgedanke ist auch hier wie 
bei dem Ausschlüsse der Condiction derselbe, die Rücksicht auf das sittliche Empfinden 
der in Frage kommenden Kreise. 

Nicht statthaft ist es, wie die Motive zu § 2880 thun (V, S. 469), auch hier von 
der Erfüllung einer Art natürlicher Verbindlichkeiten zu sprechen. Bei den zuerst 
behandelten Gruppen bestand eine Verpflichtung zur Leistxmg, wenn die Verpflichtung 
auch nur sittlicher Art ist. Die Erfüllung derselben hat dieselbe Folge wie die einer 
juristisch klagbaren Obligation. Bei dem zuletzt besprochenen Institute ist die sittliche 
Pflicht und die auf den Anstand zu nehmende Rücksicht nur das Motiv eines Rechts- 

Seschäf ts, einer Schenkung. Diese Rechtsnatur bleibt ihm, soweit nicht die besonderen 
.usnahmebestimmnngen eintreten. Die Erfüllung einer unmittelbaren sittlichen Pflicht 
ist aber niemab Schenkung nnd kann nie unter diese einbezogen werden. Die praktische 
Folge zeigt sich z. B. bei der Haftung für die Erfüllung. Die des Schenkers für Fehler 
der geschenkten Sache ist beschränkt. Er haftet nur, wenn er dieselben arglistig ver- 
schwiegen hat (S 524 Abs. 1). Bei der Zusage der schenkweisen Leistung einer von 
ihm erst zu erwerbenden, nur der Gattung nach bestimmten Sache haftet der Schenker, 
falls ihm beim Erwerbe ein Mangel bekannt oder nur in Folge grober Fahrlässigkeit 
nicht bekannt war, auf Leistung einer anderen fehlerfreien Sache (§ 524 Abs. 2). 
Aehnlich ist die Haftung für einen Mangel im Rechte geregelt (§ 528). In allen 
anderen Fällen haftet er nicht. Anders bei der Erfüllung einer sittlichen Pflicht oder 
einer auf den Anstand zu nehmenden Rüsksicht. Es steht dem Schuldner, dessen 
Schuld durch Zwangsvergleich erloschen ist, frei, ob er den nachgelassenen Theil 
erfüllen will oder nicht. Giebt er aber freiwillig dem Gläubiger Effecten als Zahlung, 
so haftet er für deren rechtlichen Bestand. Er steht dafür ein, dass sie nicht zum 
Zwecke der Kraftloserklärung aufgeboten sind (§ 437 Abs. 2, § 865). Ob er Kenntniss 
davon hatte oder nicht, ist dabei einerlei. 

Der Einfluss positiver Sittengebote. 

Die Verwirklichung des positiven Sittengebotes, wie sie hier besprochen ist, 
enthält aber nur einen Theil der Berücksichtigung desselben. Wir finden im Gesetz 
das Bestreben, das sittliche Gebot in der Regelung der Rechtsverhältnisse unmittelbar 
zum Ausdrucke zu bringen. Das B. G. B. ist für Menschen bestimmt. Die Unter- 
ordnung der eigenen Interessen unter fremde kann der Gesetzgeber nicht verlangen, 
noch weniger erzwingen. Die Hingabe an Andere ist das höchste sittliche Gebot. 
Sie muss aber hervorgehen aus freier eigener Ekitschliessnng. Das Gesetz kann nicht 
schlechthin die Ausübung eines Rechtes versagen, weil sie einem andern nachtheilig 
wäre. Der E^genthümer nimmt keine Rücksicht auf den Nachbarn, dem er die Aussicht 
verbaut. Wer ein Object gekauft hat, verzichtet nicht, wenn der Verkäufer durch 
das Uebersehen eines Vorkaufsrechts in eine schwierige Lage kommt. Es wäre edel, 
wenn er es thäte. Der Gesetzgeber nnd das Gericht sprechen ihm sein Recht eu. 
Wohl aber kann das Gesetz bei der Ausarbeitung seiner Vorschriften erstreben, dass 
eine Unterordnung eigener Interessen da eintritt, wo die des Andern als höhere 
erscheinen. Es kann bei Collisionen jenen Idealen des Sittengesetzes Rechnung tragen. 

An der Spitze steht hier das Chicaneverbot. „Die Ausübung eines Rechtes ist 
unzulässig, wenn sie nur den Zweck haben kann, einem Andern Schaden zuzufügen* 
(§ 226). Der Gedanke des Chicane Verbots im Gesetze ist kein neuer. Schon das 
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fi^ussische A. L. R« kennt ihn. In da? bürgerliche Gesetsbnch kam er in dieser 
Passung erst durch die Beiehstagscommission (Commissionsbericht zu Buch I S. 58). 
IXe beiden ersten £ntwtlrfe hatten ihn nicht recipirt. Die Motive zu E. I erklären 
ee nicht für rftthlieh, ,einem Streite über die BeschaBFenheit des Interesses, das der 
Berechtigte an der Ausübung des Rechts hat und dessen Vorhandensein er durch die 
Thatsache der Ausübung bekundet, die Thüre zu öflFhen'' (Motive I S. 278). Der 
£. m stellt das Verbot der Chicane lediglich für die Ausübung des Eigenthumsrechtes 
auf (§ 887 Abs. 2). Mag auch hier sein Hauptanwendunffsgebiet sein, entbehrlich für 
die anderen Theile des lUchts ist es nicht Oder wer wollte der Klage des Vermiethers 
stattgeben, der von dem ausziehenden Büether die Vornahme der ihm obliegenden 
Reparaturen fordert, obwohl sein E^ntschluss feststeht, an dem Miethsobjecte solche 
Umänderungen vorzunehmen, welche die Ausbesserungen des Miethers wieder vernichten? 

Die Ausübung eines Rechts in ohicandser Weise fftllt unter den oben besprochenen 
§ 826. Noch der E. III enthielt den Vorbehalt in § 810, dass die Ausübung des 
.eigenen Rechts nicht darunter falle. Die geschilderte Abänderung der Regelung des 
Chicaneverbots in der Reichstagscommission führte zum Striche dieser Stefie. Es ist 
gegen die guten Sitten, ein Recht auszuüben, nur um den andern zu schaden. Es 
sei gestattet, einen Fall aus der Prazb mitzutheilen. Eine Gesellschaft zur Erbauung 
eines Industriehafens in X hatte grosse Bodenstrecken erworben. Diese lagen während 
des Baues selbstredend unbenutzt. Sie wurden von allen Bewohnern der umliegenden 
Orte als freier Durchgang benützt. Ein Wirth in T versorgte die Arbeiter am Hafenbau 
mit Flaschenbier. Er bekam wegen eines Ackers, den ihm die Qesellschaft abkaufen 
wollte, Differenzen mit der Direction. Diese erliess ein Verbot an ihn, ihr Gebiet zu 
betreten und das Bier eleu Arbeitern zu bringen. Der Zweck war offenbar der, den 
Wirth gefügig zu machen. Die Ausübxmg des Eigenthums war ohne jedes Interesse für 
die Gesellscnaft. Ihr Zweck konnte nur der sein, den Wirth zu schädigen. Die Klage 
auf Schadensersatz wurde im concreten Falle durch Vergleich erledigt. In Anwendung 
der §§ 226 und 826 wäre ihr stattzugeben. 

Der erzählte Fall ist auch in anderer Richtung lehrreich. Durchaus zutreffend 
macht Planck (IS. 279, Note zu § 226) darauf aufmerksam, dass sich aus den Um- 
ständen des Falles objectiv ergeben muss, dass die Ausübung des Rechtes nur den 
Zweck haben kann, einem Anoem Schaden zuzufügen. Eine Eideszuschiebung an den 
Berechtigten über seine Absicht ist daher ausgeschlossen. Die Praxis wird aber dessen 
nicht bedürfen. Sie wird in Fällen wie dem obigen, wo einerseits jedes Interesse an 
der Ausübung des Rechts fehlt, wo diese Ausübung andererseits einem Andern Schaden 
zufügt, ohne Weiteres daraaf schliessen, dass nur der Schaden des Andern der Zweck 
der Kechtsausübung sei. Freilich braucht das Interesse kein pecuniäres zu sein. Man 
wird einen Antrag nicht abweisen können, weil der Antragsteller auch ohne Durch- 
führung desselben in derselben Vermögenslage wäre. Er kann als Grund der Kla^e 
sein Interesse am Austrage der hereinspielenden Rechtsfrage angeben. So stellte ein 
Vermiether bei Zahlungseinstellung des Miethers den Concursantrag. Es wurde ihm 
entgegengehalten, dass er ja für den fälligen Miethzins bezahlt und für den laufenden 
Miethzins durch sein gesetzliches Pfandrecht gedeckt sei. Der Vermiether erwidert, 
er wolle eine Entscheidung, ob (was particularrechtlich für andere befristete Schulden 
bestimmt ist) auch die Fälligkeit des Miethzinses in der Folge der Zahlungseinstellung 
•intrete. Selbstverständlich verzichtete der Miether, der einen Accord mit seinen 
andern Gläubigem anstrebte, auf diese Entscheidung und sorgte für anderweitige 
Erledigung. Dem Antrage wäre stattzugeben gewesen. Man kann hier nicht sagen, 
dass nur dem Schuldner Schaden zugefügt werden solle. 

So wie auf Seiten des Berechtigten jedes Interesse genügt, muss auch auf Seiten 
des Andern ein Vermögensschaden nicht vorhanden sein. Aus § 253, der wegen 
eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, die Geldentschädigung im Princip 
versagt, folgt nichts Gegentheiliges. Gerade hier wird von einem weiteren Begriff des 
Sdiadens ausgegangen. Der in Geld abschätzbare Schaden bildet nur eine Art desselben. 
Die Ausübung eines Rechts kann also auch dann verboten sein, wenn sie dem Andern 
einen immateriellen Nachtheil zufügt, ihm Unbequemlichkeiten schafft n. s. w. 

Das Gesetz erklärt somit die Rechtsausübung, die nur, um den Andern zu 
schädigen erfolgt, für unzulässig. Jedes andere Interesse ist berechtigt. Dieses 
Interesse wird aus den Umständen des Falles erhellen. Den Mangel desselben muss 
der Verpflichtete beweisen. 

iuiders im Gebiete des reinen Familienrechtes. Hier enthalten die Rechte 
zugleich Pflichten. Die Befugnisse, die dem Ehemanne und Vater eingeräumt sind, 
werden ihm nicht um seiner selbst, sondern um der Familie willen gegeoen. Ihm ist 
dah«vr der Missbrauch seiner ehemännlichen Rechte verboten. Ich komme später 
noch eingehend auf die rechtliche Stellung des Weibes zurück. Ich verweise auf das 

8* 
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dort Ausgeführte. Hier genügt die Erwfthnnng der §§ 1353 Abs. 2, 1354 Abe. 2. Die 
Ehefrau ist berechtigt, dem Verlangen des Ehemannes auf Herstellong der ehelichen 
Qemeinschaft zu widersprechen, wenn dies Verlangen sich als Missbrauch seines Rechtes 
darstellt. Aus demselben Grande ist sie befugt, die Befolgung seiner Entscheidungen 
in den das gemeinschaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten abzulehnen. 
Das Gesetz knüpft keine unmittelbaren Folgen an das Verhalten des Ehemannes. E^ 
befreit die Ehefrau nur von der Erfüllung der ihr obliegenden Pflicht. Eb handelt sich 
hier nur um das interne VerhAltniss. Wo der Ehemann seine eheherrliche Stellung 
derart missbraucht, dass dies Dritten gegenüber fühlbar wird, kann das Vormundschafte- 
eericht Abhilfe schaffen. Es kann die der Frau in Missbrauch seines Rechts vom 
Manne beschränkte oder ausgeschlossene Vertretungsmacht (Schlüsselgewalt) wieder 
herstellen (§ 1357 Ab. 2). Der Ehemann weigert sich, seiner Frau zur Uebernahme 
Yon Verpflichtungen, die in Person zu erbringen sind, seine Zustimmung zu geben. 
Das Gericht kann die ehemännliche Zustimmung ersetzen, wenn sich die Weigerung 
als Missbrauch seines Rechtes darstellt (§ 1358 Abs. 2). 

Denselben Gedanken entfaltet das Gesetz im Gebiete des Elternrechts. „Wird 
das geistige oder leibliche Wohl des Kindes dadurch gefährdet, dass der Vater das 
Recht der Sorge für die Person des Kindes missbrauch t^ u. s. w., so hat das 
Vormundschaftsgericht die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maassregeln za 
treffen. Es kann dem Vater das Kind entziehen und die Unterbringung desselben in 
einer geeigneten Familie oder einer Erziehungsanstalt oder einer Besserungsanstalt 
anordnen (§ 1666 Abs. 1). Beachtlich ist hierbei § 1631 Ab. 1. Er spricht von der 
Sorge für die Person des Kindes. Sie umfasst „das Recht und die Pflichf, das 
Kind zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen. Sie sehen, 
dass hier die Natur der elterlichen Gewalt, die zl^gleich eine Pflicht enthält, scharf 
ausgesprochen ist. Es ergiebt sich aus §§ 1666, 1631 weiter, dass im Falle eines 
Missbrauchs der elterlichen Gewalt das Kind gleich der Ehefrau die Befolgung der 
Anordnung des Vaters verweigern darf. Der Antrag des Vaters an das Vormundschafts- 
gericht, ihn „durch Anwendung geeigneter Zuchtmittel zu unterstützen**, ist abzulehnen, 
wenn der Vater sein Erziehungsrecht missbraucht. Schwieriger liegt die Frage, ob 
der Dritte, von dem der Vater die Herausgabe des Kindes fordert (§ 1632), diese unter 
Hinweis auf den Missbrauch der elterlichen Gewalt durch den Kläger weigern darf.. 
Nur bei einem „widerrechtlichen" Vorenthalten ist die Klage begründet. Allein man 
wird dem Dritten nicht die Macht geben, sich zum Richter über das Verhalten des 
Vaters zu machen. Man wird auch die Entscheidung, die dem Vormundschaftsgericht 
zugewiesen ist (§ 1666), nicht dem Prozessgericht unterschieben dürfen. Der Beklagte 
muss in einem solchen Falle das Vormundschaftsgericht anrufen. Bis zu dessen 
EntSchliessung kann der Prozess über die Heransgabe des Kindes ausgesetzt werden 
(§ 148 C. P.O.). 

Der Missbrauch des Rechts des Ehemannes und Vaters bildet die Parallele zu 
der Aasübung eines Vermögensrechts zu dem Zwecke, einem Andern zu schaden. Auch 
diese Benützung eines Rechts nur zum Nachtheile Anderer ist ein Missbrauch. Nur 
diese Ausübung ist unzulässig. Jede andere ist ein erlaubter Gebrauch. Denn das 
Vermögensrecht ist seiner Natur nach ein egoistisches. Die reinen Familienrechte, die 
nur Verkörperungen sittlicher Momente sein sollen, sind altruistischer Art. Hier ist 
ein Mi SS brauch schon vorhanden, wenn der Berechtigte seine eigenen Interessen, statt 
der des Verpflichteten, der Ehefrau oder des Kindes, verfolgt. Hier ist der Egoismus 
kraft des Gesetzes verboten. Die Einschränkung des Ich&iebes wird vom Gesetze 
vorgeschrieben. 

Auch auf dem Gebiet des Vermögensrechtes findet sich dieses Verlangen. Es 
kann freilich nur vereinzelt auftreten. Nur in bestimmten Collisionsfällen ist eine 
Abwägung der Interessen, von der ich oben schon sprach, möglich. Hier flnden wir 
den Gedanken verwirklicht, dass auch der Mangel eines Interesses an der Ausübung 
des Rechts bei vorhandenem Interesse der Gegenseite an der Unterlassung der Aus- 
übung zu einer Versagung des Rechtes führt. Es bedarf nicht des Nachweises, dass 
die Ausübung des Rechts uur erfolge, um dem Andern zu schaden. Ja, auch wenn ein 
eigenes berechtigtes Interesse vorliegt, muss es höheren Interessen weichen. 

Ich habe oben bei der Besprechung des Aeauitätsprinzips der Fälle gedacht, in 
denen die Wirkung des gesetzlichen Thatbestandes versagt wird, wenn es sich um 
unerhebliche Momente handelt. Als Gegenbild erschien die Frage der allzuharten 
Belastung des Verpflichteten. Statt der geschuldeten Leistung muss sich der Berechtigte 
mit Geld abfinden lassen. Beide Gruppen gehören auch in das hier in Frage stehehde 
Gebiet. Dem Berechtigten mangelt es nicht an einem Interesse. Aber es ist unbedeutend. 
Es mag erheblich sein, aber das des Schuldners ist schwerer. Jenes steht in keinem 
Verhältniss zu dem Nachtheile, den die Ausübung dem Verpflichteten bringt. Der 
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Berechtigte hat sich onterziiordDen. Der nackte EgoismuSi der nach den Folgen fUr 
den anderen Theil nicht fragt, wird abgelehnt. Wir finden dieselben Ideen in anderen 
Stellen des Gesetzes. Ich erwähne ans dem Recht der Schnldyerhältnisse die Behandlung 
der Aftermiethe. In den bisherigen Gesetzen war sie mangels anderer Absprachen 
bald erlaubt, bald verboten. Das Interesse des einen Theiles wnrde dem des anderen 
geopfert. Das B. G. B. versncht die Lösong des Conflicts. £s gestattet dem Miether 
nicht, ohne Erlaubniss des Vermiethers den Gebranch der gemietheten Sache einem 
Dritten zn überlassen, insbesondere die Sache weiter zn yermiethen. Verweigert aber 
der Vermiether ohne wichtigen, in der Person des Dritten liegenden Grund diese 
Erlaubniss, so kann der Miether mit Einhaltung der gesetzlichen Frist kündigen 
(§ 549 Abs. 1). Das Recht des Vermiethers wird also hier nicht versagt, falls er kein 
erhebliches Interesse an der Ausübung hat. Aber dem Interesse des Miethers wird 
andererseits Rechnung getragen. Der Vermiether muss sich in diesem Falle unter- 
ordnen und eine Beschränkung seines Miethrechts erdulden. 

Deutlicher noch spricht das Gesetz im Gebiete des Nachbarrechts. Der § 906 
behandelt das Recht des Nachbarn, sich gegen Immissionen zu wehren. Es ist versagt, 
wenn die Elin Wirkung die Benützung seines Grundstücks nicht oder nur unwesentlich 
beeinträchtigt. Der § 910 giebt dem Eigenthümer das Recht, Wurzeln eines Baumes 
oder Strauches, die vom Nachbargrundstttck eingedrungen sind, abzuschneiden und zn 
behalten» Das Gleiche gilt von herüberhängenden Zweigen. Beeinträchtigen aber die 
Wurzeln oder Zweige aas Grundstück in seiner Benutzung nicht, so wird das Recht 
versagt Am klarsten giebt § 905 den Grund dieser Bestimmungen. Der Eigenthümer 
kann Einwirkungen am sein Grundstück nicht verbieten, „die in solcher Höhe oder 
Tiefe vorgenommen werden, dass er an deren Ausschliessung kein Interesse haf*. 
Hier wie m anderen Fällen ist der Mangel eines berechtigten Interesses maassgebend. 
Das Gesetz verlangt entweder, wie hier, dass gar kein Interesse vorliegt, oder es 
begnügt sich damit, dass ein erhebliches Interesse mangelt. In beiden FäUen gebietet 
es die Unterordnung des Berechtigten unter das Interesse der anderen Seite. Es ist 
nicht Zufall, dass sich gerade im Mieth Verhältnisse und im Nachbarrechte solche Fälle 
zeigen. Denn nirgends so wie hier muss ein gegenseitiges Elntgegenkommen als den 
guten Sitten entsprechend gefordert und gefördert werden. 

Nicht minder treffen wir Regeln, die dem Berechtigten zwar nicht die Ausübung 
des Rechts schlechthin versagen, wohl aber eine Abfindung mit Geld zumuthen. Das 
wird wieder im Miethrechte und im Nachbarrechte praktisch. Das B. G. B. giebt dem 
Vermiether ein gesetzliches Pfandrecht an den eingebrachten Sachen des Miethers (§ 559). 
Der Miether kann aber dessen Geltendmachung durch Sicherheitsleistung abwenden. 
Ja, er kann jede einzelne Sache dadurch von dem Pfandrechte beft'eien, dass er in 
Höhe ihres Werthes Sicherheit stellt (§ 562). Das Interesse des Vermiethers weicht 
dem des Miethers. Eine Gefährdung seiner Rechte lie^ nicht vor, sobald er in anderer 
Weise gedeckt ist. Dass er das Pfandrecht nur ausübe, um den Miether zu schädigen, 
wird zur Anwendung des § 562 nicht verlangt. 

Auf denselben Gedanken ist die Regelung des Ueberbauens zurückzuführen. Der 
Nachbar muss es dulden, wenn der Eigenthümer eines Grundstückes bei Errichtung 
eines Gebäudes, ohne dass ihm Vorsatz oder grobes Verschulden zur Last fällt, über 
die Grenze baute. Er mnsste vor oder sofort bei der Ueberschreitung widersprechen. 
Dann wäre der Uebergriff mit geringem Aufwand zu beseitigen. Versäumt er dies, 
einerlei ob schuldhaft oder nicht, so hat er sich mit einer Entschädigung in Form einer 
Geldrente zu begnügen (§ 912). Er kann statt der Rente eine sofortige Abnahme der 
Grundstücksparzelle gegen Vergütung ihres Werthes fordern (§ 915). Die Rechtslage 
des Rentenberechtigten ist nicht uninteressant. Sein Recht wird nicht in das Grund- 
buch eingetragen und geht doch allen, auch älteren Rechten an dem belasteten 
Grundstücke vor. Es ist nach der Analogie einer zu Gunsten des jeweiligen Eigen- 
thümers des überbauten Grundstückes bestellten Real last zu beurtheilen. Mit der 
Beseitigung des Ueberbaues erlischt es ohne Weiteres (§ 114). Doch ist hierauf 
einzugehen nicht der Raum. Es galt auf die Grundlage der Bestimmung hinzuweisen. 
Sie löst den Conflict zwischen den Nachbarn. Die rigorose Durchführung des 
Eigenthnmsanspruchs wird auch hier versagt. Das Interesse des Ueberbauenden, den 
kern Vorwurf grober Nachlässigkeit trifft, überwiegt. 

Am klarsten tritt der sittliche Gedanke, das Opfern oder Mindern eigenen 
Rechts zum Nutzen Anderer, in der Regelung des Nothstandes zu Tage. Schon die 
beiden ersten Entwürfe befassten sich damit. Aber ihre Bestimmungen waren unvoll- 
ständig. Sie behandelten (E. I § 167, E. II § 192) lediglich die durch eine Sache 
drohende Gefahr. Die Beschädigung oder Zerstörung der Sache war „nicht unerlaubt* 
(E. I), nicht „widerrechtlich* (E. II), wenn sie zur Abwendung der Gefahr nothwendig 
war, und der der Sache zugefügte Schaden nicht ausser Verhältniss zur Gefahr steht. 
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Nur durfte der Beschädiger oder Zerst^^rer die Gefahr nicht selbst yerscbnldet haben. 
In diesem Falle war er zam Schadensersatze verpflichtet. Dies bildet aach den Inhalt 
des jetzigen § 228. Er behandelt einen besonderen Fall des Nothstandes. Erst der 
E. III enthielt den aus der Bevision des K II hervorgegangenen § 888, den henti^n 
§ 904. Es erschien notbwendig, den Grundsatz auszusprechen, dass wenigstens gewisse 
Rechtsgüter unter Umständen bei fremder Noth jregen Entschädigung zum Opfer 
gebracht werden müssen. Der Eigenthümer einer Sache darf die Einwirkung eines 
andern auf diese nicht verbieten, wenn .die Flinwirkung zur Abwendung einer gegen- 
wärtigen Gefahr noth wendig und der aus ihr drohende Schaden gegenüber dem ans 
der Einwirkung dem Eigentnümer entstehenden Schaden unverhältnissmässig gross ist. 
Der Eigenthümer kann den Ersatz des ihm entstandenen Schadens fordern. Ich kann 
hier auf das Verhältniss dieser beiden Stellen nur kurz eingehen. Werthvolle Be- 
merkungen, auch über die Bedeutung beider Stellen für das Strafrecht, finden sich bei 
Liszt (die Delictsobligationen S. 88 ff.)* JedenfaUs enthält § 904 den allgemeinen 
Thatbestand. Er umfasst Jede Einwirkung* auf eine fremde Sache zur Abwendung 
einer gegenwärtigen Gefahr. Der § 228 spricht nur von Zerstörung oder Beschädig^nng. 
Er wird unbedenklich auf jede andere Einwirkung, z. B. Einsperren des gäahr- 
drohenden Thieres, auszudehnen sein. Er enthält nicht das Verhmgen der „gegen- 
wärtigen^ Gefahr. Allein es ergiebt sich dies schon daraus, dass die Handlung znr 
Abwendung derselben nothwendig ist. Die Einwirkung ist nicht „widerrechtlich". 
Die Worte „der Eigenthümer ist nicht berechtigt — zu verbieten'' in g 904 erklärten 
die Einwirkung des Fremden für berechtigt. Der der Sache zugefügte Schaden darf 
nach § 228 nicht ausser Verhältniss zu der Gefahr stehen. Das ist wieder dasselbe, 
was § 904 mit umgekehrten Worten wiedergiebt. Hier mnss der (ans der Gefahr) 
drohende gegenüber dem zugefügten Schaden unverhältnissmässig gross sein. So wird 
§ 228 zu einem besonderen Falle des § 904. Er behandelt die Fälle, in denen die 
Einwirkung auf die fremde Sache nicht nur berechtigt ist, sondern auch ohne Schadens- 
ersatz erfolgen darf. Vorausgesetzt ist hierfür, dass die Gefahr von der Sache selbst 
droht. Gleichgiltig ist dabei, ob es eine leblose oder eine lebende Sache ist. Fehlt 
es an dieser Voraussetzung oder hat der Thäter die gefährliche Situation, durch 
Beizen des Hundes z. B., selbst verschuldet, so bleibt es beim Princip des § 904. 
Das Eigenthum muss zwar geopfert werden, um ein höheres Gut zu retten. Aber dem 
Beschädigten gebührt alsdann voller Ersatz. Jede Benützung der fremden Sache ist 
erlaubt. Ich darf das einem Mitreisenden gehörende Tuch nehmen, um den an der 
Kleidung eines Dritten ausgebrochenen Brand zu ersticken. Ich darf in die Wohnung 
eines Andern eindringen, um mich vor Räubern zu retten. Ich kann verlangen, dass 
der Andere dieser siHlichen Pflicht entspreche und sein Interesse zu Gunsten meines 
höheren Interesses beuge. Der Schaden, dessen Abwendung durch die Einwirkung auf 
die fremde Sache erstrebt wird, braucht dabei kein Vermögensschaden zu sein. Gerade 
die nicht in Geld schätzbaren NachtheUe stehen in der Abwägung der Interessen am 
höchsten. 

Will man den Grundgedanken, der diesen Einzelfällen zu Grunde liegt, zu- 
sammenfassen, so liegt das Gemeinsame darin, dass das Sittengesetz hier die Ausübung 
der Rechte verbietet. Der Gebrauch eines Rechts, nur um den Gegner zu schädigen, 
ist unsittlich. Unsittlich ist der Missbrauch der ehemännlichen und der elterli(3ien 
Befu^isse. Unsittlich ist die Versagnng der eigenen Sache, die geopfert werden soll, 
um eme drohende Gefahr von einem Andern abzuwenden etc. Das Gesetz versagt die 
Ausübung des Rechts, wo diese gegen die guten Sitten verstösst. Es giebt 
aber keine allgemeine Regel dieses &halts. Es bezeichnet besonders die Fälle, in 
denen der Richter einen solchen Verstoss annehmen darf. 

Die Bedeutung des Sittengesetzes für die Frage der Rückwirkung. 

Die Regel der Nichtrückwirkung des neuen Rechts auf abgeschlossene Rechts- 
verhältnisse im B. G. B. ist festgehalten (Motive I S. 19 ff., Motive zum E. G. S. 235). 
Zweifellos bedarf es einer ausdrücklichen Erklärung des Gesetzes, dass es im 
Einzelfalle von dieser Regel absehe, nicht. Der Wille des Gesetzes ist durch die 
Auslegung zu erforschen. Von erheblicher Bedeutung ist hierbei das Hereinspielen 
des sittlidien Moments. Der Spruch des Gerichts darf keinen Zustand herstellen, 
der im Widerstreite mit dem sittlichen Empfinden des Volkes ist. Wo das frühere 
Recht sie gestattet, das neue eine Handlung verbietet, mnss das neue Recht maass- 
gebend sein. Die Auffassung des Gerichts von Gut und Böse, Sittlich und Unsittlich 
darf nicht verschieden sein, je nachdem der dem Gerichte vorgetragene Thatbestand 
vor oder nach dem 1. Januar 1900 sich vollendet. 

Dass ein gegen die guten Sitten verstossendes Rechtsgeschäft nichtig ist, spricht 
auch das frühere Recht aus. Hier wird eine zeitliche Collision der Gesetze nicht 
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▼orkonmea. Asders schon bei dem besonderen Falle, in ddm das Gesetz ein Rechts- 
geschäft ffir onsittHdi erklärt, dem des Sachwnehers (§ 138 Abs. 2). Hier mnss das 
neue Recht auf ein Versprechen übermässiger Vortheile, das vor dem Inkrafttreten des 
B. 6. B. erfolgte, angewendet werden. Das Princip gilt ebenso für die aus § 138 Abs. 2 
entnommene Auslegung des § 138 Abs. 1. Liess es das frtthere Recht nicht zu, auch 
die Verwerflichkeit der Gesinnung, die sich in dem Rechtsgeschäfte ausspricht, zu 
beachten, so ist es jetzt möglich, aus diesem Grunde die Einklagung eines solchen 
Schuldverhältnisses zu yersagen. 

Von Bedeutung wird die Feststellung der Rechtsnatur des Ehemakellohnes und 
des Spielyertrags. Sie Verstössen nicht gegen die guten Sitten. Sie erzeugen nur 
keine klagbare Verbindlichkeit. Soweit das frflhere Recht eine Klage gevrlüirte, kann 
von einer Anwendung des B. G. B. und der §§ 656 und 762 keine Rede sein. So 
erklärt der code civil Spiele, welche Vorübungen zum Waffendienste sind, oder welche 
der Entwicklung der Körperlichen Kräfte dienen sollen (Wettrennen, Wettfahren, 
Ballspiele etc.) för klagbar. Nur darf die ausgesetzte Summe nicht als eine über- 
mässige erscheinen (Art. 1966 code civil). So ist nach preussischem Landrechte die 
l^ette klagbar, wenn der Wettpreis gerichtlich oder in Verwahrung eines Dritten 
niedergele^^ ist (A. L. R. § 679 I. 11). So wird gemeinrechtlich die Klagbarkeit bei 
jeder Wette, beim Spiele aber nur dann gelehrt, wenn sich dieses innerhalb der 
Orenzen der geselligen Unterhaltung bewegt (Windscheid, Lehrbuch II § 419 Z. 2). 
Alle diese Beäimmungen bleiben für Spiele und Wetten, die vor dem 1. Januar 1900 
geschlossen sind, in Kraft. Praktisch wichtiger wird dieses Resultat für den Ehe- 
makellohn. Soweit ihn das bisherige Recht für giltig erklärte, verliert der unter 
dessen Herrschaft erwachsene Anspruch seine Klagbarkeit nicht. Denn diese erhält 
er im Momente seiner Entstehung. Das Gesetz verurtheilt den Vertrag nicht als 
unsittlich. * 

Auf dem Gedanken, dem Sittlichkeitsempfinden des Volkes gerecht zu werden, 
beruht auch der Ausschluss der Rückforderung des in Erfüllung einer sittlichen Pflicht 
oder einer auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht Geleistetem (§ 814). War dem 
bisherigen Recht dieser Gedanke fremd, so ist trotzdem jetzt die Condiction versagt. 
Würde der Richter sie gewähren, so widerspräche er der Rücksicht auf da« Sittengesetz, 
die ihm das Recht nunmehr vorschreibt. 

Auch die Schenkungen, die einer sittlichen Pflicht oder einer auf den Anstand 
KU nehmenden Rücksicht entsprechen, sind den Bestimmungen des neuen Rechtes 
gemäss zu behandeln. Diese Eigenschaft der Schenkung mag früher unerheblich 

fewesen sein. Sie ist aber wesentuch unter der Herrschaft des neuen Rechtes. Dieses 
nüpft seine Folgen daran und schützt sie nach seiner Auffassung des Sittlichen. Auch 
iN^enn nach früherem Rechte der Widerruf solcher Schenkungen statthaft war, ist er es 
jetzt nicht mehr, einerlei wann die Schenkung erfolgte. 

Wo das positive Sittengebot eingreift, wo die Ausübung eines Rechtes versagt 
livird, weil sie gegen die guten Sitten wäre, da greift dieses rrincip ein, gleichgiltig, 
^wann das Recht erworben wurde. Das Verbot der Chicane erfasst längst entstandene 
Bechte. Die persönlichen Beziehungen der Ehegatten zu einander und das Rechts- 
verhältniss zwischen Eltern und Kindern bestimmten sich nach neuem Recht (Art. 199 
und 203 E.G.). Schon hieraus folgt, dass dessen Vorschriften über den Missbrauch 
das Recht des Ehemannes und des Katers, einerlei^ wann das Verbal tniss^ begründet 
wurde, nach B. G. B. zu beurtheilen ist. Dasselbe gilt von dem Versagen eines Rechts 
wegen mangelnden Interesses, von dem Gestatten des Abfindens des Berechtigten mit 
einer Geldsumme etc. Ueberall wäre das Gegentheil gegen die guten Sitten. 

Verlangt aber ist, damit diese Rückwirkung statthabe, dass die Hilfe des 
Gerichts zur Verwirklichung eines Zustandes angerufen wird, die dem Princip der 
Uebereinstimmung mit dem Sittengesetze entgegen ist. Die Rückwirkung versagt, 
sobald dieser Zustand schon eingetreten ist. Eine Beseitigung solcher Folgen unter 
der Herrschaft des neuen Rechts kann nicht erstrebt werden. Daraus folgt zum Elinen, 
dass die Rückforderung einer Leistung, die vor dem 1. Januar 1900 erfolgte, nicht 
deshalb begehrt werden kann, weil zwar nicht zur Zeit die Leistung, wohl aber jetzt 
das Rechtsgeschäft wegen Verstosses gegen die guten Sitten als nichtig erscheinen 
würde. E^ liegt die Tilgung einer nach früherem Recht giltigen Schuld vor. Man 
denke an die Fälle, die nunmehr unter § 138 Abs. 2 zu bringen sind. Welche Folgen 
hätte es, wollte man längst abgewickelte Geschäfte wieder angreifen! 

Derselbe Gedanke ist für den Schadensersatzanspruch, der sich an die Regen 
die guten Sitten yerstossende Handlung anschliesst, maassgebend. Ob ein Scnuld- 
▼erhältniss entstand, bestimmt sich nur nach dem zur Zeit der Vollendung des That- 
bestandes geltenden Recht (Art. 170 E. G.). Die Charakterisirung als unerlaubte That 
mustf in diesem Momente gegeben sein. Fehlt es hieran, so vermag das neue Recht 
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dies nicht mehr zu indem. Der onier der Hemehafl des mlten Gesetzes ab erlaubt 
geschaffene Zustand bleibt, aach wenn seine Herbeiffihrong unter dem neoen Recht 
nicht mehr mdeUch wire, ohne die Beaction des Gesetzes sn wecken. Idi erinnere 
nnr an die AnsOonng eines Rechtes zor Chicane. Der hierdurch eingetretene Schaden 
lastet auf den BetroffiBnen. Es genttgt, dass das firfihere Gesetz die Ausflbung des 
eigenen Rechts unter allen Umständen gestattet. Es genOgt generell^ dass es an die 
von dem Sittengesetze verpdnte Handlung nicht die lUchtäolge des Schadensersatsee 
knttpft. In diesen Fftllen ist der einge&etene Zustand nicht durch eine unerlaubte 
Handlung entstanden. 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Discussion hob Herr Justizrath 
Professor Dr. Jacobi hervor, dass das BOrgerliche Gesetzbuch, ein so yortreff liebes 
Gesetzgebungswerk es auch sonst sei, in der Torliegenden Materie in seiner Ausdrncks- 
weise nicht Anerkennung yerdiene. Es unterscheide zwischen guter Sitte ond 
Sittlichkeit. Dieser künstliche Unterschied habe keine innere Berechtigung und 
entspreche nicht unserem Sprachgeftlhl. 

Dem gegenüber betonte Herr Geheimer Justizrath Wilke, dass der Begriff der 
guten Sitte über die „Sittlichkeit* hinausgehe. Wenn man im gewöhnlichen Leben 
Yon einer Handlungsweise sage, sie Verstösse gegen die guten Sitten, so wolle man 
damit ausdrücken, dass sie nicht fair, nicht schön sei. Im Üebrigen trat er der Ansicht 
des Vortragenden entgegen, dass Derjenige, welcher in Elrfüllung einer Anstandspflicht 
zahlt, für Gewährleistung aufzukommen habe. 



Dn Koch. Dr. Seligsohn. 
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330. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 21. October 1899, im Grand H6tel de Rome. 



Der zweite Stellyertreter des Vorsitzenden eröffnet die Sitzung und begrfisst 
als neue llitglieder die Herren: 

Amtsrichter Diestel, 

Rechtsanwälte Raphael, Salomon, Ilich, 
Oerichtsassessoren Dr. Moll, Eduard Nitze, Dr. Diederichs. 
An SteUe des verstorbenen Wirklichen Geheimen Raths Dr. Dambach wählt 
die Versammlung durch Acclamation den Herrn Ober -Staatsanwalt Geheimen Ober- 
Justizrath Wach 1er zum Mitgliede des Vorstandes der Holtzendorff- Stiftung für die 
Zeit bis zum 81. December 1902. 

Demnächst hält Herr Rechtsanwalt Magnus nachstehenden Vortrag über: 

.Reformbestrebungen auf dem Gebiete der gewerblichen 
Schutzrechte''. 

Wir stehen, meine Herren, in diesen Tagen unter dem Zeichen der Technik und 
sind noch ganz im Banne der Empfindung danir, welche gewaltige Bedeutung diese 
fttr unser ganzes modernes Leben besitzt. Und wenn wir Juristen nicht zurücKstehen 
wollen bei dieser Feier und wenn auch wir der Technik und der Industrie unseren 
Dank und unsere Huldigung darbringen wollen, so glaube ich, dass wir dies nicht in 
schönerer und edlerer Weise thun können, als indem wir ims der Aufeabe zuwenden, 
deren Lösung die Technik und Industrie von uns verlangt — wie dem denkenden 
Techniker, dem strebenden Industriellen der Lohn und der ^reis seiner Arbeit gewährt 
und gesichert . werden könne. 

Und dieser Aufgabe ist der heutige Abend gewidmet. 

Und wenn gleicnwohl die Wahl des Themas aus einem der wenigen Gebiete, 
die das Bürgerliche Gesetzbuch unberührt gelassen hat. Manchen gerade jetzt, kurz 
vor dessen Inkrafttreten, seltsam berührt, so glaube ich meinerseits, dass gerade, weil 
unsere Aufmerksamkeit in der letzten Zeit so fast ausschliesslich auf das Studium 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs und seiner Nebengesetze gerichtet war, es Sie interessiren 
dürfte, in gedrängter Form Einiges über diejenigen Bestrebungen und Reformbewegungen 
zu hören, die in jüngster Zeit aufgetreten smd und auf durchgreifende Aenderung 
unserer Gesetzgebung auf dem Gebiete der gewerblichen Schutzrechte hinzielen. Reform- • 
bestrebungen, die wir zuerst um so sorgfältiger zu prüfen Anlass haben, als nicht juristische 
Kreise es sind, von denen diese Bewegung ausgeht, sondern die der Praxis, die der 
Technik und der Industrie. Es wird Ihnen ein Bild von der Intensität der Bewegung 
geben, wenn Sie berücksichtigen, dass fast alle bedeutenden technisch-industriellen 
Vereine Berlins — so der „Verein zur Wahrung der Interessen der chemischen Industrie^, 
der „Verein Deutscher Ingenieure', der „Deutsche Verein zum Schutze des gewerblichen 
Eigenthums*^, der „Elektrotechnische Verein' — , sowie zahlreiche Vereine in der 
Provinz Commissionen zur Vorbereitung von Reformen unserer Gesetzgebung eingesetzt 
haben, dass die drei internationalen gewerblichen Rechtsschutzcongresse, die bisher 
abgehalten wurden, diese Frage behandelten und dass auch auf dem soeben erschienenen 
Programm des Congr^s international de la propri^t^ industrielle — welcher im folgenden 
Jahre zu Paris tagen soll — diese Frage einen sehr erheblichen Raum einnimmt. 

Das hohe geistige Niveau und die Sachkunde der Personen, denen diese Reform- 
bewegung entstammt, bürgen uns dafür, dass dieselbe einem anderen Gefühl entsprungen 
ist, atö der allgemeinen Lust am Kritisiren und der Verallgemeinerung schlechter E^nzel- 
vorftthrungen, und auch der Umstand, dass die meisten <ler hier zu erörternden Fragen 



Digitized by 



Google 



— 42 — 

zur Zeit noch kaam spruchreif, die meisten Reformyorschläge daher zunächst nur 
schätzbares Material für eine erst in Zukunft zu erwartende Reform sein dürften, 
kann unser Interesse daran kaum yerringem. 

Meine Aufgabe bei der Schilderung dieser Reformbestrebungen ist insofern eine 
recht bescheidene, als sie nicht etwa darin besteht, Ihnen eigene stolze Reformideen 
vorzutragen. Ich beschränke mich lediglich darauf, Ihnen die von beachtenswerther 
Seite geäusserten Ansichten und die zu ihrer Begründung yorgebrachten Argumente 
darzustellen, und ich werde mich selbst da, wo ich mir eine Kritik derselben gestatte, 
bemühen, bei der Qegenüberstellung des Pro und Contra möglichst unparteiisch zu 
verfahren, um Ihnen Gelegenheit zu geben, selbst zu prüfen und selbst die Entscheidung 
zu treffen. 

Um nun zur Sache zu eilen, so treten gleich im Anfang der Materien, nämlich 
schon bei der Frage: „Wie soll das gesetzliche Schutzrecht entstehen P'^ die ersten und 
vielleicht bedeutendsten Reformbestrebungen zu Tage. 

Bekanntlich giebt es zwei Systeme der Schutzertheilung, welche bei allen Schuts- 
rechten in Frage kommen: 

1. Das „Anmeldesystem^, bei dem die das Schutzrecht erthoilende Behörde das 
bei ihr angemeldete Recht registrirt, ohne zu prüfen, ob auch die materiellen Voraus- 
Setzungen des Schutzes vorhanden sind und bei dem es dann den Interessenten über- 
lassen ist, in einem späteren Verfahren darzulegen, dass diese materiellen Voraus- 
setzungen nicht vorliegen, dass also einem in Wahrheit nicht bestehenden Rechte der 
Schein eines solchen verliehen ist. Es ist dies das System des französischen, belgischen, 
italienischen und im Wesentlichen auch des englischen Rechts. 

2. Das „Vorprüfungssvstem', bei dem die ertheilende Behörde zugleich prüft, 
ob das Schutzrecht den Anforderungen des Gesetzes entspricht, ob also wirklich ein 
des Schutzes würdiges Recht des Anmelders vorliegt. Es erscheint dieses System in 
in zwei Gestaltungen: 

a) Als das Aufgebotssjstem, bei welchem die Behörde diese Prüfung nicht von 
Amtswegen vorzunehmen hat, sondern bei welchem — ähnlich wie dies ja auch bei 
den anderen Aufgebots verfahren der Fall ist — sie lediglich die Anmeldung öffentlich 
bekannt giebt und nur, falls von dritter Seite Einspruch erhoben wird, in eine Prüfung^ 
der Gegenargumente eintritt, anderenfalls aber das Schutzrecht in gleicher Weise wie 
beim reinen Anmeldeverfahren registrirt. 

b^ Das eigentliche ^Vorprüfungsverfahren'', bei dem die Behörde von Amtswegen 
prüft, OD die Anmeldung allen Voraussetzungen des angemeldeten Rechts entspricht. 

Ea liegt auf der Hand, dass ein jedes dieser Systeme seine Vorzüge und seine 
Mängel hat, dass der sehnelleren und den Wünschen des Erfinders entsprechenden 
Erledigung der Eintragungen beim Anmeldesystem die sorgfältigere Prüfung und 
Sichtung der Anmeldungen bei dem anderen System gegenübersteht, dass bei aiesem 
vermieden wird, dass der Verkehr durch ungerechtfertigte Schutzertheiluugen belästigt 
wird und die Interessenten zu kostspieligen und schwierigen Prozessen zur Beseitigung 
dieser Schutzrechte genöthigt werden. 

Aufgabe einer weisen Gesetzgebung ist es nun, bei jedem einzelnen Schutzreeht 
zu erwägen, ob bei ihm die Vortheue des Einen die Nachtheile überwiegen, und daoach 
die Ertheilung des Schutzes zu regeln. 

Bekanntlich hat unser Recht die Frage in der Weise gelöst, dass es bei Patenten 
das Vorprüfungssystem mit Aufgebotsverfahren, bei Gebrauchsmustern das Anmelde- 
system, bei Waarenzeichen seit dem Jahre 1894 gleichfalls das Vorprüfungssystem, 
bei den Geschmacksmustern das Anmeldesystem gewählt hat. 

Gegen die Zweckmässigkeit dieser Lösung hat sich nun in letzter Zeit eine 
gewaltige, immer mehr an Umfang und Bedeutung der Stimmen zunehmende Opposition 
erhoben. 

Während einige der Opponenten gegen das herrschende Vorprtifungssystem bei 
Patenten vorgehen und in den manni^achsten Abstufungen theils gänzliche Abschaffung 
der Vorprüfung, tbeils möglichste Einschränkung derselben auf bestimmte Voraus- 
setzungen des Schutzrechts verlangen, will die entgegengesetzte Gruppe die Vor- 
prüfung bei denjenigen Schutzrechten, für welche sie noch nicht gilt, also auch das 
Gebrauchs- und Geschmacksmusterrecht dem Vorprüfangszwang unterstellen. 

Betrachten wir zur Würdigung dieser Bestrebungen den gegenwärtigen Rechts- 
zustand etwas genauer: 

Eine Erfindung wird bei der Anmeldeabtheilung eingereicht; sie muss nun 
daraufhin geprüft werden, ob sie allen gesetzlichen Voraussetzungen der Patentirbarkeit 
entspricht, insbesondere ob sie neu ist, einen gewerblichen Fortschritt gegenüber dem 
bisher Bekannten aufweist, ob sie gewerblich verwerthbar ist. Da eine diesbezügliche 
Prüfung durch das aus mehreren Mitgliedern zusammengesetzte CoUegium der Anmelde- 



Digitized by 



Google 



- 48 - 

abtheilang iiAtiirgemiss onmögKch ist, so ist diese Thätigkeit einem einselnen Mit- 
giiede dieser AbtheihiDg, dem sogeDannten Vorprüfer, Ooertrageo. Ergeben sich 
ADstftnde gegen die Anmeldung als solche oder gegen deren Fassang, so ergeht hierüber 
ein sogenannter ,,Vorbescheid% darch welchen der Anmelder — für den Fall blosser 
Minsel — aufgefordert wird, die Mftngel innerhalb einer bestimmten Frist zn beseitigen; 
für den Fall aber, dass übernanpt das Vorliegen einer patentfähigen Erfindung verneint 
wird, unter Angabe der für die Verneinung sprechenden Gründe aufgefordert whtd, 
sich SU ftuseem und etwa die Anmeldung zurückzuziehen. Da dieser Vorsbeecheid 
noch keine bindende Entscheidung darstellt, welche jederzeit yon dem Vorprüfer, sei 
es auf Remonstration der Partei, sei es yon Amtswegen, abg^eftndert weraen kann, 
haben wir also im patentamtlichen Anmeldeverfahren breite Das, was im gerichtlichen 
Ver&üuren von mehreren sehr beachtenswerthen Seiten (ich erinnere an einen erst unlängst 
in der Juristenzeitung erschienenen Artikel) angeregt, die Büttheilung des Votums an 
die Partei, und man kann nur sagen, dass sich dies glänzend bewährt hat; Niemand 
und am wenigsten die Beamten des Kaiserlichen Patentamts würden diese im Einzelnen 
überaus loyiu gehandhabte Einrichtung entbehren wollen. Es ist so Das gewährleistet, 
was wir im gerichtlichen Verfahren so oft zum allseitigen Nachtheil vermissen: cUe 
Möglichkeit der Parteien, durch eine einzige Vorstellung und Aufklärung, Vertiefung 
der Begründung einer Ansicht oder auch durch ein Entgegenkommen an die Wünsche 
der Behörde abweisende Bescheide und damit schwerwiegende und dabei leicht yer- 
meidliche Schädigungen zu vermeiden. Nach Abschluss der schriftlichen oder münd- 
lichen Erörterungen über den Vorbescheid findet dann der entscheidende Beschluss 
des Ck>llegium8 statt, das auf Grund des von dem Vorprüfer gesammelten Materials 
über die Anmeldung zu entscheiden hat; der Beschluss geht entweder auf Zurück- 
weisung der Anmeldung, also Versagung des Patents, oder auf Bekanntmachung der 
Anmelaung, d. h. das oben erwähnte Aufgebot. Mit diesem Zeitpunkt treten für den 
Gegenstand der Anmeldung einstweilen zu Gunsten des Patentsuchenden die gesetz- 
liehen Wirkungen des Patents ein; die Bekanntmachung verleiht also gewissermaassen 
ein resolutiv, d. h. durch die etwaige spätere Versagun^ bedingtes Schutzrecht oder, 
wie Kohl er sehr geistvoll sagt, es gleicht einem nasciturus. Es wird nunmehr der 
Name des Patentsudiers und der wesentliche Inhalt seines Antrages durch den Reichs- 
anzeiger veröffentlicht und gleichzeitig die Anmeldung mit sämmtliehen Beilagen bei 
dem Patentamt und in geeigneten Fällen auch ausserhalb Berlins zur Einsichtnahme 
für Jedermann ausgelegt. Hierdurch wird den Interessenten Gelegenheit gegeben, die 
Anmeldung keimen zu lernen und innerhalb einer Frist von zwei Monaten gegen die 
ErtheUung des Patents Einspruch zu erheben. Ueber diese Einsprüche entscheidet 
dann das Collegium der Anmeldeabtheilung, eventuell nach weiteren Beweiseriiebungen 
und contradictorischem Verfahren, indem es das Patent entweder versagt oder ertheilt. 
C^ffen die Beschlüsse der Anmeldeabtheilung ist die Beschwerde an die Beschwerde- 
abueilnng des Patentamts zu geben. Ein weiterer Bechtssug findet nicht statt 
Aehnlich. wenn auch natürlich einfacher, ist die Vorprüfung beim Waarenzeichen geregelt. 
Scnon diese kurze Darstellung zeigt Ihnen, wie der von unserem Gesetze ein- 
geschlagene Weg zwar die erreichbar grösste Sorgfalt und Correetheit einer Prüfung 
gewährleistet, andererseits aber noth wendigerweise eine sehr langwierige ist, so dass 
es selbst bei den einfachsten und glattesten Anmeldungen unvermeidlich ist, dass das 
Anmeldeverfahren sich wenigstens vier bis sechs Monate hinzieht. Bei der leider nicht 
zo leugnenden Ueberlastung unseres Patentamts erhöht sich diese Frist auf fast stets 
über sechs Monate; werden nun gar Einsprüche erhoben, werden Beweisaufnahmen 
erforderlich, Rechtsmittel ergriffen, so dauert es naturgemäss noch länger, ja, es giebt 
Anmeldungen, die drei Jahre und darüber im Ertheilungsverfahren befangen sind. 
Eine lange Fnst für unsere rasch lebende Zeit, für unsere schnell arbeitende Industrie 
und für die fast überreiche Productivität unserer Erfinder. Nur zu berechtigt sind 
daher die Klagen unserer Industrie über die lange Dauer des Ertheilungsverfahrens, 
wie sie das bisherige EUntragungssystem gezeitigt hat. Sie sind aber nicht die einzigen 
Klagen und die lange Dauer des Ertheilungsverfahrens nicht das einzige Bedenken, 
weläes gegen dies jetzige System geltend gemacht wird. Viel gewichtiger aber noch 
und dringender sind die Klagen über die Folgen, die das System gezeitigt, die mannig- 
fachen Ablehnungen, die auf Grund desselben ergehen und die nach Auffassung der 
Betheiligten nicht der materiellen Bedeutung völlig entbehren. Eine Betrachtung des 
vom Kaiserlichen Patentamt in dem Blatt für Patent-, Maass- und Zeichenwesen ver- 
öffentlichten Statistik der Anmeldungen und Eintragungen von Patenten zeigt das 
geradezu rapide Steigen der abgelehnten Anmeldungen: 

während im Jahre 1878 auf 5949 Anmeldungen 4200, also über 70^0, Ertheiinngen 
kommen, sind in den letzten Jahren auf 15 — 18 000 Anmeldungen nur 5—6000, 
also etwadO^O) Ertheilungen gekommen, sodass etwa 70 7« abgelehnt worden sind. 
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Begreiflicherweise ist es schwer, ja beioahe nnmOelich, hieraus allein die richtigen 
FolgeruDgen za ziehen. Der Schlass, dass die Schuld hierfür an den Anmeldern liegt, 
ist ebenso naheliegend, wie der, dass es am Patentamt liegt; die Frage, ob cue 
Anmelder eine übertriebene Nachlftssigkeit bei ihren Eintraji^ngsanträgen an den Tag 
legen oder ob das Patentamt eine übertriebene Rigorosität bei den Prüfungen beobachtet, 
ist durch eine Betrachtang dieser Statistik der Lösung nicht näher gebracht. Und so 
sehen wir denn auch, wie, je nach dem Standpunkt der Beurtheiler, die entgegen- 
gesetzten Schlüsse gezogen werden: „Sehf*, so sagen die Einen, ^so kläglich ist der 
erheblichste Theil der Patentanmeldungen beschaffen, ein derartiger Wust von 
ungereimtem, ungesich^tem- Materiarwird angemeldet, dass das Patentamt in jedem 
Jahre mehr dayon verwerfen mussl^ Hat lAan doch daraus auch Schlüsse über die 
Qualität des Standes, dem die Anmeldungen und die Vertretung des Erfinders Yomehmlich 
obliegen, gezogen und gerade hieraus die Nothwendigkeit einer besseren Vorbildung 
der PatentanwUte begründet. 

Ganz, ganz anders sind aber die Schlüsse, die von anderer Seite gezogen änd; 
nicht die schlechten Anmeldungen seien es, die die grosse, stets wachsende Zahl der 
Zurückweisungen verschuldet, sondern die mangelnde Einsicht der Patentertheilungs- 
behörde, die übergrosse Scrupelosität bei der Prüfung. £^ war besonders der vorletzte 
Congress der -Internationalen Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz*^, welcher im 
Juni vorigen Jahres zu London tagte, auf dem diese Klagen, insbesondere auch von 
Seiten der Ausländer, besonders laut wurden. 

Die gegen die Vorprüfung vorgebrachten Argumente lassen sich im Wesentlichen 
in die folgenden zusammenfassen: 

1. Das AnmelduDgssjstem bringe eine erhebliche Verzögerung in der Patent- 
ertheilung mit sich. 

2. Ueber die Patentfähigkeit einer Erfindung habe thatsächlich nur der Erfinder 
selbst ein Urtheil auszusprechen, dieser werde am besten beurtheilen, was er des 
Patentirens fttr werth- erachte, und der Staat habe um so weniger ein Interesse, ihm 
entgegenzutreten, als die Anmeldung eines ungiltigen Patents schliesslich am meisten 
dem Erfinder selbst schade; er müsse die theuren ratenttaxen zahlen, ohne dafür einen 
materiell wirksamen Patentschutz zu haben, denn im Verletzungsverfahren würde ihm 
die Nichtigkeit seines Patents mit Recht entgegengehalten werden können, auch sei 
er jederzeit einem Nichtigkeitsangriff ausgesetzt und müsse die Rosten eines solchen 
tragen. Wolle der Staat den Erfinder hiervor bewahren, so liege darin eine mit 
modernen nationalökonomischen Principien nicht vereinbare Bevormundung Dessen, der 
schliesslich selbst am besten wissen müsse, was seinem Besten frommt. & liege darin 
aber auch zugleich eine Bevormundung der Industrie, welcher man es getrost selbst 
überlassen könne, sich der ihr lästigen ungiltigen Patente zu erwehren. Gerade einer 
hoch entwickelten und intelligenten Industrie gegenüber sei die staatliche Bevormundung 
nicht erforderlich, wie man auch sonst, je nach der Verschiedenheit des socialen Stand- 
punktes, über die Verpflichtung des Staates, dem Schwachen zu helfen und in das 
Getriebe des wirthschaftlichen Organismus einzugreifen, denken mag. 

3. Sie habe thatsächlich audi nicht den gewünschten Erfolg, denn die Statistik 
lehre, dass in England und Frankreich, den Hauptindustrieländem des Anmeldesystems, 
die Zahl der im Wege der Nichtigkeitsklage vernichteten Patente keineswegs erheblich 
grösser ist als in Deutschland, wo die vorherige strenge Prüfung doch eine Gewähr 
geben müsse gegen die spätere Nichtigkeitserklärung. Wenn also die Prüfung nicht 
einmal den Vortheil mit sich bringt, dass sie eine gewisse Gewähr für die Kechts- 
beständigkeit des Patents giebt und die so ertheilten Patente gegen die Angriffe 
gefeiter sind als die anderen — warum dann die Mühen und Kosten und alle die 
sonstigen unleugbaren Nachtheile der Vorprüfung? 

4. Dann aber — und das ist das Hauptargument — verschlinge die Vorprüfung 
zahlreiche recht gute und an sich brauchbare Patente, welche wohl ein besseres Loos 
verdient hätten; sie halte zahlreiche Erfinder ab, die Quälereien des Vorprüfungs- 
verfahrens auf sich zu nehmen, und hindere so in doppelter Weise das dem Gemeinwohl 
so förderliche Patentwesen, indem sie einmal die Erfinder abschrecke, Patente zu 
nehmen, dann aber, wenn wirklich einmal sich ein Erfinder dazu entschliesse, auch 
sehr häufig ungerechtfertigte Versagungen zur Folge habe. 

Endlich sei noch des Gegenarguments erwähnt, welches aus der rechtsphilosophischen 
Construction des Patentrechts entnommen wird. Das dem Erfinder ertheilte Recht sei 
keine Gnade des Staates, kein vom Staate kraft seiner Machtvollkommenheit gewährtes 
Privileg — wie die ältere Schule gelehrt habe — , sondern ein aus sich selbst heraus dem 
Erfinder kraft seiner Erfindung zustehendes Recht, welches vom Staat nicht ertheilt, 
sondern nur anerkannt und constatirt werde; nicht ein Staat schenke dem Erfinder 
das Recht, sondern der Erfinder sei es, der der Allgemeinheit seine Ideen und den 
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Weg ihrer nntzbringenden Aasfahrang schenke. Sei >iber dies der Fall, leite der 
Eiffinder sein Recht nicht - yom Staat her, besitze er dasselbe gleichsam „von Gottes 
Gnaden', so sei es in sich ein Widersprach, wenn der Staat dem Erfinder nicht ohne. 
Weiteres das Bestehen seines Rechts bescheinigen wolle. 

Bleiben wir zanftchst bei diesem Areament, so glaabe ich, dass mit demselben 
in der That wenig gewonnen ist. Zunächst lassen sich derartige rein praktische 
Fragen nicht aprioristisch aus theoretischen Begriffisdefinitionen, sondern lediglich 
indnctiv ond empirisch ans den Erfahrungen des praktischen Lebens lösen. 

Dann aber kann ich auch nicht einmal einsehen, dass uns die obige Constmction 
des Erfinderrechts irgend wie fördert Mag es auch richtig sein, dass der Staat bei 
der Paten tertheilung an sich keine Rechte verleiht, sondern nur bestätigt, dass 
also vom rechtsphilosophischen Standpunkt aas die Patentertheilnng nicht eigentlich 
constitutiv, sondern declarativ wirkt, — so ist doch damit nicht ges^, dass der Staat 
blindlings and auf die blosse Angabe des Rechtsprfttendenten hin, das Vorhandensein 
der Berechtigung constatiren müsse. Die Frage ist ja aber: soll die Constatirung bei 
Jedem, der dies verlangt, oder nor bei Dem, der die Berechtigung seines Verlangens nach- 
MP^ist, ausgesprochen werden? 

Wir kommen also, wenn wir aus der Theorie heraus die Frage lösen wollen, 
lediglich zn einem Cirkebchluss: der Staat constatirt das Recht. Gut: aber wann and 
unter welchen Bedingungen soll er es constatiren? and da wären wir ja dann wieder 
am Ausgangspunkte unserer Betrachtungen angelangt und hätten lediglieh dieselbe 
Frage, wann und wie ein Schutzrecht ertheilt werden solle, nur in anderer Fassung. 

Des Femeren yersprecke ich mir auch wenig davon, die Lösung der Frage vom 
national-öconomischen Standpunkt ans zu versuchen; allerdings ist es richtig: wer auf 
rein manchesterlichem Stanapunkt steht, wird leichter dahin kommen, zam Anmelde- 
system zu gelangen, in dem die freie Selbstbethätigung des Individuums am vollsten 
znr Geltang gelangt. Allein selbst der enragirteste Anhänger des Laisserfaire- 
Princips wird nicht blindlings annehmen, dass der Staat sich einfach jeder Einmischong 
enthalten solle. Ueberdies ist die Elrtheilung eines Patentes gleichfalls eine Art 
richterlicher Thätigkeit und bezüglich dieser wird auch die Manchesterlehre nicht die 
Unterwerfung des Staats anter den Willen des Einzelnen verlangen. Auf der anderen 
Seite kann aoch eine zum Socialismas neigende National-Oeconomie ^- von den extremen 
Richtangen sehe ich natürlich ab — nicht die Einmischung des Staates in Alles ver- 
langen und wir stehen auch dann wieder vor der Frage, ob der Fall hier so liegt, 
dass der Staat einzugreifen Veranlassung hat, ob er die Bevormundung des EIrfinders 
und der Industrien, wie solche in dem v orprUfangssjstem nun einmal liegt, auf sich 
nehmen muss. 

Abweisbar ist meines Erachtens auch das bei der Berathung des österreichischen 
Patentgesetzes in der seitens der Regierung einberufenen Sachverständigencommission 
geäusserte ond unwidersprochen gebliebene Argument, der Staat müsse um- deswillen 
vor der Patentertheilnng dasselbe prüfen, weil Mancher, der im Wege des Anmeldungs- 
Verfahrens ein thatsäcnlich nichtiges Patent erlangt habe, glaube, ein Patent zu 
besitzen, erhebliche Mittel aufwende, dasselbe zn benutzen und zu verwerthen. 
Vermögen seien schon dadurch vernichtet worden, dass sich dann herausgestellt habe, 
das Patent sei nichtig; das heisst denn doch, die Dienste des Staates zn stark in 
Anspruch nehmen und die Hilfe überschätzen, die m^n billigerweise vom Staat 
verlangen kann, wenn man sogar beansprucht, der Staat solle die Bürger gegen die 
Folgen ihrer eigenen Anträge and Wünsche schützen: er solle prüfen, ob sich Jemand 
nicht schade, wenn er sich selbst für einen Erfinder halte und im Hinblick auf diesen 
Glauben Aufwendungen mache. 

Ueberdies wird in den weitaus meisten Fällen nicht der Irrthum über die 
Patentfähigkeit, sondern über den wirthschaftlichen Nutzen der Erfindung es sein, 
der die schädlichen Folgen, die Vermögensverlaste, zeitigt. Hiergegen aber kann doch 
der Staat nicht schützen. Allerdings könnte man mit demselben Rechte verlangen, 
^der Staat müsse sich bei jedem gewerblichen Unternehmen überführen, ob dasselbe 
*aach untauglich sei und es eventuell verbieten, wenn er annehme, der Unter- 
nehmer könne im irrigen Glauben an die Güte und Rentabilität des Werkes Geld und 
Mühe verwenden und sein und anderer Vermögen vernichten. Voü einem Staate, der 
in dieser Weise in das gewerbliche Leben eingreift, bis zum socialdemokratischen 
Zukunftsstaat ist nur ein Schritt. 

Der richtige Weg, zu einer Würdigung beider Verfahren zu gelangen, scheint 
mir vielmehr der zu sein, lediglich empirisch, unter Weglassung aller theoretischen 
C^esichtspunkte, zu vergleichen, welche praktischen Naonthelle oder Vortheile die 
einzelnen Systeme in der Praxis gezeigt, um dann gegen einander abzuwiegen, welche 
Vorzüge oder Nachtheile überwiegen. 
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Da ist zQD&chst za erwftgen, dass die onter dem VorprflfongssTStem gewonnenen 
Patente einen nnYerbäitnisBmassig höheren wirthechaftlichen Werth dantelTen, als die 
aas dem Anmeldesjstem. Es leuchtet dies schon ohne Weiteres ein^ wenn man 
berücksichtigt, dass beim Vorprüfungssystem bereits eine Anzahl werthloser Patente 
abgestossen ist nnd dass immerhin eine gewisse Gewfthr dafttr vorliegt, dass die 
Patente dem etwaigen Nichtigkeitsverfahren besser Stand halten werden als ein auf 
den blossen Antrag des Anmelders hin gewonnenes. Dem widerspricht anch nicht 
Das, was ich vorhin ans der Statistik der englischen und der deutschen Nichtigkeits- 
prozesse vorgetragen habe. Denn man darf nicht übersehen, dass die Gerichts- 
verhftltnisse in England nnd Frankreich wesentlich anders liegen als bei uns und dass 
namentlich die enormen Kosten der englischen Prozesse viele von der Erhebung noch 
so berechtigter Klagen abhalten. So lehrt denn auch die Erfahrung, dass die deutschen 
and amerikanischen Patente im Verkehr erheblich höher bewerthet werden, als z. B. 
die englischen nnd französischen, und dass bei den internationalen Patenten stets 
gefragt wird, ob auch das deutsche Patent ertheilt sei. 

Aber auch bezüglich der sonstigen Wirkungen des Anmeldesjstems verfügen 
wir über ein äusserst reiches empirisches MateriaL Ganz abgesehen davon, dass uns 
die Erfahrungen zu Gebote stehen, die in den Landern des Anmeldeverfahrens mit 
diesem gemacht worden sind, haben wir auch im eigenen Lande an dem Gebrauchs- 
musterrecht die Segnungen und Sch&dignnffen des Anmeldeverfahrens zur Genüge 
kennen gelernt. Und da werden wir denn auf Grund der mit diesem Gesetz gemachten 
Erfahrungen zu einer klaren und glatten Verneinung des Anmeldeverfahrens gelanffeo 
müssen, denn die dort gesammelten Erfahrungen legen eher die Frage einer g£izlicnen 
Umgestaltung des Gebrauchsmusterrechts nahe, us dass sie dazu verloäten, die 
Principien desselben auf Patente auszudehnen. 

Wir erleben es tiglich, dass Erfindungen als Gebrauchsmuster angemeldet 
werden, die rechtlich und thats&chlich der Schutzfähigkeit entbehren, obwohl die die 
Eintragung anordnenden Decementen des Patentamts sich der mangelnden Schutz- 
berechtigung voll bewusst sind. Gerade diese Muster werden dann al^r in der aller- 
ausgiebigst^ Weise zum Gegenstande der unberechtigtsten Reklamen gemacht, auf 
Grund cueser Scheinrechte weraen Drohungen mit civil- und besonders auch mit straf- 
rechtlichen Verfolgungen an die Concurrenz erlassen, die dieselbe beunruhigen und 
manchen Concurrenten abschrecken, den fraglichen Artikel weiter zu fabriciren. Mir 
sind Fälle bekannt, in denen der Decement des Patentamts selbst den Anmelder auf 
das Unzulässige seiner Anmeldung hingewiesen hat, und andere Fälle, in denen der 
Anmelder selbst aus der Begründung der Ablehnung, welche sein Patentgesuch auf 
den nämlichen Gegenstand erfahren hat, offenbar erkennen musste, dass auch ein 
Gebrauchsmusterschutz ungültig sei, in denen aber gleichwohl ein Gebrauchsmuster 
ertheilt wurde, weil es eben ertheilt werden musste. Kaum aber war dasselbe ertheilt, 
dann gingen auch schon die Circulare des Gebrauchsmuster-Inhabers in die Welt, dass 
der Apparat ^gesetzlich geschützt^ oder „patentamtlich geschützt'* sei, dass er jede 
Verletzung seines Schutzes unnachsichtlich dem Staatsanwalt übergeben werde etc. 
Klagen oder noch häufiger — denn das ist billiger — Denunciationen an die Staats- 
anwaltschaft folgten dem auf dem Fusse. Kommt der Gebrauchsmusterinhaber einmal an 
den Unrechten, d. h. einen energischen Mann, der sich das nicht bieten lässt, und mit 
einem Antrage auf Löschung des Gebrauchsmusters antwortet, so hat er natürlich das 
Nachsehen nnd mag aus den gewöhnlich nicht unerheblichen Kosten des Prozesses sich 
eine Lehre ziehen. Zuweilen aber ist der so Angegriffene minder thätig; gewöhnlich 
weil der betreffende Artikel für ihn überhaupt nicht die Bedeutung hat, cuiss es ihm 
die Mühen und Kosten eines Prozesses oder gar die Kosten seiner stnUFgerichtlichen 
Verurtheilung lohnte, und der, um Streitigkeiten aus dem Wege zu gehen, dann auch 
dem haltlosesten Ansprüche nachgiebt. Nicht selten kommt es vor, dass der Angegriffene 
absolut davon überzeugt ist und das Material in Händen hat, dass das Gebrau<msmuster, 
auf Grund dessen er belangt wurde, nichtig war und sich dennoch nicht entschliessen 
kann, sich der Unbequemlichkeit einer Löschnngsklage auszusetzen. 

Muss der Betreffende nun gar, statt zum Anwalt, zum Criminalcommissar, zum ' 
,,ersachten Strafrichter" gehen, um sich vor diesem wegen seiner angeblichen Gebrauchs- 
musterverletzung zu verantworten, oder muss er gar auch auf der Anklagebank Platz 
nehmen, um der erkennenden Strafkammer die Unwirksamkeit des gegnerischen 
Gebrauchsmusters nachzuweisen, so glaube ich zwar gern, dass die Aussicht auf die 
Peinlichkeiten einer derartigen Situation gar Manchen abschrecken wird, sich mit 
einem Gebrauchsmuster, und sei es noch so nichtig, in Collision zu bringen. So liegt 
die Sache nicht selten bei den zweifellosen und klaren Fällen. Allein diese bilden — 
wie ja auch sonst im Bechtsleben — die Minderheit. Die meisten Fälle werden hier 
wie anderwärts eben so liegen, dass Niemand den Ausgang voraussagen kann; oft ist 
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die Zweifelhaftigfkeit der Rechtsfrage oder der technischen Frage, von denen die 
Elntscheidnng der Ldschnngsklage abhftngt, oft — nnd das sind die schlimmsten Fälle — 
der Zweifel, ob ein Zeuge, der vorher hoch nnd thener versichert hatte, schon seit 
Jahren diese oder jene Maschine gesehen oder selbst verkauft za haben, dies auch 
unter dem Zengeneide aufrecht erhalten werde, die die Möglichkeit eines nngttnstigen 
Aasgangs befürchten lassen. Die Möglichkeit eines ungünstigen Au^angs bedeutet 
aber nicht selten die Aussicht auf criminelle Bestrafung, in jedem Falle die Noth- 
wendigkeit, ein paar hundert Mark Kosten bezahlen zu müssen. 

W^as es aber für einen Industriellen bedeutet, wenn er wegen eines Vergehens vor- 
bestraft, wenn er so für sein ganzes Leben mit dem Makel einer Vorbestrafnng 
stigmatisirt ist, ja schon, wenn am folgenden Tage in den Zeitungen die Thatsache 
seiner »Bestrafung" zu lesen ist, das brauche ich ja in diesem Kreise nicht nfther aus- 
zuführen. 

Diese Thatsachen sind nicht etwa theoretische Möglichkeiten oder entsprechen 
blos gelegentlichen Vorkommnissen, sondern sie ereignen sich Tag für Tap^, und Jeder, 
der mit der Handhabung des Gesetzes befasst ist, wird ihre Richtigkeit bestätigen. 
Sie haben denn auch thatsftchlich dahin geführt, dass eine starke Bewegung sich gegen 
das Gebrauchsmustergesetz in seiner jetzigen Gestaltung erhoben hat; jedenfalls sind 
sie geeignet, eine eindringliche Mahnung gegen die Ausdehnung dieses Systems auf die 
noch ungleich bedeutsameren Patente abzugeben. 

So sehen wir denn Kampf auf der ganzen Linie: Auf der einen Seite das 
Bestreben, auf Grund der bei oem Vorprüfungssystem hervorgetretenen Mängel die 
Vorprüfung bei Patenten abzuschaffen, auf der anderen Seite das Bestreben, auf Grund 
der Dei dem Anmeldesystem hervorgetretenen Uebelstände das Vorprüfungssystem bei 
Patenten unbedingt zu vertheidigen nnd es sogar bei den Gebrauchsmustern neu ein- 
zuführen. An Sachkunde und Erfahrungen fehlt es keiner der Parteien, noch weniger 
an richtigen und beachtlichen Argumenten; hat doch jedes System seine Mängel und 
Uebelstände, jedes seine Vorzüge und seine vortrefflichen Eigenschaften. Aufgabe des 
Gesetzgebers ist es nun, diese Vorzüge und Mängel gegen einander abzuwiigen nnd 
Ton den unleugbar jedem dieser Systeme anhaftenden liebeln das kleinere auszuwählen. 

Wir werden sagen müssen, dass unsere Gesetzgebung diese Aufgabe auf das 
Glänzendste gelöst hat, indem sie die Alternative, zwischen beiden Extremen zu wählen, 
klng vermied, sich keiner Theorie blindlings und wahllos angeschlossen hat, sondern 
die goldene Mittelstrasse einschlug, indem sie für die bedeutsamen und volkswirth- 
schaftlich in der Regel erheblich wichtigeren Patente das schwerfälligere und lang- 
wieri^re Vorprüfungssystem wählte, für die minder wichtigen und einfacheren 
technischen Anordnungen den Weg erschloss, einen dem Anmeldesystem unterliegenden 
geringeren Schutz zu erlangen. Sie hat hierbei das auch sonst im Rechtsleben so 
zweckmässige Verfahren — ich denke z. B. an die Actiengesellschaften und die 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung — beobachtet, zwei Wege zur Erreichung des 
nllmlichen Ziels offen zu lassen: einen bequemeren und schneller zum Ziel führenden, 
aber minder sicheren, und einen mühevolleren und kostspieligen, der aber sicherer ist 
nnd mehr Erfolg verbürgt. 

Allein hiermit ist die Aufgabe der Gesetzgebung noch nicht erschöpft; nicht 
allein die verständige Wahl zwischen zwei unvermeidlichen Uebeln und die Schliessung 
eines geeigneten Compromisses zwischen beiden ; es gilt auch, diese Uebel — wenn sie 
schon unvermeidlich sind — nach Kräften abzuschwächen und erträglich zn machen. 
Und so finden wir denn auch eine grosse Anzahl von Vorschlägen, welche gemacht sind, 
nm die Mängel des Vorprüfungssystems soweit möglich zu beseitigten und andererseits 
das unlautere Treiben beim Anmeldesystem unmöglich zu machen oder doch nach 
Möglichkeit einzudämmen. 

Wir haben vorhin gesehen, dass die in der Praxis hervorgetretenen Mängel des 
VorprOf ungssystems sich auf zwei grosse Hauptmängel zurückführen lassen : auf die über- 
mässig lange Dauer des Verfahrens und die Schwierigkeit der der prüfenden Behörde 
grestellten Aufgaben. 

Demgemäss bewegen sich denn auch die Vorschläge nach einer doppelten Richtung: 
1. in einer Erleichterung der der Behörde gestellten Aufgabe, 2. in einer Einheitsreform 
des Verfahrens. 

Zunächst taucht hier die Idee wieder auf, es zwar bei der Vorprüfung bewenden 
zn lassen, jedoch in der Form, welche dem Anmeldeverfahren am nächsten kommt, 
nämlich bei der des oben bereits geschilderten reinen Aufgebotsverfahrens. Es liegt 
der Gedanke zu Grunde, dass der einzelne Industrielle sich allein werde zu helfen 
wissen; einem Jeden, der ein Interesse daran habe, dass ein Patent nicht ertheilt 
werde, könne es selbst überlassen werden, hiergegen einzuschreiten, und der dann 
lediglich richterliche Functionen ausübenden Behörde sein Bedenken zu unterbreiten. 
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Der Vorschlag bat insofern Mianches für sieh, als er den Satz, dass recieantibos jnra 
scripta sunt, zu vollen Ehren bringt, dass er den Einzelnen gegen Erlangung nn- 
berechtigten Schatzes darch Dritte schützt, jedoch nnr dann, wenn dieser selbst Etwas 
dazn thüt^ dass er die bei dem Anmeldesystem nnyermeidliche Uebermmpelang des 
Publikams dorch unberechtigte Schntzrechte vermeidet. Geffen dieses System und fQr 
die Beibehaltung des jetzigen Systems spricht aber, dass dadurch nicht viel gewonnen 
wird und dass es nicht geeignet ist, der Klagen abzuhelfen, die sich gegen das gegen- 
wärtige System richten. Es ist vielleicht möglich, dass die Zeitdauer des Fatent- 
anmelde Verfahrens etwas verkürzt wird, indem ja die ziemlich umfangreiche Daner des 
Verfahrens bis zur Auslegung in Fortfall kommt; das Verfahren sich vielmehr gleich 
zu Beginn bereits in dem Stadium befindet, wie jetzt nach Abschluss der Thätigkeit 
des VorprUfers nach bewilligter Auslegung; allein diese Zeiterspamiss wird in den 
meisten Fällen reichlich dadurch compensirt, dass dafür das Aufgebotsverfahren um 
so länger dauert, da ja in diesem nicht selten alle die bei uns bereits im VorprOfungs- 
Stadium abgehandelten Fragen erst erledigt werden müssen. Bezüglich der materiellen 
Bedenken ge^en das bestehende Verfahren sind wir natürlich bei dem blossen &8etsen 
des jetzigen Verfahrens durch das Aufgebotsverfahren nidit gebessert, denn wenn es 
im Uebrigen beim Alten bleibt, so würden nach Erhebung des Widerspmchs doch alle 
Fragen der Patentfähigkeit sich in gleicher Weise erheben. Ist somit von Seite des 
Aufgebotsverfahrens keine Hilfe der zur Zeit hervortretenden Uebebtände zu erwarten, 
so wird sich seine Einführung um so weniger empfehlen, als ihm gegenüber dem 
jetzigen Syslem erhebliche Nachtheile gegenüberstehen. Das Aufgebotsverfahren setzt 
eine rege Mitarbeit der Indastrie voraus und bedingt daher eine colossale Belastung 
derselben mit Mühen und Kosten. Den grossen Firmen macht das weniger aus; es dürfte 
bekannt sein, dass Firmen wie Siemens & Halske, Krupp u. A. schon jetzt mehrere 
Beamte beschäftigen, die lediglich mit dem Studium der Patentauslefi^ngen befasst 
dnd. Allein selbst diesen Firmen erwächst dadurch eine beträchtliche Mehrarbeit, da 
sie sich dann um alle Patentanmeldungen, auch die haltlosesten, welche jetzt gamicht 
zur Auslegung gelangen, zu kümmern und diese zu bearbeiten hätten. Und das will 
etwas sagen, wenn man bedenkt, dass nahezu die Hälfte aller Patentanmeldangen 
bereits vor dem Vorprüfer fallen und somit die Interessenten gamicht mehr durch 
diese behelligt werden, ihnen vielmehr das Patentamt die Arbeit abnimmt. Welch 
eine nutzlose Kraft- und Arbeitsverschwendung femer macht es nicht nothwendig, 
wenn so und so viele Industrielle eine derartige Anmeldung prüfen, dass zu ihrer 
Bekämpfung erforderliche Material sammeln und verarbeiten müssen, während dies 
Alles jetzt von dem einen Vornrüfer unter Beistand seines oder seiner Hilfsarbeiter 
vorgenommen wird. Die Behörde nimmt also nicht nur den Einzelnen die Arbeit ab, 
sondern vermindert auch dadurch das an sich zu leistende Arbeitsquantum um ein 
Beträchtliches. Viel bedeutsamer noch ist aber der Schutz, der dadurch den kleinen 
Industriellen zu Theil wird, die sich nicht ihre eigenen Beamten halten oder einen 
Patentanwalt mit der kostspieligen Aufgabe der Controle der Patentanmeldungen be- 
auftragen können, denen es aber auch ort an Zeit, Vorbildung und dem erforderlichen 
technischen Material fehlt, um die veröffentlichten Anmeldungen zu prüfen. 

Einen weiteren, nicht zu unterschätzenden Vortheil bietet das Verfahren aber für 
den Erfinder selbst. Beim Vorprüfungsverfahren müssen naturgemäss die Anmeldungen 
sämmtlich sofort offeugelegt werden und gelangen damit zur Kenntnissnahme 
Jedermanns. Wird also das Patent versagt, so ist der Gegenstand frei und Jedermann 
in der Lage, denselben zu fabriciren. Ganz anders beim jetzigen System: wird eine 
Anmeldung im Vorverfahren zurückgewiesen, so erfährt ausser den unter dem Banne 
der Amtsverschwiegenheit stehenden Beamten des Patentamts Niemand etwas von der 
Sache. Dies kann aber für den Erfinder von unberechenbarem Vortheil sein, z. B. bei 
unfertigen Erfindungen, in denen ein guter Gmndgedanke steckt, der zwar zunächst 
noch der Patentirbarkeit entbehrt, welchen der Anmelder jedoch weiter ausbauen kann, 
um. so schliesslich später zu einem brauchbaren, praktisch verwerthbaren und auch 
patentirbarem Ergebniss zu gelangen. 

Wir sehen also, dass das reine Aufgebotsverfahren — obwohl es noch in jüngster 
Zeit lebhafte Befürwortung erfahren hat, gegenüber dem jetzigen System lediglich 
Nachtheile bietet, ohne dass es im Stande wäre, den vorhandenen Uebelständen irgend- 
wie abzuhelfen. So hat sich denn auch das österreichische neue Patentgesetz, obwohl 
auch die Frage, ob nicht das Anmeldeverfahren zu acceptiren sei, in der Enqn^te- 
commission auf das Lebhafteste erörtert worden ist, gegen dasselbe und für die 
Annahme eines dem gegenwärtigen deutschen Verfahren entsprechenden Systems mit 
amtlichem Prüfungszwang erklärt. 

Ein weiterer Vermittelungsvorschlag ist der, die Vorprüfung zwar bestehen zu 
lassen, jedoch mit der Maassgaoe, dass die Behörde nicht das Recht habe, auf Grund 
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ilires Befundes das Patent sa TersAgen; sie soll sieh yielmelur daimof beschrftnken, den 
Anmelder anf die Bedenken anfmerkMun zu machen and es ihm dann Überlassen, 
ob er trots derselben gleiehwohl das Patent nehmen, die thenren Patenttazen für ein 
werthloees Patent aahlen und sich dem Bisico der Löschongsklage anssetsen will. In 
Tielen FftUen wird der Anmelder ans den Torgedachtmi Gründen dem Patentamt sehr 
dankbar sein und bereitwillig die Anmeldung zurücknehmen; es ist deshalb auch das 
S^tem des sogenannten avis pr^alable in Terschiedenen Staaten, z. B. in der Schweiz, 
eingefahrt und soll sich dort wohlbewfthrt haben. Oleichwohl werden wir uns mit 
ihm nicht befreunden können, obgleich es jetzt auch fOr Deutsdiland in Anregung 
gebracht wordoi ist. 

1. scheint es keine würdige und dankbare Aufgabe für eine Behörde zu sein, 
wenn sie erst sorgsam und fleissig das Material zu sammeln und wenn sie sich dann 
dayon überführt hat, dass nichts Patentirbares vorliegt, in die Rolle eines 
blossen Bathgebers zurücksinken und von der Qnade des Anmelders abhflngen soll, ob 
dieser ihre &hlussfolgerunffen billigt oder nicht, schliesslich ^zwungen werden soll, 
noch einer anffebliehen Urmidnng, die sie selbst für keine atisieht, ein von ihr selbst 
f itr nichtig gehaltenes Patent zu ertheilen. 

2. ist die Zahl deijenk^n Erfinder, die sich wirklieh davon überzeugen lässt, 
d#8s ihre Erfindung keine Erfindung ist, keine allzu grosse. Dies selbst in den 
klarsten und deuthchsten Fällen, gMchweige denn in solchen, in denen die Sache 
wirklich zweifelhaft liegt. 

3. wird dadurch ein böswilliger Anmelder — und deren Anzahl ist, wie wir schon 
sahen, leider nicht ^ring — nicht zurückgehalten, die allergeffthrlichstmi Schutzrechte 
also (das sind die mchtiffen Patente in der Hand eines zur rücksichtslosen Ausbeutung 
entschlossenen industrielfen Freibeuters) werden dadurch dem Harkte nicht fem gehalten. 

Das dem so ist, lehrt die Erfahrung; wir haben heute schon die Praxis mancher 
I>eeementen der Gebrauchsmusterabtheilung, die Anmelder auf die Bedenken durch 
avis pr^alable hinzuweisen^ allein nur in etwa kaum einem Zehntel der Fülle mit Erfolg. In 
wie vielen Fällen wird nicht die Antwort ertheilt, das ginge das Patentamt ffamichts 
an, es solle nur eintragen! und unmittelbar nach der Eintragung worden oann die 
flblichen Verwarnungen erlassen. 

Ein dem letzten Züricher Congress unterbreiteter Vorschlag eines hervorragenden 
englischen Patentkenners, des Mr. Lloyd Wise, seht darum dahin, dass das Patentamt 
die eingehende Anmeldung zu prüfen, dem Anmelder die Bedenken zu unterbreiten hat, 
ohne Mfugt zu sein, daraufhm die Anmeldung zurückzuweisen, wohl aber das ge- 
fondene Blaterial in die Patentschrift aufzunehmen. 

Wise erblickt in diesem Vors^lag die Lösung der ganzen Frage nach dem 
sweckmässiffsten Ertheilungssjstem: der Erfinder befinde sich nicht mekr im Dunkeln 
und das Publikum würde genügend geschützt, denn es würde durch die Bescheidung 
genau darüber aufgeklärt, wie weit me Ansprüche des Patentinhabers begründet seien. 
Wenn das entgegengehi^ene Material eine Vorwegnähme der Nenanmeldung bedeute. 
so würde der ratentsucher seine Anmeldung sohon von selbst fallen lassen. Una 
selbst wenn er es nicht thäte, so könnte er keinen Schaden verursachen, weil die Be- 
schreibung selbst die Werthlosigkeit des Patentes ergäbe. 

Es lässt sich nicht verkennen, dass dieser Vorschlag viel Bestechendes hat; eine 
Patentschrift, die den vorhandenen Stoff nur referirt und nicht beurtheilt, die nur die 
Thatsachen aufnimmt, ohne selbst die Schlüsse daraus zu ziehen, vermeidet die Fehler 
des avis j^r^alable, nach welcher das so schätzenswerthe und sorgfältig gesammelte 
Material in den Acten des Patentamts vergraben bleibt. Gleichwohl werden wir uns 
noit dem Vorschlag nicht befreunden können: schon weil seine {nraktische Durchführung 
sich eriieblich anders gestalten würde, als Llovd Wise anscheinend annimmt; dieser 
denkt sich eine in vornehmer Ruhe thronende Behörde, welche sich darauf beschränkt, 
das Ergebniss ihrer Ermittlung zu registriren, ohne zu dem Streit irgend eine Stellung 
an nehmen, ohne die Ausführungen des Anmelders zu widerlegen oder sich ihnen an- 
snsehliessen. Eine solche Behörde ist aber undenkbar, wenn sie die Functionen er- 
füllen soll, die Wise ihr zuschreibt. Denn schon in der blossen Entgegenhaltung 
irgend einer Vorveröffentlichung Hegt ein Urtheil, nämlich das, dass diese Veröffent- 
lichung zu dem Patente in Beziehung steht und geeignet ist. den erstrebten Schutz 
irgendwie zu lüteriren. Hierin liegt aber bereits ein Urtheil über die Neuheit der 
Anmeldung, ein Urtheil, welches häufig dem der Versagung des Patentes materiell in 
seiner Beffründung vollkommen gleichkommt. Besonders schari tritt dies hervor, wenn 
der Erfinder bestreitet, dass eme bestimmte Publication in die Patentschrift aufzu- 
nehmen sei, da sie nicht das Mindeste mit seiner Erfindung zu thun habe. Soll dann 
über die Frage, »ob Aufnahme in die Patentschrift oder nicht?'' ein förmliches Ver- 
fahren mit Mweisaufnahme, Verhandlung, Entscheidung und Instanzenzwang statt- 
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finden? Dm wird dann doch wohl erforderlieh sein, wenn man den Erfinder nicht 
wehrlos dem Gntdttnken der Patentertheilangebehörde Überantworten will. Findet 
aber ein derartiges Verfahren statt, so wird sich dies in Nichts Ton dem segenwttrtigeB 
VorprOfnngSFerfabren unterscheiden, auch alle seine Nachtheile — insbesondere die. 
lange Daner und die Zweifelhaftigkeit der Entscheidung — an sich trftfft, ohne ihre Vor- 
theue — die Sicherstellung des PtU>likums gegen gehaltlose Patentgesncoe — aufzuweisen. 
Denn man darf nicht vergessen, dass kaum ein Zehntel der Fälle einfach so liegt, dass die 
Vorveröffentlichnn^ sich mit dem Qeffenstande der Anmeldung ohne Weiteres 
deckt; in den meisten Fftllen wird es vielmehr gerade die Frage sein, ob beide etwas 
mit einander gemeinsam haben; dies wird sich aber nicht ohne ein Eingehen aaf die 
Idee der Erfindung, auf fundamentale technische Erörterung, kurz, auf aiies Dasjenige 
entscheiden lassen, was auch bei der PrOfong des Patentes nach dem Vorprtlfnngs- 
sjstem znr Erörterung kommt. 

Wenden wir uns jetzt den VorsdiliUren zu, die innerhalb des bestehenden Vor- 
prttfungssystems eine Reform erstreben. Diese Reform vorschlage sind doppelter Art: 

1. materiellrechtlich, d. h. sie bezwecken eine Aenderung der Voraussetzungen 
für die Elrtheilung des Schutzes, 

2. processuaL d. h. sie bezwecken eine Aenderung des bei der Schutzertheilung 
zn beobachtenden Verfahrens. « 

Was die materiellrechtlichen Aenderungen anlan^ so wird — da unser Gesetz 
weder den Begriff der Erfindung noch den der Patentfähigkeit definirt — in erster Linie 
verlangt werden, das G^etz solle der herrschenden Unsicherheit auf diesem Gebiet ein 
Ende machen, und eine klare und deutliche Definition des Begriffs der Erfindung geben, 
dann wisse das Patentamt und wisse vor Allem auch das patentsuchende Publikum, was 
es unter einer Erfindung zu verstehen habe; es könnten Z weif elhaftigkeiten der Auslegung 
dieses Begriffes, unter denen wir heute so sehr litten, nicht mehr eintreten. Eine Fülle 
von Definitionsversuohen sind gemacht worden, mit dem Vorsdilage, sie in das Gesetz 
aufzunehmen; aber gerade diese Fülle zeigt uns, wie verfehlt es wäre, eine ieweilige 
Theorie in das Gesetz aufzunehmen und damit die Lehre festznleffen und die Praxis 
zu verhindern odor wenigstens es ihr zu erschweren, an den Fortschritten der Wissen- 
schaft theilzunehmen. Und auf solche Fortschritte hoffen wir stark; giebt es doch 
weiiig Lehren, die noch ' so im Fluss sind, wie gerade die Fundamentalprincipien des 
Patentrechts. Mit Recht bezeichnete es daher Bolze in seiner Besprechung des 
Entwurfs zu dem gegenwärtigen Patentg^eize ee als einen der Hi^uptvorzüge des 
Gesetzes, dass es auf eine bestimmte Definition verzichte und nur allgemeine Umriase 
gebe, deren Ausgestaltung aber der Praxis ttberlasse. Ob diese dabei immer das Richtige 
getroffen, ist eine Frage, die ausserhalb des Bahmenir eines auf Erörterungen de lege 
ferenda gerichteten Vortrags. 

■ Zu jeder VorprOfung gehört die Prüfung der Frage, ob die Erfindung neu sei, 
d. h.. ob sie nicht zur Zeit der Anmeldung m öffentlidiMi Druckschriften aus den 
letzten 100 Jahren bereits derart beschrieben oder im Inlande bereits so offenkundig 
benutzt sei, dass danach die Benutaung durch andere Sachverständige möglich erseheint. 

£in6 Vorprüfung ohne Prüfung dieser Frage ist daher nicht denkbar^ Ich 
will hierbei nur des einen verhältnisemäasig unbedeutenden Vorschlags erwähnen, 
dass sich die Prüfung des Patentamts — oder wenigstens die Prüfung vor der Aus- 
legung — nur auf die sogenannte „litterarische Neuheit' erstiüecken solle, d. h. auf die 
Prüfung, ob die Erfindung bereits in der Litteratur beschrieben ist, nicht aber auch 
darauf, ob sie schon vorher in der Praxis angewandt worden ist. Es li^ auf der 
Hand, dass die letztere Prüfung erheblich mehr Zeitaufwand verursacht als ein blosses 
Studium der Litteratur. Dass daher diese Einschränkung der Prüfung zur Beschleunigung 
des Verfahrens beiträgt, ist der Grund dieses Vorschlages, dessen nähere Erörterung 
uns jedoch zu weit führen würde. 

Nun Wird aber die Vorprüfung nach heutigem Verfahren auch auf zwei Cksichts-^ 
punkte gestützt: nämlich darauf, ob das ab neu Befundene einen tediaischen Fortsehritt 
und einen Erfindungsgedanken enthält, sowie auf die praktische Verwerthbarkeil, and 
diese beiden Gesichtepunkte sind es, die so recht eigentlich die Quelle steter Klagen 
bilden; die weitaus grösste Mehrzahl der Patentzurückweisungen, welche als unp^erecht 
und peinlich empfunden werden, ist darauf zurückzuführen. Man ist dabei leicht 
geneigt gewesen, die Schuld auf das Patentamt zu schieben und hat die mangelhafte 
Vorbildung der Beamten und vor Allem die Ueberlastung derselben mit Arbeiten daffli' 
verantwortlich machen wollen. Es. liegt ausserhalb des Rahmens unserer Betrachtungen, 
zu untersuchen, ob und inwieweit diese Klagen berechtigt sind, ob durch eine: 
Vermehrung der Beamten- und insbesondere durch Einstellung von mehr Beamten mit 
Specislerfanrungen auf dem zu bearbeitenden Gkbiet die Uebebtände zu mUdem 
wären — der Hauptfehler aber liegt im Priiicip: zunächst wird es einer Behörde, 
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selb«! wenn sie über das erleeenete Beamtenroateria) yerftigt and selbst wenn sie aus 
all«li Zweigen der Technik mit mögliehster V^llstftndigkeit ständige Beamte oder 
Hilfekrilte einstellt, stets ann((glieh sein, für alle die nnzähligen Zweige der Industrie 
»peeiaKstifleh gebildete Krftfte einanstellen; je weiter unsere Naturerkenntniss nnd ihre 
Nstsbarmaehung in der Industrie fortschreitet, je mehr Fftcher sieh demzufolge er- 
schliessen, in denen Erfindungen gemacht und Patente genommen werden, desto 
oimöglieher wird es für eine Behörde, die 8pecialkenner für jeden einzelnen Industrie- 
xwei^ anzustellen,' solche SpeciaKsten sind aber unbedin^ erforderlich, um die Frage 
aasretcbend benrtheilen zu können, ob eine Erfindung einen gewerblichen Fortschritt 
anf einem Gebiete darstellt. Die allgemeine technische Vorbildung, sei sie auch noch 
ao ffediegen und grttndlich, reicht hierzu nicht aus. Allein, selbst fflr den Fachmann 
wii^ es nicht selten unmöglich sein, die Frage zu benrtheilen, ob eine Erfindung einen 
gewerblichen Fortschritt darstellt; erst die Feuerprobe der Praxis, die Erprobung im 
gewerblichen Leben kann hier nor eine zweifelsfreie Antwort geben. 

Noch mehr g^t all das Vorgesagte aber von der ^praktischen Verwerthbarkeit'', 
welche unser Gesetz als Erfordemiss für die Patentirlmrkeit aufstellt, so dass dem- 
gemllss auch das Patentamt deren Vorhandensein bei Ertheilung des Patentes zu prtifen 
hat. Auch hier sind es zahllose, höchst yerwunderliche Entscheidungen, die ergangen 
sind, d. h. verwunderlich fflr Den, der nach Erprobung einer Erfindung im industriellen 
Leben sagen kann, dass sich dieselbe als praktisch branchbar erwiesen hat, ohne dass 
man doch den Prüfern des Patentamts einen Vorwurf zu machen vermöchte. Sie 
mOssten Propheten sein, wenn sie die ihnen gestellte Aufgabe wirklich zu lösen ver- 
mochten, die um so schwieriger, fast möchte ich sagen, unlöslicher wird, je bedeutsamer 
die Ekrfindnng, je grösser äßo demnach das durch die Zurückweisung derselben an- 
gerichtete Unheil. Wenn es ein Patent anf die Durchquerung des atlantischen Oceans 
Abgeben hfttte: Colambns hfttte es sicher nicht erhalten, wenigstens nicht bei unserem 
PacteBWMheilitngsverfahren:; denn jeder Sachverständige sagte damals, dass es das 
üielit* k^^f dass sein Project praktisch undurchführbar wäre. Und nachher konnte er 
es nicht erhalten, denn da stand seinem Patent ja der „Einwand der mangelnden 
Nenbeif^ entgegen. Sie werden sich auch vielleicht entsinnen, dass vor einigen Monaten 
einmal eine Blüthenlese von Aeussemngen in den Zeitungen stand, mit denen die 
Erfindung der Locomotive bei ihrem ersUn Bekanntwerden begrüsst wurde; liest man 
diese und fragt sich dann: welche Staaten wohl George Stephenson ein Patent 
erthellt hätten, so fällt die Antwort recht betrübend ans; im damaligen Preusseta 
bUtte er es jedenfalls nicht erhalten, wenigstens nicht, wenn man die damalige erste 
Autorität auf dem Gebiet des Verkehrswesens, den doch sonst so hervorragenden 
Generalpostmeister Na dl er, als Sachverständigen gehört hätte, denn dieser hätte 
zweifellos die ,ypraktische Verwerthbarkeit'' geleugnet. Das Alles mnthet uns seltsam 
all nnd ist doch so erklärlich, so klar, nnd ergiebt sich nothwendig aus dem System. 
I>er wahre Erfinder ist der Mann der Zukunft, der seiner 'Zeit vorauseilt und künftigen 
Oe^hlechtem die Wege ebnet. Kein Wunder, dass die Gegenwart ihn nicht versteht 
und ihm nicht zu folgen vermag, dass erst der jede Argumente siegreich schlagende 
Krfolg die Brauchbarkeit darthut, die die Welt vorher geleugnet hatte. 

Wer will es den Technikern verdenken, w6nn ihnen dieser Rechtszustand — oder 
besser gesa^, die Möglichkeit, dass etwas Derartiges sich ereignet — nicht behagt 
and dasä sie daher aus vollen Kräften g^een dies System Sturm laufen. Wie viele 
lebenskräftige und berechtigte Keime (so klagt v. Schütz) mögen unter den zahl- 
reichen verworfenen Patenten geschlummert haben, um nunmehr in den Acten des 
Patentamts zu vermodern, v. Schütz geht sogar so weit, zu sagen, dass für diesen 
Preis cKe Wohkhaten der Vorprüfung zn hoch erkauft seien. 

Das heisst denn freilich: „das Kind mit dem Bade ausschütten''; denn diesef 
Preis ist' nicht nothwendig und wir können die Vorprüfung sehr wohl behalten nnd 
i^s ihrer Segnungen erfreuen, ohne es doch nöthig zu haben, diesen so kostbaren 
Preis zu zahlen. Denn die Gründe, die uns das Beibehalten der Vorprüfung auf Neuheit 
80 wönsehenswerth machen, sprechen tiicht in gleicher Weise auch für die Vorprüfung 
auf ^werbKehen Fortschritt und praktische Verwerthbarkeit. Die Rechte der All- 
ffentemheft werden beeinträchtigt, wenn etwas Bekanntes und dadurch zum Gemeingut 
Gewordenes palentirt wird, nicht aber dadurch, dass ein Patent, welches keinen 
technischen Fortschritt- enthält oder Welches der praktischen Verwerthbarkeit entbehrt, 
ertheilt wird. Hier wird in der That der Verkehr selbst regulirend eingreifen. Ist 
die Erfindung werthlos, so bringt eben diese Werthlosigkeit den Patentinhaber schnell 
z« der ricbt^en Einsicht, denn wer wird die theuren Patenttaxen zahlen, wenn das 
Patent Belbet sich als werthlos erweist. Leistet sich aber der Inhaber gleichwohl dieses 
keetBpieHge Vergnügen, do wird es der Industrie nicht hinderlich sein, denn diese hat 
kein Interesse daran, werthlose G^nstände produciren zu dürfen. 
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So können wir denn ohne Bedenken die VorprOfang lediglich auf die Neokeii 
der Erfindonff beschränken, ohne daas der Indnstne ein Naehäeü erwlehei. Die 
gewaltige Arbeitslut des Patentamts wird yermindert ond die dadnrch freiwerdendea 
Krftfte des Patentamts werden sich aof die ihnen allein noch obliegende Aufgabe der 
Prüfanff der Formalien und der Neuheit werfen können, wodotch die Beschleonigiing 
der Arbeiten erzielt wird. 

Den etwaigen Bedenken, dass hierdurch die an dieae unbrauchbaren Erfindungen 
anknüpfende Inaustrie gelähmt werden könnte und alle branchbaren Ausgestaltunjg^ 
zu Zusatz patenten herabgedrückt würden, wird dadurch vorgebeugt, dass der mat^neü- 
rechtliche Gesichtspunkt der praktischen Verwerthbarkeit im Gesetz belassen wird, 
so dass dem dadurcn Geschädigten noch immer die Nichtigkeitsklage gefen das Patent . 
offensteht. Allerdings wird diese Nichtigkeitsklage an wesentlich andere \^rauasetzun|j^eii 
zu knüpfen sein, ids die Nichtigkeitsklage sonst. Wenn es zulässig wäre, diese 
Nichtigkeitsklage sogleich nach der Ertheilunc des Patents zu erheben, so wären wir 
um nichts geb^sert, denn dann müsste ja sogleich nach der Ertheilung der noch nicht 
aus der Eärfahrung zu erbringende Nachweis der praktischen Verwerthbarkeit an- 
getreten werden. 

Darum ist — und wie ich glaube mit Recht — vorgeschlagen worden, die Erhebung 
derselben erst zuzulassen, nacndem drei Jahre seit der Eitheilung des Patents yer- 
strichen sind. Ist es dem Erfinder dann noch nicht gelungen, der Welt durch die That 
zu beweisen, dass praktischer Werth in der Erfindung steckt, so muss er es auf sieh 
nehmen, das Patent löschen zu lassen. 

Da ich hier gerade die Nichtigkeitsklage erwähne und eine Frist, von welcher 
ab dieselbe zu erheben ist, so will ich — - obwohl es nicht in die Systematik des Vortragea 
hineinpasst — auch einer schon jetzt bestehenden Frist bei der Nichtigkeitsklage 
Erwähnung thun, nämlich der fünfjährigen Präclusiyf rist, binnen welcher die Nichtigkeits- 
klage nach dem geltenden Patentoesetz zu erheben ist« Eine starke Strömung yeriangt 
deren Beseitigung und somit die Zulässigkeit der Nichtigkeitsklage für die ganze Dauer 
des Patentschutzes. Schon yor der Emanation unseres Gesetzes, hatten sich ^wichtige 
Stimmen, vor Allem die von Bolze, sowie namentlich yiele chemische Industrielle gegen 
diese Frist ausgesprochen; gleichwohl ist die Bestimmung des EIntwurfs zum Gesets 
erhoben worden. Man ging hierbei von dem ja auch sonst das Princip der VerjähruDg 
rechtferti^nden Satze aus: tandem sit finis sollicitudinis ! Und eine solche sollicitudo 
bedeutet im Patentwesen noch mehr als auf anderen Bechtsgebieten. Hier, wo groeae 
Credite gegeben werden, wo das Actienwesen eine gewaltige Rolle spielt, entspricht 
das endBche Aufhören dieser Besorgniss in der That einem yolkswirthschaftlichen 
Bedürfniss. 

Allein, nachdem wir dieses System in der Praxis erprobt, hat die Opposition 
gegen diese Bestimmung sich jedoch nicht yermindert, im Gegentheil, es wird behauptet, 
dass die schlechten Wirkungen, welche diese Bestimmung in der Praxis gezeitigt hat, 
den damaligen Opponenten Recht gegeben habe; und in der That lässt sich nidit 
leugnen, dass dies System manches immerhin Biedenkliche gezeitigt habe; z. B. daa 
Institut der sogenannten „stillen Patente" oder — wie sie auch weniger euphemistis^ 
genannt werden — die Wegelagererpatente, das sind Patente, deren In£iber, wttl sie aus 
irgend einem Grunde ein achlechtes Gewissen bezüglich der Rechtsbeständigkeit ihrer 
Patente haben oder wohl ^ar von der Nichtigkeit derselben überzeugt sind, sich in den 
ersten fünf Jahren sanz kleinlaut verhalten« von dem Patentschatz keinen Gebraudi machen, 
um ja nicht die Aufmerksamkeit des Punlikums darauf zu lenken. Kaum aber ist daa 
fünfte Jahr verstrichen und ein solches Patent damit gegen die Nichtigkeitsklage gefeit, da 
erhebt sich der Inhaber desselben um so kühner und wehe Dem, der seine Recnte 
angreift! Dass dies eine erfreuliche Erscheinung ist, wird Niemand behaupten; 
erinnert sie doch fast an die Zustände im Gebrauchsmusterwesen, deren wir oben 
gedachten. Hinzu kommt, dass das Interesse der Industrie sich oft erst nach 
Jahren einer patentirten Erfindune zuwendet und dann erst das in der Ertheilung des Patents 
liegende Unrecht zu Ta^e tritt: ohne Nichtigkeitsfrist schadet das nichts, da das nichtige 
Patent, sobald es hinderlich werde, beseitigt werden könnte, während letzt jedes Patent, auch 
das werthloseste, seprüfc werden müsse, damit es nicht, obwohl es nichtig sei, q>äter 
hinderlich werden könne, wodurch dann wiederum die Industrie übermässig bolastet wird. 

Ich glaube daher, dass bei einer Reform des Patentrechts auch diese Bestimmung 
wird fallen müssen. 

Kehren wir nach dieser Abschweifung wieder zu unserem Thema der Prüfung 
der Reformvorschläge des Eintraffungsverfahrens zurück und fassen wir, nachdem wir 
das Materiellrechtlicne erörtet haben, nun die Vorschläge näher in das Aage, die auf 
eine Umgf^staltung des Verfahrens zielen. Sehr bedeutsam sind dieselben nicht, denn 
unser Eintragungsverfahren hat sich ~ wie allseitig auerkannt wird — im Grossen 
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und Garnen wohl bewfthrt. Ich ktam deswegen aber die mannigfachen Vorachlftge 
zur Refona des Verfahrens in Kürze hinweggehen, znmal diese Yorschlftge für den 
Juristen wenig Interesse bieten, nnd will nur eines meines Erachtens recht beachtens- 
irerthen Vorsälages gedenken, der die anderweitige Stellung des Vorprflfers betri£Ft, 
da dieser Vorsehlag auch eines gewissen prozessnaien Interesses nicht entbehrt und be- 
sweckt, dem Vorprüfer gr<$ssere Selbstständigkeit sn geben, indem man das Verfahren 
Tor ihm in einer seibsiitändigen Instanz aasgestaltet. Blan schlägt Folgendes vor: 
Ebrfaebt der Vorprttfer kein B^enken, so wird die Anmeldung aosgelegt, ohne dass 
erst die Anmelaeabtiieihing sich mit ihr zn beschäftigen hat. Diese wird yielmehr 
erst mit der Anmeldung befasst, wenn der Vorprüfer Bedenken hat, in diese tritt der 
Vorprüfer nicht — wie jetzt als Mitglied mit yotum dedsirum — ein; das erschien, 
nachdem er sich bereits im ablehnenden Sinne geäussert, bedenklich, yielmehr übernimmt 
«r die Bolle des Staatsanwalts und hat Gelegenheit, Yor der Anmeldeabtheilnng gegen- 
über den Ausführungen des Anmelders seinen Standpunkt zu verfechten und eyentuell 
aaeh Bechtsmittel anzulegen. Es Hegt auf der Hand, dass dies Verfahren grosse 
y ortheile bietet; zunächst wird die Anmeldet btheilung entlastet, indem von imr alle 
diejenigen Anmeldungen befreit werden, die der Vorprflfer für unbedenldich erachtet. 
Der grosse Kreis der offenbaren und klaren Patente, deren Bearbeitung durch die 
Anmeldeabtheilnng heute eine reine Formnlararbeit ist, wird auf diese Weise von ihr 
fem^halten und gelangt dadurch auch yiel schneller zur Erledigung. Dann aber ist 
damit Gewähr gelben, dass die höhere Instanz auch in denjenigen Sachen mitsprechen 
kann, in denen sich die Anmeldeabtheilnng im Einklane mit dem Anmelder befindet. 
Ich muss sodann noch des Vorschlages erwähnen, der immer und immer wieder auf- 
taucht, nämlich dem zurückgewiesenen Anmelder eine Klage auf Ertheilung des 
Patents zu geben. Unser grüsster deutscher Patentrechtstheoretiker und unser grösster 
Patentrechtspraktiker, Kobler und Bolze, haben sich dafür erklärt und In anderen 
Liändem hat sich deren Einführung wohl bewährt. Wenn sich die deutsche €^esetz- 
^bung jedoch bisher stets ablehnend gegen diese Klage verhalten hat, so scheint dies 
gleichwohl berechtigt zu sein. Der Zweck einer derartigen Klage kann iloch nur der 
sein, der etwaigen Willkür der Verwaltungsbehörde analog dem Verwaltuuffsstreit- 
▼erhdiren die Controle durch die Gerichte entgegenzusetzen. Dieser Zweck fällt aber 
da fort, wo bereits das Verfahren yon der Verwaltungsbehörde derart mit allen 
Oarantien einer sachgemässen und unparteiischen Ekitscheidung umgeben ist, wo den 
Parteien ein derart freies Gehör una derart maassgebender EUnfluss auf den Gang 
des Verfahrens gegeben ist, wie bei dem derzeitigen Anmeldeyerfahren. Und die 
Klagen über die unrichtifjen Entscheidungen der Anmeldeabtheilnng sind keineswegs 
Bolcne, dass anzunehmen ist, dass eine gerichtliche Klage auf Ertheilung des Patents 
ihr Abhülfe schaffen werde. Nur nach einer Richtung erscheint es freilich angezeigt^ 
dem Gericht einen maassgebenden Einfluss auf das Anmeldeyerfahren einzuräumen, 
d. i. durch die in neuerer Zeit wieder dringend befürwortete Einführung der bisher 
noch fehlenden Beyisionsinstanz. Ist es an sich schon schwer yerständuch, weshalb 
awar die Nichtigkeitösachen und die Verletzunesfachen bis an das Reichsgericht 
gedeihen können, nicht aber die doch nnffleich oedeutsameren Anmeldesachen. Ich 
sage ungleich wichtigere: denn erst muss das Patent doch da sein, ehe über dasselbe 
gestritten werden kann, und so bildet naturgemäss das Anmeldeyerfahren die Basis des 
ganzen Patentrechts. Hinzu kommt dann noch der praktische Gesichtspunkt, dass eine 
grosse Anzahl yon Nichtigkeitssachen und yielleicht auch yon Patentyerletzungsyer- 
fahren yermindert werden würden, wenn die höchste Instanz schon zu Beginn Gelegen- 
heit hätte, zu der Frage Stellung zu nehmen Wenn heute ein Patent ertheilt wird, 
Ton dem die Interessenten annehmen, dass es nach der Auffassung des Reichsgerichts 
nicht patentirt werden dürfte, so bleibt ihnen ja naturgemäss nichts anderes übriff, 
als im Nichtigkeitsyerfahren die letztinstanzliche Hilfe des Reichsgerichts in Anspruch 
KU nehmen. 

Auch lässt sich nicht yerkennen, dass die Diyergenz zwischen der Auffassung 
des Reichsgerichts und des Patentamts bezüglich mancher Fragen des Patentrechts 
dann nm so störender wirkt, wenn das Reichsgericht gerade bei der Erhellung des 
Patentes nicht mitzusprechen hat. 

Wir kommen jetzt zu einem Gebiete, welches bisher recht stiefmütterlich be- 
bandelt worden ist und welches nach allseitigem Urtheil dringend eine Reform erheischt 
— die wohl auch nicht lange mehr auf sich warten lassen wira, das ist das Geschmacks- 
mosterrecht, welches noch auf dem nunmehr ganz yeralteten Gesetz yom 11. Januar 1876 
beruht. Eme Reform desselben erscheint um so dringender, als der gewaltige Auf- 
schwung, den das deutsche Kunstgewerbe und die deutsche Textilindustrie genommen 
hat, die Gesetzgebung dazu drängt, sich dem zum Schutze der gewerblichen Formen 
bestimmten Redite mehr anzunehmen. Während die Schutzertheilung und Register- 
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führuue bezttp^ch aller anderen 6chatzrechte den Gerichten entzogen und dem hiersu 
ungleich geeigneteren Patentamt übertragen ist, erfolgt die Kieder^gmig ' der Ge- 
^cmnacksinoster noch immer bei den Amtagerichten. Andh hier atebt an der S^tae 
aller Reformfragen die: „Anmeldung^- oder Yorprüfungsaystem?^ und aoch hier la^^ 
'sieh zu Gunaten des letzteren alle diejenigen sehr berechtigten Argumente anführen, 
die wir nna vorher bei dem Patentrecht vergegenwS^igt haben. Eingehend iat die 
Frage erörtert worden auf der 1897 er Peut^h - Oesterreichiachen Gewerbeaehuta- 
Conferenz. Eine grosse Anzahl hervorragender Kenner, inabeeondere Kohler, empfahlen 
auf derselben die Einführung der Vorprüfung, jedoch nicht, ohne erheblichen Wider- 
spruch zu finden, und swar. waren et> hier insbesondere die Industrielle» und die 
Praktiker, vor Allem der Director unseres Kunstgewerbemuseums, Geheimrath Lesaing, 
einer der hervorragendsten Kenner unseres Geschmacksmuaterwesena, die sich mit 
Entschiedenheit gegen jede Vorprüfung in irgend welcher Form ansaprachen. Und ich 
glaube: mit Recht. Eis lassen sich zwar bei dem Geschmacksmuaterschutz dies^ben 
Gründe pro oder Qontra geltend machen, wie beim Patentschutz; es Iftsst sich aber 
nicht verkennen, dass hier die schon bei Patentanmeldungen ansaerordentKeh störende 
Verzögerung der Eintragnng beim Gericht noch viel sehfldlicher wirken muss, so daas 
diese Verzögerung nicht selten die ganzen Segnungen des Musterschutzes illusoriseb 
macht. Wftnrend die Patente wenigstens in der Regel bleibenden Werth haben und 
jedenfalls so lange, bis weitere Fortschritte der Industrie sie überlebt erscheinen lassen, 
ist das Geschmacksmuster ein Elintagskind, der wechselnden Lanne der Mode unter- 
worfen. Wen kümmert heute noch ein Gewerbemuiter, das gestern Mode war; welcher 
Tischler wird heute, wenn Empireformen vom Publikum begünstigt werden, sieh noch 
für Rococomuster interessirenr E^n sehr erheblicher, wenn nicht der erheblichste 
Tb eil der Geschmacksmuster,^ namentlich in der Textilindustrie, ist daher nur für Wirk- 
samkeit in einer Saison bestimmt und entbehrt nach deren Anlauf jedes Interessea für 
seinen Autor. Nun Iflsst sich aber eine Vorprüfung und wenn sie auch mit noch so 
grosser Beschleunigung gehandhabt würde und wenn sie auch auf das steta lange auf- 
haltende Auf^ebotsvenanren Verzicht lebtete, nicht in so kurzer Zeit beenden, iasa 
nicht die meisten Geschmacksinuster noch vor Beendigung des Verfahrens bereits ihre 
wirthschaftliche Bedeutung eingebüsst hfttten. Da ist es denn freilich besser, das 
schleunige Verfahren des Anmeldesystems zu acceptiren und den Streit, ob das Qe- 
schmadLsmuster zu Recht oder zu Unrecht eingetragen war, einer späteren Zeit zu 
überlassen. Hinzu kommt, daas gerade die Prüfung der Geschmacksmuster eine ganz 
ausserordentliche Fähigkeit verlangt, einen ausserordentlichen künstlerischen Tact und 
ein feines Verständniss für die Idee, die der Künstler (und sei es auch in der bescheidenen 
Abart des Kunsthandwerks) in seinem Werk niederlegt, und dass es daher ausser- 
ordentlich schwer sein würde, die für die Prüfung von Geschmacksmustern erforder- 
lichen Kräfte zu beschaffen. 

Die bereits vorgerückte Zeit macht es mir leider unmöglich, auf die mannigfachen 
weiteren Fragen, die sich des Femeren noch aufwerfen iMsen und thatsäohlich auf- 
geworfen worden sind — insbesondere die nach der Beibehaltung des Ausfibungszwangs, 
nach der Reform unserer Straf Vorschriften, nach der Umgestaltung unseres Gebranchs- 
muaterrechts — , näher einzugehen, denn ich möchte es mir nicht versagen, mich sum 
Schluss der Frage zuzuwenden, oie uns Juristen vielleicht das meiste Interesse dar- 
bietet, nämlich zu der Frage, welche Behörden mit der Entscheidung der Patent- 
streitigkeiten aus den gewerblichen Schutzrechten betraut werden sollen. Und sie ist 
unzweifelhaft auch eine der wichtigsten: denn was nützen die besten Gesetze, wenn 
ihre Handhabung schlecht ist. 

Ist dies der Fall? Die Techniker behaupten es vielfach und meinen, dass die 
iwärtiffe, System- und principienlose Zusammensetzung der Behörden eine gute 
liabe der Gesetze nicht verbürge. Und bunt genug ist allerdings das Bild, welches 
das Ganze uns darbietet. 

Betrachten wir den gegenwärtigen Rechtsznstand zunächst bezfl^ich der 
Lötchungsklagen : 

Wird ein Patent angegriffen, entscheidet das Patentamt, wird ein Gebrauchsmuster 
angegriffen, das Gericht; gegen ein Geschmacksmuster ist überhaupt keine Löschunffs- 
klage vorgesehen und die Angriffe gegen ein Waarenzeichen geht theila an das 
Patentamt, theils an das Gericht. Die Klagen wegen Verletzung der einzelnen Schutz- 
rechte gehören durchweg vor die Gerichte; die Klagen wegen Verletzung von Patenten 
vor die Civilkammer, wegen Verletzung von Waarenzeichen und Ge8<£mack8musteni 
vor die Kammer für Handelssachen, während die Frage nach der Zuständigkeit bei 
den Gebrauchsmustern controvers ist und die Praxis schwankt. 

Dasa der gegenwärtige Rechtszustatid complicirt ist, ist das geringste Bedenken 
gegen seine Zweckmässigkeit. Schwerer schon fäUt in das Gewicht, dass er der 
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Folgeitekiigkeit in hohem MaasM entbehri; »o ist insbesoadare nicht einaosehen, 
wewübr die Löschung einee Patentee dem Patentamte, die Löschane eines Gebrauchs - 
■iinters dasp^ea dem Gerichte anstehen soll, obwohl eerade der Umstand, dass dem 
Patentamt bei der £rtheiliing des Patentes keine oder jedenfalls nnr dnd sehr unwesent- 
liche Bolle angewiesen bt, es nahe gelegt hätte, das Patentamt wenigstens im Löschunes- 
^•rfahren inr entsoheidendeo Behörde au machen. Desgleichen ist die Regelung der 
Zustftndigkeitsertheiking bei dem Waarenaeichengeseta unsystematisch, insbesondere 
deshalb, weil oft dieselbe Frage, z. B. die nach der Tftuschungsgefahr eines Zeichens, 
je nach dem Stadium des Verfahrens, in welcher sie auftaucht, vor dem Patenlaint 
öder Tor den ordentlichen Gerichten entschieden werden muss, ohne dass recht ein 
innerer Grund fttr die verschiedene Behandlung erblickt werden kann. Das Löschungs- 
▼erfahren in Waarenaeiehmi bietet ttberdies noch die Seltsamkeit, dass nach der de 
lege lata awar riditigen, de lege ferenda aber äusserst bedenklichen Praxis des 
Patentamtes dem Löschungsanreger ein Rechtsmittel nicht gegeben Ist. So zweifele 
ich denn auch nicht, dass man bei einer künftigen gesetzlichen Regelung der Materien 
dahin gelangen wird, die gesammten Schutzrechte einheitlich dem Patentamte zu 
unterstellen, das Löschungsverfahren sowohl bezüglich der Gebrauchs- und Geschmacks- 
muster wie der Waarenzeichen analog dem wohlbewfthrten Nichtigkeitsrerfahren in 
Patentsachen zu regeln, d. h. das Patentamt in erster und das Reichsgericht in zweiter 
Jnatanz urtkeilen zu lassen. 

Weiter, viel weiter aber gehen die Wünsche, die in der letzten Zeit, insbesondere 
in dem ELreise der Techniker und Industriellen, laut geworden sind, und die dahin 
sieltti, den Gerichten auch die Sachen betreffend die Verietzunff der gewerblichen 
Sehntzrechte zu nehmen. Unsere lediglich formell juristisch gebildeten Richter — so 
lauten die Klagen — , deren ganze geistige Vorbildung für das Auffassen der technisch 
naturwissensdiaftiiehen Fragen, zu deren Erörterung die Patentsachen in der Regel 
ii2Hhiffen, nicht beffthigt, sind hierfür nicht geeignet; es fehlt ihnen wie den meisten 
Fein humanistisch vorgebildeten Menschen das plastische Anschanungsvermögen ; ein 
aolehes sei aber fttr die EHassung der hier einecnlftgigen Fragen dringend erforderlich. 
HiBzu trete, dass sogar die rein juristische Materie des Patentrechts den meisten Juristen 
fem liege, so dass sie sich erst ad hoc für ^en Einzelfall in dieselbe hineinarbeiten 
mttesten; so komme es, dass die Judication unserer Gerichte in Patentsachen eine 
▼öUig nnznl&ngliehe sei und unter dem Niveau der sonstigen Rechtsprechung stflnde. 
Insbesondere habe sich der Uebelstand gezeigt, dass die Gerichte nicht im Stande 
seien, den technischen Erörterungen der Parteien zu folgen, daher zu der Vernehmung 
Von Sachverstftndigen selbst da schritten« wo sie allein durch blosse Interpretation der 
Patent- und Gebrauchsmusterschrift oder durch blosses vergleichendes Betrachten der 
Waarenzeichen oder der Muster zu einem auf eigenem Ermessen beruhenden Urtheil 
gelangen könnte. Diesem Sackverständigen in seinen Ausführungen und den Be- 
gründungen zu folgen, seien sie dann aus den nftmKchen Gründen wieder ausser 
SÜande, so. dass sie sich ohne eigene Nachpriifung lediglich an das Schlussresum^ des 
Sachverständigen halten müssten — der somit der eigentliche Leiter und Richter in 
der Sache seL 

Wer kann leugnen, dass diese Klagen zum Theil berechtigt sind, ein Jeder weiss, 
wie viel auf diesem Gebiet der Rechtsprechung gefehlt winl, wie seltsame Ent- 
aeheidungen wir von Gerichton und Staatsanwaltschaften namentlich in der Provinz 
zu hören bekommen; dass namentlich die Klagen über das blinde Nachbeten der 
Sachverstftndigen begründet sind, dass manche Richter es für zulässig halten, den 
ganzen Prozessstoff einfach in den Rahmen eines Beweisbeschlusses hineinzupassen und 
damit dem Sachverständigen Alles, auch die Rechts- und Interpretationsfrage, überlassen, 
nach dem Muster: „es soQ der Sachverständige darüber vernommen werden, ob durch die 
vom Beklagten hergestellte Maschine das klägerische Patent verletzt wird'. Beantwortet 
dann der Sachverständige die Frage und lehnt er es nicht — wie dies schon heute 
eine g^rosse Anzahl von Sachverständigen und gerade unsere hervorragendsten thun -r 
ab, auf eine derartige, seine Competonz überschreitende Frage zu antworten, so ist 
die Arbeit leicht und die Entscheiune gegeben. Und wenn es gar geling, zu einem 
Obergütachten des Patentamts zu gelangen, so glaubt sich mancher Richtor — die 
Anwälte machen es nattürlich nicht besser — jeder eigenen Nachprüfung überhoben. 
Wenn nun auch das Reichsgericht dies Verfahren entschieden verwirft und wiederholt 
betont hat, dass es Aufgabe- des Richters sei, durch Interpretation der Patent- oder 
Ge^rauchsmusterurkunden selbst festzustellen, welches die wesentlichen Merkmale des 
Sohntaes sind, und dass er dann dem Sachverständigen lediglich die Frage vorzulegen 
hat, ob eben diese ^wesentlichen Merkmale bei dem angeblich nachgeahmten Gegen- 
Stande oder. Verfahren gleichfalls vorliegen, dass der Ricnter> s<^gar die Fiage, eb die 
etwaigen Abweichungen als Aequivalente anzusehen seien, selbst zu entscheiden hat, — 
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80 bleibt dies doch manchem Gerichte ffegenflber nur ein frommer Wnneefa. Die durch 
anBere Processordnun^ gegebene Unm^äichkeit, schon im Stadium des BeweisTerfahrens 
Rechtsmittel zu ergreifen, macht es dem Reichsgericht unmöglich, diese seine Auf- 
fassung den Gerichten aufzuswinsen. 

I>ies hat nothwendig eine bedeutende Verz((gerung der Proeesse und die Noih- 
wendigkeit ffir die Parteien, die höheren Instanzen anzurufen, zur Folge. Das aber 
bedeutet einen erheblichen bchaden für die Industrie. Denn auf keinem Rechtsgebiete 
erzeugt, eine Verzögerung der Entscheidung den Interessenten so yiel Schaden, wie 
gerade auf dem Gebiete der Schutzrechte. 

Zunächst handelt es sidi um zeitlich begrenzte Rechte, deren schleunige Geltend- 
machuuj^ and Durchführung erforderlich ist. So lan^^e femer die Frage, ob Jemand 
berechtigt ist, eine bestimmte Waare zu fabriciren, nicht entschieden ist, liegt für ihn 
oft die ganze Fabrikation lahm, da er, wenn er gewissenhaft ist, es nicht wird riskiren 
wollen, für den Fall des Unterliegens als Patentrerletzer strafrechtlich Terfolgt 
und im Civilwege mit SchadensersaUprocessen bedroht zu werden; einem nicht ffo- 



wissenhaften Patentyerletzer gegenüber liegt w&hrend der Dauer des Prozesses 
Patent lahm, und selbst für den Fall, dass Schadensersatzansprüche sich spftter ver- 
foleen lassen, so ist dies doch ein missliches Ding, angesichts der Schwieriffkeit, den 
Youen Schaden zu substantiiren. Dass durch einstweilige Verfügungen dem Uebel nicht 
abgeholfen wird, bedarf keiner Ausführung! Nur wenn die einstweilig^ Verfügung 
der spiterhin dann ergehenden Endentscheidung entspricht, Termag sie Nutzen zu 
stiften. Die Verzögerung dieser Entscheidung ist es aber gerade, cue wir beklaeen. 

Man hat deswegen den Vorschlag gemacht, auch die PatentrerletzungHsaftnen 
dem Patentamt zu übertragen, dessen aus Technikern und Juristen zusammengesetzten 
Abtheilun^en der Sachlage besser gewachsen seien. Andere befürworten die Er- 
richtung eigener Specialgerichtshöfe f& Patentsachen, bestehend aus einem Juristen als 
Vorsitzenden und einigen oder mehreren Technikern als Beisitzenden. Wieder andere 
gehen sogar so weit, dass sie die Juristen wieder ganz aus diesem CoU^um ausmerzen 
wollen, indem sie (wohl Ton der Erfahrung bei Säöffengerichten und mndelskammem 
ausgehend) annehmen, dass, wenn auch nur ein Jurist in der Kammer sisse. er bald 
genug^die Entscheidung an sich risse; noch Andere endlich befürworten die Ejrrichtnng 
Ton Kammern für Patentsachen, welche analog den Kammern für Handelssachen 
bei den Landgerichten zu bilden sein würden, nur £ms sie statt mit einem Richter and 
zwei Kaufleuton, mit einem Juristen und zwei Technikern, Ingenieuren, Chemikern, 
Baumeistern und derffl. zu besetzen wftren. 

Ich elaube nicht, dass die Entscheidung über diese Fra^e heute schon spruchreif 
ist, will jedoch nicht unterlassen, auf die Bedenken gegen die Regelung der Gerichts- 
frage im Sinne der Yorerwihnten Vorschlljipe hinzuweisen: 

Zunächst glaube ich, dass' die Zerspbtterung unseres Gerichtsverfahrens in zahl- 
lose kleine Einzelspecialgerichtshöfe kein Segen für unsere Rechtspflege ist und dass 
wir daher alle Veranlassung haben, dem leider nicht hinwegzulengnenden Zuge der Zeit 
auf immer weitergehende Abbröckelnng von Einzelanterien an dem noch so stolzen 
Bau unserer Rechtspflege entgegenzutreten. Dann aber scheint mir es auch durchaus 
undurchführbar, alle ratente Specialgerichtshöfen zu überweisen, schon weil die 
wenigsten „Patentsachen'' reine Patentsachen, d. h. Sachen sind, in denen allein 
und lediglich die eine Frage, ob eine Patentyerletzung in Frage steht, zur Erörterung 
gelangt. Mit jedem Hereindringen anderer rechtlicher oder thatsächlicher Gesichts- 
punkte, die mit den technischen Gesichtspunkten, auf welche die yorgesehlagenen 
Gerichtshöfe nun einmal zugeschnitten weraen sollen, nichts zu thun haben, wird aber 
die Frage unendlich complidrt. 

Usst man derartige Fragen Tor dem Patentgerichtshof, so entsteht das Bedenken« 
dass vor diesem wesentlich technischen Gerichtshofe auch rein rechtliche oder kauf- 
männische Fragen zur Erörterung ^elangen^ denen er zweifellos noch viel weniger 
fewachsen ist, als^ die Gerichtshof in ihrer jetzigen Zusammensetzung den technischen 
"ragen — und wir hätten damit aber nur ein Uebel mit dem anderen vertauscht 
Lässt man dagegen die Sachen, in denen es sich nicht nur um Patentfragen handelt, vor 
den ordentlichen Gerichten, so wird ein ganz bedeutender Bruchtheil unserer Patent^ 
Sachen der Competenz unserer Patentoericotshöfe entzogen; vor ^em aber wird es — 
was stets bedenklich ist — in die Hand der Partei gelegt, vor welchem Gerichtshof 
sie die Sache bringen will. Eine Partei, die ein schlechtes Gewissen und dem- 
gemäss ein Interesse daran hat, dass ihre technisch schlecht stehende Sache nicht vor 
dem sachkundigen Patentgerichtshof gelangt, hätte es dann einfach in der Hand, die 
Sache diesem Gerichtshofe dadurch zu entziehen, dass sie mit ihrer Klage noch einige 
andere Ansprüche geltend macht oder ihren Anspruch auch noch auf andere rem 
civilrechtlicoe Gesicntspunkte stützt. 
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Noeh nuflslieher ab«r ist ee, dass in einem ProBees nicht selten erst wüurend 
des Yerlanfis der Sache hervortritt, welche rechtlichen Qesichtspimkte in ihr zur Er- 
öiiemng an kommen haben. 

Ich bearbeite jetst gerade zwei Sachen, die mir hierftlr recht illostratiy erscheinen: 
£>ie eine ist eine emfache Kanfklage (Schema: ^Beklagter kaufte und empfing''), in 
d«r jedoch Ton beklagter Seite der Einwand gemacht wurde, dass die Apfiarate, aof 
deren Besahiong geklagt wird, mit dem Patente eines Dritten collidiren; von der 
Srörterong dieser reinen Patentfrage, die sich in Nichts von einer anderen Patent- 
sache nnterschekiet, wird der Prozess abhingen. Die andere Sache dagegen ist eine 
Patentyerletznncaklage: der Beklagte bestreitet hierbei zwar nicht, dass seine 
Apparate an sich mit oem klägerischen Patent collidiren; er behauptet aber, dass er 
xwt Fabrikation und zum Vertrieb dieser Apparate auf Grund yoranfg^^ngener 
Vertragsabschlüsse, Correspondenzen etc. berechtigt sei; die Frage also, ob das Patent 
verletzt wird, scheidet somit vollkommen aus dem Rechtsstreit aus und es verbleibt 
nur die eine civilrechtliche bezw. handelsrechtliche Frage, ob ein Vertragsabschluss 
voriief^ oder nicht. Unzweifelhaft würde nun der erste, ausschliesslich patent- 
reehtliche Prozess vor der Civilkammer. der zweite, ausschliesslich handelsrecntUehe 
Prozess vot dem Patentgericht verhanaelt werden müssen, was natürlich das Unheil 
bei Weitem vermehren würde — denn, wenn es richtig wäre, dass unsere Civilgerichte 
der Frage des Patentrechtes nicht gewachsen sind, obwohl doch schon jetzt nicht 
jJlzu selten derartige Prozesse an sie gelangen, so wird dies bei dem Civilgericht 
der Zukunft — bei dem Patentprozesse no<£ mehr zu den Seltenheiten gehören — 
noch mehr der Fall sein. Man könnte dem nur dadurch begegnen, dass man eine 
njichtrftgliche Verweisung an die Patentgerichte zuliesse, dem aber würden erhebliche 
rarozessuale Bedenken entgegenstehen, eanz abgesehen davon^ dass auch hier die MögUch- 
keit gegeben wäre, eine ungünstige Auffassung des jeweiligen Gerichts einfach durch 
Hinemwerfen eines derartigen Gesichtspunktes, der die Verwoisunff nothwendig macht, 
xn begegnen. Ganz unmöglich aber wird die Liösnng der Schwierigkeit, wenn, wie 
dies doch meist der Fall ist, die patentlichen und die civilrecbtlichen Gesichtspunkte 
eich kreuzen und Fragen aus beiden Recbtsgebieten bei demselben Rechtsstreit zur 
Entscheidung stehen. 

In Strafsachen waltet natürlich dasselbe Bedenken vor, denn nicht selten wird 
eine Patentverletzung mit anderen Delikten, insbesondere mit Betrug, ideell concnrriren 
und es würde dann auch hier die Frage, ob die Patentgerichte oder die Strafkammern 
zur Entscheidung berufen sein sollen, dieselben Schwierigkeiten hervorrufen. 

Es war wohl die Erkenntniss dieser Schwierigkeiten, welche den Vorschlag 
zeitigte, dem aus Technikern und Juristen gebildeten Specialgerichtshof lediglich 
die Entscheidung der Frage, ob eine Patentverletzung vorliegt, zu übertragen. Der 
Gerichtshof soll aus zwei Instanzen bestehen; seine EIntscheidungen nicht der Revision 
▼or dem Reichsgericht unterliegen, so dass dieses gleichzeitig eine bedeutende Ent- 
lastung erffthrt. Der Gerichtshof solle, sobald in einem Rechtsstreit irgend welcher 
Art die Frage, ob eine Verletzung eines Patentes vorliege, aof Ersuchen des anderen 
Gerichts oder auf Antrag einer Partei in Action treten, und über die Frage, ob eine 
Patentverletzung vorliegt, aber auch nur über diese, zu entscheiden haben. An die 
EIntscheidung dieses Gerichtshofes sollen dann das erkennende Civil- oder Strafgericht 
gebunden sein. 

Es Iftsst sich nicht verkennen, dass damit die oben angeregten Missstinde 
beseitigt wSren, aber doch nur, um noch gewichtigeren Platz zu machen: Zunächst wäre 
die Folge eine ungeheuere Verzögerung der Prozesse — und eine solche zu vermeiden, 
sollte gerade die wichtigste Anfffabe oer angeregten Reform sein! Zuerst müsste das 
ordentuehe Gericht darüber befinden, ob überhaupt Patentverletzungsfragen in dem 
Prozesse interessiren — eine Frage, die unter Umständen ausserordentlich schwierig 
sein kann, dann muss der Patentgerichtshof zusammentreten, den Sachverhalt seiner- 
seits prüfen und zur Entscheidung bringen. Vor dem Patentgerichtshof müsste die 
Sache zunächst die Instanzen durchlaufen, ehe sie wieder an das ordentliche Gericht 
zurückgelangt, welches dann seinerseits wiederum im Instanzenzu^ Ober die ihm zur 
EIntscheidung gebliebene Frage urtheilt Unabsehbar complicirt sich die Frage, wenn 
etwa der Patentgerichtsfaof Veranlassung hat, auf einen Lid zu erkennen, wie das in 
gewissen Fällen, namentlich, wenn Vorbenutzungsfragen oder Fragen nach der An- 
wendung eines bestimmten Verfahrens zur Erörterung stehen, sehr wohl vorkommen 
kann — und wenn dann der ordentliche Richter gleichfalls Veranlassung nimmt, 
bezüglich des anderen SachurtheUs zu einem Eide zu gelangen; 

Wir würden aber auch damit zu einer ganz neuen und wenig glücklichen 
prozessualen Neuerung kommen. Ueberall sonst in unserem Prozessrecht herrscht das — 
wie ich glaube, durchaus berechtigte — Bestreben vor, das jeweils erkennende Gericht 
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'mögKcbst unAbhtogig Ton den Gatachien and Ejitscheidangen andJerer B^idrden za 
mftdieii; das CiTilumeil bindet daä Straf ^richt nicht nnd umgekehrt, das Venraltangs- 
verfabren läuft unabhängig von dem Gerichtsverfahren und auch an die Obergntachten 
des Patentamts, der Sachverstftndi^envereine, des MedicinalcoUegii sind die Gerichte 
nicht gebunden — überall volle Freiheit der erkennenden Behörde! Mit diesem System 
'soll hier gebrochen werden, ein Specialgerichtshof soll durante processes die Saehe an 
sich reissen, über den Zwischenstreit seiostsUlndig entscheiden — ich bezweifle, dass die 
Gresetzgebung diesei^ VorsdiUgen folgen wird. 

Aber dem ganzen System der Specialgerichtshöfe mit technischen Beisitzem 
stehen Bedenken entgegen, auf die mit Kecht hingewiesen ist. Zunächst erscheint es 
mir, bei aller Anerkennung der grossen und sich stets steigernden Wichtigkeit der 
Materien, gleichwohl nicht gerechtfertigt, die Gebiete des ^gewerblichen Rechtsschutzes 
aus den anderen Bechtsmaterien herauszuheben und ihnen eine Sonderstelkmg 
zu geben. 

Mit demselben Bechte, mit dem heute Specialgerichte für das gewerbliche 
Eigenthum gefordert werden, könnten auch für alle anderen Zweige des Rechtalebens 
JSpecialgeriehte gefordert werden; es könnten die Mediciner sagen, dass es unerhört 
sei, wie ein aus medicinischen Laien bestehendes CoUegiüm über die schwierige Frage 
der Zurechnungdfähigkeit urtheilen könne (tbatsächlich hört man diese Ansicht denn 
auch nicht selten von medicinischer Seite vertreten!), es könnte die Börse mit ihrem 
eomplidrten Getriebe Specialgerichte für sich verlangen, die Landwirthschaft, die 
Schifffahrt, kurz, alle Berufestände könnten besondere Gerichte für ihre Reehtt- 
streitigkeiten beanspruchen. 

„Principüs obsta* zu sagen, ist es heute leider schon zu spät ; doch werden wir 
uns hüten müssen, auf dieser Bahn weiter fortzuschreiten, die in ihrem E^adziel 
schliesslich zu einer Zersplitterung und Atomisirung der ganzen Rechtspflege führen 
muss. Und so hat denn auch der Wunsch nach besonderen technischen GenchtshÖfen 
in Juristenkreisen bisher wenig Anklang gefunden, auch in den Kreisen nicht, welche 
gecen die Mängel der derzeitigen Rechtspflege nicht blind sind und selbst unter den- 
selben leiden. £s ist nicht der Standesstolz oder der Klassenegoismus, aus dem diese 
Auffassung hervorgegangen ist, sondern das Gefühl, dass unsere Gerichte trotz der 
Schwächen, die der Rechtsprechung bezüglich der gewerblichen Schutzrechte anhaften 
mögep, gleichwohl noch besser ihrer Aufgabe gewachsen sind, als die vorgeschlagenen 
Specialeerichtshöfe es voraussichtlich sein wttraen. Eindringen in den Geist fremder 
Lebenskreise und anderer Materien ist ja doch die Lebensaufgabe des Richters, dessen 
Thätigkeit ihn auf eine gewisse Universalität der Auffassungsgabe hinweist und er wird 
jedenfalls präsumtiv viel leichter im Stande sein, ein technisches Problem zu erfassen, als 
der juristische Laie, und mag er audi ein noch so vortrefflicher Techniker sein, ein rein 
juristisches. Dem grossen Vorzug, den es naturgemäss mit sich bringt, dass sachkundige 
Richter einen ihrer sonstigen Wirkungssphäre und ihren sonstigen Kmintniasen nahe- 
liegenden Rechtsfall bearbeiten, steht der grosse Nachtheil gegenüber, dass dann die 
Al^abe des Gutachtens in das Berathungszimmer verlegt und der Kenntniss der 
Partei entrückt wird, so dass es den Parteien versag ist, etwaige technische Irrthümer 
richtig zu stellen, wie ihnen dies heute möglich ist. Ueberdies ist auch das Gebiet 
der l^ehnik ein so unendlich grosses, dass es dem Einzelnen unmöglich ist, dasselbe 
zu beherrschen; der Chemiker z. B. wird einer kinematischen Frage, der Baumeister 
einer chemischen nicht so erheblich sachkundiger gegenüberstehen, als der rechts- 
gelehrte Richter. Snecialsachverständige für jeden einzelnen Fall zu beschaffen, ist 
aber rein unmöglich; denn dann müssten wir nicht Gerichtshöfe für Patent- und 
Gebrauchamustersachen , sondern chemische, mechanische u. u. w., also nicht einen 
Gerichtshof! Sondern etwa ein Dutzend verschiedene einrichten. Dass die Juristen an 
sich der ihnen gestellten Aufgabe gewachsen sind und dass nicht etwa die juristische 
Ausbildung als solche der Befähigung, in Sachen der gewerblichen Schutzrechte zu 
urtheilen, entgegensteht, zeigt klarer als andere das Beispiel des Reichsgerichts, dessen 
Judieatur gerade in Patentsachen, man darf beinahe sa^en, allseitig ab vorzüglich 
anerkannt wird und von dem auch die technischen und industriellen Kreise zugeben, 
dass es in dem klaren Erfassen und der Bewältigung der technischen Probleme Muster- 
giltiges geleistet hat; es zeigt dies femer der Umstand, dass schon die Judieatur 
unserer meisten Oberlandesgerichte als eine gute anerkannt wird, welche jedenfalls 
nicht Idnter der Judieatur auf anderen Rechtsgebieten zurücksteht. Da bei diesen 
Behörden die Senate nach Materien zu arbeiten pflegen, also bestimmte Patentsenate 
bestehen, so liegt danach die Annahme nicht fem, dass einen Hauptantheil an den 
Mängeln der unterinstanzlichen Rechtspflege der Umstand trägt, dass einzelne Kammern, 
namentlich in der Provinz, zu selten mit diesen Materien befasst werden. Von dieeer 
Erwägung ausgehend, ist denn auch der Vorschlag gemacht worden, dass die Sachen 
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aas dem Gelüete des gewerblichen Rechtsschutzes stets nur vor einzelne, besonders 
zu bestimmende, Landgerichte innerhalb eines bestimmten Rechtsgebiets gebracht 
werden sollen; es solle demeemäss innerhalb eines jeden Oberlandesgerichtsbezirks ein 
Landgericht bestimmt werden und bei diesem wieder bestimmte Kammern — Civil- 
nnd Handelskammern, Strafkammern — vor welche sämmtliche Sachen aus dem Gebiet 
der gewerblichen Schutzr echte zu bringen seien. Dadurch, dass diese Richter weiterhin 
beständig mit diesen Fragen beschäftigt wären, würden sie — ebenso wie dies schon 
heute bei den Patentsenaten der Oberlandesgerichte der Fall sei — eine solche Ver- 
trautheit mit der Materie und ein derartiges technisches Auffassungsvermögen gewinnen, 
dass die Mängel unserer Rechtspflege, wenn auch nicht ganz, so doch theilweise 
schwinden würden. 

Man wird nicht leugnen können, dass dieser Vorschlag ausserordentlich viel für 
sich hat und dass er — wenn er auch nicht alle Bedenken gegen die derzeitige Rechts- 
pflege heben würde — doch in manchen Punkten Wandel zum Bessern schaffen würde. 
Allerdings lässt er sich nicht ohne eine, wenn auch geringfügige, Aenderung der 
Frozessordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes durchführen. Was sich aber heute 
schon und ohne irgend eine gesetzliche Aenderung einführen Hesse, wäre die Anordnung, 
dass die Prozesse aus dem gewerblichen Rechtsschutz bei grösseren Landgerichten 
bestimmten Kammern überwiesen werden. Diese Kammern würden alle die vorhin 
|2ceschilderten Vorzüge aufweisen und wohl manche der heute so lebhaft geäußerten 
K lasen verstummen machen. Schon vor Jahren war einmal ein dlesbezüglicnes Gesuch 
an das Präsidium des hiesigen Landgerichts I gerichtet, von diesem aber abschlä^ff 
besehieden worden. Vielleicht veranlasst die jetzige Reformbewegung und die vieH 
fache Klage über die Rechtspflege unsere Landgerichtspräsidien, diese Frage noch 
einmal einer Erwägung zu unterziehen, sei es auch zunächst nur probeweise, einen 
Versuch mit einer derartigen Anordnung zu machen. Ich glaube, die Justiz würde es 
«rieht bereuen, und noch weniger unser rechtsuchendes Publikum. 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Discussion beklagte Herr Regierungs- 
rath Dr. Damme, dass das Gesetz betreffend den Schutz von Gebrauchsmustern und 
inabesondere seine grundsätzliche Verschiedenheit Ton dem Patentgesetze den praktischen 
Juristen noch immer nicht genügend bekannt sei. Er sprach ferner den Wunsch aus, 
daes, da das Patentirungsverfs£ren regelmässig sich lange hinziehe, die 15jährige 
Schutzfrist eines Patentes erst von der Beendigung des Ertheilungsverfahrens ab laufen 
solle. Herr Rechtsanwalt Dr. Paul Alexander Katz führt aus: Es liege ein Wider- 
spruch darin, wenn der Vortragende für die Rechtsprechung der Gerichte auf dem 
Gebiete des Gewerbeschutzes plaidirt und gleichzeitig befürwortet, dass dem Gerichte 
die Entscheidung über die Löschung von Gebrauchsmustern entzogeii werden solle. 
Richtiger sei es, den Gerichten auch die Entscheidung über die Nichtigkeit von 
Patenten zu übertragen. 

a. u. s. 



Vierhaus. Dr. Seligsohn. 
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331. Sitzung der Jaristischen Gesellschaft. 

Verbandelt Berlin, den 11. November 1809, im Grand H6tel de Rome. 



Der «weite Stellvertreter des Vorsitzenden eröffnete die Sitzung ond begrtisste 
als neues Mitglied den Herrn Oerichtsassessor Glaser. 

Er theilt mit, dass im Janaar 1900 eine Festsitzung der Gesellscbaft ans Anlass 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuches stattfinden wird und dass der Vorstand 
beabsicbtiffe, in dieser Sitzung die Stellung einer Preisaulgabe aus dem Gebiete des 
neuen Becnts in Antrag zu bringen. Zur Vorbereitung des Antrages und besonders 
zur Auswahl des Themas empfehle sich die Bildung einer Commission. Die Versammlnng 
stimmte der Bildung einer solchen durch Acdamation zu und wfthlte in die CommiflsioB 
die Herren Reichsbank -Präsident Dr. Koch als Vorsitzenden, femer die Geheimen 
Jnstizräthe Professoren Dr. Eck und Dr. Gierke, Senatsprftsident Schepers und 
Bechtsanwalt Geheimen Jostizrath Lesse. 

Demnächst hält Herr Sjndicus Dr. Karl Hilse nachstehenden Vortrag ab«r: 

„Unabwendbare Nothwendiekeit zur Ausdehnung der Haft- 
pflicht auf die Automobilen . 

Kaum ist das Bürgerliche Gesetzbuch für Deutschland nach mehr ab 2*^ähriger 
mühcToller Arbeit unter wiederholter sorgfältiger Prüfung seiner einzelnen Satzungen 
auf ihre Klarheit, Unzweideuti^keit und Zweckmässigkeit in einer Form vollendet ond 
verkündet worden, welche die Fachmänner des In- und Auslandes gleichmäaaig 
bewundem, und welche manche ursprüngliche Gegner des neuen Gesetzgebungswerkes 
Bu dessen Lobrednem werden liess, andere wenigstens zum Einstellen ihrer AngriffSs 
bewogen hat; noch hat seine Herrschaft nicht begonnen, noch fehlte bbher die 
Gelegenheit, seine Wirkung zu beobachten, sein Walten zu erforschen, Erfahrungen 
darüber zu sammeln, inwieweit die Lebensverhältnisse eine sachgemässe Regelung 
gefunden haben, welche es bestimmungsgemäss ordnen soll. Seit seiner Berathang 
haben wichtige Entdeckungen im Bereiche der Naturwissenschaften und deren Ver- 
werthung durch die Technik bereits zu mannigfachen weittragenden Erfindungen 
geführt, durch deren Verwendung zum persönlichen Gebrauche, zu GeschäftszwecKen 
und für den öffentlichen Verkenr eine gewaltige Zustandsveränderane theils schon 
eingetreten, theils in naher und gewisser Aussicht ist. Durch dieselben wird der 
öffentliche Verkehr eine Wandlung erfahren, neuen Gefahren aus^^esetzt sein, su 
mancherlei Schäden an Leben, Gesundheit und Eigenthum führen, mit deren Eintritt 
bei Abfassung des Gesetzbuches noch nicht zu rechnen war. Unwillkürlich drängen 
diese Umstände zur Frage, ob die Satzungen des Bürgerlichen Gesetzbuches bereite 
ausreichenden Schutz gesen die Ueberhandnahme der drohenden Gefahren bieten, und 
ob auf Grund seiner Sitzungen die Geschädigten in ausreichender Weise zum Aus- 
gleiche bezw. Ersätze ihrer Verluste gelangen werden? oder ob es hierzu einer neuen 
gesetzgeberischen Thätigkeit bedarf, welche Wege sie einzuschlagen, welche Grenzen 
sie einzuhalten hat, um nicht etwa zum Schaden des Gemeinwohles die Verwerthung 
der neuen firfindungen zu vereiteln oder aufzuhalten? 

Ihre Untersuchung ist der Gegenstand des heutigen Vortrages. 

Man kann versucht sein, in dem Aufwerfen dieser Frage unmittelbar nach dem 
Abschlüsse einer mühevollen und fruchtbaren gesetzgeberischen Thätiffkeit den 
versteckten Vorwurf gegen die dabei Betheili^n zu finden, dass sie naheliegende 
Zustandsverändemngen üoersehen hätten. Dem ist nicht so. In unserem Jahrhundert 
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folgten Entdeeknngeii, Erfindungen, Fonchonffen und Untemehmangen «nander meist 
so sehnell und onvermothet, vollzogen sieh die durch sie yeranlMsten Zostanda- 
▼erindemngen meist so plöUlieh nnd nnyermittelt, dass es dem Gesetzgeber eben 
unmöglich war, mit ihren Wandlangen stets gleiehen Schritt za halten oder ihnen 
vielleicht sogar yoranszaeilen. Mithin zeigt die ao^worfene Frage yon Nenem, dass 
unser Jahrhundert eine Wandlung in der Weltgeschichte hervorztibrinffen bestimmt 
ist. Denn der Oeschiehtsschreiber onserer Zeit wird weniger über geführte Kriege 
und erfochtene Siege anf den Schlachtfeldern, als über den Sieff des menschlichen 
Geistes über die Natarkrttfte nnd deren Unterwerfung unter menschliche Einrichtungen 
com Dienste des Verkehrs und der Oewerbethltigkeit zu berichten haben. Dabei 
bilden die Kriege Ton 1866 und 1870, deren ersterer zur VergrOssemng Preussens und 
deren anderer zum Wiedererstehen des Deutschen Reiches führte, unverkennbare 
Glanzpunkte gegenüber gleichartigen Ereignissen früherer Jahrhunderte. Aber sie 
sind nicht geeignet, die Bindungen und Friedensarbeiten des Jahrhunderts in den 
Schatten zu stellen. Die Ausnutzung des Dampfes als bewegende und treibende Kraft 
fttr den Gewerbebetrieb und Verkeil, die Gründung der Eisenbahnen, die Einführung 
der Dampfschifffahrt, die Verwendung der Elektricitftt nicht blos zur Uebertragung 
▼on Nachrichten und Gesprächen auf weite Entfernungen, sondern auch als leuchtende, 
bewegende und treibende Kraft, die Verbindung zweier Welttheile durch das elektrische 
Kabel und umgekehrt von getrennten Wel^^ewftssem durch den Suez-Kanal nnd 
Kaiser Wilhelms-Kanal, die Durchbohrung der Alpen zur Brücke des Verkehrs, dessen 
Wall sie früher bildeten, dies Alles sind Elrrungenschaften des menschlichen Gebtes, 
welche in ihrer Wirkung zu beleuchten sein werden und den vorgedachten Kriegen 
ebenbürtig zur Seite stehen. 

Dass unter so bewandten Umständen bei dem steten und schnellen Wechsel der 
Lvebensverhiltnisse für den Gesetzgeber immer neue wichtige und unverschiebbare 
Aufgaben sich bieten, weshalb er zu einer wirklichen Ruhe nicht gelangen kann, bt 
leicht begreiflich. Ihn auf die Zweckmässigkeit seines Eingreifens rechtzeitig aufmerksam 
KU machen, ist nicht blos Sache derjenigen Wirthschaftskreise, welche zunächst das 
Fehlen eines wirksamen Rechtsschutzes und das Bedürfniss nach einer Rechtsordnung 
empfinden, sondern auch derjenigen Vereinigungen, welche die Pflege nnd Ausbildung 
des Rechtes bezwecken. Damit ist die Berechtigung für die zu behandelnden Fragen 
dargethan. 

Sind denn aber diejenigen Befördemn^mittel, deren Einführung unter dem 
Namen Automobile jetzt behandelt wird, wichtig genug, um die Aumerksamkeit 
weiterer Kreise schon jetzt auf sich zu lenken? Liegen thatsächlich begründete 
Anzeichen dafür vor, dass durch ihre Einfühnmg in den öffentlichen Verkehr und 
durch ihr Eindringen in das Strassengewühl neue und erhöhte Gefahren für die Verkehrs- 
sicherheit drohen, welche für die davon Betroffenen Vermö^ensverluste bedeuten? 
Sind die zu erwartenden Znstandsveränderungen auch wichtig genug, um Schntz- 
maassregeln zu beanspruchen? Welcher Art werden sie sein müssen? Werden sie 
nicht vielleicht wirthschaftlich unerträglich sein nnd der Entwickelung der neuen 
Beförderungsmittel entgegenstehen? 

Bevor anf Beantwortung dieser einzelnen Fragen näher einzugehen ist, sei ein 
ilbersichtliches Bild der Verkehrsverhältnisse zu Beginn und am Ekide unseres Jahr- 
bunderts vorangeschickt. 

I. 

Bei Beginn des Jahrhunderts gab es in Deutschland nur auf kurzen Strecken 
Kunststrassen. Der Femverkehr musste auf mangelhaft angelegten nnd schlecht 
unterhaltenen Land- oder Heerstrassen besorgt werden, während es mit den Zuf ahrts-, 
Nachbars- und Ortsw^en noch schlechter bestellt war. Ein einheitliches Wegesjstem 
berznstellen, hinderte die Zersplitterung in vielen Kleinstaaten. Selbst in Preussen, 
wo eine einheitliche Wegeordnung geplant und die Unzulänglichkeit der herrschenden 
Zustände für die Belebung des Verkehrs schon früh erkannt war, konnte es bisher 
KU keiner einheitlichen Wegeordnung kommen und begnügte man sich mit der Förderung 
des Kunststraasenbaues. In letzterer Richtung folgen allmählich andere Staaten, 
soweit die damals engherzige Zollpolitik nicht etwa hinderlich war, indem man nämlich 
£inbus8e an den landesherrlichen Gefällen aus den Zehruugsstenem befürchtete, wenn 
durch Verbesserung der Wege Reisende und Fuhrwerke schneller die einzelnen Landes- 
gebiete verlassen könnten und so zu einem geringeren Zehrungsaufwande gebracht 
würden. Die Post war das einzige öffentliche Befördernnffsmittel für den Femverkehr, 
währ^Ml Sänften und Saumthiere für den Ortsverkehr, Stellwagen für den Nachbarorts- 
yerkehr bisweilen verfdgbar gehalten wurden. Eine wesentliche Wandlung brachte 
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im Tiert«D Jahraehnt die Anlage nnd der Betrieb *toii EisenbfthneD hertor, die in 
Prenraen zum Gesetse vom 3. November 1838 führten, dareh das die Gmndaitze 
niedergelegt wurden, welche bei Bahngenehmigungen maa68gel>end sein sollten; mithin 
war es Mber an einer j^esetzliehen Regelung der EHsennahnen als zu dieser dee 
Wegereehtes gekommen. Der gehobene Verkehr liess die Verbesserung von Zufahrta- 
wegen nothweindig und den Fortbestand der mangelhaften Beschaffenheit von Nachbar- 
und Ortsstrassen unertrftglieh erscheinen, sodass die Eisenbahnen die Ursache zur 
Verbesserung der Wegeverhältnisse wurden. In Verbindung mit ihnen entstandefi 
Gewerbebetriebe zur ITnterhaltung des Ortsverkehrs, dessen Fahrzeuge als Droschken, 
Fiaker, Kremser, Omnibusse, Stellwagen und unter ähnlichen Namen zugelassen wurden. 
Ihre Zahl war indess anfangs so gering, dass die älteren Gewerbe-Ordnungen sie noch 
nicht besonders 1>erUeksicht]gten, sondern erst die Gewerbeordnung vom 21. Juni 1809 
§ 87 eine besondere Behandlung dieser Form von Fnhrbetrieben anordnete. Der 
Unterhaltung des öffentlichen Verkehrs zwischen Nachbarorten genügten die beregten 
Fahrzeuge bald nicht mehr. Deshalb war es bereits 1865 zur EünfQhrung^ von Strassen- 
bahnen gekommen, die seit 1852 in New York zuerst als Verkehrsmittel eingefahH 
waren und Ober Frankreich, England, Belgien und Dänemark ihren Weg nach Dentschland 
gefunden haben. Ursprünglich mit Pferdekraft betrieben, wurde bald ans Sparsamkeits- 
rticksiohten, bald zur Erhöhung der Fahrgeschwindigkeit oder Leistungsfähigkeit in 
Bewältigung des Massedandranges Dampf, Pressluft, EJektricität als Zugförderung^-- 
mittel benutzt. Die Vortheile im Strassenbahnwesen sollten auch anderen Fünf- 
betrieben verschafft werden. Nachdem zunächst die durch die Muskelkraft der Beine 
ihrer Fahrer getriebenen Dreiräder und Zweiräder in Gebrauch gekommen waren, 
verfiel man darauf, als bewegende Ejraf t für Geschäfts- und Personenfahrzeuge Benziir, 
Petroleum, Elektricität, Ammoniac, Gas zu benutzen, sodass Fahrzeuge, welche mit 
mechanischer Kraft getrieben werden, in imkner grösserer Zahl in den Strassenverkehr 
eindringen. Nicht blos auf Ortsstrassen^ «ondem auch auf Landwegen und Kunat- 
Strassen ist man ihrer immer weiteren Verbreitung unter dem Namen Automobile ausgesetzt«. 

II. 

Mithin ist das Automobile, wofür neuerdings bald Kraftwagen, bald Seltist- 
beweger gebraucht wird, eine Errungenschaft der Neuzeit und weit jüngeren Ursprungs, 
als Drei- und Zwejräder. Urnprünglich wurde darunter nur ein Fahrzeug verstanden, 
welches äusserlich den Dreirädern gleicht, aber seine bewegende Kraft durch Verarbeituuff . 
von Rohstoffen (Benzin, Petroleum, G^, Ammoniak u. s. w.) selbst erzengt. Allmähticn 
wurde diese Bezeichnung jedoch auf allerlei Fahrzeuge der vorgedachten Betriebsweise 
ausgedehnt. Schliesslich wurde sie zum Gattungsbegriff für sämmtliche Fahrzeuge, 
welche unter Ausschluss menschlicher oder thierischer Muskelkraft durch eine mechatuscne 
in ihnen wirkende Gewalt getrieben werden, welche 'entweder in Behältern auf- 
gespeichert, zum Gebrauch bereits völlig hergerichtet eingebracht oäBt aus Hohstoffen 
im Fahrzeuge selbst erst erzeugt wird. Somit lassen sicn Kraftsammler (Accumn- 
latoren) und Kraftselbster^euger als Unterarten unterscheiden. Dieser weiteste' 
Begriff wird der vorliegenden Untersuchung zu Grunde gelegt. 

Die vielseitige Verwendbarkeit der Automobile, die Mannigfaltigkeit ihrer 
Formen, die Verschiedenartigkeit ihrer Einrichtungen, Handhabung und Lenkung, ihre* * 
grössere oder geringere Leistungsfähigkeit nach Fahrgeschwindigkeit, Tragfähigkeitr 
und Krafterspamiss, ihre Anschaffungs-, Herstellungs-, Unterhaltungs- und Betriebs- 
kosten sowie eine Menge anderer mehr oder weniger wesentlicher Nebenumstände hat 
kürzlich in Beriin eine Ausstellung veranschaulicht. Die Berichte darüber lassen ein- 
gehende Erörterungen hier entbenrlich erscheinen. Zu bemerken bleibt nur, daas 
Automobile sich erst seit wenigen Jahren in einzelnen Städten Deutschlands und des 
Auslandes zu behaupten vermocht haben, nachdem zahlreiche ältere kostspielige' 
Versuche misslungen wareU. Sie sind nicht blos für die Massenbeförderung Yen- 
Menschen oder Gütern hergestellt, keineswegs ausschliesslich zur Unterhaltung de^' 
öffentlichen Verkehrs bestimmt, sondern auch für den Einzelbedarf verwerthbar. I^Welt > 
ihre Bewegungsfähigkeit an Schienen gebunden ist, sind sie nur im Bahnbetriebe <^tt 
gebrauchen, weshalb dann die bahnrechtlichen Vorschriften und Grundsätze auf sie^ 
anzuwenden sind. In überwiegender Mehrzahl ist ihre Fottbewegung jedoch' «uf 
sehienenfreien Strassen möglich oder können sie vermöge eines Leitrades rald gebniHlen,- 
bald frei laufen, weshalb für diese die bahnrechtlichen Vorschriften nicht gelten. ' Bef 
dem heutigen Stande der Technik ist das Eigengewicht eines Kraftsammlets g«geb^ 
über diesem* eines Krafterzeugers mit gleichem Fassungsgehalt und gleicher Tlrag-^ 
fähigkeit grösser,^ weshalb zur Fortbewegung des todten Gewichts eine erhMkhwv* 
Kraft verlangt wird, die den Betrieb verhältnissmässig vertheuert. - " 
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Mittlerweile bat die Eeiehapost Aatomobile ▼erechledener Systeme Teranchsweise 
für ibrai Paeketlabrt- «nd BeeteikliMiBt eingeftthrt, hat die Ortspolisei Bolehe als^ 
Beförderangemittel zur Unterhalton^ des öfFentlicben Verkehrs in Form von Drosehken • 
and Omnibused zugelassen, bat endlicb die MilitairrerwaUung nmfangreicbe Versuche 
mit Personen- und , ÖUterf abrzengen gemacht, wekhid der^ Verwendbarkeit selbst bei 
erheblichen Steigungen and GefAllen sowie auf J'eldwef^en und im Sande ohne 
wesentliche Minderung der Fabrgesehwindiffkeit und Tragiftbigkeit und ohne eibeblicken 
Kraftmebryerbrauch ergeben baben. Hierdurch ist die verbreitete Annahme widerlegt, 
dAss sie gut gepflegter Strassen in Ebenen bedfirfen^ widrigenfalls sie versagen. 

Bei cfieser Sachlage ist der Aasspruch gerechtfertigt, dass man es in deA 
Automobilen mit dem baaptsichUehsten Beförderungsmittel ^er nftchsten Zukunft 2u 
tkiin haben wird, also auf eine massenhafte Verbreitung zu rechnen ist und eine 
grössere Anzahl der bisher gebräuchlichen Beförderung^nrten in Wegfall kommen 
werden. Gewaltige Umwftkungen im Strassen verkehre sind durch sie unausbleiblich. 
Namentlich werden sie sogar mit Voll-, Neben- und Kleinbahnen in einen gewissen 
Wettbewerb zu treten vermögen, wa& für die Wegeherren empfindlieh ins Gewicht 
fallen wird, <lie verstanden hatten, sich die Strassenbahnen abgabepflichtig zu machen • 
and hierin bisweilen eine gesetzliche Stütze gewannen, z. B. m / Preussen . durch 
Ges. V. 28. Juli 1892 $6. 

Zu Unrecht zählen Einzelne die - durch die Muskelkraft der Beine ihrer Fahrer 
bewegten Drei- und Zweiräder den Automobilen zu* Weil indess verschiedene 
Berührungspunkte mit ihnen bestehen, die im Weiteren Verläufe nicht unerwähnt 
bleiben können, ist eine kurze Darstellung ihres Wesens und ihrer Entwickelung nicht 
SU umgehen. Fahrräder hatten im Strassenverkehr bereits 1889 eine so starke 
Verbreitung gefanden und grosse Bedeutung gewonnen, dass das ReichsversieheruHgs-' 
anot durch Beearsbescheid vom 20. Mai 1889 sie als gangbare, allgem^lin gebräuchüdie' 
Beförderungsmittel bezeichnete, deren Verwendung bei Ausführung gewerblicher Berufs- 
Verrichtungen üblich und statthaft sei. Vielleicht unter dem Bknflusse dieser Recht-'' 
sprechung seh wanden bald nachher diejenigen polizeilichen Bedenken, welche ursprünglich; 
ihre ZulMsung im dichtesten Strassengewühl verhindert hatten, und wurden jetzt alle' 
Öffentlichen Strassen ihrem Gebrauche fast völlig freigegeben. Dies bewirkte eine 
neue massenhafte Vermehrung, eodass bereits 1899 amtlich die Zahl der in Berlin und 
Umgegend benutzten Fahrräder auf mehr als 50000 ermittelt oder geschätzt w<Mrden 
ist. Sie dienen überwiegend der Befriedigang des Einzelbedarfs nach Fathivelegenheit^ 
snm persönHeben Gkrbrauche oder für Geschäftszweeke, 'haben indess bereits bei' 
der Post- und Heeresverwaltung umfangreiche Verwendung gefunden, sind dagegen- 
Beförderoagsmittel zur Unterhaltong des öffentliehen Verkemrs nicht geworden, indem 
das Vorhaben, sie in grösserer Zahl an belebten Plätzen zwecks Benutzung für Jeder-! 
mann aa£iustellen, also eine Art tretbarer Droschken za schaffen« nieht vefwirklieht 
ist. Clin Automobile, welches äusserlich annähernd eiaem Fahrrad gleicht; hat vor^ 
diesem den Vorzug, dass sein Fahrer der aastrengenden Thäti^keit des Tretens über* 
hoben, seine volle Kraft und Aufmerksamkeit der Lenkung seines Fahraeugs widmen t 
kann, wodurch seine eigene and die allgemeine Sicherheit gewinnt. < 

'Auf bestehenden FahrStraseen Automobile laufen zu lassen, ist keine atierlaubte* 
Handhing und kein Missbrauch öffentlicher Wege, weil es gegen k«in Reichs^ oder' 
Ltandesgesetz >erstösst, indem es nicht ausdrücklich verboten oder auch nur ein- 
geschränkt ist. Es stellt sogar keine unnatürliche Gebrauchsart her, da -es mit dem- 
Wesen und der Zwecksbestimmung einer Fahrstrasse verträglich ist. Man kann es zur 
Zeit vielleicht noch für eine aussergewöhnliche Gebrauchsart öffentlicher Strassen 
erklären. Zum Beginn und zur Ausführun)^ dieses Vorhabens bedarf i^nan Wedet einer 
Genehmigung durch die Staatsgewalt noch einer Eriaubniss des Wegeherrn. Wenigstens^ 
ist dieselbe nirgends vorgeschrieben, während der Gesetzgeber in Fällen, wo er sie 
einführen wollte, dies anirarücklich .bestimmt hat, z^ B. in der .Gewerbe-Ordnung vom 
21. Juni J.8Q9 g .40 4^^»% 1 an<i in den preussischen Gesetzen vom 8i November 1838 
S 1 upd 28. Juli 1892 8 2 und 6. 

Dbt Wegeherr ist sogar nicht einmal befugt, die Weiterbenatzung der Strasse 
etwa auf Gnind der Behauptung zu untersagen, dass durch die Einführung ~ von 
Automobilen die Bau- und Unterhaltungslast erschwert, nämlich die Bestandsdauer 
de^ Pflasters oder der Unterbettung verringert werden würde. Selbst wenn- that^ächlioh' 
ein Schäden eintritt, d^r ihn zu Mehraufwendungen zwingt, wird er keinen Ersatz- 
•BOproch habtaf wbil die Benotzungsarieben keine widerrechtliche ist und zur Begründung^ 
des Sehadebsanspruehes <ler Nachweis eine» erlittenen Vermögensnachtheiles noch nicht 
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geofigi, aoadem darflber hüiaiis so beweisen ist, duse die Behldigende Handlung 
mindeetenB im Bewnseteein ihrer Beehtawidrigkeit und ihrer Schldlichkeit unter- 
nommen war. 

Verfehlt wtirde der Versnch einer Gemeinde als W^seherr sein, den Unterhaltung»- 
mehraufwand in Form einer nach dem preuaaiBehen &ommunalabj^ben|^e8etse Tom 
14. Juli 1808 § 4 den Automobilbedtzem anfauerlej^enden Gebühr wieder einzubringen, 
weil die Aufnahme einer dieebesfiglichen Satzung in eine Gemeindesteuerordnung Auf 
staatsbehördliohe Zustimmung nicht rechnen darfT Mithin Ist der Wegeherr gegenflber 
der Einfahrung tou Automobilen im Strassenverkehr T^^llig machtlos und muss sol^e 
anstandslos dulden. Denn da seine Zustimmung nicht em^eholt zu werden braucht, 
fallt für ihn die Gel^enheit weg, durch deren Ablehnen einen Widerspruch wirksam 
auszuüben, was er hinsiehtlich des Gleiseinbaues schon zo einer Zeit yermoehte, bevor 
seine Zustimmung zum gesetzlichen Blrfordemisse geworden war. 

Günstiger ist es mit den Befagnissen der Polizei bestellt. Hier ist zu unter- 
scheiden, ob die Fahrzeuge zum Selbst- bezw. eigenen C^schlftsgebrauch, oder ob sie 
zur Unterhaltung des öffentlichen Verkehrs bestimmt sind, mzüglich der ersteren 
giebt A.L.R. II 17 § 10 mit StG.B. § 866 No. 2, 10 und Gesetz vom 11. Mirz 1860 
S§ 6, 11 in Preussen der Polizei die Macht, aus Gründen des Gemeinwohles mar 
Abwehr drohender Schäden und zur Erhaltung der Leichtigkeit und Sicherheit im 
StrasseuTerkehre einschränkende Maassregeln zu erlassen; dies kann durch Verordnungen 
oder Verfügungen ausgeübt werden. Wie weit sie hiermit gehen will, steht überwiegMid 
in dem eigenen pflichtschuldigen Ermessen und kann im VerwaltungsstreitTerfanren 
nur insoweit kraftlos erklärt werden, als es zum Verstoss gegen bestehMides Recht 
ausarten oder rein willkürlich sein würde. Die Polizei wird deshalb befbgt sein, die 
Fahrgeschwindigkeit, Belastungshöhe und äussere Beschaffenheit der Automobile xa 
begrenzen, die Einhaltung der allgemeinen Strassenordnung zu fordern, wirksame 
Bremsvorrichtungen und Wamungssignale yorzuschreiben, um alle Ausschreitungen sn 
yerhindem, welche etwa zu erwarten sind. Ob sie dagegen auch eine Prüfung uiui 
Beaufsichtigung der einzelnen Fahrseage auf ihre betriebssichere Beschaffenheit, einen 
Befähigungs- und Zuverlässigkeitsnachweis für die Fahrer yerlangen und sogar die 
Weiterbenutzung weffen Missbrauch untorsagen darf, ist bei dem geltenden Bechte 
mindestens zweifelhaft. Sie scheint das Letztere selbst nicht zu beanspruchen. 
Weni^tens lässt sie sich in den Radfahrordnanffen daran genügen, das Führen yon 
Legitimationskarten zu yerlaneen, die jedoch ohne Prüfung der Befähigung und 
Zuyerlässigkeit ausgestellt und blos straf unmündigen Kindern yersagt oder beschränkt 
zu werden pflegen. 

Weiter geht ihre Macht, wenn Automobile als Beförderungsmittel zur Unter- 
haltung des öffentlichen Verkehrs dienen sollen. Es greifen nämlich Gewerbe-Ordnung' 
yom 21. Juni 1869 §§ 87, 40 Absatz 2 Platz. Die Ortspolizei ^winnt die Befugnise, 
den Verkehr mit denselben zu regeln und hat nach herrschender Rechtsprechung die 
Macht, unbefähigte und unzuyerlässige Fahrer sowie Fahrzeage wegen Betneba- 
unsicherheit auszuschliessen. Dagegen bedarf es selbst hier Keiner yorgängigen 
Genehmigung, da Gewerbe-Ordnung §^ 40 solche für die Verkehregewetbe nicht fordert, 
sondern nur ein Untersagnngsrecht gegen den Fortbetrieb begründet. Mithin würde 
erst abzuwarten sein, dass sich eine wirkliche Gefahr eingestellt hat. Wird eine 
Untersagung ausgesprochen, so steht hiergegen Verwaltungskiaffe oder Beschwerde 
nach L. V.G. yom 30. Juli 1883 § 127 ff. in Preussen zu. Im übrigen Deutsehland 
stehen die Verhältnisse annähernd gleich, während z. B. in Frankreich der Polizei yiel 
weitere Befugnisse gewährt sind. 

IV. 

Im Bümrlichen Gesetzbuche finden Automobile und deren Vorläufer, die Fahr^ 
räder, keine Erwähnung. Daraas folgt, dass für sie lediglich die allgemeinen Grund- 
sätze yom Schadensersatz aus unerlaubten Handlongen gemäss B.G.B. § 823 ff. anwendbar 
sind, so oft durch ihren Betrieb nachweisbare Schäden yerursacht sind. Ihre Unter- 
ordnung unter das Haftpflichtgesetz yom 7. Juni 1871 in der Fassung, welche Ein- 
führunffsgesetz yom 19. August 1896 Artikel 42 c^ebt, ist unzulässig, selbst wenn 
nachweisbar die Gefährlichkeit der Verwendung yon Automobilen gleich gross oder 
sogar grösser sein sollte. Denn war zwar im Wege der Rechtsprechunff die Möglichkeit 
gegeben, die Haftpflicht der Eisenbahnen selbst damals schon auf die Pfer<Mbahnea 
auszudehnen, als dieselben blosse Verkehrsgewerbe im Sinne Gewerbe-Ordnung S§ 37, 40 
waren und beyor sie in Preussen durch Gtesets yom 28. Juli 1892 zu einer Abart der 
Eisenbahnen erhoben wurden, so boten hierzu einerseits Vorgänge bei der G^etaea- 
berathnng, andererseits äussere yerwandte Verhältnisse eine ausreichende Stütze. 
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Beides fehlt hinsichtlieh der Automobile and Fahrrflder, von denen mindestens die 
Lietzteren schon bekannt waren, bevor die endgiltige Verabschiedung des B. G. B. erfolgt 
ist. Folgeweise bedarf es einer neuen gesetzgeberischen Thätigkeit und einer aus- 
drücklichen Verlautbarung des aaf Ausoehnung der Haftpflicht gerichteten gesetz- 
geberischen Willens, um die Anwendbarkeit des Haftrechtes auf Begebenheiten beim 
Automobilbetriebe aussprechen zu dürfen. 

Schon bei Einführung der Eisenbahnen und damit dem Uebergange vom Fahr- 
betriebe durch Thierkraft zu einem solchen durch Dampf war richtig yorausgesehen 
"worden, dass es zu neuen, grösseren und verhänKnissvolleren Gefahren durch ihren 
Betrieb kommen werde, die damals allerdings gewaltig überschätzt wurden. Man hielt 
eine grössere Verantwortlichkeit der Bahnunternehmer gegenüber den sonstigen 
Beförderungsbetrieben für geboten, und so kam es denn bereits in Preussen durch 
Qesetz vom 3. November 1^8 § 25 zu einer besonderen Haftpflicht der Eisenbahnen. 
Andere Gesetzgebungen folgten dem Beispiele Preussens, namentlich kam es für 
Deutschland auf seiner Grundlage zum Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871, welches 
§ 1 die Eisenbahnen, § 2 verschiedene andere Gewerbebetriebe behandelt 

Die zur Zeit bestehenden europäischen und aussereuropäischen Haftpflicht- 
gesetze lassen sich nach Rechtsgrund und Leistungsumfang in drei Gruppen bringen. 

1. In der deutschrechtlichen Haftpflicht der Eisenbahnen bat man es mit einer 
gesetzlichen Verbindlichkeit zu thnn. Sie tritt kraft Gesetzes als Wirkung eines 
Betriebsunfalls ein und kann nur durch den Nachweis entweder höherer Gewalt oder einer 
eigenen Verschuldung des Betroflenen aufgehoben werden. Bald tritt Haftpflicht nur 
im Falle der Tödtung oder Körperverletzung, bald darüber hinaus auch schon bei 
blossen SachbeschAdieungen (z. B. Preussisches Gesetz vom 3. November 1838 § 25) 
ein. Die deutschrechtliehe Haftpflicht wird in verschärfter Form neben dem Bürgerlichen 
Oesetzbuche fortbestehen. Gleiches gilt für die preussische Erweiterung auf Sach- 
schäden, die indess nach der Rechtsprechung bei gleichartigen Begebenheiten im 
Kleinbahnbetriebe unanwendbar ist. 

2. Die österreichische Haftpflicht beruht auf der Rechtsvermuthung einer Ver- 
schuldung, die naturgemäss durch den Nachweis aufgehoben werden darf, dass der 
schädliche Erfolg durch das schuldhafte Verhalten des Verunglückten oder eines 
I>ritten, der mit dem Unternehmer des fraglichen Betriebes in keiner Verbindung 
steht, hervorgerufen oder aus einem unabwendbaren Zufall hervorgegangen ist. Mithin 
ist die Verantwortlichkeit des Betriebsunternehmers hier schon erheblich geringer. 

3. In der dritten Gruppe wird nur die Verantwortlichkeit des Unternehmers 
für die Handlungen seiner Betriebsleiter erweitert, so dass er für deren nachweisbares 
Verschulden einzutreten hat. Hierher fällt die deutschrechtliche Haftpflicht der Berg- 
^rerks-, Steinbruchs- und Fabrik- Unternehmer. Dem Verunglückten wird nur die 
Beweislast erleichtert und an Stelle eines vielleicht mittellosen Schadensurhebers ein 
leistungsfähiger Schuldner geschaffen. 

Wenn es sich jetzt darum handelt, die Haftpflicht auf die Automobile aus- 
zudehnen, kann es sich nur fragen, ob dies im Umfange des § 1 geschehen, ihr 
Betrieb also diesem der Eisenbahnen gleichgestellt werden soll. 

Dass dies geschehe, wird bisweilen für einem Bruch mit dem Grundgedanken 
erklärt, auf welchem die Lehre über Schadensersatz im Bürgerlichen Gesetzbuch auf- 
gebaut sei. Muss zwar zugegeben werden, dass nach bürgerlichem Rechte nur aus der 
V erschuldung eine Ersatz Verbindlichkeit entspringt, und dass es nicht unbedenklich 
sein würde, bald nach der Gesetzesverkündung und noch vor Beginn seiner Herrschaft 
mit einem Hauptgrundsatze zu brechen, so ist andererseits nicht zu übersehen, dass 
der Gesetzgeber sieh über das beregte Bedenken bereits hinweggesetzt und den Bruch 
vollendet hatte, als er das EiofUhrungs-Gesetz mit seinem heutigen Artikel 42 und 105 
einbrachte, zur Verabichiedung, zur Allerhöchsten Bestätigung und zur Verkündigung 
kommen Hess. Denn dadurch wurden mit Gesetzeskraft vom nämlichen Tage, an 
welchem das Bürgerliche Gesetzbuch zur Geltung gelangen wird, zwei Formen zur 
Verfolgung von Ansprüchen aus Begebenheiten ge8cnafi*en, die zu Tödtungen, Körper- 
verletzungen oder Sachbeschädigungen führen würden, nämlich die Haftpflicht und 
die Ersatz Verbindlichkeit. Mithin handelt es sich heute garnicht mehr um die Frage, 
ob eine neue Form zur Geltendmachung von Ansprüchen aus dem Automobilen- 
betriebe gefunden werden, ob es zum Bruche mit den Grundsätzen des verkündeten 
Kechtes kommen soll, sondern nur um die Frage, welcher der beiden bestehenden 
Hechtsformen die Ansprüche aus Begebenheiten beim Automobilenbetrieb zuzuweisen 
sind, ob sie also, um einen vulgären Ausdruck zu gebrauchen, aus dem grossen 
Hänfen der Schadensersatzverbindlichkeiten herausgezogen und dem kleinen Häufchen 
der Haftverbindlichkeiten zugetheilt werden sollen. 
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V. 

Dass fUr besonders gefährliche Unteroehmungen die allgemeinen Bestimmungen 
über Schadensersatz nicht genügen, sondern eine verschärfte Verantwortlichkeit 
geboten ist, stellt eben die Thatsacne her, dass Art. 42 des Einf.-Ges. den Fortbestand 
der Haftpflicht der Eisenbahnen und Art. 105 diesen der landesgesetzlichen Satzungen 
über die Haftung der Eisenbahnen neben dem B. G. B. für nothwendig gefanden hat. 
Daraus erhellt jedoch die dem Gesetzgeber gewordene Erkenntniss, dass eine über 
die allgemeine hinausgehende Verkehrsgefahr dazu zwingt, eine grössere Verantwortlichkeit 
zu begründen, um einerseits gegen deren Eintritt wirksamer zu schützen, andererseits 
den ohne Mitwirkung eigener Schuld Verunglückten vor Vermögensnachtheilen 
zu bewahren. 

Der Unterschied zwischen Haftpflicht und Schadensersatz Verbindlichkeit nach 
Deutschem Reichs- und einschlagendem Landesrechte tritt hauptsächlich in der An- 
spruchsbegründung, den zulässigen Einwendungen, der Beweislast und der Ver- 
jährung hervor, während nach ihrem wirthschaftlichen Erfolge beiderlei Ansprüche 
ziemlich gleich sind. 

Die Haftklage und die Ersatzklage können nämlich im Todesfalle nur auf Er- 
stattung der Beerdigungskosten und desjenigen Betrages für die Hinterbliebenen 
gerichtet werden, welchen der Erblasser kraft Gesetzes ihnen bei Lebzeiten gewährt 
haben konnte oder würde, während im Falle der Körperverletzung die Heilungs- 
kosten, der Erwerbsansfall durch Verlust oder Minderung der Erwerbsfähigkeit und 
der Mehraufwand infolge zugekommener Bedürfnisse zu vergütigen sind. Die Haft- 
vergütung wird somit oisweilen geringer ausfallen können, als der Ersatzanspruch, 
da der im B. G. B. § 847 vorgesehene Schaden, welcher nicht vermögensrechtlicher 
Natur ist, vom Haftschuldner nicht zu tragen ist, weshalb z. B. Schmerzensgeld, 
Ersatz für eine etwaige Verunstaltung nur in den Formen einer Ersatzklage beansprucht 
und zugesprochen werden dürfen. Uebrigens können Haft- und Ersatzklage in ein 
und demselben Rechtsstreite nebeneinander angestrengt werden. Dies wird sogar er- 
folgen müssen, so oft die nämliche Begebenheit nicht blos zur Tödtung oder Körper- 
verletzung, sondern daneben noch zu Sachbeschädigungen geführt hat, weil zur 
Verfolgung des Ersatzes für letztere das Haftgesetz keinen Raum bietet. 

1. Zur Begründung des Haftanspruches gegen Bahnunternehmer genügt es, 
den Eintritt einer Begebenheit beim Betriebe darzuthun, welche zur Tödtung oder 
Körperverletzung geführt und dadurch dem Kläger einen Vermögensnachtheil bereitet 
hat. Gleichgültig ist, ob ein Verschulden begangen oder blosser Zufall gewirkt hat Den 
Verpflichtungsgrund stellt das Gesetz her, welches eben der Begebenheit ihrer objectiven 
Schädlichkeit wegen die Wirkung beilegt, Ersatzleistung zu begründen. Für die Schadens- 
ersatzklage gegen Fuhrunternehmer muss indess noch hinzutreten, dass die Begebenheit 
Jemandem als Schuld anzurechnen ist, weil entweder schuldhaft gegen ein den Schutz eines 
Anderen bezweckendes Gesetz Verstössen ist (§ 823 Abs. 2) oder vorsätzlich oder fahrlässig 
widerrechtlich gehandelt wurde (§ 823 Abs. 1), sei es in eigener Person, sei es 
durch seinen Beauftragten bei Ausführung der ihm anvertrauten Verrichtungen 

S} 831). Mithin sind die näheren Umstände des Herganges dergestalt darzuthun, dass 
araus einerseits eine Verschuldung, andererseits deren ursächlicher Einfluss auf Eintritt 
des Vorfalles überzeugend zu erkennen ist. Würde z. B. Jemand in dem Augenblicke 
von einem Dritten umgestossen werden, in welchem ein Fahrzeug vorüberfährt, wodurch 
er zwischen dessen Vorder- und Hinterrad geräth und durch letzteres überfahren 
wird, so macht es einen Unterschied, ob das beregte Fahrzeug beim Bahnbetriebe 
oder in einem anderen Fuhrbetriebe abgelassen ist. Ersterenfalls reicht die Thatsache 
des Unfalles aus, um Haftanspruch zu verschaffen, letzterenfalls müsste eine Verschuldung 
erbracht werden, dass etwa zu schnell oder an einer unerlaubten Stelle gefahren 
wurde oder dass der Fahrer das Hinfallen Jemandes schon sehen musste, bevor er an 
ihn heran war, weshalb die Vorsicht ihm geboten hätte, schon früher zu halten. Man 
wird also den Hergang in seinem Verlaufe genau darzulegen und die entsprechenden 
Beweismittel zu beschaffen haben. Weil nun aber unter den Folgen eines Unfalles nicht 
sogleich der Gedanke auftauchen wird, in einen Rechtsstreit verwickelt zu werden, 
und noch weniger sofort richtig erfasst werden wird, nach welcher Richtung man zur 
künftigen Befriedigung des Urtheilsrichters die einschlagenden Umstände zu erbringen 
haben wird, spricht das Uebergewicht der Wahrscheinlichkeit dafür, dass recht oft 
versäumt werden wird, für ausreichende Darstellungen und Beweise zu sorgen. Der 
Erfolg davon wird die verlorene Möglichkeit sein, eine Ersatzklage sachgemäss zu 
begründen. 

2. Die einzigen zulässigen Einreden des Haftschuldners, durch die er sich 
von der Haftpflicht befreien kann, sind eigene Verschuldung des Verunglückten 
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tind höhere Gewalt. Jede andere versagt nach deatachem Haftrecht; dies gilt 
namentlich von dem EUnwande fremder Yerschaldang, welcher z. B. in Oetterreich 
zur Beseitigung der Haftpflicht gebraucht werden darf. Kann man also selbst nach- 
weisen, dass der Unfall darch das schuldhafte Verhalten eines Dritten unmittelbar 
oder mittelbar herbeigeführt wurde, der dieserhalb wesen Transportgeffthrdong aus 
Str. Q. B. §§ 315, 316 oder wegen fahrlässiger Tödtung {% 222) oder Körperverletzung 
(§ 230) unter Verletzung seiner beruf s|;emässen Aufmerksamkeit bestraft worden ist, 
so hilft dies Alles gleichwohl nicht, die Verantwortlichkeit für die Vorfallsfolgen zu 
beseitigen. Nicht minder wird der Versuch missglUcken, auf B. G. B. § 254 Abs. 2 
zurückzugreifen, und etwa den auf eine ausserge wohnlich hohe Schadenssumme gerichteten 
Antrag dadurch herabzumindern, dass man nicht gewusst habe. Jemanden als Fahrgast 
zu befördern, welcher vielleicht als hervorragender Taschenspieler durch seine Finger- 
fertigkeit ausserordentlich viel zu verdienen vermag, weshalb die Verietzung eines 
Fingergliedes für ihn einen grossen Vermögensnachtheil bedeutet. So verhAngnissvoU 
für den Schuldner das Fehlen dieses Einwandes ausfallen kann, so hfltte er gleidiwohl 
nicht gewährt werden können, weil dies zum Entziehen der Fahrgelegenheit für alle 
Personen geworden wäre, deren Beförderung dem Unternehmer zu gefahrvoll er- 
sehienen wäre. 

Der Ersatzschuldner, welcher aus dem Versehen seines Beauftragten belang wird, 
darf dagegen sogar nicht blos den Einwand gebrauchen, bei Auswahl seines Beauftragten 
oder des gefahrbringenden Fahrzeuges, oder bei Leitung seines Geschäftes die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet zu haben, sondern sich sogar noch trotz 
Verstosses hiergegen durch das Vorbringen befreien, dass der Schaden auch bei An- 
wendung der gebotenen Sorgfalt eingetreten sein würde. Ausserdem stehen ihm 
sämmtliche Einreden zu Gebote, welche kraft geltenden Rechtes überhaupt gestattet 
Bind. Dem Unternehmer von Selbstbewegern, als Droschken, Omnibusen, zu Packet- 
beförderungen u. s. w., wird also nicht beizukommen sein, wenn z. B. durch Ausspringen 
des Automaten, Ausströmen des Füllstoffes, Inbrandgerathen des Fahrzeuges Schäden 
herbeigeführt werden. Ja, selbst gegenüber dem Beweise, dass der Fahrer aus Er- 
müdung eingeschlafen oder dass er angetrunken war, wird dessen Dienstgeber noch 
die Einrede Schutz gewähren, dass er an der Uebermüdung schuldlos und der Fahrer 
kein Gewohnheitstrinker ist. 

3. Einschneidenden Einfluss übt die Verschiedenheit der Beweislast. Der Haft- 
gläubiger braucht nur den Eintritt der schädigenden Begebenheit und ihren ursachlichen 
Zusammenhang mit dem Schaden zu beweisen, was meist sehr einfach ist, weil die 
Tbatsache genügt, dass man z. B. am Boden liegend gesehen wurde, als ein Wagen 
die nämliche Stelle überfahren hatte. Den thatsächlichen Hergang in seinem vollen 
Verlaufe braucht Niemand beobachtet zu haben. Den &satzgläubiger trifft dagegen 
darüber hinaus noch die Beweislast für diejenigen Thatsachen, welche die Merkmale 
einer Verschuldung überzeugend herstellen. Es muss also ein genaues Bild des Herganges 
erbracht und durch Zeugen derart vollständig bestätigt werden, um dem Richter die 
Ueberzeugung zu verschaffen, dass die That dem Beklagten als Verschuldung zuzu- 
rechnen ist. Dazu wird mindestens gehören, dass verschiedene glaubwürdige Personen 
die Einzelheiten des Vorfalles genau gesehen haben und etwaige Abweichungen in 
ihren Aussagen keine offenbaren Widersprüche enthalten; denn tritt das Letztere ein, 
so wird der Kichter, vor die Frage gestellt, wem das Uebergewicht der Glaubwürdigkeit 
zukommt, leicht geneigt sein, den Beweispflichtigen für beweisfällig zu erklären. Das 
Gewinnen einer ausreichenden Zahl von Vorgangszeugen ist an sich schon schwierig. 
Bleibt durch ihre Bekundungen aber selbst nur ein umstand unaufgeklärt, welchen 
der Richter für seine Ueberzeugung zu brauchen glaubt, so wird dessen Fehlen zum 
Misslingen des Schuldbeweises führen und dem Kläger folglich nichts nutzen, dass er 
den Eintritt der schädlichen Begebenheit und seines Schadens voll zu beweisen ver- 
mocht hat. Mängel im Beweise kommen also dem Schuldner zu gute. 

Gerade umgekehrt steht es mit der Haftpflicht. Hier muss der Schuldner die 
Thatsachen für seine Befreiung beweisen. Gelingt ihm solches nur unvollkommen, so 
fällt der Befreiungsgrund weg und wirkt die Scnuld weiter. Die Unvollkommenneit 
des Beweises nutzt also dem Gläubiger. 

In keinem Verhältniss spielt jedoch das subjective Gefühl eine so grosse Rolle, 
als wenn es sich darum handelt, ob Jemandem eine That zur Verschuldung anzurechnen 
ist. Aus der nämlichen Begebenheit und auf Grund der gleichen Bekundungen stellt 
vielleicht der Strafrichter fest, dass der angeklagte Fahrer seine volle Schuldigkeit 
gethan hat und der nachtheilige Erfolg die Wirkung einer Unachtsamkeit des Ver- 
unglückten gewesen ist, weshalb er zur Freisprechung gelangt, entschuldigt jedoch 
umgekehrt der Civilrichter, welcher über den Haftanspruch zu entscheiden hat, die 

6* 
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vorgefallene Unvorsichtigkeit des Veranglückten , weil sie nicht znr Schuld erklftrt 
werden könne. Genau aus derselben Begebenheit und aof Grund der nftmlichen Beweise 
wird Je nachdem, ob aus der Haftpflicht oder der Verschuldung geklagt werden kann, 
der Erfolg verschieden sein, nämlich dort Verurtheilung, hier Abweisung eintreten, 
weil dort der volle Beweis für die Verschuldung des Yenmglttckten vermisst, hier 
dagegen ein Beweismangel für die Schuld des BeUagten festzustellen bt. 

4. Der Haftanspruch verjährt nach Ges. v. 7. Juni 1871 § 8 in zwei Jahren 
vom Unfälle bezw. Tode ab, der Schadensanspruch nach B. G. B. § 852 in drei Jahren 
von dem Zeitpunkte an, in welchem der Verletzte von dem Schaden und der Person 
des Elrsatzpflichtieen Renntniss erlangt, ohne Rücksicht auf diese Kenntniss in dreissig 
Jahren von der Begehung der Handlung an. Mithin verbleibt nach Eintritt der Hi^ 
Verjährung dem Geschädigten immer noch die Möglichkeit, im Wege der Ersatzklage 
seinen Anspruch aus einer Begebenheit zu verfolgen, die zur Begründung einer ver- 
säumten Haftklage tauglich gewesen sein würde, ohne den Einwand der Anspruchs- 
verjlhrung befürchten zu brauchen. Denn da der Anspruch auf beiden Wegen neben 
einander verfolgt werden, jedoch nur einmal znr Verurtheilung führen darf, und dem 
Verletzten jedenfalls das Wahlrecht zusteht, auf welchem der beiden Wege er seinen 
Anspruch verfolgen will, kann ihm durch den Verlust des einen Weges das Betreten 
des anderen nicht abgeschnitten sein. 

VI. 

Nach alledem ist der Haftanspruch für den Gläubiger werthvoUer, als der EIrsatz- 
anspruch, die Haftpflicht für den Schuldner lästiger als die Ersatz Verbindlichkeit und 
zwar schätzungsweise um das Zweieinhalbfache, d. h. die Begebenheit kann 2V2 mal 
häufiger zu einer Verurtheilung auf Grund der Haftpflicht als zu einer solchen aus 
der Schadensverbindlichkeit führen. Diese Schätzungsziffer ist auf folgenden Grund- 
lagen gewonnen. Aus zehnjährigen statistischen Beobachtungen ist ermittelt, dass in 
Berliner Strassenbahnbetrieben 45,21 % der Capitalabfindung und 54,25 7o der Renten- 
verbindlichkeiten aus Vorfällen herrührten, zu welchen fremde Verschuldung den 
Anlass geschaffen hatte, weil nämlich die Verunglückten theils unmittelbar, theils 
mittelbar durch fremde Fahrzeuge beschädigt worden waren. Theils waren sie durch 
die Deichsel auffahrender Wagen getroffen, theils beim Einstossen von Fensterrahmen 
oder Scheiben durch Glas- oder Holzsplitter verletzt, theib infolge des gewaltsamen 
Bremsens, welches zur Abwendung drohender Gefahren nothwendig geworden war, 
zu Falle gebracht und auf verschiedene andere Weisen bei Zusammenstössen zwischen 
Bahn und sonstigen Fahrzeugen in Mitleidenschaft gezogen, weshalb wegen derselben 
eine Klage aus der Verschuldung gegen den Betnebsunternehmer versagt haben würde. 
Eine Ausdehnung dieser Untersucnung auf 12 auswärtige Betriebe und den gleichen 
Zeitraum hat 51,7 % und 54,6 ^/o als Durchschnittsziffem ergeben. Mehr als die Hälfte 
des Aufwandes ist somit als Wirkung der Haftung für fremde Verschuldung gezahlt 
Aehnlich würden die Verhältnisse bei Ausdehnung der Haftpflicht auf Automobile- 
betriebe liegen. Dazu tritt, dass von Schadensersatzklagen muthmaasslich mindestens 
der zehnte Fall wegen UnvoUkommenheit des Schuldbeweises zur Abweisung gelangen 
wird. Dies ersieht, dass von 100 Fällen, in denen ein Haftanspruch erfolgreich 
durchzusetzen ist, etwa nur 40 zu einer erfolgreichen Schadensersatzklage geführt 
haben würden. 

Darnach droht den Besitzern von Automobilen bei Ausdehnung der Haftpflicht 
auf sie muthmaasslich der 272 fache Aufwand aus Begebenheiten bei ihrem Betriebe 
gegenüber dem, welcher bei aem heutigen Rechtszustande zu erwarten ist. 

Selbstverständlich wird eine so umfangreiche Mehrbelastung nur ungern über- 
nommen werden, was den davon Betroffenen kaum zu verargen ist. Für den Gesetz- 
geber dürfen jedoch nicht die Wünsche der Belasteten, sondern muss die Lage der 
Verunglückten den Ausschlag geben. Es entspricht der Billigkeit mehr, dass die 
Kosten einer Gefahrenerhöhung von Denjenigen getragen werden, welche die GefiJuren- 
zunahme ihres Vortheils wegen schaffen, ab dass zu ihrem Nutzen Andere in doppelter 
Weise leiden, nämlich durch Verlust ihrer Gesundheit oder ihrer Ernährer und gleich- 
zeitig noch durch die Verschlechterung ihrer Wirthschaftslage. Nur in letzterer 
Hinsicht ist ein Ausgleich und damit ein Ersatz ausführbar. Mag derselbe noch so 
reichlich bemessen werden, so wird er doch niemals zum Ausgleiche des vollen 
Schadens führen, weil die verlorene Gesundheit und Verstorbene nicht zurückgegeben 
werden können. 

Niemand ist gezwungen, sich der Automobile zu bedienen; wer dies thnt, wird 
von persönlicher Neigung geleitet oder will die Vortheile der neuen Erfindung aus- 
nutzen. Dass ihm solche um so weit gekürzt werden, als zur Schadloshaltung der 
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Opfer seines Beginnens gehört, ist recht and billig und verdient nicht etwa die 
Bezeichnung einer willkürlichen Behandlang der Aatomobilfahrer, entspringt nicht aas 
einem Vorartheile gegen dieselben, wie leicht angenommen zu werden pflegt, sondern 
ist ein zwingendes Gebot der aasgleichenden Gerechtigkeit. 

Seitens der Besitzer and Fabrikanten darf man aaf den Einwand gefasst sein, 
dass die Unterstellang der Aatomobile unter die Haftpflicht eine so starke Belastung 
ausmachen würde, um deren Vortheile aufzuheben und von deren Verwendung abzu- 
schrecken. Dem ist jedoch nicht so. EHe Erspamiss aus dem Gebrauche von Auto- 
mobilen gegenüber der Verwendung von Fahrzeugen mit Pferdekraft wird je nach 
deren Gattung auf 40 — 60 % geschätzt. Sie dürfte im Zeitenverlaofe durch Verbesserung 
der Triebwerke bei Herabminderung des Eigengewichtes noch erheblich zunehmen. 
Dazu treten namhafte mittelbare Vortheile durch die erzielbare grössere Fahr- 
geschwindigkeit und dadurch bessere Verwerthang der Zeit. Der Aufwand für Haft- 
abfindung wird hiergegen gewaltig zurückbleiben, indem er auf höchstens 2^/o der 
Betriebskosten zu schätzen ist. Von den haftpflichtigen Betrieben stehen die Strassen- 
bahnen den Automobilen am nächsten. Die einzelnen Unternehmer haben bei Pferde- 
betrieb im zehnjährigen Durchschnitt zwischen 0,27— 0,68% nnd durchschnittlich 
0,31% gebraucht. Beim mechanischen Betriebe hat im dreijährigen Durchschnitt die 
Haftabmidung etwa 1,6% des Betriebsaufwandes ausgemacht, wobei noch dazu die 
Jahresrenten mit deren muthmaasslichem Ablösungscapital eingesetzt wurden. Nur 
wenn die Unfalls^efahr durch Automobile grösser als im Strassenbahnmotorbetriebe 
ist, würde ein Aumand von mehr als 1,6 % der Betriebskosten gebraucht werden, der 
also hinter dem erreichbaren Vortheile von 40—60% ganz gewaltig zurückbleibt. 
Man erspart dann noch immer 38 — 58% gegenüber den Betriebskosten durch Thier- 
kraft, also reichlich genug, um zur Wahl c^r neuen Betriebsweisen zu greifen. 

Würde indess selbst der volle Betrag, welcher an Betriebskosten zu sparen ist 
oder den anderweiten Vortheilen entspricht, für die Haftabfindung verbraucht werden^ 
so würde selbst dies keine Ueberlastung sein. Denn zweifellos ist das Recht der 
Allgemeinheit auf Ersatz der wirthschaftlichen Nachtheile aus der ihr bereiteten neuen 
Gefahr stärker, als dies der Besitzer oder Fabrikanten von Automobilen auf Bezug 
eines Gewinnes zam Schaden der Allgemeinheit. Würde jedoch thatsächlich der 
Gewinn aus Verwendung der Automobile so gering sein, um hinter dem Haf tabfindungs- 
aufwände zurückzubleiben, * so müsste dies ein Beweggrund für die Staatsgewalt sein, 
dem Gebrauche von Automobilen im öfibntlichen Verkehre entgegenzuwirken, weil 
er dann jeder volkswirthschaftlichen Bedeutung entbehren würde. Denn zur blossen 
Liebhaberei Einzelner eine Gemeingefahr zuzulassen, steht mit dem Rechtsgedanken 
in Widerspruch und kommt der Staatsgewalt nicht zu. 

Angebliche Ueberlastung ist übrigens fast immer behauptet, sobald es sich um 
Auferlegung neuer oder die Vermehrung bestandener Verbindlichkeiten handelte. Man 
begegnete z. B. dieser Behauptung, als bei Gelegenheit der Arbeiterfürsorgegesetze 
den Arbeitgebern Beitragsverbindlichkeiten auferlegt werden sollten. Mittlerweile 
hat die Erfahrung gelehrt, dass die Beiträge zur Kranken-, Unfalls-, Alters- und 
Invaliditäts -Versicherung abgestossen werden konnten, ohne dass den heimischen 
^Zeugnissen der Wettbewerb mit solchen des Auslandes auf dem Weltmarkte erschwert 
worden ist, und ohne dass Gewerbetreibende dieserhalb zu Grunde gegangen sind. 
Gleiches ist bei unserer Frage zu erwarten. 

Endlich kämpften die Strassenbahnen gegen die Rechtsprechung an, durch welche 
ihr Betrieb unter das Haftpflichtgesetz gezogen wurde. Sie behaupteten, die dafür 
entfallenden Beträge ohne Störung ihrer Gewinnaussichten nicht aufbringen zu können. 
Die Erfahrung hat auch hier gezeigt, dass die Ergiebigkeit nicht zurückgehalten 
worden ist, obschon die Rechtsprechung nicht blos bei ihrer Auslegung geblieben ist, 
sondern sogar in Bemessung der Renten und Abfindungen einen Wohlthätigkeitssinn 
entwickelt, der thatsächlich zu Besorgnissen Anlass giebt. 

Uebrigens verschliesst man sich in den Kreisen der Automobilebesitzer der 
Erkenntniss nicht, dass eine höhere Verantwortlichkeit gegenüber sonstigen Fuhr- 
betrieben gerechtfertigt sein würde, woraus der Vermittelungsvorschlag hervorgegangen 
ist, Automobile, welche zur Unterhaltung des öfi^entlichen Verkehrs dienen oder von 
einem Unternehmer in grösserer Zahl in Verkehr gebracht werden, unter das Haftrecht 
za stellen, dagegen solche zum Einzelgebrauch für persönliche oder geschäftliche 
Zwecke hiervon freizulassen. Er ist unannehmbar. Gerade der grössere Unternehmer 
pflegt im Bewusstsein seiner Leistungsfähigkeit und der ihm aus sachwidriger 
Geschäftsbesorgung drohenden wirthschaftlichen Gefahren bei Wahl seiner Leute 
vorsichtiger zu handeln, als der Besitzer eines einzelnen Fahrzeugs, welcher dasselbe 
leicht Personen anvertraut, die hauptsächlich für andere Verrichtungen gedungen sind, 
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oder aus Oefälligkeit Dritten zam yorUbergebenden Gebrauch üborlässt. Mit Ver- 
mehrang seiner Verantwortlichkeit wird seine Vorsicht steigen. Das Recht der Ver- 
unglückten davon abhftngig zu machen, ob der Urheber ein Elinzelunternebmer oder 
ein Massenuntemehmer ist, würde ungerecht sein. Der wirklich Vorsichtige hnt die 
vermehrte Verantwortlichkeit mit ihrem drohenden Nachtheile nicht zu fürchten und 
den Unvorsichtigen soll die drohende Oefahr zur Vorsicht treiben. Gehören that- 
sächlich von 2000 Automobilen nur etwa 100 grösseren Unternehmern und 1900 Einzelnen, 
so würde das Eingehen auf den Vermittelungs Vorschlag bedeuten, 5"/o der Unfalls - 
gefahr unter das Haftrecht und 95 ^/o unter das Ersatzrecht zu stellen, also einen völlig 
unerträglichen Zustand schaffen. Warum der Sporte auf Kosten der durch ihn Ge- 
schädigten begünstigt werden dürfe, ist unerfindlich. Was dem grösseren Unternehmer 
zneemuthet werden darf, ist den Einzelnen gegenüber kein Unrecht, unter denen sich 
ernihrungsgemftss viele Unbesonnene und Uebermüthige zu befinden pflegen. 

vn. 

Der Einführung und Verbreitung von Automobilen im öfi^entlichen Verkehre 
darf die Staatsgewalt indess nur so lange unthätig fi^e^enüberstehen, als eine Erhöhung 
und Vermehrung der Gefahren für Leben, Gesundheit und Eigenthum nach Zahl und 
Schwere noch ausbleibt und es zu keinem Eingriffe in wohlerworbene Rechte Dritter 
gekommen ist. Tritt jedoch das Lietztere ein, dann fordern Recht und Billigkeit das 
Eingreifen der Staatsgewalt nach doppelter Richtung, nämlich durch Erlass wirksamer 
Scbatzmaassregeln und durch Gewähren von Hilfsmitteln zur Wiedererlangung ver- 
lorener Güter. 

So wirksam die Ersteren in Form von Strafvorschriften gegen die Urheber viel- 
leicht dadurch sein mögen, dass sie vor Begehungen abschrecken, so werthlos erscheinen 
sie vom Standpunkte des Verunglückten, dem mehr an einem Ersätze des ihm zu- 
gefügten Vermögensnachtheiles als daran gelegen ist, ob der Thäter durch Straf- 
verbüssung seine Schuld sühnt. Den Beweis dafür liefert die grosse Bereitwilligkeit, 
gegenüber Demjenigen auf Strafanträge zu verzichten, der einen reichlichen Schadens- 
ausgleich gewährt. Der zu erwartende Eingriff wird also vornehmlich auf vermögens- 
rechtlichem Gebiete zu wirken haben. Einmal wird die erhöhte Verantwortlichkeit 
und die darin liegende Gefahr, durch seine That oder Unterlassung wirthschaftlich arg 
betroffen werden zu können, annähernd gleich abschrecken, wie dies die Strafe zu 
thun vermag, andererseits dem Beschädigten die benöthigte Hilfe bieten, zum Ersätze 
seiner Vermögensnachtheile zu gelangen. Mithin wird auf diesem Wege gleichzeitig 
Schatz und Hilfe vermittelt. 

Dass durch die Automobile eine Erhöhung der Unfallsgefahr im Strassen- 
verkehre zu erwarten ist, darf schon jetzt als gewiss gelten. Von den mit den Fuhr- 
betrieben unvermeidlichen Gefahren wird keine einzige durch den Uebergang von den 
bisherigen Betriebsweisen zum Automobilenbetriebe wegfallen. Wenigstens ist es un- 
erfindlich, warum die Aufmerksamkeit der Bevölkerung bei Benutzung der Strassen 
gegenüber den Automobilen grösser sein würde, als gegen die bisher gebräuchlichen 
^förderungsformen üblich ist. Man darf also bestimmt darauf rechnen, dass mindestens 
ebenso oft und gleich unvorsichtig deren Fahrbahn gekreuzt, gegen dieselben an- 
gelaufen, neben ihnen verblieben werden wird, als dies bei sonstigem Fuhrwerk zu 
feschehen pflegt. Plötzlicher Stillstand in Folge Versagens der Triebkraft, Achsen- 
rnch und aus ähnlichen Gründen, wodurch für die folgenden Fahrzeuge die Gefahr 
bereitet wird, an die plötzlich haltenden aufzufahren, oder die eigenen gewaltsam zum 
Stehen bringen zu müssen, wird ebenso häufig eintreten. Ueber Automobile wird der 
Fahrer ebenso leicht die Gewalt verlieren können, wie etwa in Folge Durchgehen^ 
von Pferden; denn während ihres kurzen Bestandes ist es bereits zu einem Falle ge- 
kommen, dass der Besitzer eines Automobiles einem Bekannten den Mochanismus 
zeigen wollte, hierzu das Fahrzeug verlassen hatte, welches darauf, in Folge eines 
falschen Griffes an der Kurbel, in Bewegung kam und führerlos dahineilte. Dies 
durchgehende Fahrzeug war nicht minder geeignet, in seine Fahrbahn tretende Personen 
umzufahren, wie dies vielleicht ein mit Pferden bespanntes gethan hätte, wohl aber 
ist zu bezweifeln, dass Jemand ebenso bereitwillig es aufzuhalten wagen würde, wie 
er vielleicht einem durchgehenden Gespann in die Zügel greift, um durch sein Er- 
scheinen die Pferde zum Stilbtande oder zum Fallen zu bringen. 

Selbst wenn die gemeine Gefahr der Fahrbetriebe nur in gleichem Umfange bei 
den Automobilen anzunehmen ist, so wird sie sogar noch schwerer und verhftngniss- 
voller in ihrem Ausgange sein; denn das grössere Eigengewicht und die stärkere 
Belastungsfähigkeit der Automobile gegenüber den früher gangbaren Fahrzeugen wird 
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weit öfter zum Tode oder sehr schweren Verletzangen führen, wo die gleiche Be- 
^benheit bei Mitwirkung eines leichten Fahrzeuges vielleicht mit einer geringfagigen 
Quetschung geendet haben würde. Ausserdem nahen Erhebungen im Strassenbahn- 
betriebe zur Erkenntniss geführt, dass bei mechanischer Betriebsweise die Todesgefahr 
zehnmal, die Gefahr, schwer verletzt zu werden, zweimal so gross war, als bei Pferde- 
betrieb. 

Warum bei Fahrzeugen, die an Schienen nicht gebunden sind, die benutzte 
Triebkraft minder verhftngnissvoll wirken würde, ist unerfindlich. Im Gegentheile 
bergen Fahrzeuge, die an Schienen nicht gebunden sind, für den allgemeinen Verkehr 
-weit grössere Gefahr, weil sie jederzeit die ursprüngliche Fahrtrichtung verlassen, eine 
neue einschlagen, im Zickzack hin- und herlaufen, kurz, an jeder beliebigen Stelle 
auftauchen können, was bei Bahnfahrzeugen ausgeschlossen ist. Gegen diese vermag 
man sich zu schützen, indem man neben den Schienen stehen bleibt, bis das Fahrzeug 
vorüber ist; beim Automobile vermag eine unvorsichtige Handhabung der Lenk- 
vorrichtung unbewusst dem Fahrzeuge eine Wendung zu geben, durch welche Personen 
bedroht werden, die bei Fortsetzung der aufgegebenen Fahrtrichtung verschont ge* 
blieben sein würden. Das Ablenken eines Gespannes vollzieht sich langsamer, weil 
erst der Widerstand des Zugthieres gebrochen und es dem Willen des Lenkers gefügig 
gemacht werden muss. Bei den mechanischen Triebkräften braucht kein Bestreben 
zur Beharrlichkeit besiegt zu werden. Die hiernach anzunehmende qualitative Zunahme 
der Unfallsgefahr darf als eine mit den Eigenthümlichkeiten der neuen Betriebsweise 
zusammenhftngende besondere Gefahr behandelt werden. 

Ueberdies werden aber unvermeidlich die gemeinen Gefahren der Fahrbetriebe 
bftufiger eintreten, weil die gebotene Möglichkeit einer grösseren Fahrgeschwindigkeit 
zu einem schnelleren Fahren führen wird und erfahrungsgemäss schnelJfahrende Fahr- 
zeuge schwerer anzuhalten sind und häufiger andere Fuhrwerke oder Fussgftnger so 
plötzlich überraschen, dass ein Ausweichen unausführbar wird. 

Schon jetzt beobachtet man im Radfahrbetriebe überwiegend eine für den 
sonstigen Verkehr bedenkliche Fahrgeschwindigkeit, welche sogar diese des Strassen- 
bahnbetriebes recht oft übersteigt. Nicht minder hat die Polizei bereits zu Maass- 
regeln gegen die übermässige Schnelligkeit der Automohilefahrer Veranlassung 
genommen. 

Man wird endlich Gefahren begegnen, welche bei sonstigen Fuhrbetrieben völlig 
unmöglich gewesen sein würden, z. B. dadurch, dass das Fahrzeug in Brand geräth 
oder die Mechanik bricht, oder der Füllstoff ausströmt, oder die Automaten heraus- 
spnngen und Aehnliches mehr, deren Wirkung zu Tödtun^en, Verletzungen oder Be- 
8chä<ugungen ausarten kann. Hat man es jedoch mit einer Verschärfung der gemeinen 
Gefahren und einem Hinzutreten neuer eigenthümlicher Gefahren zu thun, so liegt 
such genügender Anlass vor, Gegenmaassregeln zu treffen und eine besondere gesetz- 
geberische Behandlung eintreten zu lassen. 

VIII. 

Dass die Verunglückten oder deren Hinterbliebenen in zahlreichen Fällen zum 
Ersätze ihrer wirthschaf tlichen Nachtheile aus erlittenen Unfällen nicht gelangen werden, 
sofern sie auf die Schadensersatzklage angewiesen bleiben, also die Folgen der aus 
Liebhaberei oder Gewinnsucht benutzten neuen Beförderungsmittel zu tragen haben 
würden, ist leicht zu beweisen. Betroffen werden können nämlich Personen, welche 
im Strassengewühle zu Fuss, zu Pferd, zu Rad oder zu Wagen verkehren, und die im 
weiteren Verlaufe der Kürze wegen Strassengänger genannt werden sollen, oder 
solche, welche ein Automobile benutzen, ohne dessen Lenker zu sein, weshalb für sie 
Fahrgäste gebraucht werden wird, endlich die Fahrer, welche bald Beauftragte, 
bald die Unternehmer sind. 

1. Am zahlreichsten werden Strassengänger verunglücken. Sie werden ohne 
eigene Schuld beim Kreuzen der Strasse gefasst oder von hinten angefahren, Bestand- 
theile des zusammenbrechenden Fahrzeuges treffen sie. Sie befinden sich in Fahr- 
zeugen, die zur Vermeidung eines Zusammenstosses mit Automobilen plötzlich gewaltsam 
zu bremsen sind, was einen starken Wagenruek giebt, durch den sie herabfallen oder 
an fremde Gegenstände anprallen. Nur selten wird in derartigen Fällen der Beweis 
überzeugend gelingen, dass der Fahrer oder Besitzer ein Versehen begangen hat, z. B. 
zu schnell gefahren wurde, der Fahrer unaufmerksam war, das Fahrzeug schon vorher 
einen Schaden hatte u. s. w., weil auf alle diese Umstände nicht geachtet wurde, oder 
man keine genügenden Beweise beschaffen kann. Die Schadensersatzklage versagt 
deshalb. 
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Angenommen, der Beweis gelingt, dass der mittellose Beauftragte des zahlungs- 
fähigen Ihiternehmers nicht blos grobfahrlässig, sondern sogar vorsätzlich den Fahr- 
fehler begangen hat, welchem der Kläger zum Opfer fiel. Jetzt wendet der beklagte 
Besitzer ein und vermag zu beweisen, dass er die nach der Verkehrssitte gebotene 
Sorgfalt bei Auswahl des Fahrers geübt hatte. Dem Kläger nutzt der gelungene 
Schuldbeweis nicht; er geht in Folge des gelungenen Einwandes leer aus. 

Das Fahrzeug war nachweisbar fehlerhaft ausgeführt oder hatte anderweit ver- 
borgene Mängel, was ohne grösste Sachkunde nicht zu entdecken war. Dem Besitzer 
gelingt der Beweis, dass die von ihm geübte Sorgfalt bei der Anschaffung und der 
späteren Unterhaltung des Fahrzeuges die übliche war, worauf der Richter zur Klage- 
ab Weisung gelangen mnss. 

In allen diesen Fällen würde die Haftklage zur Verurtheilung des Unternehmers 
führen und dem Verunglückten seine wirthschaftlichen Verluste wieder verschaffen. 
Hat er das Glück, dass das Fahrzeug, mit welchem der Fahrer des Automobils vor- 
sätzlich oder fahrlässig einen Zusammenstoss herbeiführt, oder welches er zum plötzlichen 
Bremsen mit den daraus unvermeidlichen Gefahren zwingt, ein Bahnfahrzeug ist, so 
ist ihm geholfen; denn jetzt haftet der völlig schuldfreie JBahnunternehmer. 

Selbst die grössten Gegner der Strassenbahnen werden kaum mit ihrem Rechts- 
gefühl verträglich finden, dass der Unternehmer des schaden bringenden Betriebes frei 
ausgeht und der schuldlose Bahnuntemehmer statt seiner einzutreten hat. Das allgemeine 
Rechtsgefühl findet keine Befriedigung und der gesunde Menschenverstand kein Ver- 
ständniss dafür, dass genau dieselbe Begebenheit im Strassenverkehre jenachdem, 
welcher Art der in Mitleidenschaft gezogene Fahrbetrieb war, zum Ersatz des Schadens 
verhilft oder nicht. Fallen z. B. von zwei Kindern, die durch ein Automobil umge- 
worfen wurden, das eine nach links unter einen Strassenbahnwagen, das andere nach 
rechts unter einen Motoromnibus, so erlangt jenes einen Haftanspruch, der diesem 
versagt bleibt. Soll dieser unhaltbare Rechtszustand ein befriedigendes Ende finden, 
der Verunglückte ausnahmslos, so oft er nur selbst schuldlos ist, zum Ersatz seines 
Vermögensnachtheiles kommen, so bietet die Ausdehnung der Haftpflicht den einsigen 
sachgemässen Ausweg. 

2. Wer sich einem Automobil als Fahrgast anvertraut, thut dies meist frei- 
willig, weshalb der daraus entspringende Nachtheil ihm weniger unvermuthet zuatösst 
und er weniger Mitleid verdient, als beides bei dem verunglückten Strassengänger der 
Fall ist. Gleichwohl ist unverständlich, warum der Bahnrahrgast mehr Rechtsschutz 
verdient als dieser eines Motoromnibuses oder sonstigen Motorfahrzeuges; warum 
z. B. die Hinterbliebenen eines getöteten Bahnfahrgastes auf Kosten des Unternehmers, 
dagegen diese des Motoromnibuses aus Armenmitteln zu unterhalten sind. Sind beide 
Begebenheiten bis auf die Verschiedenheit der benutzten Fahrzeuge gleich, bieten dabei 
beide Fahrzeuge dieselbe Unfallsgefahr, so müssen sie auch gleiches Recht und gleiche 
Last verschaffen. Verunglückt nun aber Jemand in dem Motoromnibus, welcher 
schuldhaft gegen einen Bahnwagen anfuhr, wobei auch dessen Insassen verletzt wurden, 
so hat nach heutigem Rechte der Omnibusfahrgast zwar einen Haftanspruch gegen die 
Strassenbahn, dagegen nicht einmal einen Schadensanspruch gegen den Omuibusunter- 
nehmer, sobald dieser die geübte Sorfgalt bei Auswahl des Beauftragten und des 
Fahrzeuges beweisen kann. Gleiches trifft zu, wenn eine Benzindroschke gegen den 
Bahnwagen fährt. Fährt sie dagegen gegen einen Motoromnibus an, so gehen ihre 
Fahrgäste leer aus, wobei jedoch angenommen wird, dass die schuldigen Fahrer 
mittellos und ersatzunfähig sind. 

Sollten allerdings die verunglückten Fahrgäste sich bei Ausübung einer gewerb- 
lichen Berufsverrichtung befunden haben, so hätten sie dieserhalb Anspruch auf 
Fürsorgeleistung an die bezüglichen Beruf sgenossenschaften und fänden für ihre Person 
die nöthige Unterstützung. Dafür würden jedoch die Berufsgenossenschaft oder die 
eintrittspflichtige Krankenkasse bei Ausübung ihrer Rechte aus Gesetz vom 6. Juli 1884 
§ 98 bezw. 15. Juni 1883 mit 10. April 1892 § 57 Absatz 4 abweichende Behandlung 
erfahren, wenn ein Motorfahrzeug oder wenn ein Bahn wagen beim Unfälle mitgewirkt 
hat. Folge weise sind schuldige Rücksichten für die Fahrgäste und für deren gesetz- 
liche Rechtsnachfolger mitwirkende Beweggründe zu einer Ausdehnung der Haftpflicht 
auf Automobile. 

3. Der Fahrer ist blos der Beauftragte des Automobilenbesitzers. Sein Unfall 
wird durch eigene Verschuldung herbeigeführt. Gleichwohl gewährt ihm das geltende 
Recht, so oft er bei Ausübung einer Berufsverrichtung in einem nnfallsversicherungs- 
pflichtigen Betriebe verunglückt ist, einen Anspruch auf bernfsgenossenschaftliche 
Unfallsfürsorge, weil solcher bekanntlich nur durch vorsätzliche Herbeiführung der 
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Gefahr yerloren seht. Hier tritt bereits eine Unbilligkeit and nngleichmftssi^e Be- 
handlung der Rechtslage danach hervor, ob der Auftrag, dessen Ansttbong zum Unfall 
führte, in einem versicherungspflichtigen Betriebe erfolgt war oder nicht, weil letzteren- 
f«lls keine Fürsorge besteht. 

In wachsender Zahl wird jedoch Dienstboten oder Familienmitgliedern bei Aus- 
übung aufgetragener Verrichtungen persönlicher Art (Bestellungen, Einholen von Waare 
für den Hausb^uf u. s. w.) die Benutzung vorhandener Automobile bald befohlen, 
bald wenigstens gestattet. Verunglückt ein üienstbote hierbei, so wird nur vereinzelt 
aus dem Auftrage ein Erpatzanspruch gegen den Dienstherm zu begründen sein, sodass 
in überwiegender Fällezahl die wirthschaftlicben Nachtheile von dem Verunglückten 
zu tragen sein würden. Soll diesem Missstande abgeholfen werden, was aus Rücksicht 
für die Wirthschaftslage der meist mittellosen und deshalb eines wirksamen Schutzes 
bedürftigen Dienstboten dringend wünschenswerth erscheint, so würde der natürliche 
Ausweg die Ausdehnung der Fürsorgepflicht der Dienstgeber für Unfälle ihrer Dienst- 
boten bei Ausübung gefahrvoller Verrichtungen sein, als w«>lche das Fahren auf 
Automobilen unfehlbar erklärt werden darf. 

Zur Verwirklichung dessen ist keineswegs nothwendig, allgemein eine Ver- 
sicherungspflicht der Dienstboten zu begründen und die Vereinigung der Dienstgeber 
zu einer besonderen Berufsgenossenschau zu verlangen. Vielmehr wird eine ähnliche 
Einrichtung genügen, wie solche gesetzlich für die Versicherung der Regiebauten 
besteht. Man könnte also mit der Fuhrwerksberufsgenossenschaft eine Versicherungs- 
anstalt verbinden, zu welcher Jeder beitragspflichtig wird, der seine Automobile Dritten 
zum Fahren überlAsst, widrigenfalls er für die Unfallsfolgen im vollen Umfange per- 
sdnlieh verantwortlich wird. Die Durchführung dessen stösst keineswegs etwa auf 
anüberwindliche Schwierigkeiten, wie vielleicht zu behaupten versucht werden wird. 

Denn was für Radler bereits polizeilich vorgeschrieben ist, dass 6ie eine polizei- 
liche Legitimationskarte mit sich zu führen haben, wird für die Fahrer von Auto- 
mobilen gleichfalls verlangt werden dürfen. Ihre Ausstellung braucht nur an den 
Nachweis gebunden zu werden, entweder ein Automobil selbst zu besitzen, oder von 
dem Besitzer eines solchen bei der zuständigen Versicherungsanstalt gegen Unfälle bei 
der Benutzung versichert zu sein. Die Begründung einer solchen Versicherungspflicht 
wird sehr bald zum wirksamen Gegenmittel werden, mit der Ueberlassun^ zur Be- 
nutzung an Dritte Missbrauch zu treiben, besonders so lange deren Zuverlässigkeit und 
Befähigung noch nicht erprobt ist. 

4. Der Besitzer bezw. Unternehmer braucht für den bei dem Betriebe seiner 
Selbstbeweger einem Dritten verursachten Schaden nur einzustehen, wenn er als 

a) Selbstfahrer nachweisbar schuldhafter Weise gegen ein Schutzgesetz Ver- 
stössen (§ 823 Absatz 2), oder vorsätzlich bezw. fahrlässig widerrechtlich 
gehandelt hat (§ 823 Absatz 1), 

b) Auftraggeber mit der Einrede unterliegt, bei der Auswahl der bestellten 
Person und des Fahrzeuges, sowie bei der Leitung des Betriebes die im 
Verkehre erforderliche Sorgfalt beobachtet zu haben, bezw. dass der Schaden 
auch bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein würde (§ 831). 

Kaum wird jemals gelingen, ihn für Schaden verantwortlich zu machen, den ein 
Dritter verursacht, dem er sein Fahrzeug in dem guten Glauben geliehen hatte, mit 
seiner Handhabung vertraut und zu seiner Führung genügend zuverlässig zu sein, oder 
der ohne Wissen und Willen des Besitzers eigenmächtig dessen Fahrzeug benutzt hat. 
Umgekehrt kOnnen ihm jedoch Rechte aus derartigen Begebenheiten entstehen. Er 
benutzt z. B. den Selbstbeweger bei Ausführung von Verrichtungen für ein ver- 
sicherungspflichtiges Gewerbe. Da das Reichsversicherungsamt wiederholt die Ver- 
wendbarkeit von Falirrädern für zulässig erklärt hat, ist nicht zu bezweifeln, dass 
Gleiches hinsichtlieh der Selbstbeweger geschehen wird. Selbst wenn er nachweisbar 
bei Führung des Fahrzeuges grobfahrlässig und höchst leichtfertig gehandelt hat, 
gebührt ihm ein Fürsorgeansprnch gegen die eintrittspflichtige Berufsgenossenschaft, 
sobald nicht etwa die Thatbestandsmerkmale eines auf Hervorbringen des Schadens 
gerichteten Vorsatzes vorliegen. 

Abgesehen hiervon können ihm Haftansprücbe erwachsen, wenn er nämlich 
ein Bahnrahrzeug in Mitleidenschaft zieht. Er fährt solches z. B. von hinten oder 
seitwärts an oder kreuzt, von hinten kommend, so kurz vor demselben das Gleis, dass 
es rechtzeitig nicht zum Halten zu bringen ist. Gewinnt in derartigen Fällen der 
Richter die Ueberzeugung jedoch nicht, dass die geübte Waghalsigkeit dem Thäter 
als Verschuldung anzurechnen ist, so misslingt dem Bahnuntemehmer die Befreiung 
von der aus dem Vorfall entspringenden Haftpflicht. Wiederholt sind Haftansprücbe 
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von Radlern erhoben, welche von hinten Bahnfahrzen^e überholt hatten, nm, nachdem 
sie ihm wenig vorgekommen waren, dnrch ein Fahrhinderniss vor die Wahl gestellt 
EU sein, entweder abzuspringen oder noch vor dem Bahnwagen auf dessen Fanrgleis 
das Hinderniss zu umfahren. Sie wählten das Letztere. Gleichwohl erfolgte die Ver- 
urtheilnng des Bahnuntemehmers, weil das Vorfahren nicht vOllig willensfrei gewesen, 
sondern durch das gefundene Fahrhindemiss veranlasst worden sei, und so unter dem 
Eindrucke einer Bestürzung geschah, weshalb die That dem Verüber nicht als Schuld 
angerechnet werden dürfe. Gleiche Vorkommnisse sind mit Selbstbewegern 
denkbar; dass dieselben abweichende Beurtheilung finden würden, ist kaum zq 
erwarten. Denn in einem Falle, wo ein Personenselbstbeweger unmittelbar vor 
einem Bahnzuge dessen Gleis kreuzte, und durch den Zusammenstoss die Frau des 
Fahrers verletzt wurde, indem sie vom Sitze auf den Wagenboden fiel, erstritt der 
Ehemann die von ihm verauslagten Heilungskosten aus der Haftpflicht gegen den 
Bahnuntemehmer. Der Laufbursche eines Geschäfts fuhr mit seinem Benzindreirad 
ein Kind um, suchte sich der Festnahme dadurch zu entziehen, dass er kurz vor einem 
von ihm überholten Bahnwagen eine Seitenstrasse gewinnen wollte, wurde jedoch von 
dem Puffer gefasst, und nach seinem Herabfallen von der Schutzvorrichtung des Bahn- 
wagens ein Stückchen geschleift, bis solcher zum Halten kam. Er erhielt Haftansprach 
zugebilligt, wahrend die gegen ihn angestrengte Klage für das umgefahrene Kind ab- 
gewiesen wurde, weil dessen Unvorsichtigkeit mitgewirkt und das Schuld übergewicht 
abgegeben habe. 

Die nftmliche Person kann also aus der eigenen Waghalsigkeit einerseits von 
der Verantwortlichkeit für Schäden Dritter befreit bleiben, andererseits den eigenen 
Schaden von einem schuldlosen Dritten vergütigt bekommen, was die Waghalsigkeit 
im Strassenverkehre belohnen heisst, unbillig und unhaltbar ist. Bei Ausdennung der 
Haftpflicht würde jedesmal zu prüfen sein, in welchem der beiden haftpflichtigen 
Betnebe eine Verschuldung begangen wurde, der dann allein verantwortlich ist. 

5. Wirthschaftlich in Mitleidenschaft gezogen werden Orts- und Landarmen- 
verbände, öffentlich rechtliche Krankenkassen, Beruf sgenossenschaften, Versicherungs- 
anstalten und eingeschriebene Hilfskassen, denen sämmtlich in Höhe ihrer Fürsorge- 
leistungen, die sie einem Verunglückten gewährt haben, ein gleich hoher Betrag seines 
Haft- oder Schadensersatzanspruches kraft Gesetzes überwiesen wird. Von diesem 
Rechte wird Haftschuldnern gegenüber oft erfolgreich Gebrauch gemacht, indem die 
klagenden Berufsgenossenschaften oder Krankenkassen noch dazu den Verunglückten 
für die Richtigkeit ihres Sachvorbringens als einzigen Zeugen benennen, dem die 
Gerichte selbst dann zu glauben pflegen, wenn seine Aussagen keinerlei anderweite 
Unterstützung finden, sondern an mneren Widersprüchen leiden. Bei Schadensersatz- 
klagen ist ein weit geringerer Erfolg zu erwarten, der noch dazu unter der Herrschaft 
des B. G. B. § 254 erheblich sinkt, weil dadurch die Möglichkeit geboten werden wird, 
in jedem Falle abzuwägen, wessen Verschulden den Hauptanlass für die schädliche 
Begebenheit geschaffen hat. Da nun mit Ausdehnung der Haftpflicht auf die 
Automobilenbetriebe die Aussichten auf einen erfolgreichen Rückgriff an deren Fahrer 
oder Unternehmer steigen, so haben die vorberegten Fürsorgeanstalten allen Grund, 
sich der Bewegung um Ausdehnung der Haftpflicht anzuschliessen. 

IX. 

Darf nach Alledem für bewiesen erachtet werden, dass die unter dem Gesammt- 
namen Automobile behandelten Fahrzeuge an Gefährlichkeit den jetzt üblichen 
Beförderungsmitteln, welche durch menschliche oder thierische Muskelkräfte bewegt 
werden, erbeblich vorangehen und den an Schienen gebundenen Bahnfahrzeugen kaum 
nachstehen, sondern sie vielleicht sogar noch übertreffen werden, so ist das Verlangen 
an den Gesetzgeber wohl begründet, ihnen in rechtlicher Hinsicht eine anderweite 
Behandlung zu Theil werden zu lassen, wie den Fahrzeugen im Allgemeinen, und sie 
Bahnfahrzeugen gleichzustellen. Diese Gleichstellung wird indess auf das vermögens- 
rechtliche Gebiet beschränkt bleiben können und das strafrechtliche nicht mit zu uin- 
fassen brauchen, so dass man von einer Unterstellung der Automobilbetriebe unter die 
Bestimmungen des Strafgesetzbuches § 315, § 316 umsomehr wird Abstand nehmen 
müssen, als die neueren Bewegungen auf Einschränkung des Geltungsumfanges der 
beregten Strafsätze und auf eine Milderung der Strafe abzielen. 

Bleibt ein erhöhter Strafrechtsschutz für den Betrieb mit Automobilen aus, so 
folgt daraus keineswegs die Unzulässigkeit, für die des erhöhten Strafrechtsschutzes 
entoehrenden Betriebsformen eine vermehrte Verantwortlichkeit auf vermögensrecht- 
lichem Gebiete zu schaffen, weil keineswegs Straf rechtsschutz und Haftpflicht sich zu 
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eümnder wie Leistung za Gegenleistung verhalten. Es durften die Pferdebahnbetriebe 
im Wege der richterliehen Auslegung einerseits unter das Haftpflichtgesetz gestellt, 
andererseits von dem Bahnreehtsschutze ausgeschlossen werden, ohne dass das allgemeine 
Rechtsgefühl daran Anstoss genommen, oder der Gesetzgeber für nothwendig gefunden 
hat, eine Aenderung dieses Recbtszustandes herbeizuführen. Ja, selbst bei dem 
Zustandekommen der Art. 42 und 105 des Einführungsgetetzes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buche wurde nicht für nothwendig gehalten, mit dem herrschenden Rechtszustande zu 
brechen. Was jedoch ein Menschenalter lang ohne Verletzung des Rechtsgefühles 
bestehen konnte, wird auf verwandtem Gebiete gleichfalls dem Rechtsbewusstsein 
keinen Eintrag tnun. 

Genügt die vermögensrechtliche Verantwortlichkeit für die schädlichen Wirkungen 
der neuen Betriebsweise, um einerseits der Ueberhandnahme von Verkehrsgefahren 
vorzubeugen, andererseits den durch die Gefahr Betroffenen wenigstens zum Ausgleiche 
ihrer Wirthschaftslage vor und nach der schaden bringenden Begebenheit zu verhelfen, 
80 würde es mit dem Rechtsgedanken kaum verträglich sein, darüber noch hinauszu- 
gehen. Die Ausdehnung der Haftpflicht, durch Herausgreifen der Unfälle beim Betriebe 
von Automobilen aus dem Haufen der Fahrbetriebsunfälle und ihre Zutheilung zu den 
haftpflichtigen, bildet mithin die Grenze des vom Gesetzgeber zu erwartenden Vor- 
gehens, ohne einen Bruch mit den Grundsätzen des Bürgerlichen Gesetzbuches herzu- 
stellen und ohne die Verbreitung der Automobilenbetrieoe ungünstig zu beeinflussen. 

Weil jedoch Haftpflicht wegfällt, wo die öffentlich rechtliche Unfallsfürsorge 
einzutreten hat, und weil ferner die Fälle zunehmen werden, in welchen Automobile 
bei Ausführung von Berufsverrichtungen Verwendung finden, wird zum nothwendigen 
Ausgleiche zwischen gewerblichen und ausser^ewerblichen Berufsarbeitern die Unfalls- 
fttrsorge auf letztere auszudehnen sein, soll nicht Ungerechtigkeit und Unzufriedenheit 
genährt werden. 

Liegen ledoch ausreichende Gründe zur Ausdehnung der privatrechtlichen Haft- 
pflicht und der öffentlich rechtlichen Unfallsfürsorge auf die Automobilenbetriebe 
iD deren vollem Umfange vor, fehlt namentlich jede innere Berechtigung, zwischen 
Gross- und Kleinbetrieben zu unterscheiden, so sollte der Gesetzgeber mit seinen 
Maassregeln nicht länger zögern. Der kühne und glückliche Griff, welchen die 
Preussische Gesetzgebung kaum ein Jahr nacb Eröffnung der ersten preussischen 
Eisenbahn durch Aufstellung des Grundsatzes in § 25 des Gesetzes vom 3. November 
1838 gethan hat, sollte die Deutsche Reichsregierung bestimmen, ein drohendes Uebel 
im Keime zu ersticken. Diejenigen Verluste an Leben und Gesundheit, welche zwischen 
heute und dem künftigen Gesetze noch eintreten werden, während sie durch ein 
schnelleres Vorgehen würden zurückgehalten werden können, sind weniger auf Rech- 
nung der neuen Betriebsformen, als auf diese der Zögerungspolitik zu setzen. Hat 
zwar der ständige Ausschuss des Deutschen Jnristentages sich für eine abwartende 
Haltung entschieden, so braucht dies noch immer nicht den Gesetzgeber vom schnellen 
Vorgehen abzuhalten. Mindestens aber bt geboten, schon jetzt eine Statistik der Un- 
fälle beim Automobilbetriebe zu veranlassen und die neue Betriebsform auf ihre 
Gefährlichkeit zu beobachten, die durch sie bereiteten Gefahren sorgfältig zu sichten, sie 
nach Ursache und Wirkung darzustellen. 

Allerdings will scheinen, als ob die Wahrheit auch im Bereiche der Gesetz- 
gehung gilt: bis dat, qui cito dat. 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Discussion führte zunächst der 
Vorsitzende die Gründe aus, welche den ständigen Ausschuss des Deutschen Juristen- 
tages bestimmt hätten, der Anregung des Vortragenden, die Frage der Haftausdehnung 
auf die Automobilen für den nächsten Juristentag vorzubereiten, nicht stattzugeben. 
Es handle sich um einen noch in der Entwickelung begriffenen Stoff. Die Haftung 
ohne Verschulden stehe nicht im Einklänge mit den Principien des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. Bei dem § 1 des Haftpflichtgesetzes habe man erwogen, dass es sich 
meist um Massenverkehr handle und dass die Haftpflichtigen regelmässig capital- 
kräftige Unternehmungen seien. Dies falle nach den Vorschlägen des Vortragenden fort. 

Herr Amtsgericht srath Jastrow pflichtete dem Vorsitzenden darin bei, dass es 
verfrüht wäre, jetzt schon das Princip des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch ein neues 
Special-Gesetz zu durchbrechen. Das Uebel liege aber in dem unrichtigen Princip des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, welches zu Unrecht als Voraussetzung für eine Schadens- 
ersatzpflicht regelmässig ein Verschulden des Thäters verlange. Wenn man auch zu 
einer Beseitigung dieses Princips sich wohl nicht so bald entschliessen werde, so sei 
doch zu erwägen, ob man nicht in Anlehnung an § 833 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
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welcher bei Schadenszufügung durch Thiere Denjenigen, welcher das Thier halt, ohne 
Weiteres für den Schaden verantwortlich macht, diese Bestimmung auch auf die thier- 
losen Gefährte ausdehnen könne. 

Herr Oberbaurath Klose theilte mit, dass von den etwa 2000 Automobilen, 
welche zur Zeit in Deutschland vorhanden sind, sich 1900 im Privatbesitz befinden. 
Es seien also nur sehr wenig Unternehmer vorhanden, auf welche man das Haftpflicht- 
gesetz ausdehnen könne. Dagegen würde eine Ausdehnung auf die Privatfahrer der 
Entwickelung der neuen Industrie überaus hinderlich sein. 

Der Vorsitzende wies darauf hin, dass auch dem § 833 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs das Schuldprincip zu Grunde liege. Der Gesetzgeber erblickt die Ver^ 
schuldung darin, dass Derjenige, welcher ein Thier halt, nicht die nöthige Aufsicht 
ausübt, um Andere vor den mit dem Halten des Thieres herrührenden Gefahren za 
bewahren. 

In seinen Schlussworten erklärt der Vortragende, dass es ihm genügen würde, 
wenn wenigstens die Grundsätze des § 2 des Haftpflichtgesetzes auf den Betrieb von 
Automobilen übertragen werden würden. 



Vierhaus. Dr. Seligsohn. 
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332. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

YerhaDdelt Berlin, den 9. December 1899, im Grand Hotel de Rome. 



Der Vorsitzende eröffnete die Sitzung and begrüaete als neaes Mitglied den 
Herrn Bechtsanwalt beim Rammergericbt Liebenthal. 

Demnächst hielt Herr Amtsrichter Burchardt einen Vortrag über das Thema: 

„Der Dienstvertrag nach dem Bürgerlichen Gesetzbach, sowie 
nach Handels-, Gewerbe- und Gesinderecht' 
etwa wie folgt: 

I. Kompetenz. Die Streitigkeiten aus Dienst- oder Arbeitsyertrilgen sind zwar 
durch das Gewerbegerichts-Gesetz zu einem grossen Theil der Aburtheilung durch die 
Gerichte entzogen. Letztere bleiben aber noch immer befasst mit den nicht gewerb- 
lichen Arbeitsstreitigkeiten, mit den handeis- und gesinderechtlichen, mit den land- 
wirtbschaftllchen u. a. m. In nicht wenigen, recht bedeutenden Orten giebt es überdies 
bis heute keine Gewerbegerichte. Von den Vororten Berlins haben nur Schöneberg 
und Tegel ein Gewerbegericht. Die Gerichte werden sodann als landgerichtliche 
Berufongsinstanz gegen die Entscheidungen der Gewerbegerichte mit deren Prozessen 
befasst. Die sogenannte Handwerkemovelle zur Gew.-O. (1897), welche die Bildung 
yon Zwangsinnuiigen vorsieht, hat ferner zur Folge gehabt, dass eine Anzahl gewerb- 
licher Arbeitsstreitigkeiten, welche sonst die Gewerbegerichte beschäftigen, den Gerichten 
wieder zufallen; denn wo Innungen bestehen, entscheiden statt der Gewerbegerichte 
die Innungen bezw. Innun^irsschiedsgerichte, und gegen diese Entscheidungen findet die 
Klage beim ordentlichen Gerichte statt. 

II. Arten der Arbeitsverhftltnisse. Das Recht des Dienstyertrages ist etwas 
verwickelt. Die Bestimmungen des B. G. B. selbst lassen viele Zweifel offen. Neben 
dem B. Q. B. sind die Reichi^esetze in Kraft geblieben; sie treten jedoch ausser Kraft, 
soweit sich aus dem B. G. B. und dem Einf.-Ges. die Aufhebung erffiebt. Inwieweit 
dies der Fall, ist namentlich hinsichtlich der Gew.-O. mehrfach streitig. Das Gesinde- 
recht ist zwar nach Art. 95 des Einf.-Ges. unberührt geblieben, doch sind in gewisser, 
nicht überall zweifelsfreier Weise Abänderungen getroffen. 

Recht schwierig ist oft die Entscheidung der Frage, wie das betreffende Arbeits- 
verhftltnisa zu qualificiren ist, ob es dem B. G. B., dem H. G. B., der Gew.-O. oder Ges.-O. 
angehört, und unter welche der verschiedenartigen im B. G. B. und den Specialgesetzen 
geregelten Thatbestftnde es fällt. So ist es bekanntlich in der Praxis mitunter recht 
schwer, den Begriff des Handlungsgehilfen zu bestimmen. Auf die anderen Angestellten 
eines Kaufmanns, die nicht Handlungsgehilfen sind, findet man in den Commentaren 
zam H. G. B. oft auch das Gesinderecbt angewandt. Dies ist meines Elrachtens unzutreffend, 
da nach Titel VII der jetzt geltenden Gew.-O. alle Arbeiter eines selbständigen Gewerbe- 
treibenden der Gew.-O. unterstellt sind, gleichviel, ob sie in die häusliche Gemeinschaft 
aafgenommen sind, und ohne Rücksicht darauf, ob sie speciell das betreffende Gewerbe 
erlernt haben oder Hilfsdienste verrichten, für die eine besondere Schulung nicht 
erforderlich ist. 

In Bezug auf die Gew.-O. bestehen vielfach Zweifel, wie weit ihre Ausnahmen 
reichen. Ausdrücklich sind z. B. ausgenommen die Ebenbahnuntemehmungen, die 
Ausübung der Heilkunde. Dort ist streitig, ob auch die beim Wagenbau und ähnlichen 
Arbeiten beschäftigten Personen ausgenommen sind; hier, ob nur die unmittelbar auf 
die Ausübung der Heilkunde gerichtete ärztliche Thätigkeit ausgenommen sein soll, 
oder ob die Ausnahme auch auf die Hilfspersonen des Arztes (Diener, Pfleger u. a.) 
za erstrecken ist. Nach dem herkömmlichen Sprachgebrauch sind die landwirthschaft- 
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liehe, die litterariscbe und künstlerische Beschäftigung yom Gewerberecht auszanehmen; 
im letsteren Ponkte ist streitig, ob die Ausnahme sich auf die sogenannten Artisten 
und niederen Musiker bezieht; meines Erachtens ist dies zu verneinen. Nicht vergessen 
darf man, dass die Gew.-O. nnr Platz greift auf die Arbeiter selbständiger Gewerbe- 
treibender. Der Buchbinder einer Berufsgenossenschaft, der Kellner eines Vereins- 
casinos, dessen Oeconomie vom Verein selbst verwaltet wird, fallen nicht unter das 
Gewerberecht. 

III. Begriff. Streitig wird es bekanntlich oft in der Hausindustrie, ob es sich 
um Werk- oder Dienstverträge, um selbständige Hansgewerbetreibende oder um 
unselbständige gewerbliche Arbeiter handelt. Dass die Arbeit nicht in den Räumen 
des Arbeitgebers ausgeführt wird, ist für sich allein nicht hinreichend, dem Betreffeoden 
die Eigenschaft eines gewerblichen Arbeiters abzusprechen und ihn von der Anwendung 
des Titel VII der Gew.-O., z. B. von dem Recht auf die vierzehntägige Kündigung, 
auszuschliessen. Nicht maassgebend ist es femer, ob die Vergütung nach Zeitabschnitten 
oder Stücklohn erfolgt; auch im letzteren Falle kann ein Dienstvertrag vorliegen 
(§ 623 B. G. B.). Für die Annahme eines selbständigen Gewerbebetriebes wird namentlich 
in Betracht zu ziehen sein, ob Gesellen und Gehilfen beschäftigt werden, ob für mehrere 
Arbeitgeber gearbeitet, ob ein eigentlicher Untemehmergewinn erzielt wird. 

Eine andere Erscheinung des modernen Lebens verursacht ähnliche Schwierig- 
keiten der rechtlichen Beurtheilnng. Es kommt häufig, namentlich bei Baubetrieben, 
vor, dass der Betriebsuntemehmer einen Theil der nothwendigen Arbeitsleistung an 
einen einzelnen Arbeiter, Maurer, Putzer, Steinträger, vergiebt, der dann seinerseits 
die nöthigen Mitarbeiter annimmt. Dem natürlichen Denken scheint es zu wider- 
sprechen, dass der Führer einer Steinträger- oder Putzercolonne, der selbst als Stein- 
träger oder Putzer arbeitet, zum selbständigen Unternehmer eines Werks avanciren 
soll. In der That lässt sich in vielen derartigen Fällen, trotz der äusseren Form des 
Abkommens, die Ansicht rechtfertigen, dass die Vereinbarung, wonach der Colonnen- 
führer die Arbeiter anzunehmen und die Bezahlung für das Ganze in Empfang za 
nehmen hat — der sogenannte Gruppenaccord — , nur eine Eigenart des Zahlungs- 
modus darstellen soll, und dass nach dem Sinne des Vertrages die Arbeiter mit 
Ermächtigung und im Namen des Hanptunternehmers für diesen angenommen werden, 
so dass Alle, einschliesslich des Führers, in ein directes Dienstvertragsverhältniss znm 
Herrn treten. 

rV. Form. Durch das B. G. ß. sind sämmtliche Dienstverträge von der Schrift- 
form entbunden. In der Ge8.-0. vom 8. November 1810 ist nur verordnet, dass durch 
die Gebung und Nehmung des Miethsgeldes der (sonst erforderliche) schriftliche Vertrag 
ersetzt wird. Daneben konnte man das Gesinde auch in der allgemeinen Form des 
A. L. R. mündlich bezw. schriftlich bei unbestimmtem oder 50 Thaler übersteigendem 
Object miethen; an Stelle dieser Landrechtsvorschriften sind diejenigen des B. G. 6. 
maassgebend. 

Nnr für den Lehrvertrag ist in H. G. B. und Gew.-O. Schriftlichkeit vorgeschrieben. 
Nach § 79 H. G. B. sind nur gewisse Ansprüche durch die Schriftlichkeit des Lehr- 
vertrages bedingt. Nach § 126 b G^w.-G. ist die Schriftlichkeit schlechthin vor- 
geschrieben, so dass man annehmen muss, dass ohne sie keinerlei Verbindlichkeiten 
begründet werden. Nach § 126 b Gew.-O. gilt noch die Besonderheit, dass der schrift- 
liche Lehrvertrag nicht blos vom gesetzlichen Vertreter des Lehrlings, sondern aach 
von diesem selbst unterschrieben sein muss. 

V. Willensmängel. Man findet in den Common taren, jedoch nnr in denen 
landrechtlicher Juristen, nie bei Gemeinrechtlem, eine eigenthümliche Anwendung der 
Grundsätze vom „Irrthum* beim Dienstvertrage. Wenn Personen sich für Dienste 
anbieten und annehmen lassen, zu deren Leistung sie unfähig sind, so führt man aus, 
der Dienstgeber könne den Vertrag wegen Irrthums anfechten. Ein Hauslehrer über- 
nimmt Unterricht in einer Sprache, die er nicht versteht, ein Buchhalter Jässt sich für 
ein kaufmännisches Geschält engagiren, und er kann nicht richtig schreiben und 
rechnen. Dem Wortlaut des § 119 B. G. B. nach lässt sich allerdings ein solcher That- 
bestand unter den Begriff des Irrthums in verkehrswesentlichen Eigenschaften bringen, 
und diese Auffassung mag praktisch auch meist unschädlich sein. Richtig gedacht, 
kann jedoch hier von einer Anfechtung wegen Irrthums nicht gesprochen werden. 
Kauft Jemand eine Schreibmaschine, und es lä8.st sich mit ihr nicht schreiben, so wird 
Niemand sagen, dass der Käufer den Vertrag wegen Irrthums anfechten muss. Im 
Gegentheil, er fordert gerade, gestützt auf den vertrag, Gewährung der Eigenschaft 
oder Schadensersatz wegen verschuldeter Unmöglichkeit. Ebenso auch in den vor- 
genannten Beispielen. Natürlich kann auch bei Personen die Anfechtung wegen Irrthums 
in verkehrswesentlichen Eigenschaften zur Anwendung kommen. Wenn sich ein Säge- 
müller unter Umständen vermiethet, unter denen er annehmen konnte, dass er zum 
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Sftgen von Hole gebraucht werden sollte, so kann der Dienstgeber, der einen Holz- 
schneider, einen Xjlographen, haben wollte und irrthttmlich jenen für einen solchen 
hielt, den Vertrag wegen Irrthams in verkehrswesentlichen Eigenschaften anfechten. 

VI. Vergütung, Zurückbehaltungsrecht. Vorschriften, wie und wann die 
Vergütung zu leisten iat, sind enthalten in § 614 B. G. B., § 64 H. G. B., §§ 115, 115a, 
119a Gew.-O. Ein für alle Arbeitsyerhältnisse geltender Bechtssatz geht dahin, dass 
die Zahlungen des Lohnes nicht an Dritte erfolgen dürfen auf Grund von Bechts- 
gescbaften, welche nach § 2 des Gesetzes betreffend die Beschlagnahme des Arbeits- 
und Dienstlohnes rechtlich unwirksam sind. Eine Streitfrage war es bisher, ob die 
Unpfändbarkeit einer Lohn- oder Gehaltsforderung auch die freiwillige Abtretung und 
die Aufrechnung unzulflssig mache. Die Abtretung wird, soweit das Pfftndungsverbot 
reicht, ausdrücklich in dem Gesetz betreffend die Beschlagnahme des Arbeits- und 
Dienstlohnes und in anderen Specialgesetzen für unzulftssig erklärt. Ueber die Zulftssig- 
keit der Aufrechnung gegenüber einer unpfändbaren Lohnforderung fehlte eine 
BestimmuDg. Die Meinungen gingen auch hier auseinander. Einige hielten die Auf- 
rechnung, die gleichsam auch eine ersswungene Befriedigung darstelle, für unzulässig; 
Andere wollten den % 115 Gew.-O., wonadi die Löhne in haar auszuzahlen sind, so 
aofgefasst irissen, dass damit wenigstens bei gewerblichen Arbeitern die Aufrechnung 
auB^eschlossen sei. Bei einer connexen Gegenforderung wollten die meisten die Auf- 
rechnung zulassen. Die %% 394, 400 B. G. B. erklären jetzt, soweit die Forderung der 
Pfftndung nicht unterworfen ist, Aufrechnung und Abtretung für unzulässig. 

Es bt fraglich, wie sich zum § 894 der § 273 B. G. B. verhält. Letzterer statuirt 
ein sehr weitgehendes, im preussischen Recht unbekanntes Zurückbehaltungsrecht auf 
Grund yon Ansprüchen aus demselben SchuldyerhältnisB. Wenn heute ein Dienst- 
verpflichteter das Arbeits verhältniss vorzeitig abbricht, so muss ihm für die zurück- 
liegende Zeit der Dienstgeber den abverdienten Lohn zahlen. Er kann zwar Schadens- 
ansprüche erheben und compensiren. Er kann aber, wenn ihm ein Sdiaden nicht 
erwachsen ist, kein Zurückbehaltungsrecht an dem Lohn mit der Begründung ausüben, 
dass er seinerseits gegen den Verpflichteten einen Anspruch auf Fortleistung der 
Dienste habe. Künftig wird dies, so lange das Dienstverhältniss läuft, geschehen 
können. 

Stehen sich bei Ausübung des Zurückbehaltungsrechts gleichartige, insbesondere 
Geldforderungen, gegenüber, so kommt die Zurückbehaltung im praktischen EIrgebniss 
der Aufrechnung gleich, und es kann wohl in Frage kommen, ob § 394 dem nicht ent- 
gegensteht. I<m möchte gleichwohl nach der Wortfassung des § 273 die Zurück- 
behaltung wegen gleichartiger connexer Forderungen für zulässig halten, zumal es der 
Billigkeit nicht entspricht, dass der Dienstgeber den Lohn sollte zahlen müssen, auch 
wenn ihm aus schuldhaftem, selbst vorsätzlichem Verhalten des Dienstverpflichteten 
Schadensansprüche erwachsen sind. 

An den Sachen des Dienstverpflichteten, die bei Gelegenheit des Diensteintritts 
in die Räume des Dienstherm eingebracht sind, kann Letzterer wegen der ihm aus dem 
Vertrage etwa zustehenden Schadensansprüche das Zurückbehaltungrecht des § 273 B.G.B. 
nicht ausüben. Wenn der Dienstverpflichtete die Sachen herausverlangt, so macht er 
Ansprüche nicht auf Grund des Vertrages, sondern auf Grund seines Eigenthumsrechts 
geltend. Danach liegt nicht dasselbe Schuld verhältniss vor. 

Im Gesinderecht besteht nach Artikel II Ziffer 2 des Einf.-Ges. zur preuss. 
Conc.-0. ein beschränktes Zurückbehaltungsrecht an dem Vermögen der Dienstboten 
wegen der denselben anvertrauten Gelder und Effecten, also namentlich wegen Unter- 
schlagungen. Ein weitergehendes Zurückbehaltungsrecht wegen aller Gegenansprüche 
der Herrschaft ist weder hieraus, noch aus § 69 Ges.-0. herzuleiten, obwohl m den 
Liehrbüchem und in der Praxis ein solches Recht häufig angenommen wird. 

VIL Arbeiterschutz. Im § 618 B. G. B., der auch für das Gesinderecht gilt, 
ist der sogenannte Arbeiterschutz geregelt. Entsprechende, zum Theil noch weiter- 
gehende Bestimmungen finden sich im § 62 H. G.B. und in den §§ 120 a bis c Gew.-O. 
I>er Vertrag kann nicht abändernd eingreifen. Die Verletzung verpflichtet zum Schadens- 
ersatz nach Maassgabe der für unerlaubte Handlungen geltenden Vorschriften. Da der 
Anspruch auf Schadensersatz häufig an der Schwierigkeit des Beweises scheitern wird, 
überdies nach § 258 B. G. B. immaterieller Schaden nicht zu ersetzen ist, so ist es von 
Wichtigkeit, ob der Verpflichtete im Falle der Verletzung des § 618 B. G. B. zur 
sofortigen Lösung des Vertrages berechtigt ist. Diese Frage wird nicht für alle Arten 
von Arbeitsverhältnissen gleich zu beantworten sein (vergl. unter X). 

Vin. Dienstunterbrechung, Krankheit. Der § 616 B. G.B., wonach bei 
einer auf persönliche Gründe zurückzuführenden, nicht schuldhaften Behinderung des 
dienstverpflichteten auf eine verhältnissmässig unerhebliche Zeit die Vergütung fort- 
zugewfthren ist, findet auch Anwendung auf das Arbeitsverhältniss der Gew.-O. und 
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des H. G. B., ebenso nach aasdrücklicber Bestimmang des Ausf.-Qes. anf das Qesinde- 
yerbältniss. Man hat gesagt, dass der § 616 fttr die gewerblichen Arbeiter illnsorisch 
sei, da diese nach § 128 Zfiffer 8 6ew.-0. ohne KUnmping entlassen werden dürften, 
„wenn sie zur Arbeit unfähig werden ''; da es anf die Daner und die Ursache der 
Behinderung nicht ankomme, so könne der Arbeitgeber im Falle des § 616 B. Q. B. 
den Arbeiter entlassen und sich so der Fortgewähmng des Lohns entziehen. Dieser 
Ansicht ist nicht beizutreten. Wenn wirklich ans § 123 Ziffer 8 Gew.-O. zu entnehmen 
wäre, dass der Arbeiter auch bei einer nur unerheblichen Behinderung entlassen werden 
darf, so müsste diese Vorschrift, als mit dem B. G. B. in Widerspruch stehend, nach 
Artikel 32 des Einf.-Ges. insoweit fttr aufgehoben erachtet werden. 

Ueber die Behinderung durch unverschuldetes Unglück, insbesondere durch 
Krankheit, sind weitere Bestimmungen in § 63 B. G. B. und in § 133 c Gew.-O., an 
letzterer Stelle bezüglich der Betriebsbeamten etc., enthalten, worauf hier nicht nfther 
eingegangen werden soll, ebensowenig auf die Vorschriften über Anrechnung der 
Kranken- und Unfallentschftdigung. 

Der § 617 B. G. B., der dem in die häusliche Gemeinschaft aufgenommenen Dienst- 
verpflichteten unter gewissen Voraussetzungen ein Recht auf Verpflegung und ärztliche 
Behandlung fttr die Dauer von sechs Wochen giebt, |^ilt nach Artikel 95 Einf.-Ges. 
auch für das Gesinderecht, jedoch nur insoweit, als die Landes^esetze dem Gesinde 
nicht weitergehende Ansprüche gewähren. Damach bleiben auch künftig die §§ 88, 89 
der Ges.-O. vom 8. November 1810 nicht ganz ausser Anwendung, denn insoweit eeben 
sie dem Gesinde weitergehende Rechte, als die Herrschaft für den Fall, dass Keine 
Verwandten des Dienstboten in der Nähe sind, oder sie die Erfüllung ihrer Pflicht 
verweigern, schuldig ist, bis zum Ende der Dienstzeit, nicht blos auf sechs Wochen, 
für Kur und Verpflegung zu sorgen, vorbehaltlich des Regresses an die Verwandten 
und vorbehaltlich des Rechts auf Kürzung der Kosten vom Lohn. 

IX. Kündigung. Die Kündignngsvorschriften des B. G. B. bedeuten für den 
Arbeitnehmer einen erheblichen Fortschritt gegenüber dem Landrecht, welches ver- 
ordnete, dass in der Regel der Vertrag nur auf einen Tag für geschlossen zu erachten. 
Besondere längere Kündigungsfristen sind im B. G. B. noch vorgeschrieben für das 
Dienstverhältniss der zur Leistung höherer Dienste gegen feste Bezüge angestellten 
Personen. Wir hatten bisher nur für sogenannte Hausofficianten ähnlich günstige Vor- 
schriften. Sie fehlten für Personen, die, ohne Hausofficianten zu sein, doch eine ähnliche 
Stellung höherer Art hatten und nicht dem Rechtskreise des Handeb- oder Gewerbe- 
rechts angehörten, so z. B. für die Privatbeamten, für die litterarischen Gehilfen der 
Zeitungen, Redacteure, Berichterstatter u. a. m. 

Die Gewerbeordnung greift in die Kündignngsvorschriften des B. G. B. abändernd 
ein. Nach § 122 a Gew.-O. kann das Arbeitsverhältniss zwischen den Gesellen oder 
Gehilfen und ihren Arbeitgebern, wenn nichts Anderes verabredet ist, beiderseits nur 
mit vierzehntägiger Aufkündigung gelöst werden. Gleichgiltig ist also, nach welchen 
Zeitabschnitten die Vergütung bemessen ist. Auch bei Tagelohn ist die zweiwöchige 
Frist einzuhalten. Ist Wochenlohn vereinbart, so kann die Kündigung nicht etwa 
nur für den Schluss der Woche, sondern nach vorangegangener vierzehntägiger 
Kündigung zu jedem Wochentage erfolgen. 

Die gesetzlichen KUndigungsbedingungen können durch Vertrag, im Handelsrecht 
jedoch nur in beschränkter Weise, abgeändert werden. Die Kündigungsfristen müssen 
nach B. G. B. und Gew.-O. bei dem Dienstverhältniss der Handlungsgehilfen und bei 
demjenigen der Gesellen und Gehilfen gleich sein. Für die Betriebsbeamten (§ 133a 
Gew.-O.) fehlte eine gleiche Bestimmung; sie soll durch die jüngst im Reichstage 
berathene Novelle zur Gew.-O. eingeführt werden. 

X. Ausserordentliche Beendigung. Eine dem freien Rücktrittsrecht des 
§ 408 15 A. L. R. entsprechende Regelung kennt das B. G. B. nicht. Beide Theile 
können auf die vertragsmässigen Leistungen belangt werden. Ob die Rechtsprechung 
dem Dienstverpflichteten auch einen unbedingten Anspruch auf Verbleiben in der Dienst- 
wohnung zuerkennen wird, kann fraglich sein (zu vergl. Reichsger. -Entsch. Bd. 22 S. 35, 
wo dies für badisches, mit dem B. G. B. übereinstimmendes Recht verneint wurde). 
Im Gesinderecht wird ein Anspruch auf Verbleiben in den Räumlickeiten des Dienst- 
herm nicht anzuerkennen sein (zu vergl. Reichsger.-Entsch. Bd. 42 S. 253). 

Die Vorschrift, dass beide Theile auf die vertragsmässigen Leistungen in Anspruch 
genommen werden können, erleidet eine gewisse Einschränkung durch § 888 Absatz 2 
C. P. 0. Damach findet im Falle der Verurtheilung zur Leistung von Diensten aus 
einem Dienstvertrage ein gerichtlicher Zwang, durch welchen der Verpflichtete zur 
Fortleistung der Dienste durch Geldstrafen oder Haft angehalten werden könnte, 
nicht statt. Vermöge der Aufrechterhaltung des Gesinderechts zeigt sich dort nun 
die Eigenthümlichkeit, dass zum Antritt und zur Fortsetzung des Dienstverhältnissee 
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polizeilicher Zwang stattündet, §§ 51, 167 Ges.-O., dass dagegen gerichtliche Zwangs- 
mittel nach § 888 C. P. 0. anznlitesig sind. So ^ar schlinun ist die Disharmonie nicht. 
Denn einmal besteht der polizeiliche Zwang lediglich in der einfachen Zufahrnng, ist 
also etwas ganz Anderes als das für die Erwirkong von Handlungen bekannte civil- 
prozessnalische Zwangsverfahren. Dann aber war schon nach dem bisherigen Recht, 
nach welchem an sich der Anwendung des gerichtlichen Zwangsverfahrens gemäss § 775 
der früheren C. P. 0. nichts im Wege stand, ein solches Verfahren ausser aller 
praktischen Uebang. 

Eingeschaltet mag hier werden, dass erfreulicher Weise die Streitigkeiten aus 
Dienstvertrftgen künftighin als Feriensachen zu behandeln sind (§ 202 Ziffer 4 a G.V. G.). 

Nach § 626 B. G. B. kann das Dienst verh&ltniss von jedem Theil ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist gelöst werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Man hat es 
mit Recht vermieden, bestimmte Auflösungsgründe aufzustellen, weil eine erschöpfende 
Aufzfthlung gegenüber der Fülle der Lebenserschoinungen doch unmöglich ist. Eine 
Ähnliche Regelung findet sich in der Gew.-O. bozügiieh der Betriebsbeamten und 
im H. G. B. Praktisch weniger brauchbar sind die für das Arbeitsverhftltniss der 
Gesellen und Gehilfen geltenden Vorschriften der Gew.-O. In den §§ 123, 124 sind 
— und dies ist trotz § 626 B. G. B. in Kraft geblieben — bestimmte einzelne Auflösungs- 
gründe angeführt. Diese Bindung des Richters hat in der Praxis oft zu unbilligen 
Entscheidungen geführt. Es wird aber selbst eine analoge Ausdehnung der Vorschriften 
dadurch erschwert, dass zwar auch die Gew.-O. die Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
ganz allgemein aus wichtigem Grunde kennt, jedoch im § 124a diese Begründung der 
Auflösung nur zulässt, wenn das Arbeitsverhältniss mindestens auf vier Wochen oder 
wenn eine Iftngere als vierzehntägige Kündigungsfrist vereinbart ist. Ein bei Berathung 
der Novelle zur Gew.-O. im Reichstage gestellter Antrag, den letzten Znsatz zu streichen, 
ist abgelehnt worden. Man hatte unter Anderem geltend gemacht, dass sonst der Arbeiter 
s. B. bei einer gröblichen Verletzung der Schutz Vorschriften des § 618 B. G. B. seitens 
des Arbeitgebers die Arbeit nicht würde verlassen dürfen. 

Im Gesinderecht haben zwar auch nur einzelne, speciell namhaft gemachte 
Auflösungsgründe Geltung. Dies wird sich jedoch in der Praxis weniger fühlbar machen, 
weil durch keine Sonderbestimmung, wie im § 124a Gew.-O., die Anwendung auf 
analoge, innerlich gleich liegende Fälle gehindert wird. 

XI. Folgen der ausserordentlichen Beendigung. Hierüber verhält sich 
§ 628 B. G. B. Wenn es darin u. A. heisst, dass Derjenige, der durch vertragswidriges 
Verhalten die Kündigung des anderen Theils veranlasst, zum Schadensersatz ver- 
pflichtet ist, so ist damit eigentlich Etwas gesagt, was schon ans dem allgemeinen 
Grundsatz folgt, dass, wer seine Vertragspflichten schnldhaft verletzt, den Schaden 
ZQ ersetzen hat. Die Bestimmung ist aber nicht unnöthig; denn wir hatten schon in 
unserem Landrecht diesen Satz, und doch haben manche Gerichte anders entschieden 
und z. B. den gewerblichen Arbeiter, der auf Grund des § 124* Gew.-O. wegen Unter- 
bleibens der Lohnzahlung den Dienst verläset, die vierzehntägige Lohnentschädigung 
abgesprochen, weil die Bestimmung nur das Recht zum Verlassen der Arbeit, keinen 
Sehadensanspruch gebe. 

Der Ansatz 2 § 628 B. G. B. scheint nicht recht hinzupassen auf das frei kündbare 
Verhältniss des § 627 B. G. B. Wird hier das Verhältniss ohne jeden Grund gekündigt, 
so hat kein Theil gegen den anderen Ansprüche; soll nun Derjenige, der wegen 
vertragswidrigen Verhaltens des anderen Theils kündigt, also z. B. ein Anwalt, der 
wegen beleidigenden Benehmens des Auftraggebers das Mandat niederlegt, einen 
Anspruch auf Ersatz des Schadens, des entgangenen Gewinnes haben? Hierauf ist zu 
entgegnen, dass der Zurücktretende in jedem Falle nur soweit Schadensansprüche hat, 
als die Dauer des Vertragsverhältnisses reicht. Lief z. B. das Vertragsverhältniss, als 
der Dienstgeber die vertragswidrige Handlung beging, noch vierzehn Tage, hätte mit 
dieser Frist der Dienstgeber kündigen können, so kann der Verpflichtete auch nur für 
diese Zeit Ekitschädigung beanspruchen. Und hat der Theil, dem das vertragswidrige 
Verhalten zur Last fällt, sofortige Kündigung, so hat der andere gar keinen Anspruch. 

Xn. Zeugniss. Bei der Beendigung, nicht schon bei der Kündigung, eines 
dauernden Dienstverhältnisses kann der Verpflichtete von dem anderen Theil ein 
schriftliches Zeugniss über das Dienstverhältniss und dessen Dauer fordern. Nur auf 
Verlangen ist dasselbe auf die Leistungen und die Führung im Dienste zu erstrecken 
(§ 630 B. G. B.). Die abweichende Vorschrift der Ges.-O., dass in das Dienstbuch ein 
Zeugniss über das Benehmen im Dienste einzutragen ist, bleibt bestehen, doch kann 
wohl gefragt werden, ob man nicht auch ohne sie auskommen könnte. Man hat sie 
nicht überall in Deutschland; so ist es z. B. in Mecklenburg untersagt, ein Urtheil 
Ober Führung und Leistungen in das Gesindedienstbuch einzutragen. 
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Xm. Ausschlass des ZUchtigungsrechts. Die Reichstsgscommission hat 
in Artikel 95 Einf.-Ges. den Zusatz eiogefttgt: „Ein Züchtigungsrecht steht dem Dienst- 
berechtigten dem Gesinde gegenüber nicht zu**. Es ist ^hanptet worden, dass durch 
diese Bestimmung der § 77 der Qes.-O. vom 8. November 1810 nicht berührt sei, weil 
er kein eigentliches Züchtigungsrecht gebe, sondern nur unter gewissen VoranssetsuDgen 
der Herr^aft Straflosigkeit sichere. Dieser Auslegung ist meines Erachten« nicht 
beizutreten; bei einer gleichen Auslegung entsprechender vertraglicher Festsetzungen 
würde man sasen können, sie Verstösse gegen Treu und Glauben. Eine Züchtigung 
kann auch wohl nur gegenüber jugendlichen Dienstpersonen entschuldigt werden; hier 
aber wird ein verständiger Strafrichter in p^eeigneten Fällen dadurch zur Frebnrechnng 
gelangen können, dass er den dolus vememt und davon ausgeht, der Dienstffeber habe 
annehmen dürfen, dass Eltern oder Vormund des Dienenden mit der Ueoertragung 
ihres Züchtigungsrechts auf den Dienstherm einverstanden sein würden. 

Bei der an den Vortrag sich anschliessenden Discusdon vertrat Herr Amts- 
gerichtsrath Jastrow den Standpunkt, dass das polizeiliche Zurückführunffsrecht des 
Gesindes durch das B. G. B., weil mit dessen Bestimmungen in Widersprucn stehend, 
für beseitigt zu erachten sei. Er legte femer dar, dass die im § 28 Ans. 8 Geb.-Ord. 
für Notare vom 25. Juni 1895 in Verbindung mit Artikel 134 des preussischen Gesetzes 
über die freie Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 geforderte Schriftlicbkeit 
der Honorarvereinbarung mit dem B. G. B. nicht in Einklang zu bringen sei. Der 
ersten Auffassung widersprach der Vorsitzende, weil das polizeiliche Zurückführungs- 
Recht des Gesindes dem öffentlichen Recht angehöre; der zweiten Herr Kammer- 
gerichtsrath Schulz, welcher ausführte: Der Notar habe wie der Gerichtsvollzieher 
eine doppelte Rechtsstellung, eine öffentlich-rechtliche und eine privatrechtliche. Soweit 
erstere in Betracht komme, sei der Einzelstaat befugt, vom B. G. B. abweichende Vo^ 
Schriften zu geben. Amtsgerich tsrath Jastrow führte dem gegenüber aus, dass nach 
§ 13 G.V. G. vor den ordentlichen Richter alle bürgerlichen Reditsstreitigkeiten 
gehörten. Der Anspruch des Notars auf seine Gebühren gehörten danach vor den 
ordentlichen Richter. Das gestatte den Rückschluss, dass der Gebührenanspruch dem 
Privat- und nicht dem öffentlichen Recht angehöre. Wäre er ein öffentlich-rechtlicher, 
so hätte der ordentliche Rechtsweg — wie bei dem Gehaltsanspruch der Beamten nach 
dem Gesetz vom 24. Mai 1861 — den Notaren für ihren Gebührenanspruch durch einen 
besonderen Rechtssatz eröffnet werden müssen. 

Bezüglich des Gesindezurückf Uhrungsrechtes wies Herr Landgerich tsrath Rade 
darauf hin, dass dasselbe irgend welche praktische Bedeutung nicht habe. Man könne 
das Gesinde wohl zurückführen, doch es nicht zum Bleiben, zur Dienstverrichtung 
zwingen. 



u. 



Dr. Koch. Riedel 
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333. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 13. Januar 1900| im Grand Hotel de Rome. 



Der Vorsitzende eröffnete die Sitzung und be^üsste die zahlreich erschienenen 
Surengäste, unter denen sich der gegenwärtige und der frühere Justizminister, die 
Herren Staatsminister SchÖnstedt und von ScheJling, befanden. 

Hinter dem Vorstandstische standen auf einem festlich geschmückten Podium 
das Modell des Pape- Denkmals zu Brilon und stu beiden Seiten desselben die Büsten 
des Wirklichen Geheimen Raths Dr. Planck und des Oberlandesgerichts - Präsidenten 
Dr. Kttntsel. 

Jeden Deutschen — bemerkte der Vorsitzende — beschleiche eine festliche 
Empfindung bei dem Gedanken, dass wir unter einem bürgerlichen Recht wie unter 
einem schützenden Dache vereint sind. Aber für unsere Juristische Gesellschaft sei 
der 1. Januar 1900 noch in besonderem Sinne ein Fest. Wenn unsere alten und neuen 
Statuten nur etwas farblos von der Förderung der Rechtswissenschaft als einem unserer 
2Uele reden, so sei doch unsere Sehnsucht von jeher ein einheitliches deutsches Recht 
gewesen. Aus dieser Sehnsucht sei einst im Mai 1859 die Juristische Gesellschaft 
entsprungen; aus ihr unsere Schöpfung, der Deutsche Juristentag, und wie ein rother 
Faden ziehe sie sich 41 Jmhre lang durch die in unserer Mitte gehaltenen Vorträge. 
Kaum ein irgend erhebliches Stück unserer mühsam errungenen Rechtseinheit sei unter 
uns unerOrtert geblieben. Als ein Fest haben wir es gefeiert, als das Verfassungs- 
eesetz vom 20. December 1873 nach vielen vergeblichen Anläufen die Zuständigkeit 
der Reichsgesetzgebung auf das geeammte bürgerliche Recht erweitert hatte; als ein 
Fest den nahen Abschluss des zweiten Entwurfs eines B. G. B. am 15. Juni 1895. 
Nodh immer zagend und zögernd habe damals Mancher der grossen Reform gegenüber 
gestanden. Nun sei Gottlob jeder Zweifel besiegt. Das Werk sei nicht blos fertig, 
sondern bereits ins Leben gelten. 

Ein Blick rückwärts zeige uns noch einmal die zahllosen Schwierigkeiten, welche 
zu besiegten gewesen seien, jmmche Helden seien diesem Kampfe erlegen. Ein solcher 
Held der Arbeit steht vor der Versammlung, Eduard Pape, der erste und einzige 
Präsident des ersten deutschen obersten Gerichtshofs, des Bundes-, späteren Reichs- 
oberhandelsgerichts, der ersten Commission zur Abfassung eines Entwurfs des B. G. B. 

Neben ihm sei die zweite Commission würdig vertreten durch die Büsten zweier 
Männer, die zu den Unserigen zu zählen wir das Glück haben, die unseres Ehren- 
mitgliedes, des General-Referenten der Commission, Excellenz Dr. Planck in Göttingen, 
und unseres Mitgliedes, des letzten Vorsitzenden der Commission, Herrn Oberlandes- 
geriehts-Präsidenten Dr. Rüntzel. 

Der Vorsitzende beglückwünschte beide Herren sowie die Herren Chefs der 
Justizverwaltung im Reiche und in Preussen zu dem letzt abgeschlossen vorliegenden 
grossen Erfolg ihrer langjährigen unermüdlichen Arbeit, in welcher ihre Namen un- 
vergänglich fortleben werden. 

Demnächst eröffiiete der Vorsitzende die ausserordentliche Generalversammlung. 
Er erklärte, dass die Einladungen zu derselben an alle Mitglieder vorschriftsmässig 
erlassen worden sind, stellte die Anwesenheit von sehr viel mehr als der beschluss- 
fähigen Zahl von 15 Gesellschaf tsmitgliedem fest und fuhr fort: 

Wir glaubten unsere Feier nicht besser einleiten zu können, ab durch Stellung 
einer Preisaufgabe. Wie wir uns schon vor und während der Entstehung des Bürgerlichen 
Gesetabnehes durch Stellung solcher Aufgaben — über das Erbrecnt und das inter- 

6* 
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nationale Privatrecht — an diesem Werke betheiligt, so zieme es sich auch jetzt, 
mitzuwirken bei der Auslegung und Fortentwicklung unseres neucodificirten Rechts. 
Der Gedanke sei bereits in einer yorlftufigen Beschlossfassung gebilligt. Die damals 
gewählte Fünfmänner-Commission habe am 20. ▼. M. getagt und nach Erörterung 
verschiedener Vorschläge einstimmig beschlossen, der Versammlung das nachstehende 
Thema, dem modernen Verkehrsrecht entnommen, sowie die weiter folgenden Bedingungen 
zu empfehlen. 

Auf Antrag des Vorsitzenden beschloss zu 1 der Tagesordnung die Versammlung 
darauf einstimmig durch Acclamation, folgende Preisaufgabe : 

.Begriff, Wesen und Behandlung der Werthpapiere nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch und dessen Nebengesetzen'' 

unter nachstehenden Bedingungen zu stellen und in üblicher Weise zu veröffentlichen: 
I. Die Ablieferung der Arbeit, in deutscher Sprache abgefasst, erfolgt bis ein- 
schliesslich den 1. December 1900 bei dem gegenwärtigen Schriftführer der 
Juristischen Gesellschaft, Rechtsanwalt Dr. Selig söhn zu Berlin, Behrenstr. 17. 
Der Name des Verfassers ist in verschlossenem Umschlag beizufügen 
und auf den Umschlag ist das Motto der Arbeit zu setzen. 
II. Zur Ausübung des Amtes als Preisrichter werden fünf Mitglieder der 
Juristischen Gesellschaft, von denen zwei der juristischen Fakultät hiesiger 
-Universität angehören müssen, in der Sitzung vom November 1900 durch 
Stimmzettel der anwesenden Mitglieder nach Stimmenmehrheit gewählt. 
Die Preisrichter beschliessen nach Stimmenmehrheit. 

III. Die Verkündang des Beschlusses der Preisrichter und des Verfassers der 
gekrönten Preisschrift erfolgt in der Sitzung vom April 1901. 

IV. Der Ehrenpreis für die gekrönte Preisschrift beträgt fünfzehnhundert Mark. 

Die Einhändigung des Preises aus der Kasse der Juristischen Gesellschaft 

erfolgt, nachdem der Verfasser ein gedrucktes Exemplar der Arbeit an die 

Gesellschaft eiogereicht hat. Erklärt jedoch der Verfasser vor Rückgabe 

des Manuscripts, dass er das Verlagsrecht an der Arbeit der Juristischen 

Gesellschaft überlasse, so erfolgt unmittelb^ir nach Abgabe dieser Erklärung 

die Einhändigung des Preises an denselben. 

Zu Punkt 2 der Tagesordnung beschloss die Versammlung femer auf Antrag 

des Vorsitzenden einstimmig durch Acclamation, einen ausserordentlichen Beitrag von 

100 Mark zur Ausschmückung der Umgebung des am 13. September 1899 feierlieh 

enthüllten Pape -Denkmals zu Brilon, zu welchem bereits ein Beitrag von 600 Mark 

s. Z. bewilligt ist, zu gewähren. 

Nachdem der Vorsitzende die ausserordentliche Generalversammlung geschlossen^ 
und auf die grossen Aufffaben hingewiesen hatte, welche das Bürgerliche Gesetzbuch 
der Rechtswissenschaft, aer Rechtspflege und unserem ganzen Volke stelle, ertheilte 
er Herrn Geheimen Hofrath, Professor Dr. Sohm aus Leipzig das Wort zu dem 
Fest -Vortrage über: 

yDas neue bürgerliche Recht und unsere Aufgaben.^ 

Der Vortrag lautete f olgendermaassen : 

Hochgeehrte Herren I Als ich vor nunmehr ungefähr fünf Jahren zum ersten 
Male die Ehre hatte, zu Ihnen über das Bürgerliche Gesetzbuch zu sprechen, gab es 
noch dunkle Punkte am Horizont. Noch 1895 konnte Niemand das Schicksal der 
grossen Vorlage, die nun endlich nach zwanzigjähriger Arbeit der Vollendung en^pegen- 
reifte, vorhersagen. Die Entscheidung grosser, mächtiger Parteien des Reiclätages 
war noch ungewiss. Damals galt es, Stimmung für das Gesetzbuch zu machen, — 
und das haben wir gethan. Heute leuchtet voller Sonnenschein. Das grosse Werk, 
es ist gelungen! Das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch steht in Kraft. Jetzt ^t es, 
sich des Errungenen zu bemächtigen. Zwei Fragen sind zu beantworten: Was ist das 
deutsche Bürgerliche Gesetzbuch r Und die andere: Worin besteht unsere Aufgabe 
gegenüber dem Bürgerlichen Gesetzbuch? 

Das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch bedeutet den Abschluss der grossen 
Receptionsperiode. Um 1500 ward das römische Recht bei uns aufgenommen. Jetzt, 
vier Jahrhunderte später, haben wir uns wieder vom römischen Recht befreit Währena 
der ersten Hälfte dieses Zeitraumes (im 16. und 17. Jahrhundert) war das römische 
Recht im unaufhörlichen Vordringen: Die deutschen Stadt- und Landrechte wurden 
durch den Geist des römischen Rechts, der von den Lehrstühlen der Universitäten ans 
immer mächtiger auf die Rechtsprechung wirkte, entleert, entkräftet, umgebracht, so 
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d«88 nur TrOmmersttteke deatschen Rechtes in den deutschen Particnlarrechten sich 
erhielten. Das römische Recht ward onser gemeines Recht, nnd das gemeine Recht 
irmr während der ganzen ersten HAlfte der Receptionsepoche der stärkere TheiL Erst 
um 1700 beginnt der Rückgang des römischen Rechts. Die zweite Hälfte der Receptions- 
zeit (das 18. nnd 19. Jahrhundert) ist die Zeit der immer stärker anschwellenden 
Gegenbewegong gegen das römische Recht. Die deutschen Particnlarrechte erhoben 
sich gegen das gemeine Recht. Ans dem Landesstaat sollte das neae deutsche Reich 
und aus dem Landesrecht das neue deutsche Reichsrecht hervorgebracht werden. Der 
I^renssenkönig Friedrich Wilhelm I. gab das Zeichen zum Angriff auf das römische 
Recht (Cabinetsordre von 1713.) Eb folgte die Zeit der grossen Gesetzbücher. Es kam 
das bayerische Landrecht, das prenssische Landrecht, der code civil, das österreichische 
Bürgerliche Gesetzbuch, und, ein Spätling, das sächsische Bürgerliche Gesetzbuch. 
Den Abechlnss stellt unser deutsches Bürgerliches Gesetzbuch dar. Sein Inhalt ist 
sam weitaus grössten Theile nicht aus dem römischen Recht, sondern aus den deutschen 
Particnlarrechten, vor Allem aus dem preussischen Landrecht, dann auch aus dem 
sAchsischen Gesetzbuch geschöpft. Der Geist der Gegenwart ist hinzugetreten. Das 
deutsehe Bürgerliehe Gesetzbucn bedeutet inhaltlich den endlichen Sieg der Landes- 
rechte über das römische Recht. 

Bürgerliches Recht nennen wir heute das Privatrecht. Das deutsche Bürgerliche 
Oesetzbuch ist das Privatrechtsgesetabuch des Deutschen Reichs. Trotzdem ist nicht 
das ganze Privatrecht der Gegenwart im Bürgerlichen Gesetzbuch zur Codification 
gebracht worden. Neben dem Privatrecht des B. G. B. steht einerseits das Privatrecbt 
anderweitiger Reichsgesetze, andererseits das vorbehaltene Landesprivatrecht. Was 
bedeuten diese zwei Gruppen zur Rechten und zur Linken des B. G. B.? Was ist 
sachlich der eigentliche Inhalt des B. G. B.? 

Das B. G.B. regelt das Privatrecht der abstracten Privatperson (es hat insofern 
die Rolle, die bisher für das gemeine Recht dem Pandectenrechte zufiel). Die Person 
des B. G. B. ist nicht alt noch jung, ist nicht Edelmann noch Bettelmann, ist nicht 
Oewerbsmann, noch Landmann noch Kaufmann. Sie ist nur rechtsfähig. Sie kann 
Geld haben und sie kann Schulden haben. Weiter nichts. Sie ist die Person des 

g)ldwirthschaftlichen Verkehrsrechts (des ius gentium). Sie ist die Person nach dem 
erzen des Kaufmanns. Der. Kaufmann sieht nur das Geld an. Das Privatrecht des 
B. G. B. bt an erster Stelle Verkehrsrecht, vom Städter, vom Kaufmann geschaffenes 
Privatrecht, eine Ergänzung des Handelsrechts und dem Handelsrecht innerlich ver- 
wandt. Das Privatr^t des B. G. B. ist bürgerliches Recht: nicht in dem alten 
Sinne, als ob es nur für den deutschen Reichsbürger gölte (das Gegentheil ist der Fall), 
aber in dem Sinne, dass es vom städtischen Bürgerthum erzeugtes Privatrecht dar- 
stellt. Der Inhalt des B. G. B. ist städtisches Privatrecht. Man würde es sachlich 
sntreffend nennen können: Städtisches Gesetzbuch für das Deutsche Reich. Die 
Ent Wickelung, die seit dem '16. Jahrhundert mit der Aufnahme des römischen Rechts 
begonnen hat, vollendet sich mit dem B. G. B., städtisches Privatrecht gilt auch für 
das platte Land. Büt der bürgerlichen (kaufmännischen) Natur des im B. G. B. ent- 
haltenen Privatrechts hängt der Schutz des gutgläubigen Erwerbes im Recht der 
Verfügungsgeschäfte nnd die Geltung von Treu und Glauben für das Recht der Ver- 
pflichtungsffescbäfte zusammen. Beide Grundsätze sind kaufmännischen Ursprungs. 
Noch nie sind sie mit solcher Kraft und mit solcher Kunst durchgeführt worden, wie 
izn B. G. B. Der gutgläubige Erwerber ist die Hauptperson im B. G. B. Das Interesse 
des ^tgläubigen Erwerbers bt das Interesse dos Verkehrs. Dem Interesse des gut- 
li^läubigen Erwerbers weicht das sachlich bestehende Rechtsverhältniss. Das E^genthnm 
geht unter, damit der Verkehr lebe. Auch das Familienrecht (Güterrechtsregister) 
und das Erbrecht (Grundsatz der Gesammtnachfolge, E>bschein) weist starken Ein- 
fluss des Verkehrsrechts auf. Das Eigenthümliche des B. G. B. ist die Behandlung 
des Privatrechts unter dem Gesichtspunkte des Verkehrsrechts. 

Dadurch bestimmt sich das Verhältniss des B. G. B. zu dem sonstigen Reichs- 
privatrecht und dem vorbehaltenen Landesprivatrecht. Das Privatrecht der ander- 
weitigen Reichsgesetze ist vor Allem Gewerbeprivatrecht (Handelsgesetzbuch, 
Oewerbeordnung). Und was ist der Sinn der zahlreichen Vorbehalte für das Landes- 
privatrecht? Welche Vorbehalte sind die wichtigsten nnd die zahlreichsten? Man 
wird sagen müssen: an erster nnd hervorragendster Stelle ist das vorbehaltene Landes- 
privatrecht agrarischer Natur. Das Reich treibt keine Agrarpolitik. Agrargesetz- 
fCebung ist Landesgesetzgebung. Das vorbehaltene Landesprivatrecht ist (vor Allem) 
Sonderprivatrecht der nationalen Landwirthschaft (der Landmann behauptet sich hier 
gegenüber dem Kaufmann). Auf dem Gebiete des Gewerberechts und des Agrarrechts 

Spielen die socialen Kämpfe der Gegenwart. Das B. G. B. stellt, in die Mitte zwischen 
as Sonderrecht der nationalen Arbeit und das Sonderrecht des nationalen Grund- 
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besitzes tretend, das von den socialen Bewegungen yerhältnissm&ssig nnbertlhrte 
gemeingültige Verkehrsprivatrecht dar. 

Das ist der Inhalt des ü. G B. Welcher Art wird die Aufgabe Ton Wissen- 
schaft und Praxis sein? 

Die Aufgabe der Wissenschaft ergiebt sich aus der Form des B. 6. B. Das 
B. O. B. behandelt seinen gewaltigen Stoff in 2385 knappen Para^phen. Die Sprache 
des Gesetzbuches muss erst erlernt werden. Fast jeder Ausdruck ist ein Kunstausdruck. 
Jedes Wort soll und — kann erwogen werden. Die Darstellung» weise bt die ab- 
stracte. In abstracten Worten redet das B. G. B. von abstracten Fftllen, die nie und 
nimmer (und doch täglich) sich ereignen. Das B. G. B. ist noch abstracter, als je ein 
Gesetzbuch war. Volksthümlich in der Form ist unser neues Gesetzbuch nicht. Das 
kann auch gamicht anders sein. Unser Recht ist heute abstraet und muss es sein. 
Das B. G. B. ist als abstractes Gesetzbuch schwieriger fttr den Unverständigen, um so 
reicher für den Verständigen. 

Das eigentlich Kennzeichnende für unser B. G. B. ist aber nicht seine abstraete 
Art (diese theilt es mit den anderen neueren Gesetzbüchern), sondern der straffe Zu- 
sammenhang aller seiner Bestimmungen. Noch nie ist ein Gesetzbuch so einheitlich 
gedacht worden. Jeder Paragraph steht mit allen anderen in innerer Beziehung. 
Niemals ist der einzelne Parsgraph, immer ist das ganse Gesetzbuch kuf den ein- 
seinen Rechtsfall anzuwenden. Paragraphenjurisprudenz soll nicht sein. In dieser 
Eigenart des B. G. B. liegt die Freierklärung der Wissenschaft. Die Aufgabe der 
Wissenschaft ist, die Grundgedanken herauszuarbeiten, welche, unsichtbar, vom Gesetz- 
geber nicht ausgesprochen, ja, vom Gesetzgeber vielleicht nicht bewusst gedacht, 
doch den Gesammtzusammenhang aller Paragraphen bestimmen und beherrschen. Von 
diesen Grundgedanken aus kann die ganze Welt der Paragraphen bewegt und, falls 
es nöthig sein sollte, aus den Angeln gehoben werden, damit über das Wort des Ge- 
setzes der Geist des Gesetzes, der Geist der Gerechtigkeit, herrsche. Der einzelne 
Paragraph kann unvollkommen sein, das ganze Gesetzbuch ist es nie. Die Au^be 
der Wissenschaft ist: des Buchstabens sicn zu bemächtigen, so dass der Geist des 
Ganzen frei werde. 

Die Praxis steht der Wissenschaft zur Seite. Auch die Aufgabe der Praxis ist 
durch das B. G. B. eine grössere, schwierigere geworden. . Noch nie bat ein Gesetzbuch 
so grosse Anforderungen an den Praktiker gestellt Noch nie hat ein Gesetzbuch dem 
richterlichen Ermessen, der richterlichen Würdigung des Einzelfalles so breiten Baum 
gegeben. Der Amtsrichter sei Salomo! Die Aufgabe der Praxis ist, die wissenschaft- 
liche Erforschung des Gesetzesinhalts durch das Verständuiss der Lebensverhältnisse 
zu ergänzen. Die Rechtswissenschaft ist die Wissenschaft aller Dinge: rerum divinarum 
atque humanarum notitia. Nur wer das Leben kennt, der kennt das Recht. Aus dem 
Zusammenschauen des Rechtsinhalts und des einzelnen Lebensverhältnisses soll die 
Praxis das gerechte Recht zu finden wissen, welches allein das wahre Recht ist 
Dass unserer Praxis solche Kräfte innewohnen, hat sie bereits auf dem Gebiete der 
neueren Gesetzgebung — ich erinnere an das Handels- und Wechselreeht — gezeigt 

Der Gesetzgeber macht das Gesetz. Das Recht aber machen wir. Die gemein- 
same Aufgabe von Wissenschaft und Praxis ist, dass aus dem deutschen Bürgerlichen 
Gesetzbuche werde lebenskräftiges, deutsches bürgerliches Recht. 

Der Vorsitzende dankte dem Festredner für seinen, von der Versammlung mit 
lebhaftem Beifall aufgenommenen Vortrag und begrtisste schliesslich noch ab neue 
Mitglieder der Juristischen Gesellschaft die Herren: 

Professor der Rechte, Geh. Justizrath Dr. von Liszt, 
Präsident des Landgerichts I Braun, 
Amtsgerichtsrath Alexander Bernstein, 
Rechtsanwälte Dr. Beer, Dr. Hirte, Liebrecht, 
Gerichts -Assessoren Dr. Salomonsohn, Weigert. 



u. 



Dr. Koch. Dr. Seligsohn. 
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Zum !• Januar 1900. 



Abschied vom alten Reeht, 

Der Tag ist da, wo sich für immer schliessen 
Des Rechtes QneUen, lang yon uns verehrt, 
Die uns so oft das Urtheil finden Hessen, 
Die unser Wissen tausendfach vermehrt; 
Dem neuen Sftc*lum sollen sie nicht fliessen. 
Der jungen Zeit wird junges Recht beschert: 
Der Glockenton an des Jahrhunderts Wende 
Bedeutet auch des alten Rechtes Ende. 

Jahrhunderte hat es in deutschen Landen 
Der Fftrsten Rath, des Richters Spruch gelenkt; 
Wie oft verkannt, wie selten voll verstanden, 
Von Volkes Haas, von Kniffen falsch beilrftngt, 
Die ROmerpflanze aus gelehrten Banden 
Hat dennoch Wurzeln tief in uns gesenkt — 
Und wer den Werth der alten Kunst empfunden, 
Ahnt mit uns, was entflieht in diesen Stunden. 

Da steigen auf verblichene Gestalten, 

In mehr als tausendjähr*gem Ruhm bewährt, 

Die dem Gedftchtniss Justinian erhalten, 

Den Weisen Geist und Zweck im Recht gelehrt, 

Sie fragen heut mit Blicken, ernsten, kalten, 

Danklose Schüler, die ihr Witz genfihrt: 

ylst das der Lohn, gespendet Euem Meistern? 

So zeigt *s, dass wir verwandt den besten Geistern!' 

So ist es auchl Ihr wart der Zeit vollkommen, 
In der Ihr nach dem Schicksal einst gelebt. 
Nach jenem Licht, dass Eurem Geist entglommen, 
Hat immerdar die Nachwelt zugestrebt. 
Das Zeitliche allein ist Euch genommen, 
Wenn wir ein andres Recht uns nun gewebt; 
Nicht Alles aber hat die Zeit geboren: 
Das Ewige in Euch bleibt unverloren. 



Dr. Dammot 

KaiB. Regienmgi-Rath. 
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334. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 10. Februar 1900, im Grand H6tel de Rome. 



Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung nnd giebt Herrn Landgerichtsrath 
Dr. Aschrott das Wort zu nadistebendem Vortrage über: 

„Die Zwangserziehung Minderjähriger und der hierüber z. Z. 
vorgelegte preussische Gesetzesentwurf." 

Vor acht Jahren habe ich in dieser selben Gesellschaft bereits einmal einen 
Vortrag über die Behandlung der verwahrlosten Jugend gehalten. Mein damaliger 
Vortrag umfasste aber ein weiteres Gebiet, als mein heutiger, nämlich insofern, als 
ich damals über die verwahrloste Jugend im Zusammenhange mit der verbrecherischen 
Jugend sprach. Damals war es nothwendig, diesen Zusammenhang und die engen 
Beziehungen, welche zwischen der Verwahrlosung der Jugend und der allgemeinen 
Criminalitftt bestehen, scharf zu betonen, denn der damals allein vorliegende erste 
Entwurf des B. G. B. hatte, anter Aussera chtlassung dieses Zusammenhanges und unter 
übermässiger Betonung der Rechte der elterlichen Gewalt, ein staatliches Einschreiten 
zum Schutze des verwahrlosten oder gefährdeten Kindes, abgesehen von den im § 55 
und § 56 R. St. G. B. vorgesehenen Fällen, nur beim Vorliegen eines Verschuldens des 
Inhabers der elterlichen Gewalt zugelassen. 

Es ist Ihnen bekannt, dass die zweite Commission, den Anschauungen moderner 
Socialpolitik folgend, dies Verschuldungsprinzip aufgab und, im Verfolg des von ihr 
anerkannten Prinzips, dass das Recht der Eltern, auf die Erziehung ihrer Kinder be- 
stimmend einzuwirken, seine Grenzen finde, in dem Rechte des Staates, ^die Erziehung 
der Jugend zu überwachen und dafür zu sorgen, dass jeder Einzelne die moralische 
Qualification besitze, die das Leben von ihm verlangt* , ein staatliches Einschreiten in 
jedem Falle sittlicher Verwahrlosung eines Kindes zuUess. (Abs. 2 des § 1643 der 
Reichstags -Vorlage.) Es ist Ihnen aber auch bekannt, dass der Reichstag sich diesem 
Vorschlage nicht anschloss und den fraglichen Absatz 2 wieder strich, dass es aber 
dann, insbesondere nach dem energischen Eintreten der Bundesraths- Bevollmächtigten 
Badens und Hessens, welche die günstigen Erfolge der in diesen Staaten bereits 
bestehenden weitgehenden Befugnisse zum staatlichen Einschreiten gegen Verwahr- 
losung vorführten, gelang, die Vorschriften, welche als reichsgesetzlicne abgelehnt 
worden waren, der Landesgesetzgebnng zur Einführung freizugeben. Nach harten 
Kämpfen kam schliesslich der wichtige Artikel 135 des E. G. zum B. G. B. in der 
Fassung zur Annahme, welche der Reichstagsabgeordnete Professor Enneccerus vor- 
geschlagen hatte. 

Und gleich hier, am Anfang meines Vortrages, möchte ich meiner freudigen 
Genugthuung Ausdruck geben, dass kein deutscher Bundesstaat es sich hat nehmen 
lassen, von diesem reichsgesetzlichen Vorbehalte Gebrauch zu machen. In den meisten 
Bundesstaaten ist die Neuregelung der Zwangserziehung in den AusfUhrungsgesetzon 
zum B. G. B. erfolgt und mit diesem am 1. Januar 1900 in Kraft getreten. Aber auch 
in der Mehrzahl derjenigen Bundesstaaten, welche die Regelung der Materie besonderen 
Gesetzen vorbehalten hatten, ist es gelungen, diese Gesetze bereits am 1. Januar 1900 
in Kraft treten zu lassen; den Reigen dieser Staaten eröffnet das kleine Fürstenthum 
Schwarzburg-Rudolstadt mit einem Gesetze vom 20. December 1896 und ihn schliesst 
das Königreich Württemberg mit einem vortrefflich gearbeiteten Gesetze vom 
29. December 1899. Und von denjenigen Staaten, welche noch im Rückstande sind. 
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h«t der grösste, das Königreich Preussen, gleich zu Beginn der Session im Januar 1900 
einen Gesetzentworf dem preassischen Herrenhaase vorgelegt. Dieser Entwarf, welcher 
Ton der Herrenhaas-Commission bereits in erster Lesung durch berathen ist, soll uns 
heute speciell beschäftigen. 

Um die landeeeesetzlichen Bestimmungen aber richtig beurtheilen zu können, 
erscheint es mir notnwendig, Ihnen, wenn auch nur kurz, zunächst die an vielen 
Stellen verstreuten reichsgesetzlichen Bestinmiungen über die Materie in übersichtlicher 
Form vorzuführen. Vielleicht gelingt es mir dabei auch, Sie davon zu überzeugen, 
dass die vielfach gegen den Reichstag erhobenen Vorwürfe über die von ihm beliebte 
Regelung der Sache nicht ganz gerechtfertigt sind. 

Der Begriff ,, Zwangserziehung" ist vom B. G. B. nicht geregelt; das Wort selbst 
findet sich überhaupt nicht im B. G. B. Das B. G. B. spricht vielmehr nur von »Unter- 
bringung in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungsanstalt oder in einer 
Besserungsanstalt zum Zwecke der Erziehung*'. Diese Maassregel wird ausdrücklich 
angeführt in den §§ 1666 und 1838; sie findet sich aber auch in den Materialien zu 
dem jetzigen § 1631 erwfthnt. 

Dieser letztere Paragraph bestimmt im Absatz 2, dass das Vormundschafts- 
gerieht den Vater auf dessen Antrag in dem Erziehungsrechte durch Anwendung 
geeigneter Zuchtmittel zu unterstützen hat, und dazu wird, insbesondere in den Protokollen 
der zweiten Commission, bemerkt, dass die Unterstützung auch in der Unterbringung 
des ELindes in einer Anstalt oder in einer Familie bestehen kann. £^ entspricht dies 
den Bestimmungen der §§ 87—89 A. L. R. II. 2 und enthält also für uns nichts Neues. 
Auch in dem § 1666 begrüssen wir Landrechtler einen alten Bekannten, aller- 
dings im neuen Gewände ; während in den §§ 90, 91 A. L. R. IL 2 das Einschreiten 
des Vormundschaftsgerichts angeordnet war, wenn die Eltern ihre Kinder „grausam 
misshandeln oder zum Bösen verleiten oder ihnen den nöthigen Unterhalt versagen*, 
lautet § 1666 Abs. 1: 

„Wird das geistige oder leibliche Wohl des Kindes dadurch gefährdet, 
dass der Vater das Recht der Sorge für die Person des Kindes missbraucht, 
das Kind vemachlSssigt oder sich eines ehrlosen oder unsittlichen Verhaltens 
schuldig macht, so hat das Vormundschaftsgericht die zur Abwendung der 
Gefahr erforderlichen Maassregeln zu treffen. Das Vormundschaftsgericht 
kann insbesondere anordnen, dass das Kind zum Zwecke der Erziehung in 
einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungsanstalt oder einer Besserungs- 
anstalt untergebracht wird.'' 
Man sieht ohne Weiteres, dass die drei hier für den Fall der Gefährdung des 
Kindes aufgestellten Thatbestände erheblich weiter gefasst sind, als es nach dem 
A. L. R. der Fall war. Weit durchgreifender ist aber die Veränderung, die durch 
diese Bestimmung des B. G. B. in den anderen Rschtsgebieten eingeführt wird. Das 
französische Recht enthält überhaupt keine Bestimmung, durch die dem Kinde Schutz 
gegen sehuldhaftes Verhalten des Inhabers der elterlichen Gewalt gewährt wird, und 
das gemeine Recht kennt für diesen Fall nur eine Entziehung der Erziehungsgewalt 
im Wege des Processes. 

Die Bestimmungen der §§ 1631 und 1666 gelten nun in gleicher Weise wie für 
den Vater auch für die Mutter, falls diese die elterliche Gewalt ausübt (§ 1686). Die 
Bestimmung des § 1666 gilt ferner auch für den Fall, dass Vater oder Mutter zwar 
nicht die elterliche Gewalt, wohl aber die Sor^e für die Person des Kindes zusteht 
(§ 1838 Satz 2). Der praktisch wichtigste Fall hierfür liegt bei dem unehelichen Kinde 
vor, für das, da die Mutter die elterliche Gewalt hier nicht hat, ein Vormund zu be- 
stellen ist, neben dem aber die Mutter das Recht und die Pflicht behält, für die 
Person des Kindes zu sorgen (§ 1707). 

Während in den Fällen des § 1666 die Unterbringung des Kindes nur bei Vor- 
liegen eines Verschuldens desjenigen Eltemtheiles, dem die Sorge für die Person des 
Kindes zusteht, zulässig ist, lässt nun § 1838 diese Maassregel gegen den Vormund 
ohne jede Einschränkung zu (§ 1838 Satz 1). Damit ist dem Vormundschafts^erichte 
ein über das bisherige Hecht hinausgehender, sehr weitreichender Eingriff in die sonst 
dem Vormund selbstständig zustehende Erziehungsgewalt (§§ 1793, 1800) gegeben. 

Soweit die Bestimmungen des B. G. B. Neben denselben bleiben nocn die Be- 
stimmungen der §§ 55, 56 R St. G. B in Kraft über die Zulässigkeit der Unterbringung 
von Kindern, welche eine strafbare Handlung begangen haben und entweder zur Zeit 
der Begehung der Handlung das strafmündige Alter noch nicht erreicht oder die zur 
Erkenn tniss ihrer Strafbarkeit erforderliche Eineicht nicht besessen haben. Dabei ist 
darauf hinzuweisen, dass im ersteren Falle (dem des § 55) das Reichsstrafgesetzbuch 
die Zulässigkeit der Unterbringung nicht selbst ausspricht, sondern die diesbezüglichen 
Vorschriften der Landesgesetzgebung überlässt. 
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Und nun kommt endlich der wichtige Ajrtikel 135 des E. G. znm B. G. B. Er lautet: 
„Unberührt bleiben die landesgesetzlicben Vorschriften über die Zwangs- 
erziehung Minderjähriger. Die Zwangseraiehung ist jedoch, unbeschadet der 
Vorschriften der §§ 55, 56 des Strafgesetzbuchs, nur zulftsug, wenn sie von 
dem Vaffmaadtchaftsgericht angeordinet wird. Die Anordnung kann ausser 
den Fällen der ${ Itüft, 1838 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nur erfolgen, 
wenn die Zwangserziehung zur YertMamg 4eB ▼(tU^gwi dttiidien Vsfdartsai 
nothwendig ist 

Die Landesgesetze können die Entscheidung darüber, ob der Minder- 
jährige, dessen Zwangserziehung angeordnet ist, in einer Familie oder in 
einer flrziehnngs- oder Besserungsanstalt unterzubringen sei, einer Verwaltungs- 
behörde übertragen, wenn die Unterbringung auf öffentliche Kosten zu 
erfolgen hat/ 
Hier kommt zum ersten Male der Ausdruck Zwangserziehung yor. Und, diesen 
Begriff möchte ich gleich hier, unter Berücksichtigung der angeführten Gesetzes- 



bestimmungen, dahin definiren: Zwangserziehung ist die auf Grund gesetz- 
licher Bestimmungen durch das Gericht angeordnete und durch staat- 
liche Organe ausgeführte oder wenigstens in ihrer Ausführung beauf- 



sichtigte öffentliche Erziehung eines Minderjährigen durch zwangsweise 
Unterbringung in einer Familie oder in einer Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt. 

Nach dem Artikel 135, im Zusammenhange einerseits mit Art 3 des & G. zum 
B. G. B., andererseits mit den Art. 189 und 200 Abs. 1 des Reichsgesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ist die Landesg^setzgebung nunmehr 
in der Kegelung des Zwangserziehungswesens völlig frei mit drei Ausnahmen: 

a) sie kann den Kreis der Minderjährigen, bei welchen Zwangserziehung zulässig 
sein soll, über die angeführten reichsgesetzlichen Fälle hinaus nur ausdehnen 
auf solche Fälle, bei denen diese Maassregel zur Verhütung des völligen 
sittlichen Verderbens des Kindes nothwendig ist; 

b) die Landesgesetzgebang kann das Verfahren über die Anordnung der Zwangs- 
erziehung ganz frei und abweichend von den Bestimmungen des Keichsgesetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit regeln, nur muss — abgesehen von dem 
Falle des § 56 R. St. G. B. — die Anordnung der Zwangserziehung immer vom 
Vormundschaftsgerichte ausgehen; 

c) die Landesgesetzgebung hat über die Art der Ausführung und Durchführung 
der Zwangserziehung frei zu bestimmen, insbesondere auch darüber, welcher 
Behörde die Ausführung übertragen werden soll und von wem die Kosten 
der Durchführung bestritten werden sollen; doch darf sie die Entscheidung 
darüber, ob der Minderjährige in einer Familie oder in einer Anstalt unter- 
zubringen ist, einer Verwaltun^behörde nur dann übertragen, wenn die 
Unterbringung aaf öffentliche Kosten geschieht. Soweit die Unterbringung 
nicht auf öffentliche Kosten erfolgt, ist diese Entscheidung Sache des vor- 
mundsch aftsgerichts. 

Sie sehen, meine Herren, es ist der Landesgesetzgebung ein weites Feld der 
Bethätignng gegeben. Vielleicht wenden Sie ein: ein zu weites, und es bt dies der 
Vorwurf, auf den ich vorhin anspielte, und den ich nicht als ganz gerechtfertigt be- 
zeichnete. Denn wir müssen daoei im Auge behalten, dass das B. G. B. nur das 
Privatrecht regeln wollte und ein Eingreifen in das öffentliche Recht ängstlich zu ver- 
meiden bestrebt war, ja, von einem Hinübergreifen in das öffentliche Recht selbst da 
absieht, wo Normen des öffentlichen Rechts in Betracht kommen. Man ma^ diesen 
Standpunkt für einen unrichtigen halten, aber man darf der Mehrheit des Reichstages 
keinen Vorwurf daraus machen, wenn sie diesen, einmal vom B. G. B. eingenommenen 
Standpunkt auch bei der Materie der Zwangserziehung zur Geltung gebracht und es 
deshalb insbesondere abgelehnt hat, von Reichs wegen Bestimmung darüber zu treffen, 
inwieweit dem Staate ein mit dem Rechte der Eltern concurrirendes Erziehungsrecht 
zuzugestehen sei, die Bestimmung hierüber vielmehr der Landesgesetzgebung überliess. 
In den drei oben angeführten Fällen, in denen die Maassregel vom B. G. B. für zu- 
lässiff erklärt ist (§§ 1631, 1666, 1838), entspringt das Einschreiten des Vormundschafts- 
gerioits aus dem Begriffe der Obervormundschaft und mnsste deshalb vom Stand- 
punkte des Privatrecnts geregelt werden. Der Anschauung, dass ein weitergehendes 
Einschreiten aus socialpolitischen Gründen wünschenswerth sei, hat sich der 
Reichstag keineswegs verschlossen; aber er hat dies weitergehende Einschreiten, da 
es aus Gründen des öffentlichen Interesses, vom Standpunkte des öffentlichen Rechts 
erfolgt, der LandeM[esetzgebung fiberlassen. Und das entspricht völlig der allgemeinen 
Tendenz des B. G. B. 
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Ja, ich f^he noch einen Schritt weiter and behaupte, dass die Schranke, welche 
Abs. 2 des Art. 135 des £. G. der landesgesetzlichen Bestimmung über die Ausführung 
der Zwangsersiehang gezogen hat, von ^r allgemeinen Tendenz des B. G. B. aus nicht 
gerechtfertigt war. Die Anordnung, dass die Entscheidung über die Art der Unter- 
bringung des Minderjährigen von der Landesgesetzgebung nur dann einer Verwaltungs- 
behörde übertragen werden kann, wenn die Zwangserziehung auf öffentliche Kosten 
erfolgt, hat die Landesgesetzgebung geradezu in eine Zwangslage gebracht. 

Denn strenj^ genommen, müsste diese Anordnung dazu führen, dass das Vormund- 
schaftsgericht in jeaem einzelnen Falle bei dem Beschlüsse über die Zwangserziehung 
die VermögensTerhttltnisse des Minderjährigen bezw. der Personen, die zu seinem 
Unterhalte verpflichtet sind, genau festzustellen hätte, und dass je nach dem Ergebnisse 
dieser Feststellung die Bestimmung über die Art der Zwangserziehung entweder yom 
Vormnndschaftsgerichte oder von der Verwaltungsbehörde zu erfolgen hätte. Dass 
eine solche genaue Feststellung der Vermögensverhältnisse schwer ausführbar, und dass 
eine derartige Zweitheilung des Verfahrens irrationell sein würde, liegt auf der Hand. 
Nehmen Sie nur folgenden einfachen Fall. Das Vormundschaftsgericht bt zu der Fest- 
stellung gelangt, dass nach den Vermögensverhältnissen des Biunderjährigen oder der 
Unterluklts -Verpflichteten die Kosten der Zwangserziehung aus den Mitteln dieser 
Personen bestritten werden können, und hat deshalb seinerseits Bestimmung dahin 
getroffen, dass das Kind in eine Anstalt gebracht wird. Nach einiger Zeit aber ändern 
sich diese Vermögensverhältnisse, oder es stellt sich heraus, dass von dem Unterhalts- 
verpflichteten die Kosten nicht oder nicht ganz beigetrieben werden können. Dann 
müsste das Vormundschaftsgericht seinen Beschluss, dass das Kind in einer Anstalt 
untergebracht werde, aufheoen, und die Sache zur anderweitigen Entscheidung an die 
Verwaltungsbehörde abgeben. Ein solches Verfahren würde in der Praxis die grössten 
Unzuträglichkeiten und Verschleppungen mit sich führen. 

Um dem vorzubeugen, ist nun, und zwar soweit ich es übersehen kann, von 
allen Bundesstaaten der Ausweg getroffen, dass die Kosten der Zwangserziehung stets 
aas öffentlichen Mitteln zu tragen sind, und dass dabei nur ein Bückgriff auf das 
Vermögen des Minderjährigen oder der zu seinem Unterhalte Verpflichteten vor- 
behalten wird. 

Da nun aber nach den thatsächlichen Verhältnissen derjenigen Kreise, aus 
denen die weitaus überwiegende Zahl der Zwangszöglinge hervorgehen wird, dieser 
Regressanspruch recht weni^ bringen wird, so ist es nicht zu verwundern, dass die 
Frage auftauchte, ob es mit Rücksicht auf die Höhe der entstehenden Kosten der 
Zwangserziehung nicht angezeigt sei, den Kreis der Minderjährigen, bei denen 
Zwangserziehung auf öffentliche Kosten zulässig sein soll, von vornherein en^er 
zu ziehen, als es im B. G. B. geschehen ist. Dass dies an sich gesetzlich statthaft ist, 
kann nicht in Zweifel gezogen werden; denn das Reichsrecht bestimmt lediglich die 
Grenze, bis zu welcher ein Einschreiten des Vormundschaftsgerichtes gestattet sein 
soll; darüber, wer die Kosten, die durch dies Einsehreiten entstehen, zu tragen hat, 
enthält es keine Bestimmung. Allerdings würde es andrerseits der Stellang des 
Bundesstaates zum Reiche wenig entsprechen, wenn der Bundesstaat sich um die 
Ausführung der vom Vormundschaftsgerichte auf Grund des Reichsrechts getroffenen 
Anordnung gar nicht kümmern und, wie es bisher in Preussen hinsichtlich der vorhin 
angeführten Bestimmungen des A. L. R. der Fall gewesen ist, für die Sicherstellung 
der Ausführung der gerichtlichen Anordnung gar nicht sorgen würde. Die Frage 
konnte also nur die sein, inwieweit bei den reichsgesetzlichen Fällen der Zwangs- 
erziehung der einzelne Bundesstaat die Zwangserziehung auf öffentliche Kosten über- 
nehmen will. 

Das bisher Ausgeführte dürfte genügen, um in dieser recht schwierigen Materie 
das Verhältniss der Landesgesetzgebung zur Reichsgesetzgebung, bezüglich dessen es 
bisher meines Wissens an jeder eingehenden Darstellung fehlt, klar zu stellen. 

Ich recapitulire: Es ist Aufgabe der Landesgesetzgebung, zu bestimmen: 

1. inwieweit die Zwangserziehung in den reichs gesetzlich geordneten Fällen 
auf öffentliche Kosten erfolgen soll, 

2. ob und in welchem Umfange von dem Vorbehalte des Artikel 135 E. G. 
Gebrauch gemacht und die Zwangserziehung in anderen, als den reichs- 
gesetzlich geregelten Fällen für zulässig erklärt werden soll, 

3. wie das Verfahren vor dem Vormundschaftsgerichte bezüglich der Anordnung 
der Zwangserziehung des Näheren zu regeln ist, 

4. in welcher Weise, durch welche Behörden und auf wessen Kosten die Zwangs- 
erziehung auszuführen ist. 
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Da88 es sich dabei empfiehlt, die Fragen 3 and 4 in einheitlicher Weise für die 
Fälle der reichsgesetzlichen wie der landesgesetzlii'hen Zwangserziehung zu regeln, 
bedarf wohl keiner weiteren Aosfahrong. Und auch das ist ohne Weiteres klar, dass 
ein gewisser Zasammenhang zwischen den vier Fragen besteht; doch dürfte et sich 
immerhin empfehlen, jede der Fragen hier gesondert für sich za behandeln. 

Lassen sie mich nunmehr zu dem prenssischen Gesetzentwürfe übergehen. Wir 
wollen ihn einer kritischen Besprechnng dahin unterwerfen, wie er die yier eben auf- 
gestellten Probleme zu lösen vorschlügt. 

I. 

Ich beginne also mit den reichsgesetzlichen Fftllen. Von diesen Iftsst der 
preuseische Entwurf zwei Fälle ganz ausser Betracht, den des § 56 R. St. G. B. und 
den des § 1681 B. G. B. 

§ 56 R. St. G. B. ordnet bekanntlich an, dass bei einem Angeschuldigten im 
Alter von 12 — 18 Jahren, der eine strafbare Handlung begangen, aber die zur 
Erkenntniss ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht nicht besessen hat, der Straf- 
richter zu bestimmen hat, ob er seiner Familie überwiesen oder in eine Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt gebracht werden soll, und dass in letzterem Falle die der Anstalt 
vorgesetzte Verwaltung^ehOrde zu bestimmen hat, wie lange er dort zu behalten ist; 
nur darf dies nicht über das vollendete 20. Lebensjahr hinausgehen. Die Zwangs- 
erziehung ist also hier bereits gesetzlich geregelt, und zwar nach mehrfacher Richtung 
hin anders, als bei den sonstigen reichsgesetznehen Fällen: 

a) Die Anordnung* der Zwangserziehung erfolgt nicht durch den Vormundschafts- 
richter, sondern durch den Strafrichter. 

b) Die Unterbringung in einer fremden Familie ist unzulässig; der Betreffende 
muss, falls er nicht vom Strafrichter der eigenen Familie überwiesen wird, was nichts 
Anderes bedeutet, als dass eine Zwangserziehung überhaupt nicht fflr erforderlich 
erachtet wird, in einer Anstalt untergebracht werden. 

c) In der Anstalt darf er nur bb zum 20. Lebensjahre behalten werden, während 
nach dem B. G. B. die Zwangserziehung auf die ganze Zeit der Minderjährigkeit, also 
bis zum vollendeten 21. Lebensjahre, ausgedehnt werden kann. 

d) Das Vormundscbaftsgericht kann nicht, wozu es bei den anderen Fällen der 
Zwangserziehung nach § 1671 B. G. B. berechtis^t ist, die Zwangserziehung jederzeit 
aufheben, sondern über die Aufhebung entscheidet allein eine bestimmte Verwaltungs- 
behörde; in Preussen, wo für diese Art der Zwangserziehung fünf staatliche Anstalten 
bestehen, der zuständige Regierungspräsident. 

Diese Verschieoenhelten weraen es vom Standpunkte der Gesetzes technik aus 
unzweifelhaft sehr erschweren, die Fälle des § 56 R. St. G. B. in das neue Gesetz mit 
hineinzubeziehen. Andrerseits aber muss darauf hingewiesen werden, dass die Zwangs- 
erziehung in den Fällen des § 56 R. St. G. B. in ihrem Wesen nichts Anderes sein 
kann und nichts Anderes sein soll, als in allen andern Fällen, und dass es sich 
deshalb empfiehlt, die Bestimmungen Ober die Ausführung der Zwangserziehung in 
den Anstalten einheitlich zu treffen. Dies ist in den meisten andern Bundesstaaten 
auch in der Art geschehen, dass in einem der Schlnssparagraphen des Gesetzes gesagt 
ist: Die Bestimmungen der and der Paragraphen finden auf die Fälle des § 56 
R. St. G. B. entsprechende Anwendung. 

Was dagegen den § 1631 B. G. B. betrifft, so stimmen alle mir bekannt gewordenen 
Landesgesetze darin überein, dass dieser Parsgraph bei der Neuregelung der Zwangs- 
erziehung ausser Betracht gelassen wird. Die Erwägung hierbei dürfte folgende 
gewesen sein. In den weitaus meisten Fällen, wo Vater oder Mutter die Unterbringung 
ihres Kindes in fremde Erziehung selbst beantragen, und wo das Vormundschaftsgericht 
eine solche weitgehende Maassregel wirklich für nothwendig erachtet, wird die Sache 
entweder so liegen, dass die Armenverwaltung ihre Schuldigkeit nicht gethan hat, und 
wo es deshalb richtig ist, diese Behörde zur Unterbringung des Kindes anzuhalten; 
oder es wird die Verwahrlosung schon einen so hohen Grad erreicht haben, dass die 
Zwangserziehung zur Verhütung des völligen sittlichen Verderbens des Kindes erforder- 
lich ist, so dass also ein Einschreiten auf Grund der gemäss Artikel 135 E. G. erlassenen 
landesgesetzlichen Vorschriften stattfinden kann. Dass auch Fälle möglich sind, in 
denen weder die eine noch die andere Voraussetzung vorliegt, ist ja nicht zu bestreiten. 
Allein solche, sicherlich nicht sehr zahlreichen Fälle wird man besser dem ergänzenden 
Eingreifen der freien, kirchlichen und privaten Liebesthätigkeit überlassen, die gerade 
da am Platze erscheint, wo die Eltern in echter und rechter Elternliebe sich freiwillig 
von ihrem Kinde lieber trennen und es fremder Erziehung überlassen wollen, als 
zuzusehen, dass es dem Zuchthaus entgegensteuert. An privaten Veranstaltungen, 
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welche fOr solche Kinder zu sorgen bereit sind, fehlt es glücklicherweise auch in 
onserm Vaterlande nicht. Es wird Sache des Vormondschaftsrichters sein, sich hierüber 

fenügende Informationen za yerschaffen und dann die Vermittlerrolle zwischen den 
Item und der Wohltätigkeitsanstalt zu übernehmen, ohne dass es dabei eines 
besonderen Beschlussyerfahrens, das gerade für solche EUtem sehr peinlich sein müsste, 
bedürfen wird. 

Allerdings soll nicht verschwiegen werden, dass die Sache auch ihre bedenkliche 
Seite hat Wer die Verhältnisse in derartigen Wohlthätigkeitsanstalten kennt, weiss, 
dass es gamicht selten yorkommt, dass ein Vater sein Kind, mit dessen EIrziehung er 
nicht r^ht fertig wird, freiwillig der Anstalt überläset und Anfangs grosse Freude 
aber die Aufnahme des Kindes äussert; dann aber nach einiger Zeit seine Ansicht 
ändert und das Kind zurückfordert, regelmässig nicht ans idealen Motiven, sondern 
weil er von dem Kinde, das inzwischen herangewachsen ist, einen pecuniären Vortheil 
durch dessen Erwerbsthätigkeit anstrebt. Die Anstalten können sich durch Verträge, 
welche sie häufig bei der Aufnahme der Kinder mit dem Vater abschliessen, hiergegen 
nicht sichern; denn solche Verträge entbehren, wie das Reichsgericht wiederholen tlich 
ausgesprochen hat, der Rechtsgültigkeit, da ein Verzicht des Vaters auf die Sorge 
für die Person des Kindes ungültig ist und darüber nicht gültig pactirt werden kann. 
Dies trifft auch nach den Bestimmungen des B. G. B. zu. Doch wird jetzt in manchen 
Fällen, wo der Vater sein Kind aus der Anstalt vor Beendigung der Erziehung zurück- 
fordert, der § 1666 eine Hilfe gewähren, falls nämlich das Vormundschaftsgericht in 
dem Zur&ckfordern nach Lage der Verhältnisse eine Vernachlässigung der Erziehung 
und eine Gefährdung des Wohls des Kindes festzustellen vermag. 

Wichtiger als die Nichterwähnung der Fälle des S 55 R.StG.B. und des 
% 1631 B. G. S. erscheint mir der Umstand, dass der preussische Entwurf auch in den 
Fällen der S§ 1666 und 1828 B. G. B. die Zwangserziehung auf Offentliehe Kosten nur 
anter Einschränkungen zulässt. Das würde zunächst die unerfreuliche Folge haben, 
dass in den Fällen, in denen das Vormundschaftsgericht gemäss §§ 1666 und ISS B. G. B. 
die Zwangserziehung anordnet, obwohl diese Fälle nicht unter das preussische Landes- 
gesetz fauen, nicht nur die Ausführung der Zwangserziehung, die dann ganz in den 
Händen des Vormundschaftsrichters liegen würde, sich abweichend von den andern 
Fällen gestaltet, sondern dass auch bei der Anordnung der Zwangserziehung nicht das 
in dem Landesgesetze geordnete Verfahren stattfindet, sondern das abweichend ge- 
regelte Verfahren nach dem Reichsgesetze über die Ajigelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Man wird mit Rücksicht auf die dadurch entstehenden Unzuträglich- 
keiten es sich doppelt überlegen müssen, ob wirklich genügender Anlass zu den Ein- 
schränkungen vornanden ist. 

Die Einschränkungen des Entwurfes sind nun zweifacher Art: einmal soll in 
den Fällen der §§ 1666 und 1838 B. G. B. die Zwangserziehung nur stattfinden, wenn 
der Minderjährige das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, und sodann zweitens 
nur dann, wenn die Zwangserziehung erforderlich ist, um die sittliche Verwahrlosung 
des Minderjährigen zu verhüten. 

Gegen die Festsetzung der oberen Altersgrenze auf das 18. Lebensjahr ist rein 
sachlich kaum etwas einzuwenden; denn thatsächlich dürfte in einem höheren Lebens- 
alter ein günstiger Erfolg von der Anordnung der Zwangserziehung nur sehr selten 
zu erwarten sein. Diese fjrwägung wird aber jedes verständige Vormundschaftsgericht, 
und eventuell das Beschwerdegericht, auch anstellen, und es wird höchstens bei einem, 
in körperlicher und geistiger Beziehung hinter seinem Alter zurückgebliebenen Menschen 
über 18 Jahren in vereinzelten Fällen einmal die Zwangserziehung wirklich angeordnet 
werden. Diese ganz vereinzelten Fälle, die in den ersten Jahren nach Inkrafttreten 
des Gesetzes wonl vorkommen können, später aber ausgeschlossen sein dürften, da 
man von jetzt ab gegen solche Individuen bereits frühzeitiger einschreiten wird, lassen 
es sicherlich nicht — und zwar auch vom Standpunkte der Kostenerspamiss nicht -* 
gerechtfertigt erscheinen, eine doch immerhin missliche Correctur — zwar nicht im 
Reditssinne, aber in thatsächlicher Beziehung — an dem Reichsrechte vorzunehmen. 

Vom Kostenstandpunkte aus schwererwiegend ist die zweite Einschränkung, dass 
nämlich die Zwangserziehung nur eintreten soll, wenn das sittliche Wohl desl^indes 
gefährdet ist. Die Anordnung der Zwangserziehung würde danach ausgeschlossen sein, 
wenn lediglich eine Gefährdung des körperlichen oder, um den Sprachgebrauch des 
B. G. B. beizubehalten, des leiolichen Wohls in Frage steht. In aen meisten Fällen 
wird nun allerdings die leibliche Verwahrlosung mit der sittlichen Hand in Hand 

fehen; man wird den alten Satz mens sana in corpore sano wohl dahin umgestalten 
önnen: in corpore non sano mens non sana. Aber, es werden immerhin eine Anzahl 
Fälle bleiben, wo das Vormundschaftsgericht eine erhebliche Gefährdung des leiblichen 
Wohles, nicht aber eine Gefährdung des sittlichen Wohles festzustellen in der Lage 
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ist, z. B. der Fall, cüue Vater oder Mattefr das Kind brutal misshaiMMi und das 
leibliche Wohl desselben geffthrden, ein Fall, der nnsweifelhaft unter § 166^ gehört. 
Hat der Staat hier nicht auch ein Literesse daran, dass das Kind in anderweü^ Er- 
ziehung gebracht und so vor weiterer Gefährdung seines leiblichen Wohles gescMtzt 
wird? Ich glaube, der Staat ist an dem leiblichen Wohle der heranwachsenden Jugettd 
hinreichend interessirt, um auch in diesen Fällen die Kosten der anderweitigen Ein- 
ziehung zu übernehmen. Und, wenn Hessen, Württemburg, Elsass-Lothrin^n, Anhalt, 
Oldenburg, Brauns^hweig nicht vor den Mehrkosten zurückgeschreckt smd, welche 
durch die Hereinziehung dieser, übrigens auch kaum sehr zahlreichen Fälle in den 
Kreis der auf öflPentliche Kosten ausgeführten Zwangserziehung entstehen, so braucht 
dies wohl auch das Königreich Preussen nicht zu thun. 

Ich komme also hier zu dem Schlüsse: es empfiehlt sich, die in dem preussisehen 
Entwürfe enthaltenen Einschränkungen bezüglich der auf ÖflPentliche Kosten erfolgenden 
Zwangserziehung bei den Fällen der S§ 1666 und 1838 B. G. B. zu beseitigen. 

n. 

Was nun die landesgesetzlichen Fälle der Zwangserziehung betrifPl, so ist es 
jnit grosser Freude zu begrüssen, dass hier der preussische Entwurf von dem reiche- 
gesetzlichen Vorbehalte in einem Umfange Gebrauch gemadit hat, der nichts mehr 
zu wünschen übrig lässt. 

Zunächst wird in § 2 Ziffer 2 des Entwurfs die Voraussetzung für die Zwangs- 
erziehung im Falle des § 65 R. St. G. B. genau so geregelt, wie es in dem bisherigen 
Gesetze vom 13. März 1878 geschehen ist, nur dass die bisherige untere Altersgrenze 
von sechs Jahren in Fortfall kommt. Das ist ein entschiedener Fortschritt; denn leider 
zeigen sich nicht selten bei einem Kinde verbrecherische Neigungen schon vor dem 
vollendeten sechsten Lebensjahre, und es ist erforderlich, dass rechtzeitig eingeschritten 
und hiermit nicht bis zum vollendeten sechsten Lebensjahre des Kindes gewartet wird, 
wie es bbher geschehen musste. 

Sodann lässt der Entwurf in Ziffer 3 des § 2 die Zwangserziehung bei Mindei^ 
jährigen bis zum vollendeten 18. Lebensjahre zu, wenn sie wegen Unzulänglichkeit 
der erzieherischen Einwirkung der Eltern oder sonstigen ErjEieher oder der Schale zur 
Verhütung des völligen sittlichen Verderbens nothwendig ist. Damit ist in ausreichender 
und zutreffender Weise das ganze grosse Gebiet der sogenannten objecüven Verwahr- 
losung getroffen, d. h. der Verwahrlosung, bei der es, wie der Staatssecretär Nieberding 
in der Keichstagssitzung vom 27. Mai 1896 zutreffend ausführte, nicht darauf ankommt, 
wo die Schuld und die Ursache der Verwahrlosung zu suchen ist, ob bei den Eltern 
oder bei dem Kinde oder in den allgemeinen Lebensverhältnissen, sondern wo aliein 
entscheidend die Thatsache ist dass das Kind verwahrlost ist, und dass ein öffentliches 
Interesse für eine staatliche Fürsorge vorhanden ist. Die Ziffer 3 des § 2 stellt sich 
in der That als eine clausula generalis dar, mit der man bei richtiger Anwendung der 
hohen socialen Aufgabe der Zwangserziehung gerecht werden kann. 

Vor Allem möchte ich hervorheben, dass es mit Hilfe dieser Ziffer 3 des § 2 
möglich sein wird, den vielen Mängeln, welche unser St. G. B. bei seinen Bestimmungen 
über jugendliche Verbrecher enthält, und auf die ich in meinem frtthwen Vortrage des 
Näheren eingegangen bin — zu niedrige Altersgrenze der Straf mtlndigkeit; die unxo- 
treffende Unterscheidung je nach der zur EIrkenntniss der Strafbarkeit der Handlung 
erforderlichen Einsicht; die Unmöglichkeit, neben oder statt der Strafe auf Zwangs- 
erziehung zu erkennen — , einigermaassen entgegenzuwirken." Man wird nunmehr unter 
gleichzeitiger Anwendung des Allerhöchsten Emsses vom 23. October 1895 in der Lage 
sein, in den geeignet erscheinenden Fällen bei einem zu Strafe verurtheilten Jugendlichen 
die Strafvollstreckung vorläufig auszusetzen und statt dessen bei dem Vormundschafts- 
gerichte die Anordnung der Zwangserziehung zu beantragen, und es kann, falb sich 
der ZwaugszögUng dann gut führt, im Wege der Begnadigung die Strafe in Fortfall 
gebracht werden. Man ist aber auch femer in der Lage, in denjenigen Fällen, wo 
wegen der Schwere der begangenen strafbaren Handlung zunächst die Vollstreckung 
der erkannten Strafe angezeigt erscheint, gleichzeitig einen Beschluss des Vormundschafts- 
gerichts auf Zwangserziehung herbeizuführen und so dem Jugendlichen nach vollstreckter 
Strafe eine geordnete EIrziehung zu Theil werden zu lassen. 

in. 

Ich komme nunmehr zu der dritten Frage: Wie ist das Verfahren vor dem Vor- 
mundschaftsgerichte geregelt? 

Sie erinnern sich vielleicht, dass ich bei meinem früheren Vortrage vorgeschlagen 
hatte, die Entscheidung über die so wichtige Maassre^el der Zwangserziehung, die 
einen so erheblichen Eingriff in die Freiheit der Familie enthält, nicht in die Hand 
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eines Eiozelneo, des Amtsrichters, eü legen, sondern dem Richter geeignete, mit den 
iocftloi Verhftltnissen vertraute Personen zur Seite zvt stellen, also eine Art Schöffen- 
gericht für das Verfahren zu bilden. Ich will auf diesen Vorschlag hier nicht n&her 
zurückkommen, weil ich ihn bei der besonders in Preussen gegen die Zuziehung von 
Laien yorhandenen Abneigung z. Z. für aussichtslos halte; ich wollte «her nicht un- 
gesagt sein lassen, dass ich an der Idee festhalte, und dass mich die vielfach dagegen 
erhobenen Elinwendungen in keiner Weise überzeugt haben. Die Möglichkeit, landes- 
gesetzUch die Zuziehung von Laien bei der Entscheidung einzuführen, ist durch Art. 147 
des E. G. zum B. G. B., im Zusammenhange mit Art. 3 desselben Gesetzes, gegeben. 

Dagegen möchte ich einen anderen Vorschlag, den ich bei meinem trüberen 
Vortrage gemacht hatte, nochmals zur EIrwägung stellen, nämlich den, einen besonderen 
Beamten — den Jugendanwalt, wie ich ihn nannte, — mit der Ermittelung über die 
FAlle, in denen eine Verwahrlosung vorliegt und mit der Stellung des Antrags auf 
Zwangserziehung zu beauftragen. 

Die Begründung zu dem preussischen Entwürfe sagt wörtlich: »Um die An- 
ordnung in allen Fällen, in denen sie aus straf- und socialpolitbchen Gründen geboten 
erscheint, sicherzustellen, ist es nothwendif^, Organe zu bestimmen, denen die Stellung 
des Antrags auf Zwan^erziehung gesetzlich obliegt.* Dies ist genau Das, was ich 
vor acht Jahren für die Einsetzung des Jugendanwaltes anführte. Leider zieht nur 
der Entwurf aus den angeführten zutreffenden Worten eine Folgerung, die ich allerdings 
nicht erwartet hätte; er bezeichnet nämlich als das geeignetste Organ für diese, von 
ihm als besonders wichtig hingestellte Thätigkeit: den Landrath. Ich will nun nicht 
besonderes Gewicht darauf legen, dass unser viel beschäftigter Landrath gamicht die 
Zeit hat, sich dieser ihm neu aufgebürdeten Aufgabe intensiv zu widmen, und dass 
die Sache in der Praxis wahrscheinlich darauf hinauslaufen würde, dass im Wesentlichen 
der Kjeissecretär die Angelegenheit zu besorgen hätte, ich will auch nur nebenbei 
erwähnen, dass die Beauftragung des Landraths mit diesen Functionen an kleinen 
Orten eine Quelle von Conflicten zwischen Landrath und Amtsrichter abgeben wird. 
Mein Haupteinwand besteht darin, dass der Landrath politischer Beamter ist, und 
dass wir uns gerade bei der weiten Ausdehnung, die wir der Zwangserziehung jetzt 
geben, vor Nichts so sehr zu hüten haben, als auch nur den Verdacht aufkommen zu 
lassen, dass die neue Maassregel in irgend einer Weise mit der Politik, mit politischen 
Anschauungen verauickt werden könnte. Hier heisst es: principiis obsta! 

Ich weiss wirklich nicht, ob ich es nicht lieber noch bei dem alten, nach dem 
Gesetze von 1878 bestehenden Verfahren, wonach jeder Mann aus dem Volke und 
jede Behörde den Antrag auf Zwangserziehung stellen kann, bewenden lassen würde, 
als dem Landrath die Functionen des alleinigen Antragstellers zu geben? 

Aber auch das bisherige Verfahren kann nicht beibehalten werden. Bedenken 
Sie, dass im Jahre 1898 in Preussen auf 1447 Beschlüsse, welche die Zwangserziehung 
für erforderlich erklärten, 2534 Beschlüsse auf Zurückweisuns des Antrags auf Zwangs- 
erziehung erffingen. Wenn diese grosse Zahl zurückweisender Beschlüsse bei den eng 
begrenzten Voraussetzungen, welche das bisherige Gesetz für die Zwangserziehung 
aufteilte, möglich war, wie gross würde wohl bei dem erweiterten Kreise der nach 
dem neuen Gesetze der Zwangserziehung unterworfenen Personen, der clausula generalis 
der Ziffer 3 des § 2, die Zahl werden? Dass damit den Gerichten — und zwar nicht 
blos den Amtsgerichten, sondern auch den Landgerichten in der Beschwerdeinstanz — 
eine Unsumme nutzloser Arbeit gemacht würde, kommt nicht so sehr in Betracht, 
als der schwere Missbrauch, welcher mit einem unbeschränkten oder wenig beschränkten 
Antragsrechte getrieben werden kann. Aus Hass, Bosheit und niedriger Gesinnung, 
oder auch nur aus einem moralischen oder reli^ösen Uebereifer könnten gerichtliche 
Verfahren herbeigeführt werden, welche, wenn sie auch schliesslich zu einer Ablehnung 
des Antrags führten, der betreffenden Familie die grössten Unannehmlichkeiten und 
die peinlichsten Verlegenheiten bereiten wtirden. Nein, wenn das neue Gesetz nicht 
ebenso grosse Gefahren heraufbeschwören soll, als es zu beseitigen beabsichtigt, so ist 
die erste Voraussetzung, dass das Antragsrecht einem in keinerlei Weise persönlich 
interessirten Beamten übertragen wird, der sich der vollen Verantwortlichkeit, die er 
mit der Stellung seines Antra^ges übernimmt, bewusst ist! 

Wenn die Herrenhaus-Commission vorschlägt, in Städten mit mehr als 10 000 Ein- 
wohnern neben dem Landrathe auch dem Gemeindevorstande und in Stadtkreisen 
überhaupt dem Gemeindevorstande die Functionen des Antragstellers zu übertragen, 
so «Bcheint mir dies gleichfalls nicht zulässig, weil der Gemeindevorstand an der An- 
ordnung der Zwangserziehung mit Rücksicht auf die von ihm geführte Armen- 
verwaltung materiell zu sehr mteressirt ist. Wird die Armen Verwaltung doch durch 
die Zwangserziehung vielfach von Armenkosten befreit, die sie bereits zu zahlen hat 
oder die mr wenigstens für die Zukunft drohen. 
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Meine Herren, ich bleibe bei meinem früheren Vorschlage: zur erfolgreichen 
Durchfuhrung des neuen Qesetzes ist die Anstellung eines besonderen Jugendanwalts 
nothwendig. Dass es an Personen nicht fehlen wird, die sich zu diesem Amte 
qualificiren, davon bin ich überzeugt, und ich möchte nur auf eine Kategorie von 
Männern besonders hinweisen, die dabei in Betracht kommen konnten, es sind die 
pensionirten Offiziere. Ein grosser Theil dieser Herren wird gern eine solche, ihren 
socialen Verhältnissen entsprechende und ihnen sympathische B^häftigung annehmen, 
die ihnen neben der Pension eine kleine Nebeneinnahme bringt. Die Erfahrungen, 
die wir bei gemeinnützigen Unternehmungen, bei denen sich schon heute nicht selten 
pensionirte Ofiiciere in besoldeten Stellen befinden, gemacht haben, sind durchweg 
gute .gewesen. 

Dabei ist es, wie ich schon bei meinem früheren Vortrage ausgeführt habe, 
keineswegs nöthig, an jedem Amtsgerichtssitze einen Jueendanwalt im Hauptamte zu 
bestellen. Man wird vielmehr entweder mehrere Amtsgenchtsbezirke für diesen Zweck 
zusammenlegen oder an den kleinen Orten einen Beamten im Nebenamte mit den 
Functionen eines Jugendanwalts betrauen können, insbesondere wird sich dazu häufig 
der Amtsanwalt eignen. 

Auf einen Einwand gegen meinen Vorschlag möchte ich aber noch mit einigen 
Worten eingehen. Man hat mich vielfach gefragt, wie ich mir die Eingliederung der 
Jugendanwälte in die Behördenorganisation vorstelle? Nun, ich würde sie als Hilfs- 
organe der Staatsanwaltschaft unterstellen, in gleicher Welse, wie es bei dem Amts- 
anwalt der Fall ist. Die Staatsanwaltschaft ist bei uns diejenige Behörde, die auch 
sonst die staatlichen Interessen wahrzunehmen hat und die in ständiger Fühlung mit 
den Gerichten steht. Wie sie in dem Entmündigungsverfahren (vgl. §§ 652, 656, 659, 
663 C. P. O.) bei den Gerichten und erforderlichenfalls auch gegen die Gerichte die 
Interessen allgemeiner Art geltend zu machen hat, so soll sie es auch hier thun; nur 
mnss man ihr für die Erfüllung dieser neuen Aufgabe die erforderlichen Hilfskräfte 
zur Verfügung stellen. 

Meine Herren, ich komme hiernach bezüglich der dritten Frage zu dem Schlüsse : 
der für diese Frage maassgebende § 4 des Entwurfs muss ganz umgearbeitet werden, 
und zwar dahin, dass zur Stellung des Antrags auf Zwangserziehung ausschliesslich 
ein als Jugendanwalt zu bestellender, dem Ersten Staatsanwälte an dem Landgerichte 
unterstehender Beamter befugt sein soll, an welchen sich Privatpersonen wie Behörden 
mit ihren Anzeigen bezüglich der Fälle, in denen sie Zwangserziehung für nöthig er- 
achten, zu wenden haben. Es sollte sodann weiterhin bestimmt werden, dass zur 
Einlegung der sofortigen Beschwerde gegen einen ablehnenden Beschluss des Vormund- 
schaftsgerichtes nur der Erste Staatsanwalt, gegen einen, die Zwangserziehung an- 
ordnenden Beschluss ausser ihm noch der gesetzliche Vertreter des Minderjährigen, 
eventuell auch der über 14 Jahre alte Minderjährige selbst, befugt sein solL 

IV. 

Und nunmehr zu der letzten Frage, der von der Ausführung der Zwangs- 
erziehung! 

Der preussische Entwurf hat hier in allen wesentlichen Punkten einfach die 
Bestimmungen aus dem Gesetze von 1878 herübergenommen. Das Wenige, was sich 
an neuen Bestimmungen vorfindet, ist von recht zweifelhaftem Werthe. 

Da wird zunächst im § 10 neben den bisherigen Arten der Ausführung der 
Zwangserziehung^ nämlich in Anstalten oder in einer fremden Familie, eine neue Art 
vorgeschlaj^en: die von der Verwaltungsbehörde beaufsichtigte Erziehung in der eigenen 
Familie. Es entspricht dies nun allerdings einem Vorschlage, der von der im Jahre 1891 
eingesetzten Commission der Internationalen Criminalistischen Vereinigung (Gruppe 
Deutsches Beich) gemacht worden ist, gegen den aber sofort, und zwar auch aus dem 
Kreise der Mitglieder der Internationalen Criminalistischen Vereinigung, erhebliche 
Bedenken erhoben wurden. Und ich muss dabei bleiben, dass diese E^enken gerecht- 
fertigte sind. Eine ernstgemeinte behördliche Beaufsichtignng eines Kindes, das sich 
in der elterlichen Obhut befindet, ist ohne Eindringen in (ue internen Angelegenheiten 
der Familie, das hart an eine Polizeiaufsicht grenzen würde, nicht ausführbar. Ist die 
Beaufsichtigung aber nur eine formelle, so läuft die Sache praktisch auf eine blosse 
Verwarnung hinaus, und die Verwaltungsbehörde wäre dadurch in die Lage gebracht, 
einen ihr nicht genehmen Zwangserzienungsbeschluss in recht bequemer Weise zu 
beseitigen. In der Begründung der Vorlage wird nun allerdings davon ausgegangen, 
dass die Zurückgabe des Kindes an die eigene Familie erst erfolge, nad^dem die 
Zwangserziehung ihre gute Wirkung ausgeübt habe, also als eine Art widerruflicher 
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EnÜAssting. In dem Qesetzentwurfe selbst aber ist diese Anschauung nicht sum Aus- 
drucke gekommen, yiebnehr spricht die Aufnahme der fraglichen Bestimmung in den 
§ 10, und nicht in den § 18, wo von der widerruflichen Entlassung die Rede bt, für 
die gegentheilige Auffassung. 

Wenn sodann im § 11 angeordnet wird, dase für den in einer Familie unter- 
gebrachten Zögling von dem Communalverbande eine geeignete Fürsorge für die 
Ueberwaehung der EIrziehung und Pflege anzuordnen sei, so entspricht dies zwar dem 
durchaas zutreffenden Gedauen, dass der EHolg der Unterbringung in einer fremden 
Familie wesentlich bedingt ist durch eine sorgfätige Aufsicht über das Verhalten der 
fremden Familie wie des Zöglings. Allein, es hfttte doch dabei auf die Frage ein- 
gegangen werden müssen, welches Verhältniss nun zwischen dieser, von der Verwaltungs- 
benOrde eingerichteten Fürsorge und dem vom Vormundschaftsgerichte bestellten Vor- 
munde oder Pfleger bestehen soll? und femer vor Allem, wie man sich die Stellung 
dieser Fürsorge zu dem Gemeinde -Waisenrath denkt, der nach gesetzlicher Bestimmung 
(§ 1850 B. G. B.) mit der Ueberwaehung der Erziehung und der körperlichen Pflege 
des betreffenden Minderjährigen beauftragt ist. 

Ebenso hfttte es bei § 13 einer Ek'örterung bedurft, wie sich die hier der Ver- 
waltungsbehörde übertragene Befugniss zur Aufhebung der Zwangserziehung mit 
der Bestimmung des § 1671 B. G. B. vertrftgt, nach welcher das Vormundschaftsgericht 
jederzeit befugt ist, die von ihm getroffene Anordnung der Zwangserziehung wieder 
aufzuheben. Beiden Behörden neben einander das Recht der Aufhebung der Zwangs- 
eniehung zu geben, könnte doch praktisch zu recht üblen Consequenzen führen. Das 
Richtige ist, wie es in Württemberg, im Königreich Sachsen, in Hessen und anderen 
Bundesstaaten geschehen ist, der Verwaltungsbebörde nur das Recht der vorlaufigen, 
widerruflichen Entlassung aus der Zwangserziehung zu ffeben, dagegen das Recht der 
definitiven Aufhebung der Zwangserziehung ausschliesslich dem Vormundschaftsgerichte 
zu belassen, derjenigen Behörde, von der die Maassregel angeordnet worden ist. 

Gänzlich uliberücksichtigt geblieben ist sodann der Vorschlag, für die Einführung 
der Zwang^rziehung besondere Erziehungsämter zu bilden, wie ein solches bereite 
seit Jahren in Hamburg besteht. In dem Erziehungsamte sollten neben Verwaltungs- 
beamten und Juristen vor Allem Pädagogen, aber auch Aerzte ihren Sitz haben. Der 
Vorschlag, welcher ja auch von mir in meinem früheren Vortrage gemacht worden ist, 
wurde von der vorher erwähnten Commission der Internationalen Criminalistischen 
Vereinigung eingehend begründet und hat wohl überall Beifall gefunden; wenigstens 
ist mir ein Wiaerspruch gegen den Grundgedanken des Vorschlags nicht b^umnt 

geworden ; es sind nur Meinungsverschiedenheiten bezüglich der Zusammensetzung und 
Organisation des Erziehungsamtes geäussert worden. In einer vortrefflichen Denk- 
schrift hat sich dann noch im Jahre 1898 der Centralausschuss für die Innere Mission 
für die Einsetzung solcher Erziehnngsämter, und zwar je eines für jede preussische 
Provinz, ausgesprochen. 

In der That ist schon die Entscheidung darüber, ob ein verwahrlostes und der 
Zwangserziehung überwiesenes Kind in einer Anstalt oder in einer Familie unter- 
gebracht werden soll, eine so schwierige und so schwerwiegende, dass man die Ent- 
scheidung hierüber nicht ganz in die Hände einer einzelnen Person legen darf. Aber 
auch die Ueberwaehung der weiteren Ausführung der Zwangserziehung erfordert 
Fähigkeiten und Kenntnisse, wie sie sich schwerlich in einer Person vereinigt finden 
werden. Ich will dabei nur besonders die ärztliche Ueberwaehung hervorheben. Bei 
der Mehrzahl der verwahrlosten Rinder muss nicht nur ein moralischer, sondern auch 
ein leiblicher Reinigungsprozess vorgenommen werden, wenn man von der Zwangs- 
erziehung günstige Folgen erhoffen soll. Der Satz mens sana in corpore sano gilt 
auch hier. Diese Gründe sprechen nach meiner Meinung überzeugend für die Ein- 
setzunff besonderer Erziehungsämter. 

Nun mag ja die preussische Staatsregierung Bedenken gesren eine solche neue 
Behörde haben, aber solche Bedenken hätten doch in der amuicnen Begründung des 
Entwurfes angeführt werden müssen, und man hätte nicht einen Vorschlag, der bisher 
von Allen, die sich zur Sache geäussert haben, aufgestellt worden ist, einfach todt- 
achweigen sollen. 

Ueberhaupt enthält die Begründung über die Frage der Ausführung der Zwangs- 
erziehung nur Weniges. Sie beschäftigt sich dabei eingehend lediglich mit dem Kosten- 
punkte und mit der Frage, wie die Kosten zu vertheilen sind. Auch da kommt sie 
zu dem Schlüsse, dass die bisherige Art der Kostenvertheilung einfach beizubehalten 
sei, wonach dem Ortsarmenverbande die durch die Einlieferung des Zwangszöglings 
und seine erste Ausstattung entstehenden Kosten zur Last fallen, die übrigen Kosten 
je zur Hälfte vom Staate und vom Kommunalverbande getragen werden. 
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Nun ifit es sicherlich richtig, dass zwischen den erwähnten drei Factoren die 
Kosten vertheilt werden müssen: der Staat hat einen Theil der Kosten zn tragen, 
weil ein staatliches Interesse vorliegt, dass aus den verwahrlosten ond gefährdeten 
Kindern ordentliche, für das Gemeinwesen brauchbare Bdrffer erzogen werden, nnd 
weil er femer dadurch, dass die Kinder der drohenden VerDrecherlaufbahn entrissen 
werden, erhebliche Ersparnisse in seiner Qefängnissverwaltung macht. In gleicher 
Weise wird der Gommunalverband durch die Zwangserziehung in den von ihm zu 
tragenden Kosten der Correctionsanstalten erleichtert, und er ist ausserdem noch als 
Landarmenverband materiell an der Zwangserziehung interessirt. Für die Ortsarmen- 
verbände endlich ergiebt sich, wie schon vorhin ausgeführt wurde, aus der Zwangs- 
erziehung recht vielfach eine Erspamiss an Armenkosten. 

Aber eine andere Frage ist es, ob die gegenwärtige Art der Vertheilung der 
Kosten unter diesen Factoren eine rationelle ist? Und hier möchte ich nur ein 
Moment hervorheben: es ist die grosse Verschiedenheit in der Höhe des Betrages, der 
nach dem bbherigen Vertheilungsmodus den einzelnen Communalverbänden für die 
Zwangserziehung vom Staate eezahlt wird. Der Staat hat nämlich auf die Höhe der 
Kosten, die der Gommunalverband für den Zwangszögling gebraucht, eigentlich gar 
keinen Einfluss, sondern es werden rein mechanisch die Gesammtkosten, cue zunächst 
der Gommunalverband auslegt, getheilt und die sich ergebende Hälfte vom Staate zu- 
rück erstattet. Nun arbeiten aber die Gommunalverbände recht verschieden, der eine mehr, 
der andere weniger sparsam, und es entstehen geradezu coloesale Differenzen zwischen 
den von den einzelnen Gommunalverbänden pro Kopf und Jahr gebrauchten Kosten. 

Hierfür einige wenige Ziffern! .Die Stadt Berlin, die einen eigenen Gommunal- 
verband bildet, verbrauchte im Rechnungsjahre 1897/98 pro Kopf des Zwangszöglings 
205 M., der Gommunalverband für Ostprenssen dagegen nur 109 M., der Gommunal- 
verband der Rheinprovinz verbrauchte 179 M., der Gommunalverband für Pommern 
nur 111 M. Die Folge dieser Verschiedenheit in den aufgewendeten Kosten ist, dass 
der Staat für jeden Zwangszögling der reichen Stadt Berlin 102,50 M., und für jeden 
Zwangszögling der reichen Rheinprovinz 80,50 M. erstattete, dagegen den ärmeren 
Provinzen Ostpreussen und Pommern nur 54,50 resp. 55,50 M. zahlte. 

Das entspricht doch sicherlich nicht dem Principe der ausgleichenden Gerechtig- 
keit, welches auch für das Verhältniss des Staates zu den einzelnen Provinzen seine 
Berechtigung hat. Würde es diesem Principe nicht besser entsprechen, wenn der 
Staat einheitlich für die ganze Monarchie einen festen Zuschuss pro Kopf des Zwangs- 
zöglings zahlen würde, einen Zuschuss, dessen Höhe nach dem durchschnittlichen 
Betrage zu berechnen wäre, den die Erziehung eines Zwangszöglings innerhalb der 

fanzen Monarchie erfordert? Dieser durchschnittliche Betrag belauft sich nach meinen 
usammenstellungen auf rund 150 M. pro Kopf. Wenn der Staat hiervon die Hälfte, 
also 75 M., den Gommunalverbänden zahlen würde, so würden die ärmeren Provinzen 
erheblich entlastet, während es nicht unbillig erscheint, die reiche Stadt Berlin für den 
Luxus, dass sie sich Erziehungsanstalten in unmittelbarster Nähe der Stadt, auf theurem 
Terrain und theuer gebaut, errichtet hat, entsprechend aus dem eigenen Säckel zahlen 
zu lassen. 

Die Herrenhaus -Gommission hat den Gesetzentwurf hinsichtlich der Kosten- 
vertheilung in einer andern Weise abändern zu sollen geglaubt. Sie hat es nämlich 
zwar dabei belassen, dass der Staat die Hälfte der Baukosten den Gommunalverbänden 
zu erstatten habe, sie hat aber den Zuschuss des Staates zu allen übrigen Ausgaben, 
also zu den laufenden Verwaltungskosten, von V> &°^ V* erhöht. Eine Erklärung der 
Staatsregierung, ob sie den durch diesen Vorschlag herbeigeführten erheblichen Mehr- 
aufwand für die Zwangserziehung auf sich zu nehmen bereit ist, ist noch nicht ab- 
gegeben. Sollte die Staatsregierung dazu bereit sein, so erscheint mir die Frage sehr 
naheliegend, ob es sich dann nicht mehr empfehlen würde, das der Staat die Zwangs- 
erziehung in die eigene Hand nimmt, und sich den nunmehr geringeren 
Beitrag der Gommunalverbände von diesen erstatten lässt? 

Ich kann selbstverständlich hier das grosse Problem ^Staatsverwaltung oder 
Selbstverwaltung durch die Gommunalverbände?* nicht erörtern; doch das ist ohne 
Weiteres klar, dass der Staat in seinen Regierungen Organe besitzt, die sich sehr wohl 
zur Ausfuhrung der Zwangserziehung eignen würden. In jeder Regierung sind neben 
den Verwaltungsbeamten ein oder mehrere Justiziare, Regierungs- und Schulräthe, 
Regierungs- und Medizinalräthe, Regierungs- und Bauräthe vorhanden, und man könnte 
so ohne Weiteres ein Kollegium zusammenstellen, in dem all die Kenntnisse und 
Fähigkeiten, welche zu einer rationellen Ausführung der Zwangserziehung erforderlich 
sind, vertreten wären. Und trotz ausreichender Decentralisation in der Verwaltung 
würde es so viel eher möglich sein, den Gharakter der Zwangserziehung als einer 
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staatliehen Maaasregel durch einheitliehe Leitung des ganzen Apparates von der 
CentralsteUe des Ministeriums aus sicher zu stellen, als bei Ueberlassung der Zwangs- 
erziehung an die Communalyerbände, von denen jeder einzelne die Zwangserziehung 
nach anderen Grundsfttzen handhaben kann; und wogegen auch das im § 20 des 
Entwurfs dem Ober^rftsidenten vorbehaltene Aufsichts- und Bevisionsrecht keinen 
genflgenden Schutz bietet. 

Wenn die Zwangserziehung in einem ttber ihr bisheriges Anwendungsgebiet so 
weit hinaus^henden Umianjg^ aaegefahrt wird, wie es vorgeschlagen ist, — die Be- 
gründung nimmt an, dase ndi cH« Zahl der ZwangszOglinge gerade verdoppeln würde 
— 80 musB man bu s ua i w e Ga ra nti en ffir eine einheitliche und zweckmftssiffe Durch- 
fOhranie 4er Mtuuumg ie l schaffen. Nach meiner Ueberzeugnng aber bieten die in dem 
Eiiwife enthaltenen Bestimmungen weder für die einheitliche noch für die rationelle 
Dwdifahrnng genüj^ende Garantien. 

Lassen Sie mich diesbezüglich nur ein paar Punkte herausgreifen. 

Dem Communalverbande ist es nach dem Entwürfe gestattet, die Zwangszöglinffe 
in bestehenden Privatanstalten unterzubringen. Nun ist es sicherlich durchaus zweck- 
missig und auch aus finanziellen Gründen geboten, die bereits vorhandenen Anstalten, 
soweit irgend angängig, auszunutzen. Aber es müssen Garantien geschaffen werden, 
dass die Privatanstalt, in welcher ein Zwangszdgling untergebracht wird, wirklich den 
Anforderungen genügt, die man an eine Zwangserziehnngsanstalt stellen mnss, und es 
muss femer eine geeignete Ueberwachung der Privatanstalt, in die ein Zwangszögling 
gebracht ist, stattfinden. Von Alledem enthält der Entwurf so gut wie nichts. Das 
Blindeste, was man fordern müsste, wäre doch, dass vor der Benutzung einer Privat- 
anstalt zur Unterbringung von Zwangszöglingen dieselbe durch geeignete staatliche 
Beamte daraufhin untersucht würde, od sie nach ihren baulichen Einrichtungen, nach 
den Vorkehrungen für die Gesundheit der Insassen, nach ihrem Lehrplane, nach der so 
überaus wichtigen Seite einer nothwendigen Beschäftigung der Insassen — insbesondere 
aoch mit lanowirtbschaftlichen Arbeiten — für den Zweck geeignet ist. In dem 
.freien^ England darf kein Zwangszögline in einer Privatanstalt untergebracht werden, 
oie nicht ein vom Ministerium ausgesteUtes Certificat darüber besitzt, dass sie den 
oben erwähnten Anforderungen genügt. Und dies Certificat kann jederzeit entzogen 
werden, wenn die Privatanstalt den Anordnungen nicht Folge leistet, die von einem 
der staatlichen Inspectoren, welche die Anstalten fortgesetzt visitiren, getroffen wird. 
Dem ^genüber findet sich der preussische Entwurf mit der laconischen Bemerkung 
ab: „In Betreff der Privatanstalten behält es bei den bisherigen Vorschriften sein 
Bewenden*, d. h. in verständliches Deutsch übersetzt: es steht dem Regierungs- 
präsidenten (jetzt der Regierungsabtheilung für Kirchen und Schulen) gemäss der alten 
Instruction von 1817 ein Aufsicntsrecht über sie lediglich in derselben Weise zu, wie 
ttber alle anderen Schulen und Erziehungsanstalten. 

Noch schlimmer ist eine Bestimmung, welche die Herrenhaus-Commission in den 
Entwurf hineingebracht hat. Danach dürfen die Communalverbande Zwangszöglinge 
auch in einer Correctionsanstalt oder in einem Landarmenhause unterbringen, und 
diese Befngniss ist ihnen bis zum 1. April 1903 ohne jede Einschränkung, nach diiesem 
Zeitpunkt allerdings nur im Falle gewisser, aber nicht sehr erheblicher Vorkehrungen 
gegeben. Ja, meine Herren, wie es mit einem Hauptzwecke der Zwangserziehung, 
nämlich dem, die gefährdeten Kinder vor dem Gefängnisse zu bewahren, verträglicn 
ist,, diese Kinder in eine Anstalt einzusperren, wo sich nur verderbtere Elemente be- 
finden, und wo die Kinder, welche Vorkehrungen immer getroffen werden mögen, noth- 
wendigerweise in Berührung mit diesen verderbteren Elementen kommen werden, ist 
mir unverständlich. 

Wenn man wirklich zu der Ueberzeugung gelangen sollte, dass wir zur Zeit 
nicht in der Lage sind, den Zuwachs an Zwangszöglingen, den die neuen Gesetzes- 
bestimmungen mit sich führen werden, in geeigneter Weise unterzubringen, eine 
Ueberzeugung, die ich nach den in den Anla^n zu dem preussischen Gesetzentwurfe 
mit^etheilten Ziffern über die leerstehenden Plätze in den Erziehungsanstalten nicht 
theue, so soll man lieber das Inkrafttreten des neuen Gesetzes etwas hinausschieben, 
damit inzwischen die geeigneten Vorkehrungen getroffen werden können. 

Nicht Zwangserziehung als solche ist Dasjenige, was erstrebens- 
werth erscheint, sondern eine Zwangserziehung, die so gestaltet ist, 
dass sie wirklich ihre hohe sociale Aufgabe erfüllen kann. 

Und damit, meine Herren, möchte ich schliessen. Es sind zwar noch manche 
andere Punkte in dem Gesetzentwurf, gegen die ich Bedenken habe. Aber ich darf 
Ihre Zeit nicht länger in Anspruch nehmen. 

Mein Gesammturtheil über den Entwurf fasse ich dahin zusammen: Es ist 
dankbar zu begrüssen, dass die preussische Staatsregierung sich bereit gefunden hat, 
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den Kreis der gefährdeten Kinder, geeen welche ein staatliches Einschreiten im Wege 
der Zwangserziehung zulässig sein soll, erheblich zu erweitern; aber es bleibt noch 
Mancherlei an dem Gesetzentwurf zu ändern, wenn ein günstiger Erfolg mit Sicherheit 
von dem neuen Gesetze erwartet werden soll. Mögen unsere gesetzgebenden Factoreo 
die bessernde Hand an den Entwurf legen, frei von jeder Kleinmüthigkeit und ein- 
gedenk des Wortes: 

Wer die Jugend hat, hat die Zukunft! 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Debatte führte Herr Oberstaats- 
anwalt G^h. Oberjustizrath Wach Ter aus, dass ein Correctiy gegen den § 17 des 
Entwurfes der § ^ bildet, nach welchem eine Oberaufsicht durch den Oberpräsidenten 
und in höherer Instanz durch den Minister des Innern stattfinde. Zu billigen sei der 
Vorschlag des Professors van Calker, der Ziffer 2 des § 2 einen Znsatz hinzuzufügen} 
nach welchem die Ueberweisung stets zu geschehen habe, wenn mit Rücksicht auf die 
Beschaffenheit der Handlung ^egen einen Strafmündigen die Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte oder die Ueberweisung an die Landespolizei auszusprechen sein 
würde. Dem Vortragenden sei darin zuzustimmen, dass eine Zwangserziehung in 
eigener Familie unzulässig sei. Dagegen irre der Vortragende darin, dass es neben 
der Zwangserziehung des Entwurfes noch eine andere Art der Zwangserziehung, welche 
nach anderen Grundsätzen geregelt sei, gebe. Im Gegensatze zum Vortragenden halte er 
den Landrath für die geeignete Biehörde, um den Antrag auf Zwangserziehung 
zu stellen. 

Herr Beigeordneter Dr. Kayser aus Worms schildert die Rechtslage im Gross- 
herzogthum Hessen, insbesondere in Bezug auf Kosten, Antragsberecntigung and 
Beaufsichtigung der Anstalten. 



a. 



Dr. Koch. Dr. Seligsohn. 
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335. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt BerÜD, den 10. Mftrs 1900, im Grand Hdtel de Borne. 



Der zweite Stellvertreter des Vorsitzenden eröffnete die Sitzung nnd begrttsste 
als neae Mitglieder die Herren: 

Landgerichtsrath Oscar Krüger, 
Landrichter Dr. Engelbrecht, 
Gerichtsassessor Dr. James Goldschmidt, 
Dr. jur. Knappe. 
Demnächst ertheilte er dem Herrn Gerichtsassessor Dr. Stier-Somlo das Wort 
Zürn Vortrage über: 

^Bürgerliches Becht und Staatsangehörigkeit''. 

Der Vortragende schickte zunächst eine geschichtliche Einleitung voraus, die 
sich auf die Bedeutung der Elinwirkung des bttr^rlichen Bechts auf das deutsche Ver- 
waltnngarecht, die geschichtliche Entwickelung der gegenseitigen Einwirkung erstreckte. 

Als Erffebniss dieser Betrachtungen behauptete er, dass, je grösser die Selbst- 
ständigkeit des öffentlichen Bechts vom privaten werde, die Bedeutung der gegen- 
seitigen Beziehung^en wachse, zum Theil infolge der historischen Meneelage der beiden 
sich immer 8chfti*ler von einander abhebenden Bechtsgebiete, zum Theil infolge der 
Einheit alles Bechts, die es mit sich bringe, dass es Bechtseinrichtungen und &chts- 
sfttze gebe, deren Elemente im privaten wie im öffentlichen Bechte zu finden seien. 
Er fährt sodann fort: Hiermit hängt aber auch zusammen, dass privat- 
rechtliche Bestandtheile in das öffentliche Becht bewusst aufgenommen 
werden. Dies ist der Fall beim Gesetz über den Erwerb und Verlust der Staats- 
angehörigkeit vom 1. Juni 1870, und zwar handelt es sich um die civilrechtlichen 
Lehren der Abstammung, Legitimation und Verheirathung; auf den ersten Blick 
scheinbar zufälliger und willkürlicher Natur, erhält diese Aufnahme durch die 
skizzirte Entwickelung des öffentlichen und privaten Bechts das zum Verständniss 
beitragende Belief. 

I. 

Von den beiden Begriffen, durch deren Nebeneinanderstellung und Verbindung 
die uns heute zu erörternde Aufgabe bezeichnet wird, bedarf zunächst der der Staats- 
angehörigkeit einer näheren Betrachtung. Er ist einmal anzusehen als dasjenige dem 
Territorialitätsgrundsatze entgegengesetzte Princip, das im internationalen rrivat- 
rechte zur Geltung kommt. Es wird sich deshalb zuförderst um dessen Bedeutung 
im heutigen deutschen bürgerlichen Bechte handeln. Die Erörterung dreht sich 
also in diesem Betracht nicht um die Bichtigkeit oder Unrichtigkeit der für das 
internationale Privatrecht maassgebenden Principien und insbesondere kann hier nicht 
untersucht werden, ob das der Staatsangehörigkeit oder das des örtlichen Verhältnisses 
znm Staatsgebiete den Anforderungen des modernen Bechtslebens entspricht oder 
nicht Bekanntlich ist der um diese Streitfrage entbrannte Kampf noch lange nicht 
entschieden. Von dem Postglossatoren Bartolus bis zu Savigny, von Wind scheid, 
Dernburg, Gierke, von Bar über Begelsberger und Niemeyer bis zu 
Zitelmann giebt es eine reichhaltige Forschung für und wieder. Für uns hat 
lediglich die Frage Bedeutung, inwieweit auf Grund des bestehenden gesetzlichen 
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internationalen PriTatrechts im Deutschen Beiche, inwieweit also anf Qrond der 
Art 7 — 31 des £inf.-Q. zum B. G. B. der Grandsatz der Staatsangehörigkeit eine 
Rolle spielt, wie weit also die Staatsangehörigkeit das bürgerliche Recht 
beeinflusst. Der Schwerpunkt unserer Erörterungen wird aber gelegt werden miUsen 
auf den Einfluss, den umgekehrt das bürgerliche Recht auf das Staats- 
angehörigkeitsrecht, also, da wir es mit dem deutschen Rechte zu thun haben, 
auf das Gesetz vom 1. Juni 1870 ausübt. 

Die Einwirkung des bürgerlichen Rechts ist eine dreifache.') 

1. Gemäss § 3 St. A. G. wird die Staatsangehörigkeit u. A. begründet durch Ab- 
stammung, Legitimation und Verheirathung. Dem entspricht der § 13, wonach die 
Staatsangehörigkeit fortan nur verloren geht 

Ziff. 4 bei unehelichen Kindern durch eine den gesetzlichen Bestimmungen 

gemäss erfolffte Legitimation, wenn der Vater einem andern Staate ange- 
ort als die Mutter, 
Ziff. 5 bei einer Deutsdien durch Verheirathung mit einem Angehörigen eines 
anderen Bundesstaates oder mit einem Ausländer. 
Während hiemach unzweifelhaft die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
geltenden bürgerlichen Landesgesetze maassgebend waren, muss nach Einführung des 
B. G. B. dieses mit seinen Bestimmungen über Abstammung, Legitimation und Ver- 
heirathung an deren Stelle treten. 

2. Ist die Einwirkung des B. G. B. erheblich geworden dadurch, dass gemSss 
der §§ 11, 19 St.A. G. die Verleihung der Staatsangehörigkeit bezw. die Entlassung 
sich, insoweit nicht eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und die 
noch unter väterlicher Gewalt stehenden minderjährigen Kinder, gemäss § 21, der von 
dem Verluste durch Auslandsaufenthalt redet, dieser sich auf die genannten Familien- 
angehörigen, soweit sie sich beim Ehemanne oder Vater befinden, erstreckt. Das 
B. G. B. setzt nun bekanntlich an Stelle der väterlichen Gewalt die elterliche. Hieraus 
sind Schwierigkeiten erwachsen, da es sich um einen dem St. A. G. fremden Rechts- 
begriff handelt. Das Einf.-G. zum B.G. B. hat deshalb im Art. 41 eine Anpassung des 
St. A. G. an das B. G. B. vorgesehen; Abänderungen, deren Bedeutung una Tragweite 
zu erörtern mit unsere Aufgabe sein wird. 

3. Auch das internationale Privatrecht wirkt auf die Lehre von der Staats- 
angehörigkeit ein. Gemäss § 4 St. A. G. erwirbt das uneheliche Kind eines Deutschen 
die Staatsangehörigkeit des Vaters durch eine .den gesetzlichen Bestimmungen gemäss 
erfolgte^ Legitimation. Dem entspricht der Verlust der Staatsangehörigkeit gemäss 
§ 13 Ziff. 4 bei unehelichen Kindern durch eine „den gesetzlichen Bestmimungen gemässe^ 
Legitimation, wenn der Vater einem andern Staate angehört als die Mutter. Unter 
diesen „gesetzlichen Bestimmungen^ ist einmal zweifellos das deutsche Recht, also das 
Recht der Legitimation im B. G. B., zu verstehen, aber auch, was bei § 13 Ziff. 4 
selbstverständlicn ist, das Recht des Auslandes. Hiermit ergiebt sich aber in Kollisions- 
fällen die Anwendungsnothwendigkeit auch des internationalen .Privatrechts. Ich 
behaupte aber weiter, dass dies auch bezüglich der Abstammung und Verheirathung 
gilt. Durch die Geburt, heisst es im § 3 St. A. G., auch wenn sie im Auslande erfolg 
erwerben eheliche Kinder eines Deutschen die Staatsangehörigkeit des Vaters, uneheliche 
einer Deutschen die Staatsangehörigkeit der Mutter. Es kann nicht bezweifelt werden, 
dass die Frage, ob ein Kind ehelich oder nicht ehelich ist, nicht blos nach deutschem 
Rechte, sondern auch nach internationalem Privatrechte zu beurtheilen ist. Falls z. B. 
eine im Auslande geschlossene Ehe nach dem in Deutschland anerkannten inter- 
nationalen Privatrechte aus irgend einem Grunde für ungültig erachtet wird, können 
die Kinder aus dieser Ehe als eheliche nicht gelten, meraus folgt, dass der Vater 
eines solchen Kindes, falls er ein Deutscher ist, durch Legitimation sein Kind zum 
deutschen machen kann, aber auch, dass nur die Legitimation dem Kinde die Staats- 
angehörigkeit verschafft. Wenn hingegen jene im Auslände geschlossene Elhe nacb 
unserm mternationalen Privatrechte gültig ist, die aus ihr hervorgegangenen Kinder 
mithin eheliche sind, bedarf es natürlicn, falls der Vater Deutscher ist, keiner besonderen 
Erwerbsart der Staatsangehörigkeit, insbesondere wäre eine der Sicherheit halber ver- 
suchte Legitimation durch Ehelichkeitserklärung unzulässig. Ebenso wie hier ist auch 
im § 5 St. A. G., nach welchem durch Verheirathung mit einem Deutschen die Ehefrau 
die Staatsangehörigkeit des Mannes erwirbt, der besondere Zusatz „nach den gesetzlichen 
Bestimmungen ** überflüssig. Ea gelten hier die bezüglichen Vorschriften des internationalen 
Privatrechts, insbesondere der noch zu erörternde Art. 13 des Einf.-G. zum B.G. B. 

^) Es wird im Laufe der Darstellung nur das Verhaltniss Deutschlands anm Auslände, 
nicht das der Bundesstaaten unter einander beachtet werden. Wird doch mit der Anfhabnag 
der Landesrechte ihre Kollision beseitigt. 
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Hiemaeh ist der Schloss gerechtfertigt, dass das Gesetz über die Staatsan- 
gehörigkeit Einwirkungen erleidet, 

1. durch die Vorschriften des B. Q. B. über Abstammung, Verheirathung und 
Legitimation, 

2. durch die Abänderungen des £inf.-G. zum B. G. B. hinsichtlich der Be- 
stimmungen über elterliche Gewalt, 

3. insofern, als auch das für die gedachten Rechtsverhältnisse geltende, in 
Deutschland anerkannte internationale Priyatrecht und zwar nicht blos das 
gesetzlieh fizirte, sondern auch das wissenschaftliche, £influs8 ausübt. 

Die Bedeutung der Begriffe Staatsangehörigkeit und bürgerliches Recht in dem 
▼on uns angewandten Sinne ist hiemach festgelegt. 

Was die Litteratur unserer Frage anbetrifft, so ist sie ex professo erst in 
jangster Zeit von Sartorius in einem Aufsatze des Verwaltungsarchivs Bd. 9 S. 319 f. 
erörtert worden, freilich mehr vom Standpunkte des internationalen Privatrechts, als 
Yon dem des B. G. B. Eine Anzahl von wichtigen Punkten, die ich heute vorzuführen 
mir gestatten werde, sind überhaupt noch nicht in wissenscDaftliche Erwägung gezogen 
worden. Im Uebrigen darf ich, was das Recht der Staatsangehörigkeit im inter- 
nationalen Verkehr anbetrifft, auf die epochemachende Untersuchung des Freiherrn 
V. Martitz in den Annalen des Deutschen Reiches 1875 S. 739 ff., 1113 ff. und auf 
Stoerk's Abhandlung in Holtzendorff's Handbuch des Völkerrechts Bd. 2 8.592 ff. 
verweisen. Besonders hervorgehoben werden kann hier nur das Allerwichtigste, so 
der Commentar von Cahn Über das Staatsangehörigkeitsgesetz, 2. Aufl. 1896, und die 
Abhandlung von Curtius über Staatsgebiete und Staatsangehörigkeit im Archiv für 
öffentliches Recht Bd. 9 S. 1 ff. Alle diese Schriftsteller stehen aber noch auf dem 
Standpunkte des bürgerlichen Rechts vor dem 1. Januar 1900. In der Hauptsache 
wird 66 uns daher beschieden sein, eigene Wege zu suchen. Eine Anzahl von zweifel- 
haften Einzelfragen kann jedoch nur gestreift werden, ein anderer Theil muss uner- 
örtert bleiben, wenn nicht die für diese Ausführungen gewährte Frist weit überschritten 
werden soll. Es ist aus diesem Grunde auch nur der jetzige Rechtszustand und die 
aus diesem sich ergebende Rechtsf^estaltung darzustellen, wie verlockend es auch sein 
würde, einen Vergleich mit dem bisherigen Rechte vorzunehmen und die Entwickelung 
des Dargebotenen geschichtlich zu beleuchten. 

n. 

Prüfen wir, inwieweit der Grundsatz der Staatsangehörigkeit im geltenden 

gesetzlichen internationalen Privatrechte Deutschlands durchgeführt ist. Er hat in 
em Einf.-G. zum B. G. B. einen doppelten Sinn erhalten. In einer Anzahl von Be- 
stimmungen ist lediglich deutsche Staatsangehörigkeit, in anderen die Staats- 
angehörigkeit überhaupt für rechtswirksam erachtet worden. Im letzteren Falle ist 
der Ausländer nach dem Rechte seiner Heimath schlechtweg zu beurtheilen : in solchen 
Fällen nimmt das Einf.-G. auf die Staatsangehörigkeit kurzhin Bezug. Dies jedoch 
vorbehaltlich ^er Wirkungen des bekannten Rückverweisungsprincips im Art. 27 des 
Einf.-G. Wo dagegen nur von der Anwendung der deutschen Gesetze gesprochen 
wird, ist das Wort Staatsangehörigkeit nur im ersteren Sinne zu verstehen. 

Grundsätzlich ist das Recht der Staatsangehörigkeit überhaupt 
maassgebend in der Frage der Geschäftsfähigkeit. Nach Art. 7 Abs. 1 wird aie 
Geschäftsfähigkeit einer Person nach den Gesetzen des Staates beurtheilt, dem die 
Person angehört. Eine Folge dieses Grundsatzes ist der Abs. 2 des Art. 7, wonach 
ein Ausländer, der volljährig ist oder die rechtliche Stellung eines Volljährigen hat, 
beim Erwerb der Reichsangehörigkeit die rechtliche Stellung eines Volljährigen 
behält, auch wenn er nach den deutschen Gesetzen nicht volljährig wäre. Denn hier 
ist die Abhängigkeit des Ausländers vom ausländischen Rechte, also das Recht des 
Heimathsstaates, ausdrücklich anerkannt. Dasselbe ist der Fall bezüglich der für die 
Eingehung einer Ehe maassgebenden Rechtssätze, die gemäss Art. 13 Abs. 1 nach den 
Gesetzen des Staates beurtheilt werden, dem jeder der Verlobten angehört. Das ehe- 
liche Güterrecht wird zwar nach Art. 15 Abs. 1 nach den deutschen Gesetzen be- 
urtheilt, wenn der Ehemann zur Zeit der Eheschliessung ein Deutscher war; wenn er 
jedoch erst nach der Eingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit erwirbt, oder wenn 
die ausländischen Ehegatten ihren Wohnsitz im Inlande nahen, so sind für das eheliche 
Güterrecht die Gesetze des Staates maassgebend, dem der Mann zur Zeit der Ein- 
gehung der Ehe angehörte. Die Gesetze des Heimathsstaates des Ehemannes sind auch 
anzuwenden auf die Scheidung der Ehe. Diese werden auch insofern bevorzugt, als 
eine Thatsache, die sich ereignet hat, während der Mann einem anderen Staate an- 
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gehörte, als Soheidongsgrund nur geltend gemacht werden kann, wenn die Tba^sache 
anch nach den Gesetzen dieses Staates ein Scheidongsgrond ist (Art. 17 Abs. 1 n. 2). 
Die Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber dem nnenelichen Kinde und seine Ver- 
pflichtung, der Mutter die Kosten der Schwangerschaft, der Entbindung und des 
Unterhaltes zu ersetzen, wird nach den Gesetzen des Staates benrtheilt, dem die 
Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehört (Art. 21). Die Beerbung eines 
Deutschen erfolgt nach deutschem, eines Auslttnders, der die Reichsangehörigkeit 
erworben hat, grundsätzlich nach ausländischem Recht (Art. 24). 

Dagegen ist' ausschliesslich die deutsche Staatsangehörigkeit und nur 
diese maassgebend bei der Verschollenheitserklärung gemäss Art. 9 Abs. 1 ; die deutsche 
Staatsangehörigkeit schützt femer den Deutschen, der im Auslande eine unerlaubte 
Handlung begangen hat, insofern, als gegen ihn nicht weitergehende Ansprüche geltend 
gemacht werden Können, als nach den deutschen Gesetzen begründet sind (Art. 12). 
Die persönlichen Rechtsbeziehungen deutscher Elhe^atten zu einander werden nach 
den deutschen Gesetzen beurtheilt, auch wenn die Ehegatten ihren Wohnsitz im 
Auslande haben. Ja, die deutschen Gesetze finden auch Anwendung, wenn der 
Ehemann die Reichsangehörigkeit verloren, die Frau sie aber behalten hat (Art. 14). 
Die deutschen Gesetze allein finden audi Anwendung, wenn zur Zeit der Erhebung 
der Scheidungsklage die Reichsangehörigkeit des ^nnes erloschen, die Frau aber 
Deutsche ist (Art. 17 Abs. 8^. Ausschliesslich nach deutschen Gesetzen wird die 
eheliche Abstfkmmung eines Kindes benrtheilt, wenn der Ehemann der Mutter zur Zeit 
der Geburt ein Deutscher ist oder, falls er vor der Geburt des Kindes gestorben ist, 
zuletzt Deutscher war. Dasselbe ist der Fall bezüglich des Rechtsverhältnisses zwischen 
den Eltern und einem ehelichen Kinde, sowie zwischen einem unehelichen Kinde und 
semer Mutter (Art. 18—20). 

Die Bedeutung der ersten Gruppe ist noch dadurch eingeschränkt, dass in einer 
Anzahl von Fällen der grundsätzlichen Durchführung des Staatsangehörigkeitsprincips 
abschwächende Bestimmungen entgegenstehen. So wird die Unterhaltspflicht des 
unehelichen Vaters nach den Gesetzen des Staates beurtheilt, dem die Mutter zur Zeit 
der Geburt des Kindes angehört; es können jedoch nicht weitergehende An- 
sprüche geltend gemacht werden, als nach den deutschen Gesetzen oegrflndet ist 
(Art. 21 letzter Satz). Für die Legitimation eines unehelichen Kindes gelten die 
deutschen Gesetze, wenn der Legitimirende Reichsangehöriger ist, die ausländischen, 
wenn er Ausländer ist. Jedoch ist die Legitimation unwirksam, wenn die nach den 
deutschen Gesetzen erforderliche Einwilligung des Kindes oder eines Dritten^ zu dem 
das Kind in einem familienrechtlichen Verhältnisse steht, nicht erfolg ist. Das 
Personalstatut des Vaters wird daher wiederum durchbrochen (Art. 22). Die Vorschrift, 
dass für die Geschäftsfähigkeit die Gesetze des Staates maassgebend sind, dem die 
Person angehört, erleiden eine erhebliche Ausnahme durch Art. 7 Abs. 3, wonach der 
nach seinem Reckte zur Vornahme eines vermögensrechtlichen Rechtsgeschäftes unfähige 
oder beschränkt geschäftsfähige Ausländer für dieses Rechtsgesdiäft insoweit als 
geschäftsfähig gilt, als er nach den deutschen Gesetzen geschäftsfähig sein würde. 
Auch bezüglich des ehelichen Güterrechts bt eine Sonderbestimmung getroffen. Wenn 
ein Ehemann nach der Eingehung der Eäe die Reichsangehörigkeit erwirbt, oder wenn 
die ausländischen Ehegatten ihren Wohnsitz im Inlands haben, so sind zwar für das 
eheliche Güterrecht die Gesetze ihres Staates maassgebend, jedoch können die Ehe- 
gatten einen Ehevertrag schliessen, auch wenn er nach diesen Gesetzen unzulässig 
sein würde. 

Ea ergiebt sich hiemach, dass der Grundsatz, es sollen die Gesetze des Staates 
gelten, dem eine Person angehört, nur in äusserst dürftiger Weise im neuen deutschen 
Rechte durchgeführt ist. Hierzu kommt noch, dass auch das Territorialitätsprincip . 
Anerkennung gefunden hat im Art. 8, wonach ein Ausländer im Inlande nach den 
deutschen Gesetzen entmündigt werden kann, wenn er seinen Wohnsitz oder Aufenthalt 
im Inlande hat; unter Umständen kann er unter Vormundschaft gestellt werden, 
wenn er in Deutschland wohnt (Art. 23). Femer kann auf Antrag einer im Inlande 
befindlichen deutschen oder deutsch gewesenen Ehefrau eines verschollenen aus- 
ländischen Ehemannes dieser im Inlande nach den deutschen Gesetzen für todt erklärt 
werden, falls er seinen letzten Wohnsitz im Inlande gehabt hat (Art. 8 Abs. 8). Auf 
den Wohnsitz in Deutschland zur Zeit des Todes werden gewisse erbrechtlicne An- 
sprüche im Art. 25 abgestellt. 

Eine besondere Stellung kommt noch den Personen zu, die mehreren Staaten, 
und solchen, die keinem Staate angehören. Man muss hier unterscheiden. Soweit es 
sich um diejenigen Rechtssätze handelt, die lediglich die Berücksichtigung der 
deutschen Staatsangehörigkeit vorsenen, ist die Frage hinsichtlich der Deutschen, 
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die acLsserdem noch eine andere StaatsMigehörif^keit besitzen, dahin zu beantworten, 
dass auf sie die fraglichen Vorschriften onbedinfft Anwendnnp finden, da sie doch 
aneh Dentsche sind. Was die Heimathlosen anbetrifiPt, so gilt hier Art. 29. Ihre 
RechtsverhflltniBse werden, so weit die Gesetze des Staates, dem eine Person angehört, 
für maassgebend erklflrt sind, nach den Gesetzen des Staates benrtheilt, dem die rerson 
zuletzt angehört hat, und wenn sie auch früher einem Staate nicht aneehört hat, 
nach den Gesetzen des Staates, in welchem sie ihren Wohnsitz oder Aufenthalt gehabt 
hat. Was dagegen die Vorschriften betrifft, die den Grundsatz der Staatsangehörigkeit 
ohne Beschrftnkung auf die deutsche Nationalität durchgeführt haben, ermangelt es 
an einem Auswege, so weit es sich um die Frage handelt, dass Jemand mehreren 
Staaten angehört. Wie etwa, wenn Jemand Engländer und Franzose ist und seine 
Gesehäftsf&i^keit in Deutschland in Betracht kommt? Hat die betreffende Person 
ihren Wohnsitz oder Aufenthalt in England oder Frankreich, so ist dessen Recht 
maassgebend. Wenn es aber auch an Wohnsitz und Aufenthalt fehlt, so versagt 
jedes Mittel. Der Ausweg Zitelmann*s, dass die ältere Staatsangehörigkeit entscheidet, 
ist willküxüch. Für den Fall der Staatslosigkeit hilft auch hier Art. 29. 

Im Ganzen kann man behaupten, dass die Staatsangehörigkeit auf das deutsche 
bürgerliche Recht, soweit es zur Zeit gesetzlich ausgeprägt ist, einen ganz ausser- 
ordentlich geringen Einfluss ausübt. Das wissenschaftliche internationale Privat- 
recht hierauf su prüfen, geht beim Mangel jedes objectiven Maassstabes nicht an. Quot 
eapita tot sensus. EILn wissenschaftlich werthvoUes Ergebniss könnte hierbei nicht 
gewärtigt werden. 

m. 

Die Einwirkung des bürgerlichen Rechts auf das Staatsangehörigkeits- 
gesetz beginnt gleich im § 8 desselben. Nach diesem erwerben durch die Geburt, 
auch wenn diese im Auslande erfolgt, die ehelichen Kinder eines Deutschen die 
Staatsangehörigkeit des Vaters, die unehelichen Kinder einer Deutschen die Staats- 
angehörigkeit der Mutter. Hier taucht die Frage auf, nach welchem Gesetze die 
eheliche oder uneheliche Abstammung eines Kindes beurtheilt wird. Art. 18 Elinf.-G. 
zum B. G. B. giebt hierauf eine nicht vollständige Antwort. Er besagt, dass die 
deutschen Gesetze entscheiden, wenn der Elhemann der Mutter zur Zeit der Geburt 
des Kindes Deutscher ist, oder, falb er vor der Geburt des Kindes gestorben ist, zuletzt 
Deutscher war. Diese deutschen Gesetze sind die Bestimmungen deB B. G. B. (§§ 1591 
bis 1600). Ea sind hiemach ehelich alle nach der Eingehung der Ehe geborenen — 
gleichviel ob ehelich oder ausserehelich empfangenen — Kinder, sofern nur der Mann 
innerhalb der Empfängnisszeit, d. i. vom 181. bis 302. Tage vor der Geburt des 
Kindes, der Frau beigewohnt hat. Fällt die Empfängnisszeit in die Zeit nach der 
Eheschliessung, so wird vermuthet, dass der Mann innerhalb der Empfängnisszeit der 
Frau beigewohnt hat. Soweit die Empfängnisszeit in die Zeit vor der Eheschliessung 
fällt, gilt die Vermuthung nur, wenn der Mann verstorben ist, ohne die Ehelichkeit 
des Kindes angefochten zu haben. Eheliche Geburt setzt aber ferner auch die Existenz 
einer gültigen Ehe, also das Vorliegen der formellen und materiellen Erfordernisse der 
Eheschliessung voraus (§§ 1317, 1324, 1343 B.G.B.). Als ehelich sind aber auch die 
Putativkinder zu erachten. Putativehe ist nicht nur die formgerecht geschlossene, 
aber wegen eines trennenden Ehehindemisses nicht rechtsbeständige "Ene, sondern 
ebenso auch die formwidrig abgeschlossene, aber in das Heirathsregister eingetragene, 
sofern wenigstens einem der beiden Elhegatten die Nichtigkeit der Ehe im Augenblicke 
der Eheschhessung unbekannt war (§ 1324 Abs. 2, 1329, 1699). Kinder aus solcher 
Ehe sind, sofern sie im Falle der Gültigkeit der Ehe ehelich sein würden, d. h. sofern 
die Voraussetzungen der §§ 1591 f. B. G.B. vorliegen, als ehelich zu betrachten. 
Auch für das S^t. A. G. ist diese Erweiterung des Begriffes der ehelichen 
Kindschaft durch die Putativkindschaft maassgebend. 

Nach welchem Gesetze wird aber die eheliche Abstammung beurtheilt, wenn der 
Vater nicht, wohl aber die Mutter die deutsche Reichsangehörigkeit besitzt? Es sind 
hier zwei Fälle denkbar: 

1. Der im Zeitpunkte der Eheschliessung deutsche Ehemann hat nachher die 
Staatsangehörigkeit aufgegeben, die Ehefrau aber kraft Ausnahmevorbehalt 
die ihre zurückbehalten, und 

2. dass die Ehefrau selbstständig, ohne ihren Ehemann, die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben hat. 

Nimmt man den Grundsatz der Nationalität an, wie er in der neuen Litteratur 
herrsehend ist, und wie er im £Iinf.-G. zum B. G. B. zur Geltung gekommen ist, so 
ergiebt sich, da das Kind als eheliches Kind dem Vater, oder als uneheliches der 
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Matter folgt, folgendes Resultat: Da der Vater, dessen Personenstatut entscheidend 
ist, kein Deutscher ist, ^It ausländisches Recht. Wenn nach diesem das Rind un- 
ehelich ist, ist das Rind ein deutsches, denn gemäss § 3 St. A. G. erwirbt das uneheliche 
Rind einer Deutschen die Staatsangehörigkeit der Mutter. Ist nach dem ausländischen 
Gesetze das Rind ehelich, dann iolei es der Staatsangehörigkeit seines nichtdeutschen 
Vaters. Wir sehen hier, wie der Erwerb der Reichsangehörigkeit von der ciyilrecht- 
liehen Grundlage des ausländischen Rechtes abhängt. Das ist eine für das deutsche 
Staatsrecht unhaltbare Consequenz, der wir noch öfter begegnen werden. 

Wir kommen zur Frage des Erwerbes der Staatsangehörigkeit durch Legitimation. 
Diese geschieht lediglich nach deutschem Rechte. Denn nach § 4 St. A.G. erwirbt 
das uneheliche Rind durch eine den gesetzlichen Bestimmungen gemässe Legitimation 
die Staatsangehörigkeit des Vaters, wenn dieser Deutscher ist, die Mutter aber die 
Staatsangehörigkeit des Vaters nicht besitzt, also Ausländerin ist. Es fragt sich hier- 
nach, wie das deutsche Recht, unter dem der Erwerb der Staatsangehörigkeit durch 
Legitimation steht, heute gestaltet ist. 

Das B. G. B. kennt Legitimation a) durch nachfolgende Ehe, b) durch Ehelich- 
keitserklärung. Betrachten wir zunächst die Legitimation durch nachfolgende Ehe. 
Hier kommt zuvörderst in Betracht die Darbietung das zerstreuten Gesetzesmaterials. 
Denn nicht blos das B. G. B., sondern auch, wie wir gleich sehen werden, die C. P. 0., 
das Reichsgesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit, das preussische Ausführungs- 
gesetz zum B. G. B. und die Bekanntmachung des Reichskanzlers Tom 25. März 1^ 
spielt eine Rolle. Sodann tritt eine Reihe von zweifelhaften Fragen auf, deren Lösung 
versucht werden muss. 

Das Gesetzesmaterial ist folgendes: 

Gemäss § 1719 B. G. B. erlangt ein uneheliches Rind dadurch , dass sich der 
Vater mit der Mutter verheirathet, mit der Eheschliessung die rechtliche Stellung eines 
ehelichen Rindes. Bezüglich des Elrfordemisses der Vaterschaft gilt der Ehemann der 
Mutter als der Vater des Rindes, wenn er ihr in der Empfängnisszeit, also vom 
181. bis 302. Tage vor dem Tage der Geburt des Rindes beigewohnt hat, es sei denn, 
dass es den Umständen nach unmöglich ist, dass die Mutter das Rind aus dieser Bei- 
wohnung empfangen hat. Und weiterhin besteht (§ 1720 B. G. B.) eine Vermuthung 
dafür, dass der Vater der Mutter innerhalb der Empfängnisszeit beigewohnt habe, wenn 
der Ehemann seine Vaterschaft nach der Geburt des Rindes in einer öffentlichen 
Urkunde anerkennt. Was die Letztere anbetrifft, so kennt das B. G. B. sowohl öffent- 
liche als auch gerichtliche oder notarielle Beurkundung. Den Begriff der öffentlichen 
Urkunde bestimmt der § 415 C. P. 0. Eine solche ist, die von einer öffentlichen 
Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugnisse oder von einer mit öffentlichem 
Glauben versehenen Person innerhalb des ihr zugewiesenen Geschäftskreises in der 
vorgeschriebenen Form aufgenommen ist. Hiemach unter Anderem das gerichtliche 
oder notarielle, nicht aber das holographische Testament. Ueber die Zuständigkeit 
einer Aufnahme der öffentlichen Urkunde entscheidet in der Regel das Landesrecht, 
nur ausnahmsweise das Reichsrecht. Ein solcher hierher gehöriger Fall liegt vor im 
§ 167 Abs. 2 des F. G. vom 17. Mai 1898, der für die Aufnahme einer un § 1720 
Abs. 2 B. G. B. vorgenommenen öffentlichen Urkunde über die Anerkennung der Vater- 
schaft ausser den Notaren für die öffentliche Beglaubigung einer Unterschrift die 
Amtsgerichte für zuständig erklärt. Gemäss Art. 184 F. G. stehen den Letzteren in 
Ansehunfi^ solcher Personen, die zur Besatzung eines in Dienst gestellten Schiffes der 
Raiserlichen Marine gehören, oder die in anderer Eigenschaft an Bord eines solchen 
Schiffes sind, auch die Geschwader- Auditeure gleich, so lange das Schiff sich ausserhalb 
eines inländischen Hafens befindet. Den Schiffen stehen die sonstigen Fahrzeuge 
der Raiserlichen Marine gleich. Die Ausfertigung der Protokolle über die Beurkundung 
eines Rechtsgeschäftes ist von dem Auditeur zu unterschreiben und mit dem Gerichts- 
siegel zu versehen. (Für das Landheer vergl. Reichsmilitärgesetz vom 3. Mai 1874 
§ 39 Abs. 3.) Endlich lässt der § 191 F. G. vom 17. Mai 1898 unberührt die landes- 

Sesetzlichen Vorschriften, nach welchen für die Aufnahme der nach dem § 1720 Abs. 2 
es B. G. B. erforderlichen öffentlichen Urkunde, sowie für die öffentliche Beglaubigung 
einer Unterschrift ausser den Amtsgerichten und Notaren auch andere Behörden oder 
Beamte zuständig sind. In Preussen giebt eine solche landesgesetzliche Vorschrift 
der Art. 70 des Preussischen Ausführungsgesetzes zum B. G. H. Hier ist für die 
Aufnahme der im § 1720 Abs. 2 des B. G. B. vorgesehenen öffentlichen Urkunde über 
die Anerkennung der Vaterschaft der Standesbeamte, welcher die Geburt des Rindes 
oder die EheschTiessung seiner Eltern beurkundet hat, auch dann zuständig, wenn die 
Anerkennung der Vaterschaft nicht bei der Anzeige der Geburt oder bei der Ehe- 
schliessung erfolgt. 



Digitized by 



Google 



— 107 — 

EIndlieh kommt hierin noch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
25. März 1899 über die Vorschriften zur Ausführung des Gesetzes über die Beurkundung 
des Personenstandes und die Eheschliessung. Im § 15 bestimmt sie die Pflicht des 
Standesbeamten für den Fall, dass Jemand bei seiner Eheschliessung mit der Mutter 
eines unehelichen Kindes seine Vaterschaft anerkennt. Diese Anerkennung gilt, wenn 
nicht das Gegentheil erklärt wird, zugleich als Antrag auf Beischreibung eines Ver- 
merkes am Hiande der über den Geburtsfall yorgenommenen Eintragung. Ist der 
Geburtsfall in dem Standesregister eines anderen Bezirkes eingetragen, so hat der 
Standesbeamte dem Standesbeamten dieses Bezirkes einen Auszug ans dem Heiraths- 
register behufs Beischreibung des Vermerkes kostenlos zu übersenden. 

Für die Legitimation eines nichtdeutschen unehelichen Kindes ist das 
Personalstatot des unehelichen Vaters maassgebend, also gemäss Art. 21 Abs. 1 Einf.-G. 
zum B. G. B. das deutsche Recht. Auf die Mutter kommt es in Abs. 1 nicht an. 
Diese Bestimmung gilt also auch, wenn es sich z. B. um die Legitimation eines im 
Auslände lebenden unehelichen Kindes eines Deutschen, der ebenfalls im Auslande 
wohnt, handelt. 

Die im Abs. 1 des Art. 22 gedachten deutschen Gesetze sind die des bürgerlichen 
Rechts einschliesslich der des sogenannten internationalen Privatrechts in und ausser- 
halb des £inf.-G. zum B. G. B. Nach diesen ist also die Frage, auf welche Weise die 
Legitimation erfolgen kann, zu entscheiden, mithin wäre eine Legitimation per 
testamentum und leg. per nuncupationem unzulässig, richtiger: nicht ausreichend (siehe 
Motive Bd. 4 S. 91^. Es bedarf keiner weiteren Ausführung, wie wichtig all diese 
Bestimmungen für die formellen Fragen der Legitimation smd. 

E» tauchen hier nun eine Anzahl zweifelhafte materielle Fragen auf, auf die 
wir die Antwort finden müssen. 

Da es sich um den Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Legitimation handelt, 
muss der Vater Deutscher sein. Die Eingehung der Ehe wird daher in Ansehung 
seiner Person nach den deutschen Gesetzen beurtheilt. Gemäss § 1721 in Verbindung 
mit § 1699 gilt ein uneheliches Kind, wenn sich der Vater mit der Mutter verheirathet, 
mit der Eheschliessung nur dann als legitimirt, wenn wenigstens einer der Ehegatten 
die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheschliessung nicht gekannt hat. Das Kind gilt also 
als nicht legitimirt, wenn beiden Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei einer Ehe- 
schliessung bekannt war. Wie wirkt es nun auf die Staatsangehörigkeit des 
legitimirten Kindes ein, wenn sich später die Nichtigkeit der Ehe herausstellt? 

Es ist hier nach den Voraussetzungen der Legitimation zu fragen. Diese sind: 

1. Vaterschaft, 2. Eheschliessung. Denn durch die Eheschliessung des Vaters 
mit der Mutter des unehelichen Kindes erfolgt gemäss § 1719 B. G. B. die Legitimation. 
Es moss also der sich als Vater Ausgebende wirklich der Vater sein. Dies wird in 
dem Falle des § 1720 Abs. 1 B. G. B. vermuthet, wenn der Ehemann der Mutter ihr 
innerhalb der gesetzlichen Empfängnisszeit beigewohnt hat, es sei denn, dass es den 
Umständen nach offenbar unmöglich ist, dass die Mutter das Kind aus dieser Beiwohnung 
empfangen hat. Für die Beiwohnung innerhalb der EmpfängniBszeit wird wieder eine 
Vermuthung aufgestellt im Abs. 2 des § 1720, wenn der Ehemann seine Vaterschaft 
nach der Geburt des Kindes in einer öffentlichen Urkunde anerkennt. 

Trifft der Fall des § 1720 Abs. 1 nicht zu, dann war die Voraussetzung des 
§ 1719, dass sich der Vater mit der Mutter verheirathet, nicht «regeben. Wird hier- 
nach eine solche Ehe wegen Kenntniss beider Theile von dem Nichtigkeitsgrund für 
nichtig erklärt, so war eine Legitimation überhaupt nicht vorhanden gewesen, sondern 
nur eme Scheinwirkung, es fehlte an den Voraussetzungen der Legitimation. Es 
kann dies natürlich auch keine Wirkungen aussein. Dasselbe ist der Fall, wenn die 
Vermuthung des § 1720 Abs. 2 widerlegt ist. 

Anders aber, wenn der Fall des § 1720 Abs. 1 zutrifft und wenn die Vermuthung 
des § 1720 Abs. 2 nicht widerlegt ist. Denn dann ist wirklich die Legitimation zu 
Stande gekommen. Ihre Voraussetzungen: Vaterschaft und Eheschliessung, liegen vor. 

Ob eins dieser Erfordernisse, nämlich die Eheschliessung, ihrerseits an einem 
materiellen Mangel leidet, ist im Zeitpunkte der Legitimation, der allein für die staats- 
rechtlichen Wirkungen maassgebend sein muss, nicht festzustellen. Das die Ehe auf- 
hebende Moment, die Kenntniss der beiden Ehegatten von der Nichtigkeit, wird erst 
durch das gerichtliche Verfahren, das diese Kenntniss feststellt, also nachträglich 
von Bedeutung. Inzwischen sind die staatsrechtlichen Wirkungen der Legitimation 
eingetreten und können durch die spätere Feststellung der Nichtigkeit nicht alterirt 
werden. Die Richtigkeit dieses Standpunktes sieht man am besten, wenn man sich 
auf den entgegengesetzten Standpunkt stellt. Nach diesem müsste man die staats- 
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rechtliche Wirksamkeit der Legitimation so lanee in der Schwebe halten, bis der 
Mangel der Nichtigkeit zweifellos feststeht. Dies ist jedoch unannehmbar. 

Einern Einwände muss aber yon yomherein begegnet werden. Man könnte 
sagen, die staatsrechtliche Wirkung der Legitimation mag eingetreten sein, aber sie 
wird wieder aufgehoben durch die Nichtigkeitserklärung der Ehe. Hierauf ist zu 
erwidern: Die Nichtigkeit mag die privatrechtlichen Wirkungen der Legitimation 
aufheben, nicht kann sie aber die öffentlich rechtlichen berühren. Insbesondere bleibt 
bestehen die kraft Legitimation durch nachfolgende Eheschliessung erworbene Staats- 
angehörigkeit. Dies muss näher begründet werden. Der § 4 St. A. G. nimmt, indem 
er die Legitimation als Erwerbsart der Staatsangehörigkeit anführt, die Lehre 
der Legitimation in das öffentliche Recht auf, d. h. es werden die privatrechtlichen 
Bestimmungen der Legitimation als ein Theil des öffentlichen Hechts anerkannt. Die 
Wirkungen der Legitimation beschränken sich aber nach § 4 auf die^ Begründung 
der Staatsangehörigkeit. Davon, dass irgend ein Gesetz die in Folge der Nichtigkeit 
der Ehe eingetretenen, an sich nur privatrechtlichen Folgen der Legitimation auch als 
integrirende Bestandtheile des öffentlichen Rechts anerkannt hätte, kann keine Rede 
sein. Hierzu kommt noch, dass ein dieses etwa bestimmendes Gesetz öffentlich recht- 
licher Natur sein müsste, denn nur ein solches kann über Erwerb und Verlust der 
Staatsangehörigkeit Rechtsvorschriften geben. Ein solches ist aber nicht gegeben. 
Man kann dies auch so fassen: Es kann die Staatsangehörigkeit, einmal erwornen, nur 
aus bestimmten im öffentlichen Rechte festgesetzten Gründen verloren werden. Einen 
solchen Grund aus § 1721 in Verbindung mit § 1699 des B. G. B. zu schöpfen, geht 
nicht an. Denn das B. G. B. kann nur darüber bestimmen, welches die privat- 
rechtlichen Wirkungen im Falle einer nachfolgenden Feststellung der Niditigkeit 
der Ehe sind, nicht aoer kann es von den öffentlich-rechtlichen Wirkungen handeln. 

Abgesehen hiervon ist es auch ein anerkannter Grundsatz, dass die Aus- 
händi^ng der Naturalisationsurkunde die Staatsan&^ehörigkeit dergestalt begründet, 
dass jede Nachprüfung der thatsächlichen oder recntlichen Voraussetzungen für die 
Ertheilung ausgeschlossen bleibt. O.V.G. vom.l. Juni 1894 (XXVII. 410). Dieselbe 
Kraft wie eine staatliche Urkunde hat doch wohl auch das Gesetz ohne eine solche. 

Hierzu kommt: Die Legitimation äussert ihre Wirkung ex nunc; mit dem 
Zeitpunkte ihres Eintrittes nimmt das legitimirte Kind diejenige Stellung ein, die 
ihm unter der Voraussetzung der ehelichen Geburt zukommen würde (Cahn a. a. O. 
S. 32; Opet Verwandtschaftsrecht S. 42). Es kann daher Niemand rückwärtshin im 
Falle der Nichtigkeit der Ehe seiner Eltern seine Staatsangehörigkeit verlieren. 

Eine weitere Streitfrage erhebt sich bei Betrachtung des § 1722 B. G. B.: 
Die Eheschliessung zwischen den EUtem hat für die Abkömmlinge des unehelichen 
Kindes die Wirkungen der Legitimation auch dann, wenn das Kind vor der Ebe- 
Schliessung gestorben ist. Diese Bestimmung gilt zu Gunsten der Abkömmlinge 
des unehelichen Kindes. Es ist dadurch eine Fiction der erfolgten Legitimation 
des vor der Eheschliessung verstorbenen unehelichen Kindes gegeben, aber nur 
eine Fiction, denn ein Verstorbener kann nicht durch eine nach seinem 
Tode erfolgende Handlung eine Statutsänderun^ erfahren. Lässt man 
eine solche Fiction zu Gunsten des Abkömmlings im Privatrecht zu, so geschieht 
dies aus Gründen der Billigkeit unter Zugrundelegung eines gewissen Vererbungs- 

frundsatzes. Es soll dem Enkel nichts schaden, dass seine Grosseltem erst nach 
em Tode seines Parens (des unehelichen Kindes) die Ehe eingegangen sind. Für 
das öffentliche Recht kann dies aber nicht gelten, denn es ist schlechthin wider- 
sinnig, dass ein vor der Eheschliessung seiner Eltern verstorbenes Kind durch die 
Eheschliessung der Eltern nach seinem Tode die preussische Staats- oder die Reichs- 
angehörigkeit erwerben könne, ganz abgesehen davon, dass jenes Vererbungsprincip 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts wenigstens hier keine Stätte hat. 

Zu § 4 ist noch die Fracke zu erörtern: Welches ist die Staatsangehörigkeit 
eines Ausländers, der als uneheliches Kind vor der Eheschliessung seines deut^hen 
Vaters mit seiner Mutter bereits von einem nichtdeutschen Dritten adoptirt worden 
ist? Die gesetzliche Wirkung der Eheschliessung der Eltern, nämlich die . erfolg 
Legitimation, ist nicht zu beseitigen und es ist daher so anzusehen, als ob das Kind 
erst nach erfolgter Eheschliessung adoptirt worden wäre. Mit der Legitimation gilt 
die Staatsangehörigkeit des deutschen Vaters, die Adoption hat keinerlei Wirkung 
(§ 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 1. Juni 1870). 

Eine weitere Complication ergiebt sich aus diesem Falle. War das Kind 
z. Z. der Legitimation durch nachfolgende Ehe bereits von einem Dritten adoptirt, 
so erlangt der Vater arg. §§ 1757, 1765 B. G. B. die elterliche Gewalt über dasselbe 
nicht, da sie bereits der Annehmende besitzt. Wie ist es nun, wenn gemäss § 19 
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(neuer Fassung) des Gesetzes vom 1. Juni 1870 die Entlassung eines deutschen 
Vaters, der sein uneheliches Kind durch nachfolgende Ehe legitimirt hat, nachdem 
es bereits von einem Dritten adoptirt wurde, aus dem Staatsyerbande erfolgt? 
Nach § 19 erstreckt sich die Entlassung (insofern nicht dabei eine Ausnahme ge- 
macht wird) zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren gesetzliche 
Vertretung dem Entlassenen kraft elterlicher Gewalt zusteht. Die gesetzliche Ver- 
tretung des ehelich gewordenen Kindes steht aber dem Annehmenden, nicht dem 
natttrlichen Vater zu. Es ergiebt sich daher das Sonderbare, dass das ehelich 
gewordene Kind des natürlichen Vaters im Falle der Entlassung des letzteren aus 
der Staatsangehörigkeit nicht mit entlassen ist. Soll dies aber geschehen, so bedarf 
es, d. i. die praktische Pointe dieser Frage, eines besonderen EIntlassungsgesuches 
bei der zur Ausfertigung der Entlassungsurkunde zuständigen höheren Verwaltungs- 
behörde (Regierungspräsident) und weiter der Genehmigung des Annehmenden, 
praktischerweise auch des natürlichen Vaters; aber noth wendig ist dies nicht, vgl. 
R. G. vom 5. Juni 1894 (Bd. 23 S. 196). Für den früheren Rechtszustand maassgebend 
das Rescript vom 31. Mai 1883 (M. Bl. S. 140). Von Erheblichkeit ist ferner der 
§ 1765 Abs. 2, nach welchem das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes 
zu sorgen, falls der Vater oder die Mutter dem Kinde Unterhalt zu gewähren hat, 
wieder eintritt, wenn die elterliche Gewalt des Annehmenden endigt oder wenn sie 
wegen Geschäftsunfähigkeit des Annehmenden, oder aus ähnlichen Gründen ruht. 
Da jedoch das Recht zur Vertretung des Kindes hierdurch nach dem gedachten 
Paragraphen nicht wieder eintritt, hat dieser Zustand staatsrechtlich keine Folgen, da, 
wie wir alsbald sehen werden, das Vertretungsrecht auf Seite der Eltern nothwendig ist. 

Die Legitimation mit ihren staatsrechtlichen Wirkungen wird aber auch be- 
fi;ründet durch Ehelichkeitserklärung. E^n uneheliches Kind kann auf Antrag seines 
Vaters durch eine Verfügung der Staatsgewalt für ehelich erklärt werden (§ 1723 
B. G. B.). Die Ehelichkeitserklärung steht dem Bundesstaate zu , dem der Vater 
angehört; ist aber der Vater ein Deutscher, der keinem Bundesstaate angehört, 
so steht sie dem Reichskanzler zu. Ueber die Ertheilung der Ehelichkeitserklärung 
(A. G. O. II 1 § 10) bedarf es in Preussen keiner gesetzlichen Vorschriften, denn 
nach § 1723 Abs. 3 hat hierüber, soweit die Ehelichkeitserklärung nicht dem Reichs- 
kanzler zusteht, die Landesregierung zu bestimmen (s. Materialien des Preussischen 
Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit [Heymann*sche Ausgabe] S. 132). In 
Preussen geschieht die Ehelichkeitserklärung durch den Justizminister, sofern es 
sich um die Führung eines adeligen Namens handelt, durch den König (J. M. Bl. 
1870 S. 126; § 601 Titel II, Theü 2 des A.L.R.; A. H. E. vom 25. April 1870 und 
Motive zum B. G. B. Bd. IV, S. 923, 937; wegen des hohen Adels Art. 57 Einf.-G. 
zum B. G. B.; Weyl I, S. 52). Der Antrag auf Ehelichkeitserklärung muss gerichtlich 
oder notariell sein, jedes Amtsgericht ist zuständig (§ 167 F. G.); § 1734 giebt die 
Möglichkeit, die Ehelichkeitserklärung ganz nach freiem Ermessen eintreten zu lassen 
oder sie zu versagen. Mithin handelt es sich lediglich um einen Gnaden- oder auch 
Privilemenact, weicher lediglich verwaltungsrechtlicher Natur ist 

Wie der bisher erörterte Erwerb oer Staatsangehörigkeit durch Legitimation, 
so gehört auch deren Verlust hierher. Nach § 13 Ziff. 4 St. A. G. geht die Staats- 
angehörigkeit verloren bei unehelichen lündem durch eine, den gesetzliehen Be- 
stimmungen gemäss erfolgte Legitimation, wenn der Vater einem andern Staate 
angehört als die Mutter; es kann sich hier nur um den Fall handeln, dass der 
Vater Ausländer ist und das Kind legitimirt. Dies geschieht nach den Gesetzen 
des ausländischen Staates. Dessen Legitimationsformen sind daher zu beachten. 
Sie reichen aber nicht vollständig aus, denn Art. 22 des Einf.-G. zum B. G. B. be- 
stimmt, dass, wenn der Vater zur Zeit der Legitimation die Reichsangehörigkeit 
besitzt, die deutschen Gesetze für die Legitimation maassgebend sind, also auch 
dann, wenn er zur Zeit der Geburt des Kindes die Reichsangehörigkeit nicht 
besessen hatte, dass jedoch dann, wenn der Vater einem fremden Staate angehört, 
während das Kind die Reichsangehörigkeit besitzt, die Legitimation unwirksam ist, 
wenn die nach den deutschen Gesetzen erforderliche Einwilligung des Kindes oder 
eines Dritten, zu dem das Kind in einem familienrechtlichen Verhältnisse steht, 
nicht erfolgt ist. Es ist mithin hier eine Ausnahme statuirt von der Regel, dass 
das Personalstatut des Vaters für die Frage der Legitimation grundsätzlich maass- 

febend ist. Es kann sich im Uebrigen nur um die Einwilligung zur Legitimation 
raft Ehelichkeitserklärung handeln. Bei der Legitimation durch nachfolgende Ehe 
kommt sie naturgemäss nicht in Betracht. Zur Ehelichkeitserklärung ist aber die 
Einwilligung des Kindes über 21 Jahren, sonst die der Mutter erforderlich. Von 
der Letzteren kann jedoch abgesehen werden, wenn die Mutter zur Abgabe einer 
Erklärung dauernd ausser Stande ist, oder ihr Aufenthalt dauernd unbekannt ist. 
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Die Einwilligung kann nicht durch einen Vertreter erfolgen. Wird die Einwilligiing 
von der Mutter versagt, so kann sie auf Antrag des Kindes durch das Vormund- 
schaftsgericht ersetzt werden, falls das Unterbleiben der Ehelichkeitserklftning dem 
Rinde nachtheilig wftre. Ist das Kind geschäftsunfähig oder hat es nicht das 
14. Lebensjahr vollendet, so kann sein gesetzlicher Vertreter die Einwilligung mit 
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts ertheilen (§§ 1726 ff. B. G. B.). Hier zu 
erwähnen ist auch die Vorschrift des § 1827 Abs. 1 B. G. B. , nach welcher nach 
vollendetem 14. Lebensjahr ein Mündel vom Vormundschaftsgericht über die Ent- 
lassung ans dem Staats verbände zu hören ist. Das Gehörgewähren kann auch 
schriftlich geschehen. Die Wirkung der Versagung des Gehörs ist zwar nicht An- 
fechtung der Genehmigung des Vormundschaftsrichters, wohl aber ist dieser gemäss 
§ 1848, 839 Abs. 1 und 3 B. G. B. wegen vorsätzlicher und fahrlässiger Verletzung 
seiner Pflichten verantwortlich. Im Uebrigen wird bei dem Verluste der deutschen 
Staatsangehörigkeit durch Legitimation zu beachten sein, dass in einer Anzahl von 
Ländern die Legitimation ausnahmslos zulässig ist, in anderen nur unter gewissen 
Voraussetzungen gestattet u. a. verboten und in einzelnen Staaten überhaupt gaattm" 
lieh nicht zulässig ist. Hier hängt der Verlust der Staatsangehörigkeit voa cfem 
Rechte des Auslandes ab, ohne dass das deutsche Recht hierauf irgemd wekhem Einfluss 
ausüben könnte Dies kann nicht als ein erwünschter ZmUmi aa g ewfcea werden. 

IV. 

Neben der Frage der Abstammung und der Legitimation kommt noch die der 
Verehelichung sowohl als Erwerbs- als auch Verlustgrund in Betracht. Nach § 5 St. A. G. 
begründet die Verheirathung mit einem Deutschen für die Ehefrau die Staatsangehörigkeit 
des Mannes, also ohne Nataralisation. Nach § 13 Ziff. 5 geht durch die Venieirathune 
einer Deutsehen mit einem Ausländer deren Staatsangehörigkeit verloren. Da es sich 
stets um eine nichtdeutsche Person handeln muss, greift das internationale Privatrecht 
erheblich ein. Was die materiellen Voraussetzungen der Eheschliessung betrifft, so 

gebt der Art. 13 Einf.-G. zum B. G. B. eine ausreichende Collisionsnorm, falls erstens 
»de Verlobte oder wenigstens einer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, oder 
zweitens, falls die Ehe im Inlande geschlossen wird. In beiden Fällen kommen in 
Ansehung eines jeden Verlobten die Gesetze des Staates in Betracht, dem er angehört. 
Ist hiemach einer ein Deutscher, so werden die Vorschriften über Ehefähigkeit und 
Ehemündigkeit (§ 1308) über Zwang, Irrthum und Schein bei der Eheschliessung 
(§§ 116-224), über Ehehindemisse (§§ 1305—1315) in Betracht kommen. Es ist hiemach 
nicht blos das Personalstatut des Ehemannes, sondern beider Ehegatten maassgebend. 
Handelt es sich dagegen um Ehen, die von Deutschen oder Ausländern im Aus lande 
geschlossen sind, so bestehen keine gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich der materiellen 
Erfordernisse. Nur bezüglich der Form ist eine gesetzliche Regelung erwirkt in dem 
Art. 11, der für die Form eines Rechtsgeschäftes diejenigen Gesetze maassgebend sein 
lässt, welche für das den Gegenstand des Rechtsgeschäftes bildende Reehtsverhältniss 
maassgebend sind. Es genügt jedoch die Beobachtung der Gesetze des Ortes, an dem 
das Rechtsgeschäft vorgenommen wird, d. h. es müssen die Voraussetzungen des 
Heimathsrechts beider Verlobten oder diejenigen des Ortes der Eingehung der Ehe 
vorliegen. Was die Form der Eingehung der Ehe sonst anbetrifft, d. h. für den Fall, 
dass beide Theile oder wenigstens einer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, oder 
für den Fall, dass die Ehe im Inlande geschlossen wird, so gilt der Grandsatz des 
ebengedachten Art. 11 auch hier. Aber darüber hinaus muss doch unterschieden werden. 
Innerhalb des Reichsgebietes ist nur die von den deutschen Gesetzen vorgenommene 
oder zugelassene Eheschliessungsform ausreichend (Einf.-G. Art. 13, Abs. 3). Ausserhalb 
des Reichsgebiets tritt wieder der allgemeine Grundsatz in Kraft, dass auch die Form, 
die das für die materielle Seite maassgebende Recht vorschreibt, ausreichend ist. 
Endlich kann aber auch im Auslande eine Ehe gültig abgeschlossen werden, ohne dass 
den Formen weder des einen noch des anderen Ortes genügt ist. Das Einf.-G. hat 
das Reichsgesetz vom 5. Mai 1870 über die Eheschliessung im Auslande unberührt 
gelassen, es kann also nach wie vor eine Ehe im Auslande, wenn wenigstens einer der 
Verlobten deutscher Nationalität ist, vor dem dazu ermächtigten consularischen und 
diplomatischen Vertreter des Reiches abgeschlossen werden, l^e so vollzogene Ehe 
ist gültig, gleichviel, ob die Gesetze des Eheschliessungsortes oder die des Meimaths- 
staates des Ausländers sie als solche anerkennen. Im Uebrigen darf hier noch* erwähnt 
werden, dass das eben genannte Gesetz vom 5. Mai 1870 ebensowohl wie das Personen- 
standsgesetz mit den auf die Eheschliessung bezüglichen Bestimmungen des B. G* B. in 
zum Theil wörtlichen Einklang gebracht worden ist, und zwar durch die Art. 41 und 
46 des Einf.-G. 
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Von besonderer Wichtigkeit Ist der Einfluss, den der Begriff der elterlichen 
Gewalt ausgeübt hat Die §§ 11 nnd 19 des 8t. A.G. sind mit Rücksicht auf ihn 
durch den Art. 41 £inf.-G. zum B. G. B. abgeändert worden. Sie bestimmten früher 
blos, dass die Verleihung der Staatsangehörigkeit bezw. die ELntlassnng sich, insofern 
nicht dabei eine Ausnahme gemacht wini, auf die Ehefrau und die noch unter väter- 
licher Gewalt stehenden minderjährigen Rinder erstreckt. Jetzt bestimmen die ge- 
dachten Paragraphen des St. A. G. dass die Verleihung der Staatsangehörigkeit wie die 
Entlassung aus derselben sich zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen minder- 
jährigen Kinder erstreckt, deren gesetzliche Vertretung dem Aufgenommenen oder 
Naturalisirten kraft elterlicher Gew^t zusteht. Wir müssen hier jedes einzelne Begriffs- 
moment genau betrachten. 

Scheinbar unbeabsichtigt verschiebt sich die Stellung der Ehefrau in einem 
bestimmten Falle. Es geschieht dies durch die im B. G. B. enthaltene Rechtseinrichtnng 
der Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft. Während unzweifelhaft nach erfolgter 
Ehescheidung die Schicksale des Mannes hinsichtlich des Indigenats die Frau nicht mehr 
berühren, kann man nach erfolgter richterlicher Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft 
bezüglich dieser zweifelhaft sein. Nach den §§ 1575, 1576, 1586 hat, sofern ein Ehe- 
Bcheidunjfsgrund vorliegt, der Ehegatte die Wahl, auf die Scheidung oder AuÄiebung 
der ehelichen Gemeinschaft zu klagen. Ihre Wirkungen sind die der Scheidung mit 
einer Ausnahme: Die Eingehung einer neuen Ehe ist ausgeschlossen. Stellt man nun 
die Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft der Elhescheidung grundsätzlich gleich, 
nimmt man insbesondere an, dass in beiden Fällen die Auflösung der Lebensgemeinschaft 
erfolgt, so wird man auch sagen müssen, dass die Ehefrau nach erfolgter Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft selbstständig ihre Staatsangehörigkeit zu verändern im 
Stande ist und dass sie auch an dem etwaigen Indi^enatswechseT ihres Ehemannes nicht 
mehr theilnimmt. Man beruft sich für diese Ansicht darauf, dass auch bei der Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinschaft, wie bei der Scheidung, die vorwaltende Familien- 
ffewalt des Mannes, wie sie im § 1354 B. G. B. mit den Worten bestimmt ist: „Dem 
Manne steht die Entscheidung in allen das gemeinschaftliche eheliche Leben betreffenden 
Angelegenheiten zu", wegfällt und auf diese Familiengewalt, die Erstreckung des 
Indigenatswechsels der Familienglieder, abgestellt ist. 

Dem gegenüber gehe ich von der Ausnahme aus, durch die sich die Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft von der Scheidung abhebt, dass nämlich bei der Ersteren 
die Eingehung einer neuen Ehe ausgeschlossen ist und dass die Wiederherstellung der 
ehelichen Gemeinschaft möglich ist. Es handelt sich also nicht wie bei der Scheidung 
am eine endgiltige Aufhebung der Lebensgemeinschaft. Wenn bei der Wieder- 
herstellung der ehelichen Gemeinschaft gemäss § 1587 B. G. B. die mit der Aufhebung 
verbundenen Wirkungen wegfallen, so müsste dies auch in Bezug auf die Staats- 
angehörigkeit zutreffen. Wenn hiemach die Ehefrau ihre Staatsangehörigkeit inzwischen 
selbstständig gewandelt hat, so müsste sie nach der Wiederherstellung der ehelichen 
Gemeinschaft ihre frühere Staatsangehörigkeit annehmen. Da dies aber nicht möglich 
ist, versagt jene gedachte erste Theorie. Ihr Anhänger Sartorius muss dies zugeben. 
Seine Ansicht würde zur Folge haben, dass die wiedervereinigten Eheleute verschiedener 
Staatsangehörigkeit sein können — ein Zustand , der sowohl praktisch unhaltbar ist, 
als auch allen Grundsätzen der deutschen Staatsangehörigkeitslehre widerspricht. 
Diesem Sachverhalt gegenüber neige ich der Ansicht zu^ dass die Staatsangehörigkeit 
der Ehefrau durch aie Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft nicht verloren geht, 
dass sie diese auch nicht selbstständig aufgeben kann. So lange sie nicht geschieden 
ist, bleibt sie bei Lebzeiten ihres Ehemannes Ehefrau, denn die Aufhebung der ehelichen 
Gemeinschaft ist nui* eine provisorische, sie nimmt daher an den l^bicksalen des 
Ehemannes hinsichtlich des Indigenats weiter Theil. Bei solcher Ansicht ergeben sich 
kaum Schwierigkeiten. Die Eheleute müssen einerseits bis zur Scheidung dieselbe 
Staatsangehörigkeit aufweisen und andererseits giebt es keine Misslichkeiten bei 
Wiederherstellung der ehelichen Gemeinschaft und insbesondere ist dann ausgeschlossen, 
dass die beiden Eheleute verschiedenen Staaten angehören. Die einzig unerwünschte 
Folge könnte für die Frau der gegen ihren Willen erfolgte Wechsel der Staats- 
angehörigkeit ihres Mannes sein. Doch ist dies die berechtigte Consequenz der 
Forderung, dass Eheleute demselben Staate, derselben Volksgemeinschaft angehören 
sollen. Bei der vom B. G. B. gewährten leichten Art, mit der die eheliche Gemein- 
schaft in Scheidung verwandelt werden kann, dürfte aber diese Folge praktisch nicht 
von Erheblichkeit sein. 

Ein weiteres Begriffsmerkmal bildet die elterUche Gewalt. Nicht erstreckt sich 
daher die Verleihung der Staatsangehörigkeit a) auf die unehelichen, b) auf die voll- 
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jährigen Kinder. Was jene betrifft, so hat die Mutter wohl Recht und Pflicht der 
Sorge, aber nicht die elterliche Gewalt mit däm ihr eigenen Vertretungsrechte 
(B. G. B. § 1707) — eine sehr angerechte Bestimmung, die Kecht und Pflicht nicht 
gleichmttssig vertheilt. Die Folge ist, dass die Staatsangehörigkeit des unehelichen 
Kindes von der der Mutter unabhängig ist. Freilich bezieht sich dies nur auf einen 
Wandel der Staatsangehörigkeit der Mutter. Denn beim ursprttnglichen ESrwerbe durch 
die Geburt erwirbt das Kind einer Deutschen die Staatsangenörigkeit der Matter 
gemäss § 3 St. A. G. Was die volljährigen Kinder anbetrifft, so smd ihnen meines 
Erachtens die für yolljährig erklärten (§§ 3 -5 B. G. B.) gleichzustellen. 

Die elterliche Gewalt kann aber auch verloren gehen, ausser Tod und Todes- 
erklärung, durch Verwirkung in Folge Verurtheilung wegen eines an dem Kinde 
verübten Verbrechens oder vorsätzlich verübten Vergehens zu Zuchthausstrafe oder zu 
einer Gefängnissstrafe von mindestens sechs Monaten (§ 1680 B. G. B.). Begnadigung 
kann die staatsrechtliche Wirksamkeit nicht ändern. Wenn also der gemäss § 1680 
verurtheilte oder begnadigte Vater nach erfolgter Verurtheilung seine Staatsangehörigkeit 
wechselt, erstreckt sich diese nicht auf die Kinder. Schwierigkeiten bietet der Fall 
der Wiederaufnahme des Verfahrens. Denn im Falle des Erfolges Alllt auch die Ver- 
wirkung fort. Wie, wenn nun die Kinder mit Zustimmung ihres Vormundes nach 
erfolgter Verurtheilung ihre Staatsangehörigkeit wechseln? Wie die Wiederaufnahme 
des Verfahrens, freilich zu spät, erwiesen hat, ist die Wirkung zu Unrecht angenommen 
worden. Das Mündel ist inzwischen auf Antrag des Vormundes unter Genehmigung 
des Vormundschaftsgerichts (§ 1827 B. G. B.) aus dem Staats verbände entlassen woraen. 
Dieser staatsrechtliche Act ist nicht widerruflich. Von dem Zeitpunkte an, 
wo in Folge der Wiederaufnahme des Verfahrens feststeht, dass die Verwirkung der 
elterlichen Gewalt irrthümlich angenommen wurde, nimmt jedoch meines Erachtens das 
Kind an dem Wechsel des Indigenats des freigesprochenen Vaters Theil. Die Ver- 
wirkung gilt auch für die Mutter (§ 1686 B. G. B.). 

Dagegen kann, wie vielfach angenommen wird, durch Entziehung die elterliche 
Gewalt nicht endigen. Denn nach § 1666 können nur die einzelnen Bestandtheile der 
elterlichen Gewalt, wie die Fürsorge für die Person oder nur das Erziehungsrecht und 
das Recht, die Herausgabe des Kindes zu fordern, oder auch nach § 1638 die 
Vermögensverwaltung und nach § 1649 die Nutzniessung entzogen werden. Von 
erheblicher Bedeutung für die Staatsangehörigkeit ist die rechtliche Natur der elterlichen 
Gewalt. Sie steht nicht beiden Eltern gemeinschaftlich zu. So lange der Vater lebt, 
hat er sie allein; sie fällt nur fort, wenn der Vater gestorben, für todt erklärt, oder 
wenn die elterliche Gewalt verwirkt oder die Ehe autgelöst ist. Hieraus folgt für die 
Staatsangehörigkeit, dass, wenn nicht einer der eben gedachten Fälle vorließ die in 
der Person der Mutter entstehende Aenderung der Staatsangehörigkeit auf die Kinder 
nicht wirkt, da sie die elterliche Gewalt nicht ausübt. Lie^ aber einer der Fälle vor, 
dann tritt die Mutter in das Recht der elterlichen Gewalt mit allen staatsrechtlichen 
Folgen ein. 

Anders bei der nichtigen Ehe. Die elterliche Gewalt steht gemäss $§ 1699, 
1701, 1702 nur dem gutgläubigen Ehegatten, unter Umständen auch unzweifelhaft der 
Mutter zu und geht ohne Weiteres auf sie über, wenn der Vater sie verwirkt. 

Von dieser elterlichen Gewalt der Mutter kraft eigenen Rechtes ist zu unter- 
scheiden ihre Zuständigkeit zur Ausübung der elterlichen Gewalt. Gemäss § 1685 
B. G. B. übt während der Dauer der Ehe die Mutter die elterliche Gewalt dann ans, 
wenn der Vater an der Ausübung der elterlichen Gewalt thatsächlich verhindert ist Und 
nach Auflösung der Ehe hat das Vormimdschaftsgericht der Mutter auf ihren Antrag 
die Ausübung zu übertragen, wenn die elterliche Gewalt des Vaters ruht und keine 
Aussicht besteht, dass der Rechtsgrund des Ruhens wegfallen werde. Immerhin erfolgt 
auch diese AusüDung kraft eigenen Rechts, sie übt die Gewalt nicht aus in fremdem 
Namen, wie ich im bewussten Gegensatze zu anderen ScJiriftstellem behaupte. Die 
staatsrechtliche Wirkung ist daher in beiden Fällen dieselbe. 

Nach der neuen Fassung der §§ 11 und 19 St.A. G. werden hiemach durch die 
Naturalisation der Mutter allein auch ihre Kinder in den Staatsverband aufgenommen, 
oder aus diesem entlassen, falls sie die elterliche Gewalt über sie ausübt. Die neue 
Fassung hebt aber femer noch ausdrücklich hervor, dass kraft dieser elterlichen Gewalt 
dem Aufgenommenen oder Naturalisirten die gesetzliche Vertretung über die 
minderjährigen Kinder zustehen muss. In der Regel fällt elterliche Gewalt und gesetz- 
liche Vertretung zusammen. Denn § 1630 B. G. B. sagt: Die Sorge für die Person und 
das Vermögen umfasst die Vertretung des Kindes. Ausnahmsweise sind sie geschieden; 
entweder die elterliche Gewalt des Vaters oder der Mutter ruht. Die elterliche Gewalt 
des Vaters ruht, wenn er geschäftsunfähig ist, wenn er in der Geschäftsfähigkeit 
beschränkt ist oder wenn er einen Pfleger für seine Person und sein Vermögen erhalten 
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bftt. Femer, wenn von dem Vormandschaftsgeiicht festgestellt wird, dass der Vater 
anf längere Zeit an der Austtbnng der elterlichen Gewalt thatsAchlich verhindert ist 
(§S 167^1678). Diese Bestimmongen finden anf die Mntter entsprechende Anwendong 
(§ 1686). Ausgeschlossen ist daher die Erstreckong, Verleihnng der Staatsangehörigkeit 
and die Entlassung aas derselben, wenn es sich am einen elterlichen Theil handelt, dem 
die gesetzliche Vertretung, die Nutzniessung oder Vermögensverwaltung entzogen ist. 

Hiemach ist der Grandsatz der §§11 und 19 St. A. G. erstens beschrankt auf 
den Fall des Besitzes der elterlichen Gewalt und der gesetzlichen Vertretung bei 
Demjenigen, durch dessen Antrag der Minderjährige die Staatsangehörigkeit ernalten 
oder verlieren soll. 

Die zweite Beschränkung der Ej-streckung der Verleihnng oder Entlassung 
besteht darin: Verheirathete oder verheirathet gewesene Töchter sind nach den Be- 
stimmungen der §§ 11, 19, 21 Abs. 2 ausgenommen; weder der Erwerb noch der Verlast 
der Staatsaogehörigkeit erstreckt sich auf sie. Nach dem bisherigen Gesetze war eine 
solche Vorsdmft f Qr Preussen nicht nothwendig, denn gemäss §§ 228, 299 II 2 A. L. R. 
endete die väterliche Gewalt mit der Heirath. Dies ist jetzt gemäss § 1633 B. G. B. 
mit der elterlichen Gewalt nicht der Fall hinsichtlich der £e Sorge der Person 
betreflfenden Rechtsverhältnisse. Durch Heirath wird gemäss den §§ 5, 14 No. 5 St. A. G. 
selbstständiger Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit begründet. Wäre jene 
Ezemption bezüglich der verheiratheten oder verheirathet gewesenen Töchter rdcht 
gemacht worden, so wären die Paragraphen des St. A. G. widerspruchsvoll. 

Eine dritte Beschränkung der aus der elterlichen Gewalt folgenden Erstreckung, 
Verleihung oder EIntlassung aus der Staatsangehörigkeit auf die minderjährigen Rinder 
ist bereits erwähnt. Sie besteht darin, dass eine Ausnahme von der Entlassung oder 
Verleihnng ausdrücklich gemacht werden kann. 

E^e Consequenz, die durch die dargelegte Neuregelung der §§11 und 19 gezogen 
werden müsste, ist die Schaffung des § 14 a, der durch den Art. 41 des Einf.-G. dem 
St. A. G. eingefügt worden ist. E^ schliesst sich an den bisherigen § 14 St. A. G. an, 
nach welchem die Entlassung aus dem Staatsverbande auf Antrag durch eine von der 
höheren Verwaltungsbehörde des Heimathsstaates ausgefertigte Entlassungsurkunde 
ertheilt wird. Das St. A. G. lässt Vorschriften darüber vermissen, unter welchen Vor- 
aussetzungen minderjährige Personen eine selbstständige Staatsangehörigkeit durch 
Naturalisation be^üuden oder selbstständig aus derselben entlassen werden können. 
Diese Lücke ist bisher ausgefüllt worden durch die Vorschrift des materiellen Landes- 
rechts. Nach den an die Stelle getretenen Vorschriften des B. G. B. über die elterliche 
Gewalt namentlich würde grundsätzlich die Naturalisation als auch die Entlassung 
eines Minderjährigen auf Antrag des Elterntheiles oder Vormundes zulässig sein, auch 
ohne dass dieser selbst die Naturalisation oder Entlassung nachsucht. So weit die 
Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit in Frage kommt, ist dieser Zustand 
einerseits nicht erwünscht, andererseits ist eine weitergehende Regelung deshalb nicht 
möglich, weil ja das ausländische Recht darüber entscheiden muss, ob der (doch immer 
ausländische) Elteratheil oder Vormund berechtigt ist, die Naturalisation in Deutschland 
für den Minderjährigen nachzusuchen. Was dagegen die Entlassung aus der Staats- 
angehörigkeit betrifft, so ist es für erforderlich erachtet worden, bei einem, den deutschen 
Staatsverband betreffenden Verlust auch die Mitwirkung einer staatlichen Behörde zu 
statuiren. Deshalb bestimmt der Satz 1 des § 14 a: Die Entlassung eines Staats- 
angehörigen, der unter elterlicher Gewalt oder Vormundschaft steht, kann von dem 
gesetzlichen Vertreter nur mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichtes beantragt 
werden. Dies enthält gegenüber § 42 No. 1 der Preussischen Vormundschaftsordnung 
nur insofern eine Neuerung, als dort nur die Mündel, nicht aber die Hauskinder der 
p;edachten Genehmigung des Vormundschaftsgerichtes bedürfen. Eine solche Genehmigung 
ist jedoch nicht erforderlich, wenn der Vater oder die Mutter die Entlassung für sich 
und zugleich kraft elterlicher Gewalt für ein Rind beantragen (Abs. 2 Satz 1 des § 14 a). 

Dies ergebt sich aus dem bereits erörterten § 19 des Gesetzes vom 1. Juni 1870, 
wonach sich die Entlassung erstreckt, sofern nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, 
zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder deren gesetzliche Vertretung dem 
Entlassenen kraft elterlicher Gewalt zusteht. Die elterliche Gewalt der Mutter ist 
aber durch die Thätigkeit eines Beistandes beschränkt, wenn der Vater die Bestellung 
angeordnet hat, oder wenn sie sie selbst beantragt, oder wenn das Vormundschafts- 
gerieht eine solche Bestellung aus besonderen Gründen im Interesse des Kindes für 
nöihiff erachtet (§§ 1687, 1666, 1667, 1688-1689 B. G.B.). In allen diesen FäUen bedarf 
die Mutter der Genehmigung des Beistandes zu dem Antrage auf Entlassung ihres 
Kindee aus dem Staatsverbande. So bestimmt es der letzte Satz des § 14a. 

Erheblich beeinflusat durch das neue btirgerliche Becht ist femer noch der 
§ 21 des St. A. G. Er bestimmt, dass Deutsche, welche das Reichsgebiet verlassen 

8 
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und sich 10 Jahre lang anunterbrochen im Aaslande anfhalten, dadurch ihre Staats- 
angehörigkeit verlieren, dass die vorgezeiehnete Frist von dem Zeitpunkte des Aastritts 
aas dem Reichsgebiet, oder, wenn der Austretende sich im Besitz eines Reisepapiers 
oder Heimathscheines befindet, von dem Zeitpunkte des Ablaufs dieser Papiere an 
gerechnet wird. Sie wird unterbrochen durch die Eintragung in die Matrikel eines 
Keichsconsulats. Ihr Lauf beginnt von Neuem mit dem auf die Löschung in der 
Matrikel folgenden Tage. Die Streitfrage, ob nur Dispositionsfähige oder auch nicht 
Dispositionsfähige und minderjährige ^gehörige unter diese Bestimmuiu^ fallen, ist 
entgegen dem Erkenntniss vom 15. Juni 1894 K. G. (Ekitsch. L Str.-S. XaV. 415), in 
dem Erkenntniss des R. G. vom 4. Februar und 28. November 1895 (Entsch. i. Str.-S. 
XXVI. 427 und XXVIII, XXIV) für letztere Alternative entschieden. Dispositions- 
fähige sind jetzt Geschäftsfähige, also die nicht in ihrer Geschäftsfähigkeit ganz oder 
zum Theil Geminderten (§§ 104—115 B. G. B.). An die Stelle des § 21 Abs. 2 des 
Gesetzes vom 1. Juni 1870 treten in Folge des Art. 41 EUnf .-G. zum B. G. B. die uns bereits 
bekannten Bestimmungen: Der gemäss Abs. 1 § 21 eingetretene Verlust der Staats- 
angehörigkeit erstreckt sich zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren 
gesetzliche Vertretung dem Ausgetretenen kraft elterlicher Gewalt zusteht, soweit sich 
die Ehefrau oder die Kinder bei dem Ausgetretenen befinden. Ausgenommen sind 
hier, wie im § 11, die Töchter, die verheirathet oder verheirathet gewesen sind. Hier- 
nach verlieren Minderjährige und Irrsinnige, die, ohne den Aufenthalt mit ihrem Vater 
zu theilen, sich 10 Jahre lang im Auslände aufgehalten, nach bisherigem Rechte nicht 
das Indi^enat, Rescript vom 24. April 1867 (M. Bl. S. 134) und vom 14. Mai 1868 (M. Bl. 
S. 181). Nach der neuen Bestimmung verlieren allerdings die gedachten Personenklassen 
das Indigenat, auch wenn sie bevormundet sind, denn die Geschäftsunfähigen und die 
in der Geschäftsunfähigkeit dauernd oder zeitweilig Beschränkten (Letztere ffir die Zeit 
ihrer Beschränkung) können zwar keinen selbstständigen Wohnsitz, abgesehen von dem 
des gesetzlichen Vertreters, begründen (§§ 8 und 11 Abs. 1 B. G. B.). Wohl aber steht 
ihnen die Wahl des Aufenthaltsortes frei (R. G. L jur. Wochenschrift 1897, S. 301, 2). 
Lediglich zehnjähriger Aufenthalt ist aber gemäss § 21 Abs. 1 erforderlich. 

Wir haben hiemach unsere Aufgabe erschöpft. Wir sahen die Bedeutung des 
Grundsatzes der Staatsangehörigkeit im heutigen gesetzlichen internationalen Privat- 
rechte; wir verfolgten die Einwirkung des B. G. B. auf das Staatsangehörigkeitsgesetz 
in Bezug auf die Lehren der Abstammung, Legitimation und Verehelichung. Auch 
die durdi den neuen Grundsatz der elterhchen Gewalt verursachten Verschiebungen 
sind aufgezeigt worden. Den Einfluss des internationalen Privatrechts haben wir 
Schritt fttr Schritt verspürt. Aber nur ein Grundriss konnte vorgelegt werden, wie 
es in einem Vortrage nicht anders möglich ist. Einzelne wichtige Punkte, wie die 
Frage der Dispositionsfähigkeit nach neuem Rechte, die Fragen des Wohnsitzes und 
Aufenthaltes, wie sie besonders in den Elntscheidungen des Bundesamtes fttr Heimaths- 
wesen eine mannigfache Beantwortung erhalten haben, konnten nur gestreift werden. 
Andere, wie die Frage der Vollendung des 17. und 20. Lebensjahres, die für den 
Staatswechsel der Wehrfähigen und Wehrpflichtigen von Bedeutung sind, und manches 
mehr oder minder Wichtige, insbesondere in Ausführungsverfügungen Enthaltene, musste 
fibergangen werden. Die Untersuchungen unserer Materie sind jedoch nicht nur für 
die theoretische Auffassung der Neubildungen und für die Gesetzesanwendung in der 
Praxis von Erheblichkeit Sie können vielmehr der m. E. bereits längst dringend ge- 
wordenen Abänderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes die Wege ebenen. Es ist mit 
der Machtstellung Deutschlands schlechthin unvereinbar, dass in einer Anzahl von 
Fällen Erwerb und Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit vom ausländisdien Rechte 
abhängig sein soll. Wenn und wo das Staatsang^örigkeitsprincip zu diesem Resultate 
führt, muss es eine Durchbrechung erleiden. Die Bedingungen der staatlichen Zu- 
gehörigkeit zu regeln, muss Deutschland allein berechtigt sein. Sein souveränes 
Bestimmungsrecht muss höher stehen als die ausnahmslose Durchführung immerhin 
anfechtbarer Theoreme. Dieser nationale Gesichtspunkt verlangt auch die Abänderung 
des § 21 St A. G.: Nicht die Eintragung in die Matrikel eines Keichsconsulats soll den 
Erwerb anfreeht erhalten, sondern umgekehrt, nur der Verlust sollte urkundlich ge- 
macht werden. Jeder soll auch im Audande deutscher Staatsangehöriger bleiben und 
nicht durch zehnjährigen Aufenthalt seine Nationalität verlieren. Weitere Vorschläge 
zu machen, ist hier nicht meines Amtes. Bios den Wunsch darf ich hier aussprechen, 
dass auch das Recht beitragen möge, Gross-Deutschlands Stellung zu heben und dem 
Auslande gegenüber zu festigen. Deutsches Recht muss darüber entscheiden, wer 
Deutscher ist und bleiben soll. Möge die Aenderung des C^esetzes vom 1. Juni 1870 
mit staatsmännischer Weisheit erfolgen unter Berücksichtigung aller Interessen, die 
Deutschland dem Ausländer und dem Auslande gegenüber hat 
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In der sich an den Vortrag anschliessenden Debatte widersprach der Vorsitzende 
der Ansicht, dass durch die Nichtigkeit eines privatrechtlichen Actes die staatsrecht- 
lichen Folgen dieses Actes nicht beeinflosst würden. Bei der Forderong, dass ein 
Dentscher durch den Aufenthalt im Auslände nicht ohne Weiteres die heimische 
Staatsangehörigkeit verlieren dürfe, habe femer der Vortragende ausser Acht gelassen, 
dass das Indigenat auch gewisse Rechte, insbesondere auf Armenuntersttttzung, ver- 
leihe und dass es zweifelhaft sein könne, ob Jemand diese Rechte beibehalten soll, der 
Aber 10 Jahre im Auslande sich aufhalte, ohne durch Eintragung in die Matrikel oder 
dergleichen zu zeigen, dass er Werth auf das deutsche Indigenat lege. 

Herr Professor Dr. Bornhak wies darauf hin, dass, wenn Jemand blos das 
Staatsindigenat und nicht das Reichsindigenat verliere, ausländisches Recht nicht zur 
Anwendung kommt, sowie darauf, dass auch nach bisherigem Rechte Eheleute ver- 
schiedenes Indigenat haben könnten. 

Herr Rechtsanwalt Dr. Neu mann vertritt dem Vortragenden gegenüber den 
Standpunkt, dass die Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft in Bezug aiS die Staats- 
angehörigkeit ebenso wie die S<£eidung wirke. Es sei auch nicht zutre£Pend, dass der 
deutsdie Gesetzgeber seine Souveränität aufgebe, wenn er bei einzelnen internationalen 
Fragen ausländisches Recht zur Anwendung kommen lasse. 



u. 



Vierhaus. Dr. Seligsohn. 
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IV. Anlage. 

Der Deutsehe Juristentag. 



In der Sitzung der Juristischen Gesellschaft vom 14. April 1860 wurde die Be- 
rufung eines allgemeinen Deutschen Juristentaees beschlossen. Die erste Versammlung 
fand zu Berlin Ende August 1860 unter dem Vorsitze des Geheimen Rathes Professor 
Dr. V. Waechter aus Leipzig statt, die zweite zu Dresden Ende August 1861 unter 
dem Vorsitze des Geh. Käthes Prof. Dr. Bluntschli aus Heidelberg, die dritte zu 
Wien Ende August 1862, die vierte zu Mainz Ende August 1863, die fünfte zu Braun- 
schweig Ende August 1864, die sechste zu München Ende August 1867, sAmmtlich 
unter dem Vorsitze des Geh. Rathes Prof. Dr. v. Waechter aus Leipzig, die 
siebente Versammlung zu Hamburg Ende August 1868, unter dem Vorsitze des Prof. 
Dr. Gneist, die achte zu Heidelberg Ende August 1869 unter dem Vorsitze des 
Geh. Rathes Prof. Dr. Bluntschli, die neunte zu Stuttgart Ende August 1871, 
die zehnte zu Frankfurt a. M. Ende August 1872, die elfte zu Hannover Ende 
August 1873, die zwölfte zu Nürnberg Ende August 1875, die dreizehnte zu Salzburg 
Ende August 1876, die vierzehnte zu Jena Ende August 1878, sämmtlich unter dem 
Vorsitze des Professor Dr. Gneist, die fünfzehnte zu Leipzig Ende August 1880 
unter dem Vorsitze des Reichsgerich ts-Senats-Präsidenten Dr. Drechsler, die sechs- 
zehnte zu Kassel im September 1882 unter dem Vorsitze des Prof. Dr. Gneist, 
die siebenzehnte zu Würzburg im September 1884 unter dem Vorsitze des Professor 
Dr. Gneist. Zu Pfingsten 1885 fand zur Feier des 25jährigen Bestehens des Juristen- 
tages eine feierliche Sitzung mit Festessen in Berlin (Flora, Charlottenburg) statt, an 
wacher auf ergangene Einladung auch der Vorsitzende und' zahlreiche Mitglieder der 
Juristischen Gesellschaft theilnahmen. Der achtzehnte Deutsche Juristentag fand statt 
zu Wiesbaden im September 1886 unter dem Vorsitze des Wirkl. Geh. Ober-Justizrath, 
Professor Dr. Gneist. Der neunzehnte Deutsche Juristentag hat in Stettin in den 
Ta^en vom 10. bis 12. September 1888 stattgefunden unter dem Vorsitze des Reichs- 
genchts-Senatspräsidenten Dr. Drechsler. Der zwanzigste Deutsche Juristen tag fand 
vom 9. bis 11. September 1889 in Strassburg statt unter dem Vorsitze des Wirkl. 
Geh. Ober-Justizrath, Prof. Dr. v. Gneist. Im Jahre 1890 hat der Deutsche Juristen tag 
sich nicht versammelt. Der 21. Deutsche Juristentag hat in Köln in den Tagen vom 
10. bis 12. September 1891 imter dem Vorsitze des Reichsgerichts-Senatsprftsidenten 
Dr. Drechsler stattgefunden. Der 22. Deutsche Juristentag fand in Augsburg vom 
7. bis 9. September 1893 statt unter dem Vorsitze des Wirkl. Geh. Ober-Justizrath, 
Professor Dr. v. Gneist. Im Jahre 1894 hat der Deutsche Juristen tag sich nicht ver- 
sammelt. Der 23. Deutsche Juristentag fand in Bremen vom 10. bis 13. September 1895 
statt unter dem Vorsitze des Reichsgerich ts-SenatsprEsidenten Dr. Drechsler. In 
den Jahren 1896 und 1897 hat der Deutsche Juristentag sich nicht versammelt. Der 
24 Deutsche Juristentag fand vom 12. bis 14. September 1898 in Posen unter dem 
Vorsitze des Reichsgerich tsrath Stenglein statt. Im Jahre 1899 hat der Deutsche 
Juristentag sich nicht versammelt. 

Statut des Deutschen Juristentages. 

Nach den Beschlüssen vom 30. August 1860 rediprt von dem Schriftführer-Amt 
der ständigen Deputation.*) 



§ 1. Der Zweck des Deutschen Juristentages ist: eine Vereinigung für den 
lebendigen Meinungsaustausch und den persönlichen Verkehr unter den Deutschen 
Juristen zu bilden, auf den Gebieten des Privatrechts, des Prozesses und des Straf- 
rechts den Forderungen nach einheitlicher Entwickelung immer grössere Anerkennung 

>) Die gesperrt gedmokten Worte sind Aenderimgen des nVorlAufigen Statats**, welche 
Ton der ersten Plenanrersammlxing besohlosBen worden. 
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sa verschaffen, die Hindemisse, welche dieser Entwickelnn^ entgegenstehen, zu 
bezeichnen and sich über Vorschlftge zn yerstftndigen, welche geeignet sind, die 
Rechtseinheit zu fördern. 

§ 2. Der Deutsche Juristentag tritt alljfthrlich zusammen.') 

§ 3. Zur Mitgliedschaft berechtigt sind die deutschen Richter, Staatsanwälte, 
Advocaten und Notare, die Aspiranten des Richteramtes, der Anwaltschaft und des 
Notariats*), die Lehrer an den deutschen Hochschulen, die Mitglieder der gelehrten 
Akademien, die Doctoren der Rechte und die rechtsgelehrten Mitglieder der Ver- 
waltungsbehörden. 

§ 4. Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Empfange der Mitgliedskarte. Sie 
berechtigt zur Theilniümie an den Verhandlungen und an der Abstimmung. 

§ 5. Der Beitrag der Gesellschaftsmitglieder wird auf drei Thaler *) jfthrlich 
festgesetzt und ist innerhalb yier Wochen nach Beginn jedes neuen Jahres zu ent- 
richten, widrigenfalls derselbe durch Postyorschuss emgezogen wird. Nimmt ein Mit- 
glied den mit Postyorschuss beschwerten Brief nicht an, so wird dies einer ausdrück- 
lichen Austrittserklftrung gleich erachtet. 

§ 6. Den Plenarverhandlungen des Deutschen Juristentaees gehen der Re^el 
nach Abtheilungsberathungen voraus. Zu diesem Zwecke werden durch freiwillige 
Einzeichnung der Mitglieder folgende vier Abtheilungen gebildet: 

1. Abtheilung für Privatrecht, insbesondere Obligationen und Pfandrecht, 

2. Abtheilung für Handels-, Wechsel-, See- und internationales Recht, 

3. Abtheilung für Strafrecht, Strafprozess- und Gefängjnisswesen, 

4. Abtheilung für Gerichtsverfassung, Civilprozess, juristisches*) Studium 
und praktische Ausbildung. 

Die Abtheilungen wfthlen ihre Vorsitzenden, Schriftführer, Berichterstatter und 
benachrichtigen den Vorsitzenden der Plenarversammlung (§ 7), sobald ihre Berathungen 
über einzelne Gegenstände geschlossen sind; ihre Anträge sind schriftlich zu fassen.^) 

§ 7. Die Verhandlungen der Plenarversammlung leitet ein Vorsitzender, welcher 
für die Dauer eines jeden Juristentages in der ersten Plenarversammlung durch 
Stimmzettel oder Acclamation gewählt wird. Derselbe ernennt zwei bis vier Stell- 
vertreter und vier Schriftführer. Er bestimmt die Tagesordnung und kann einzelne 
Gegenstände, ohne Vorberathung in den Abtheilunffen (§ 6), unmittelbar zur Plenar- 
berathung stellen. Auch ist er befugt, Nichtmitglieder als Zuhörer zuzulassen. 

§ 8. Bei allen Beschlüssen der Plenarversammlung und der Abtheilungen ent- 
scheidet einfache Stimmenmehrheit der anwesenden Äutglieder; bei allen Wahlen 
relative Majorität und im Falle der Stimmengleichheit das Xioos. 

§ 9. Wird Schluss der Debatte beantragt, so wird über diesen Antrag sofort 
abgestimmt. In der Plenarversammlung sind aUe Anträge mit Ausnahme des Antrages 
auf Schluss der Debatte schriftlich zu stellen. 

§ 10. Vor dem Schluss eines jeden Juristentages wird von der Plenarver- 
sammlung auf Vorschlag des Präsidenten durch Acclamation oder in einem 



*) Darch Besohlnss des 5. Juristentages wurde % 2 dahin abge&ndert: 

Der Deutsche Juristentag tritt in der Begel alljährlich zusammen; doch ist die ständige 
Deputation ermächtigt, ans Gründen der Zweckmässigkeit ausnahmsweise die Wiedereinberofung 
des Juristentages erst in dem auf dessen letsten Zusammentritt folgenden sweiten Kalenderjahre 
Torsunehmen. 

*) Hier fol^ der Zusats des 2. Juristentages nach dem Amendement ▼. Sternberg: 

„sowie Jeder, der nach seinen Landesgesetsen zum Bichteramte, cur Anwaltschaft, sowie 
cur Ausübung des Notariats befähigt erkannt ist, ferner**. 

*) Auf den Antragder ständigen Deputation ist nach dem Beschlüsse des 2. Juristentages 
der Jahresbeitrag auf 2 Thaler herabgesetzt, mit dem Zusätze: 

„Für die am Orte des Juristentages selbst zu lösende Anmeldungskarte ist ein Thaler zu 
entrichten.** 

*) Auf den Antrag der ständigen Deputation sind nach dem Beschlüsse des 4. Juristentages 
die Materien des juristischen Studiums und der praktischen Ausbildung der ersten Abtheilung 
ttberwiesen. 

^) Auf den Antrag der ständigen Deputation sind nach dem Beschlüsse des 8. Juristentages 
noch folgende beiden Zusätze hier beigefügt worden: 

In jeder Abtheilnng stimmen nur Diejenigen mit, welche sich in der betreffenden Abtheilung 
bereits eingezeichnet haben. 

Sämmtliche Beschlüsse der Abtheilungen werden in der Plenarversammlung mitgetheilt. 
Es tindet jedoch eine Erörterung und Entscheidung im Plenum nur dann statt, wenn dieselbe 
von der betreffenden Abtheilung vorgeschlagen, oder wenn sie von mindestens zehn Mitgliedern 
beantragt und von der Plenarversammlung beschlossen wird, lieber die Vorfrage, ob oem von 
mindestens zehn Mitgliedern gestellten Antrage auf Plenarentscheidung stattzugeben, wird nur 
einem der AntragsteUer Tind dem Berichterstatter das Wort ertheilt. 
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einzigen Scrutinium dnrch Stimmzettel eine ans vierzehn Mitgliedern and dem 
Präsidenten des letzten Jnristentages als Ehrenprftsidenten bestehende 
ständige Deputation gewählt. Von jenen vierzehn Mitgliedern müssen sieben 
am Orte des letzten Juristentages, sieben ausserhalb wohnen.*) 
Die ständige Deputation hat folgende Befugnisse und Obliegenheiten: 

1. sie sorgt für die Ausführung der von dem Juristentage gemachten Be- 
schlüsse, veranstaltet nach eigenem Ermessen den Druck der Protokolle 
und Vorlagen, bewirkt die Vertheilung der Drucksachen an die ^tglieder 
und verwahrt alle Acten und Schriftstücke des Juristen tages; 

2. sie bestimmt Zeit und Ort des nächsten Juristen tages , trifft die für den- 
selben nöthigen Vorbereitungen, erlässt die Einladungen, stellt die vor- 
läufige Tagesordnung auf, wobei sie in der Regel nur die bis zum 
31. Mai des laufenden Jahres eingegangenen Vorlagen zu 
berücksichtigen hat, und bereitet Abänderungsvorsohlftge 
in Betreff der Geschäftsordnung für die Plenarversamm- 
lung vor; 

3. sie nimmt die Beitrittserklärungen neuer Mitglieder entgegen, fertigt die 
Mitgliedskarten aus, empfängt die Beiträge, bestreitet die Ausgaben und 
legt der folgenden Deputation Rechnung; 

4. sie ergänzt sich selbst, falls eines oder mehrere ihrer Mitglieder während 
des Geschäftsjahres ausscheiden. 

Die Deputation wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen Schrift- 
führer, welcher Letztere ein von der Deputation festzusetzendes Pausch- 
auantum für haare Auslagen erhält.') Der Sitz der Deputation ist der 
Ort des letzten Juristentages.') Zur Gültigkeit ihrer Beschlüsse ist die Ein- 
ladung sämmtlicher Mitglieder, sowie die Mitwirkung von wenigstens fünf MitgUedem 
erforderlich. 

§ 11. Abänderungen dieses Statuts können zwar von der Plenarversammlung 
durch einfache Stimmenmehrheit, jedoch nur auf schriftlichen Antrag, der vier Wochen 
vor dem Zusammentritt des Juristentages der ständigen Deputation (§ 10) überreicht 
worden, beschlossen werden. 



Mitglieder-Yerzeichniss 



der 



Ständigen Deputation des ffinfondzwanzigsten Dentsolien Jnristentages. 



1. Herr Dr. Brunner, Geh. Justizrath und Professor zu Berlin. 

2. „ Dr. Eck, Geh. Justizrath, Professor zu Berlin. 

3. „ Dr. Enneccerus, Geh. Justizrath, Professor zu Marburg. 

4. » Dr. Gierke, Geh. Justizrath, Professor zu Berlin. 

5. „ Dr. Goldschmidt, Justizrath zu Berlin. 



1) Nach dem Beschlüsse des 7. Jnristentages erhielt das Alinea des i 10 die Fassung: 
vor dem Schlüsse eines jeden Jnristentages wird von der Plenaryersammlting dnroh Acola- 
mation oder in einem einzigen Scmtininm durch Stimmzettel eine ans nennsehn Mitgliedern nnd 
dem Präsidenten des letzten Jnristentages als Ehrenprftsidenten bestehende stAndige Deputation 

fewAhlt. Von jenen nennsehn Mitgliedern müssen mindestens drei am Orte des 
etsten Jnristentages nnd jedenfalls zwölf answArts wohnen. Die Liste der snr 
Acdamation vorznsohlagenden Personen wird dnroh den Präsidenten der Plenarrersammlnng, seine 
Stellvertreter nnd je zehn von jeder Abtheilnng gewfthlte Yertranensmftnner gemeinsoMftlioh 
festgesetzt. 

Nach dem Beschlnsse des 11. Jnristentages sind die Worte gestrichen: n^on jenen neunzehn 
Mitgliedern müssen mindestens drei am Orte des letzten Jnristentages nnd jedenfalls zwölf ans- 
wArts wohnen.** 

*) Nach dem Beschlnsse des 2. Jnristentages folgt hier der Znsatz: 

«nnd einen Kassirer. Der Letztere ist verpflichtet, der stAndigen Deputation bei ihrem 
jedesmaligen Znsammentritte einen Kassenabschluss vorzulegen. Die Deputation lAsst durch 
eines oder, mehrere ihrer Mitglieder die Bechnnng prüfen und die Kasse revidiren.** 

*) Nach dem Beschlüsse des 11. Jnristentages hat der vorletzte Satz des ft 10 nachfolgende 
Fassung^ erhalten : 

Die Deputation bestimmt Ort nnd Zeit ihrer Zusammenkunft. 

Durch den Besohlnss der stAndigen Deputation vom 90, August 1878 ist ihr Sitz bis auf 
Weiteres nach Berlin verlegt. 
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6. Herr Dr. Gryczewski, Oberlandesgerichts-Präsident zu Posen. 

7. 9 Dr. Hamm, Wirkl. Geh. Ober- Just israth, Oberlandesgerichts -Präsident 

zu Köln. 

8. 9 Dr. Olshaasen, Oberreichsanwalt zu Leipzig. 

9. 9 Dr. Pf äff, Landgerichts-Präsident zu Tübingen. 

10. „ Dr. Pfaff, Professor zu Wien. 

11. , Dr. Freiherr v. Pechmann, Bankdirector zu München. 

12. 9 Dr. Reatz, Geh. Justizrath zu Gieseen. 

13. 9 Dr. Stenglein, Reichsgerich tsrath a. D. zu München. 

14. p Dr. T. Stösser, Oberlandesgerichts-Senatspräsident zu Karbruhe. 

15. „ Dr. Strohal, Professor zu Leipzig. 

16. 9 Dr. Struckmann, Wirklicher Gen. Ober -Justizrath, Oberlandesgerichts- 

Präsident zu Köln, f 

17. 9 Thinius, Kammergenchtsrath zu Berlin. 

18. „ Vierhaus, Geh. Obeijustizrath zu Berlin*. 

19. 9 Thomson, Landgerichts-Präsident zu Münster. 

20. 9 Wilke, Geh. Justizrath zu Berlin, Schriftführer. 

Beitritts -Erklärungen zu dem Deutschen Juristentage sind unter Einsendung 
des Jahresbeitrags mit 6 Mark an die J. Guttentag*8che Verlagsbuchhandlung — 
Wilhelmstrasse 119/120 — zu richten, wogegen die Mitgliedskarte sowie die Verhand- 
lungen und Gutachten übersendet werden. Die einzusendenden Gutachten sind an 
den Schriftführer, Geh. Justizrath Wilke, Berlin, Eichhomstrasse 4, zu adressiren. 
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V. Anlage. 



Die Savigny- Stiftung. 



toiese Stiftung zur Förderung der Rechtswissenschaft wurde in der Sitzung der 
Juristischen Gesellsdiaft vom 29. November 1861 in Anregung gebracht, und wurden 
derselben mittebt Allerhöchster Cabinets- Ordre vom 20. Juni 1863 die Corporations- 
rechte verliehen. Zu dieser Stiftung sind bis zum Schlüsse des Jahres 1880 eingegangen: 

1. aus Deutschland 37 653 Mark 50 Pf. 

2. » Oesterreieh 29 437 , — „ 

3. „ Italien 1680 , 20„ 

4 » Spanien 1500 » — » 

6. „ Holland 1144 , 20 „ 

6. „ Portugal 800 , — „ 

7. „ Frankreich 490 „ 80 „ 

8. » der Schweiz 400 „ — „ 

9. „ Russland 256 „90„ 

10. , Schweden und Norwegen 240 „ — , 

11. „ Belgien 207 „50„ 

12. „ Süd-Amerika (Buenos-Ayres) . . . 2038 „ 50 „ 

In Summa 75848 Mark 60 Pf. 

Das Vermögen der Stiftung besteht in 80 000 Mark Hypotheken, 69 300 Mark 
Werthpapieren und 2 758,72 Mark baar, zusammen 152 058,72 A^k. Hiervon und von 
den noch nicht vertheilten Zinsenraten kommen von 1881 ab jährlich die Zinsen zur 
Vertheilung. Die von Savigny gegründete Zeitschrift für Rechtsgeschichte, heraus- 
gegeben von Bruns, Boehlau, Pernice und v. Roth, ist zum Organe der Savigny- 
Stiftung gewählt worden. 

Die Zinsenmasse aus den Jahren 1863 und 1864 mit 4500 Mark ist von der 
Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften zu Wien dem Professor Dr. Maassen zu 
Wien als Subvention für sein auf fünf Bände berechnetes Werk über die Geschichte 
der Quellen und der Literatur des canonischen Rechts im Abendlande bis zum Aus- 
gange des Mittelalters unter folgenden Bedingungen überwiesen worden: 

1. dass der Verfasser von den zur Einsicht von Handschriften nach Paris, 
Brüssel und Rom zu unternehmenden Reisen der Kaiserlichen Akademie 
der Wissenschaften zu Wien Bericht erstatte, und 

2. dass auf dem Titelblatte des Werkes namhaft gemacht werde, dass 
dasselbe mit Unterstützung durch die Savigny -Stiftung und zwar unter 
Zuweisung durch die Kaiserliche Akademie erscheine, 

und zwar in folgenden Raten: 

1. am 1. März 1866 1200 Mark ) 

2. wenn der 1. Band druckfertig vorliegt '^^ ■ 

3. mit dem Erscheinen des 1. Bandes . . 

4. wenn druckfertig vorliegt der 2. Band 
ö* » 9 » » 3. „ 
"• » » » » 4. „ 

' ' 9 9 9 9 ^' 9 „ 

Ans dieser Masse sind erst die zu 1 bis 3 erwähnten Raten mit zusammen 
2550 Mark bezahlt, weil nur das Erscheinen des 1. Bandes dieses Werkes dem 
Curatorium nachgewiesen ist. 



600 „ \ 2550 Mark 

750 

600 

J2J » 1 1950 Mark 

150 
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Die Zinsenmasse ans den Jahren 1865 und 1866 mit 5700 Mark wurde durch 
die Königliche Akademie der Wissenschaften zu München dem damaligen Docenten 
an der hiesigen Universitftt, Dr. Paul Krüser, als Reisestipendium, und die Zinsen- 
masse der «Jahre 1867 und 1868 mit 6000 Mark von der E^niglichen Akademie der 
Wissenschaften zu Berlin demselben Qelehrten zur Förderung der im Erscheinen 
begriffenen neuen Ausgabe des -Codex Justinianeus^ überwiesen. Diese 11 700 Mark 
sind an Dr. Paul Krüger gezahlt. 

Die Zinsenmasse der Jahre 1869 und 1870 mit 6900 Mark hat die Kaiserliche 
Akademie der Wissenschaften zu Wien dem Königlich Bayerischen Archiyar, Professor 
Dr. Ludwig Bockinger zu München für eine auf breitester handschriftlicher Grund- 
lage ruhenoe Ausgabe des Kaiserlichen Land- und Lehnrechts, des sog. Sachsen- 
npiegels, überwiesen. Hiervon sind bereits 900 Mark gezidbJt. Femer sollen beim 
Antritt der Beise 3000 Mark und bei Vollendung des Werkes im Druck 3000 Mark 
gezahlt werden. Fünf Berichte des Dr. Bockinger an die Kaiserliche Akademie zu 
Wien über die Untersuchung von Handschriften des Sachsenspiegels sind von 1873 
bis 1875 veröffentlicht und in Conunission bei Carl Gerold^s Sohn m Wien erschienen. 

Die Zinsenmasse der Jahre 1871 und 1872 mit 6900 Mark hat die Königliche 
Akademie der Wissenschaften zu München ebenfalls dem Dr. Bockinger zur Unter- 
stützung der von demselben inzwischen begonnenen kritischen Ausgabe des Sachsen- , 
spiegeis mit der Maassgabe zur Verfügung gestellt, dass demselben sofort 900 Mark, 
femer 3000 Mark beim Antritt seiner behufs Elinsichtnahme der Handschriften zu 
unternehmenden Beise und der Best mit 3000 Mark nach Vollendung des Werkes 
überwiesen werden. Nach dieser Anweisung sind die beiden ersten Baten mit 
zusammen 3900 Mark bereits ausgezahlt worden. 

Die Zinsenmasse der Jahre 1873 und 1874 mit 6900 Mark ist von der Königlichen 
Akademie der Wissenschaften hierselbst dem Dr. Friedrich Thaner, Professor der 
Bechte an der Universität zu Innsbmck, zur Herausgabe einer Sammlung der filteren 
kirchenreehtlichen, in zahlreichen Archiven Deutschlands, Frankreichs und Italiens 
handschriftlich aufbewahrten Quellen, welche bei der Veränderung des Kirchenrechts 
durch die hierarchischen Principien Papst Gregorys VIT. benutzt worden, unter dem Titel: 
Systematische Canones- Sammlung aus der &it des Investiturstreites von Anseimus 
von Lucca bis auf Gratian, bewilligt. Aus dieser Zinsenmasse sind dem Dr. Thaner 

f 1800 Mark am 1. OctoDer 1875, 
Sa. 5400 M. l 1800 Mark am 1. Januar 1878, 

I 1800 Mark am 1. Januar 1880 gezahlt worden, dagegen ist der Best 
mit 1500 Mark als Druckzuschuss bis zur Veröffentlichung des Werkes zu reserviren. 

Die Zinsenmasse der Jahre 1875 und 1876 mit zusammen 6900 Mark ist von der 
Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften zu Wien dem Königlichen Universitäts- 
Bibliothekar Dr. Emil Steffenhagen zu Kiel zur Herstellung einer kritischen 
Ausgabe der Sachsenspiegel-Glosse (Land- und Lehnsrecht) nach dem vor- 
gelegten Plane gewährt. Es wurden 3000 Mark sofort und der Best von 3900 Mark 
am 1. April 1881 ausgezahlt. 

Für die Zinsenmasse der Jahre 1877 und 1878 mit zusammen 6900 Mark 
hat die Königliche Akademie der Wissenschaften zu München in der Sitzung vom 
28. Mftrz 1879 eine Preisbewerbung eröffnet, deren Gegenstand in folgender Auf- 
gabe liegt: 

„Die Formeln des Edictum perpetuum (Hadrianum) in ihrem Wortlaute 
und in ihrem Zusammenhange^. 

„In der bekannten Arbeit Budorff*s „De jurisdictione edictum" hat sich die 
Bestitution des prätorianischen Edictes zum ersten Male dem formularen Bestandtheile 
desselben zugewendet. In dieser Bichtung soll dieselbe nunmehr, und zwar mehr ab 
es bisher geschehen ist, aus den E^ictscommentaren selbst heraus und unter Kritik 
der bisherigen Bestitutionen gefördert und zum möglichsten Abschluss gebracht werden*. 

Die T^reisbewerbung, von welcher nur die ordentlichen einheimischen Mitglieder 
der Königlich Bayerischen Akademie ausgeschlossen sind, ist an keine Nationalität 
gebunden; doch dürfen die Bearbeitungen der Preisauf gäbe nur entweder in lateinischer 
oder deutscher, oder englischer, oder französischer, oder italienischer Sprache ab- 
gefasst sein. 

Der Einsendungstermin der Bearbeitungen, welche an die Königlich Baverische 
Akademie der Wissenschaften zu adressiren sind, und an Stelle des ^^mens des Ver- 
fassers ein Motto tragen, welches an der Aussenseite eines mitfolgenden, den Namen 
des Verfassers enthaltenden, verschlossenen Couverts wiederkehrt, ist der 28. März 1882. 

Der Preis beträgt 6900 Mark, ist dem Dr. Otto Lenel zu Leipzig verliehen 
und im Jahre 1883 ausgezahlt worden. 
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Die Zinsenmasse der Jahre 1870 und 1880 mit zusammen 6900 Mark ist der 
Königlichen Akademie der Wissenschaften zu Berlin für die Zwecke der Stiftung 
zur Verfügung gestellt worden. Hieraus sind dem Dr. C. Malagola in Bologna 
4000 Lire, gleich 3278,85 Mark, Honorar für Abschrift der Acta nationis Germanicae 
und dem Beamten Stock an Eeisekosten nach Bologna 201,30 Mark gezahlt, auch 
der Rest von 3419,85 Mark ist ausgezahlt worden. 

Die Zinsenrate pro 1881 mit 4400 Mark ist von der Akademie zu Wien dem 
Dr. P. Ewald in Berlin — Mitarbeiter der „Monumenta Germaniae historica" — für 
die zu veranstaltende Edition der sogenannten Avellani^schen Sammlung zugesagt, 
davon 1000 Mark gezahlt und 3400 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1882 mit 5100 Mark ist der Akademie zu München zur Ver- 
fügung gestellt — von derselben verliehen dem Dr. Felix Liebermann in Berlin 
für Bearbeitung einer Ausgabe der Angelsachsen. 

Die Zinsenrate pro 1883 mit 40So Mark ist der Akademie zu Berlin zur Ver- 
fügung gestellt, dem Dr. Gradenwitz bewilligt und gezahlt. 

Die Zinsenrate pro 1884 mit 4100 Mark ist der Akademie zu Wien zur Ver- 
fügung gestellt, dem Dr. v. Luschin bewilligt, davon 2100 Mark gezahlt und 
2000 MaÄ noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1885 mit 4200 Mark ist von der Akademie zu München noch 
nicht verliehen. 

Die Zinsenrate pro 1886 mit 4300 Mark ist von der Akademie zu Berlin dem 
Dr. Zeuner bewilligt und gezahlt. 

Die Zinsenrate pro 1887 mit 4300 Mark ist der Akademie zu Wien zur Ver- 
fügung gestellt, davon 2900 Mark gezahlt und 1400 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1888 mit 4600 Mark ist der Akademie zu München zur 
Verfügung gestellt, davon sind 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift für die 
Savignv-ötiftung abgetreten, der Rest von 4000 Mark noch nicht verliehen. 

Die Zinsenrate pro 1889 mit 4600 Mark ist der Akademie zu Berlin zur Ver- 
fügung gestellt, davon sind 3600 Mark gezahlt und 1000 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1890 mit 4600 Mark ist der Akademie zu Wien überwiesen, 
davon sind 2600 Mark gezahlt und 2000 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1891 mit 4600 Mark ist der Akademie zu München über- 
wiesen, davon sind 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift für die Savignj-Stiftung 
gezahlt und 4000 Mark noch zu vergeben. 

Im Jahre 1892 sind für Herausgabe des luristischen Lexikons an die Professoren 
Pernice und Brunn er 5000 Mark und 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift gezahlt. 
An dieselben im Jahre 1893 für das Wörterbuch 4000 Mark und 600 Mark für die Zeitschrift. 

Im Jahre 1894 sind aus der Zinsenrate, welche der Akademie zu München über- 
wiesen, 600^ Mark zur Subvention der Zeitschrift für die Savigny-Stiftung gezahlt. 

Im Jahre 1895 sind an die Professoren Pernice und Brunn er 4000 Mark für 
Vocabularium jurisprudent. und 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift, ausserdem 
1000 Mark an Professor Liesegang (Akademie zu München) gezahlt. 

Im Jahre 1896 sind 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift gezahlt, 4000 Mark 
der Akademie zu Wien überwiesen, noch nicht vergeben. 

Im Jahre 1897 sind 700 Mark an Dr. Liesegang aus dem der Akademie München 
bewilligten Betrage, ausserdem 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift gezahlt. 

Im Jahre 1ö98 sind an die Professoren Dr. Brunn er und Pernice 4000 Mark 
für den Zweck des Wörterbuches der klassischen Rechtswissenschaft und 600 Mark für 
die Savigny- Zeitschrift, ausserdem dem Dr. Knapp in Wtlrzburg 500 Mark gezahlt 
und zwar von den ihm aus der Zinsrate pro 1897 für die Herausgabe des vom 
Magister Lorenz Fries im 16. Jahrhundert verfassten Zentbuchs des Hofstifts Wflrzburg 
bewilligten 2500 Mark. 

Im Jahre 1899 sind an die Professoren Dr. Brunner und Pernice für die 
Savigny-Zeitschrift pro 1899 600 Mark gezahlt. 



Statut der Savigny-Stiftang. 

Bei der Feier, welche die Juristische Gesellschaft zu Berlin am 29. November 1861 
zum Gedächtniss des am 25. October desselben Jahres verstorbenen Königlich Preussischen 
Staatsministers Dr. Friedrich Karl v. Savigny beging, wurde der Beschluss ver- 
kündet, das Andenken des grossen Rechtslehrers durch Gründung einer Stiftungzu ehren. 

Da zur Ausführung dieses Beschlusses die Summe von 16 486 Thlr. Freussisch 
Oourant bereits verfügbar war, wurde nachstehendes Statut errichtet: 
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L Zweck der Stifkang. 

S 1. Der Zweck der Stiftung ist: 
in wesentlicher Berücksichtigung der Bedürfnisse der Gesetzgebung und der Praxis 

1. wissenschaftliche Arbeiten auf dem Gebiete des Rechts der verschiedenen 
Nationen zu fördern, 

namentlich solche, welche das römische Recht und die verschiedenen 
germanischen Rechte sowohl für sich, als auch im Verhältniss 
zu einander behandeln, 

femer solche, welche die von Savigny begonnenen Untersuchungen 
in seinem Sinne weiterführen; 

2. besonders befähigte Rechtsgelehrte in den Stand zu setzen, die Rechts- 
Institutionen fremder Länder durch eigene Anschauung kennen zu lernen 
und darüber Berichte oder weitere Ausführungen zu hefem. 

2. BefShigang zur Theilnahme. 

§ 2. Die Befähigung zur Theilnahme an den Vortheilen, welche die Stiftung 
behufs der Förderung ihres Zweckes gewährt, ist an keine Nationalität gebunden. 

3. Bechte der Stiftung. 

§ 3. Die Stiftung besitzt unter dem Namen „Savigny - Stiftung* die Rechte 
einer Corporation und führt in ihrem Siegel das Wappen der Familie v. Savigny. 
Sie hat mren Sitz in Berlin und ihren Gerichtsstand bei dem Königlichen Stadt- 
gericht daselbst 

4. Stifkangs -Vermögen. 

§ 4. Das Kapitalvermögen der Stiftung wird aus den bisher gesammelten Bei- 
trägen und aus den künftig eingehenden Zuwendungen gebildet, sofern der Geber 
nicht eine andere Bestimmung über die Art der Verwendung trefifen sollte. 

Das Kapitalvermögen der Stiftung darf niemals angegriffen werden. 

§ 5. Für die Zwecke der Stiftung werden nur die Zinsen des Kapitalvermögens 
verwendet. 

6. Ooratorium der Stiftung. 

§ 6. Die Stiftung wird durch ein Curatorium von sechs Personen vertreten.*) 

Das Curatorium wird bei seiner Gründung aus zwei Mitgliedern der Königlichen 
Akademie der Wissenschaften zu Berlhi, zwei Mitgliedern der juristischen Facultät 
der Königlichen Friedrich Wilhelms -Universität daselbst und zwei Mitgliedern der 
Juristischen Gesellschaft daselbst gebildet, welche von diesen Körperschaften, bezüglich 
von der Juristischen Gesellschaft gewählt werden. 

Die Legitimation der von der Juristischen Gesellschaft gewählten zwei Mitglieder 
wird dadurch geführt, dass die von der Akademie und der Facultät gewählten vier 
Mitglieder des Curatoriums die Wahl derselben als giltig anerkennen. 

§ 7. Scheidet ein Mitglied aus dem Curatorium aus, so erfolgt die Neuwahl 
von derjenigen Körperschaft, von welcher die Stelle des ausgeschiedenen Mitgliedes 
bei der Gründung des Curatoriums besetzt worden war. — Ein gleiches Wahlrecht 
steht in gleichem Umfange der Juristischen Gesellschaft zu Berlin zu. In Beziehung 
auf die Prüfung der Legitimation der von der Letzteren gewählten Mitglieder findet 
auch bei Neuwahl die Vorschrift des § 6 des Statuts Anwendung. 

Ist dieses Wahlrecht innerhalb eines von dem Curatorium zu bestimmenden 
angemessenen Zeitraumes nicht ausgeübt worden, so ergänzt sich das Letztere durch 
Cooptation aus der Zahl der in Berlin wohnenden Rechtsverständigen. Es müssen 
jedoch stets zwei Mitglieder im Curatorium sitzen, welche weder der Akademie noch 
der Universität aufhören. 

Ueber jeden Wahlact des Curatoriums wird eine notarielle Urkunde aufgenommen. 

§ 8. Das Curatorium legitimirt sich als Vertreter der Stiftung durch ein Attest 
des Königlichen Polizei - Präsidiums zu Berlin darüber, dass das Curatorium der 
Stiftung zur Zeit aus den im Atteste genannten Personen besteht. 

*) Das C«ratoriun der SavigBy-Stiftug In Berlin beetebt zur Zeit ans folgenden Mitgliedern : 

1. Dr. Brnnner, Geheimer Jnstizrath und Professor, Vorsitzender; 

8. Wilke, Geheimer Jnstizrath, Syndicns der Stiftung; 

8. Dr. Mommsen, Professor; 

4. Dr. Dernbnrg, Geheimer Jnstizrath und Professor; 

6. Dr. S t ö 1 s e 1 , Wirklicher Geheimer Rath, Präsident der Jnstiz-Prüf ungs-Gommission ; 

6. Dr. Pernioe, Geheimer Jnstizrath nnd ProfeMor. 
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Das Curatorium hat die Befu^iss, einen Syndicus aus seiner Mitte zu wfthlen 
und diesem General- und Specialvollmacht cum facultate substituendi zu ertheilen, 
auch für einzebie Rechtsgeschäfte oder Prozesse Jemanden, sei derselbe Mit^ed des 
Curatoriums oder nicht, unter Beilegung sämmtlicher Rechte, welche dem Vertreter 
einer abwesenden Partei zustehen, zu bevollmächtigen. 

§ 9. Das Curatorium wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, dessen Name 
durch eine vom Curatorium zu bestimmende Berliner, Wiener oder Münchener Zeitung 
veröffentlicht wird. 

Der Vorsitzende repräsentirt die Stiftung in allen aussergerichtlichen Angelegen- 
heiten. Die Zahlungs -Anweisungen an die Kasse der Stiftung bedürfen jedoch der 
Unterschrift des Vorsitzenden und zweier Mitglieder des Curatoriums. 

§ 10. Die Beschlüsse des Curatoriums werden durch Stimmenmehrheit semer 
Mitglieder gefasst. 

Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Lässt der Vorsitzende schriftlich abstimmen, so muss die schriftlich zu formu- 
lirende Frage jedem Mitgliede zur Erklärung vorgelegt werden, und steht es dann 
in der Befugniss . jedes Einzelnen , über die fVage eine mündliche Berathung und 
Abstimmung zu beantragen. 

Zu emem gütigen Beschlüsse des Curatoriums auf Grund mündlicher Abstimmung 
ist die Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern erforderlich. 

§ 11. Das Curatorium hat für die zinsbare und depositalmässig sichere An- 
legung des Stiftungsvermögens Sorge zu tragen. 

Die Documente der Stiftung sind bei einer mit Depositalverwaltung verbundenen 
öffentlichen Anstalt zu deponiren. 

Die Kasse der Stiftung wird durch einen vom Curatorium hiermit zu beauf- 
tragenden öffentlichen Kassenbeamten geführt. Diesem wird nach erfolgter Rechnungs- 
legung alljährlich die Decharge durch das Curatorium ertheilt. 

§ 12. Das Curatorium stellt nach einem sechsjährigen, vom 1. Januar 1863 ab 
zu berechnenden Turnus die Zinsenmasse nach Abzug der Verwaltungskosten in runder 
Summe folgenden drei Akademien zu den Zwecken der Stiftung (§ 1) zur Verfügung 
und zwar (ue Zinsenmassen 

1. des ersten und zweiten Jahres der Kaiserlichen Akademie der Wissen- 
schaften zu Wien, 

2. des dritten und vierten Jahres der Königlichen Akademie der Wissen- 
schaften zu München, 

3. des fünften und sechsten Jahres der Königlichen Akademie der Wissen- 
schaften zu Berlin. 

§ 13. Von demjenigen Zeitpunkte an, wo das Kapitalvermögen der Stiftung 
die Summe von Dreissigtausend Thalem Preussisch Courant erreicht haben wird, 
tritt ein dreijähriger Turnus unter den genannten Akademien in der angegebenen 
Reihenfolge ein.') 

§ 14. Der Geschäftsgang bei dem Curatorium wird durch die anliegende Geschäfts- 
ordnung geregelt. 

% 15. Zu einer Abänderung der Geschäftsordnung ist die Zustimmung von 
wenigstens vier Mitgliedern des Curatoriums erforderlich. 

6. Der Wirkungskreis der Akademien. 

§ 16. Die Akademie, welcher die Zinsenmasse nach Vorschrift des § 12 zur 
Verfügung gestellt ist, hat die Wahl, ans derselben 

1. ein in Druck oder in Schrift ihr vorliegendes Werk zu prämiiren, 

2. eine Preisaufgabe zur Concurrenz auszuschreiben, 

3. ein Reisestipendium zu ertheilen, 

4. die zur Ausführung einer rechtswissenschaftlichen Arbeit erforderlichen 
Geldmittel zu gewänren. 

Dem freien Ermessen der Akademie bleibt überlassen, ob sie die ihr zur Ver- 
^S^^g gestellte Zinsenmasse zu einem und demselben Unternehmen oder zu verschiedenen 
Zwecken (No. 1^4) verwenden will. 

Auch die Zinsenmassen mehrerer Jahre können mit Einwilligung der betheiligten 
Akademien für ein und dasselbe Unternehmen bestimmt und verwendet werden. 

Ordentlichen einheimischen Mitgliedern der conferirenden Akademie dürfen weder 
Preise noch Reisestipendien ertheilt werden. 

Die wissenschaftlichen Arbeiten ad 1, 2, 4, sowie die Reiseberichte ad 3 müssen in 
lateinischer, deutscher, englischer, französischer oder italienischer Sprache abgefasst sein. 

*) Vom 1. Janiukr 1861 ab iab dieser TumaB eingetreten. 
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§ 17. Beabsichtigt die Akademie ein bereits yoüeiidetes Werk zu prftmüren 
(§ 16 No. 1), so hat dieselbe innerhalb eines Jahres, yon dem Zeitpunkte an gerechnet, 
wo ihr die Zinsenmasse zur Verfügung gestellt ist, diese Pramiirung auszusprechen 
und dem Curatorium unter Uebersendung des Werkes, sowie des die Prftmürung 
motiTirenden Gutachtens die Zahlungsanweisung zu ertheilen. 

Schriften, welche schon Iftnger als vier Jahre Tor dem Beschlüsse, ein Werk 
zu prftmüren, durch den Druck yeröffentlioht worden, sind yon der Prftmiirung 
ausgeschlossen. 

Die Auszahlung der ranzen Prftmien für ein Werk, welches im Manuscripte 
TorUegt, darf erst nach der Veröffentlichung des Werkes durch den Druck erfolgen. 
§ 18. Stellt die Akademie eine Preisaufgabe (§ 16 No. 2), so veröffentlicht sie 
innerhalb eines Jahres, Ton dem Zeitpunkte an gerechnet, wo ihr die Zinsenmasse 
zur Verfügung gestellt ist, in ihren Organen und in den ihr geeignet erscheinenden 
öffentlichen iSftttem das Thema, die Bedingungen der Concurrenz imd den Zeitpunkt 
der Ablieferung der Arbeiten, setzt auch das Uuratorium hiervon in Eenntniss. 

An dem auf diesen Zeitpunkt der Ablieferung zunflchst folgenden 21. Februar 
oder in der demnftchst folgenden Gesammtsitzung verkündet die Akademie das 
Besttltat der Concurrenz- Ausschreibung, sowie den Namen des Verfassers der gekrönten 
Preisschrift und ertheilt demnftchst dem Curatorium bei Uebersendung der Preisschrift 
und des die Preisertheilung motivirenden Gutachtens die Zahlungsanweisung. 

.Die Auszahlung der ganzen Prftmie erfolgt auch in diesem Falle erst dann, 
wenn die Veröffentlichung der Preisschrift durch den Druck bewirkt ist. 

Ist die Preisaufgabe nach dem Urtheile der Akademie nicht gelöst, so steht es 
in ihrer Befugniss, dieselbe Aufgabe nochmals zur Concurrenz auszuschreiben. 

§ 19. Bewilligt die Akademie ein Reisestipendium (§ 16 No. 3), so wird dieser 
Beschluss innerhalb eines Jahres, von dem Zeitpunkte an gerechnet, wo ihr die 
Zinsenmasse zur Verfügung gestellt ist, spätestens am nachfolgenden 21. Februar 
oder in der demnächst folgenden Gesammtsitzung verkündet, und steht es in der 
Befugniss der Akademie, dem Percipienten eine bestimmte Aii Weisung zu ertheilen. 
Der diesfftllige Beschluss unter Angabe der Zahlungsmodalitaten ist dem Curatorium 
zur Ausführung mitzutheilen. Die Akademie wird Maassregeln treffen oder durch das 
Curatorium treffen lassen, welche die Veröffentlichung des Reiseberichts möglichst sichern. 
§ 20. Entscheidet sich die Akademie dafür, die Zinsenmasse ganz oder zum 
Theile einem Rechtsgelehrten zur Ausführung einer bestimmten wissenschaftlichen 
Arbeit zu gewfthren (§ 16 No. 4), so ist sie verpflichtet, über den Plan der Arbeit 
vom Verfasser eine Vorlage zu eriordem, von dem Fortgange des Unternehmens sich 
in Kenntniss zu erhalten und die Veröffentlichung des Resultates der Forschungen 
möglichst zu sichern. 

Dem Curatorium wird bei Mittheiluns der gemachten Vorlage und der in der 
Angelegenheit von der Akademie gefassten Beschlüsse die Zahlungsanweisung ertheilt. 
§ 21. Verfügt die Akademie an dem 21. Februar oder in der demselben zunächst 
folgenden Gesammtsitzung (§ 18, 19) nicht über die ihr zur Verfügung gestellte 
Zinsenmasse, oder macht sie nicht innerhalb des einjährigen Zeitraums von dem ihr 
nach § 17 resp. § 20 zustehenden Rechte Gebrauch, ein bereits vollendetes Werk zu 
prftmüren, beziehun^weise einem Rechtsgelehrten zur Ausführung einer wissen- 
schaftlichen Arbeit die Mittel zu überweisen, oder erklftrt sie nicht innerhalb gleicher 
Frist dem Curatorium, dass sie von dem Rechte des § 16 Alinea 3 Gebrauch mache, 
so ist die Masse der ferneren Verfügung der Akademie entzogen. Diese verfallenen 
Massen werden einem besonders zu verwaltenden Fonds der Stiftung zugeschrieben, 
dessen Zinsen zur Deckung der Druckkosten für die prftmürten Werke gleichzeitig 
mit der Zinsenmasse des Kapitalvermögens (§ 12) der Akademie zur Verfügung 
gestellt werden. 

Die von der Akademie nicht zum Druck angewiesenen Zinsen des Druckkosten- 
Fonds werden zum Kapitale dieses Fonds geschlagen. 

§ 22. Abänderungen dieses Statuts bedürfen, ausser der Bestätigung der Staats- 
behörde, der Zustimmung der drei Akademien und des Curatoriums der Stiftung. 
So beschlossen zu Berlin, den 27. Mftrz 1863. 

Das Grflndimgs-Comitä der Saylgny-StiftaDg« 

V. Bernuth. v. Bethmann-Hollweg. Borchardt. Bornemann. 

Dr. Bruns. Dr. Dove. Dr. Gneist. Dr. Heydemann. Dr. Homeyer. Meyen. 

Freiherr v. Patow. Dr. Richter. Dr. Rudorff. Graf v. Schwerin. Simson. 

Volkmar. Graf v. Wartensleben. 
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Auf Gnmd vorstehender Statuten ist die hiesige Say ig ny -Stiftung durch 
die Allerhöchste Ordre vom 20. v. M., welche wörtlich wie folgt lautet: 

„Auf Ihren Bericht vom 18. d. M. wiU Ich der Savigny-Stiftung zu 
Berlin, auf Grund ihres wieder beifolgenden Statuts de dato Berlin, den 
27. Mftrz 1863, hiermit Meine landesherrliche Genehmigung ertheilen. 



Salzburg, den 20. Juli 1868. 



(gez.) Wilhelm. 

(gez.) V. MlUiler. 



An 
den Minister der geistlichen, Unterrichts- und 
Medicinal- Angelegenheiten.'* 

landesherrlich genehmigt worden. 

Berlin, den 6. August 1863. 

L. 8. 

Der Minister der geistliehen, Unterriehts- und Medleinal- Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 
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VL Anlage. 

Verzeichniss 

der 

ütglieder der Juristisolieii &esellsGliaft zu Berlin 

am 1. April 1900. 



Ehrenmitglieder. 

1. Martino Beltrani-Scalia, Königlich italienischer Staatsrath, Qeneraldirector 

der Gefängnisse in Rom. 

2. Thomas Erskine Holland, Professor zu Oxford. 

3. Dr. Fr. v. Martens, Geheimer ßath und Professor in Petersburg. 

4. Dr. Meili, Professor in Zürich. 

5. Dr. K. d*01ivecrona, Justizrath, Ehrenmitglied des höchsten Gerichts in Stockholm. 

6. £nricoPe8sina, Senator des Königreichs Italien, Professor in Neapel, ehemaliger 

Jnstizminister. 

7. Dr. G. Planck, Wirklicher Geheimer Rath, Professor zu Göttingen. 

8. Sir Frederick Pollock, Bart., Professor zu London. 

9. Dr. Joseph Unger, K. R. Wirklicher Geheimer Rath und Präsident des Reichs- 

gerichts in Wien. 
10. John Westlake, Q. C, Professor des Völkerrechts in Cambridge. 

Correspondenten. 

1. Dr. Bernardino Alimena, Professor an der Universität in Cagliari. 

2. Dr. Blondel, Professor in Paris. 

8. Innocenzo Fanti, Adyocat in Imola. 

4. Dr. Erwin Grueber, Professor in München. 

5. Dr. Francis Hagerup, Königlich norwegischer Staatsminister a. D., Professor 

in Christiania. 

6. Maggiore Perni, Professor zu Palermo. 

7. Giacomo Perroni -Ferranti, Staatsanwalt zu Termini (Sicilia). 

8. Dr. Ernst Schuster, Barrister at law in London. 

9. Antonio Todaro della Galia, Professor in Palermo. 
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MitgUeder.') 

1. Adel, Jastizrath, Rechtsanwalt und Notar, Kronenstr. 73/74. 

2. Aehnelt, Hans, Rechtsanwalt, Unter den Linden 16. 

3. Dr. Alexander-Eatz, Hugo, Jnstizrath, Mohrenstr. 7. 

4. Dr. Alexander-Katz, Paul, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 103. 

5. Dr. Alexander-Ratz, Richard, Rechtsanwalt, Kleiststr. 8. 

6. Dr. Apt, Max, Gerichtsassessor, Syndicas der Kauf mannschaft, Magdeborgerstr. 33. 

7. Arndt, Rechtsanwalt, Oranienborgerstr. 60/63. 

8. Arndts, Geheimer Jnstizrath, Rechtsanwalt beim Reichsgericht, Leipzig, Inselstr. 20. 

9. Aronson, Adolf, Rechtsanwalt und Notar, Leipzigerstr. 35. 

10. Dr. Aschenheim, Gerichtsassessor, Königin Augustastr. 44. 

11. Dr. Aschrott, Landgerichtsrath, HohenzoUemstr. 19. 

12. Assmann, Gerichtsassessor, Friedenan, Cranachstr. 16. 

13. Dr. Badstübner, Otto, Landrichter, Dessauerstr. 29. 

14. Bamberger, Landgerichtsrath, Genthinerstr. 5a. 

15. Dr. Bassenge, Regierungsrath, Grunewald, Caspar Theyssstr. 6. 

16. Bauer, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 127. 

17. Dr. Bau mann, Rechtsanwalt, Neue Friedrichstr. 50. 

18. Dr. Baumert, Rechtsanwalt zu Spandau. 

19. Dr. Beer, Max, Rechtsanwalt und Notar, Steglitz, Albrech tstr. 12. 

20. Ben da, Georg, Rechtsanwalt, Mauerstr. 80. 

21. Bereut, Albert, Rechtsanwalt, Königstr. 55. 

22. Berliner, Rechtsanwalt, Rurstr. 41/42. 

23. Bernstein, Alexander, Amtsgerichtsrath zu Cöpenick. 

24. Betcke, Amtsrichter, Blücherstr. 42. 

25. Dr. Borchardt, Oscar, Gerichtsassessor a. D., Französischeste 32. 

26. Dr. Born hak, Professor und Amtsrichter, Blttcherplatz 1 (Bibliothekar). 

27. Braun, Präsident des Landgerichts I, Kurfttrstensr. 113. 

28. Dr. Braun, Jnstizrath und Director der Meininger Hypothekenbank, Behrenstr. 3. 

29. Dr. Brück, Amtsgerichtsrath, Potsdamerstr. 103a. 

30. Dr. Brück, Wilhelm, Gerichtsassessor, Eurfttrstendamm 254. 

31. Bünger, Eammergerichtsrath, Halleschestr. 2. 

32. Dr. Burchard, Johannes, Privatdocent an der Eöniglichen Uniyersitftt Berlin, 

Eurfürstendamm 26. 

33. Burchardt, Amtsrichter, Steglitz, Rothenburgstr. 10. 

34. Burghardt, Landgerichtsrath, Spenerstr. 31. 

35. Dr. Calm, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 37. 

36. Carstens, Rechtsanwalt, Eöniggrätzerstr. 116. 

37. Citron, Landgerichtsrath, Charlottenburg, Uhlandstr. 183. 

38. Cohn, Amtsgerichtsrath, Genthinerstr. 14. 

39. Cohn, Eugen, Rechtsanwalt, Eronenstr. 4/5. 

40. Cohn, Heinrich, Rechtsanwalt, Unter den Linden 11. 

41. Dr. Cohn, Oskar, Rechtsanwalt, Landsbergerstr. 82. 

42. Cohn I, Rechtsanwalt, Jägerstr. 20. 

43. Cohn, Justizrath, Rechtsanwalt beim Eammergericht, Belle- Allianceplatz 6a. 

44. Cromo, Rechtsanwalt und Notar, Belle- Allianceetr. 91. 

45. Dr. Damme, ELaiserl. Regierungsrath, Rankestr. 23. 

46. Dr. Danziger, Rechtsanwalt, Eönigstr. 53/54. 

47. Deegen, Max, Amtsrichter, Matthäikirchstr. 16. 

48. Delbrück, Landgerichtsrath, Gr.-Lichterfelde, Stemstr. 15. 

>) Nach dem 1. AprU 1000 ist beigetreten : 

Wolbert, Rechtsanwalt und Notar su Potsdam, Hoditsstr. 9o. 
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49. Dr. Dernbargy Gleheimte Jnstisirath, Professor der Rechte , Mitglied des Herren- 

hAQses, Westend, Kirschen- Allee 23. 

50. Deutsch, Handelsrichter, Matthftikirchstr. 24. 

61. Dr. Diederichs, Geriehtsassessor, Hallesches Ufer 1/2. 

62. Diestel, Amtsrichter, Matthftikirchstr. 27. 

63. Doye, Landgeriehtsrath a. D., Syndicos der Eanfmannschaft, Oharlottenborg, 

SayignTplatz 11. 

64. Dr. Drabert, Landrichter, Paulstr. 28. 

66. D renk mann, Excellenz, Wirkl. Qeheimer Rath, Präsident des Ramraergerichts, 

Mitglied des Herreähauses und Eronsynaicus, Schönebergerstr. 9. 

66. "Dr. Ebbecke, Kammergerich tsrath, Wittenbergplatz 3a. 

57. Dr. Eck, Geheimer Justizrath, Professor der Rechte, Maassenstr. 26 (erster 

Stellvertreter des Vorsitzenden). 

58. Dr. Eger, Georg, Regierungsrath, Rauchstr. 5. 
69. Dr. Eisenmann, Rechtsanwalt, Chausseestr. 2. 

60. El 1er, Landrichter, Kleiststr. 16. 

61. Dr. Eisbach, Alwin, Rechtsanwalt, Französischestr. 24. 

62. Dr. Engelbrecht, Landrichter, Lttbeckerstr. 52. 

68. Euchel, Justizrath, Potsdamerstr. 52. 

64. Feist, Richard, Gerichtsassessor, Wittenberge. 

66. Dr. Fe lisch, Landgerich tsdirector, Stromstr. 36. 

66. Dr. Fiat au, Ludwig, Rechtsanwalt, Dorotheenstr. 22. 

67. Flatow, Rechtsanwalt, Kronenstr. 71. 

^. Fleischmann, Landgerichtsrath, Wichmannstr. 6 (Ordner). 

69. Frftnkel, Amtsrichter, Nümbergerstr. .22. 

70. Frftnkel, Amtsrichter a. D., Kurfttrstenstr. 52. 

71. Dr. Friedeberg, Edmund, Gerichtsassessor, Unter den Linden 42. 

72. Dr. Friedemann, Justizrath, Potsdamerstr. 128. 

73. Friedheim, Staatsanwalt, Calyinstr. 22. 

74. Dr. Friedlander, Amtsrichter a. D., Director der Norddeutschen Grund-Credit- 

Bank, Weimar, Bargerschulstr. 3 b. 

75. Friedländer, Siegmund, Rechtsanwalt und Notar, Holzmarktstr. 68. 

76. Fritze, Geh. Justizrath und vortragender Rath im Justizministerium, Wormserstr. 4. 

77. Dr. Fuchs, Eugen, Rechtsanwalt am Kammergericht, Grossbeerenstr. 9. 

78. Fuchs, Engen, Rechtsanwalt, Französischestr. 13. 

79. Fuchs, Maz, Rechtsanwalt und Notar, Zimmerstr. 5/6. 

80. Germershausen, Landgerich tsdirector, Kurfürstenstr. 118. 

81. Gerschel, Rechtsanwalt, Kurfürstendamm 23. 

82. Dr. Gierke, Geh. Justizrath, Professor der Rechte, Charlottenburg, Carmerstr. 12. 

83. Dr. Glaser, Gerichtsassessor zu Perleberg. 

84. Glatzel, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 39. 

85. Goldmann, Eduard, Rechtsanwalt, Potsdamerstr. 22a. 

86. Dr. J. Goldschmidt, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Französischestr. 32. 

87. Dr. Goldschmidt, James, Gerichtsassessor, Pariser Platz 6a. 

88. Dr. y. Gordon, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Charlottenstr. 32. 

89. Dr. Gotthelf, RechUanwalt, Jägerstr. 19. 

90. Grabe wer, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Kaiser Wilheimstr. 2. 

91. Dr. Gradenwitz, Professor an der Universität Königsberg i. Pr. 

92. Grelling, Ernst, Rechtsanwalt, Molkenmarkt 12/13. 

93. Dr. Gumbinner, Landgerichtsrath, BOlowstr. 44. 

94. jGutbrod, Kaiserl. Director im Reichsjustizamt, Derfflingerstr. 6. 
96. Guttfeld, Rechtsanwalt, Königstr. 27. 

96. Gatt mann, Julius, Rechtsanwalt, Klosterstr. 83. 
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97. Haagen, Jnatizrath, BeohtsaBwalt und Notar, Tavbenitr. tt» . 

98. Haenschke, Amtsrichter zu Potsdam, Biekerstr. 7, I. 

99. Haenschke, Carl, Rechtsanwalt nnd Notar, Brflderstr. 4. 

100. Dr. Halle, Rechtsanwalt, Krouenstr. 56. 

101. Dr. Halpert, Rechtsanwalt, Nene Friedrichstr. 76. 

102. Hamburger, Karl, Rechtsanwalt, Ldndenstr. 76. 

103. Hannemann, Paal, Landrichter, Kleiststr. 39. 

104. Dr. Harnier, Geheimer Jnstizrath, Passanerstr. 4. 

105. Dr. Hart mann, Amtsrichter, KnrfÜrstenitr. 108. 

106. Hauchecorne, Landgerich tsrath za Oharlottenborg, Leibnizstr. 13. 

107. Haasmann, Rechtsanwalt, Barggrafenstr. IL 

108. Dr. Heck, ord. Professor der Rechte za Halle a. 8. 

109. Heinitz, Ernst, Rechtsanwalt, Mohrenatr. 56. 

110. Heinitz, Franz, Rechtsanwalt, Victoriastr. 5. 

111. Henry, Landgerichtsrath, Hohenzollemstr. 12. 

112. Herrmann, Maximilian, G^erichtsassessor a. D^ Karfttrstenstr. 14. 

113. Dr. Heymann, Rechtsanwalt and Notar, Lessingatr. 49. 

114. Dr. Hilse, Karl, Professor der Staatswissenachaften and Syadicas der Orosaea 

Berliner Strassenbahn, Königgrfttierstr. 61. 

115. Dr. Hirsch, Paul, Landrichter, Rankeair. 6. 

116. Dr. Hirsch, Landrichter, Uhlandatr. 89. 

117. Dr. Hirte, Rechtsanwalt, Vossstr. 30. 

118. Dr. Hoff mann, KaiserL Geheimer Ober-Regierangsrath, Tortragendar Bath im 

Reichs-Jostizamt, Coarbiöresti^ 10. 

119. Hoffstftdt, Rechtsanwalt, Jägerstr. 70. 

120. Dr. Holtgreven, Geh. Obeijnstizrath, rortragender Rath im Joaüaministariaai, 

Bayreotherstr. 4. 

121. Holz, Rechtsanwalt, Behrenstr. 27. 

122. Dr. L. Jacobi, Jnstizrath, Professor der Rechte, Charlottenbnrg, Kaesebeck- 

Strasse 18/19.') 

123. Jacobsohn, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 128. 

124. Jäger, Landrichter, Altonaerstr. 19. 

125. Jastrow, Amtsgerichtsrath, MüUerstr. 159a. 

126. II Ich, Rechtsanwalt, LUtzowstr. 94. 

127. Joachim, Rechtsanwalt, Königgrätzerstr. 65. 

128. Jonas, Rechtsanwalt and Notar, An der Spandaaerbrttcke 1. 

129. Irmler, Rechtsanwalt and Notar, Friedrichstr. 79. 

130. Dr. Jungk, Kammergerich tsrath, Wartenburgstr. 21. 

131. Kade, Landgerichtsrath, Neue Winterfeldtstr. 45. 

132. Dr. Kahl, Geheimer Jnstizrath, Professor der Rechte, KurfÜrstenstr. 114. 

133. Kali seh er, Landgerichtsrath zu Landsberg a. W., Bergstr. 17. 

134. Kallmann, Felix, Rechtsanwalt, Potsdamerstr. 20. 

135. Dr. Kanold, Landgerichtsrath, Spenerstr. 24. 

136. Dr. Katz, Edwin, Rechtsanwalt, Französischestr. 14 

137. Katz, Leopold, Rechtsanwalt, Königstr. 45. 

138. Katz I, Rechtsanwalt und Notar, Alexanderstr. 2. 

139. Dr. Kaufmann, Gerichtsassessorund Privatdocent an der Universität, Nettelbeck- 

Strasse 5. 

140. Kaufmann, Felix, Jnstizrath, Jttdenstr. 51/52. 

141. Dr. Keyssner, Geheimer Justizrath, Kammergerichtsrath, Lützowstr. 66. 

142. Kindel, Kammergerich ts-Senatsprflsident, Bayreutherstr. 23. 

>) Am la April 1900 yeratorben. 
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143. Dr. Knapf»«, Sjndicas, Miriaaiien-Ufer 4. 

144. Dr. Koeh, Excellenz, Kaiserl. Wirkl. Geheimer Rath, Prttsident des ReSchsbank* 

Direetoriams, Kronsjiulleas and Mitglied dea Herrenhauses, Oberwall- 
straaae 10/11 (Vorsitzender). 

145. Kochf Amtarichter, Lnckan. 

146. Dr. jnr. et phil. Köbner, Jostiirath im Reichs-Marine- Amt, Magdeborgerstr. 14. 

147. Dr. Köhne, Amtsgerichtsrath, Joachimsthalerstr. 12. 
14a Dr. Koffka, Kammergerichtsrath, Korfttrstenstr. 87. 

149. Koffka, Emil, Rechtsanwalt and Notar, Kronenstr. 68. 

150. Dr. KohUr, ord. Professor der Rechte, Karfürstendamm 216. 

151. Dr. Korn, Alfred, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 238. 

152. Kraft, Rechtsanwalt, Potsdamerstr. 122c. 

153. Dr. Kram er, Amtsrichter za Soraa N.-L., Triebelerstr. 18. 

154. Dr. Kroneeker, Ejimmergerichtsrath, Knrfttrstendamm 241, II. 

155. Kronecker, Walter, Amtsrichter za Zielenzig. 

156. Krüger, Oskar, Landgerichtsrath, Lessingstr. 52. 

157. Dr. Küntsel, Wirklicher Geheimer Ober-Jnstizrath, Präsident des Ober-Landes- 

gerichts za Marienwerder. 

158. Dr. Lachmann, Edmnnd, Rechtsanwalt, Bendlerstr. 9. 

159. Dr. Landan, Rechtsanwalt, Jftgerstr. 58. 

160. Laabhardt, Amtsgerichtsrath, Zehlendorf, Prinz Handjerystrasse. 

161. Laa^, Rechtsanwalt am Kammergericht, Kochstr. 9. 

162. Dr. Leb in, Jnstizrath, Rechtsanwalt and Notar, Friedrichstr. 44. 

163. Lehwess, Kammergerichts-Senatspräsident, Ansbacherstr. 5. 

164. Dr. Leske, Geh. Ober- Jastiarath, vortragender Rath im Jostizministerinm, 

Wttrzbargstrasse 19. 

165. Dr. Lesse, Geh. Jastisrath, Rechtsanwalt und Notar, Friedrichstr. 79. 

166. Lettgaa, Geh. Ober-Jastizrath, Kammergerichts-Senatspräsident, Ulmenstr. 1. 

167. Levin, Loaia, Amtsrichter za Wasterhaasen a. D. 

168. Lerj, Leopold, Qerichtsassessor, Belle- AUianceplatz 4. 

169. Dr. jar. Leyj, Redactear der Yossischen Zeitang, Breitestr. 8. 

170. Lewek, Rechtsanwalt, Kalkberge-Rüdersdorf. 

171. Liebenthal, Robert, Rechtsanwalt am Kammerg^richt, Kleinbeerenstr. 21. 

172. Liebrecht, Rechtsanwalt, Charlottenbarg, Berlinerstr. 104. 

173. Dr. Liepmann, Amtsrichter za Oderberg (Mark). 

174. Lilienthal, Rechtsanwalt, Nene Friedrichstr. 49. 

175. Lindenberg, Landgerichtsdirector, SchOneberg, Hanptstr. 1. 

176. Lion, Landgerichtsrath, Magdebargerplatz 1. 

177. Dr. Lipman-Walf, Franz, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 41. 

178* Dr. Lisco, Geh. Ober-Jastizrath, rortragender Rath im Jastizministerinm, Land- 
grafenstr. 3. 

179. Lisiecki, Amtsgerichtsrath, Würzbargstr. 20. 

180. Dr. Ton Liszt, Geh. Jastizrath, Professor der Rechte za Charlottenbarg, 

Hardenbergstr. 19. 

181. Dr. LOrinson, Rechtsanwalt, Potsdamerstr. 112 a. 
183. Loewe, Paal, Rechtsanwalt sn Spandan. 

183. Loewe, Landgerichtsrath, Wichmannstr. 19. 

184. Dr. Löwenfeld, WiUj, Rechtsanwalt, Rathenowerstr. 106. 

185. Löwenthal, Max, Rechtsanwalt, Jägwstr. 11. 

186. Dr. Loewj, Panl, Landgerichtsrath, Lessingstr. 5. 

187. Lüdicke, Paal, Rechtsanwalt, Spandau. 

188. Magnus, Rechtsanwalt, Händelstr. 16. 

189. Dr. Magnns, Landg^ehtsdirector, Granewald, Cronbergerstr. 15. 



Digitized by 



Google 



- m - 

190. Mankiewitz, Georg, Rechtsanwalt, Jttdenstr. •51/52. ' 

191. Marcase, Rechtsanwalt, Frie<}riehstr. 83. ' i : i 

192. Marcuse, Amtsgerichtsrath, Achenbachstr. .7/8. 

193. Dr. Marcuse, Hngo, Rechtsanwalt, An der Spandauerbrücke 7. 

194. Dr. Y. Marti tz, Oberverwaltungsgerichtsrath, Professor der Rechte, Rankestr. SML 

195. Dr. Marwitz, Bmno, Rechtsanwalt, Qenthinerstr. 40. * 
ld6. Marwitz, Landrichter zu Charlottenborg, Joachimsthalerstr. 10. 

197. Mende, Landrichter zu Quben. 

198. Dr. F. Meyer, Landgerichtsrath, Lützow-Ufer 32. 

199. Mejer, Landesrath, Kurfttrstenstr. 113. 

200. Dr. Minden, Georff, Gerich tsasses&or, Syndicus des Berliner Pfandbriefamts, 

Tempelhofer Ufer Ib. 

201. Dr. Misch, Emil, Rechtsanwalt, Königstr. 31. 

202. Moll, Herrmann, Landgerichtsrath, Kurfürstenstr. 98. 

203. Dr. Moll, Heinrich, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Karlsbad 26. 

204. Dr. Moll, Gerichtsassessor, Kurfürstenstr. 99. 

205. Mügel, Geh. Justizrath, vortragender Rath im Justizministerium, Kurfürsten- 

dämm 32. 

206. Dr. Mühsam, Benno, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 57. 

207. Dr. Mühsam, Georg, Rechtsanwalt, Mohrenstr. 37. 

208. Mugdan, Kammergerichtsrath, Grossbeerenstr. 81. 

209. Nausester, Landgerichtsrath, Oharlottenburg, Marburgerstr. 16. 

210. Dr. Nelke, Hugo, Rechtsanwalt, Wilhelmstr. 51. 

211. Dr. Nelson, Heinrich, Rechtsanwalt beim Königlichen Kammergericht und Notar, 

Behrenstr. 24. 

212. Dr. Neuhaus, Amtsgerichtsrath zu Spandau. 

213. Dr. Neumann, Rechtsanwalt beim Kammergericht, Potsdamerstr. 118. 

214. Naumann, Rechtsanwalt, Oranienstr. 142. 

215. Neumann, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, KOniggrätzerstr. 28. 

216. Neumann, Oskar, Rechtsanwalt,* Leipzigerstr. 56. 

217. Nitze, Eduard, Gerichtsassessor, Spenerstr. 35. 

218. Dr. Oberneck, Herrn., Rechtsanwalt, Dessauerstr. 2. 

219. Dr. Oertmann, Paul, Professor a. d. Umyersität, Colonie Grunewald, Könige- 

Allee 34. 

220. Peters, Ober^Verwaltungsgerichtsrath, Kurfürstendamm 212. 

221. Dr. Philippi, Amtsgerichtsrath, Fasanenstr. 30. 

222. Posner, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 12. 

223. Dr. Preuss, Privatdocent, Wannsee bei Potsdam, Villa am See. 

224. Rabe, Kammergerichtsrath, Augsburgerstr. 34. 

225. Raphael, Rechtsanwalt und Notar, Schönhauser Allee 184. 

226. Rausnitz, Julius, Rechtsanwalt, Charlottenstr. 28. 

227. Reinberger, Rechtsanwalt, Stralauerstr. 33. 

228. Rhenius, Geh. Regierungsrath, Tauenzienstr. 3. 

229. Dr. Riedel, Amtsgerichtsrath, Friedrich Wilhelmstr. 17 (Stellvertreter des 

Schriftführers). 

230. Dr. Riesser, Justizrath, Director der Bank für Handel und Industrie, Schinkel- 

platz 1/2 (Schatzmeister). 

231. Rietze, Landgerichtsrath, Dt.- Wilmersdorf, Brandenburgischestr. 67/68. 

232. Ring, Landgerichtsrath, Schöneberger Ufer 46. 

233. Rippner, Rechtsanwalt, Taubenstr. 44. 

234. Dr. Roedenbeck, Kammergerichtsrath, Pallasstr. 14. 

235. Rosenberg, Hugo, Rechtsanwalt am Kammergericht, Kommandantenstr. 56. 

236. Dr. Rosenberger, Arthur, Gerichtsassessor, Friedriehstr. 108. 
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asr. Df/Roihei B^htMnwmlt imdlkftar, Ktfm^grits .• > 

23a Dr. Rnhbaam, Ober-Verwalteiigs^fiicliMnilh^ Ba^nrentfaereCr. 17*4 t 

239. Dr. Sftlomon, Rechtsanwalt beim KimiiiiergeriGlity Lmdeiiak.i6d^ §: ^ / 

24d.* Salömön, I>€K>poidy ReeiitaanwaH^ An' derfSpandaücIrbrttQhe 18. ^^ . 

241. Dr. Salomonsohn, Arthur, ReeKtsanwalt a.'D4 OeiBchäftaudiaber 1ler Disconto- 

OesellBchaft, Belleynestr. 2, U. * \ : 

242. Salomonsohn, Rechtsanwalt und Notar a. D.,. Alsenstr. 9.» \ > 

243. Dr. Salomonsohtt, Georg, .Gerichtsi^itessor». Afaenstr. fti 

244. Dr. Samter, Jnstizrath, Rechtsanwalt and Notar, Ki^onenstr. 57. - I 

245. Schachian, Jolins, Rechtsanwalt, Hinter der katholischen Kirche L 

246. Seheff, Frits, Rechtsanwalt, Leipsigerstr. 109; 

247. Dr. Schelf 1er, Rechtsanwalt and Notar, Schlltzenstr. 46/47. 

248. 86hepers,.Senat8prisidept^ Blllowstr. !67. 

249. Dr. Schlaach, Walter, Charlottenborg, KnrfÜfstendamm 28; 

260. Schlesier, Landricht^, HafenplatE.8.' > . 

251. Dr. Schneider, Rechtsanwalt, Leipsigerstr. 101/102. 

252. Sehroeder> G^rg, Amtsrichtor, WilhelnuüsOhe (Oassel). i< . ., ^ 

253. Schaltse, Kammergerichtsrath, Calvinstr. 18 a. 

254. Schaltzenstein, Ober-Yerwaltongsf^riehtsraÖi, Motxstr. 86. 

255. Dr. Seckel, Emil, Priyatdocent a., d. Uniyevsitftt, Coarbi^restr. 12. . .. 

256. Seeler, Hogo, Rechtsanwalt, Friadriohstr. 131. 

257. Dr. Seligsohn I, ReohtsanwaHond Notar, Behrenstr. 17 (SchriflfOhrer). 

258. Senff, Rechtsanwidt, Kronenshr. 24. * 

259. Dr. Sim^on^ Landrichter, Knesebeckstr. la 

260. Dr. Simon, Rechtsanwalt and Notar, Victoriastr. 5. > 

261. Simon, Amtsrichter ZI» Beelits. 

262. Simonson, Oberlandesgerichtsrath za Breslaa. 

263. Dr. Sobernheim, Jnstizrath, Reehtsuiwalt and Notar, Charlottenstr. 83a. 

264. Sonnenfeld, Hago, Recbt8aB:^alt, Gertraadtenstr. 18/19. 

265. Dr. Sperling, Kainmergeriehtsratb, Teltowerstr.i9. 

266. Dr. Stadthagen, Julias, Rechtsanwalt and Notar, Zimmerstr. 16/17. 

267. Dr. Starke, Wirklicher Geheimer Ober-Jastizrath, Wilhelmstr. 19. 
26a Dr. Staab I^ Qmn.; Jo^rath,. Charlottenstr. 88. 

269. St ein an, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 174. 

270. Dr. Stephan, KaiserL Geheimer Regiernngsrath, Planafer 8. 

271. Dr. Stier-Somlo, Fritz, Gerichtsassessor, Hardenbergstr. 4/5. 

272. Dr. StOlzel, Ezcellenz, Wirkl. Geh. Rath, Präsident der Jnstiz - Prttfongs- 

commission and Honorar-Professor der Rechte, Kronsyndicas and Mitglied 
des Herrenhaases, Bttlowstr. 20 a. 

278. Dr. Stranz, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 84. ' 

274. Sopper, Geh. Ober-Jastizrath, vortragender Rath im Jastizministeriam, Nttm- 

bergerstr. 28. 

275. Techow, Alfred, Magistratsassessor, Oranienbargerstr. 56 a. 

276. Teichen, Senator a. D., Sjndicns der Disconto-Gesellschaft, Karfttrstendamm 28. 

277. T hin ins, Kammergerichtsrath, Calvinstr. 20. 

278. Tichaner, Felix, Rechtsanwalt and Notar, Zimmerstr. 61. 

279. Dr. Tiktin, Jnstizrath, Rechtsanwalt and Notar, Taabenstr. 44/45. 

280. Dr. Timme, Amtsrichter, Calvinstr. 4. 

281. Türk, Rechtsanwalt, Zimmerstr. 87. 

282. Ueberhorst, Kammergerichtsrath, Nene Winterfeldtstr. 16. 
288. Uhles, Kanmiergerichtsrath, Thiergartenstr. 8a. 

284. Ule, Kammergerichtsrath, KöniggrJ&tzerstr. 28. 
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285. Dr. Ullmann, Geheimer Obtt-BegionuigBräth; T«rtlrageader Rath im Miiueteriiat 

für Handel and Gewerbe, Hi^eaplata 9. 

286. VeltmanUf BeiehsgerichtBratii am Leipaig. 

287. Vierhaas, Geheimer Ober-Jnstiarith, vortrageoder Ratk im Joatisminlateriim« 

Faaaneoa^. 06 (iweiter SteUrertretar des Yorsitaeadeii)« 

288. Voigt, Stadtrath, Brttckenstr. 15. 

280. Volkmar, Kammergeriehisratb, Regentenatr. 6. 

200. Wachler, Geheimer Ober- Jneftiarath, Oberstaataanwalt am Kammergerieht, 

LnitpokUtr. 26. 

201. Dr. Wagner, Amtegerichtvaih, Flemmingstr. 4. 

202. Dr. Waldschmidt, GerichtaaaBeaaer a. D., Sjadiena der ünioii Elektrtdtiliir 

Gesellschaft, Dorotheenatr. 48/44. 

203. T. Wartenberg, Eammergerichtarath, Schfineberg, Heinriek Kleperiatr. 86. 

204. Weber, Landgerichtsrath, Eiehhomatr. IL 

205. Dr. Weigert, Erich, Gerichtsasaesaor, Kielgaaalr. % 

206. Weizsäcker, Landrichter in Marbwg. 

207. Werner, Geheimer Ober-Jnstiaralh, Tortragender Eath im Jmetiimitiirteriom, 

Lntherstr. 48/40. 

208. Werner 11, Beehtaanwalt, Beinickendoiferatr. 2. 
200. Wiener, Laodgeriehtarath, Cbaaowatr. 4. 

300. Wilke, Geheimer Jostiarath, Eichh«nutr. 4. 

301. Wilke, Karl, Bechtsanwalt am Kammergerieht, Eäohhomatr. 4. 

302. Dr. Wittkow^sky, Bechtsanwalt beim KOnigl. Kaaunergmekl, SehelUagatr. 16. 
803. Dr. Wolff, Rechtsanwalt am Kammeigecidit, Unier den Unden 60» 

304 Wolff, Engen, Rechtsaawali, Potsdameratr. 26. 

305. Dr. Wolff, Martin, Gerichtsassessor, Margaret^enatr. III. 

306. Wreschner, Rechtsanwalt und Notar, .KoMMnandaatepatr. 56L 

307. Wronker, Rechtsanwall, Kaiser WühehsMlr. 40. 

308. Zachariae, Kammergerichtaraih, Kaiaerin Aigoalaatr. 77. 
300. Ton Zor Westen, Geheimmr Jaatiarath, Sigiflmndstr. 1. 



Es wird gebeten, Wohnungarerlliideningen dem Kanaleirath Mein ecke, 8cli9ii- 
hanser Allee 173, mitaotheilen. 






Otto T. Halten, BmpUb 0. 
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Zweinndvierzigster Jahres -Bericht 



über die 



Wirksamkeit der Juristisclien Gesellscliaft 

ZU Berlin 
in dem Vereinsjahre 1000—1901. 



Uie ordentliche Generalversamralung (Statut §§ 17 und 18) fand am 21. April 1900 
statt. Einschliesslich derselben hat die Gesellschaft wiedernm 9 Sitzungen abgehalten, 
in welchen rechtswissenschaftliche Vorträge gehalten und rechtswissenschafthche Er- 
örterungen gepflogen sind: 

1. Am 21. April 1900 folgte auf die Erledigung der Geschäfte der ordentlichen 
Generalyersammlung ein Vortrag des Aint^erichtsrath Jastrow über die 
Formen der Bechtsgeschflfte nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch. 

2. Am 12. Mai 1900 fand eine Discussion über mehrere an B. G. B. § 126 an- 
schliessende Thesen, eingeleitet durch den Amtsgerichtsrath Jastrow, statt. 

3. Am 23. Juni 1900 hielt der Professor Dr. Budolf Stammler aus Halle einen 
Vortrag über die Grenzen der Vertragsfreiheit nach bürgerlichem Rechte. 

4. Am 13. October 1900 sprach der Geheime Justizrath Professor der Bechte 
Dr. von Liszt über das gewerbsmässige Verbrechen. 

5. Am 10. November 1900 hielt der Geheime Justizrath Professor D. Dr. Kahl 
einen Vortrag über „Bürgerliches Gesetzbuch und Eirchenrecht^. 

6. Am 15. December 1900 behandelte ein Vortrag des Geheimen Justizrath 
Professor Dr. Gier ke das Thema « Handelsgesellschaftsrecht und bürgerliches 
Recht". 

7. Am 12. Januar 1901 hielt der Senatspräsident beim Reiehsmilitärgericht, 
ord. Honorar -Professor Dr. Weiffenbach einen Vortrag über die Stellung 
des Gerichtsherm und der richterlichen Militärjustizbeamten, sowie über die 
Gestaltung der Rechtsmittel im Militärstraf prozess. 

8. Am 9. Februar 1901 sprach der Syndikus der Corporation der Kaufmannschaft 
von Berlin Dr. Max Apt über das Börsengesetz und seine Reform. 

9. Am 16. März 1901 hielt der ordentliche Professor der Rechte an der Universität 
zu Königsberg i. Pr. Dr. Gradenwitz einen Vortrag über Irrthum und 
Reuerecht im bürgerlichen Gesetzbuch. 

Der Vorstand lässt es sich fortgesetzt angelegen sein, zu den Vorträgen 
hervorragende Kräfte unter den hiesigen und auswärtigen akademischen Lehrern und 
praktischen Juristen ausserhalb der Gesellschaft zu gewinnen und so die letztere in 
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lebendiger Fühlung mit der deutschen Rechtsentwickelung zu erhalten. Er richtet 
aber auch an die zahlreichen, dazu nicht minder geeigneten Mitglieder der Gesellschaft 
die freundliche Bitte, ihr Können und Wissen der Gesellschaft durch Uebemahme von 
Vorträgen dienstbar machen zu wollen. 

Zu dem am 28. Mai 1900 stattgefundenen fünfzigjährigen Amtsjubiläum unseres 
Mitgliedes, des Geheimen Justizrath Dr. Lesse, welcher auch als stellvertretender 
Vorsitzender Jahre lang eine mühevolle und hingebende Thätigkeit entwickelt hat, 
sind seitens der Gesellschaft in einer durch ihren Vorstand überreichten Adresse 
Glückwünsche dargebracht worden. 

Auch die langjährigen Mitglieder, Geheimer Justizrath Professor der Rechte 
Dr. Dernburg und Geheimer Justizrath Dr. Wilke wurden ersterer zu dem am 
4. April 1900 gefeierten fünfzigjährigen Doctor- Jubiläum, letzterer zum 12. Sep- 
tember 1900, dem Tage, an welchem er vor 50 Jahren in die juristische Laufbahn 
eingetreten ist, von dem Vorstande der Gesellschaft beglückwünscht. 

Für die aus Anlass des Inkrafttretens des B. G. B. in der Festsitzung (ausser- 
ordentlichen Generalversammlung) vom 13. Januar 1900 beschlossene Preisaufgabe: 

„Begriff, Wesen und Behandlnng der Werthpapiere nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch und dessen Nebengesetzen'' 

wurden in der Sitzung vom 10. November 1900 folgende Preisrichter gewählt: 

1. Wirkl. Geheimer Rath Präsident des Reichsbankdirectoriums Dr. Koch, 

2. Geheimer Justizrath Professor Dr. Gierke, 

3. Professor Dr. Oertmann, 

4. Geheimer Justizrath Dr. Wilke, 

5. Kammergerichts-Senatspräsident Schepers. 

Die Verkündigung des Beschlusses der Preisrichter und des Verfassers der ge- 
krönten Preisschrift erfolgt in der Sitzung am 20. April 1901.') 

Schwer betroffen wurde die Gesellschaft durch den Tod des Geheimen Justizrath 
Professor der Rechte Dr. Eck, langjährigen Mitgliedes, seit 1893 zweiten, seit 1896 
.ersten Stellvertreters des Vorsitzenden, welcher der Gesellschaft die werthvollsten 
Dienste geleistet und durch häufige Betheiligung an den Vorträgen und Debatten stets 
das regste Interesse für sie an den Tag gelegt hat. (Vergl. S. 50.) Das Andenken 
des Verewigten im nächsten Vereinsjahre durcn einen besonderen Vortrag zu feiern, 
bleibt vorbehalten. 

Als neue Mitglieder der Gesellschaft sind im abgelaufenen Jahre 21 Fachgenossen 
aufgenommen : Senatspräsfdent beim Eeichsmilitärgerich t Professor Dr. Weiffenbach, 
Landgerichtspräsident a. D. Geheimer Oberjustizrath Günther, Geheimer Justizrath 
Dr. Frenken, Kammergerichtsräthe.Kiehl, Schmidt, Staatsanwalt Was ner, Land- 

5erichtsrath Plessner, Landrichter Steuber, Hagen, Regierungsrath Dr. Freund, 
ustizrath Stern, Privatdozent Dr. Schwartz, Handelsrichter Jacobv, Rechts- 
anwälte Wölbert, Wiener, Lissner, Gerichtsassessor Dr. Rathenau, Referendare 
Dr. Ellstätter, Dr. Gotthelf, Bibliothekar Dr. Maas, Dr. jur. Fräulein Marie 
Raschke. 

Ausser dem Geheimen Jastizrath Professor Dr. Eck hatte die Gesellschaft zu 
Anfang des Berichtsjahres noch den bereits im vorigen Jahresbericht erwähnten Tod 
eines der ältesten und thätigsten Mitglieder, des Justizrath Professor Dr. Jacobi, 
sowie das Ableben der Mitglieder Justizrath Dr. Tiktin, des Rechtsanwalt Leopold 
Katz und vor wenigen Wochen noch das Hinscheiden des Justizrath Dr. Goldschmidt, 
welcher gleichfalls der Gesellschaft seit langen Jahren angehört und ihr seine Kräfte 
gewidmet hat, zu beklagen. 

Femer sind in Folge der Verlegung ihres Wohnsitzes ausgeschieden : Oberlandes- 
gerichtspräsident Dr. Holtgreven zu Hamm, Landrichter Weizsäcker zu Marburg. 
Amtsrichter Lewin zu Altona, Amtsrichter Kronecker zu Zielenzig; ausserdem sina 
ausgetreten: Amtsgerichtsräthe Dr. Neuhaus, Lisiecki, Geheimer Oberjustizrath 
Lettgau, Landriouter Dr. Hirsch, Rechtsanwälte Dr. Heymann und Aehnelt, 
Syndikus Dr. Knappe. 

Durch diese Veränderungen hat sich der Bestand an ordentlichen Mitgliedern, 
welcher am 1. April 1900 309 betrug, auf 314 vermehrt. 



M Eh sind 6 Arbeiten reohtEeitif einf^eganffon; in der Sitsane vom 20. Aprill901 ergab sich 
als Verfasser der gekrönten Preisschrift der Gerfohtsaasi ~ 



löhtsassesBor Dr. Jacobi zn Breslau. 
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Für die Bibliothek der Gesellschaft sind Schriften eingegangen von: 

1. dem Notar Geheimen Jostizrath Dr. jor. Weber zu München, Vorsitzenden des 
Bayerischen Notariatsvereins, 

2. der Schlesischen Gesellschaft für vaterländische Cultur zu Breslau, 

3. der Oberlausitzer Gesellschaft der Wissenschaften zu Görlitz, 

4. der Juristischen Gesellschaft zu Helsingfors in Finnland, 

5. dem Verein der Deutschen Strafanstalts-Beamten, 

6. der Rheinisch -Westfälischen Gefängnissgesellschaft zu Dasseldorf, 

7. dem Ehrenmitgliede der Gesellschait Dr. K. d'Olivecrona, F. D. Justitierad, 
Ehrenmitgliede des höchsten Gerichtshofs zu Stockholm, 

8. der Juristischen Gesellschaft zu München, 

9. dem Ehrenmitgliede Professor Dr. Meili zu Zürich, 

10. der Königlich Norwegischen Universität zu Christiania, 

11. der Society of comparative Legislation zu London, 

12. dem Grossherzoglich Badischen Justizministerium, 

13. dem Mitgliede Professor Dr. Born hak, 

14. dem Verbände Deutscher Patentanwälte, 

15. dem Berliner Anwaltverein, 

16. dem Professor Danielson zu Helsingfors, 

17. dem Correspondenten Professor AntonioTodaro dellaGalia zu Palermo, 

18. der Verlagsbuchhandlung Duncker & Humblot zu Leipzig, 

19. der Soci^t^ nouvelle de Ltibrairie et d'^dition zu Paris. 

Das Statut der Gesellschaft, der Bericht des Schatzmeisters und die 
Sitzungsprotokolle sind in den Anlagen I bis III abgedruckt. 

Im Anschluss an den Jahresbericht wird über zwei Institutionen Mittheilung 
gemacht, welche von der Gesellschaft ins Leben gerufen sind und daher in enger 
Beziehung zn derselben stehen (siehe Anlagen IV, \). 

Den Schluss bildet das Mitglieder-Verzeichniss (Anlage VI). 



Digitized by 



Google 



- 4 — 



I. Anlage. 



Statut der Juristischen Gesellschaft zu Berlin. 



§ 1. In Berlin besteht seit dem 7. Mai 1859 eine den juristisch gebildeten Beamten- 
and Gelehrten-Kreisen angehörige Gesellschaft, deren Zweck es ist, die Rechtswissen- 
schaft zu fördern und den Juristen einen Vereinigunespunkt zu gewähren. 

Sie fuhrt die Bezeichnung „Juristische Gesellschaft zu Berlin'' und hat in dieser 
Stadt ihren Sitz. 

Nach Maassgabe des Generalversammlungs- Beschlusses vom 13. December 1884 
nimmt die Gesellschaft an Stelle des bisherigen Statuts vom 7. Mai 1859 und der 
dasselbe abändernden und ergänzenden Beschlüsse das gegenwärtige Statut als ihre 
Grundverfassung an. 

§ 2. Zur Erreichung des Gesellschaftszweckes werden monatlich — mit Ausschluss 
der Monate Juli, August und September — und zwar möglichst am zweiten Sonnabend 
jeden Monats, Abend -Versammlungen der Mitglieder veranstaltet und in diesen Versamm- 
lungen rechtswissenschaftliche Vorträge gehalten, sowie rechts^issenschaftliche Fragen 
discutirt. Der Vorsitzende bestimmt die Tagesordnung und den Ort der Versammlung 
und erlässt danach die Einladungen an die Mitglieder spätestens drei Tage vor der 
Versanmilung durch Aufgabe zur rost. 

Ueber jede Sitzung wird von dem Schriftführer der Gesellschaft ein Protokoll 
aufgenommen, welches von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer unterzeichnet und 
dessen Inhalt — vollständig oder im Auszuge — veröffentlicht wird. Die Art der 
Bekanntmachung unterliegt dem Ermessen des Vorstandes. 

Nach jeder Sitzung findet ein gemeinsames Abendessen statt. 

Die Bezahlung für das Couvert der Mitglieder ist im Jahresbeitrag (§ 8) enthalten. 

Die Anordnung anderweitiger gemeinschaftlicher Vergnügungen ist dem Vorstände 
überlassen. 

§ 3. Die Mittel, welche der Gesellschaft behufs der Erreichung des im § 1 Abs. 1 
gedachten Zweckes zur Verfügung stehen, sind: 

a) das sich gegenwärtig auf 8100 Mark Westpreussische vierprocentige Pfand- 
briefe und 300 Mark Preussische Staatsprämien -Anleihe vom Janre 1855 
belaufende Capitalvermögen, für dessen Belegung der § 39 der Vormundschafts- 
ordnunp^ vom 5. Juli 1875 (G.-S. S. 439) maassgebend ist; 

b) die Beiträge der Mitglieder; 

c) die Bibliotnek der Gesellschaft, welche mit der Rönigl. Universitätsbibliothek 
vereinigt ist. 

§ 4. Mitglieder der Gesellschaft können nur Deutsche Richter, einschliesslich 
der Handelsrichter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte, Notare, Rechtslehrer an Deutschen 
Hochschulen oder solche Rechtskundige sein, welche mindestens eine juristische Staats- 
prüfung bestanden haben. 

Ueber die Aufnahme von Personen, welche nicht in eine der genannten Kategorien 
gehören, als Mitglied der Gesellschaft, entscheidet der Vorstand der Gesellschaft. 

§ 5. Jedes Mitglied hat das Recht, die Versammlungen der Gesellschaft zu 
besuchen, an den Vorträgen und Debatten, den gemeinsamen Abendessen un3 ander- 
weiten Vergnügungen, sowie an dem für die Gesellschaft eingerichteten Lesezirkel 
Theil zu nehmen, auch die Bibliothek der Gesellschaft zu benutzen. 
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§ 6. Wer Mitglied der Gesellschaft werden will, hat dies dem Vorsitzenden 
anzuzeigen, welcher über die Aufnahme entscheidet, beziehungsweise im Falle des § 4 
Abs. 2 die Entscheidung des Vorstandes herbeiftihrt. Die Aufiiahme erfolgt durch 
Uebersendung der Eintrittskarte. Zur Ablehnung des Gesuches bedarf es der Zu- 
stimmung des Vorstandes. 

§ 7. Die Einführung von Gästen, welche an einer Sitzung oder dem darauf 
folgenden Abendessen Theil zu nehmen wünschen, ist gestattet. Die Gftste müssen 
jedoch durch das sie einführende Mitglied dem Vorsitzenden der Gesellschaft vor- 
gestellt werden. 

Einheimische, zur Mitgliedschaft beßlhigte Personen dürfen als Gäste nur einmal 
eingeführt werden. 

§ 8. Der Beitrag zu den Gesellschaftskosten beträgt für jedes Mitglied 20 Mark 
fQr das Kalenderjahr und wird vierteljährlich im Voraus entrichtet. Im Laufe eines 
Vierteljahres eintretende Mitglieder haben den Beitrag für das ganze Vierteljahr zu 
entrichten. 

§ 9. Jedes Mitglied hat volles Stimmrecht in der Generalversammlung, welches 
jedoch nicht durch Stellvertreter ausgeübt werden darf, und ist in den Vorstand wählbar. 

§ 10. Wer aus der Gesellschaft auszutreten wünscht, hat dies dem Vorsitzenden 
schriftlich anzuzeigen, und zwar, wenn der Austretende von der Zahlung des nächsten 
Vierteljahrsbeitrages befreit sein will, spätestens vier Wochen vor dem Vierteljahrsschlusse. 

Wer mit dem Beitrage wiederholter Aufforderung ungeachtet rückständig bleibt, 
wird als ein solcher angesehen, der seinen Austritt erklärt hat, und kann nur gegen 
Nachzahlung aller in der Zwischenzeit fällig gewordenen Beiträge wieder eintreten. 
Ob dieser Fall des Austrittes vorliegt, entscheidet der Vorsitzende. 

§ 11. Die Gesellschaft wird geleitet und in allen Angelegenheiten, einschliesslich 
derjenigen Geschäfte, für welche die Gesetze eine Specialvollmacht erfordern, vor 
Behörden und Privatpersonen gegenüber vertreten durch den Vorstand, welcher jedoch 
Substituten für einzelne Geschäfte bestellen darf. 

Der Vorstand besteht aus 7 Mitgliedern, nämlich: 

1. dem Vorsitzenden, 

2. dem Stellvertreter des Vorsitzenden, 

3. dem Bibliothekar, 

4. dem Ordner ftir die geselligen Zusammenkünfte, 

5. dem Schatzmeister, 

6. dem Schriftführer, 

7. dem Stellvertreter des Schriftführers. 

Zur Legitimation der Vorstandsmitglieder dient ein Zeugniss des Königl. Polizei- 
Präsidiums zu Berlin, welchem deshalb die jedesmalige Wahlverhandlung mitzutheilen ist. 

§ 12. Die Wahl des Vorstandes enolgt alljährlich in der ordentlichen General- 
versammlung (§ 18). 

Die Wiederwahl bisheriger Vorstandsmitglieder ist zulässig. 

§ 13. Urkunden, welche die Gesellschaft vermögensrechtlich verpflichten sollen, 
sind unter deren Namen vom Vorsitzenden und vom Schatzmeister zu vollziehen; ist 
der Vorsitzende behindert, so geschieht die Vollziehung an seiner Statt durch seinen 
Stellvertreter; ist der Schatzmeister behindert, so gescmeht die Vollziehung an seiner 
Statt durch den Schriftführer oder dessen Stellvertreter. Zum Nachweis der Behinderung 
genügt deren Bescheinigung durch den betre£fenden Stellvertreter. 

§ 14. Der Vorsitzende oder dessen Stellvertreter leitet die Verhandlungen des 
Vorstandes, sowie alle Versammlungen der Gesellschaft einschliesslich der General- 
versammlungen. 

Er beruft den Vorstand, so oft dies die Lage der Geschäfte erfordert, oder wenn 
zwei Mitglieder des Vorstandes darauf antragen. Di^ bezüglichen Einladungen erfolgen 
schriftlich unter Mittheilung der Tagesordnung durch Aufgabe zur Post. 

§ 15. Zur Beschlusstahigkeit des Vorstandes ist die Anwesenheit des Vorsitzenden 
oder dessen Stellvertreters, des Schriftführers oder dessen Stellvertreters und noch 
mindestens eines dritten Mitgliedes erforderlich. 

Die Beschlüsse werden nach der Stimmenmehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Votum des Vorsitzenden. 

§ 16. Der Schatzmeister verwahrt die Gesellschaftskasse einschliesslich der zu 
derselben gehörenden Werthpapiere (§ 3 a) und hat in der ordentlichen General- 
versammlung (§ 18) über die Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Vereinsjahres 
Bechnung zu legen. 

Die laufenden Ausgaben sowie die etwa von der Generalversammlung bewilligton 
auBserordentliehen Beitrl^e (§ 17 d) sind von dem Vorsitzenden auf die Gesellschafts- 
kasse anzuweisen. 



Digitized by 



Google 



- 6 - 

§ 17. Zum ausschliesslichen Geschäftskreise der Generalversammlung gehören 
folgende Angelegenheiten: 

a) die Wahl des Vorstandes; 

b) die Ausschliessung eines Mitgliedes, welche nur wegen Verlustes der in 
§ 4 bezeichneten Eigenschaften oder wegen Verletzung der Gesellschafts- 
Interessen erfolgen darf; 

c) die Feststellung der Normen über die Benutzung der Bibliothek und des 
Lesezirkels, über die Einftlhrung von Gästen (§ 7) und über die Ver- 
anstaltung gemeinschaftlicher Vergnügungen (§ 2 Abs. 5); 

d) die Bewilligung von ausserordentlichen Beiträgen aus der Gesellschafts- 
kasse zu wissenschaftlichen Zwecken, Denkmälern und dergleichen; 

e) die Dechargirung der Rechnung für das abgelaufene Geschäftsjahr (§ 16); 

f) die Entgegennahme des vom Vorstande alljährlich in der ordentlichen 
Generalversammlung zu erstattenden und dem Königlichen Polizei-Präsidium 
zu Berlin in zwei äcemplaren einzureichenden Berichts über die Wirksam- 
keit der Gesellschaft; 

g) jede Abänderung des Statuts: 

h) die etwaige Autiösung der Gesellschaft, welche indessen nur von drei 
Viertheilen der erschienenen Mitglieder beschlossen werden kann. In dem 
Auflösungsbeschlusse ist zugleich zu bestimmen, in welcher Weise das 
Gesellschafts vermögen alsdann verwendet werden soll. 

§ 18. Alljährlich findet in Verbindung mit derjenigen Monatssitzung, welche 
dem 7. Mai — dem Stiftungstage der Gesellschaft — unmittelbar vorangeht, die ordentliche 
Generalversammlung statt. Ausserdem sind ausserordentliche Generalversammlungen 
zu berufen, sobald der Vorstand es für nöthig erachtet oder mindestens zehn Mitglieder 
es bei demselben schriftlich unter Motivirung beantragen. In dem letzteren Falle muss 
die Berufung binnen 6 Wochen erfolgen. 

Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung für die Generalversammlung fest und 
erlässt spätestens 8 Tage vorher die Einladung zu derselben, welche die Tagesordnung 
enthalten muss, an die einzelnen Mitglieder mittels Aufgabe zur Post unter der letzten 
bekannten Adresse des betreffenden Mitgliedes. 

Zum Nachweise, dass die Einladungen vorschriftsmässig erlassen sind, genügt die 
darauf bezügliche mündliche, zu Protokoll zu nehmende Erklärung des Vorsitzenden 
oder dessen Stellvertreters nach Eröffnung der Generalversammlung. Elines Nachweises 
der Zustellung bedarf es nicht. 

§ 19. Zur Beschlussfähigkeit der Generalversammlung ist die Anwesenheit von 
fünfzehn Gesellschaftsmitgliedem genügend. 

Hat eine Generalversammlung wegen Beschlussunfähigkeit vertagt werden müssen, 
so ist die demgemäss einzuberufende neue Generalversammlung schon bei der Anwesen- 
heit von mindestens elf Mitgliedern beschlussfähig; es muss jedoch auf diese Folge bei 
der Einberufung ausdrücklicn hingewiesen werden. 

Abgesehen von dem Falle des § 17 h entscheidet einfach absolute Stimmen- 
mehrheit der Erschienenen; bei Stimmengleichheit giebt das Votum des Vorsitzenden 
den Ausschlag. 

lieber oie Form der Abstimmung entscheidet das Ermessen der Versammlung. 

§ 20. Ueber die Verhandlungen der Generalversammlung, sowie über die Ver- 
handlungen des Vorstandes hat der Schriftführer oder dessen Stellvertreter ein Protokoll 
aufzunehmen, welches von ihm und dem Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter zu 
vollziehen imd gleich allpn übrigen Schriftstücken der Gesellschaft von dem Vorsitzenden 
oder einem von diesem Beauftragten aufzubewahren ist. 

§ 21. Gegenwärtig und bis zum Schlüsse des laufenden Geschäftsjahres (das 
Geschäftsjahr beginnt mit dem 7. Mai und endet mit dem 6. Mai des folgenden Kalender- 
jahres) fungiren als Mitglieder des Vorstsndes: (es folgen die Namen der sieben Unter- 
schriebenen). 

§ 22. Die Wahl jedes einzelnen Vorstandsmitgliedes ist, sofern die General- 
versammlung nicht anders beschliesst, in einem besonderen Wahlgange zu bewirken. 
Ergiebt sich bei einer Wahl nicht sofort die erforderliche Mehrheit, so sind bei einem 
zweiten Wahl gange nur diejenigen beiden Mitglieder zur engeren Wahl zu bringen, 
für welche vorher die der absoluten Mehrheit am nächsten kommende Stimmenzabl 
abgegeben worden war. Sind dies mehr als zwei, so müssen sie sämmtlich zur engeren 
Wahl gestellt, und es muss mit letzterer so lange fortgefahren werden, bis sich die 
erforderliche Mehrheit ergiebt. Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet das Loos, 
welches von dem Vorsitzenden gezogen wird. 

§ 23. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes, für welches ein Stellvertreter nicht 
vorhanden ist, innerhalb seiner einjährigen Functionsperiode aus dem Vorstande, so 
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ist für die Zeit, während welcher dieses Mitglied noch zu fungiren gehabt haben würde, 
eine Ergänzringswahl nach Maassgabe der §§ 17 a, 22 zu veranlassen. 

Tritt die Nothwendigkeit einer solchen Ergänzungswahl zu einem Zeitpunkt ein, 
in welchem die Lage der anderweiten Geschäfte nach dem Ermessen des Vorsitzenden 
die Einberufung einer besonderen Generalversammlung nicht nothwendig macht, so ist 
der Vorsitzende befugt, die Vornahme einer förmlichen Wahl bis dahin, dass aus 
sonstigen Grtlnden die Einberufung einer Generalversammlung erfolgt, zu verschieben 
und das erledigte Amt einstweilen einem anderen Gesellschaftsmitgliede zu übertragen. 

§ 24. Jeder Berathung über Veränderung der Statuten muss ein von 20 Mit- 
gliedern der Gesellschaft unterzeichneter motivirter Antrag vorhergehen, der dem 
Vorsitzenden zu übergeben ist. Derselbe ist auf die Tagesor(mung der nächsten ordent- 
lichen oder einer ausserordentlichen Generalversammlung zu bringen. Zwbchen der 
Einbringung des Antrags und der Berathung muss jedoch ein Zeitraum von mindestens 
14 Tagen hegen. 

§ 25. Abänderungen des Statuts, welche den Sitz, den Zweck und die äussere 
Vertretung der Gesellschaft betreffen, sowie Beschlüsse, welche die Auflösung der 
Gesellschaft zum Gegenstande haben, bedürfen landesherrlicher Genehmigung. 

Sonstige Statutsabänderungen sind von der Zustimmung des Oberpräsidenten 
von Berlin abhängig. 

Berlin, den 13. December 1884.*) 

Koch, von Zur Westen. Dr. Rubo. Fleiechmann. von Wilmowski. 
Meyen. Dr. von Kirchbach. 

*) Das Statut vom 7. Mai 1869 war onterBeichnet: 

Dr. Graf Wartensleben. Volkmar. Dr. von HoltzendorfT. SImson. Borchardt. 
C. HIersemenzel. Blümel. Golz. Hellbom. Jacobl. Joöl. Johl. Rehbein. 

A. HIersemenzel. Voller. 



\ 



Auf Grund des vorstehenden Statuts ist der nachfolgende Allerhöchste Erlass 
ergangen: 

Auf den Bericht vom 26. April d. J. will icli der „Juristischen 
Gesellschaft** in Berlin auf Grund des zurückfolgenden Statuta 
vom 13. December 1884 hierdurch die Rechte einer juristischen 
Person verleihen. 

Berlin, den 7. Mai 1886. 

(gez.) Wilhelm. 
(ggez.) V. Puttkamer. Dr. Friedberg. 

An 
die Minister des Innern und der Justiz. 
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Erster Nachtrag 

zu dem 

Statut der Juristischen Gesellschaft zu Berlin 

18. Deoember 1884. 



vom 



7. Mai 1880. 



Hinter dem § 6 werden folgende neue Festsetzungen in das Statut aufgenommen : 
§ 6 a. Auf Vorschlag des Vorstandes können ausserhalb Berlins 
wohnende Rechtskundige, welche sich um die Rechtswissenschaft verdient 
gemacht haben, durch Beschluss der Gesellschaft zu Ehrenmitgliedern der- 
selben ohne die Rechte und Pflichten der ordentlichen Mitglieder ernannt 
werden. 

Die Gesellschaft wird es sich zur E^re rechnen, wenn die Ehren- 
mitglieder an ihren Vereinigungen gelegentlich theilnehmen und sich bei 
ihren Arbeiten betheiligen. 

Berlin, den 3. April 1886. 

Der Yorstand der Jnristiseheii Oesellschaft, 

Koch, von Zur Westen, &ubo, Fleisobmann, 

Vorsitsender. Stellvertreter dea YorsitEenden. Bibliothekar. Ordner. 

V. Wilmowski, Mayen, v. Kirchbacb, 

Schatsmeister. Sohriftführer. Stellvertreter des ScbriftfUhrerg. 



Dem vorstehenden ersten Nachtrag vom S.April 1886 zu dem Statute der Juristischen 
Gesellschaft zu Berlin vom "*Y^J^f^*^ wird hierdurch die Genehmigung ertheilt. 



7. Mid 1885 

Potsdam, den 15. Juni 1886. 



Genehmiffung 
O. P. 



Der Oberpräsident der Provinz Brandenburg. 

StaatsmiDister 
(gez.) Acbenbacb. 
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Zweiter Nachtrag 

zu dem 

Statut der Juristischen Gesellschaft zu Berlin 

18. December 1884. 

^^^ 7. Mai-r88ö. 



ft) § 11 Abs. 2 dahin zu ändern: 

„Der Vorstand besteht ans 8 Mitgliedern, nttmlich: 

1. dem Vorsitzenden, 

2. dem ersten Stellvertreter des Vorsitzenden, 

3. dem zweiten Stellvertreter des Vorsitzenden, 

4. dem Bibliothekar, 

5. dem Ordner für die geselligen Zusammenkünfte, 

6. dem Schatzmeister, 

7. dem Schriftführer, 

8. dem Stellvertreter des Schriftführers." 

b) hinter § 11 einzufügen: 

§ IIa. Der Vorsitzende wird in Behindeningsfällen durch den ersten 
Stellvertreter, und wenn dieser ebenfalls behindert ist, durch den zweiten 
Stellvertreter des Vorsitzenden vertreten. 

Berlin, den 8. April 1893. 

Der Vorstand der Juristischen Gesellschaft. 

I>r. Koch, Lesse, E. Bubo, Fleisohmann, 

YortitEender. Stellvertreter de« Vonltaendeo. Bibliothekar. Ordner. 

V. Wilmowski, v. Elirohbaob, Seligsolm, 

Sohatsmeister. Schriftführer. Stellvertreter des Schriftführers. 



Hierzu ist durch den nachfolgenden Allerhöchsten Erlass die Genehmigung 
ertheilt: 

Auf Ihren Bericht vom 28. Juni d. J. will Ich dem in 
Ausfertigung zurückfolgenden zweiten Nachtrage vom 8. April 
1893 zu dem Statute der „Juristischen Gesellschaft" in Berlin 
vom 13. December 1884 hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 
Der 33. Jahresbericht über die Wirksamkeit des genannten Vereins 
ist gleichfalls wieder beigefügt. 

Neues Palais, den 10. Juli 1893. 

(gez.) Wilhelm B. 

(ggez.) Graf Eulenburg. v. Schelling. 

An 
den Minister des Innern und den Justizminister. 



0. P. 104. a 98. 
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II. Anlage. 



Die Kasse der Gesellschaft. 

Die Jahresrechnung vom 1. April 1900 bis dahin 1901 weist nach: 

Einnahrae. 



Tit. I. Bestand aus der früheren Jahresrechnung . . 

Tit. II. Beiträge der Mitglieder 

Tit. m. Zinsen vom Kapitalvermögen 

Tit. IV. Contocorrentzinsen 

Tit. V. Angekaufte Effecten 

Summa 

A.usgabe. 



Ist -Einnahme 



Effecten 



'A 



25000 — 



400Ö 



Baar 



6 069 ; 10 
6066 — 
1010 I — 



29000 



24 



- 13169 



25 



35 



Tit. I. Ausgaben für wissenschaftliche Zwecke . 

Tit. II. Kanzlei-, Druck- und Porto- etc. Auslagen 

Tit. III. Für gesellige Zwecke 

Tit. IV. Für Ankauf vpn Effecten 

Tit. V. Beiträge und Unterstützungen 

Tit. VI. Diverse Unkosten ... 



Summa 



Ist-AnBgabe 



181 I 20 



1410 
2 213 
4032 



50 
50 
45 



495 i 70 



8 426 35 



AbschluBB der 42. Jahresreolmung. 

Bfifeoten Baar 

Einnahme 29 000,— JU 13 169,35 JU 

Ausgabe — 8426,36 „ 



Bestand am 1. April 1901 29 000,— JL 



4743,— JL 



Der Schatzmeister: 

Dr. Riesser, Justizrath. 
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Sitzungs- Protokolle. 
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336. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 21. April 1900, Abends 7 Uhr, im Grand Hdtel de Rome. 



Der Vorsitzende eröffnete die Sitzung mit dem Hin weise, dass f^emftss § 18 des 
Statuts vom 13. December 1884 heute die ordentliche Oeneralversammlong stattfindet. 
Er stellte fest, dass die Einladung za der heutigen Sitzung statutengemftss ergangen 
ist, und dass mehr als 15 Gesellschaftsmitglieder anwesend sind. 

Der Vorsitzende gedachte des jüngst verstorbenen, langjährigen und verdienten 
Mitgliedes der Gesellschaft, Justizrath Professor Dr. L. Jacobi, mit ehrenden Worten. 

Zu Punkt 1 der Tagesordnung erstattete der Vorsitzende den Jahresbericht. 

Zu Punkt 2 der Tagesordnung erstattete der Schatzmeister, Justizrath Dr. Riesser, 
seinen Bericht, worauf ihm Decharge ertheilt wurde. 

Zu Punkt 3 der Tagesordnung erstattete der Bibliothekar der Gesellschaft, 
Professor Dr. Bornhak, den Bericht über die Bibliothek. Abermals wurde von 
mehreren Seiten die Frage angeregt, wie statt des bisherigen Verfahrens die ein- 
gehenden Druckschriften unterzubringen seien, und es wurden in dieser Hinsicht ver- 
schiedene Vorschläge gemacht. 

Auf Antrag des Herrn Geheimen Oberjustizraths Wach 1er wurde beschlossen, 
die Beschlnssfassung hierfiber bis zur nächsten Generalversammlung zu vertagen, bis 
dahin eingehende Bttcher aber nicht abzuliefern, sondern aufzubewahren, wozu Herr 
Professor Born hak sich bereit erklärte. 

Zu Punkt 4 der Tagesordnung beschloss die Versammlung durch Acclamation 
einstimmig Wiederwahl der bisherigen Mitglieder des Vorstandes. 

Ueber Punkt 5 der Tagesordnung, Vortrag des Herrn Amtsgerich tsraths 
Dr. Jastrow, wurde ein besonderes Protokoll aufgenommen. 



Dr. Roch, Dr. Riedel, 

VorsitBenddr. Stellyertr«ter dei Schriftführer t. 



Fortsetzung de» Protokolls vom 21. April 1900. 

Nach Erledigung des geschäftlichen Theiles hielt Herr Amtsgerichtsrath 
Jastrow einen Vortrag: 

^Ueber die Formen der Rechtsgeschäfte nach dem Bürger- 
lichen Gesetzbuch*. 

Der Vortragende erörterte die drei im allgemeinen Theil des B. G. B. behandelten 
Formen der Rechtsgeschäfte, nämlich: 

A. die Schriftform, insoweit sie durch Gesetz (nicht durch blosses Rechts- 
geschäft) bestimmt ist, 

B. die öffentliche Beglaubigung, 

C. die gerichtliche oder notarielle Beurkundung, 
und gelangte hierbei im Wesentlichen zu folgenden Ergebnissen: 



Digitized by 



Google 



- 14 - 

A. Schriftform. 

1. Die einfache Scbriftform steht nach dem B. G. B. offen: 

a) allen denjenigen Personen, welche eineNamensanterschrift leisten können, sdllten 
sie auch sonst nicht oder nicht in der Sprache der Urkunde schreiben können. 

b) denjenigen Personen, welche nur ein Handzeichen machen können, wenn sie 
sich zu dessen gerichtlicher oder notarieller Beglaubigung verstehen. 

Auch Blinden steht die einfache Schriftform offen. 

2. Zur Erfüllung der durch das Gesetz bestimmten Schriftform ist — gleichviel 
ob es sich um einseitige oder um doppelseitige Schriftform handelt — erforderlich, dass 
in der unterzeichneten Urkunde (§ 126) alles Dasjenige enthalten ist, was rechtlich als 
erklärt gelten soll. Was nicht in der unterschriebenen Urkunde niedergelegt ist, gilt 
nicht als schriftlich erklärt. Erklärungen, wie z. B. die ^Ich übernehme die gewünschte 
Bürgschaft** sind danach keine schriftlichen Bürgschaften. 

Hieraus folgt, dass auch bei der einseitigen Schriftform, sofern die Form durch 
Gesetz bestimmt ist, ein Vertragsschluss mittelst Briefwechsels nur dann zulässig ist, 
wenn der von dem Erklärenden unterschriebene Brief die Urkunde des § 126 B. G. B. 
bildet, d. h., wenn er auch bei Loslösnng von der übrigen • Correspondenz den ganzen 
Inhalt des Versprechens in sich enthält. 

8. Die Unterzeichnung mit „Namensnnterschrift'* (B. G. B. § 126) hat nicht zur 
Voraussetzung, dass der unterschriebene Name der dem Aussteller wirklich zustehende 
ist. Es genügt, wenn der Aussteller mit demjenigen Namen unterschrieben hat, welchen 
er sich bei dem Geschäftsschluss beigelegt hat. Die Unterzeichnung mit falschem 
Namen befreit deshalb nicht von der übernommenen Verbindlichkeit. 

4. Das Gesetz verlangt, dass der Aussteller .eigenhändig" unterschreibt. In dem 
Worte liegen zwei Begriffe: 

a) aie Unterschrift muss „händigt, d. h. mit der Hand gemacht sein; die Unter- 
zeichnung mittelst der Sehreibmaschine iat danach unzulässig. (Handschrift 
und Maschinenschrift unterscheidet sich wie im sonstigen Sprachgebrauch 
Handarbeit und Maschinenarbeit.) 

b) Die Unterschrift muss mit der „eigenen" Hand des Ausstellers gesehrieben 
sein. Es ist deshalb unzulässig, durch einen Andern die Unterscmrift leisten 
zu lassen. Unterschriften dieser Art erfüllen die Schriftform nicht. 

6. Das Moment zu 4 b birgt eine Gefahr für den Verkehr in sich für den Fall, 
dass nicht inter praesentes unterschrieben wird und man die Unterschrift des Gegen- 
contrahenten nicht genau kennt, da die Möglichkeit bestehen bleibt, dass der G^en- 
contrahent seine Unterschrift durch einen Andern hat schreiben lassen und, falls ihm 
die Erfüllung des Vertrages späterhin nicht zusagt, solches geltend macht. Hat er 
hierbei von vornherein dolos gehandelt, so wird hierdurch zwar der Vertrag auch 
nicht giltig, aber der Handelnde wird wenigstens gemäss § 826 B. G. B. sc^dens- 
ersatzpflichtig. Falls aber eine Täuschungsabsicht von vornherein nicht obgewaltet hat, 
fällt auch die Ersatzpflicht fort. 

Ein Mittel, der Gefahr zu entgehen, besteht in der gerichtlichen oder notariellen 
Beglaubigung der Unterschrift (s. unten No. 6, 7, 9 und 10). 

6. Erfolgt eine schriftliche Erklärung mittelst Handzeichens, so ist die gerichtliche 
oder notarielle Beglaubigung nicht nur zum Beweise, sondern für die Erfüllung der 
Form wesentlich. Der Nachweis der Echtheit eines — nicht beglaubigten — Hand- 
zeichens erfüllt die Schriftform nicht. 

Dagegen bezieht sich das Erfordemiss der Eigenhändigkeit im § 126 B. G. B. 
nicht auf das Handzeichen. Vielmehr steht das beglaubigte Handzeichen der eigen- 
händigen Unterschrift gleich; vgl. hierzu unten No. 9. 

7. AIb „Handzeichen" im Sinne des § 126 kann jedes beliebige Zeichen gewählt 
werden. Eine Unterschrift enthält sonach immer die Momente eines Handzeichens in 
sich. Die Beglaubigung einer Unterschrift hat deshalb stets mit die Wirkung der 
Beglaubigung eines Handzeichens im Sinne des § 126 B. G. B. 

B. Oeffentliche Beglaubigung. 

8. Die öffentliche Beglaubigung hat im B. G. B. und seinen Nebengesetzen einen 
verschiedenen Werth; zum Theil ist sie nur zum Beweise vorgeschrieben, so dass der 
materielle Inhalt des Erklärten auch bei mangelnder Beglaubigung bestehen bleibt und 
sich nur nicht nach allen Richtungen hin wirksam betheiligen Kann (wie namentlich 
in Grundbuch- und Registersachen), zum Theil ist dagegen die Form wesentlich so, 
dass bei mangelnder Beglaubigung die abgegebene Erklärung selbst bei feststehender 
Echtheit nichtig ist, wie z. B. bei den pnvatrechtlichen Namensänderungen (B. G. B. 
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§§ 1577, 1706), beim Verzicht auf die elterliche Nutznieseung (§ 1662) and bei Aus- 
schlagung der Erbschaft (§ 1945). * Endlich besteht die öffentliche Beglaubigung als 
allgemeine Form, nämlich als Erfüllung der Schriftform für diejenigen rersonen, 
die nur mit Handzeichen unterzeichnen. 

9. Die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung — gleichviel ob einer Unter- 
schrift oder emes Handzeichens — hat nach § 183 F. G. G. zur Voraussetzung, dass 
Unterschrift oder Handzeichen vor dem Beamten vollzogen oder anerkannt wird. 
Unter der Anerkennung ist verstanden die Erklärung, dass die Unterschrift oder das 
Handzeichen von dem Erklärenden eigenhändig gemacht ist. Da indessen der Richter 
oder Notar die Richtigkeit dieser Erklärung nicht zu prüfen hat, so besteht die 
Möglichkeit, dass Unterschriften oder Handzeichen beglaubigt werden können, welche 
in Wahrheit keine eigenhändigen sind. Eine solche Beglaubigung verliert an ihrer 
Wirksamkeit nichts. Insbesondere wird der Beglaubigungsvermerk, da er sich auf 
eine Bezeugung der Wahrheit des Anerkenntnisses begrifflich nicht erstreckt, durch 
den Nachweis, dass das Anerkenntniss der Wahrheit nicht entsprochen habe, nicht 
entkräftet 

10. Danach bildet die gerichtliche oder notarielle Unterschriftsbeglaubigung 
stets ein Mittel gegen den Einwand nicht vorliegender Eigenhändigkeit der Unterschrift 
(vgl. No. 6 und 7). 

C. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung. 

11. Die gerichtliche oder notarielle Beurkundung ist — abgesehen von den 
besonder^i Formen der Eheschliessung und der Auflassung — die höchste dem B. G. B. 
bekannte Form. Sie ersetzt die schriftliche Form und die Form der öffentlichen 
Beglaubigung. 

Für Personen, welche nicht einmal ein Handzeichen zu machen vermögen, ist 
die gerichtliche oder notarielle Beurkundung die einzige Form, in welcher sie die der 
Schnftform oder der öffentlichen Beglaubigung unterworfenen Erklärungen errichten 
können. 

12. Eine Ausnahme von dem Satze zu No. 11 machen indessen die Fälle, in 
welchen das Vorhandensein einer Unterschrift oder eines Handzeichens das Wesen des 
Geschäftes ausmacht, so dass ohne Unterschrift oder Handzeichen das Geschäft rechtlich 
nicht gedacht werden kann. Hierher gehört namentlich die Wechselerklärung (W. O., 
Art. 94) und die Einreicbung von Unterschriften zum Handelsregister und ähnlichen 
öffentlichen Registern. Hier kann die Unterzeichnung durch gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung nicht ersetzt werden. 

Beim Wechsel hat dies zur Folge, dass Personen, welche auch nicht einmal ein 
Handzeichen zu machen im Stande sind, wechselunf^big sind. Bei den Einreichungen 
zum Handelsregister bestimmt sich die Folge der Schreibensunfähigkeit nach den 
einzelnen notariellen Instituten und nach der Wirkung, die demgemäss der Nicht- 
einreich ungbeizulegen ist. 

13. Wo das Gesetz für einen Vertrag die gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
vorschreibt, da bedarf auch der Vertragsauszug (Offerte), um die Gebundenheit zu 
erzeugen (B. G. B. § 145), der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung Privat- 
schriftliche Offerten, z. B. zu Grundstücks-Veräusserungen, sind unverbindlicn. 

14. Die Vorschrift des § 152 Satz 1 B. G. B., wonach bei getrennter Beurkundung 
von Offerte und Annahme der Vertrag mit der Beurkundung der Annahme zu Stande 
kommt, enthält eine — vom Gesetzgeber auch direct beabsichtigte — Durchbrechung 
des Grundsatzes, dass die Annahme einer Offerte eine empfangsbedürftige Willens- 
erklärung ist (§ 146). Der Vertrag kommt in diesem Falle durch die gerichtliche oder 
notarielle Erklärung der Annahme auch ohne Nachricht hiervon an den Offerenten 
zu Stande. 

Da nun die Annahme an jedem Amtsgericht und jedem Notar erfolgen kann, so 
ergiebt sich hieraus für den Offerenten die thatsächliche Unmöglichkeit, festzustellen, 
ob sein Antrag angenommen worden ist. Dieser Zustand enthält eine Rechtsunsicherheit 
und bietet übrigens chicanösen Speculationen seitens des Oblalars auf Rosten des 
Offerenten Raum. 

Es erscheint als Aufgabe, besonders der Notare, bei der Beurkundung von 
Vertragsofferten gegen Missbräuche Vorkehrung zu treffen. Dies kann geschehen: 

a) durch die in der Offerte gestellte Bedingung, dass die Annahme erst nicht 
wirksam sein soll, wenn- sie dem Antragenden zugeht; oder 

b) dadurch, dass in der Offerte die Annahme nur bei einer bestimmten Amts- 
gericht oder einem bestimmten Notar oder bei einer kleinen, zur Auswahl 
gehaltenen Anzahl von Amtsstellen gestattet wird. 
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Der Weg zu b empfiehlt sich mehr als der zu a, weil es im Falle des Weges 
zu a zweifelhaft erscheint, ob nicht auch das Zugehen der Annahme an den Offerenten 
gerichtlicher oder notarieller Beurkundung bedarf. 

15. Wo das Gesetz bestimmt, dass ein Vertrag nur „bei gleichzeitiger 
Anwesenheit beider Theile'' geschlossen werden kann, da ist ein rechtlich bindender 
Antrag (§ 145) überhaupt nicht statthaft. Zu Eheverträgen (§ 1434), zu Vertrftgen 
über Annahme an Kindes Statt (§ 1750), zu Erbyerträgen (§ 2276) n. dgL kann sonach 
eine einseitige Offerte mit rechtlicher Wirkung nicht gemacht werden. 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Discustion stellte Senatspräsident 
Kindel den Ausführungen des Vortragenden folgende Sitze segenüber: 1. ^Eigen- 
händig' im § 126 B. G. B. sei nicht wörtlich zu nehmen. Nor anf einen Act des 
Handelnden müsse die Unterschrift zurückgeführt werden. Man könne daher auch mit 
dem Munde, den Füssen unterzeichnen. 2. Sehreibhülfe müsse als erlaubt gelten. 
Warum solle man nicht Jemand beauftragen können, seinen — des Auftraggebers — 
Namen zu schreiben? 3. Ein Vertrag, dessen Schriftlichkeit yom Gesetze vorgesehen 
ist, komme nicht nur zu Stande, wenn die Vertragsurkunde den gesammten Inhalt des 
Vereinbarten enthält, es sei vielmehr die Ergänzung dieses Inhalts aus anderen 
Urkunden oder den Umständen zulässig. Eine Erklärung: „Ich übernehme die ge- 
wünschte Bürgschaft'' sei daher nicht unter allen Umständen für ungültig zu erachten. 
4. Es sei nicht richtig, dass, wenn Offerte und Annahme im Falle der §§ 128, 152 B. G. B. 
getrennt beurkundet würden, die ohne Kenntnissgabe an den Offerenten erfolgte 
Annahme letzteren binde. Der Offerent sei befugt, den Vertragswillen auf seiner 
Seite zu bestreiten. Herr Kammer^erichtrath Schul tze-Görlitz vertrat die Auffassung, 
dass den Blinden die einfache Schnftform nicht offenstehe; denn unterschreiben könne 
man nur, was man wahrzunehmen vermöge. Er hielt auch die Unterschrift eines 
Testaments mit einem fremden Namen (pseudonym) nicht für zulässig, da man ja nach 
§ 126 B. G. B. mit seinem Namen unterzeichnen müsse. 

Nachdem noch Herr Senatspräsident Kindel sich dahin ausgesprochen hatte, 
dass das B. G. B. in seinen einzelnen Vorschriften nach den Grandsätzen von Treu und 
Glauben, 'lesem Fundamen talsatz des neuen Rechts, aaszulegen sei, erhielt Herr Amts- 
gerichtsrath Jastrow das Wort zu einer Schlussäusserung. Er war der Auffassung, 
dass seine Auslegung des Wortes „eigenhändig'* von den Motiven unterstützt werae 
und dass Sehreibhülfe nicht zulässig sei, da ja eigenhändige und nicht fremde Unter- 
schrift gefordert werde. Die nicht vollen vertraglichen Inhalt enthaltende Urkunde sei 
hinfällig, denn für Alles, was nicht in ihr enthalten sei, sei die Schriftform nicht gewahrt 
Von einer Anzeige der Annahme an den Offerenten im Falle der §§ 128, 152 B. G. B. 
enthalten diese Gesetzesstellen nichts, ebensowenig die Motive. 



Dr. Koch. Dr. Riedel. 



Digitized by 



Google 



- 17 



337. Sitzung der Juristischen Gesellschaft 

Verhandelt Berlin, den 12. Mai 1900, im Grand Hotel de Rome. 



Der zweite Stellvertreter des Vorsitzenden, Geheimer Oberjustizrath Vierhaas, 
eröffnete die Sitzung und verlas ein Schreiben des Herrn Geheimen Justizrath Professor 
Dr. Dernburg, in dem dieser eine an ihn seitens des Herrn Vorsitzenden Namens des 
Vereins gerichtete Beglückwünschnng zn seinem 50jährigen Doctorjubilänm dankend 
beantwortet Als neues Mitglied wurde Herr Rechtsanwalt Wolbert zu Potsdam 
begrüsst. 

Hierauf fand der Tagesordnung gemäss eine Discussiou über nachstehende 
Thesen statt: 

I. Die einfache Schriftform (B. G. B. § 126) steht auch den Blinden zu. 
II. Zur Erfüllung der Schriftform des § 126 B. G. B. ist sowohl bei der einseitigen 
als bei der doppelseitigen Schriftform erforderlich, dass die unterzeichnete 
Urkunde Alles enthält, was als schriftlich erklärt gelten soll. Für Dasjenige, 
was nicht in der unterzeichneten Urkunde steht, ist die Schriftform nicht 
gewahrt. Die Errichtung mittels Briefwechsels ist danach auch bei der 
einseitigen Schriftform nur zulässig, wenn der vom Erklärenden unterschriebene 
Brief in sich allein und ohne Zuhilfenahme der Briefe des anderen Theiles 
den ganzen Inhalt des Versprechens enthält. 
IIT. § 126 B. G. B. verlangt, dass der Aussteller „eigenhändig"* unterschreibt. 
Danach ist die Leistung der Unterschrift durch einen Stellvertreter unzulässig 
und unverbindlich. 
IV. Die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung, sei es der Unterschrift oder 
des Handzeichens, erfüllt dagegen die Erfordernisse des § 126 in jedem Falle. 
Der Nachweis, dass die Unterschrift oder das Handzeichen wider die Wahrheit 
als ein eigenhändiges anerkannt worden sei, ist bedeutungslos. 
V. Wo das Gesetz gerichtliche oder notarielle Beurkundung eines Vertrages 
vorschreibt, da bedarf auch die Vertragsofferte zur Bindung des Offerenten 
(B. G. B. § 145) gerichtlicher oder notarieller Beurkundung. 
VI. Werden im Falle der No. V Offerte und Annahme getrennt beurkundet 
(B. G. B. §§ 128, 152), so kommt der Vertrag mit der Beurkundung der 
Annahme auch ohne Benachrichtigung des Offerenten hiervon zu Stande. 
Der Offerent, welcher dem vorbeugen will, muss in der Offerte die Art der 
Annahme näher vorschreiben. 
VII. Wo bestimmt ist, dass ein Vertrag nur ^bei gleichzeitiger Anwesenheit beider 
Theile^ geschlossen werden kann (.Ehevertrag, Annahme an Kindesstatt, Erb- 
vertrag u. A.), da ist ein bindender Vertragsantrag (B. G. B. § 145) überhaupt 
nicht möglich. 
VIII. Das eigenhändige Testament (B. G. B. § 2231 No. 2) erbfingt — auch wenn 
seine Echtheit feststeht — keinen Beweis dafür, dass es an demjenigen Tage 
errichtet ist, dessen Datum es trägt. Ist der Zeitpunkt der Errichtung von 
rechtlicher Erheblichkeit (z. B. beim Vorhandensein mehrerer Testamente), so 
muss er - vorbehaltlich freier richterlicher Ueberzeugung aus der Sachlage 
selbst — bewiesen werden. 
IX. Die Auflassungserklärung (B. G. B. § 925) wird durch eine rechtskräftige Ver- 

urtheilung zu ihrer Abgabe (C. P. O. § 894) nicht ersetzt. 
X. Bei der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung von Rechtsgeschäften 
unter Lebenden wie von Testamenten und Erbverträgen muss die Feststellung, 
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dass das Protokoll vorgelesen, von den Betheiligten genehmigt und von ihnen 
eigenhändig unterschrieben worden sei, sowie dass ein Betheiligter erklärt 
hat, nicht schreiben zu können (Freim. Ger. Ges. § 177 Abs. 1 n. 2, B. Q. B. 
§ 2242 Abs. 1 u. 2), bei Strafe der Nichtigkeit in dem vorgelesenen 
Theile des Protokolls stehen. 
XI. Wenn bei der Beurkundung (These X) ausser dem Richter oder Notar noch 
Nebenpersonen (Gerichtsschreiber, Zeugen, zweiter Notar) mitwirken, so muss 
jede mitwirkende Person bei der Unterzeichnung der übrigen mitwirkenden 
Personen zugegen sein. Eine Zuwiderhandlung bewirkt die Nichtigkeit der 
Beurkundung. (Freim. Ger. Ges. § 174 und § 177 Abs. 3, B. G. B.§ 2239 und 
§ 2242 Abs. 3.) 
XII. Gerichtliche oder notarielle Protokolle (These X), welche keine oder un- 
genügende Angaben über die Identität der Betheiligten (Freim. Ger. Ges. § 176 
Abs. 3) enthalten, beweisen diese Identität nicht und sind deshalb als Grund- 
lage für die Eintragung in die öffentlichen Bücher nicht geeignet. 
XIII. Die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung von Blankettunterschriften ist 
gestattet. 
Herr Amtsgerichtsrath Jastrow erhielt das Wort zu These I der Tagesordnung: 
„Steht die einfache Schriftform (§ 126 B. G. B.) auch dem Blinden zu?« 

Er führte aus, das B. G. B. kenne keine Sondervorschrift für den Blinden; für 
letzteren gelte die allgemeine Vorschrift des § 126. Der Blinde schliesse daher Rechts- 
geschäfte in der dort vorgeschriebenen Form der einfachen Schriftlichkeit. 

Es erwiderte Herr Kammergerichtsrath Schnitze -Görlitz: Der Blinde könne 
nicht unterschreiben, wenigstens nicht in rechtlichem Sinn. Die Schriftzeichen, die 
er fertigt, sind keine Schrift, sie sind nur technisch, ohne iedes Bewusstsein aasgeübt 
Er könne nicht sehen, sich also nicht überzeugen, ob und was er unterschreibe; da 
das Gesetz schweige, gelte das Naturgesetz. 

Herr Senatspräsident Kindel, der betont, dass der Blinde das Bewusstsein des 
Unterschreibens, auch ohne sehen zu können, sich verschaffen könne, Herr Rechts- 
anwalt Baumert, der hervorhebt, dass das Gesetz im Sinne der Schnltze- 
Görlitz'schen Auffassung nicht unterscheide, Herr Rechtsanwalt Ransnitz, der darauf 
hinweist, dass, da nach B. G. B. der Blinde geschäftsfähig sei, er auch sonst wie ein 
Geschäftsfähiger zu behandeln sei, Herr Amtsgerichtsrath Laubhardt, der ausführt, 
dass der Blinde zwar unterschreiben, jedoch nicht wahrnehmen könne, was er unter- 
schreibe, dass aber das Gesetz darauf kein Gewicht lege, Herr Oberstaatsanwalt 
Wachler, der darauf aufmerksam macht, dass man früher davon ausgegangen sei, 
der Blinde könne das Sehreiben nicht erlernen, dass das B. G. B. aber, da jetzt die 
meisten Blinden schreiben könnten, mit Recht zu ihren Gunsten eine Ausnahme nicht 
mehr mache, stellten sich auf den Jastrow*schen Standpunkt. Auch Herr Kammer- 
gerichtsrath Ebb ecke theilte denselben, meinte aber doch, dass dem Blinden nach- 
gewiesen werden müsse, was in der von ihm zu unterschreibenden Urkunde stehe. 
Gegen diese Auffassung wandte sich Amtsgerichtsrath Jastrow: Ein einmal, sei es 
auch von einem Blinden, geschlossener Vertrag könne nur wie jeder andere Vertrag 
wegen Willensmangels angefochten werden. Die Geschäftsfähigkeit des Blinden habe 
mit der hier in Rede stehenden Frage nichts zu thun. 

Nachdem noch Geheimer Oberjustizrath Vi erbau s darauf hingewiesen hatte, 
dass auch die von Blinden ausgestellten Urkunden Privaturkunden im Sinne des 
§ 416 C. P. 0. seien und vollen Beweis dafür erbrächten, dass die in der Urkunde 
enthaltenen Erklärungen von dem Blinden abgegeben seien, wandte man sich zu 
These II der Tagesordnung. 

Herr Amtsgerichtsrath Jastrow erläuterte dieselbe: Die unterzeichnete Urkunde 
müsse Alles enthalten, was als erklärt gelten solle. Für Das, was nicht in ihr stehe, 
sei die Schriftform nicht gewahrt. Eine Erklärung: „Ich übernehme die Bürgschaft" 
reiche daher nicht hin. Bei doppelseitiger Schrift form müssten beide Parteien in 
derselben Urkunde unterzeichnen; der Briefwechsel erscheint daher als gänzlich aus- 
geschlossen. Bei einseitiger Schriftform sei der Brief nur hinreichend, wenn er allein 
und ohne Zuhilfenahme des Briefes des anderen Theils den ganzen Inhalt des Ver- 
sprechens enthalte. Die Grundsätze von Treu und Glauben gäben keine Veranlassung, 
von dieser durch das Gesetz vorgeschriebenen Form abzugehen. 

Dem trat Herr Senatspräsident Kindel entgegen: Die Jastrow'sche Auffassung 
sei für den Verkehr ganz unpraktisch. Die Briefautwort: .Ich übernehme die Bürg- 
schaft* oder bei einem Miethsvertrage: „Ich nehme deine Miethsofferte an* müsse wie 
nach bisherigem, so auch nach neuem Recht hinreichen. E^ sei nicht nöthig, da«8 der 
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volle Vertraesinhalt in der schriftlichen Erklärung enthalten sei. Die abstracte Ver- 
pflichtongserKlärung sei, entgegen dem preussischen Recht, durch das B. G. B. einge- 
führt worden. Einen derartigen abstracten Verpflichtungswillen enthalte die Erklärung: 
^Ich übernehme die Bürgschaft^*, der nähere Inhalt des Verpflichtungswillens sei aus 
den Umständen, der Correspondenz etc. zu entnehmen. Auf die Grundsätze von 
Treu und Glauben wolle er sich nicht berufen, darin sei er miss verstanden worden. 

Herr Rechtsanwalt Neu mann trat dieser letzten Aufi*assung bei, forderte aber, 
dass der Verpflicbtungswille zum genügenden Ausdruck gekommen sei. Erst, wenn 
dies geschehen, könne der weitere Inhalt aus der Correspondenz entnommen werden. 

Der Vorsitzende führte mit Bezug auf § 416 C. P. O., wonach was über der 
Unterschrift der Urkunde stehe, den Vertragsinhalt ausmache, aus, dass dieser Inhalt 
das V^esentliche des Vertrages enthalten müsse; nur das Unwesentliche dürfe aus der 
Correspondenz ergänzt werden. 

Herr Rechtsanwalt Ernst Heini tz trat den letzteren Ausführungen bei und 
folgerte, dass, da die Erklärung: ,Ich übernehme die Bürgschaft^ die erforderlichen 
Essentialien nicht enthalte, sie dem § 126 B. G. B. nicht entspreche. 

Herr Senats Präsident Kinde 1 präcisirte hierauf seinen abweichenden Standpunkt 
nochmals dahin: Die abstracte Erklärung, verpflichtet sein zu wollen, genüge. Das 
sei die Richtung des B. G. B., der dadurch gemachte Fortschritt werde durch die 
Jastrow'sche Auslegung unterbunden. Mit den Worten: „Ich übernehme die Bürg- 
schaft" sei der Verpflichtungswille genügend zum Ausdruck gekommen; alles Andere 
könne aus der Correspondenz ergänzt werden. 

Herr Rechtsanwalt Liebenthal und Herr Kammergericht srath Ebb ecke 
glaubten zwar diesen Standpunkt nicht einnehmen zu können, wollten aber von der 
Jastrow-Aufi^assung doch Ausnahmen zulassen. Ersterer z. B. bei einem Kauf- 
vertrage die Bezugnahme auf eine Anlage, in der die einzelnen Kaufgegenstände auf- 
geführt seien, letzterer bei Correalverträgen. Sollte für jeden Betheiligten ein Exemplar 
ausgefertigt und jedes Exemplar von sämmtlichen Betheiligten unterschrieben werden 
müssen? Sollte nicht in einem solchen Falle die blosse Annahme genügen? 

Zu These III der Tagesordnung führt Herr Amtsgerich tsrath Jastrow aus: 
Eigenhändig sei höchst persönlich; § 126 B. G. B. schliesse daher die Leistung der 
Unterschrift durch einen Stellvertreter aus. Bei entgegengesetzter Auflassung wäre 
das Wort ^eigenhändig'' im § 126 entbehrlich. 

Herrn Senatspräsident Kindel, der die Frage erörtert, ob ein BevoUmächtigter, 
der für einen Dritten einen Vertrag schliesse, mit dem Namen des Geschäftsherrn 
unterzeichnen müsse, oder auch mit seinem eigenen Namen unterzeichnen könne, er- 
widert er, dass die Frage hier nicht interessire; denn Vertragsabschluss durch einen 
Dritten sei etwas ganz anderes als Leistung der Unterschrift durch einen Dritten. 
Gewiss könne man auch letztere Verrichtung einem Dritten nach § 662 B. G. B. über- 
tragen, § 126 schliesse dies aber durch den Ausdruck „eigenhändig'' aus. 

Geheimer Oberjustizrath Vierhaus macht darauf aufmerksam, dass nach 
H. G. B. der Procnrist und Handelsbevollmächtigte auch nicht ohne Weiteres die Firma 
zeichnen dürften, sondern nur mit einem die Procura bezw. das Vollmachtverhältniss 
andeutenden Zusatz. 

Herr Rechtsanwalt Neumann entgegnet, dass doch immerhin der Procurist und 
HandelsbevoUmächtigte die Firma zeicknen dürfe. Was dem H. G. B. billig, müsse 
dem B. G. B. recht sein. Die Unterschriftsgebung sei kein Rechtsgeschäft, sondern eine 
Uechtshandlung. Auf die Rechtshandlung seien die Vorschiiften über die Vollmacht 
analog anzuwenden. 

Herr Senatspräsident Kindel hält die Unterschriftsgebung für eine Willens- 
erklärung und glaubt um deswillen den § 164 B. G. B. anwenden zu können. 

Herr Amtsgerich tsrath Jastrow bestreitet nicht, dass die Unterschriftsabgabe 
im Allgemeinen durch einen Dritten erfolgen könne. § 126 B. G. B. schliesse aber 
jede Stellvertretung durch das Wort „eigenhändig" aus. 

Wegen vorgerückter Zeit wurde von einer Erörterung der weiteren, auf der 
Tagesordnung stehenden Thesen Abstand genommen. 



Vierhaus. Dr. Riedel. 
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338. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt den 23. Juni 1900 im Flora - Etablissement zu Charlottenbarg. 



Der Vorsitzende begrüsst nach Eröffnung der Sitzong als neues Mitglied: 
Dr. jor. Frftulein Baschke. 

Er berichtete darauf, dass der Vorstand dem langjährigen Mitgliede und früheren 
stellvertretenden Vorsitzenden der Gesellschaft, Herrn Geheimen Justitzrath Dr. Lesse 
zu seinem 50jährigen Dienstjubiläum eine Glttckwunschadresse überreicht hat, und 
verliest das Dankschreiben des Jubilars. 

Demnächst sprach Herr Professor Dr. Rudolf Stammler aus Halle a. S. über: 

„Die Grenzen der Vertragsfreiheit nach bürgerlichem Rechte*. 

Derselbe führte etwa Folgendes aus: 

Der bestehenden Gesellschaftsordnung liegt das Prinzip der Vertragsfreiheit zu 
Grunde. Die Technik unseres socialen Lebens ist hierbei diese : dass die Gesetzgebung 
den Rechtsangehöri^en Möglichkeiten zu Sonderyerbindungen unter einander 
gewährt, in deren Eingehung, Durchführung und Wiederauflösung die Bewegung des 
gesellschaftlichen Zusammenwirkens sich vollzieht. Indem nur vorsichtig die Regelung 
der socialen Wirthschaft von Centralpunkten des Rechts aus in directen Befehlen an 
die Unterthanen einsetzt, wird vielmehr im Durchschnitt es den Einzelnen frei über- 
lassen, ihren Beitrag zu dem socialen Emährungs- und Ausbildungsprozess in privatem 
Vorgehen und nach persönlichem Entschliessen zu liefern. Und wenn sie sich ent- 
schlossen haben, so zwingt sie dann das Recht zur Einhaltung ihres Wortes: Uti 
llngua nuncupanit vel leganit, ita ins esto. 

Da entsteht für die Rechtsordnung die Gefahr, durch blosse Sanctionirung des 
Einzelwillens gerade in diesem Falle mit ihrem ganzen Ziele überhaupt in Widerspruch 
zu gerathen. Denn das Wesen des Rechtes ist sachlich dieses, dass es sei ein Zwangs- 
versuch zum Richtigen. Wtlrde schrankenlos das subjective Verfügen des Einzelnen 
anerkannt, so würde jede Gewähr, dass man jenes Gesammtziel noch verfolge, fehlen. 
So kommt das Recht zu Begrenzungen der Freiheit der Verträge und Rechtsgeschäfte 
überhaupt. 

Wenn das Recht Anlass hat, auf seine genannte Aufgabe sich zu besinnen, so 
stehen ihm zwei Wege zur Verfügung. Entweder giebt es selbst in allgemeiner Weise, 
zwingend gefasst, an, wie es in kommenden Fällen gehalten werden soll; oder es 
verweist das richtende Urtheil darauf, selbst zu suchen und zu finden, was im Sinne 
und Geiste des Rechtes überall das Richtige sei. In unserer Frage tritt dies in der 
Zweitheilung hervor, dass ein Rechtsgeschäft unzulässig sein kann, weil es gegen 
gesetzliches Verbot (134) oder weil es gegen die guten Sitten (138) verstösst. 

Zuvor zwei Bemerkungen: 

Es kommt hier auf den Inhalt des Rechtsgeschäfts an, auf die von ihm 
beabsichtigten Folgen. Dagegen nicht auf die Entstehung; fehlerhafte Beweggründe, 
wie Zwang, Betrug, Irrthum im Motiv, bleiben jetzt bei Seite. 

Und es ist zwischen Unzulässigkeit eines Geschäftes im Ganzen und zwischen 
zwingenden Einzel folgen einer sonst gültigen Willenserklärung zu scheiden. Für 
letztere dienen als wichtige Beispiele: 276,2; 419,3 (cf. 1088; 2382); 723,3 (cf. 749,3); 
vertragsmässiger Ausschluss des ehelichen Gemeinschaftslebens u. v. a. m. 

Im Uebrigen finden sich die zu besprechenden Begrenzungen sowohl bei 
Verträgen, als auch bei einseitigen Rechtsgeschäften, vgl. für die letzteren z. B. 795,3, 
2471, 2263. 
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1. Rechtsgeschäfte gegen gesetzliches Verbot. Drei Möglichkeiten: 

a) Unmittelbare Fassung dnrch das Gesetz selbst. In vielen Anwendungen 
zerstreut. Hervorzuheben: 138,2, 248, 310 u. 312; vielfältige Cessions- und Veräusserungs- 
verböte (vgl. auch 1229), 1714, 2302. Abweichend vom A. L. R. 2,1 § 113, jetzt 
G. B. 1297,2. Vgl. auch A. L. R. I, 4 § 14, u. I, 5 § 85, aufgehoben durch A. G. 89, 
im G. B. aber gar nicht berührt. — Manchmal Unzulässigkeit eines Geschäftes nur 
bei besonderen Beredungen; so 925, 1019, 1433. 

Ueber die Folgen vgl. 134, 309, 795,3. (Hierher würde auch die Lehre von den 
Umgehungsgeschäften [in fraudem legis] gehören). 

b) Verstoss gegen Strafgesesetze. Aus diesem Grunde sind Rechtsgeschäfte 
unzulässig, die auf Herbeiführung einer mit Strafe bedrohten Handlung gerichtet sind. 
Entweder durch Versprechen der Leistung, damit der Andere ein Delict begehe, 
möglicherweise mittelbar durch Verzicht auf etwaigen Schadensersatzauspruch, oder 
das Versprechen, ihn wegen Strafe und Kosten freizuhalten; oder auch durch Verbinden 
zu einer gemeinsam zu begehenden strafbaren Handlung (vgl. z.B. R.G.Civ.S.39, S. 268). 

Verschieden sind die Fälle, in denen eine an und für sich nicht zu beanstandende 
Leistung und wegen besonderer begleitender Umstände zu einer Strafe führt, 
z. B. Kauf während der Sonntagsruhe. Veräusserung gegen St. G. B. 268. Es muss also 
das unzulässige Geschäft die straf recntlich verbotene That als Leistungsinhalt in sich 
aufnehmen. 

c) Verbot durch Aufstellung zwingender Einrichtungen, denen private Geschäfte 
nicht widersprechen sollen. So Beredangen, eine Ehescheidung durch Angabe unwahrer 
Thatsachen herbeizuführen, oder Verlobung eines Ehegatten mit einem Dritten. 
Zweifelhaft sind zwingende Bezugsversprechungen, z. B. Bierabnehmererträge; gegen 
die G. O. Verstössen sie nicht iiothwendig, auch nicht gegen G. 0. 8 oder 10; also nur 
unzulässig, soweit sie als unkündbar aufgelegt wurden. 

Oft verhandelt die sog. Schweigegekler. Zulässig im Civilrecht, z. B. Ver- 
schweigen einer Schwängerung (so lange nicht ein Unbetheiligter unwahr angegeben 
werden soll). Fraglich bei strafrechtlichen Vorgehen, besonders Antrag^delicten. "Eb 
ist zu scheiden, je nachdem das Antragsrecht im persönlichen Interesse des Berechtigten 
verliehen ist oder von ihm für Andere objektiv ausgeübt werden soll (z. B. St. G. B. 182); 
im letzten Falle Versprechen von Schweigegeldern nicht verbindlich, weil die Absicht 
des Gesetzes, objective Fürsorge zu erhalten, dadurch vereitelt oder doch gefährdet 
wird. Analog bei jeder Bezahlung einer vormundschaftlichen Person für eine bestimmte 
Bethätignng ihrer Fürsorge. 

2 Rechtsgeschäfte gegen die guten Sitten. Die damit angerufene Instanz ist 
zweifelhaft. Unrichtig ist, oass das ^ freie '^ oder „persönliche*' Ermessen des Richters 
zu entscheiden habe, womit das Problem nur beiseite geschoben würde. In der That 
hat der Richter sein Urtheil überzeugend zu begründen, also auf einen objectiven 
Maassstab zurückzuführen. Auch kann man nicht die Rechtsunterworfenen anweisen, 
sich so zu verhalten, wie hinterher das freie, persönliche Ermessen des Richters 
entscheiden werde. 

Auch auf die „im Volke herrschenden* Anschauungen kann es nicht gestellt 
werden. Sie dürften kaum als sichere Obersätze für die Judicatur festgestellt werden 
können und können, soweit es möglich wäre, eine Prüfung, ob es wirklich »gute"* 
Sitten wären, nicht entbehren. 

Endlich geben die Lehren der Ethik keine erschöpfende Auskunft für unsere 
Frage. Sie gehen auf Regelung der Gesinnung, nicht des äusseren Verhaltens, wie das 
Recht, und gebieten einseitig dem Pflichtigen, ohne Gewähr der Gegenseitigkeit. Um 
das richtige Verhalten im Rechte zu finden, bedarf es also einer eigenen fjiwägung, 
der man sich durch blosse Verweisung auf Lehren der Sittlichkeit nicht entziehen kann. 

Da nun der dem Rechte eigene oberste Gedanke der ist, dass eine Gemeinschaft 
frei wollender Menschen als Idee einer jeden rechtlichen Gesetzgebung richtend vor- 
schwebe, so ergiebt sich für das hier behandelte Problem der Grundsatz, dass nicht 
durch ein Rechtsgeschäft der Inhalt des Wollens des Einen der unbegrenzten Willkür 
eines Anderen ausgeliefert werden darf. Das Gegenteil, als Sitte gedacht, würde 
nicht gut sein. 

Ein Anheimfallen an die unbedingte Willkür Jemandes kann in der Weise 

geschehen, dass der Eine dem Andern leisten soll, aber auch dahin, dass sie sich ver- 
inden, um Dritte in jene Lage zu bringen. Und es ist überall möglich, dass es sich 
dabei um positives Thun oder um Unterlassen des Unterworfenen handelt. 
Für die Kasuistik sind danach folgende Geschäftstjpen zu beachten: 
a) Leisten mit der eigenen Person in schrankenloser Hingabe: Sklaven und ihnen 
gleichkommende Verhältnisse (vgl. Reichstag v. 11. 3. 99); Shylock u. dgl. (dagegen 
nicht Ammenvertrag an und für sich, — s, aber b). Vor Allem sexuelle Unzucht, 
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wobei der Mensch in der Hingabe an den anderen Theil sich zur Sache macht (ohne 
durch dessen wechselseitige Hingabe, wie nur in der Ehe möglich, sich selbst zurück- 
zugewinnen). — Schwierigkeiten beim Verkaufen oder Vermiethen eines Bordells. Es 
ist zu sagen: Ungültig, sobald in der Leistung des Verkäufers oder Vermiethers ein 
zu jenem taugliches Object geliefert werden soll und der Preis mit Rücksicht auf 
diesen Leistungsinhalt bestimmt wurde (SeuflF. Areh. 46 No. 179; 49 No. 238). 

Unzulässigkeit kann auch durch geistige Bindung geschaffen werden. Beispiele: 
Religionswechsel als Geschäftsinhalt, Pflicht, Priester zu werden oder zu bleiben etc. 

b) Leistung mit dritten Personen, die dem Versprechenden vom Rechte unter 
Kontrolle anvertraut sind und die er nun dem Belieben eines Dritten anszuantworten 
versucht. So besonders Verträge über Erziehung von Kindern. 

c) Vermögensausbeutung. Es ist streitig, ob vor dem Wuchergesetz von 1880 
und ohne dieses wucherische Geschäfte ungültig seien. Zweifellos kann es sein, wenn 
die ganze Vermögenslage Jemandes durch die Ausbeutung sich so gestaltet, dass er 
nach diesem Vertrag nur noch dienendes und verdienendes Werkzeug für Jenen ist. 
Aber es kann auch in der besonderen Lage des einzelnen Falles der obige allgemeine 
Gesichtspunkt Platz greifen, so dass G. B. 188, 2 in der That nur ein Beispiel ist, 
das auch ausserhalb der gegenseitigen Verträge vorkommen könnte. 

d) Der Unterworfene soll zu einem Unterlassen einer ihm an sich frei zustehenden 
Bethätigung gebracht werden. 

So ist unzulässig Verzicht auf seine Handlungsfllhigkeit und private Entmündigung 
durch Vertrag. Dahin gehört die viel besprochene Frage von der Concurrenzklausel, 
bei der die einzelnen Fälle nach dem Merkmale etwaiger unbedingter Unterwerfung 
des einen Theiles beurtheilt werden müssen (vgl. H. G. B. 74). Ferner die Frage mit 
den pacta de non licitando (vgl. R. G. 32, S. 260, dagegen anders im Thatbestande 
18, S. 219). 

Namentlich hat die moderne sociale Bewegung praktische Fragen solcher Art 
bei den Kartellen, dem Boykott und den Koalitionsverboten geschaffen. Sie sind 
dem vorhin entwickelten Grundsatze zu unterstellen und dahin zu beobachten, dass 
möglicher Weise sowohl der eine Vertragschi iessende dadurch in seinem Vorgehen 
und socialen Wollen der betreffenden Richtung sich unbegrenzt in die Hand des 
Anderen giebt, oder auch, dass sich zwei verbinden, um einen Dritten dahin zu bringen. 

Eine Discussion schloss sich an den Vortrag nicht an. Der Vorsitzende schloss 
die Sitzung. 



Dr. Koch. Dr. Seligsohn. 
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339. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 13. October 1900, im Grand Hotel de Rome. 



Der Vorsitzende eröffnete die Sitzung mit der Mittheilang, das» er unserem lang- 
jährigen Mitgliede, Herrn Geh. Justisrath Dr. Wilke zu dem Tage, an welchem er vor 
50 Ji^iren in den Staatsdienst getreten, die Glückwünsche der Gesellschaft übermittelt 
and dieser dafür gedankt habe. Demnächst begrüsste er als neue Mitglieder die Herren: 

Geh. Oberjustizrath Günther, 

ELammer^erichtsrath Kiehl, 

Landgenchtsrath Plessner, 

Staatsanwaltschaf tsrath Wa g n e r , 

Justizrath Stern I, 

Referendar Dr. EUstfttter. 
Sodann ergriS Herr Geh. Justizrath Professor Dr. von Liszt das Wort zu 
nachstehendem Vortrage über: 

yDas gewerbsmässige Verbrechen^. 

Meine Herren! Rascher und leichter als wohl die meisten unter uns es erwarten zu 
dürfen glaubten, hat sich die Aufnahme des neuen bürgerlichen Rechtes mit allen seinen 
weitverzweigten und vielverschlungenen reiche- und landesrechtlichen Verästelungen 
vollzogen : ein glänzender Beweis für die in der Geschichte des Rechts bisher unerreichte 
Leistnngskraft des deutschen Juristenstandes. 

Damit ist die Bahn frei geworden für die längst begehrte, immer wieder hinaus- 
geschobene Umgestaltung unserer Strafgesetzgebung; ist die Hoffnung neu 
erwacht, dass es doch noch in den ersten Jahren des 20. Jahrhunderts gelingen werde, 
an Stelle des einem vergangenen Zeitalter, einem fremden Volksgeiste entsprungenen 
Code p^nal, dessen Reception zuerst in Preussen, dann in dem neubegründeten Deutschen 
Reiche eine Blüthezeit legislativen Schaffens jäh unterbrochen hat, ein neues Straf- 
gesetzbuch zu setzen, das den Bedürfnissen des heutigen Rechtslebens und dem 
Rechtsbewusstsein des deutschen Volkes entspricht. 

Die strafrechtlichen Reformfragen, bis in die jüngsten Tage hinein nur in den 
engeren Fachkreisen erwogen und berathen, dürfen heute wieder allgemeines Interesse 
für sich in Anspruch nehmen. Darin liegt die Rechtfertigung für die Wahl meines 
Themas, für dessen nüchterne, rein sachliche, auf alles rhetoriscne Beiwerk verzichtende 
Behandlung ich mir Ihre freundliche Aufmerksamkeit erbitte. 

Auf zwei Hauptforderungen lässt sich das von mir und meinen Freunden 
aufgestellte kriminalpotitische Programm zurückführen: 

1. Erziehende Behandlung der Besserungsfähigen und 

2. Sicherung der Gesellschaft gegenüber den unverbesserlichen und 
gemeingefährlichen Verbrechern. 

Ob man diese sichernden und jene bessernden Maassnahmen als Strafen im tech- 
nischen Sinne des Wortes bezeichnen und behandeln will oder nicht, ist zwar von 
grossem wissenschaftlichen Interesse, aber von ganz geringer legislativer Bedeutung. 
Zwischen den beiden Gruppen der zu bessernden und der unverbesserlichen Verbrecher 
liegt das weite Gebiet der Fälle, in denen die Aufgabe der Strafe in der Bewährung 
des Rechtes sich erschöpft, in denen es sich lediglich darum handelt, dem Verbrecher 
die Macht der von ihm übertretenen Rechtsordnung eindringlich zu Gemüth zu führen; 
das Gebiet, das wir, wie ich an anderer Stelle ausgeführt habe, bei dem legislativen 
Compromiss zwischen den Anhängern der alten und der neuen Richtung, ohne welches 
eine Reform unserer Strafgesetzgebung überhaupt unmöglich ist, nnsem Gegnern zu 
überlassen bereit sind; auf dem die bisher unsere Strafgesetzgebung beherrschenden 
Grundgedanken auch fernerhin im wesentlichen in Geltung bleiben können; auf dem 
wie bisher Art und Maass der Strafe bestimmt werden mag nach der objectiven Schwere 
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der That. Au jenen beiden Hauptforderungen aber müssen wir unbedingt festhalten; 
und jeder Entwurf eines Strafgesetzbuches, der uns ihre Erfüllung versagt, würde dem 
entschiedensten und nachhaltigsten Widerstand von unserer Seite begegnen und, wenn 
ich über das Verhältniss der lebendigen Kräfte mich nicht täusche, an diesem Wider- 
stände scheitern. 

Von diesen beiden Hauptforderungen hat die erste in wenigen Jahren die fast 
allgemeine Zustimmung sich errungen. Auf einem von dieser Forderung umfassten, 
ausserhalb der Strafgesetzgebung gelegenen, aber überaus wichtigen Gebiete haben wir 
einen entscheidenden Sieg davongetragen. Nach hartem Kampf, in dem die von der 
Internationalen kriminalistischen Vereinigung ausgearbeiteten Vorschläge bei dem 
Centralausschuss für innere Mission und dem allgemeinen deutschen Lehrerverein, bei 
den sprossen Gefängnissgesellschaften in Sachsen und am Rhein, bei Regierungspräsidenten 
und Xandesrätben, bei Männern und Frauen aller Richtungen und in allen Lebens- 
stellungen warme und thatkräftige Unterstützung gefunden hatten, ist es uns gelungen, 
die gegenwärtige Fassung des Artikels 135 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz- 
buch durchzusetzen und damit die bestehenden Landesgesetze über die Fürsorgeerziehung 
Verwahrlqster vor der ihnen drohenden Aufhebung zu retten, sowie für neue Landes- 
gesetze die reichsrechtliche Grundlage zu schaffen. In Preassen ist das Gesetz vom 
2. Juli 1900 der Erfolg unserer Bemühungen. Was noch weiter, insbesondere innerhalb 
der Strafgesetzgebung selbst, angestrebt und erreicht werden muss, damit unsere erste 
Hauptforderung zur vollen Erfüllung gelange: die Heraufsetzung der Strafmündigkeits- 
grenze auf das 14. Lebensjahr, die Umgestaltung des Strafensystems für jugendliche 
Verbrecher, die Behandlung der jüngeren unter den erstmals verurtheilten Er- 
wachsenen u. 8. w. — das liegt ausserhalb des Kreises meiner heutigen Erörterungen. 

Anders steht es mit der zweiten unserer beiden Hauptforderungen: der Sicherung 
der Gesellschaft gegenüber den unverbesserlichen und gemeingefährlichen 
Verbrechern. Hier ist die Herrschaft der „klassischen** Anschauung, die in rein 
materieller, äusserlicher, mechanischer Weise nur den Ei folg der That, nicht aber die 
Gesinnung des Thäters berücksichtigt, noch nicht überwunden, der Widerstand gegen 
die neuere Auffassung, die einer unserer Gegner, van Calker, als „übertriebene 
Ethisirung des Straf rechts*' getadelt hat, noch nicht gebrochen. 

Diese zweite Hauptforderung soll uns heute beschäftigen. 

Aber nicht das ganze Gebiet des unverbesserlichen Verorecherthums will ich heute 
ins Auge fassen; sondern nur einen, allerdings hochwichtigen Theil desselben: das 
gewerosmässige Verbrecherthum. 

Die Nothwendigkeit, dieses Theilgebiet aus dem Gesammtgebiet auszuscheiden, 
muss ich in um so schärferer Weise betonen, als die Ausscheidung der Litteratur, der 
Statistik, ja auch den Gesetzentwürfen der Schweiz und Norwegens fremd geblieben ist. 

Die Reichskriminalstatistik kennt und berücksichtigt nur die wiederholt Rück- 
fälligen. Und mit voller Klarheit und Bestimmtheit bezeichnet die von- Geheimrath 
Kronne in den unter dem preussischen Ministerium des Innern stehenden Strafanstalten 
eingeführte verdienstliche Zählung als „Berufsverbrecher*' „diejenigen Elemente, 
von welchen man sich nicht nur vereinzelter, wenn auch wiederholter Verstösse gegen 
die Rechtsordnung, sondern eines andauernden Verhaltens von der Art zu versehen hat, 
dass ihre ganze Existenz als eine antisociale, gemeinschädliche angesehen werden maas." 
Und doch dürfte es klar sein, dass es zahlreiche Fälle giebt, in denen die immer aufs 
Nene wiederholte Begehung strafbarer Handlungen der Ausfluss eines tiefgewurzelten 
und unausrottbar gewordenen verbrecherischen Hanges ist, ohne dass dabei die für 
das gewerbsmässige Verbrechen charakteristische Erwerbsabsicht eine Rolle spielt. Ich 
erinnere an die verschiedenen Gewaltthätigkeits- und Rohheitsverbrechen, an Messer- 
stechereien und Unzucht mit Kindern, an Widerstand gegen die Staatsgewalt u. s. w. 
Es ist irreführend, hier von einem „Berufsverbrecherthum" zusprechen; und völlig 
verfehlt, diese Fälle mit dem „gewerbsmässigen Verbrechen- identiiiciren zu wollen. 
Indem der Theil für das Ganze genommen, die Untergruppe der gewerbsmässigen Ver- 
brecher mit der Gesammtgruppe der Unverbesserlichen vertauscht wird, schleicht sich 
in die Berechnungen der Kriminalstatistik wie in die Vorschläge der Gesetzentwürfe 
ein nach den verschiedensten Richtungen hin verhängnissvoller Fehler ein, an dessen 
Ausschaltung mir bei meinen Ausführungen sehr viel gelegen ist. 



Diese meine Ausführungen werden in vier recht ungleiche Theile zerfallen. Der 
erste Theil soll die gegenwärtige Gestaltung des gewerbsmässigen Verbrechens; der 
zweite seine Behandlung im geltenden Recht darstellen; der dritte wird sich mit den 
Ergebnissen beschäftigen, die der gegenwärtige Zustand unserer Gesetzgebung erzeugt 
hat; der vierte die Forderungen entwickeln, die aus den Lebensbedürfnissen heraus an 
den Gesetzgeber der Zukunft gestellt werden müssen. 
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Vorerst aber seien wenige Worte dem Begriff des gewerbsmässigen Ver- 
brechens gewidmet. 

Ich nehme das Wort im sociologischen Sinne und spreche von gewerbs- 
mässigem Verbrechen dann, wenn die wiederholte Begehune strafbarer Hand- 
langen nach der Absicht desThäters die ansschliessliche oder doch über- 
wiegende Erwerbsquelle bilden soll. 

In dieser Begriffsbestimmung bedürfen drei Punkte einer kurzen Erläuterung. 

a) Das gewerbsmässige Verbrechen ist verschieden von dem aus 
Gewinnsucht begangenen Einzelverbrechen, mag auch vielleicht durch dieses 
mit einem Schlage, wie etwa bei der Ermordung eines Zwischenerben, ein ganz 
bedeutendes Vermögen erworben werden. Die Unterscheidung ist jedem Juristen 
geläufig. Wenn ich etwa bei günstiger Gelegenheit aus meinem Familien besitz ein 
werthvolles Oelgemälde um theures Geld verkaufe, so bin ich darum noch lange kein 
Bilderhändler. Hierher gehören auch diejenigen Fälle, in denen innerhalb eines 
rechtmässigen Gewerbebetriebes strafbare Handlungen, wenn auch nicht gewerbs- 
mässig, vorgenommen werden. So wird in § 25 unsers Urheberrech tgesetzes von 1870 
„das gewerbsmässige Verbreiten von Nachdrucksexemplaren^ von Litteratur wie Recht- 
sprechung ganz überwiegend nicht im technischen Sinne genommen, sondern als gleich- 
bedeutend mit „innerhalb eines Gewerbebetriebes** aufgefasst. Schon dieser mnweis 
genügt, um zu zeigen, dass die an sich so einfache und klare Unterscheidung dem 
Stra^esetzgeber nicht überall geläufig ist. 

b) Die Begehung strafbarer Handlungen muss die ausschliessliche oder 
doch überwiegende Erwerbsquelle bilden. 

Wenn diese Erwerbsquelle hinter den rechtmässigen Quellen des Lebensunterhalts 
in den Hintergrund tritt, wenn das Dienstmädchen etwa wiederholt beim Einkauf die 
Herrschaft betrügt, der Raufmann in seinem Geschäft falsches Maass und Gewicht 
verwendet — so gehört nach meiner Auffassung der Thäter nicht zu jenen „antisocialen 
Existenzen^, die ein besonders geartetes und besonders kräftiges Eingreifen des Straf- 
gesetzes erfordern. Ich gebe aber gern zu, dass nicht nur die Abgrenzung im Einzel- 
fall schwierig werden kann, sondern dass die Beschränkung auf die Fälle einer aus- 
schliesslichen oder vorwiegenden Erwerbsquelle an sich und grundsätzlich nicht 
unbedenklich ist. 

e) Mit voller Bestimmtheit dagegen und in bewusster Abweichung von dem im 
geltenden Recht anerkannten Begriff begnüge ich mich mit der wiederholten 
Begehung von strafbaren Handlungen überhaupt, ohne die wiederholte Be- 
gehung desselben Verbrechens zu verlangen. Wenn das Strafgesetzbuch den gewerbs- 
mässigen Wucher, die gewerbsmässige Hehlerei bestraft, so können nur solche 
Handlungen zur Einheit des gewerbsmässigen Verbrechens zusammengefasst werden, 
die unter denselben Delictsbegriff fallen. Aber diese Einschränkung widerspricht 
der thatsächlichen Gestaltung der Dinge und damit den Bedürfnissen des Rechtslebens; 
mag auch innerhalb des gewerbsmässigen Verbrechens die Ausbildung des Speciab'sten- 
thums noch so weit vorgeschritten sein: stets wird es, insbesondere auf dem Gebiete 
der Täuschung, zahlreiche Fälle geben, in denen die mehreren gewerbsmässig vor- 
genommenen Handlungen des Thäters nicht unter denselben, sondern unter ver- 
schiedene Paragraphen des Strafgesetzbuches fallen. Ich lege auf diesen Punkt 
besonderes Gewicht. 

I. Die heutige Gestaltung des gewerbsmä^tsigeii Verbrechertlinms. 

Die Geschichte des gewerbsmässigen Verbrech erthums, in der wir verschiedene 
scharf von einander sich abhebende Abschnitte unterscheiden können, bestätigt uns 
die von vornherein sich aufdrängende Annahme, dass die Gestaltung des gewerbs- 
mässigen Verbrechens bedingt und bestimmt wird durch die wechselnde Gestaltung 
der jeweils gegebenen gesellschaftlichen Verhältnisse. Und wenn das gewerbsmässige 
Verbrechen unsrer Tage sich wesentlich unterscheidet von dem gewerbsmässigen Ver- 
brechen der unmittelbar vorangegangenen Epoche, so muss unsre Strafgesetzgebung, 
die in ihrer ganzen Anlage, wie in ihren einzelnen hier maassgebenden Bestimmungen 
noch jener früheren Epoche entstammt, im Kampfe gegen das gewerbsmässige Ver- 
brechen unsrer Tage nothwendig ohnmächtig bleiben. 

Es ist nun aber eine bekannte, oft genug in der Litteratur hervorgehobene 
Thatsache, dass der Unterschied zwischen dem gewerbsmässigen Verbrechen, wie es 
uns heute in ausgeprägter Gestalt entgegentritt, und dem gewerbsmässigen Verbrechen 
zur Zeit, als der code p^nal entstand, auch bei oberflächlichster Betrachtung auffallend 
in die Augen springt, und das innerste Wesen jener socialpathologischen Erscheinung 
ergreift. Das gewerbsmässige Verbrechen jener Tage charakterisirt sich durch die 
Räuberbanden, die im Ausgang des 18. und in den ersten Jahrzehnten des 
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19. Jahrhunderts insbesondere die beiden Ufer des mittleren und unteren Rheins 
unsicher machten; die durch Blutsverwandtschaft und Schwägerschaft zusammen- 
gehalten, mehrere Generationen umfassend, in Stämme und Gruppen mit wechselndem 
Mittelpunkt, wechselndem Namen, wechselndem Schauplatz sich theilten, ohne den 
innem Zusammenhang miteinander zu verlieren; die, mit Waffen aller Art versehen, 
den „Rennbaum^ zur Zerstörung von Mauern und Thoren mit sieh fahrend, auf ihre 
Raubzüge ausrückten, sengend, plündernd, mordend, schändend; die, begünstigt durch 
die kriegerischen Ereignisse der Zeit, durch die fortwährende Verschiebuafi; der Landes- 

Srenzen, durch die Erschütterung der überlieferten Staatsgewalten, durch die Eifersacht 
er aneinandergrenzenden Gebiete, den Bürgern, der Polizei, der bewaffiieten Macht 
förmliche Schlachten lieferten; die noch, nachdem um die Wende der beiden Jahr- 
hunderte ihre Hauptmacht zersprengt war, auf dem rechten Rheinufer, im Speasard 
und im Odenwald, auf dem Vogelsberg und in der Wetterau ihr Unwesen trieben; und 
die erst dann vernichtet werden konnten, als der Friede wieder heimgekehrt war, die 
erstarkende Staatsgewalt im Innem der Länder Ordnung schuf und die betheiligten 
Staaten zu gemeinsamer Abwehr sich zusammenschlössen. 

Diese Räuberbanden sind verschwunden. Der Raub ist nicht mehr die 
typische Form des gewerbsmässigen Verbrechens; und die alten, durch 
Blutsverwandtschaft und Schwägerschaft zusammengehaltenen Banden 
existiren nicht mehr. Wo wir heute noch bei Diebstahl, Betrug, Falschmünzerei, 
Schmuggel u. s. w. bandenmässige Begehung finden, handelt es sich am lose Ver- 
bindungen, meist der zufälligen Bekanntschaft in den Strafanstalten entstammend, für 
bestimmte einzelne Zwecke eingegangen, ohne festen dauernden Zusammenhalt. Das 
gewerbsmässige Verbrechen ist keine geschlossene Zunft mehr, in die 
man hineingeboren wird oder einheiratnet, sondern ein freies Gewerbe, 
das Jedem o^ensteht. 

Der gewerbsmässige Raub hat heute seine dominirende Bedeutung verloren. 
Andre Formen des gewerbsmässigen Verbrechens sind an seine Stelle getreten. 

Innerhalb des gewerbsmässigen Verbrechens unsrer Ta^e möchte ich vier 
Gruppen unterscheiden, die aber für meine heutigen Zwecke m ganz verschiedener 
Weise in Betracht kommen. 

1. Die breite Unterschicht des gewerbsmässigen Verbrechens wird gebildet durch 
das Heer der Bettler und Landstreicher. Für meine heutigen Betrachtungen 
scheiden sie völlig aus. Denn eine zielbewusste strafrechtliche Bekämpfung der 
Arbeitsscheuen ist erst möglich, wenn nicht nur dem Arbeitsunfähigen der 
noth wendige LebeuHunterhalt gesichert, sondern auch dem Arbeitswilligen das Recht 
auf Arbeit gewährleistet ist. 

2. In einzelnen, glücklicherweise seltenen Fällen spielt auch heute noch die 
Gewalt gegen die Person als Mittel des gewerbsmässigen Verbrechens ihre Rolle. 
Hierher gehört, abgesehen von dem ab und zu noch vorkommenden gewerbsmässigen 
Raub insbesondere die gewerbsmässige Tod tun g: Die Frauenanschleicher (wie Dick- 
hoff), die Dienstmädchenmörder (Schenk und Schlossareck , Buntrock und Erbe, 
Franz Schneider und Frau), die Engelmacherinnen. Daran schliesst sich die Abtreibung 
der Leibesfrucht. Aber auch diese Fälle kann ich hier bei Seite lassen, da ja die 
Straf drohungen des geltenden Rechtes gegen die nicht gewerbsmässige Begehung 
dieser Delicto kraft ihrer Spannweite völlig ausreichen, um auch die gewerbsmässige 
Begehung genügend zu treffen und der Gesellschaft den Schutz zu gewähren, auf den 
sie Anspruch machen kann. 

3. Die beiden Hauptformen des heutigen gewerbsmässigen Ver- 
brechens sind der Diebstahl und der Betrug, vom Taschendieb bis zum Bank- 
brecher, vom ßettelbetrüger bis zum Hochstapler. Um diese beiden Begriffe gruppirt 
sich aber eine ganze Reihe von andern Verbrechen, die juristisch von jenen und unter- 
einander scharf getrennt, sociologisch mit ihnen und unter sich auf das Engste 
zusammenhängen und vielfach ineinander übergehen: Untreue und Unterschlagung, 
betrügerischer Meineid und Versicherungsbetrug, die Fälschung von Banknoten, 
Urkunden, Waaren aller Art, der unlautere Wettbewerb, der betrügerische Bankrott^ 
Schmuggel und Hehlerei u. s. w. 

Dabei möchte ich allerdings ausdrücklich betonen, dass die beiden Typen, der 
Diebstahl einerseits und der Betrug anderseits, ganz verschiedene sociale Bedeutung 
haben. Der Betrüger steht social höher als der Dieb und bewegt sich in einer andern 
Umgebung als dieser. Der Diebstahl ist das Delict des vierten Standes, der Betrag 
das des dritten; der Betrug setzt beim Thäter eine gewisse geistige Ueberleeenhei^ 
bei der Umgebung eine gewisse culturelle Entwicklung voraus. Daher das verstmiedene 
Verhalten von Diebstahl und Betrug in den Zahlenreihen der Criminal Statistik: Der 
Diebstahl beherrscht die culturell zurückgebliebenen, mit slavischen Elementen mehr 
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oder weniger stark darcbsetzten Gebiete des preustsischen Ostens, während der Betrug 
seinen Haupt^itz im deutschen Südwesten hat; beim Diebstahl sind die Katholiken, 
beim Betrug die Juden und nach ihnen die Evangelischen in erster Linie betheiligt; 
bei günstiger wirthschaftlicher Lage sinken die Diebstahlziffem, während die des 
Betruges in die Höhe gehen u. s. w. 

Dieses Terschiedene sociologische Verhalten von Diebstahl und Betrug ist nach 
den verschiedensten Richtungen hin von Bedeutung. Es lehrt uns insbesondere, wie 
gefährlich es ist, wenn der Statistiker mit der grossen Grunpe der „Vermögens- 
yerbrechen^ arbeitet, ohne sich in jedem Augenblick der Thatsache bewusst zu bleiben, 
daas diese Gruppe sich aus heterogenen Untergruppen von verschiedener sociologischer 
Bedeutung zusammensetzt. 

Aber trotz dieser Verschiedenheit weisen die beiden Typen die 
charakteristischen Eigenthümlichkeiten des gewerbsmässigen Ver- 
brechens auf. 

a) Ich rechne dazu in erster Linie die berufsmässig ausgebildete Technik. 
Neben den von Alters her überlieferten, schon in den Quellen des 15. Jahrhunderts 
geschilderten Triks, die trotz ihrer manchmal verblüffenden Einfachheit gelernt und 
geübt werden müssen, finden wir die planmässige Verwerthung der modernsten Ent- 
deckungen und Erfindungen: dem Sauerstoff'gebläse und der Stichflamme des amerika- 
nischen Bankbrechers hält kein diebessicherer Schrank auf die Dauer stand; die mit 
künstlerischer Vollendung hergestellten Fälschungen von Alterthümem dringen in die 
Sammlungen der vorsichtigsten Fachkenner ein; die nachgemachten russischen Rubel 
täuschen das Auge des gewiegtesten Bankbeamten. Mit der Entwicklung der Technik 
geht die Ausbildung des Special istenthums Hand in Hand. Im Allgemeinen bleibt 
der gewerbsmässige Verbrecher am liebsten bei der bewährten Arbeitsmethode, die er 
jahrelang geübt und in der er die Meisterschaft erlangt hat. Doch darf die Bedeutung 
dieses Specialistenthums nicht überschätzt werden. Bei günstiger Gelegenheit wird 
der Streif zug in benachbarte Gebiete nicht gescheut; und der richtige Hochstapler 
muss eigentlich in allen Sätteln zurecht sein. 

b) Wichtiger noch ist als Rennzeichen des heutigen gewerbsmässigen Verbrechens 
der internationale Betrieb des Gewerbes. Zu diesem zwingt schon die Gefahr 
der Verfolgung. Wird dem gewerbsmässigen Verbrecher der Boden unter den Füssen 
zu heiss, so muss der Schauplatz der Thätigkeit verlegt werden. Dazu kommt, ins- 
besondere beim Betrüger, der Wandertrieb und die Abenteuerlust. Vor Allem aber 
ist der sichere Absatz werth vollerer Gegenstände, die durch das Verbrechen erlangt 
sind, von gestohlenen Werthpapieren, von falschen Banknoten, von Diamanten und 
Edelmetallen ohne weit verzweigte, in das Ausland hinübergreifende Verbindungen 
nicht möglich. 

Und daraus folgt: eine Strafverfolgung, deren Organe: Polizei, Untersuchungs- 
richter, Staatsanwaltschaft, die Technik des gewerbsmässigen Verbrechens nicht in 
ihrer ganzen Ausbildung kennen; eine Strafgesetzgebung, die dem internationalen 
Charakter des gewerbsmässigen Verbrechens nicht gerecht wird: müssen im Kampfe 
gegen das gewerbsmässige Verbrechen nothwendig den Kürzeren ziehen. 

4. Zu diesen drei Formen des gewerbsmässigen Verbrechens tritt noch eine 
letzte, eine sehr wichtige und vielleicht die interessanteste Gruppe: Die Ausbeutung 
des Schwächeren durch den Stärkeren, der Missbranch der Uebermacht, mag 
diese in den wirthschaftlichen oder in den politischen Verhältnissen, mag sie vielleicht 
in dem Einfluss begründet sein, den die Möglichkeit gewährt, täglich zu Hunderten 
und Tausenden sprechen zu können. 

Diese Gruppe weist die grössten Verschiedenheiten auf. Sie bietet uns Formen, 
die in der Geschichte des Straf rechts weit zurückreichen, wie der Wucher und gewisse 
Arten der Erpressung; und sie zeigt uns andere, die das Ergebniss jüngster Entwick- 
lung sind, die nicht denkbar wären ohne die Herrschaft des Grosscapitals, ohne eine 
centralisirte Tagespresse, ohne die eigen thümlichen Schwächen der constitutionellen 
Staatsform. Sie führt uns auf der einen Seite hinab bis zu den untersten Stufen der 
gesellschaftlichen Gliederung, wie beim Zuhälter; sie zeigt uns am Mädchenhändler und 
Bordellbesitzer, am Wucherer und am Revolverjournalisten die entarteten Vertreter 
des Bürgerthums; sie führt uns mit dem Gründer und Börsenschwindler, sowie mit 
den grosscapitalistischen Pressunternehmungen bis in die viel beneideten Kreise der 
FinanzaristoKratie. 

Schon wegen dieser Verschiedenheit ihrer Bestandtheile bietet die Gruppe dem 
Gesetzgeber grosse, bisher nicht überwundene Schwierigkeiten, auf die ich hier bereits, 
weil sie bei den anderen Gruppen nicht wiederkehren, den Erörterungen meines zweiten 
Abschnittes vorgreifend, aufmerksam machen möchte. 
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a) Diese Schwierigkeiten beginnen bei der Fassung des Thatbestandes, 
bei der Auf stel lang aes Verbrechensbegriffes. Ein oekanntes Beispiel bietet 
unser Wuchergesetz, in dessen weiten Maschen nur ganz selten einmal der gewiegte 
Halsabschneider hftngen bleibt. Diesen Schwierigkeiten kann der Gesetzgeber nur 
dadurch entgehen, dass er volle Klarheit darüber gewinnt, wen er schützen will and 
welches Rechtsgut das Angriffsobiect des Denctes bildet. Wie sehr dieser ein- 
fachste Grundsatz legislativer Technik von der modernen Reichsgesetzgebung ausser 
Acht gelassen wird, möchte ich an zwei Beispielen zeigen. 

Der § 76 des Börsen^esetzes vom 22. Juni 1896 bedroht mit Vergehensstrafe 
Denjenigen, »der für Mittheilungen in der Presse, durch welche auf den Börsenpreis 
eingewirkt werden- soll, Vortheile gewährt oder verspricht oder sich gewähren oder 
versprechen lässt, welche in auffälligem Missverhältniss zur Leistung stehen'. 

Schon die Anlehnung an die Fassung des Wuchergesetzes lässt erkennen, dass 
der Gesetzgeber hier an einen Fall der Ausbeutung gedacht hat. Das Missverhältniss 
zwischen Leistung und Gegenleistung bildet das Kennzeichen und die Grenzlinie der 
Strafbarkeit. Geschädigt ist Derjenige, der für seine mehrwerthige Leistung eine 
minderwerthige erhält. Das ist nach der Fassung des Gesetzes der Capitalist, der 
durch die Presse auf den Börsenkurs einwirken will. Im Bilde gesprochen : Die Prosse 
ist der Wucherer, der Capitalist der Bewucherte. 

Damit ist aber schon gesagt, dass der Gesetzgeber es nicht verstanden hat, die 
Thatsachen des Lebens richtig zu würdigen. Der Capitalist ist gar nicht geschädigt; 
er erhält für seine Geldleistung den vollen Gegen werth. Die Mittheilungen in der 
Presse, durch welche der Börsenpreis, dem Wunsch des Capitalisten entsprechend, in 
die Höhe getrieben oder aber gedrückt wird, sind das Geld reichlich werth. das für 
sie gezahlt wird. Die Bestechung der Presse ist stets ein für beide Theile lohnendes 
Geschäft. Das Opfer ist nicht der Capitalist, sondern das Publikum, das gerade durch 
das Zusammenarbeiten von Capital und Presse ausgeplündert wird. Auf das Publikum, 
auf die Leser der Zeitung, bezieht sich unser Paragraph aber gar nicht. Das Börsen- 
gesetz schützt also den gewissenlosen Börsianer, der den Schutz nicht braucht und 
gewiss auch nicht verdient; das schutzbedUrftige Publikum aber lässt es schutzlos. 

Noch bezeichnender ist vielleicht der durch das Gesetz vom 25. Juni dieses 
Jahres in unser Strafgesetzbuch eingefügte § 181a. Als Zuhälter bestraft das Gesetz 
„die männliche Person, welche von einer Frauensperson, die gewerbsmässig Unzucht 
treibt, unter Ausbeutung ihres unsittlichen Erwerbes ganz oder theilweise den Lebens- 
unterhalt bezieht'. 

Dieser Fall ist vom Gesetzgeber selbst ausdrücklich unter den Begriff der Aus- 
beutung ffebracht worden. Fragen wir uns nun, worin die Ausbeutung hier besteht. 
Bei der Uebervortheilung Minderjähriger sowohl als auch beim Wucher handelt es 
sich um die Benutzung des Leichtsinns, der Unerfahrenheit, der Nothlage. Diese 
wirthschaftlichen Schwächen des Opfers sind es, die der Wucherer ausbeutet. Wir 
müssen daher auch beim Zuhälter nach dem Grunde der Uebermacht fragen, die es 
ihm möglich macht, sein Opfer auszubeuten. Die Möglichkeit lie^c in der Abhängigkeit 
der Lohndimen von dem Zuhälter, die wieder durch ihre sociale Lage bedingt ist. 
Ich darf hier wohl auf die durchaus zutreffenden Ausführungen in dem letzten Bericht 
des Berliner Polizeipräsidiums verweisen. Diese Abhängigkeit der Lohndiruen benutzt 
der Zuhälter, um sie zu ihrem unsittlichen Gewerbe anzuhalten und sie zu zwingen, 
ihm den Verdienst aus dem Gewerbe ganz oder theilweise auszuliefern. Soweit er zu 
diesem Zweck Gewalt oder Drohung iu's Feld führt, sind die Thatbestände der Nöthigung 
oder der Erpressung gegeben. Der Thatbet^tand des § 181a (Absatz 1) greift also 
über den dieser beiden Delicte hinaus. Er schützt nicht die Sittlichkeit, 
sondern die Lohndirne, und gewährt dieser einen Strafschutz, den er dem 
anständigen Mädchen (etwa der Arbeiterin gegenüber dem Arbeitgeber, dem 
Dienstmädchen gegenüber der Dienstherrschaft) versagt. Jedenfalls ein eigen thüm- 
liches &gebniss dieses im Namen der Sittlichkeit erlassenen Gesetzes. 

b) Die zweite Schwierigkeit bietet sich dem Gesetzgeber, wenn er an die Auf- 
stellung der Strafdrohung herangeht. Er scheut hier fast ausnahmslos zurück 
vor einer kräftigen Bestrafung der Ausbeutung. Bezeichnend dafür ist die Thatsache, 
dass selbst beim gewerbsmässigen Wucher der Gesetzgeber es nicht gewagt hat, die 
Zuchthausstrafe anzudrohen. Es mag sein, dass hier mehr oder weniger unbewusst 
die Erwägung mitspielt, dass bei der Aufstellung neuer Straf droh ungen es sich in 
erster Linie um die Schärf ung des rechtlichen Gewissens handelt, dass es mehr darauf 
ankommt, dass überhaupt als wie gestraft wird. Aber diese an sich nicht unberech- 
tigte Erwägung darf doch nicht dazu führen, dass dem Verbrecher zu Liebe der 
Schutz der Gesellschaft hintangesetzt wird. 
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II. Das gewerbsmftssige Verbrechen im geltenden Reeht. 

1. Das deutsche Strafgesetzbuch selbst (von den NebeDgesetzen darf ich hier 
wohl absehen) hat den Begriff der Gewerbsmftssi^keit an fünf Stellen verwerthet: 
in § 260 bei der Hehlerei, in § 284 beim Glücksspiel, in § 294 beim Wilddiebstahl, in 
§ 302 d und e beim Wucher und in § 361 Ziffer 6 bei der Prostitution. Unter diesen 
fünf Fällen findet sich jedenfalls einer, der der Kritik gegenüber nicht Stand hält. 
Der Begriff des gewerbsmässigen Glücksspiels ist juristisch unmöglich. Die Gewerbs- 
milssigkeit steht und fällt mit der Erwerbsansicht. Diese setzt aber (wie der allgemeine 
begriff des Vorsatzes, in dem sie als Unterbegriff enthalten ist) die Berechenoarkeit, 
die Beherrschbarkeit des Erfolges voraus. Diese fehlt beim Glücksspiel. Es ist 
juristisch nicht möglich, zu sagen, dass Jemand die Absicht hat, in der preussischen 
Klassenlotterie das grosse Loos zu gewinnen oder die Bank in Monaco zu sprengen. 
Der Begriff des Glücksspiels setzt voraus, dass der Eintritt des Erfolges nicht berechnet, 
nicht beherrscht werden kann. „Gewerbsmässiges Glücksspiel^ ist daher ein Wider- 
spruch. Sobald der Spielende den Erfolg in der Hand hat, ihn berechnet, ihn beherrscht, 
etwa, indem er das Glück verbessert (corriger la fortune), ist er nicht mehr Spieler 
sondern Betrüger. Ich halte es für das typische Beispiel einer lebensfremden Kecht- 
sprechung, wenn beispielsweise das Reichsgericht (Entscheidung vom 23. März 1896, 
£. 28, 283), das „Kümmelblättchen"' für ein Glücksspiel erklärt hat, als ob das Opfer 
der ,, Bauernfänger' auch nur die geringste Chance hätte, die richtige Karte zu 
„errathen* ! 

An die Fälle der Gewerbsmässigkeit reiht sich bekanntlich die Geschäfts- 
mässigkeit des § 144. Die in der Literatur allseitig vertretene Ansicht, nach welcher 
die Geschäftsmässigkeit sich von der Gewerbsmässigkeit durch den Mangel der 
Erwerbsabsicht unterscheiden soll, mag theoretisch richtig sein; praktisch ist die 
Unterscheidung ohne allen Werth. Wir konnten uns unter der Herrschaft des 
Socialistengesetzes einen Agitator denken, der die Verbreitung seiner politischen 
Anschauungen unter Aufopferung seines ganzen Vermögens sich zur Lebensaufgabe 
stellte: aber ein Auswanderuugsagent, der blos aus Ueberzeugungstreue, ohne jede 
Erwerbsabsicht, Deutsche durch falsche Vorspiegelungen zur Auswanderung verleitet, 
dürfte im Leben wohl kaum zu finden sein. 

Auch in den Fällen, in denen der Gesetzgeber von Gewohnheitsmässiffkeit 
spricht, also in den §§ 150, 180, 181a, 260, 302 a und e, wird für das praktische Leben 
die Erwerbsabsicht stets gegeben sein. Oder ist es wirklich denkbar, dass, wie § 150 
anzunehmen scheint, Jemand verringerte Münzen lediglich deshalb als vollgültig in den 
Verkehr bringt, weil er das so gewohnt ist, ohne daran zu denken, dass er dabei einen 
Gewinn macht? 

Schon diese flüchtige Uebersicht über unsere Gesetzgebung zeigt uns, dass 
dem Gesetzgeber jede klare Erfassung des Begriffs der Gewerbs- 
mässigkeit vollständig mangelt. Die Grenzen der drei Begriffe: Gewerbs- 
mässigkeit, Geschäftsmässigkeit, Gewohnheitsmässigkeit fliessen überall in einander 
über. Und wenn es hierfür noch eines weitern Beweises bedürfte, so mag ihn § 78 
des Börsengesetzes erbringen, der die ^gewohnheitsmässig in gewinnsüchtiger Absich f* 
erfolgende Verleitung zu Börsenspeculationen unter Strafe gestellt hat. Es wird auch 
dem haarspaltenden Pormaljuristen nicht möglich sein, das Merkmal aufzuweisen, durch 
das sich die mit gewinnsüchtiger Absicht gepaarte Gewohnheitsmässigkeit noch von 
der durch die Erwerbsabsicht charakterisirten Gewerbsmässigkeit unterscheidet. 

2. Unsere Uebersicht über den Stand der Gesetzgebung ergiebt aber weiter 
— und das ist für mich das Wichtigste — , dass dem Gesetzgeber gerade die 
Haupttjpen des heutigen gewerbsmässigen Verbrechens völlig fremd 
geblieben sind: der gewerbsmässige Diebstahl und der gewerbsmässige Betrag (mit 
Einschluss der Fälschung) hat in unserm Strafgesetzbuch keine Stelle gefunden. Die 
gefährlichste Erscheinung des heutigen Verbrecherthums ist dem 
dentschen Strafgesetzbuch unbekannt. 

Man wende mir nicht ein, dass ja Diebstahl wie Betrug im wiederholten Bückfall 
unter strengere Strafe gestellt seien. Dieser Einwand würde zunächst übersehen, dass 
die Bückfallsschärfung nur eintritt, wenn die Vorstrafen wegen desselben oder wegen 
ganz bestimmter verwandter Delicto vorhängt worden sina. Wenn der wiederholt 
vorbestrafte Betrüger jetzt einen Diebstahl begeht oder umgekehrt, so entfällt die 
Bückfallsschärfung. 

Der Einwand übersieht aber insbesondere, dass die Bückfallsschärfung 
nur an inländische Vorstrafen geknüpft ist, dem internationalen 
Charakter des modernen gewerbsmässigen Verbrecherthums also nicht 
gerecht wird. Der Taschendieb, der Hochstapler, der bereits in allen Hauptstädten 
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Europas vorbestraft worden ist, kann nnr wegen einfachen Diebstahls oder Betruges 
yernrtheilt werden, wenn er das erste Mal vor den deutschen Gerichten steht. 

Und somit muss der eben erhobene Vorwarf aufrecht erhalten werden: in dem 
Kampf gegen das gewerbsmässige Verbrechen Ifisst uns das Straf- 
gesetzbuch für das Deutsche Reich völlig im Stich. Ich meine, die Fest- 
stellung dieser Thatsache sollte für sich allein genügen, um der Forderung nach einer 
Umgestaltung unserer Straf Gesetzgebung die Unterstützung aller Derjenigen zu 
gewinnen, denen die Sicherheit unserer Rechtsordnung am Herzen liegt. 

III. Die Ergebnisse der Rrimlnalstatistik. 

Aber eindringlicher noch als durch den Hinweis auf die Lücken des geltenden 
Rechts lässt sich die Forderung nach Sicherung gegen das gewerbsmässige Verbrechen 
rechtfertigen durch die Darlegung der Zustände, die auf dem Boden des geltenden 
Rechts erwachsen sind. 

Ich habe bereits oben hervorgehoben, dass die Zahlen, die uns die Reichs- 
kriminalstatistik sowie die Statistik der preussischen Strafanstalten bieten, nicht un- 
mittelbar für unsere Zwecke verwendet werden können. Sie geben uns die Ziffern 
der wiederholt Rückfälligen ohne Rücksicht darauf, ob es sich um gewerbsmässige 
Verbrecher in dem von mir festgehaltenen Sinne handelt oder nicht. Dennoch lassen 
sich aus diesen Zahlen wichtige Schlüsse ziehen. 

Auf Grund von Berechnungen, mit deren Wiederholung ich hier nicht ermüden 
will, können wir annehmen, dass etwa 7* ^^^^ V« ^^^ wiederholt Rückfälligen als 
gewerbsmässige Verbrecher angesprochen werden können. 

Es kann ferner mit voller Bestimmtheit behauptet werden, dass die Bewegungs- 
tendenz, welche die Zahlen der wiederholt Rückfälligen aufweisen, sich durchaus deckt 
mit der Richtung, in welcher sich das gewerbsmässige Verbrechen bewegt, da ja 
dieses die weitaus stärkste und darum ausschlaggebende Gruppe innerhalb der 
wiederholt Rückfälligen darstellt. 

Nun zeigt die Reichskriminalstatistik in unwiderleglicher Weise, dass die 
Zunahme der Rückfälligen ungleich stärker ist, als die Zunahme der 
Verurtheilten überhaupt, der noch nicht Vorbestraften insbesondere. 
Wir können sogar behaupten, dass die steigende Zahl der Verurtheilungen im 
Wesentlichen auf die Zunahme der Vorbestraften zurückzuführen ist, dass also, um 
mich statistisch auszudrücken, weniger die Extensität als die Intensität der 
Kriminalität im Deutschen Reich gewachsen ist. 

Wenige Zahlen werden genügen, um das klarzumachen. 

Zunahme der Civilbevölkerung von 1882—1896 15,8 7» 
Zunahme der wegen Verbrechen oder Vergehen 

gegen Reichsgesetze Verurtheilten .... 88,6 ^/o 
Zunahme der erstmals Verurtheilten .... 18 ^/o 

Zunahme der Vorbestraften 116 °/o 

Zunahme der einmal Vorbestraften 85 °/o 

Zunahme der zweimal Vorbestraften 98 ^/o 

Zunahme der drei- bis fünfmal Vorbestraften . 132 ^/o 
Zunahme der sechsmal und öfter Vorbestraften 277 % 
Wir können dies Ergebniss auch in dem Satze zum Ausdruck bringen: 
Mit jeder Verurtheilung wächst der Hang zum Verbrechen. Er wird 
um so grösser, je grösser die Zahl der vorangegangenen Bestrafungen ist. 

Ich füge einen zweiten Satz bei, dessen Richtigkeit durch die Reichskriminal - 
Statistik dargethan ist, ohne dass ich an dieser Stelle den ziffemmässigen Beleg dafür 
zu erbringen mich veranlasst sehe: Je schwerer nach Art und Maass die 
vorangegangene Bestrafung gewesen ist, um so rascher erfolgt der 
Rückfall. Damit ist nicht nur die Wirkungslosigkeit unsers heutigen Strafensystems 
dem gewerbsmässigen Verbrechen gegenüber dargethan, sondern es wird sogar ohne 
Uebertreibung behauptet werden Können, dass jede Bestrafung als ein die 
Entwicklung der Kriminalität befördernder Factor aufgefasst werden muss. 
Dasselbe Ergebniss, zu dem die Reichskriminalstatistik gelangt, tritt uns noch 
deutlicher entgegen, wenn wir die Statistik der prenssischen Strafanstalten ins 
Auge fassen. 

Um die «antisocialen Elemente^ festzustellen, werden auf Krohnes Anregung 
hin alle diejenigen Zuchthausgefangenen einer besondern Zählung unterzogen, die am 
1. October 1894 in den prenssischen Strafanstalten sich befanden oder von diesem 
Tage ab eingeliefert wurden; die ferner mindestens dreimal mit Zuchthaus, Gefängniss 
oder correctioneller Nachhaft vorbestraft waren, vorausgesetzt, dass mindestens eine 
der Vorstrafen 6 Monate erreichte. Die Ergebnisse dieser Zählung sind im letzten 
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Jahresbericht des Ministeriams des Innern über die Strafanstalten mitgetheilt, soweit 
68 sich um Einlieferangen bis zum 31. März 1897 handelt. Die Befi^ründung des 
prenssischen Gesetzentwurfes über die Zwangserziehung dehnt diese Uebersicht aus 
auf die bis 31. März 1898 eingelieferten Zuchthausgefangenen. Danach umfasste die 
Zählung 21349 Zuchthausgefangene niit mindestens drei Vorstrafen der früher an- 
gegebe«ien Art Von diesen war bei 20000 nach dem auf umfassende Erhebungen 
gestützten Gutachten der Beamtenconferenz der Rückfall wahrscheinlich, und zwar meist 
wegen Unyerbesserlichkeit; nur bei 731 war er zweifelhaft, bei 526 unwahrscheinlich. 
Die weitaus grössere Mehrheit der Gezählten war sechs- und mehrmals vorbestraft. 

Die GMankenreihe, die dieses Ergebniss wachruft, kann ich nicht besser an- 
deuten, als mit den Worten, mit welchen die amtliche preussische Darstellung schliesst« 

„Hiernach wären die Insassen unsrer Strafanstalten, welche bereits 
drei Freiheitsstrafen, darunter wenigstens eine von sechs Monaten oder längerer Dauer 
erlitten haben, fast sämmtlich als endgiltig verloren anzusehen, mindestens 
wäre nicht zu hoffen, dass der Aufenthalt in der Strafanstalt sie wieder zu nützlichen 
Mitgliedern der Gesellschaft machte. Der Statistiker hat bei der Feststellung 
dieses Ergebnisses Halt zu machen; das Weitere fällt in den Bereich des 
Kriminalisten und des Gesetzgebers.'* 

Der Bankrott unseres Strafgesetzbuches ist mithin von amtlicher Seite in 
Preussen erklärt. Und unsere Gegner werden gut thun, künftighin mit dieser That- 
sache zu rechnen. 

IV. Die Vorschläge. 

Die doppelte Thatsache steht also fest: 

1. Wir haben ein täglich sich ausbreitendes gewerbsmässiges 
Verbrecherthum, ein immer stärker anschwellendes Heer von anti- 
socialen Existenzen; und 

2. dieser gefahrdrohenden Erscheinung gegenüber ist unser geltendes 
Strafrecht völlig machtlos. 

Welches sind nun die Rathschläge, die der Kriminalist dem Gesetzgeber 
geben kann? 

Um die Möglichkeit eines Miss Verständnisses auszuschliessen, muss ich eine kurze 
Bemerkung voranschicken. E» unterliegt ja keinem Zweifel, dass auch der gewerbs- 
mässige Verbrecher nicht als solcher geboren wird, dass er erst allmählich in die 
verbrecherische Laufbahn hineingeräth; dass mithin die erste und wichtigste Aufgabe 
darin besteht, dieser Entwicklung entgegenzutreten, solange es noch irgend möglich ist. 
Aber die Lösung dieser Aufgabe fällt in das Gebiet der oben erwähnten ersten 
Hauptforderung. Hier handelt es sich nur um diejenigen gewerbsmässigen Verbrecher, 
bei denen jede Hoffnung auf Besserung so gut wie völlig verschwunden ist. \Vas 
sollen wir diesen Unverbesserlichen gegenüber beginnen? Das ist die Frage. 

Die Sicherung der Gesellschaft verlangt, dass diese antisocialen 
Elemente in die Unmöglichkeit versetzt werden, der Gesellschaft zu 
schaden. Da es wohl ausgeschlossen ist, dass wir die sämmtlichen Mitglieder des 
Verbrechergewerbes hängen oder köpfen, und da die Deportation aus den ver- 
schiedensten, hier nicht interessierenden Gründen für sie nicht in Frage kommen kann, 
so bleibt Nichts übrig, als Ausscheidung aus der Gesellschaft durch Freiheits- 
entziehung. 

Auf die Durchführung dieses Gedankens will ich zum Schluss noch mit wenigen 
Worten eingehen. 

1. Nach der von mir wiederholt ausgesprochenen, auch heute noch festgehaltenen 
Ansicht ist eine grundsätzlich bis zum Lebensende fortdauernde Ein- 
schliessung das einzig Richtige. Da aber mit der Möglichkeit gerechnet werden 
muss, dass die Feststellung der Unverbesserlichkeit sich hinterher als irrthümlich 
herausstellt, muss die Revision jener Feststellung offengehalten werden. Es kann 
hier dahingestellt bleiben, wie dieser von van Hamel, Herr mann Seuffert und 
Anderen ausser mir wiederholt ausgesprochene Gedanke am besten verwirklicht werden 
könnte. Es würde vielleicht genügen, die bedingte Entlassung, die in das geltende 
Recht nicht hinein^asst, organisch in den Strafvollzug einzugUedem und auf die 
lebenslang Verurtheilten auszudehnen. Jedenfalls können die technischen Schwierig- 
keiten, die sich der Verwirklichung dieses Vorschlages in den Weg stellen, bei einigem 
guten Willen leicht überwanden werden. 

Ein Compromiss ist auch hier nicht ausgeschlossen. Hält man eine grund- 
sätzlich lebenslange Freiheitsstrafe für zu schwer — und die Haltung, welche die 
Vertreter der klassischen Richtung, Wach, Gretener und Andere, bei der Berathung 
des Schweizer Entwurfs eingenommen haben, lassen das als wahrscheinlich erscheinen 
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— 80 mag eine zeitige Zachthaasstrafe mit möglichst hochgegriffenem Mindestmaase 
genügen, lieber die Höhe dieses Mindestmaasses lässt sich streiten. Ich würde 5 Jahre 
yorscnlagen, wenn es sich nm die erste Vemrtheilung wegen gewerbsmässiger Begehung 
handelt, 10 Jahre bei jeder folgenden Vernrtheilung. 

Und sollte man weiter einwenden, dass eine so lange ausgedehnte Einschliessang 
keine Strafe mehr sei, sondern eine Sicherheitsmaassregel, so trage ich für meine 
Person diesem Bedenken mit dem grössten Vergnügen Beämung. Man mag dann etwa 
von einer Sicherheitshaft sprechen. Auf den Namen kommt es mir hier wie sonst 
nicht an. 

2. Diese Sicherheitsstrafe oder Sicherheitshaft soll den gewerbsmässigen 
Verbrecher treffen. In welcher Weise sind die Voranssetzangen für den Eintritt 
dieser Rechtsfolge festzustellen? 

Man könnte daran denken, an die Technik unseres geltenden Rechts anzuknüpfen. 
Es würde dann bei den entsprechenden Delicten die gewerbsmässige Begehung als 
strafschärfender Umstand besonders angeführt werden müssen. Abgesehen aber von 
den Schwierigkeiten, die sich der richtigen Auswahl derjenigen Delicto in den Weg 
stellen, deren gewerbsmässige Begehung von besonderer Gefährlichkeit für die 
Gesellschaft ist, spricht ^egen diesen Vorschlag die naheliegende Erwägung, dass dann 
doch wieder nur die wieaerholte Begehung desselben Delictes oder die mehrfache 
Begehung gleichartiger Delicto zur Einheit des Collectivdelicts zusammengcfasst 
werden könnte. 

Die Bestimmung gehört daher in den allgemeinen Theil. Sie soll grund- 
sätzlich für das Gesammtgebiet der strafbaren Handlungen gegeben werden. Die 
Uebertretungen möchte ich schon deshalb ausnehmen, weil sie überhaupt von dem 
kriminellen Unrecht wesentlich verschieden sind. Andere Ausnahmen Hessen sich 
leicht anfügen. Darunter auch diejenigen Fälle, in welchen die gewerbsmässige 
Begehung die an sich nicht strafbare Handlung überhaupt erst zu einer strafbaren 
macht. Die Bestimmung könnte also etwa so lauten: 

„Wird bei der Verurtheilung wegen eines Verbrechens oder Vergehens fest- 
gestellt, dass der Verurtheilte die Begehung strafbarer Handlungen gewerbs- 
mässig betreibt, so tritt, wenn die von ihm begangene Handlung nicht mit einer 
schwereren Strafe bedroht ist, Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und wenn 
er bereits mindestens einmal wegen gewerbsmässiger Begehung strafbarer 
Handlungen verurtheilt worden ist, Zuchthaus nicht unter zehn Jahren ein. 
Die Feststellung erfolgt durch einen besonderen Beschluss des erkennenden 
Gerichts, im Schwurgerichtsverfahren durch den Wahrspruch der Geschworenen. ** 
Auf die prozessualischen Fragen, die durch den zweiten Absatz meines Vor- 
Schlages angeregt werden, möchte ich hier nicht eingehen. Ebenso enthalte ich mich 
an dieser Stelle eines Vergleichs meines Vorschlages mit den entsprechenden 
Bestimmungen des Schweizerischen und des Norwegischen Entwurfes. 

Bei der Gestaltung meines Vorschlages nicht blos, sondern bei meinem ganzen 
Vortrage hat mich der Wunsch geleitet, an einer besonderen Frage zu zeigen, wie ich 
mir eine Verständigung zwischen den Anhängern der Vergeltungsstrafe und des Zweck- 
gedankens über bestimmte kriminalpolitische Probleme vorstelle. Eine solche Ver- 
ständigung muss Jedem am Herzen liegen, der eine Umgestaltung unseres veralteten 
Strafgesetzbuches wünscht. 

Wenn man, wie das fast ausschliesslich von gegnerischer Seite geschehen ist, 
jede Verständigung und damit jedes Zusammenarbeiten etwa mit dem Hinweis auf 
den unüberbrückbaren Gegensatz der einander diametral entgegenstehenden Welt- 
anschauungen für unmöglich erklärt hat, so mag dabei wohl ein leicht auf deckbares 
Missvorständniss seine verhängniss volle Rolle gespielt haben. Die Wahrheit lässt mit 
sich nicht handeln; die Wissenschaft kennt daher keine Compromisse und die Welt- 
anschauung erst recht nicht. Aber anders liegt es auf dem Gebiet der praktischen 
Bethätigung, auf dem Gebiet der Gesetzgebung insbesondere. Hier sind Compromisse 
nicht nur möglich: sie sind die nothwendige Voraussetzung für jeden ruhigen Fort- 
schritt; sie können nicht umgangen werden, soll nicht das politische Leben in trost- 
loser Stagnation versumpfen oder in brutale Majorisirung ausarten. Wer auf dem 
Gebiete der Gesetzgebung Compromissvorschläge als wissenschaftlichen Eklekticismus 
bezeichnet und darum verwirft, der verkennt das Wesen der Wissenschaft nicht minder, 
als das der Politik. 

Die wissenschaftlichen Gegner, die sich auf einer Mittellinie zu gemeinschaftlicher 
Arbeit treffen wollen, werden das um so leichter thun können, je klarer sie ihren 
grundsätzlichen Standpunkt festgelegt haben, je schärfer sie ihre Forderungen for- 
muliren. Wer von ihnen dem Andern weiter entgegenzukommen hat, das wird von 
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dem Verhältniss der lebendigen Krflfte abhängen, die sie für die Durchsetzung ihrer 
Forderungen in Bewegung zu setzen in der Li^e sind. 

Das ist, meine Herren, die Auffassung, die ich von jeher vertreten habe und an 
der mich die An^ffe der Qegner nicht irre machen können. Von dieser Auffassung 
geleitet, hat die Internationale kriminalistische Vereinigung Männer aller Richtungen, 
aller Lebensanschauungen zur Mitarbeit an der Lösune der Imminalpolitischen Probleme 
aufgerufen. Und nicht ihre Schuld ist es, wenn der Aufruf nicht überall den gehofften 
and erwarteten Widerhall gefunden hat. 

Sollte es mir gelungen sein, meine Herren, Sie von der Richtigkeit dieser meiner 
Auffassung, also von der Möglichkeit einer Verständigung trotz der Verschiedenheit 
des Ausgangspunktes, überzeugt zu haben, fo wäre mir dies Ergebniss noch viel 
werthvolTer als Ihre Zustimmung zu dem von mir gemachten legislativen Vorschlag. 
Denn dann wäre die Hoffnung fest begründet, dass die Mitwirkung unsrer juristischen 
Gesellschaft an den Vorarbeiten zu der Umgestaltung des Strafgesetzbuchs nicht 
minder fruchtbar und segensreich sich gestalten wird, als ihre unermüdliche, opfer- 
freudige und erfolggekrönte Mitarbeiterschaft an dem Zustandekommen und an der 
Einfd&ong unsere Bürgerlichen Gesetzbuches. 



In der an den Vortrag sich anschliessenden Discussion hob Herr Kammergerichts- 
rath Dr. Kronecker hervor, dass § 181a St. G. B. nicht den Dirnen zu Liebe, sondern 
den Zuhältern zu Leide geschaffen worden ist; mit Rücksicht auf den Zuhälter, der 
die Dirne ausbeutet, brauche letztere einen weitergehenden Schutz als das anständige 
Mädchen. Inbetreff des § 284 St. G. B. sei es nicht zutreffend, dass der Erfolg eines 
Glockspiels ganz unberechenbar sein müsse: letzteres liege auch dann vor, wenn der 
Erfolg zwar überwiegend vom Glück abhänge, zum Theil aber auch durch Kaltblütig- 
keit, Geschicklichkeit und andere Eigenschaften, welche man sich durch Uebung an- 
eignen kann, bedingt werde. 

Herr Oberstaatsanwalt Wach 1er führte aus, dass unser jetziges Strafgesetzbuch 
ein Kind seiner Zeit und der damaligen Anschauung gewesen sei, so dass, wenn in- 
zwischen ein Umschwung in den Ansichten sich vollzogen habe, der Vorwurf nicht das 
Strafgesetzbuch und seine Verfasser treffen könne. Die Zunahme des gewerbsmässigen 
Verbrechens rühre daher, dass die gerichtlichen Urtheile und der StriuvoUzug viel zu 
milde seien. 

Herr Landgerichtsrath Dr. Aschrott bemängelt zunächst den Ausdruck des 
„gewerbsmässigen"' Verbrechens. Was käme es bei Unverbesserlichen, z. B. Sittlichkeits- 
Verbrechern, darauf an, ob sie des Erwerbes halber handeln oder nicht! Man sollte 
daher lieber von Gewohnheits verbrechen sprechen. Dass die Milde des Strafvollzuges 
nicht die Zahl der Gewohnheits verbrechen steigere, zeige England, wo der Strafvollzug 
furchtbar streng sei und trotzdem die Gewonnheitsverbrechen ständig wachsen. Er 
empfiehlt in Anlehnung au die Gesetzgebung des Staates Ohio die Zulässigkeit einer 
Nachhaft von eventl. lebenslänglicher Dauer. 

In seinem Schlussworte trat der Vortragende für die Beibehaltung des Ausdrucks 
.gewerbsmässig^ ein, da derselbe eine zusammenhängende Gruppe scharf charakterisire. 

Jede Nachhaft habe das Uebel, dass der Richter auf ihre Gestaltung und Dauer 
keinen Einfluss habe, sondern dass diese gänzlich in die Hand der Verwaltungsbehörde 
gelegt sei. 



u. 



Dr. Koch. Dr. Seligsohn. 
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340. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 10. November 1900, im Grand Hotel de Rome. 



Der Vorsitzende begrüsste nach Eröffnung der Sitzung als neue Mitglieder die 
Herren: 

Geheimer Justizrath and vortragender Rath im Justizministeriam 

Dr. Frenken, 
Rechtsanwalt Wiener, 
Referendar Dr. Gotthelf. 
Sodann theilte er mit, dass zu allseitigem lebhaften Bedauern Herr Geh. Justis- 
rath Dr. Eck sein Amt als Stellvertreter des Vorsitzenden wegen Krankheit nieder- 
gelegt hat. 

Hinsichtlich der aasgeschriebenen Preisaofgabe femer worden gemJtss Pos. II 
der Bekanntmachung vom 16. Januar 1900 von der Versammlung au Preisrichtern 
durch Akklamation gewählt: 

der Vorsitzende Dr. Koch, sowie die Herren Geh. Justizrath Professor 
Dr. Gierke, Senatspräsident beim Kammergericht Schepers, Gkh. Justiz« 
rath Dr. Wilke und Professor Dr. Oertmann. 
Hierauf hielt Herr Geh. Justizrath Professor der Rechte D. Dr. Kahl einen 
Vortrag über: 

„Bürgerliches Gesetzbuch und Kirchenrechf^. 

Er führte im Wesentlichen Folgendes aus: 

Der Zusammenhäng zwischen B. G. B. und Kirchenrecht Ifisst sich nicht allein 
und nicht vorwiegend aus den begrifflichen Verbindungen erklären, welche zwischen 
Privatrecht und öffentlichem Rechte überhaupt bestehen. Vielmehr ist er wesentlich 
durch die besondere geschichtliche Entwickelun^ des Verhältnisses von Staat und Kirche 
in Dentschland mitbedingt. Von jeher haben die engsten Beziehungen zwischen bürger- 
lichem Recht und Kirchenordnung bestanden. Wie schon ehemals im christlich- 
römischen Reich, so auch in der Periode der mittelalterlichen Kirchenherrschaft. Die 
Päpste haben mit souveräner Macht das ganze Gebiet des Privatrechts geregelt. Ihr 
kanonisches Recht wurde mit dem römischen recipirt. Daher hat sich im bürgerlichen 
Recht immerdar ein Restbestand kirchenrechtlicher Normen erhalten. Auch die im B.G.B. 
enthaltenen kirchenrechtlichen Bestimmungen sind nur Folgeerscheinungen und Aus- 
läufer der in der Vergangenheit geknüpften Verbindung von Staat und lUrche. Drei 
engere Gebiete des kirchenrechtlichen Systems sind dabei betheiligt: die Kirchenhoheit 
des Staates, das kirchliche Vermögensrecht und die Rechtsverhältnisse der Kirchenglieder. 

Die Kirchenhoheit ist nach den drei Richtungen, in welchen sie auf Grundlage 
des westphälischen Friedens sich positiv rechtlich in Deutschland entwickelt hat, von 
den Bestimmungen des B. G. B. mitberührt. Zunächst nach Seite des sogenannten 
Reformationsrechtes, d. h. des Rechtes der Zulassung von Religionsgesellschaften 
im Staate. Hier greift vor Allem der Vorbehalt des Art. 84 ein, wodurch^ die landes- 
gesetzlichen Vorschriften unberührt gelassen sind, nach welchen eine Religionsgesell- 
schaft Rechtsfähigkeit nur im Wege der Gesetzgebung erlangen kann. De lege lata 
hatte dieser Vorbehalt zunächst praktische Bedeutung für Preussen (Verf. Art. 18), 
Oldenburg, Waldeck und die Reichslande. Seine Wirksamkeit hat aber noch eine nicht 
unerhebliche Ausdehnung durch die Ausführungsgesetze erhalten. Nicht weniger ab 
zwölf kleine Staaten haben bestimmt, dass eine Religionsgesellschaft Rechtsfähigkeit 
nur durch „landesherrliche Verordnung oder Verleihung** erlangen könne. 
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Ob nicht diese Bestimmmigen mit Zweck und Wortlaut des Vorbehaltes in Wider- 
sprach stehen, läset sich beEweifeln. Rechnet man aber mit der Thatsache der Aus- 
fflhrungsgesetse, so ist für swei Dritttheile des deutschen Bechtsgebietes die Anwendung 
der Vereinsform des B. 6. B. auf Belig^onsgesellschaften ausgeschlossen. Für den Rest 
gUt das System der normativen Körperschaftsbildung nach Maassgabe der §§ 21 ff. Aber 
die hierdurch gegebene Freiheit religionsgesellschaftlicher Vereinsbildung ist durch das 
B. G. & selbst beschränkt Das Reformationsrecht geht über in ein Aufsichtsrecht. 
G^en die Eintragung satzungsgemäss religiöser Vereine g^ebt es Einspruch der Ver- 
waltungsbehörde aus § 61. Gegenüber satsungswidrig religiöser Zweckyerfolgung eines 
nicht religiösen Vereines kann die administrative Ekitsiehnng der Rechtsfähigkeit aus 
§ d3 eintreten. Ans Rücksichten des öffentlichen Wohles greift die öffentliche Gewalt 
aufsehend und eventuell hemmend in Privatrechtssphäre ein. Von anderen, mit dem 
Reformationsrecht nicht unmittelbar mehr zusammenhängenden Aensseruxigen der Staats- 
aufsicht* sind namentlich zwei Gruppen zu nennen, welche auch die Religionsgesell- 
Schäften öffentlicher Korporationsqualität ergreifen. Einmal die Bestimmungen der §§ 81 
und 89 ^ über die Haftung von Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffent- 
lichen Rechts. Sodann die Bestimmungen, durch welche das B. G. B. gewisse landes- 
rechtliche Aufsichtsbefhgnisse über Religionsdiener ausdrücklich aufrecht erhalten hat. 
So § 1315: Vorbehaltung der Erlaubniss der Ehesohliessung ftlr Geistliche, und § 1784 
▼b. § 1888: Vorbehalt der Erlaubniss zur Uebemahme von Vormundschaften. Das staat- 
liche Sehutzrecht endlich ist sowohl in seiner Richtung auf die einzelnen Kirchen- 
fflieder, als in seiner Anwendung auf Kirchengesellschaften vom B. G. B. berührt. In 
der ersteren Richtung tritt die social überaus bedeutsame Schutzmaassregel des § 618' 
in den Vordergrund, wonach die Fürsorgepflicht des Dienstberechtigten sich in An- 
sehung der in die häusliche Gemeinschaft aufgenommenen Verpflichteten auch auf die 
Religion erstreckt. Die neueren Gesindeordnungen haben diiese Fürsorgepflicht im 
einzelnen näher ausgestaltet. Auf der Linie des Schutzes der ganzen Gesellschaft hat 
das B. G. B. die scJion bisher in der Reichsgesetzgebung zahlreich zerstreuten Vor- 
Bchriften mehrfach erweitert So durch § 193: Berücksichtigung der Sonn- und staatlich 
anerkannten allgemeinen Feiertage bei Willenserklärungen oder Leistungen. Ebenso 
durch Ausstattung der Kirchendiener mit den Privilegien der Staatsdiener, wie etwa 
in § 570: Recht der Geistlichen, im Falle der Versetzung das Miethsverhältniss ohne 
Bücksicht auf bestehende Miethsverträge zu kündigen. Zum Gedankenkreise der 
staatlichen Advokatie gehören auch noch die Vorbehalte der Art. 35 und 188 
des E.G. 

Im Gebiete des Kirchenvermögens ist zunächst die allgemeine Rechts- 
stellung des Kirehenguts insoweit, als die Erwerbsfähigkeit der Kirchen und 
Beligionsgesellschaften in Frage kommt, durch die Vorbehalte der Art. 86 und 87 
berührt. Durch den ersteren sind die landesrechtlichen Amortisationsgesetze aufrecht 
erhalten. Aber das B. G. B. hat in doppelter Weise auf das Landesrecht eingewirkt. 
Es hat zunächst die pragmatische Summe des von staatlicher Genehmigung irei- 

gegebenen Erwerbes auf mindestens 5000 Mark festgestellt und damit eine ungeheure 
annigfaltigkeit von früheren landesrechtlichen Summenabstufungen beseitig. Die 
Erwerbsfähigkeit der Kirche ist, soweit das Erwerbsmaass in Frage kommt, durch das 
B. G. B. in eine aufsteigende EIntwickelungslinie gerückt worden. Femer hat die 
reichsrechtlich geschehene Abrundung der Erwerbsgrenze vielfach die Veranlassung 
zur landesreohtlichen Revision der Amortisationsgesetze gegeben. Dadurch sind aus 
etwa 55 Gruppen von Amortisationsgesetzen gegen 20 ältere Rechtsquellen beseitigt 
worden. Für Preussen ist das Gesetz vom 28. Februar 1870 mit seinem verhängniss- 
Yollen § 4, welcher für den Immobiliarerwerb der todten Hand neben einander 
preussisches Landrecht, hannoversches, alt-hessisches, hanauisches, kurmainzisches. 
fuldaisches, nassauisches, hessen- homburgisches, würzburgisches, französisches und 
sonstiges Riecht hatte bestehen lassen, aufgehoben und durch die einfachen Bestimmungen 
der Art. 6 und 7 des A. G. ersetzt. Die Erwerbsfähigkeit der geistlichen Gesellschaften 
im Besonderen ist nicht abweichend von derjenigen der Religionsgesellschaften im 
Allgemeinen geregelt. Der Vorbehalt des Art. 84 gilt auch für sie. Daher lassen die 
ausführenden Landesgesetze stillschweigend für geistliche Gesellschaften, welche 

S' iristische Persönlichkeit besitzen, die allgemeine Erwerbsgrenze des Art. 86 bestehen. 
ur Bayern macht eine Ausnahme. Es hat die Freisumme in Ansehung der geistlichen 
Gesellschaften auf 10000 Mark erhöht und alle anderen kirchlichen Organisationen 
mit juristischer Persönlichkeit keinerlei Amortisationsvorschriften unterworfen. Dagegen 
hat das B. G. B. selbst ein Normativ hinsichtlich der Erwerbsart der einzelnen Religiösen 
aufgestellt. Dies ist geschehen durch den Art. 87 mit dem Vorbehalte für diejenigen 
landesgesetzliehen Vorschriften, welche die Wirksamkeit von Schenkungen an oder den 
letztwuligen Erwerb der Mitglieder religiöser Orden und ordensähnlicher Kongregationen 
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staatlicher Genehmigung unterstellen. Dadurch sollte wenigstens die Möglichkeit offen- 
gehalten werden, in mittelbarer Weise den lukrativen Erwerb der todten Hand zn 
reguliren. Es haben bisher aber nur einige kleine Staaten von dem Vorbehalte 
Gebranch gemacht. Auch in die einzelnen Bestandtheile des Kirchengnts hat 
aus Gründen der gemischt privat- und öffentlich-rechtlichen Natur dieser Bechts- 
Verhältnisse das B. G. B. durch einige Vorbehalte eingegriffen. In Ansehung des 
Beneficialvermögens ist dies vor Allem durch die Art. 80 und 81 geschehen. Dort 
ist das Landesrecht reservirt hinsichtlich der vermögensrechtlichen Ansprüche und 
Verbindlichkeiten der Geistlichen aus dem Amtsverhältniss, sowie hinsichtlich des 
Pfründenwesens. Das letztere war schon dadurch gerechtfertigt, dass das Pfründen- 
recht in Folge seines Zusammenhangs mit dem kirchlichen Aemterwesen von jeher 
eine publicistische Fftrbung erhalten hat Noch weitergehend sind die Vorbehalte in 
Beziehung auf das Fabrikffut nach Art. 132 und 133. Liandesrecht gilt nach wie vor 
für Kirchen- und Schulbaulast, für Kirchenstühle und öffentliche Begrftbnissstfttten. 
Dass in diesem Zusammenhange nicht auch das Landesrecht über den gemeinschaftliehen 
Gebrauch au Kultusgegenständen, namentlich Kirchengebäuden, vorbehalten wurde, ist 
auffallend. Der Schluss wäre aber ungerechtfertigt, dass deshalb auf neubegründete 
Simultanverhältnisse das B. G. B. Anwendung finden dürfe oder müsse. Vielmehr 
untersteht als principiell staatskirchenrechtliches Verhältniss das simultaneom ganz 
dem Landesrecht. Näher geregelt ist es übrigens nur in Preussen und Bayern. Auf 
die Verwaltung des Kirchenvermögens endlich hat das B. G. B. natürlich 
zunächst mittelbar sehr einschneidend wirken müssen durch die Neuregelung des 
gesammten Rechts der Schuldverhältnisse und des Sachenrechts. Aber auch an Vor- 
schriften von unmittelbar instruktioneller Bedeutung für kirchliche Vermögensverwalter 
fehlt es nicht, so in § 89 Abs. 2 vb. § 42 Abs. 2, ^mer in Art 91 und 176. Wichtig 
ist noch die in Wirksamkeit des Codificationsprincips geschehene Beseitigung der 
Veräusserungsverbote des kanonischen Rechts für das bürgerliche Rechtsgebiet Die 
Garantien für den Kirehenschutz sind ausreichend durch die im öffentlichen Recht 
begründeten und vom B. G. B. nicht berührten Genehmigungsbefugnisse von Staats- 
oder Kirchenbehörden zur Veräusserung von Kirchenvermögen dargeboten. 

Das dritte und letzte vom B. G. B. gestreifte Gebiet des kirchenrechtlichen 
Systems sind die Rechtsverhältnisse der einzelnen Kirchenglieder. Hier 
kommt zunächst das religiöseErziehungswesen in Betracht. Der landesrechtliehe 
Vorbehalt des Art. 134 hat zur Folge gehabt, dass durch die Ausführnngsgesetze der 
Reichthum particularrechtlicher Vorschriften noch um ein Erhebliches vermehrt worden 
ist. Wir haben nunmehr nicht weniger als dreissig Gruppen particulärer Gesetze über 
die religiöse Erziehung von Kindern zu unterscheiden. Neun davon sind erst durch 
die neueste Rechtsentwickelung hinzugetreten. Ihrem Inhalte nach werfen die Gesetze 
ein ungemein buntes Bild des Rechtes über die religiöse Erziehung von Kindern, 
namentlich aus gemischter Ehe, ab. Als Gruppe 81 kann man noch diejenigen Rechts- 
gebiete zusammenfassen, in welchen besondere Gesetze über religiöse Erziehung über- 
haupt nicht bestehen, sondern lediglich der sogenannte gemeinrechtliche Grundsatz des 
freien elterlichen Bestimmungsrechtes gilt. Abgesehen von einigen preussischen Gebiets- 
theilen, als Neavorpommem und Rügen, hohenzoUemsche Lande, Lauenburg, Homburg, 

fehören dahin jetzt nur noch Mecklenburg-Strelitz, Anhalt, Schaumburg-Lippe und 
iremen. Direct hat das B. G. B. in Einigem nur die religiöse Erziehung von Mündel- 
kindem gestreift; § 1779: Rücksichtnahme auf das religiöse Bekenntniss des Mündels 
bei der Auswahl des Vormundes, und § 1801: Entziehung der Sorge für die religiöse 
Erziehung des Mündels, wenn der Vormund nicht dem Bekenntniss angehört, in dem 
das Mündel erzogen ist. 

Eine mittelbare Einwirkung auf das Landesrecht ergiebt sich aber auch aus den 
Wirkungen der Adoption nach B. G. B. Die frühere gemeinrechtliche Unterscheidung 
von adoptio plena und minus plena kann nach B. G. B. der Elntscheidung über die 
religiöse Erziehung von Adoptivkindern nicht mehr zum Grunde gelegt werden. Denn 
die Annahme an Kindesstatt wirkt in jedem Falle die Rechte der elterlichen Gewalt. 
Daher wird überall dem Annehmenden das religiöse Erziehungsrecht in demjenigen 
Umfange zustehen müssen, in welchem es nach Verschiedenheit der Landesrechte mit 
dem Besitze der elterlichen Gewalt verbunden ist Es erübrigt noch das Ehewesen. 
Ausdrücklich auf das Kirchenrecht Bezug nehmende Bestimmungen enthält das B. G. B. 
allerdings nur zwei, den bekannten § 1588: „die kirchlichen Verpflichtungen in Ansehung 
der Ehe werden nicht berührt," und die in Art. 46 III geschehene Ergänzung der Straf- 
bestimmung von § 67 des Personenstandsgesetzes. Ungleich bedeutungsvoller aber ist 
der sozusagen betonte kirchenrechtliche Inhalt des Eherechtes im B. G. ü. Die mttsaige 
Streitfrage, ob das Kanonische Recht schon in der Ueberschrift des 1. Abschn. 4. Buches 
«Btirgerlicbe Ehe' eine verborgene Heimstätte gefunden habe, kann auf sich beruhen. 
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Zweifellos und manDigfaltig sind die kirchenrechtlichen Einwirkungen im Gebiete 
des Eheschliessnn^- wie des Ehescheidungsrechts. Dort schon hinsichtlich der recht- 
lichen Wirkung der Ehehindemisse , deren Bestimmung trotz mancher Eigenart im 
E^zelnen durchaus in den Kategorien des Kanonischen Rechts wurzelt. Die Bestimmung 
über die Convalescenz einer nichtigen Ehe durch dauerndes Zusammenleben in § 1324 
scheint ihr unmittelbares Vorbild m der Decretale c. 11. X. IV. 17 zu haben. Neu 
hinzugetreten zum Bestände der bürgerlichen Ehehindemisse ist femer dankenswerther 
Weise aus dem kanonischen Recht das Impediment der ausser ehelichen Affinität, § 1310. 
Markant ausgeprägt sind die verwandtschaftlichen Beziehungen in der Neuordnung der 
Ehesehliessungsform. Die Ehe kommt wie nach den Tridentinum nach § 1317 zu Stande 
durch die formalisirte Konsenserklärung der Verlobten. Die ehebegrttndende Wirkung 
der Erklärung des Standesbeamten ist gefallen. Es ist Raum geschafft für das Dogma 
der Spendung des Sakraments der Ehe durch die flheschliessenden selbst. Nur eine 
doppelte Abweichung findet sich. Die Erleichterung, dass der Mangel der Zeugen 
kerne Nichtigkeit der Form nach sich zieht. 

Die Erschwerung, dass der Standesbeamte zur Entgegennahme der Erklärung 
bereit sein mnss. Das B. G. B. kennt keine assistentia passiva. Im Gebiete der Ehe- 
scheidung iBt zunächst die Reception protestantischen Kirchenrechts unverkennbar. 
Gegenüber den uferlosen Scheidungsgründen des Naturrechts ist das in der protestan- 
tischen Eherechtspraxis wurzelnde Princip der Verschuldung, mit der einzigen berechtigten 
Ausnahme der Geisteskrankheit, zum Fundament der Ehescheidungsgrttnde gewählt. 
Andererseits hat das aus dem protestantischen Kirchen recht stammende Institut der 
landesherrlichen Ehescheidung, von der Möglichkeit seiner Anwendung auf Mitglieder 
landesherrlicher Familien abgesehen, seine Geltung verloren. Das kanonische Recht 
dagegen hat nur an einer Stelle im Gebiete des Ehescheidungsrechts eine vorbildliche 
Wirkung ausgeübt, in der durch § 1575 eröfiiieten Wiüil, statt auf Scheidung, auf Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinschaft zu klagen. Es ist aber, rein juristisch gemessen, 
streng daran festzuhalten, dass diese Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft nicht die 
separatio perpetua des kanonischen Rechts ist, sondern vielmehr ein nach Inhalt und 
rechtlicher Wirkung neues Rechtsinstitut darstellt. 

In der eich an den Vortrag anschliessenden Discussion wies Herr Justizrath 
Dr. Riesser darauf hin, dass der Einfluss des kanonischen Rechts sich auch im all- 
gemeinen Theile, im Sachen- und Obligationenrecht des B. G. B. in weitem Umfange 
geltend gemacht habe. 



Dr. Koch. Dr. Seligsohn. 
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341. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 15. December 1900, ixn Grand Hotel de Rome. 



Der zweite Stellvertreter des Vorsitzenden eröffnete die Sitzung und begrtlsste 
als neue Mitglieder die Herren: 

Landrichter Steuber, 
Gerich tsai*se8sor Dr. Rathenauer, 
Bibliothekar beim Reichsmilitärffericht Dr. jur. Maas. 
Demnächst hielt Herr Geheimer Justizrath Professor Dr. Gierke nachstehenden 
Vortrag über: 

„Handelsgesellschaftsrecht und bürgerliches Recht*. 

1. 

Seit dem 1. Januar d. J. hat sich das Verhftltniss des Handelsrechts zum 
bürgerlichen Recht sehr wesentlich geändert. Aensserlich freilich ist das Handels- 
recht geblieben, was es war: ein für einen bestimmten Lebensbereich geltendes Sonder- 
recht, daß dem gemeinen Privatrecht vorgeht, aber vom gemeinen Privatrecht getragen 
und ergänzt wird. Allein, wahrend das alte Handelsrecht sich an verschiedene Privat- 
rechtssysteme anlehnen und daher zum Theil sich erst selbst eine einheitliche Grrundbige 
schaffen musste, kann sich das neue Handelsrecht auf einheitliches deutsches Privatrecnt 
stützen und findet in ihm ein tragfähiges Fundament. Und während das alte Handels- 
recht ein ihm vielfach fremdartiges bürgerliches Recht vor sich hatte und deshalb einer 
oft von Grund aus selbstständigen Gedankenbildung bedurfte, steht das neue Handels- 
recht einem ihm mannigfach angeglichenen, mit einer Fülle erst ihm entlehnter Gedanken 
durchtränkten bürgerlichen Recht gegenüber und hat demgetnäss überwiegend nur noch 
in Einzelheiten zu sonderrechtlicher Entfaltung Anlass. So hat das Handelsrecht nicht 
nur an Umfang, sondern auch an innerer Geschlossenheit verloren. Eis wurzelt tiefer 
im mütterlichen Boden des gemeinen Rechts, es weist im Baustil nur noch feinere 
Nuancen auf, es ist un8elbst<<tändiger und ergänzungsbedürftiger geworden. 

Unter allen Theilen des Handelsrechts ist es wohl zweifellos das Handels- 
gesellschaftsrecht, das verhältnissmössig, wie den grössten Umfang, so am 
meisten Geschlossenheit, Eigenart und Selbstständigkeit bewahrt hat. Gleich- 
wohl hat sich auch hier das Verhältniss zum bürgerlichen Recht gewaltig in der an- 
gedeuteten Richtung verschoben. Vielleicht hat es daher für Sie einiges Interesse, wenn 
ich versuche, die eingetretene grundsätzliche Aenderung zu beleuchten. Natürlich kann 
ich nur einen Ueberblick geben, auf die entscheidenden Grundgedanken hinweisen und 
hier und da einige praktische Folgen hervorheben. 

H. 

Blicken wir zunächst auf die eigentliche Handelsgesellschaft, die offene 
Handelsgesellschaft und die Commanditgesellschaft. Das neue H. G. B. ver- 
weist in § 105 Abs. 2 für die offene Handelsgesellschaft ausdrücklich auf die subsidiäre 
Anwendung der Vorschriften des B. G. B. über die Gesellschaft. Gleiches gilt für die 
Commanditgesellschaft, auf die ja nach § 161 Abs. 2 subsidiär die Vorschriften über 
die offene Handelsgesellschaft Anwendung finden. Sie ist überhaupt nur eine Abart 
der offenen Handelsgesellschaft und bedarf hier keiner abgesonderten Betrachtung. 

Das ist eine tiefgreifende Neuerung! Im alten H.G. B. war die offene Handels- 
gesellschaft ein geschlossenes, nur sich selbst gleiches Gebilde, das in allem Wesent- 
lichen vollständig geregelt war. Jetzt ist sie nur noch der handelsrechtliche Ausbau 
der Gesellschaft des bürgerlichen Rechts. Das neue H. G. B. konnte diesen Schritt 
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tban, weil das B. G. B. ihm einen noch erösseren Schritt entgegengekommen war. Denn 
es hatte den germankchen Gedanken der Gameinechaft zur gesammten Hand, 
der in der Handelsgesellschaft lebendig geblieben war, in neine eigene Gesellschaft 
hineingepflanzt. Dem bisherigen bftrgerlichen Recht gegenüber war ein derartiges 
Verhaken des Handelreehtes unmöglich. Allenfalls gegenüber dem prenssischen Land- 
recht, keinesfalls aber gegenüber dem gemeinen Recht und dem sächsischen Gesetzbuch 
mit ihrem rein römischen Societfttsbegriff hätte das Handelsrecht hier auf seine volle 
Autonomie verzichten können. Und wäre der erste Elntwurf des B. G. B. Gesetz ge- 
worden, so würden wir wohl auch im neuen H. G. B. vergeblieh die Verweisung auf 
die Gesellschaft des bürfferlichen Rechts suchen. Erst der Sieg des deutschen Rechts 
im bürgerlichen Gesellschaftsrecht öffnete die Bahn! 

Nunmehr haben wir vor Allem in der alten Streitfrage über das rechtliche 
Wesen der eigentlichen Handelsgesellschaft festen Boden unter den Füssen. Der un- 
sägliche, männermordende Streit scheint geschlichtet. Die Handelsgesellschaft ist eine 
nach dem Prinzip der gesammten Hand construirte Gesellschaft. Die 
sogenannte Societätstheorie ist erschlagen. E» geht nicht mehr an, vom römischen 
Societätsbegriff auszugehen und ihn so Tange zu biegen und zu stutzen, bis er als 
,,modificirter Societätsfcgriff** nothdürftig an die Handelsgesellschaft heranreicht. Denn 
schon die Gesellschaft des bürgerlichen Rechts ist von vornherein in ihrer normalen 
Gestalt als ein von der r(knischen societas grundverschiedenes Gebilde aufgebaut und 
bat keinen loseren Gesellschaftstypus hinter sich, als dessen Modification sie aufgefaast 
werden körnte. Die Handelsgesellschaft aber weist in ihren Abweichungen von der 
Gesellschaft des bürgerlichen Rechtes lediglich ein starkes Mehr der Entfernung vom 
Societätsbegriff auf. Andererseits ist auch die Theorie der juristischen Persönlich- 
keit der offenen Handelsgesellschaft abgethan. Denn unzweifelhaft ist die Gesellschaft 
des btlrgerlichen Rechts keine juristische Person. Wollte aber Jemand behaupten, in den 
Znthaten des Handelsgesetzbuches stecke die juristische Person, so wäre ihm zweierlei 
entgegenzuhalten. Erstens, dass ein innerer Widerspruch darin läge, das Rechts- 
verhältniss einer Verbandsperson in wesentlichen Stüclcen durch Verweisung auf die 
für eine blosse Gresellschaft geltenden Regeln zu ordnen. Zweitens, dass das B. G. B. 
einen festen Begriff der juristischen Person hat, der sich auf Vereine, Stiftungen und 
jnristiacfae Personen des öffentlichen Rechte beschränkt, die Handelsgesellschaft aber in 
keine dieser Kategorien fällt. Noch weniger sind gegenüber dem neuen Rechte andere 
Theorien haltbar, die das Wesen der offenen HandeWesellschaft in ein ausserhalb des 
Gesellschaftsbegriffes lieerendes Moment, wie etwa Haftungsgomeinschaft, Dis- 
positionsgemeinschait oder Zweckvermögen, verlegen. 

Können wir also die Streitaxt begraben? Ich fürchte, die Aera des ewigen 
Friedens ist auch hier noch nicht angebrochen! Wir mögen einig werden, dass die 
Handelsgesellschaft ihrem rechtlichen Wesen nach eine Gemeinschaft zur gesammten 
Hand ist. Aber was ist denn, was bedeutet diese gesammte Hand? Hierüber 
wird wohl noch manche Fehde entbrennen! 

Das alte deutsche Rechtswort der gesammten Hand hat sich, obschon es uns als 
technischer Ausdruck weder im B. G. B. noch im H. G. B. begegnet, in der Litteratur 
des neuen Rechts mit überraschender Schnelligkeit Bahn gebrochen. Vereinzelt freilich 
sind schon Versuche unternommen, es wieder auszumerzen. So will Joerges (in einem 
Aufsatz über die Lehre vom Miteigenthum und der gesammten Hand nach deutschem 
Reichsrecht, Z. f. H. R. Bd. 49, S. 140 ff.) mindestens nicht von Eigenthumsgememschaft 
zur gesammten Hand, sondern von „gebundenem Miteigenthum** sprechen. Ueberwiegend 
aber wird der Name gebraucht. Allein zunächst ist es doch eben nur ein Name. Und 
der Begriff, der dahinter steckt, wird offenbar sehr verschieden verstanden. Manche 
Romanisten, die er natürlich zuvörderst fremdartig anrauthet, haben ihn schon stark 
abgeschwächt und verdünnt. Die Germanisten suchen ihm umgekehrt weite und kraftr 
volle Geltung zu verschaffen. Es gilt daher, sich über den Kern dieses Begriffes zu 
verständigen. 

Offenbar bezeichnet das Wort „gesammte Hand" nicht ein Rechtsinstitut, 
sondern ein Rechtsprinzip. Es sagt etwas darüber aus, in welcher Weise mehrere 
Personen gemeinsam eine Rechtsposition einnehmen. Und zwar besagt es, dass die 
mehreren Personen in einer rechtlichen Verbundenheit die Stellung eines 
Rechtssubjectes haben. Hiermit drückt es einen Gegensatz zu anderen Rechtsprmzipien 
aus, die mehreren Personen als unverbundenen Subjecten gemeinsame Rechte oder 
Pflichten zuschreiben. Befinden sich unverbundene Personen in derartiger Snbject- 
stellung, so sind sie entweder eine jede nur zu einem Antheil oder eine jede auf das 
Ganze berechtigt oder verpflichtet. Es gilt also entweder das Antheilsprinzip oder 
d^Solidarprinzip. In beiden Fällen bleibt die Persönlichkeit als solche unberührt, 
die Gemeinschaft liegt nur im Gegenstande, sie ist individualistischer Structur und 
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erschöpft sich in den aus dem objectiven Zusammenhange der Einzelrechte oder 
Einzelpflichten entspringenden Beziehungen. Das römische Recht kannte nur diese 
indiviaualistischen Gemeinachaftsformen. Das deutsche Recht kannte sie auch, bildete 
aber daneben vom Familienrecht her die echte Gemeinschaft aus, bei der mehrere 
Personen zunftchst als verbunden gesetzt und dann in dieser ihrer Verbundenheit zu 
Rechts- und Pflichtentrftgern berufen werden. Einer solchen echten Gemeinschaft 
diente vor Allem die Denkform der gesammten Hand. Verdankt sie doch ihren 
Namen einem Bilde, das in die sinnliche Erscheinung trat, wenn die Gemeiner mit 
verschlungenen Hftnden den symbolischen Erwerbsakt vornahmen oder das Verpflichtungs- 
symbol ergriffen. Der Gedanke aber hat das Bild überlebt. Alle gesammte Hand ist 
grundsfltzlich zuerst Personenverbindung. Sie hebt in irgend emem Umfange das 
reine Fürsichsein der Subjecte auf, verknüpft sie organisch miteinander als Ehepaar, 
als Gesellschaft, als Gemeinderschaft u. s. w. und fasst sie so zu einer Einheit zusammen, 
die wir als Personeneinheit bezeichnen mögen. Diese Personeneinheit ist keine 
juristische Person, sie ist nicht eine von den Gliedpersonen verschiedene und ihnen 
gegenüber verselbststtodigte Verbandsperson, sondern nur die collective Einheit der 
verbundenen Personen. Allein, sie ist der Ausdruck dafür, dass die verbundenen Personen 
fähig sind, als Gesammtheit, „zusammen* oder ^insgesammt* Rechte und Pflichten zu 
haben, die sich von den ihnen als Einzelnen, „sonders** oder „insonderheit*' zukommenden 
Rechten und Pflichten unterscheiden. So wurzelt die gesammte Hand im Personenrecht 
und ist ohne personenrechtliche Grundlage gar nicht denkbar. Und diesen Ursprung 
verleugnet sie nicht, wenn sie ins Obligationen- und Sachenrecht eintritt. Vielmehr 
wirkt sie vermöge ihrer vergemeinschaftenden Kraft auf die individualrechtlichen 
Institute des reinen Vermögensrechts socialrechtlich umbildend ein. 

Als derartiges Rechtsprinzip aber ist die gesammte Hand der ungleichartigsten 
Verwendung fähi&r. Sie ist ein elastisches Gedankenelement, das an diesem oder 
jenem Punkte aunauchen und schwächer oder stärker entfaltet sein kann. Sie kann 
daher ein Rechtsinstitut nicht nur völlig beherrschen oder überwiegend durchdringen, 
sie kann auch als secundäres Element sich einem vom Antheils- oder Solidarprinzip 
beherrschten Institute einfügen. So hat das B. G. B. die gewöhnliche Gemeinschaft 
und insbesondere das schlichte Miteigenthum grunosätzlich als Gemeinschaft nach 
Bruchtheilen construirt. Allein hinsichtlich der Verwaltung besteht abweichend vom 
römischen Recht eine gesetzlich organisirte Gemeinschaft; und durch gewillkürte Ordnung 
kann diese Gemeinschaft mit dinglicher Wirkung weiter ausgebaut und dauernd ver- 
festigt werden. Hiermit wird eine nach dem Gesammthandsprinzip eingerichtete Ver- 
waltungsgemeinschaft begründet, während doch die ihr zu Grunde liegende Rechts- 
gemeinschaft als solche schlechthin vom Antheilsprinzip beherrscht oleibt. Denn 
der Zuständigkeit nach erschöpft sich alles gemeinschaftliche Recht in gesonderten, 
frei verfügbaren Antheilen der Einzelnen. Das Solidarprinzip waltet bei den Ge- 
sammtschuldverhältnissen des B. G. B.; der kaum sehr glücklich gewählte Name 
darf nicht darüber täuschen, dass Gcsatnmtgläu biger und Gesammtschuldner nicht als 
Gesammtheit, sondern ein Jeder insonderheit das Ganze zu fordern oder zu leisten haben. 
Aber wenn mehrere Gläubiger eine untheilbare Leistung zu fordern haben, sind sie im 
Zweifel nicht Gesammtgläubiger, sondern zwar abweichend vom preussischen Recht ein 
Jeder forderungsberechtigt, aber nur auf Leistung an Alle zusammen, und nur Leistung 
an Alle zusammen befreit (§ 432). Ueberdies kann echte Forderung oder Schuld zu ge- 
sammter Hand nicht nur an Stelle der solidarischen Forderung oder Schuld treten, 
sondern auch, wie wir noch sehen werden, sich mit ihr verbinden. Solche Gombinationen 
begegnen auch sonst. Ich erwähne nur noch die Anwendung des Rechtsprinzips 
der gesammten Hand auf die Vertretungsmacht. Vertretungsmacht zu gesammter 
Hand wird durch „Gesammtprocura", wie das neue H. G. B. passend statt Coüectiv- 
procura s^t, oder andere Gesainmtvollmacht begründet und gilt nach gesetzlicher Regel 
Dei einer Mehrheit von Uquidatoren, Vorstandsmi^liedern, Testamentsv ollstreckem u.s. w. 
In die offene Handelsgesellschaft aber tritt sie nur kraft besonderer Abrede als ,Ge- 
sammtvertretung** (§ 125) ein, während an sich vielmehr inmitten dieser Gemeinschaft 
zur gesammten Hand für die Vertretung das Solidarprinzip gilt. 

Kehren wir nun zu dem Verhältniss zwischen Handelsgese&chaft und Gesellschaft 
des bürgerlichen Rechts zurück, so ist zweierlei klar. Erstens, dass ftlr beide Ge- 
meinschaftsformen das Rechtsprinzip der gesammten Hand nicht blos nebensächliche, 
sondern kernhafte Bedeutung hat, indem es von vornherein über die Zuständigkeit 
alles G^emeinschaftsrechts entscheidet. Zweitens, dass gleichwohl das Rechtsprinzip der 
gesammten Hand bei beiden in ungleichem Grade durchgeführt, bei der Handels- 
gesellschaft umfassender und kräftiger verwirklicht ist. Alle wesentlichen Unterschiede 
der Handelsgesellschaft von der Gesellschaft des bürgerlichen Rechts lassen sich auf 
ein Plus von gesammter Hand zurückführen. 
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Beide GeseÜAchaften beruhen auf einem Vertrage, beide aber auf einem nicht 
blo8 obligationenrechtlichen, sondern zugleich perHonenrechtlichen Vertrage. Denn 
dieser Vertrag stellt eine Verbundenheit her, er verknüpft für seinen Bereich die 
Gesellschafter zu einer Personeneinheit. Auch der Gesellscnaftsvertrag des B. G. B. ist, 
obwohl er im Recht der Schuldyerhältnisse erledigt wird, nicht gleich der römischen 
societas ein rein schuldrechtlicher Vertrag, auch er vielmehr schafft eine neue Subject- 
stellang, eine Subject^meinschaft. Doch genügt eine Vereinigung für irgend einen 
Einzelzweck, die in vielleicht minimalem Umfange verbindet. Da** Gesetz statuirt daher 
nur die zu gemeinsamer Rechtstrfigerschaft überhaupt erforderliche Personeneinheit und 
überlflsst deren etwaigen volleren Ausbau der Vertragsfreiheit. Dagegen richtet sich 
der Gesellschaftsvertrag bei der Handelsgesellschaft nothwendig auf den gemeinsamen 
Betrieb eines Handelsgewerbes und erzeugt schon seinem Begriff nach eine ständige 
und umfassende Berufsgemeinschaft. Er zeigt daher eine stärkere personenrechtliche 
Präpin^, wie ihm ja das H. G. B. auch äusserlich seinen Platz ausserhalb des 
Obügiitionenrechts anweist, und bringt schon nach der gesetzlichen Regel eine über das 
einzelne Rechtsverhältniss hinauswirkende Personeneinheit hervor. Die Gesellschafter 
sind so fest und innig miteinander verbunden, dass man dieses Band schon oft mit 
einer Ehe verglichen hat. Mit der Erwerbsgemeinschaft verknüpft sich nothwendig 
eine Haltungsgemeinschaft, die das ganze Lebensschicksal des offenen Gresellschafters 
mit dem Schicksal der GreselLschaft verflicht. So begegnen uns denn hier auch gesetzliche 
Regeln, die dem Gedanken einer die Persdnlichkeit im Ganzen ergreifenden Berufs- 
gemeinschaft Ausdruck geben. Das Concurrenzverbot (§ 112—113); der Ersatzanspruch 
wegen der durch Gescnäftsft^hrung oder aus einer mit ihr untrennbar verbundenen 
Gefahr erlittenen Verluste, z. B. auch wegen Unfalls auf einer Geschäftsreise (§ 110); 
die jährliche Berechnung von Gewinn und Verlust und der Anspruch auf jährliehe 
Ausaihlungen (§ 120—122). Alle diese Regein gelten nicht bei der Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts. Sie können freilich vertragMnässig auch bei ihr eingeführt und 
bei der Handelsgesellschaft wegbedungen werden, bezeichnen aber das Typische. Aus 
der Eigenart der handelsgesellschaft liehen Personenverbindung hat ferner die Praxis 
mit Riecht gefolgert, dass Handelsgesellschafter nur Einzelpersonen und gewisse 
juristische Personen, nicht Handelsgesellschaften sein können. Hieran Ist festzuhalten, 
obwohl das neue H. G. B. schweif und die Gesellschaft defe bürgerlichen Rechts 
zweifellos aus Gesellschaften und msbesondere Handelsgesellschaften bestehen kann. 

Die verstärkte Personeneinheit der Handelsgesellschaft findet ihren sinnfälligen 
Auadmck in der für sie begriffswesentlichen Firma. Die Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts, — von den nicht rechtsfähigen Vereinen, die keine Gesellschaften sind, sehen 
wir hier überaU ab, — bedarf keines Namens. Auch sie kann freilich unter einem 

S»meinsamen Namen auftreten. Man denke z.- B. an eine G« Werbegesellschaft von 
inderkaufleuten oder Handwerkern. AUein ein solcher G^sellschaftsname hat, wenn 
er auch im Verkehr thateächliche Bedeutung gewinnen kann, keine specifischen Rechts- 
wirknngen. Die Firma der Handelsgesellschaft dagegen ist ein von der Rechtsordnung 
anerkannter und geschützter, durch das Handelsregister veröffentlichter, für und wider 
Jedermann die Gesellschaft als Personeneinheit kennzeichnender kaufmännischer Name. 
Sie ist das formale Mittel, das die Handelsgesellschaft befähigt, sich als rechts- und 
handlungsfähige Einheit in den Verkehr zu begeben. Freilich ist auch sie nur ein 
C^esammtname, ein gemeinschaftlicher Name der Gesellschafter, wie sich dies z. B. darin 
zeigt, dass die Gesellschafter (einschliesslich der Commanditisten) auch als Einzelne 
'Kaufmannseigenschaft haben, zeugnissunfähig im Rechtsstreit der Gesellschaft sind und 
für Firmenschulden haften, dass die Eigenschaft eines einzigen von ihnen als Ausländer 
die Gresellschaft des Rechtes beraubt, die deutsche Flagge zu führen. Aber sie ist der 
Name einer Gesammtheit in ihrer gesellschaftlichen Personeneinheit. 

Die Handelsgesellschaft nun ist rechtsfähig unter ihrer Firma. Sie kann 
unter ihrer Firma Rechte und Pflichten jeder Art nahen, soweit nicht die Natur der 
Sache oder eine ausdrückliche Bestimmung, wie z, B. die Bindung des Erwerbes von 
Lehngütem an besondere Genehmigung nach Mecklenb. A. G. zum H. G. B. § 6, 
entgc^nsteht. Sie ist parteifähig. Sie hat Kaufmannseigenschaft, Sitz und Gerichtsstand. 
Dies Alles hat sie vor der Gesellschaft des bürgerlichen Rechts voraus. Und die 
Gesellschaft des bürgerlichen Rechts kann den Vorsprung durch keinerlei Vertrags- 
beredung einholen. Gleichwohl liegt auch hier nur ein Gradunterschied vor. Denn 
rechtsfähig ist auch die Gesellschaft des bürgerlichen Rechts. Auch bei ihr sind 
Subiect der zum G^esellschaftsvermögen gehörigen Rechte und Pflichten die Gesellschafter 
in ihrer Personeneinheit. Aber ihr fehlt der formale Ausdruck der Einheit. Dies wird 
am deutlichsten im Grundbuchrecht. Eigenthum oder dingliches Recht, das einer 
Handelsgesellschaft zusteht, wird im Grundbuch auf den Namen der Firma, Eigenthum 
oder dingliches Recht, das einer Gesellschaft des bürgerlichen Rechts zusteht, auf die 
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Namen aller Gesellschafter eingetragen. Da im ersten Falle die Art der Gesellschaft, 
im zweiten Falle das für die Gemeinschaft maassgebende RechtsverhAltniss vermerkt 
wird, dort also das Dasein einer berechtigten Personenmehrheit, hier die Anknüpfung 
des Rechts an eine Personeneinheit aus dem Grundbuch erheilt, ist in beiden Fflllen 
durch die Eintragung an sich das gleiche Verhältniss einer Recht^subjectivitAt zu 
gesammter Hand öffentlich bekundet und grundbuchrechtlicb gesichert. Der Unterschied 
tritt aber sofort zu Tage, wenn der Personalbestand wechselt. Im ersten Falle bleibt 
das Grundbuch richtig, so lange die Gesellschaft unter ihrer Firma besteht. Im zweiten 
Falle wird das Grundbuch unrichtig, sobald die eingetragenen G^eeell8chafter sich nicht 
mehr mit der Gesellschaft decken. — Nicht minder wichtig wird der Unterschied im 
Prozess. Wenn eine Handelsgesellschaft unter ihrer Firma klagt oder verklagt wird, spielt 
sie die Rolle einer einheitlichen Partei, deren IdentitAt von einem Wechsel der Personen- 
mehrheit nicht berührt wird. Treten dagegen die Gesellschafter einer Gesellschaft dee 
bürgerlichen Rechts zusammen als Partei auif, ho wird durch jeden Personenwechsel die 
Parteiidentitflt unterbrochen. In dem Buche von Konrad Hellwig, Anspruch und 
Klagerecht, sind die einzelnen Folgen scharfsinnig klargestellt (S. 182 ff.; 266 ff.). 

Die Handelsgesellschaft ist femer willens- und handlnngsffthig. Dieser 
Gemeinschaft zur gesammten Hand entspringt unmittelbar eine eigenthttmliche Organi- 
sation, die auf der Unterscheidung des inneren und des ftusseren Lebens beruht. Im 
inneren Verhftltniss wird die- Handelsgesellschaft durch die Ordnung der Beschluss- 
fassung und der an sich jedem Gesellschafter gebührenden Geschäftsführung sn 
einheitlicher Willensbildung und Willensausführung befähigt, im Äusseren Verhfiltniss 
durch die unbeschrankte und unbeschrftnkbare Vertretungsmacht, die an 
sich jedem Gesellschafter zusteht, mit einheitlicher Actionsfähigkeit von schneidender 
Schftrfe ausgestattet. Die gesetzliche Ordnung des inneren Lebens kann durch eine 
beliebige andere vertragsmissige Ordnung ersetzt werden, die gesetzliche Ordnung des 
äusseren Lebens dagegen ist in ihren Grundzügen unabftndenich, wfthrend Vertrags- 
mAssige Abänderungen, soweit sie zulfissig sind, der Veröffentlichung durch dias 
Handelsregister bedürfen. Die Gesellschaft des bürgerlichen Rechts entbehrt der 
unmittelbtu'en gesetzlichen Organisation. Das Gesetz stellt nur für den Fall ihrer 
vertragsmflssigen Organisation Regeln über Beschlussfassung und über GreschäftsftÜirung 
und Vertretung auf. Und GeschftTtsführunes- und Vertretungsmacht, die hier zusammen- 
gehören, werden nicht als specifiwhe Ausflüsse der Stellung als Gesellschafter, sondern 
als dem Gesellschaftsverhftltniss angepasste Anwendungsffllle von Auftrag und Voll- 
macht behandelt. Hiermit hflngt zusammen, dass die Entziehung der GeschftftsführungB- 
und Vertretungsmacht bei der Handelsgesellschaft nur durch gerichtliche Entscheidung, 
bei der C^selL^haft des bür^rlichen Rechts durch Gesellschaftsbeschluss erfolgen kann. 
Trotzdem handelt es sich wieder nur um einen Unterschied des Grades. Denn zuletzt 
ist Alles, was die Handelsgesellschaft vermag, nur gemeinschaftliches Wollen und Tfann, 
niemals Bethfttignng eines selbststftndigen GememwiUens durch Organe. CoWective 
Willens- und l^inalungsffthigkeii aber eignet auch der Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts. Das Gesetz selbst spricht von Beschlussfassung. Auch wenn die Gesellschaft 
jeder Organisation darbt, ist gemeinschaftliches Handeln als Gesellschaftshandlun^ 
möglich. Und nichts hindert die Gesellschaft, sich eine vollkommene Organisation mit 
Mehrheitsbeschlüssen, wie das Gesetz selbst vorsieht, und mit geordneter Repräsentation 
zu geben. Sie kann sich der Handelsgesellschaft annfthem und in Vielem sogar sie 
überiFlügeln. Nur kann sie niemals das Maass von Verkehrsfähigkeit erreichen, das 
der Handelsgesellschaft durch den Gebrauch der Firma, die Un&schrftnkbarkeit der 
Vertretungsmacht und die PublicitÄtswirkungen der Eintragung gesichert wird. 

Der objective Niederschlag der gesellschaftlichen Personeneinheit ist das 
Gesellschaftsvermögen. Die Einführung des Gesellschaftsvermögens in die 
Gesellschaft des bürgerlichen Recht« ist ja die Neuerung, in der vor Allem, wenn auch 
nicht, wie Viele meinen, ausschliesslich das Princip der gesammten Hand zur Erscheinung 
kommt. In Bezug auf die Bildung und die Rechtsverh£Utnisse des GeseUschafts- 
vermögens enthlllt das neue H. G. B. die wichtigsten Rechtssfttze des alten H. G. B. 
nicht mehr, weil sie (zum Theil in verbesserter Form) in das B. G. B. übergegangen 
sind. So hat denn auch das Gesellschaftsvermögen bei den Gresellschaften oieselbe 
rechtliche Natur. Es ist ein Sondervermögen, dej*sen Subject die Gesellschafter 
zu gesammter Hand sind. Gleichwohl besteht ein tiefgreifender Unterschied, indem 
das vermögen der Handelsgesellschaft eine stärkere Geschlossenheit aufweist. Der 
Begriff des Sondervermögens ist ja steigerungsffthig, er bedeutet niemals eine absolute 
Verselbstfltftndigung des Vermögens, — die kann nicht ohne Schaffung einer juristischen 
Person zu Stande kommen, — sondern immer nur eine relative SelbststXnd^keit. So 
begreift es sich, dass der krftftigeren Personeneinheit auch eine schftrfere Sondemng 
des Gemeinschaftsvermögens vom sonstigen Vermögen der Theiihaber entspringt 
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Dies zeigt sich schon in grÖsi^erer innerer Geschlossenheit. Die innere 
Geschlossenheit des Geeellschaftsyermögens tritt bei beiden Gesellschaften darin hervor, 
dass die An t heile der Gesellschafter nicht durch Versagung der Verfftgnngsbefugnise 
und des Theilnng^anspruches ffebnnden sind, sondern auch das Gesells^aftoyermöffen 
als Ganzes ergreifen. Sie sind, wie B. G. B. § 719 sagt, Antheile „am Gesellschafts- 
Termöeen". Dies mit Joerges wegzudenten, irefl das B. G. B. Vermöpensinbeeriffe 
nicht fu^ Rechtsobjecte anerkenne, ist vollkommen mizulftssig. Hier wie in anderen 
Fallen, besonders im Familien- und Erbrecht, hat eben das B. G. B. sein atomistisches 
Grunc^rincip durchbrochen und SondervermÖgen zu Objectseinheiten gestempelt! 
Ganz ausdrücklich wird auch in der C. P. O. § 859 der Antheil am Gesellschafts- 
vermögen von dem Antheil an den einzelnen zum Gksellschafts vermögen gehörenden 
Gregenstftnden unterschieden. Wenn hier und im B. G. B. zugleich von Antheilen an 
den einzelnen GregenstÄnden gesprochen wird, so ergreift das Antheilsrecht des Gesell- 
schafters "die einzelnen Gegenstände eben nur mittelbar, durch das Ganze hindurch als 
dessen Bestandtheile. Allem nach der freilich abttnderlichen gesetzlichen Regel besteht 
nun trotzdem in der inneren Structur der Vermögenseinheit nach Handelsrecht und 
bürgerlichem Recht ein wesentlicher Unterschied. Das Handelsgesellschaftsvermögen 
ist kapitalistisch ausgebaut. Die einzelnen Gegenstände gehen mit ihrem Geldwerthe 
in einer Wertheinheit auf und die Antheile erscheinen den^mäss als wechselnde, mit 
Zu- und Abschreibungen wachsende und schwindende, wenn auch in jedem Augenblick 
berechenbare Werthantheile. Das neue B. G. B. nennt sie „Kapitalantheile*. 
Es ist meines Erachtens unzulässig, mit Cosack neben oder hinter den Kapitalantheileu 
noch andere Antheile zu suchen, ebenso aber unzulässig, mit Staub das Dasein von 
Antheilen überhaupt zu leugnen. Die Kapitalantheile sind eben die jeweiligen Antheile 
am Gesellschaftsvermögen, das sie ja auch vollkommen erschöpfen. Sie geben demgemäss 
nach der gesetzlichen Regel auch während des Bestandes der Gesellschaft Anspruch 
auf verhältnissmässigen Antheil am Geldertrage bis zur Höhe von vier vom Hundert 
(die VoTBugsdividende der §§ 121 — 122) und nach Auflösung der Gesellschaft einen 
Anspruch auf einen dem Substanztheil entsprechenden Geldbetrag (§ 152). Irgend 
einen Anspruch auf Naturahmtznng oder Nabiraltheilung geben sie nicht, so dass die 
Antheile an den einzelnen Gegenständen niemals wirksam werden. Dem schlichten 
Gesellschafts vermögen des bürgerlichen Rechts fehlt diese kapitalistische Structur. Die 
Antheile sind nach der geHetzlichen Regel fest; welchen Anspruch sie während des 
Bestandes der Gesellschaft geben, hängt vom Vertrage ab, der so gut Naturalnntzung 
wie Gewinnantheil. mit ihnen verknüpfen kann. Nach Auflösung der GreseUschaft gift 
zwar für die Rückerstattung der Einlagen das Prinzip des Werthersatzes in Geide 
(§ 733), der Ueberschuss aber wird wie bei der Gememschaft nach Bruchtheilen und 
somit grundsätzlich in Natur vertheilt (§ 7B4 mit 781). Auch hier also sind die Antheile 
an den einzelnen Gegenständen, so lange die gesammte Hand besteht, unansgeschieden 
und unausscheidbar und praktisch wirkungslos. Aber sie sohlmnmem nur und werden, 
wenn nichts Anderes vereinbart ist, nach Wegfall der gesammten Hand ab Bruchtheils- 
rechte wirksam. 

Grösser ist der Unterschied hinsichtlich der äusseren Geschlossenheit der 
beiden Arten von Gesellschaftsvermögen. Sowohl bei der Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts wie bei der offenen Handelsgesellschaft haben die Gesellschafter freie Ver- 
fügung Ober den Bestand des Gesellschaftsvermögens, erst bei der Commanditgesellschaft 
tritt hmsichtlich der Einlage der Commanditisten eine Vinculirung zu Gunsten der 
Gläubiger ein. Solange jeaoch das Geselbchaftsvennögen besteht, bildet es eine auch 
für Dritte vom sonstigen Vermögen der Theilhaber gesonderte Einheit. Dieses 
Vermögen unterliegt in allen seinen Bestandtheilen dem Zugriff der Gesellschafts- 
gläubiger. Allein hierzu ist bei der Gesellschaft des bürgerlichen Rechts ein gegen 
sämmtfiche Gesellschafter, bei der Handelsgesellschaft em gegen die Gesellschaft 
unter ihrer Firma wirksames Urtheil erforiderlich und ausreichend (C. P. 0. § 735 
und H. G. B. § 124 Abs. 2). Dem Zugriff des Gläubigers eines Gesellschafters ist 
das Gresellschaftsvermögen entzogen. Allein in das schlichte GeseUschaftsvermögen 
kann, was Cosack mit Unrecht verneint, auch ein Gläubiger Vollstreckung erzielen, 
dem aus irgend einem aussergesellschaftlichen Grunde die Gesellschafter als 
Gesammtschuldner haften.* Das Handelsgesellschaftsvermögen dagegen ist ausschliesslich 
den Gläubigem dieser Handelsgesellschaft zugänglich und daher auch dem Zugriff 
eines Gläubigers entzogen, dem alle Gesellschafter aus einem anderen Rechtsverhältnisse, 
sei es auch z. B. als eine andere aus denselben Personen bestehende offene Handels- 
geseUschaft, gesammtschuldnerisch verhaftet sind. Hinsichtlich der Zulässigkeit der 
Aufrechnung wird derselbe Unterschied anzuerkennen sein. Nach dem B. G. B. § 719 
Abs. 2 kann gegen eine Gesellschaftsforderung der Schuldner nicht eine ihm gegen 
einen einzelnen Gesellschafter zustehende Forderung aufrechnen. Eine Forderung gegen 
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sämmtliche GeHellschnfter ktuin er aufrechnen. Die Vorschrift de« B. G. B. yilt auch 
für die Handelsgesellschaft, muss aber hier in Uebereinstimmung mit der bisherigen 
Praxis dahin ausgelegt werden, dass auch eine Forderung gegen ßflmmtliche Gesell- 
schafter unter anderer Firma oder sonst in anderer Eigenschaft Aicht aufgerechnet 
werden kann. Der Privatgläubiger eines Gesellschafters kann sich bei beiden 
Gesellschaftsarten die Bahn zum Gesellschaftsyermögen dadurch öffnen, dass er im 
ZwangsvoUstreckungsverfahren durch Kündigung die Auflösung der Gesellschaft oder 
doch das Ausscheiden seines Schuldners erzwingt und sich an dessen Auseinander- 
setzungsantheil hält. Allein bei der Gesellschaft des bürgerlichen Recht» ist er ohne 
Weiteres, bei der Handelsgesellschaft erst nach fruchtloser ZwangSTollstreckung in das 
bewegliche Vermögen des Gesellschafters hierzu befugt: dort kimn er unmittelbar den 
Antheil, freilich nur den Antheil am Ganzen, pfänden (C. P. 0. { 859), hier nur den 
Auseinandersetzungsanspruch pfänden oder sich überweisen lassen; dort kann er sofort, 
hier nur mit sechsmonatiger Frist zum Ablauf des Geschäftsjahres kündigen (B. G. B. 
§ 725, H. G. B. § 135). Endlich findet bei der Handelsgeseilschaft ein besonderer 
Concurs über das Gesellschaftsyermögen mit seiner durchgreifenden Absonderungs- 
wirkung statt (Conc. O. § 205), während die Gresellschaft des bürgerlichen Rechts nicht 
concursfähig ist und ihre Gläubiger daher des Vorrechts abgesonderter Befriedigung 
aus dem Gesellschafts vermögen en&ehren. Allerdings wollen Manche, wie L. Seuffert 
und Cosack, auch einen Concurs über das schlichte Gesellschaftsvermö^n zulassen. 
Allein dies widerspricht dem Gesetz und würde auch zu seltsamen Ergebnissen führen. 
Eine Gesellschaft liegt doch auch vor, wenn zwei Jünglinge gleicher Statur sich 
gemeinsam einen Frack anschaffen, um ihn abwechselnd zu tragen. Soll hier eine 
Concurseröffnung über den Frack möglich sein? 

In engem Zusammenhange mit dem Gesagten steht die ungleiche Ausgestaltung 
der Schuldenverhältnisse. Es giebt auch bei der Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts, obschon z. B. Schollmeyer und Hellwig dies bestreiten, Gesellschafts- 
schulden, die Passivbestandtheile des G^sellschan» Vermögens sind und dies so^ 
als Ganzes in ein Passiv vermögen, eine negative Grösse, verwandeln können. Im 
inneren Verhältnisse gelten hinsichtlich der Anweisui^ der Gesellschaftsschulden 
auf Berichtigung aus dem G^ellschaftsvermögen und hinsichtlich der Deckung eines 
F^lbetrages durch die Gesellschafter gleiche Grundsätze für die Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts und für die Hande&gesellschaft (B. G. B. § 733 und 735). Nach 
aussen dagegen bestehen durchreifende Unterschiede. Die Gesellschaftsschuld ist 
immer zugleich gemeinschaftliche Sonderschuld der GreseUschafter. Bei der 
Gesellschaft des bürgerlichen Rechts aber hängt es von den allgemeinen Regeln über 
Schuldverhältnisee ab, ob die Sonderschuld jecfen Gesellschafter als Gesammtschuldner 
auf das Ganze oder nur als schlichten Mitschuldner auf einen Antheil trifft Auch 
haftet der Gesellschafter zwar nach der gesetzlichen Regel unbeschrflAkt, der Geeell- 
schaftsvertrag kann aber nach der richtigen, wenn auch stark bestrittenen Meinung 
generell die Haltung beschränken. Bei der offenen Handelsgeeellschaft dagegen er- 
wächst unmittelbar aus dem GeseUschaftsverhältniss die immer solidarische und schlecht- 
hin unbeschränkbare Sonderhaftung jedes Gesellschafters, die auch jeden neu ein- 
tretenden Gesellschafter nothwendig ergreift, zu Gunsten des ehemaligen Gesellschafters 
einer besonderen ^sellschaftsrechtlic&n Verjährung unterliegt Beschräakui^ der 
Haftung ist ^ur bei der Commanditgesellschaft in bestimmter Weise ohne Aenderung 
der sonstigen Beschaffenheit der handelsgesellschaftlichen Sonderhaftung möglich. So 
hebt sich denn auch bei der Gesellschaft des btlrgerlichen Rechts die Schuld der Ge- 
sellschaft von der Schuld der Gesellschafter nach aussen regelmässig nicht ab. Vor- 
handen ist auch hier ein Schnldverhältniss der Gesellschafter zu gesammter Hand, das 
eine von der Sonderhaftung der Einzelnen verschiedene Gemeinschaftshaftung mit dem 
Gesellschaftsvermögen begründet und im Falle blosser Theilhaftung oder vertrags- 
mässig beschränkter Haftung der Einzelnen, sowie im Falle des Eintritts eines von 
Sonderhaftung freien neuen Gesellschafters für das Zugriffsrecht in das GeseUschafts- 
vermögen und ftlr die Aufrechenbarkeit mit GeseUschaftsfordemngen bedeutungsvoll 
wird. Aber die formelle Ausgestaltung fehlt Bei der Handelsgesellschaft dagegen ist 
das Doppelverhältniss der Haftnng der jeweiligen Gesellschafter zur gesammten Hand 
und der gesammtschuldnerischen mftung der Gesellschafter alsEinzelner auf das Schärfste 
aus^prl^. Es gentigt, darauf hinzuweisen, dass aus einem gegen die Gesellschaft 
gerichteten vollstreckbaren Schuldtitel die Zwangsvollstreckung gegen die Gesellschafter 
nicht stattfindet, dass andererseits hinsichtlich der Geltendmachung eines der Gesell- 
schaft zustehenden Anfechtungsrechts oder Aufrechnnngsrechts der aus seiner Sonder- 
haftung in Anspruch genommene Gesellschafter nur dieselbe verzögerliche Einrede wie 
ein Bür^ hat (H. G. B. % 129). 

Die ungleichartige Stärke der gesammten Hand muss auch für die Frage nach 
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den RechtsTerhältnisgen zwischen Gesellschaft nnd Gesellschafter Bedeutung 
gewinnen. Ich bin der Ansicht, dass nicht blos bei der Handelsgesellschaft, sondern 
auch bei der Gesellschaft des bQrgerlichen Rechts Ton den rein in dieGesammt- 
sphftre fallenden gesellschaftlichen Bechtsbeziehnngen, bei denen immer nur die Ge- 
sellschafter einander gegenfibertreten, die gesellschaftlichen Sonderrechte und 
Sonderpflichten (wie z. 6. Gewinnantheilsrecht und Beitragspflicht) zu unter- 
scheiden sind, bei denen die Gesellschaft als Personeneinheit dem einzelnen Theilhaber 
geffenQbertreten kann; dass hiervon wieder ausserffesellschaftliche Rechtsyer- 
nAltnisse unterschieden werden müssen, bei denen der Gesellschafter der Gesellschaft 
gegenüber als Dritter anzusehen ist Allein bei der Handelsgesellschaft gewinnt dies 
Aues festere Gestalt, ffthrt freilich auch in Bezug auf die ^Wendung der formellen 
Stttze über Firma, Vertretunffsmacht und Haftungsrerhflltniss zu besonderen, schwierigen 
Streitfragen. Wenn nach dem Wortlaute des § 718 des B. G. B. die Forderung auf 
rücksübidige Beitrage eines C^esellschafters nicht zum GreseUschaftsyermögen gehört, so 
ist dies m. E. für die Handelsgesellschaft, bei der man darin stets eine GeseUschafts- 
forderung erblickt, undurchführbar. Es dürfte sich freilich auch für die G^ellschaft 
des bürgerlichen Rechts als undurchführbar erweisen. In dem mir heute zug^angenen 
Schlussheft seiner Darstellung des Obligationenrechts tritt H. Dernburg gegen 
Planck energisch dafür ein, dass die Forderungen auf Beitrage zum GesellsiSiMts- 
Termögen gehören. 

Beiden Gesellschaften gemeinsam ist die Verftnderungsfähigkeit. Die Gesell- 
schaft Jcann fortbestehen, wenn ein Gesellschafter ausscheidet. Sein Antheil wächst 
den übrigen GreselLschaftern an. Die Gesellschaft kann aber auch fortbestehen, wenn 
ein neuer Gesellschafter hinzutritt. Für ihn wächst ein Antheil am GreseUschafts- 
yermögen ab. Wenn nach dem Vorgänge yon Planck das Letztere für die G^ell- 
schaft des bürgerlichen Rechts vielfach bestritten worden ist, womit zugleich die 
gesetzliche Grundla^ für die Möglichkeit des Eintritts in eine Handelsgesellschaft 
wegfiele, so hoffe ich, dase sich jetzt bereits eine herrschende Meinung gegen diese 
Verkümmerung der gesammten Hand gebildet hat. Aber der Satz, dass stets die 
jeweiligen Gresellschafter das Snbject des Gesellschaftsvermögens sind, gewinnt, wie wir 
schon gesehen haben, durch die Rechtsfähigkeit der Handelsgeselischaft unter ihrer 
Firma eine ihm bei der schlichten Geselkchaft fehlende unmittelbare Kraft ftlr alle 
auf den Namen gestellten formellen Rechtsverhältnisse, für das Grundbuch, den 
Prozess u. s. w. Sodann gelten mancherlei abweichende Re^ln für das Ausscheiden, 
z. B. Ausschluss durch Beschluss oder nur durch gerichtliches Urtheil. Vor Allem 
aber hat bei der Handelsgesellschaft der Eintritt wie das Ausscheiden besondere 
Wirkungen für die Schuldenhaftung. Die unbeschränkte und unbeschränkbare Haftung 
jedes neuen offenen Gesellschafters für alle vorhandenen Gesellschaftsschulden hat ja 
auch die eigenartigen Bestimmungen ftlr den Fall der im G^sellschaftsvertrage vor- 
gesehenen Fortsetzung der Gesellschaft mit den Erben (H. G. B. § 189) erforderlich 
gemacht. 

EIndlich tritt in den Vorschriften über die Auflösung der Gresellschaft besonders 
deutlich die kräftigere Ausprägung der handelsg^ellschaltlichen Personeneinheit zu 
Tage. Ich brauche die einzelnen Bestimmungen des B. G. B. und des H. G. B. über 
die Au flösungs gründe nicht durchzugehen, da ohne Weiteres klar ist, dass die Ab- 
weichungen sämmtlich darauf hinauskommen, dem Bestände der Handelsgesellschaft 
eine grössere Festigkeit zu verleihen, als sie der Gesellschaft des bürgerlichen Rechts 
der Regel gemäss eignet. Ebenso aber beruhen die Abweichungen m der Regelung 
der Auflösungs folgen, soweit sie nicht schon durch die ungleiche Structur des 
GeseUschaftsvermögens und der Scbuldenhaftung bedingt sind, auf einem ungleichen 
Maasse von Nachwirkung des gesellschaftlichen Bandes. Die aufgelöste Gesellschaft 
des bürgerlichen Rechts geht in eine Auseinandersetzungsgemeinschaft über, die grund- 
sätzlich Gemeinschaft nach Bruchtheilen ist und nur durch einzelne Bestimmungen im 
Sinne fortbestehender gesammter Hand abgewandelt wird. Der Auflösung der l&ndel»- 
gesellschaft dagegen f(%t der Regel nach die ^etzlich geordnete Liquidation, bis 
zu deren Beendigung das Gesellschafts verhältniss wirksam bleibt. Die Handelsgesell- 
schaft in Liquidation ist unter der Liquidationsfirma rechts- und handlungsfähig und 
hat eine feste innere und äussere Organisation. Sie ist in jeder Hinsicht eine aus- 
gebildete Gemeinschaft zur gesammten Hand. Hier wahrt* also bis zur gänzlichen Zer- 
setzung des gesellschaftlichen Gebildes die gesammte Hand ihre volle Wirkungskraft. 

Doch ich muss es mir versagen, das Bild näher auszuführen, zumal ich noch 
kurz das übrige Handelsgesellschaftsrecbt berühren möchte. Der flüchtige Ueberblick 
aber, den ich geben konnte, scheint mir zu genügen, um den Nachweis Ar das vorher 
behauptete Verhältniss zwischen der Gese&chalt des bürgerlichen Rechts und der 
offenen Handelsgesellschaft nebst der Commanditgesellschaft zu erbringen. Als vertrags- 
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mAsBige Personenvereinigungen zu gerammter Hand stimmen sie im Kern ihres Wesen« 
überein. Aber das Bechtsprincip der geaanunteu Hand ist bei der Handek^eselkchaft 
alß stftndiger Berufs-, Namens- und Haftungsgemeinschaft ungleich kräftiger durch- 
gefflhrt und voller entfaltet. Bei der snbaidiAren Anwendunp^ der gesellflehaftsrechtlichen 
Hegeln des B. G. B. auf die Handelsgesellschaft ist Vorsicht geboten, indem erst zu 
fragen ist, ob nicht die in langer geschichtlicher Entwicklung errungene fest^? Structnr 
der Handelsgesellschaft Abwandlungen gebietet. Sonst könnte mancher unerfreuliche 
Rttckschritt gegen das bisherige Recht zu verzeichnen sein. Andererseits darf jedoch 
auch bei der Handhabung der V orschriften über die Gesellschaft des bürgerlichen Hechts 
der Hinblick auf die HandelsgesellscJiaft nicht versflumt werden, weil in ihr das deutsch- 
rechtliche Princip der gesammten Hand sich immer behauptet hat und aus ihr erst 
wieder in die schlichte Gesellschaft übernommen ist. Sonst könnte der Fortschritt im 
bürgerlichen Recht durch allerlei Halbheit und Engherzigkeit arg verkümmert werden. 

III. 

Als „Handelsgesellschaft^ gilt dem H. G. B. auch die Actiengesellschaft. Da« 
Recht der Actiengesellschaft ist im H. G. B. vollständig geregelt, eine ausdrückliche 
Verweisung auf das bürgerliche Recht fehlt Gleichwohl ist auch auf die Actien- 
gesellschaft gemflss dem allgemeinen Grundsatz des £. G. zum H. G. B. a2 das bürger- 
liche Recht subsidiär anwendbar. Nur sind es die Vorschriften des B. G. B. über 
juristische Personen und insbesondere über rechtsfähige Vereine, nicht die 
über den (resellschaftsvertrag, die hier in Betracht kommen. Denn die Actiengesdlschaft 
ist ein Verein, dem durch Reichsgesetz Rechtsfähi^eit zugeschrieben wird, una somit 
eine juristische Person im Sinne des bürgerlichen Hechts. Dies wurde ja auch für das 
bisherige Recht in den letzten Jahrzehnten kaum noch bestritten. Nunmehr folgt es 
unmittelbar aus dem Gesetze, indem die Verweisung in § 22 des B. G. B. zweifellos auf 
den § 210 desH. G. B. zutrifft, nach dem die Actiengesellschaft als solche selbstständig 
ihre Rechte und Pflichten hat. So ist denn auch in der Litteratur bereits ziemlich 
allgemein anerkannt, dass die Vorschriften des B. G. B. über rechtsfähige Vereine 
subsidiär auf die Actiengesellschaft Anwendung finden. Insbesondere haben sich dafür 
Staub, Makower, Rehbein,. Simon, Ring ausgesprochen, während Pinner 
gewisse Einschränkungen macht 

Gleiches ist für die Commanditgesellschaft auf Aetien nach dem neuen 
H. G. B. zu behaupten. Denn sie wird als Abart der Actiengesellschaft behandelt und 
ausdrücklich, soweit nicht Abweichendes bestimmt ist, den Vorschriften des Aetien- 
gesellBchaftsrecht^, zu denen auch § 210 des H. G. B. gehört, unterstellt Wir sind 
damit endlich des unerquicklichen Zwanges enthoben, die 'Actiencommanditgesellschaft, 
weil sie nun einmal vom Gesetz in die Rechtsform einer modificirten Conmiandit- 
gesellschaft gegossen war, im Widerspruch mit ihrem thatsächlichen Wesen als blosse 
Gesellschaft zu construiren. Uebrigens hatte ja auch schon bisher der Staat als Fiscus 
mit dem ihm eigenen Scharfblick in Geldfragen sich durch das juristische Blondwerk 
nicht täuschen kssen, sondern die Actiencommanditgesellschaft als juristische Person 
besteuert Nunmehr ist auch für das Privatrecht die Actiencommanditgesellschaft zur 
juristischen Person erhoben. Sie ist freilich eine juristische Person eigenthümlicher 
Art, weil ihr ein Vorstand fehlt. Aber dieser Mangel wird dadurch ausgeglichen, dass 
die persönlich haftenden Gesellschafter die Rolle eines Vorstandes spielen (§ 825). Man 
muss daher m. E. auch der Actiencommanditgesellschaft als Ganzem die Eigenschaft 
eines rechtsfähigen Vereins zuschreiben, wie dies Joerges, Simon und Staub thnn. 
Die Ansicht von Stobbe und Cosack, dass die Gksammtheit der Commanditisten für 
sich eine juristische Person bilde, die dann wieder mit den persönlich haftenden 
Gesellschaftern in einer Gemeinschaft zur gesammten Hand stehe, ist verkünstelt und 
unhaltbar. Die Commanditistengesammtheit für sich ist lebensunfähig, sie gliche einem 
Menschen ohne Kopf. 

Ganz dasselbe, wie für die Actiengesellschaft, gilt für die Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, die ja eine Handelsgese&chaft mit eigener Persönlichkeit 
und nur zufällig nicht im H. G. B. selbst geregelt ist Es gilt auch für die eingetragene 
Genossenschaft, die aber, weil sie keine Handelsgesellschaft ist, hier ausser Acht 
gelassen werden kann. 

Die Anwendung der Vorschriften des B. G. B. über Vereine auf die Handels- 
gesellschaften mit eigener Persönlichkeit hat, so sehr sie durch deren umfassendes Sonder- 
recht zurückgedrängt wird, erhebliche praktische Bedeutung. Das hat Simon (Z. f. 
H. R. Bd. 49 S. 1 ff.) überzeugend dargethan. So greifen die Vorschriften über Beschluss- 
fassnng des Vorstandes (B. G. B. § 28) und über die vorläufige Ersetzung fehlender 
Vorstandsmitglieder durch amtsgerichüiche Bestellung auch hier Platz. Von besonderer 
Wichtigkeit ist es femer, dass sich die Haftung der handelsrechtlichen, juristischen 
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Personen aus imerlaabten und sonstiffen siim Schadenersatz verpflichtenden Handluncen 
ihrer Organe nach § 31 des B. G. B. richtet. Die Vorschrift des $ 85, dass Sonderrechte 
emes Mitglieds nicht ohne dessen Znstimmnng durch Beschlnss der r " 



beeintrftcDtigt werden können^ jrilt als leitender Grandsatz auch ffir die ActienffcseUse 
and hat ^g«nQber dem zum Theil bedenklichen Radicaliamus, mit dem sich das neue 
Actienrecht in £inzelfragen über Sonderrechte hinwegsetzt, ^osse allgemeine Bedeutung. 
Endlich ist m. E. nicht wohl zu bestreiten, dass die Bestunmungen über Entziehung 
der Rechtsfähigkeit im Verwaltungswege (§ 43) auch auf Actiengesellschaften anwendbar 
sind. Danach ist allerdings der viel umstrittene Art 4 des Preuss. A. G. zum H. G. B. 
ziemlich überflüssig. Denn dass er bei Gefahrdung des Gemeinwohls durch rechts- 
widrige Handlungen oder Unterlassung einer A. G. oder A. K. G. nicht blos die Ent- 
ziehung der Rechtsfähigkeit, sondern die Auflösung zulflsst, macht kaum einen Unter- 
schied. Allein die subsidiäre Anwendbarkeit des § 48 des B. G. B. kann nicht nur in 
anderen deutschen Staaten wichtig werden, sondern auch in Preussen in Fra^ kommen, 
wenn eine Actiengesellschaft satzungswidrig einen politischen, socialpolitischen oder 
religiösen Zweck verfolgt. Warum dies Simon für unmöglich hält, ist mir nicht 
klar geworden. 

Niemals jedoch darf ausser Acht gelassen werden, dass das Sonderrecht dem 
gemeinen Recht vorgeht, mithin die Anwendung der Vorschriften des B. G. B. über 
Vereine nur zur Ergänzung, nicht zur Durchbrechung des Sonderrechts führen darf. 
Es seheint mir, als wenn Simon und mit ihm Ring in einem wichtigen Punkte diese 
Grenzlinie überschreiten. Sie behaupten, dass fortan eine ActiengeseUschaft für einen 
anderen Zweck als den eines wirthse haftlichen Geschäftsbetriebes nicht mehr errichtet 
werden könne. Denn nur für Vereine mit einem derartigen wirthschaftlichen Zweck 
lasse tlas B. G. B. § 22 die Erlangung der Rechtsfähigkeit auf Grund besonderer reichs- 
gesetzlicher Vorschriften zu, während für Vereine mit anderem Zweck in § 21 lediglich, 
die Eintragung in das Vereinsregister als Mittel für Erlangung der Rechtsfähigkeit 
anerkannt sei. Wäre dies richtig, so müsste es auch für G^elkchaften mit beschränkter 
Haftung gelten. Denn es macht keinen Unterschied, dass die Möglichkeit der ErrichtoBg 
„für jeden zulässigen Zweck^ hier durch ausdrückliche sonderrechtliche Bestimmung 
gewährleistet, bei der Actiengesellschaft dagegen nur durch Streichung der ehemaligen 
Einschränkung eingeführt und stillschweigend festgehalten und (z. B. im H. G. B. § 6) 
vorausgesetzt ist. Sonach könnte eine ActiengeseUschaft oder eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung nicht mehr für einen rein gemeinnützigen Zweck, wie z. B. den 
Bau von Arbeiterwohnungen, oder für einen geselligen Zweck, z. B. ein Kasino oder 
Studentenheim, oder für Bildungszwecke, z. B. eine Lesehalle oder Musikaufftlhrungen, 
errichtet werden. Was mein Kollege Kahl in seinem Vortrage in unserer letzten 
Sitzung über die Errichtung von Handelsgesellschaften durch Religiöse bemerkt und 
ausführlicher in seiner Abhandlung über dieses Thema dargelegt hat, wäre überflüssige 
Mühe gewesen. Die besondere Form der Actiengesellschaft mit vinculirten Kleinactien, 
die vorzugsweise nicht wirthschaftlichen Zwecken dient, verlöre jede Daseinsberechtigung. 
Vor jeder Eintragung wäre die schwierige und bestrittene Frage zu lösen, worin denn 
das Merkmal des wirthschaftlichen Vereins zu finden ist. Grenügt, wie Planck meint, 
jeder geschäftsmässige Betrieb wirthschaftlicher Art? Oder muss, wie ich mit Ennee- 
cerus und Holder meine, der wirthschaftliche Erfolg eigentlicher Vereinszweck und 
nicht blos Mittel zur Erreichung des in Wahrheit idealen Vereinszweckes sein? Die 
Fälle, in denen trotz der Eintragung ins Handelsregister eine Actiengesellschaft oder 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung nichtig ist, drohten sich um eine neue Kategorie 
zu vermehren, an die bei den neuen Bestimmungen über die Nichtigkeitserklärung 
Niemand gedacht hat. Alle diese eingreifenden Aenderungen des bisnerigen Rechts 
aber würden nicht blos ohne, sondern geradezu gegen die Absicht des Gesetzgebers 
eintreten, lediglich vermöge der mechanisch wirkenden Kraft des gedruckten Buch- 
stabens. Dies halte ich für ausgeschlossen. Der ganze Vorbehalt m § 22 hat m. E. 
nur verdeutlichenden Sinn; auch ohne ihn würden die besonderen reichsgeaetzlichen 
Vorschriften vorgehen. So schliesst auch § 21 nicht aus, dass auf Grund eines besonderen 
Reichsgesetzes ein Verein mit idealem Zweck auf anderem als dem vom gemeinen 
Recht gebotenen Wege Rechtsfähigkeit erlangt. Es bleibt bei der vom bisherigen 
Recht oer Form der körperschaftlichen Handelsgesellschaft verliehenen Kraft, einen 
Verein mit jedem zulässigen Zweck dem Handelsrecht einzuverleiben. Man könnte 
hier sagen: „Die Mittel heüigen den Zweck^, d. h. sie verleihen ihm die wirthschaftliche 
Qnalificadon, die erforderlich ist, um das Asyl des HimdeLBrechts in öffoen. 

Im Uebrigen versteht es sich von selbst, dass auf die Handelsgesellschaften mit 
eigener Persönlichkeit nicht blos die Bestimmungen des Allgemeinen Theüs über 
juristische Personen, sondern alle anderen auf jurbtisäe Personen bezügliche Vorschriften 
des B. G. B., des Einführungsgesetzes, der anderen Reichsgesetze und der Landesgesetze 
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Anwendung finden. So namentlich, wie dies schon von Kahl dargelegt ist, die 
Beschränkungen des Erwerbes der todten Hand. In Preussen bedürfen sie der 
Genehmigung zu unentgeltlichem Erwerbe über 5000 Mark (A. G. a 6) und , wenn sie 
ihren Sitz nicht in Preussen haben, auch zu entgeltlichem Erwerbe von Grundstücken 
über 6000 Mark, während sie, wenn sie ihren Sitz in Prenssen haben, von den 
besonderen Beschränkungen hinsichtlich des Erwerbes von Grundstücken ausgenommen 
sind (a 7). Auch gilt für die juristischen Personen des Handelsrechts die Regel, dass 
das neue Recht hinsichtlich der Organisation und des Erlöschens auch auf bestehende 
juristische Personen anwendbar ist. Nur wird man auch hier bei der Lösung der 
vielen schon aufgetauchten Zweifel, — ich verweise auf die Schriften von Riesser 
(Die Neuerungen im deutschen Actienrecht, 1S99) und R lesen feld (Einfiuss des 
neuen Actienrechts auf die Statuten der bestehenden Gesellschaften, 1809), die 
Abhandlung von K. Lehmann (Z. f. H. R. Bd. 48 S. 114 ff.) und die Kommentare 
von Ring und Staub, — reichlich von dem Satze (Gebrauch machen müssen, dass 
im Zweifel älteres Sonderrecht durch neues gemeines Recht nicht beseitigt ist. 

IV. 
Am Schlüsse des zweiten Buches regelt das neue H. G. B. gewissermaassen 
anhangsweise die stille Gesellschaft. Sie ist keine Handelsgesellsehaft, aber 
sie ist eine handelsrechtliche Gesellschaft, auf die daher die Vorschriften des 
B. G. B. über den Gesellschaftsvertrag subsidiär Anwendung finden. Jedoch nur zu 
kleinem Theil! Denn die stille Gesellschaft ist keine Gesellschaft zur gesammten Hand, 
ihr fehlt Personeneinheit und Gesellschaftsvermögen. " Sie ist vielmehr nach Art der 
römischen societas ein reines Schuldverhältniss. Im Handelsrecht hat neben der Ge- 
meinschaft zur gesammten Hand und neben der Genossenschaft die einfache Societät 
sich in einem besonders ausgeprägten Typus erhalten. Das B. G. B. erwähnt ein der- 
artiges G^sellschaftsverhältniss nicht. Sollen wir nun also annehmen, dass ftLr die 
Societät nur noch im Handelsrecht eine Stätte bereitet, im bürgerlichen Recht kein 
Raum mehr vorhanden ist? Gewiss nicht! Vielmehr sind die Vorschriften des B. G. B., 
die das Princip der gesammten Hand in die Gesellschaft einführen, nachgiebiger Natur. 
Sie hindern nicht, einen Gesellschaftsvertrag in der Weise abzuschliessen, dass kein 
G^esellschaftsvermögen entsteht. So ist auch eine stille Gesellschaft des btlrgerlichen 
Rechts möglich. Warum sollte z. B. nicht der Bruder oder Freund eines Ltmdwirths 
sich an dessen Betrieb als stiller Gesellschafter betheiligen können? 

V. 

Es erübrigt mir ein Hinweis darauf, dass, wie die Vereinigungsformen des 
Handelsrechts zugleich unter das bürgerliche Recht fallen, so die Vereinigungs- 
formen des bürgerlichen Rechts in das Handelsrecht eintreten können. Sie 
unterliegen dann einzelnen handelsrechtlichen Normen, bleiben aber in ihrer Struktur 
vom bürgerlichen Recht beherrscht. 

Die Gesellschaft des bürgerlichen Rechts ist mannichfacher handels- 
rechtlicher Verwendung fähig. Nach btlrgerlichem Recht ist fortan die handels- 
rechtliche Gelegenheitsgesellschaft zu beurtheilen; die besondere Regelung 
derselben, die sich im alten H. G. B. fand, ist gestrichen. Nur als Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts kann eine Gewerbegesellschaft von Minderkaufleuten 
errichtet werden; sie kann mit den Mitteln des neuen Rechts sich stark einer Handels- 
gesellschaft annähern, niemals aber das Ziel erreichen. 

Jurist fs che Personen, die keine Handelsgesellschaften sind, und zwar sowohl 
juristische Peiionen des öffentlichen Rechts, wie rechtsfähige Vereine und Stiftungen, 
können al» Kauf leute unter Handelsrecht treten. Das neue H. G. B. trifft ftlr diesen 
Fall besondere Bestimmungen (§ 33 — 36). 

Aber auch nicht rechtsfähige Vereine können in den Bereich des Handels- 
rechts fallen. Als nicht rechtsfähige Vereine erscheinen Actiengesellscfaaften und 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung vor der Eintragung; für sie gelten handels- 
rechtliche Sondervorschriften, subsidiär jedoch die Vorschriften des bürgerlichen Rechts. 
Denkbar ist aber auch, dass ein nicht rechtsfähiger Verein bürgerlicher Herkunft 
thatsächlich ein Handelsgewerbe betreibt. Bei der Beurtheilung solcher Verhältnisse 
wird man im Auge behalten müssen, dass der nicht rechtsfähige Verein seinem wahren 
Wesen nach Verein und nicht Gesellschaf t ist. Er ist zwar den Vorschriften über 
den Gesellschaftsvertrag, jedoch zugleich einigen wichti^n Sondervorschriften unterstellt 
und bleibt ein von der Gesellschaft verschiedenes Gebilde. An dieser von mir in der 
Schrift über nicht rechtsfähige Vereine entwickelten Auffassung muss ich auch ge^n- 
über neueren Ausführungen festhalten. Insbesondere kann ich daher nicht der Ansicht 
von Staub beitreten, dass ein nicht rechtsfähiger Verein, der unter seinem Namen ein 
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Handelsgewerbe treibt, ohne Weiteres als offene Handelsgesellschaft zu gelten 
hat. Denn dafür fehlt es an einem wesentlichen Erfordernisse: dem Willen der 
Betheiligten, eine Gesellschaft zu bDden. Es wäre doch auch hart, dass, wenn etwa 
der Vorstand eines nicht eingetragenen Wohlthätigkeitsvereins auf den Gedanken 
yerfaUt, zur Füllung der Gasse unter dem Vereinsnamen einen schwunghaften Handel 
mit importirten Cigarren oder ein Bankiergeschäft zu betreiben, alle vielleicht ahnungs- 
losen Mitglieder, die einen Jahresbeitrag zahlen, in die unbeschränkte und unbeschränkbare 
Haftung des offenen Gesellschafters verstrickt würden! 

VI. 
Ich stehe am Schlüsse meiner schon zu langen und doch nur skizzenhaften 
Uebersicht. Möchte es mir gelungen sein, an einem wichtigen Beispiel zweierlei ein- 
leuchtend zu machen. EUnnuU, wie sehr fortan das volle Verständniss des Handelsrechts 
von der Heranziehung des grundlegenden und ergänzenden bürgerlichen Rechts abhängig 
ist — dieses bürgerlichen Rech€, dem es als Pionier vorgearbeitet, nun aber eme 
Reihe seiner Errungenschaften endgültig abgetreten hat. Sodann aber, wie werthvoll 
auch umgekehrt für eine gesunde Pflege des bürgerlichen Rechts der Hinblick auf das 
Handelsrecht ist, in dem so viele leitende Gedanken des neuen Privatrechts erwachsen 
sind und noch heute ihre volle Entfaltung finden. Das Handelsrecht ist an manchem 
Punkte berufen, das neue btlrgerliche Recht vor Verktkmmerung und Verunstaltung 
durch Buchstabendienst zu bewahren. Und was vom Handelsrecht gilt, das gilt nicht 
minder von anderen Sonderrechten reichsrechtlicher und (namentlich im Sachenrecht) 
auch landesrechtlicher Herkunft. Denn immer noch lebt in diesen Sonderrechten 
vielfach das deutschere, das socialere, das volksthümlichere, das freiere und weit- 
herzigere Recht. 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Discussion führte zunächst Herr 
Senatspräsident Kindel aus, dass es dem von dem Vortragenden entwickelten Unter- 
schiede zwischen der Gesellschaft zur gesammten Hand und der römischen Societät für 
die Praxis an der gentlgenden Schärfe fehle. Demnächst wendete sich Herr Amts- 
gerichtsrath Jastrow dagegen, dass der Unterschied zwischen der offenen Handels- 
gesellschaft und der bürgerlicnen Gesellschaft nur ein gradueller, nicht ein grund- 
sätzlicher sei, und gegen die Schlüsse, welche der Vortragende aus seiner Auffassung 
der bürgerlichen Gesellschaft bezüglich der grundbuchlichen Eintragung gezogen habe. 

IMe folgenden Redner beschäftigten sich im Anschlüsse an die Jastro waschen 
Ausführungen durchweg mit der Bedeutung des § 788, Satz 1 B. G. B. 

Der Vortragende legte denselben in folgender Weise aus: Wenn von drei 
Gesellschaftern einer bürgerlichen Gesellschaft, wehshe im Grundbuche als Eigenthtüner 
eines Grundstückes eingetragen stehen, einer ausscheide, so vollziehe sich der Eigen- 
thumsübergan^ des Grundstücks auf die verbleibenden kraft des Anwachsens des 
Antlieils des Ausscheidenden am Gesellschaftsvermögen von selbst; es müsse daher die 
Berichtigung des Grundbuchs erfolgen, ohne dass es einer Auflassung seitens des Aus- 
scheidenden bedürfe. Ebenso sei keine Auflassung nöthig, wenn zwei Personen als 
(xesellschafter einer bürgerlichen Gesellschaft im Grundbuche als Grundstückseigen- 
thümer eingetragen stehen und ein Dritter in die Gesellschaft eintritt. Dieser zweite 
Fall sei im B. G. B. zwar nicht ausdrücklich entschieden, ergebe sich aber indirect 
aus § 788. 

Die Herren Geheime Justizräthe Wilke und Dr. Keyssner, Senatspräsident 
Kindel und Syndicus Dr. Minden halten dagegen in beiden Fällen eine Auflassung 
für HO th wendig. Herr Rechtsanwalt Dr. Neumann ist derselben Ansicht und macht 
für dieselbe noch geltend, dass § 788 nur von einem Zuwachsen des Antheils 
am Gesellschaftsvermögen, nicht aber von einem Zuwachsen der einzelnen zu dem 
Gresellschaftsvermögen gehörenden Gregenstände spreche. Herr Kammergerichtsrath 
Dr. Roedenbeck tritt dieser letzteren Ausführung bei. 



Vierhaus, Dr. Seligsohn. 
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342. Sitzung der Juristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 12. Januar 1901, im Grand Hotel de Rome. 



Der Vorsitzende eröffnete die Sitznnff und begrüsste als neue Mitglieder die Herren: 

SenatsprOsident beim Reicnsmilitärgericht Professor Dr. Weiff enbach, 

Kammergerichtsrath Schmidt, 

Landrichter Hagen, 

Privatdocent Dr. Schwartz, 

Rechtsanwalt Lissner. 
Demnächst widmete er dem verstorbenen Mitgliede, Geheimen Jnstizrath Professor 
Dr. Eck einen Nachruf. Lan^e Jahre hindurch habe der Verewigte, der zu den her- 
vorragendsten und überall bekebtesten Rechtslehrem der hiesigen Universität gezahlt 
habe, unserer Gesellschaft angehört und ihr das lebhafteste Interesse gewidmet. Dies 
bewiesen seine anregenden Vorträge, z. B. seine unvergessliche Gedftchtnissrede auf 
Ihering und Wind scheid, aber auch seine stets bereitwiBige, unermüdliche Thfitigkeit 
als zweiter, dann als erster Stellvertreter des Vorsitzenden, welche er erst vor Kurzem, 
durch Krankheit gezwungen, aufgegeben habe. Ein Berufenerer werde hoffentlich s. Z. 
die Verdienste des Entschlafenen um die Wissenschaft unter uns zu schildern wissen. 
Die Juristische Gesellschaft werde diesem stets ein ehrenvolles Andenken bewahren. 
Auf Anregung des Vorsitzenden erhoben sich die Versammelten zu Ehren des Dahin- 
geschiedenen von ihren Sitzen. 

Hierauf hielt der Senatsprfisident beim ReichsmQitftrgericht und ord. Hon.-Professor 
an der Universität Herr Dr. Weiffenbach nachstehenden Vortrag: 

-Ueber die Stellung des Gerichtsherrn und d«r richterlichen 
Militärjustizbeamten. sowie Über die Gestaltung der Rechts- 
mittel im Militflrstrafprozess*. 

I. Gerichtsherr. 

Die Reichs-Militärstrafgerichtsordnung regelt, im Anschluss an die Prenssische 
Militärstrafgerichtsordnung, die Ausübung der Gerichtsgewalt nicht wie die bürgerliche 
Strafprozessordnung nach örtlichen Grenzen, nicht territorial, sondern in unmittelbarer 
Anlehnung an die Commandogewalt, d. h. die Militftrstrafgerichtsbarkeit ist gewissen 
militärischen Befehlshabern — die das Gesetz als Grerichtsherren bezeichnet — für ihren 
Befehlsbereich übertragen. 

Der Gerichtsherr ist aber nicht der alleinige Trager der Crerichtsgewalt, denn 
neben ihm stehen die erkennenden Gerichte, die unabhängig und nur dem Gesetz 
unterworfen sind. 

Die Gerichtsherren haben entweder die niedere oder die höhere Gerichtsbarkeit 
Den Gerichtsherren der niederen Gerichtsbarkeit stehen G^erichtsoff iciere — Oberleutnants 
oder Leutnants — zur Seite, den G^richtsherren der höheren Glerichtsbarkeit sind 
richterliche MilitOr Justizbeamte — Kriegsgerichtsräthe, Oberkriegsgerichtsräthe — zu- 

feordnet. Diese sind die mitwirkenden und ausführenden Organe des Gerichtsherm, 
ie letzteren jedoch nur, soweit sie nicht Mitglieder der erkennenden Gerichte sind, 
was beim Gerichtsofficier überhaupt nicht der Fall ist* 

Der niederen Gerichtsbarkeit ist mit Rücksicht darauf, dass weder im 
Ermittelungsverfahren, noch bei dem erkennenden Gerichte erster Instanz (Stand- 
gericht) ein Jurist mitwirkt, ein in persönlicher wie in sachlicher Hinsicht sehr be- 
schränkter Zuständigkeitskreiä zugewiesen. 
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Die höhere Gerichtsbarkeit erstreckt sich dagegen anf alle unter Militär- 
strafgerichtsbarkeit stehenden Personen und umfasst alle strafbaren Handlungen. 

Im Behinderungsfalle gehen die gerichtsherrlichen Befugnisse auf den Befehls- 
haber über, der den Gerichtsherm im Commando vertritt, und es findet dies insbesondere 
auch in den Fallen statt, in denen Jemand yon der Ausübung des Richteramtes kraft 
des Gresetzes ausgeschlossen ist oder wenn sonstige Umstftnde vorliegen, durch die der 
Gerichtsherr sich ftlr befangen halt 

Ftlr die Beibehaltung der Verbindung der Gerichtsgewalt mit der Commando- 
gewalt in der Person des Gerichtsherm waren militärische Rücksichten entscheidend. 
iHe militärische Organisation bedarf — je umfangreicher sie ist, um so mehr — der 
unbedingten Aufrechterhaltung der Disciplin, der militärischen Zucht und Ordnung, 
ohne die kein Heer bestehen kann und ohne die, wie der Feldmarschall Graf Moltke 
einmal im Reichstag in seiner treffenden Weise bemerkt hat, eine Armee in allen Fällen 
eine kostspielige, im Kriege eine unzureichende und im Frieden eine gefahrvolle 
Institution sein würde. Der höhere Befehlshaber ist dafür verantwortlich, dass in 
seinem Befehlsbereiche die Disciplin gewahrt und der Zuwiderhandelnde bestraft wird. 
Besteht diese Pflicht schon bei geringfügigen Vergehungen, so ist es erklärlich, dass 
das Gresetz auch die Verfolgung kriminell strafbarer Handlungen dem Befehlshaber und 
nicht einer für die Aufrechthaltung der Manneszucht nicht verantwortlichen Stelle 
überträgt. Ja, man kann wohl sagen, dass, wenn einmal die Nothwendigkeit einer 
müitärischen Sondergerichtsbarkeit anzuerkennen war, die Gerichtsgewalt, soweit nicht 
die erkennenden Gerichte in Frage kommen, füglich nicht wohl in andere Hände gelegt 
werden konnte. 

Die Thätigkeit des Gerichtsherm ist, soweit nicht die erkennenden Gerichte 

wirksam werden, eine über das ganze Verfahren sich erstreckende. Seine Thätigkeit 

liegt in erster Linie auf dem Gebiete der Strafverfolgung, sie ist aber auch eine 

Eum Theil nur verwaltende, zum Theil eine richterliche. Er hat 

die Anordnung des Ermittelungsverfahrens (§ 156), welches unter seiner oberen 

Leitung von einem Kriegsgerichtsrath oder, bei der niederen Gerichtsbarkeit, von 

einem Gerichtsoff icier durchgeführt wird; 

die Befugniss, die ![techtsmittel der Berufung und der Revision in demselben Umfange 

geltend zu machen wie der Angeklagte (§ 365 Abs. 1), und zwar auch zu Gunsten 
es Angeklagten (§ 367 Abs. 1); 
die Befugniss, zu Gunsten des Verurtheilten wie zu Ungunsten des Angeklagten die 

Wiederaufnahme des Verfahrens zu beantragen (§§ 411, 367 Abs. 1); 
die Anordnung der Strafvollstreckung (§ 451). 

Er bestellt und beeidigt bei den Standgerichten und Oberkriegsgerichten die für das 
Geschäftsjahr aus dem Officierstande zu berufenden Richter und deren Stell- 
vertreter und stellt bei den Kriegsgerichten für das Geschäftsjahr die Richterliste 
auf (§§ 41—43, 53, 68 Abs. 2); 
er bestellt und beeidigt die Gerichtsoff iciere (§§ 99, 101); 
er bestimmt Zeit und Ort der Hauptverhandlung und ertheilt den Befehl wegen des 

Zusammentritts des Gerichts (§§ 261, 264, 388); 
er veranlasst die zur Hauptverhandlung erforderlichen Gestellungen und Ladungen 

und die Herbeischaffung der als Beweismittel dienenden Gegenstände (§ 265); 
er bestellt den Vertheidiger in den Fällen der nothwendigen oder für sachgemäss 

erachteten Vertheidigung (§ 338 Abs. 1, § 839 Abs. 1). 
Er eQtscheidet, wenn mehrere ihm untergebene Gerichtsherren im Zweifel sind, 

welcher der zuständige ist (§ 86); 
er erlässt den Haftbefehl (§ 175 Abs. 1); 
er entscheidet über die Einstellung des Verfahrens oder Erhebung der Anklage, sowie 

in den geeigneten Fällen über den Erlass einer Strafverfttgung (§§ 245, 250); 
er entscheidet, ob das im Reichsgebiete belegene Vermögen eines Abwesenden, 

insbesondere eines Fahnenflüchtigen, mit Beschlag zu belegen r§ 360 Abs. 1); 
er entscheidet in gewissen Fällen auf Rechtsbeschwerden (§ 130 Abs. 4, § 132 Abs. 2, 

§ 175 Abs. 2, § 217 Abs. 3, § 238 Abs. 4, § 247 Abs. 2, § 269 Abs. 3); 
er kann die Berufung als unzulässig zurückweisen, wenn die gesetzliche Frist nicht 

gewahrt oder der vorgeschriebene Weg nicht eingehalten ist (§ 385 Abs. 1); 

er ist befugt, unter gewissen Voraussetzungen Demjenigen, der eine Strafanzeige 

gemacht hat, die entstandenen Kosten und haaren Auslagen aufzuerlegen (§ 470 Abs. 1). 

Ausschliesslich auf dem Gebiete der Commandogewalt liegt die Befugniss dos 

Gerichtsherm, darüber zu befinden, ob ein Beschuldigter, der zu den Personen des 

Soldatonstimdes gehört, aus Anlass des eingeleiteten Verfahrens einstweilen des 

militärischen Dienstes zu entheben (§ 174 Abs. 1). 

4* 
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Von der Ausübimg des Richteramtes als erkennender Richter ist der Gerichtsherr 
kraft Gesetzes aus&^eschlossen (§ 122 No. 3). 

Mit der Stellung, die hiemach daa Gesetz dem Gerichtfiherrn einfferäomt hat, war 
die Einrichtung einer besonderen Staatsanwaltschaft nicht verembar. Die Ver- 
tretung der Anklage nimmt einer der dem Gerichtsherrn zugeordneten richterlichen 
Militärjustizbeamten, im Verfahren vor den Standgerichten ein Gerichtsofficier wahr, 
die im Namen und im Auftrage des Gerichtsherm handeln und seinen Weisungen 
folgen. 

Dagegen besteht beim Reichsmilitärgericht eine Militäranwaltschaft. Denn 
bei diesem obersten Militärgerichtshofe für &8 Heer und die Marine war die Bestellung 
eines Gerichtsherm ausgeschlossen, so dass es hier der Einrichtung einer besonderen 
Behörde bedurfte, der die Strafverfolgung sowie die gleichmässige Wahrung der 
Interessen der Disciplin und des Gesetzes anzuvertrauen war. 

Ebensowenig wie für eine Staatsanwaltschaft war neben dem Gerichtsherm Raum 
ftlr einen selbstständigen Untersuchungsrichter. Demgemäss kennt die Militflr- 
strafj^erichtsordnung die in der bürgerlichen Strafprozessordnung vorgesehene Unter- 
scheidung zwischen Ermittelungsverfahren und Vorunterwuchung nicht. Sie kennt nur 
ein alleraings sehr eingehendes und sorgfältiges Ermittelungsverfahren, dessen Zweck 
es ist, den objectiven und subjectiven Thatbestand soweit festzustellen, dass darüber 
befunden werden kann, ob wegen einer strafbaren Handlung ein bestimmter Beschuldigter 
vor Gericht zu stellen oder ob die strafrechtliche Verfolgimg einzustellen. Eis erscmen 
nicht vereinbar mit der Stellung des Gerichtsherrn, ihn in die Lage zu bringen, dass er 
die von ihm im Laufe der Voruntersuchung für erforderlich erachteten Maassnahmen 
bei einem selbstständigen Untersuchungsrichter zu beantragen hätte, der dann befugt 
wäre, die Anträge des Gerichtsherm abzulehnen. 

Die nach dem Aus^führten weitgreifende gerichtsherrliche Gewalt ist jedoch in 
der Ausübung in mehrfacher Beziehung eingeschränkt. 

1. Die Anordnung des Ermittelungsverfahrens steht nicht im freien Ermessen 
des Gerichtsherrn. Er ist vielmehr, sobald er von dem Verdacht einer militär gerichtlich 
zu verfolgenden strafbaren Handlung Kenntniss erhält und dieser Verdacht ausreichend 
begrtlndet erscheint, verpflichtet, einzuschreiten (§ 156). Eis gilt, wie in der bürgerlichen 
Strafprozessordnung (§§ 162, 158) und in der Preussischen Militärstrafgerichtsordnung 
(8 91) das Legalitätsprincip. Ausnahmen sind die gleichen wie im bürgerlichen 
Strafprozess ; beim Zusammentreffen strafbarer Handlungen, falls die Feststellung eines 
der Straffälle für die Strafzumessung unerheblich erscheint (§ 253) und in den FäUen 
des S 4 des bürgerlichen Strafgesetzbuchs bezüglich der Verfolgung der im Ausland 
begangenen Verbrechen und Vergehen. 

2. Ist die Anklage erhoben, so muss die Sache auch zur Aburtheilung gebracht 
werden (§ 260), sofern nicht die Voraussetzungen des § 272 vorliegen. Dieser Paragraph 
enthält im Anschluss an den Entwurf der Strafprozessnovelle eine Ausnahmebestimmung 
zu Gunsten des Angeklagten, indem er den Gerichtsherrn ermächtigt, auf Grund neu 
hervorgetretener Umstände vor der Hauptverhandlung die Anklage zurückzunehmen 
oder einzuschränken. 

8. Wird die von einem Verletzten beantragte Strafverfol^ng vom Grerichtsherm 
abgelehnt, oder wird in einem solchen Falle das Verfahren von ihm eingestellt, so steht 
dem Antragsteller die Rechtsbeschwerde an den höheren Grerichtsherrn und gegen 
dessen ablehnenden Bescheid der Antrag auf Entscheidung des Reichsmilitärgericnts 
zu (§ 247). Erachtet letzteres den Antrag für begründet, so beschliesst es, dafis ein 
strafrechtliches Einschreiten gegen den Beschuldigten stattzufinden habe, und es hat 
der Gerichtsherr demgemäss zu verfahren (§ 249 Abs. 3). Die bürgerliche Strafprozess- 
ordnung hat in den §§ 170 ff. ähnliche Bestimmungen, nur ist dort die richterliche 
EIntscheidung dem Oberlandesgericht, nicht dem Reichsgericht zugewiesen. Das Reichs- 
militärgericht ist nach dem Berichte der Reichstagscommiäsion bestimmt worden, „weil 
in solchen vielnmstrittenen und schwierigen E^ragen die höchste inilitärgerichtliche 
Autorität eintreten müsse und so auch die nothwendige gleiche Behsmdlung der Fälle 
gesichert sei**. 

4. Der Gerichtsherr bedarf grundsätzlich bei allen im Laufe des Verfahrens 
ergehenden Entscheidungen und Verfügungen der Mitzeichnung eines richterlichen 
Muitärjustizbeamten, bei der niederen G^erichtsbarkeit eines Gerichtsofficiers, der dadurch 
die Mitverantwortlichkeit übernimmt. Nur die einstweilige Enthebung einer Person 
des Soldatenstandes vom militärischen Dienste und die Verhaftung ordnet der Grerichts- 
herr allein an. 

Hält der Militärjustizbeamte pp. eine Weisung, Verfügung oder EIntscheidnng 
des Gerichtsherrn mit den Gesetzen oder den sonst maassgebenden Vorschriften — 
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wohin nicht nar Verordnangen, sondern anch Reglements and Instructionen zu 
rechnen — nicht vereinbar, so hat er dagegen Vorstellung zu erheben. Bleibt diese 
erfolglos, so hat er der Weisung des Gerichtsherrn, welcher alsdann allein die 
Verantwortung trftgt, zu entsprechen, den Hergang jedoch actenkundig zu machen. 
Die Acten sind unverzöglich von dem Gerichtsnerm dem Oberkriecrsi 



zQglich von dem Gerichtsnerm dem Oberkriegsgerichte zur 
rechtlichen Beurtheüung der Sache vorzulegen. Diese Benrtheilung ist für die weitere 
Behandlung der Sache maassgebend. 

Wenn hier auch der Eintritt einer aufschiebenden Wirkung nicht vorgesehen 
ist, 80 wird doch schon das Fehlen der Acten wenigstens eine Weiterführung der 
Sache der Regel nach ausschliessen. Allerdings wird zunächst nach der Weisung des 
Gerichtsherrn verfahren. 

Da die Bestimmung sich auch auf die Oberkrieffsgerichtsrftthe bezieht, die den 
commandirenden Generälen und den in gerichtf^herrlicher Beziehung gleichgestellten 
Befehlshabern als den Gerichtsherren der Berufungsinstanz zugeordnet smd, so ist der 
commandirende General pp, allerdings in die eigen thümliche Laj^ gebracht, bei dem 
von ihm selbst zu berufenden Oberkriegsgerichte die Entscheidung einzuholen. Der 
Entwurf ging nicht so weit, wie das Gesetz, und wo die Anrufung des Gerichts 
vorgesehen war, war das Reichsmilitärgericht in Aussicht genommen. 

5. Der Erlass einer Strafverfügung — die dem amtsrichterlichen Strafbefehl 
nachgebildet ist — darf seitens des Geriehtsherrn nicht erfolgen, wenn der zur Mit- 
zeichnung berufene Gerichtsofficier oder Kriegsgerichtsrath Bedenken gegen die Fest- 
setzung der Strafe in den für eine Strafverfügung gezogenen Grenzen hat. Eine 
gerichtliche Entscheidung, wie sie in dem vorerwähnten Falle vorgesehen ist, findet 
nicht statt. Vielmehr hat in diesen Fällen ohne Weiteres das regeunässige Verfahren 
einzutreten (§ 349 Abs. 3). 

6. Der Gerichtsherr ist in gewissen Grenzen dem höheren Geriehtsherrn unter- 
geordnet. Denn aus dem Anschlüsse der Gerichtsbarkeit an die Commandogewalt folgt^ 
dass die durch die militärische Dienststellung begründeten Ueber- und Unterordnungs- 
verhältnisse auch bei den Gerichtsherren nervortreten. Demgemäss ist der einem 
Geriehtsherrn vorgesetzte, gleichfalls mit Gerichtsbarkeit versehene Befehlshaber im 
Verhältnisse zu dem ersteren der „höhere Gerichtsherr**, z. B. der Divisionscommandeur 
im Verhältnisse zum Regimen tncommandeur, der commandirende General im Verhältnisse 
zum Divisionscommandeur. 

Dem höheren Geriehtsherrn steht nun in gesetzlich genau festgelegten Grenzen 
eine Dienstaufsicht über die ihm untergebenen Gerichtsherren zu. Er hat namentlich 
das Recht und die Pflicht, darüber zu wachen, dass die Strafverfolgung in der vom 
Gesetz© beabsichtigten Weise stattfindet, dass insbesondere strafbare Handlungen, für 
deren Begehung ausreichende Verdachtsgründe vorliegen, nicht unverfolgt bleiben, 
sowie dass militärgerichtliche Urtheile, die in thatsächlicher oder rechtlicher Beziehung 
als zutreffend nicht anzuerkennen sind, der höheren Entscheidung zugeführt, andernfalls 
aber auch nicht angefochten werden. Diese Einwirkung kann sowohl zu Gunsten wie 
zu Ungunsten des Beschuldigten geschehen. Demgemäss ist der höhere Gerichtsherr 
befugt, den ihm untergebenen Geriehtsherrn anzuweisen, eine Untersuchung einzuleiten 
oder fortzusetzen, sowie ein Rechtsmittel einzulegen oder zurückzunehmen. Darüber 
hinaus hat sich indessen der höhere Gerichtsherr jeder Einwirkung zu enthalten, er 
darf namentlich nicht in den Gang einer eingeleiteten, d. h. anhängig gewordenen 
Untersuchung eingreifen. Daraus ergiebt sich, dass er den untergebenen Geriehtsherrn 
auch nicht anweisen darf, ein Verfahren einzustellen (§ 24). Er hat auch nicht das 
Recht einer allgemeinen Dienstaufsicht über die Ausübung der Militärstrafgerichtsbarkeit. 

7. Dagegen wird die allgemeine Dienstaufsicht — in Hinsicht auf den Geschäfts- 
gang und die Einhaltung der Dienstordnung — von der Militär Justizverwaltung — 
Kriegsministerium, Reichsinarineamt, Präsident des Reichsmilitärgerichts — für ihren 
Verwaltungsbereich ausgeübt. Die Befu^iss, in die Leitung eines militärgerichtlichen 
Strafverfahrens einzugreifen, ist damit nicht verbunden (§ 112). 

II. Die richterlichen Müitftrjnstizbeaiiiteii 

gliedern sich in Kriegsgerichtsrflthe, Oberkriegsgerichtsräthe und juristische Mitglieder 
des Reichsmilitärgerichts (Reichsmilitärgerichtsräthe und Senatspräsidenten). 

1. Was nun zunächst die persönliche Rechtsstellung der Oberkriegs- 

§erichtsräthe und Kriegsger ich tsräthe betrifft, so gehören sie, mit Ausnahme 
erjenigen des bayerischen Contingents, auf die das Reichsbeamtengesetz keine An- 
wendung findet, zu den Reichsbeamten. 
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Gleich den Richtern bei den bürgerlichen Gerichten bedürfen sie der Befähigung 
zum Bichteramte nach Maassgabe des Gerichtsverfassungsgeeetzes. Ihre Ernennung 
erfolgt auf Lebenszeit, und zwar durch den zuständigen Oontingentsherm, bei der 
Marine durch den Kaiser. Auch geniessen sie mit den (Tivilrichtem dieselben Vorzüge 
hinsichtlich der Gehaltsbezüge, sowie der Zulftssigkeit von Versetzungen, Amts- 
enthebungen und Versetzungen in den Ruhestand (§ 94 Abs. 2, § 96 und Richter- 
disciplinargesetz vom 1. Dec. 1898 §§ 30 ff). 

Von dem Grundsatze der Unversetzbarkeit bestehen indessen, vom Falle 
der Strafversetzung abgesehen, folgende Ausnahmen: 

a) Die oberste Behörde der Militärjustizverwaltung (Rriegsministerium pp.) ist 
befugt, von mehreren einem Gerichtsherrn zugeordneten Rriegsgerichtsräthen 
einzelnen den Amtssitz ausserhalb des Standorts des Gerichtsherrn anzuweisen. 
Eine solche Anweisung gilt als Versetzung, so dass die Zurückberufune des 
Beamten von diesem auswärtigen Amtssitz ebenfalls einer Versetzung gleich- 
zuachten ist. Eine solche Zurückversetzung ist deshalb nur dann ohne 
Zustimmung des von ihr Betroffenen zulässig, wenn zugleich die Einrichtung, 
dass einer der richterlichen Beamten auswärts seinen Amtssitz haben soll, ui 
Wegfall kommt. 

b) Bei einer Veränderung der Organisation des Heeres oder der Marine können 
unfreiwillige Versetzungen in eine andere müitärrichterliche Stelle oder 
Enthebungen vom Amte unter Belassung des vollen Gehalts durch die 
Militärjustizverwaltung verfügt werden (§ 96 Abs. 3). 

c) Ein richterlicher Miutärjustizbeamter der Marine kann auch ohne seine 
Zustimmung dem Befehlshaber einer Flotte oder eines Geschwaders zugeordnet 
werden, in Friedenszeiten allerdings nicht über die Dauer von drei Jahren. 

d) Für die Dauer einer Mobilmachung steht den richterlichen Militärjustizbeamten 
ein Widerspruchsrecht gegen Versetzungen nicht zu (§ 96 Abs. 4). 

> e) Im Uebrigen kann die unfreiwillige Versetzung eines Oberkriegsgerichtsraths 

oder Kriegsgerich tsraths in eine andere Stelle erfolgen, wenn sie durch das 
Interesse der Müitärrechtspflege dringend geboten ist. Die Versetzung darf 
nur in eine andere Militämchterstelle von gleichem Range ohne Verminderung 
des Diensteinkommens erfolgen. Die Entscheidung steht aber nicht bei der 
Verwaltungsbehörde allein. Vielmehr erfolgt die Anerkennung der Notii- 
wendigkeit der unfreiwilligen Versetzung in eine andere Stelle auf Antrag 
der obersten Behörde der Militärjustizverwaltung durch den beim Reichs- 
militärgerichte aus dessen juristischen Mitgliedern, mit Ausnahme der des 
bayerischen Senats, gebildeten Disciplinarhof. Die Befugnisse des Disciplinar- 
hofs erstrecken sich nicht auf bayerische richterliche mlitärjustizbeamto. Es 
handelt sich bei dieser Versetzung durchaus nicht um eine Strafversetzung. 
Sie erfolgt aus anderem Anlass und in anderen Formen und dient zum Theil 
dem eigenen Interesse der Beamten, deren Versetzung in eine ihrem Alter und 
ihren Kräften entsprechende Stellung ermöglicht wird. 
Die Oberkriegsgerichtsräthe und die Kriegsgerichtsräthe stehen in einem 
doppelten Unteroranungsverhältniss, indem sie einerseits dem G^e^icht8herm 
als ihrem Militärbefehlshaber und andererseits dem Kriegsminister ihres Continffents, 
in der Marine dem Reichskanzler (Staatssecretär des Keichsmarineamts) , als ihrem 
Verwaltungschef unterstellt sind. 

Dieser Umstand ist für die Gestaltung der Disciplinarverhältnisse von 
Bedeutung. 

Die Bestrafung der Dienstvergehen der richterlichen Militärjustizbeamten ist im 
Anschluss an die Militärstrafgerichtsordnung durch das Reichsgesetz vom 1. December 1898 
geregelt. Danach macht sicn ein richterlicher Militärjustizbeamter eines Dienstvergehens 
schuldig, wenn er die Pflichten verletzt, die ihm sein Amt auferlegt, oder wenn er in 
oder ausser dem Amte sich ein seiner amtlichen Stellung nicht würdiges Verhalten zu 
Schulden kommen Iflsst. Wegen geringerer Vergehen kann der Verwaltungschef eine 
Mahnung ertheilen, die übrigens ebensowenig eine eigentliche Disciplinarstrafe ist, wie 
die Mahnung des Preussischen Richterdisciplinargesetzes. Erscheint eine Mahnung nicht 
ausreichend, so findet auf Betreiben des Verwaltungschefs das förmliche Disciplinar- 
verfahren statt. 

Nun haben aber die Disciplinarstrafordnungen für das Heer und die Marine 
auch dem Grerichtsherrn DiscipUnarstrafgewalt eingeräumt, und das Reichsgesetz vom 
1. December 1898 lässt diese Bestimmungen nach ausdrücklicher Vorschrift unberührt 
(§ 2 Abs. 3). Es kann sich hierbei nach dem Bemerkten nur noch um geringere 
Verfehlungen im militärdienstlichen Verkehr, wie Verspätung im Dienste und dergl, 
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handeln. Die Gerichtsherren können Warnungen und Verweise, sowie (^eldbnssen bis zu 
30 Mark verhAngen. Stubenarrest ist nur im Felde, und zwar bis zum Höchstbetrag 
von 14 Tagen, zulfissig. 

Disciplinarstrafen, die im förmlichen Disciplinarverfahren verhftngt werden 
können, sind: Warnung, Verweis, Geldstrafe (bis zu einmonatlichem Dienptemkommen), 
Strafversetzung und Dienstentlassung. Mit Verweis und Strafversetzung kann Geldstrafe 
verbunden werden. 

Das Disciplinarverfahren ist im Wesentlichen den Vorschriften des Reichsbeamten- 
^esetzee nachgebildet. Disciplinargerichte sind in erster Instanz die Disciplinarkammern, 
m zweiter Instanz der Disciplinarhof , jedoch nicht für die bayerische Disciplinarkammer. 
Die Einrichtung der zweiten Instanz ist in Bajem landesgesetzlich geregelt. 

Die Disciplinarkammern werden ftlr den Bereich eines oder mehrerer Armee- 
corps sowie für die Marine gebildet und bestehen aus den fünf dienstältesten in dem 
betreffenden Bereich angestellten Oberkriegsgerichtsritthen. Die Verrichtun^n der 
Staatsanwaltschaft werden durch einen von dem Verwaltungschef für jeden emzelnen 
Fall besonders zu benennenden Kriegsgerichtsrath wahrgenommen. 

Der Disciplinarhof besteht aus den juristischen Mitgliedern des Reichsmilitflr- 
gerichts mit Ausnahme derjenigen des bayerischen Senats. Zur Beschlussfähigkeit 
gehört die Anwesenheit von mmdestens sieben Mitgliedern mit Einschluss des Vor- 
sitzenden. Vorsitzender ist der dienstälteste Senatspräsident. Die Verrichtungen der 
Staatsanwaltschaft werden von dem Obermilitäranwalte wahrgenommen. 

2. Nach ihrem Wirkungskreise sind die Oberkriegsgerichtsräthe und Kriegs- 
gerichtsräthe berufen: 

a) die Untersuchung zu führen, 

b) die Anklage zu vertreten, 

c) als Richter in den erkennenden Gerichten mitzuwirken. 

d) Auch können Kriegsgerichtsräthe als Vertheidiger bestellt werden. 

Die Vertheilung der Geschäfte unter die ihm zugeordneten richterlichen Militär- 
justizbeamten steht dem Gerichtsherrn zu. Er ist hierbei durch das Gesetz nur inso- 
fern beschränkt, ab er einen Beamten, der in der Sache als Untersuchungsführer, als 
Vertreter der Ajiklage oder als Vertheidieer thätig gewesen ist, nicht als erkennenden 
lüchter berufen darf. Ein gesetzliches £underniss steht auch nicht entgegen, wenn er 
die Vertretung der Anklage demjenigen Kriegsgerichtsrath übertraf, der das Ermittelungs- 
verfahren gerührt hat, da letzterer dabei nicht die Stellung des Untersuchungsrichters im 
Sinne der bürgerlichen Strafprozessordnung eingenommen hat. 

Soweit die in Rede stehenden Beamten als Richter in den erkennenden Gerichten 
mitwirken, sind sie, wie diese Gerichte selbst, unabhängig und nur dem Gesetz unter- 
worfen und deshalb jeder Erwirkung des Gerichtsherm entzogen. Dem Gerichtsherm 
ist sogar untersagt, in der Hauptverhandlung anwesend zu sein, ^eichviel, ob sie 
öffentlich erfolgt oder nicht (§ 273 Abs. 2). 

In ihren sonstigen Amtsgeschäften haben die in Rede stehenden Beamten dagegen 
den Weisungen des Gerichtsherm Folge zu leisten. Indessen sollen sie, wie die Be- 
grtlndung ausdrücklich betont, keineswegs blinde Werkzeuge in der Hand des Gerichts- 
herm sem, sie sollen vielmehr dem Gerichtsherm als rechtskundige Beamte mit ihrer 
G^setzeskenntniss und ihrem juristischen Urtheil zur Seite stehen und dafür Sorge 
tragen, dass nach Recht und Gesetz verfahren wird. Der Gerichtsherr wie der 
richterliche Beamte sind Beide, der Eine wie der Andere, für die Gesetzlichkeit der 
Entscheidung oder Verfügung verantwortlich. Deshalb hat der rechtskundige Beamte 
das Recht und die Pflicht der Prüfung und erforderlichen Falles der Geltendmachung 
der gegen die Zulässigkeit der vom Gerichtsherm beabsichtigten Anordnung oder Ver- 
fügung bestehenden Bedenken. Gegebenen Falls tritt, wie schon oben bemerkt, die 
Entscheidung des Oberkriegsgerichts ein. 

Im Ermittelungsverfahren ist übrigens dem richterlichen Militär Justizbeamten, 
wenn auch dem Gerichtsherm die obere Leitung zustehe, ein weiter Spielraum gelassen. 
Bei Vornahme der einzelnen Untersuchungshandlungen ist der Untersuchungsführer 
durchaus selbstständig, und es schreibt, um dies zum deutlichen Ausdrucke zu bringen, 
das Gresetz besonders vor, dass der G^erichtsherr nicht befugt ist, an den Untersuchungs-' 
himdlungen theilzunehmen. 

Der Untersuchungsführer übt übrigens als Organ des G^erichtshe^m nicht eine 
blos staatsanwaltschaftliche Thätigkeit aus. Er kann vielmehr Ermittelungen jeder Art, 
einschliesslich richterlicher Untersuchungshandlungen, wie eidliche Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen, vornehmen (§ 160 Abs. 1). Er hat das Recht der vor- 
läufigen Festnahme, sofern die Voraussetzungen der Untersuchungshaft vorliegen (§ 180). 
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Die Behörden und Beamten des PoKzei- und Sicherheitsdienstes sind verpflichtet, 
Ersuchen des Untersuchungsführers um Ausführung einzelner Maa^regehi oder um 
Vornahme von Ermittelungen zu genügen (§ 161). 

Als Vertreter der Anklage hat der richterliche Militftr Justizbeamte auf Grund 
der Anklageverfügung des Gerichteherm die Anklageschrift anzirfertigen und zu unter- 
zeichnen. In der Hauptverhandlung ninunt er — aSerdings unter Berücksichtigung der 
ihm vom Gerichtsherrn ertheilten Weisungen — die entsprechende SteUung ein, wie im 
bürgerlichen Strafverfahren der Vertreter der Staatsanwaltschaft. 

Als erkennende Richter wirken die richterlichen Militflrjustizbeamten neben 
Officieren mit in den Kriegsgerichten, den Oberkriegsgerichten und im ReichsmilitAr- 
gericht, und zwar dem Instanzenzuge nach in steigender Zahl, mit Rücksicht auf die 
wachsende Bedeutung der Rechtsfragen in den höheren Instanzen. 

Die Theilnahme der richterlichen Militärjustizbeamten an der Rechtsprechung ist 
ein sehr bedeutsamer Fortschritt gegenüber der Preussischen Militärstraf gerichtsordnung, 
die, wenigstens im Verfahren jE^gen Personen des Soldatenstandes, den Anditenr nur 
als Berather des Gerichts hmstellte, das juristische Element aber von der Recht- 
sprechung überhaupt ausschloss. Nunmehr aber sind die richterlichen Militftrjustiz- 
beamten in allen Fällen der höheren Gerichtsbarkeit auch zu erkennenden Richtern 
berufen, und es liegt die Leitung der Hauptverhandlung, namentlich die Vernehmung 
des Angeklagten und die Aufnahme der Beweise, in der Hand des dienstältesten der 
dem Gericht angehörenden Juristen. 

Allerdings bestellt das Gesetz zugleich einen militärischen Vorsitzenden. Während 
nämlich nach der bürgerlichen Strafprozessordnung Vorsitz und Führung der Ver- 
handlung einem und demselben Richter zustehen, ist im Militärstrafprozesse der Vorsitz 
dem ran^ältesten Offizier übertragen, weil, wie die Begründung hervorhebt, bei der 
regelmässigen Betheiligung von Personen des Soldatenstandes in der Hauptverhandlung 
die Ausübung der Sitzungspolizei in den Händen eines Officiers ruhen müsse. 

Dieser Gesichtepunkt ist ohne Weiteres als zutreffend anzuerkennen. Indessen 
ist bei den Einzelbestinmiungen des Gesetzes die hier gegebene Grundlinie nicht ein- 
gehalten und überhaupt ein klares Prinzip für die Scheidung der Befugnisse des Vor- 
sitzenden und des Vernandlungsführers nicht wohl zu erkennen. Es sind insbesondere 
Bestimmungen aus der bürgerlichen Strafprozessordnung herübergenommen, bei denen 
anscheinend nicht berücksichtigt ist, dass dort der Verhandlungsführer zugleich Vor- 
sitzender ist, und man kann hinsichtlich einzelner dieser Bestimmungen auch sehr wohl 
im Zweifel sein, ob sie dem Interesse des Vorsitzenden dienlich sind. So soll, entsprechend 
dem § 227 Abs. 2 der bürgerlichen Strafprozessordnung, bei Nichteinhaltung der bei An- 
beraumung der Hauptverhandlung einzuhaltenden Fris&n (§ 266, 269) der Vorsitzende 
den Angeklagten auf das Recht, die Aussetzung der Verhandlung zu verlangen, hin- 
weisen (§ 275 Abs. 3). während doch die Prürang der Fristen wesentlich rechtlicher 
Natur sein dürfte. Auch soll der Vorsitzende, ebenso wie im § 247 der bürgerlichen 
Strafprozessordnung, nach Anhörung des Vertreters der Anklage und des Angeklagten 
entecheiden, ob die vernommenen Zeugen und Sachverständigen sich von der Gerichts- 
stelle entfernen dürfen oder sollen, wänrend man glauben soflte, dass der Verhandlungs- 
führer allein in der Lage sei, über die Entbehrlichkeit der Zeugen pp. oder über die 
Zweckmässigkeit des zeitweiligen Abtretens derselben zu entscheiden und namentlich 
zu beurtheuen, ob nicht etwa noch die (jogenüberstellung mit anderen Zeugen pp. 
erforderlich werden könnte. Mit der Sitzungspolizei dürfte es femer auch kaum im 
Zusammenhange stehen, dass bei den Kriegsgerichten zwar der Verhandlungsführer 
die nicht ständigen Richter beeidigt (§ 295 Abs. 1), der Vorsitzende aber, wenn 
an demselben Tage mehrere Verhandlungen anstehen, zu denen dasselbe Richterpersonal 
berufen ist, befugt sein soll, in den späteren Verhandlungen auf den geleisteten Kichter- 
eid zu verweisen (§ 296). Eis dürfte wohl näher liegen, dass Derjenige, der den 
Eid abgenommen hat, auch die berufene Persönlichkeit wäre, um auf diesen Eid zu 
verweisen. 

3. Die juristischen Mitglieder des Reichsmilitärgerichts sind gleich 
den Kriegsgerichtsräthen und Oberkriegsgerichtsräthen Militärbeamte, und zwar gleich 
diesen mit nestimmter Rangstellung. 

Im Uebrigen stehen sie den Räthen und Senatspräsidenten des Reichsgerichts in 
Beziehung auf die Voraussetzungen der Ernennung und Unversetzbarkeit, auf Un- 
abhängigkeit, auf Diensteinkommen und Berechnung der Pensionsansprüche gleich. 
Eine Ausnahme besteht nur hinsichtlich der Disciphnarverhältnisse. Es erschien aus 
Rücksichten der Einheitlichkeit der Rechtsstellung der an der Militärrechtspflege be- 
theiligten richterlichen Beamten und der Verhältnisse des Heeres und der Marine nicht 
angezeigt, die juristischen Mitglieder des Reichsmilitärgerichts jeder Disciplinargewalt 
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zu entziehen. Für sie ist der DiEciplinarhof die erste und letzte Instanz. Die Mitglieder 
des bayerischen Senats unterstehen jedoch dem Disciplinarhofe nicht, wie sie ihm auch 
nicht angehören; für sie ist landesgesetzlich Bestimmung getroffen. 

Dem Präsidenten des Reichsmilitürgerichts, als dem Inhaber der Militftrjnstiz- 
verwaltung bei diesem (Berichte, steht zwar der Erlass einer Mahnung und die Ein- 
leitung des förmlichen Disciplinarrerfahrens zu, beides aber nur im Einyerstftndnisse 
mit aem dienstftltesten Senatsprflsidenten, als dem Vorsitzenden des Disciplinarhofes. 

Für das Reichsmilitflrgericht besteht kein Gerichtsherr. 

An der Spitze eines jeden Senats steht ein Jurbt als Senatspräsident, der die ausser- 
halb der Hauptverhandlung erforderlichen Verfügungen erlflsst, die Hauptverhandlung 
vorbereitet und herbeiführt, letztere einschliessfich der Berathung und Abstinunung 
leitet und das Urtheil verkündet. In der Hanptverhandlung führt der rangälteste 
Officier den Vorsitz. Die Theilung in Vorsitz und Führung der Verhandlung ist hier 
sehr einfach und klar, da es sicn nur um die Hauptverhandlung in der Kevisions- 
instanz handelt. 

III. Gestaltung der Reehtsmittel. 

Die Militärstraf gerichtsordnung stellt in Th. II Tit. 3 ordentliche Rechts- 
mittel auf und versteht darunter im Einklänge mit dem Sprachgebrauche diejenigen 
Rechtsbehelfe, durch die gegen noch nicht rechtskräftige Entscheidungen ein Gericht 
höherer Instanz angerufen werden kann. Als solche ordentlichen Rechtsmittel kennt die 
Militärstrafgerichtsordnung die Rechtsbeschwerde, die Berufung und die Revision. Bei 
der Gestaltung dieser Rechtsmittel hat sich die Militärstrafgerichtsordnung in der Haupt- 
sache an die oürgerliche Strafprozessordnung angelehnt. 

Es mag jedoch auf Folgendes besonders hingewiesen werden. 

A. Die Rechtsbesohwerde — so genannt zur Unterscheidung von anderen mili- 
tArichen Beschwerden — dient, wie die Besenwerde der bür^rlichen Strafprozessordnung, 
zur Anfechtung von Entscheidungen, die nicht Urtheile sind, also von Beschlüssen und 
Verfügungen. Während nun aber die bürgerliche Strafprozessordnung die Beschwerde 
allgemein zulässt und nur für bestimmte Fälle ausschliesst, ist nach der Militärstraf- 
gerichtsordnung umgekehrt die Rechtsbeschwerde überall da ausgeschlossen, wo sie nicht 
ausdrücklich zugelassen ist (in 17 Fällen). Die Begründung macht hierfür militärische 
Rücksichten geltend. 

Eine Unterscheidung zwischen einfacher und sofortiger Rechtsbeschwerde 
ist nicht gemacht, wohl schon der bemerkten Beschränkung wegen. 

In einigen Fällen (7) ist die Einlegung der Rechtsbeschwerde an eine Frist nicht 
gebunden. In den anderen Fällen sind aber die Fristen nicht gleichmässig, wie bei der 
sofortigen Beschwerde der bürgerlichen Strafprozessordnung, sondern für den einzelnen 
Fall bestimmt Die geringste Frist beträgt 1 Tag, die längste 4 Wochen. Dazwischen 
liegen Fristen von B Tagen, 1 Woche und 14 Tagen. 

Die Rechtsbeschwerde hat in zwei Fällen aufschiebende Wirkung, nämlich 
wenn sie sich richtet gegen die Anordnung, dass der Angeklagte zur Beobachtung in 
eine öffentliche Irrenanstalt gebracht werde (§ 217), oder gegen den Beschluss des 
Gerichts, durch den gegen einen Rechtsanwalt als Vertheidiger eine Ordnungsstrafe 
festgesetzt ist (§ 290 Abs. 5, § 390). Aber auch in den anderen Fällen kann die Aus- 
setzung des Vollzugs der angefochtenen Entscheidung oder Verfügung aus besonderen 
Gründen angeordnet werden. 

B. Die Berufung*, durch die ein Urtheil vom Angeklagten wie vom Gerichtsherrn 
in jeder Beziehung, sowohl hinsichtlich der thatsächlichen Feststellungen, wie der recht- 
lichen Beurtheilung und der Strafzumessung, angefochten werden £mn, ist ^gen alle 
Urtheile erster Instanz, sowohl gegen die standgerichtlichen wie die kriegsgerichtlichen, 
zugelassen, wobei zu bemerken ist, dass die Einrichtung von Schwurgerichten der 
Mmtärstrafgerichtsordnung fremd ist, dass aber auch in den Straffällen, für die im 
bürgerlichen Strafverfahren das Reichsgericht in erster Instanz zuständig ist, im Militär- 
stralverfahren die kriegsgerichtliche Aburtheilung eintritt und dem Angeklagten der 
volle Instanzenweg gewahrt bleibt. 

Die Nothwendigkeit der Einführung der Berufung in einem neu zu regelnden 
Militärstrafprozesse war schon lange vor Embringung der Strafprozessnovelle anerkannt. 

In Beziehung auf die Einlegungsfrist schliesst sich die MHitärstrafgerichts- 
ordnung der bürgerlichen Strafprozessordnung an. Ftlr die Begründung ist jedoch 
eine weitere Frist nicht bestimmt. 
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Der Gericbtsherr hat mit der Einlegnn^ die Begründung der Bemfang zn 
verbinden, d. h. anzugeben, weshalb und inwieweit das Uraioil von ihm an- 
gefochten wird. 

GmndsAtzlich wird Gleiches anch vom Angeklagten gefordert Falls aber ans 
seiner Einlegung nicht klar zu erkennen ist, auf welche Beschwerdepunkte seine Be- 
rufung sich gründet, ist er durch einen Gerichtsofficier oder Kriegsgerichtsrath über 
das weshalb und inwieweit der Anfechtung zu vernehmen. Ist eine solche Ver- 
nehmung nicht durchführbar, so gilt der ganze Inhalt des Urtheils als angefochten. 
Das Gesetz will damit vermeiden, dass dem Angeklagten die Durchführung des Rechts- 
mittels durch Formvorschriften erschwert werde. 

Auf dieser Erwägung beruht es auch, dass der Angeklagte über die bei Einlegung 
der Berufung einzuhaltende FriHt, sowie Über den dabei einzuschlagenden Weg zu be- 
lehren ist, und zwar bei der in seiner Anwesenheit erfolgenden Verkündung des 
Urtheils, wenn er erklärt, da^ss er sich bei letzterem nicht beruhige. Ist das Urtheil 
in Abwesenheit des Angeklagten verkündet, so ist nach Wahl des Gerichtsherrn das 
Urtheil dem Angeklagten durch einen Gerichtsofficier oder Kriegsgerichtsrath zu ver- 
künden und er dabei in der angegebenen Welse zu belehren, oder es ist ihm das Urtheil 
zuzustellen und die Belehrung mit der Zustellung zu verbinden (§ 327 Abs. 3 — 5). 

Welche Zeugen pp. für die Hauptverhandlung vor dem Berufungsgerichte zn 

Sestellen oder zu laden sind, bestimmt der Gerichtsherr der Berufungsmstanz. Dem 
angeklagten steht das Recht der unmittelbaren Ladung nach der Militftrstrafgerichts- 
ordnung überhaupt nicht zu. Er kann vor der Hauptverhandlung Anträge an den 
Gerichtsherm richten. Gegen den ablehnenden Bescheid steht ihm zwar me Rechts- 
beschwerde an den höheren Gerichtsherm zu. Dies Recht ist aber gegenüber dem 
commandirenden General gegenstandslos, da über diesem ein höherer Gerichtsherr nicht 
steht, und von praktischer Bedeutung nur in Fällen der niederen Gerichtsbarkeit, wo 
über dem Gerichtsherm der Berufungsinstimz stets ein höherer Gerichtsherr steht 
Der Angeklagte kann aber auch seine Anträge in der Hauptverhandlung erneuem oder 
ergänzen, da das Gericht sowohl auf Antrag wie von amtswegen Gestellungen und 
Ladungen beschliessen kann. 

Der Gerichtsherr muss übrigens die beantragte Ladung bewirken, wenn ein An- 
geklagter, der nicht zu den Personen des activen Heeres oder der activen Marine 
gehört, den erforderlichen Betrag für die entstehenden Kosten hinterlegt. 

Den Umfang der Beweisaufnahme bestimmt in den Verhandlungen vor den 
Kriegsgerichten — Berufung gegen standgerichtliche Urtheile — das Gericht nach freiem 
Ermessen. In den Fällen ^r höheren Gerichtsbarkeit — Oberkriegsgericht — hat sich 
die Beweisaufnahme in dem Umfange wie in der ersten Instanz auf die sämmtlichen 
gestellten und geladenen Zeugen pp. zu erstrecken (Ausnahmen: Verzicht der Parteien; 
einstimmige Ansicht des Gerichts, dass eine zu beweisende Thatsache unerheblich oder 
zu Gunsten des Angeklagten bewiesen sei — § 299). 

Fß kann aber auch unter Umständen von Gestellung pp. und einer Beweisauf- 
nahme ganz oder theilweise Abstand genommen werden, so z. B. wenn lediglich die 
Verletzung formaler Vorschriften die Aufhebung des Urtheils und die Zurückverweisung 
in die erste Instanz bedingt oder wenn es sich lediglich um die Entscheidung einer 
Rechtsfrage handelt, die von der Beweisfrage unabhängig ist, oder wenn die Berufung 
lediglich wegen des Strafma;as8<\s eingelegt ist 

Die Hauptverhandlung kann in Abwesenheit des Angeklagten stattfinden: 

mit seiner Zustimmung: 

wenn er sich nicht auf freiem Fusse befindet, 

wenn nach dem Ermessen des Gerichts sein Erscheinen besonders erschwert ist; 

ohne seine Zustimmung: 

wenn er, obschon ordnungsmässig geladen, unentschuldigt ausbleibt, und auch 
in den Fällen, in denen eine Vertretung zulässig ist, ein Vertreter nicht 
erscheint (§ 389 Abs. 1 und 8). 
Reformatio in pejus ist, wie im bürgerlichen Strafprozess, ausgeschlossen. 
Nur geht die Militärstrafgerichtsordnung insofern über die Strafprozessordnung hinaus, 
als, wenn bei Realconcurrenz in Folge der Berufung einzelne Fälle ausscheiden, das 
neue Urtheil nicht nur in Beziehung auf die Gesammtstrafe, sondern auch in Be- 
ziehung auf die Einzelstrafon gebunden sein soll. Diese Vorschrift wendet sich 
gegen die frühere Rechtsprechung des Reichsgerichts und entspricht einem Beschlüsse 
der Reichstagscommission zur StrafprozessnoveUe. 
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C. Die Grestaltung der Revision weicht namentlich in folgenden Punkten von 
den Vorschriften der bürgerlichen Strafprozessordnung ab. 

1. Die Revision ist im Hinblick auf die Zulftssigkeit der Berufung ausgeschlossen: 
^) g^g^^ ^^^ üi der Berufungsinstanz ergangenen Urtheile der Kriegsgerichte, 
b) wegen der ^rin^ügigen, zur ordenthchen Zuständigkeit der Standgerichte 

gehörigen, militAnschen Vergehen (die nur mit Arrest bedroht sind) und der 
Uebertretungen, die wegen ihres Zusammenhanges mit schwereren Delicten 
in erster Instanz durch ein Kriegsgericht abgeurtheilt sind. 

2. Während die bürgerliche Strafprozessordnung für die Einlegung der 
Revision die Frist von einer Woche una für die Rechtfertigung die Frist von 
einer weiteren Woche vorsieht, beschränkt sich die Militftrstrafgerichtsordnung auf die 
Bestinmiung von einer Woche überhaupt für Einlegung und Rechtfertigung. 

Der Gerichtsherr ist auch vollständig in der Eage, dieser den mißtärischen 
Verhältnissen entsprechenden Abkürzung der Frist zu genügen. 

Soweit es sich indessen um die Revision des Angeklagten handelt, soll, weil 
die Militärstrafgerichtsordnung diesen nach Möglichkeit nicht an formellen Vorschriften 
scheitern lassen will, der Umstand, dass die Begrtlndung der Revision nicht zur be- 
stimmten Frist erfolgt ist, nicht den Verlust des I&chtsmittels zur Folge haben, es soll 
vielmehr in diesem Falle der Angeklagte durch einen Kriegsgerichtsrath über seine 
Anträge und deren Begründung zu Protokoll vernommen werden. 

Es versteht sich von selbst, dass das Gesetz mit der Ausnahmebestimmung nur 
diese und keine andere Form der nachträglichen Rechtfertigung zugelassen hat.j 

3. Als Gesetzesverletzung, die die bürgerliche Strafprozessordnung darin 
sieht, dass „eine Rechtsnorm nicht oder nicht richtig angewendet worden ist**, ist 
in der Militärstrafgerichtsordnung ausserdem die Nichtanwendung oder nicht richtige 
Anwendung einer mili^tärischen Dienstvorschrift oder eines militärdienstlichen 
Grundsatzes bezeichnet. 

4. Der § 414 der Militärstrafgerichtsordnung geht hinsichtlich der Wirkung eines 
für den Angeklagten günstigen Revisionsurtheils auf andere Angeklagte, die die Revision 
nicht eingelegt haben, über den § 397 der bürgerlichen Strafprozessordnung hinaus. 
Letzterer lässt Mitangeklagte an den Vortheilen der erfolgreichen Revision emes von 
ihnen theilnehmen, auch wenn sie selbst die Revision überhaupt nicht eingelegt oder 
sich in der Wahl des Revisionsgrundes vergriffen haben. Diese Vorschrift ist in der 
Militärstrafgerichtsordnung ausgedehnt auf Personen, die bei derselben strafbaren 
Handlung SiB Thäter, Theilnehmer oder Begünstiger oder Hehler betheüigt und hiervon 
ein Theil durch vorausgegangene militärgerichtliche Erkenntnisse abgeurtheilt ist. 

5. Hinsichtlich der Unzulässigkeit einer reformatio in pejus auch in Beziehung 
auf die eiuQr Gesammtstrafe zu Grunde liegenden Einzelstrafen gilt bei der im Wege der 
Revision erfolgten Beseitigung von Einzelstrafen der schon bei der Berufung erwähnte 
Grundsatz. 

Im Allgemeinen bleibt schliesslich in Beziehung auf Berufung und 
Revision zu bemerken, dass diese Rechtsmittel gegen die im Felde und an Bord 
ergangenen Urtheile nicht gewährt sind. Diese besonderen Verhältnisse bedingen 
die denkbar einfachsten Formen des Verfahrens und die rascheste Herbeiführung 
einer rechtskräftigen Entscheidung. Für diese Fälle sind die Formen der früheren 
Preussischen Milifirstrafgerichtsordnung mit ihrer von amtswegen eintretenden Prüfung 
des Erkenntnisses und dem Bestätigungsverfahren — die sich im Felde bewährt 
haben -^ beibehalten worden. Das Rechtsmittelverfahren selbst in der Form der 
bayerischen Militärstrafgerichtsordnung, die sich auf die Revision beschränkte, hat nach 
dem Zeugnisse des bayerischen Kriegmmisters von Asch im Feldzuge 1870/71 nicht genügt. 

D. Das Wiederaufnahmeverfahren, das von der Militärstrafgerichtsordnung 
als ein ausserordentliches Rechtsmittelverfahren angesehen wird, ist im Allgemeinen 
der bürgerlichen Strafprozessordnung nachgebildet. 

Erheblichere Abweichungen sind: 

1. Im Interesse der Einheitlichkeit der Ausführung der betreffenden Gesetzes- 
bestimmungen ist die Entscheidung über die Zulassung des Antrags auf Wieder- 
aufnahme dem Reichsmilitärgericht zugewiesen. 

2. Die No. 5 des § 399 der btlrgerlichen Strafprozessordnung lautet im 
ersten Satz: 

„wenn neue Thatsachen oder Beweismittel beigebracht sind, welche allein oder 
in Verbindung mit den früher erhobenen Beweisen die Freisprechung des 
Angeklagten oder in Ansehung eines milderen Strafgesetzes eine geringere 
Bestrafung zu begründen geeignet sind". 
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Die No. 5 des § 436 der Militärstraf gerichtsordnung verlangt statt der Annahme 
der Freisprechung die Annahme, dass die Unschuld nachgewiesen sei oder doch ein 
begründeter Verdacht nicht mehr vorliegt. 

Die Wortfassung der Bestimmung deckt sich in dieser Beziehung mit der des 
§ 1, Abs. 1 des Gesetzes vom 20. Mai 1896 ttber die Voraussetzungen, unter denen 
einem im Wiederaufnahmeverfahren Freigesprochenen oder mit geringerer Strafe 
Belegten eine Entschädigung aus der Staatskasse zu zahlen ist. 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Debatte warf Herr Geheimer Ober- 
Justizrath Vierhaus die Frage auf, wie im Falle einer Mobilmachung dem vorüber- 
gehenden Bedürfnisse nach einer grösseren Zahl von richterlichen Militärjustizbeamten 
genügt werde, da diese Beamten doch nur auf Lebenszeit angestellt werden dürfen. 

Der Vortragende erwiderte, dass die Reichs-Militärstraf gerichtsordnung darüber 
keine Bestimmung enthält. 



Dr. Koch. Dr. Seligsohn. 
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343. Sitzung der Juristischen (Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 9. Febmar 1901, im Qrand Hötel de Roma. 



Wegen Verhindemng des Yondtzenden nnd seines Stellvertreters eröffnete der 
Bibliothekar der Gesellschaft, Herr Professor Dr. Born hak, die Sitsang. Als neues 
Mitglied begrUsste er den Herrn Regiemngsrath Dr. Frennd. 

Demnächst hielt der Syndicns der Corporation der Ranfmannschaft yon Berlin, 
Herr Dr. Apt, nachstehenden Vortrag über: 

„Das Börengesetz und seine Reform.^ 

Das Börsengesetz bildet den ersten Versneh einer reichsgesetzliehen Regelung 
des BOrsenwesens. Der yerschiedenartiffen ESntwickelnng, welche die Börsen in den 
einzelnen Bundesstaaten genommen haoen, entsprach auch die Verschiedenheit der 
ffeeetzgeberischen Behandlung, die selbst aber in Preussen, dem Sitze der grössten 
Börse, sich auf die Bestimmung beschränkte f§ 3 des Einfflhrungsgesetzes zum Handels- 
gesetzbuch vom 24. Juni 1861), dass zur Erricntung einer Börse, sowie zum Erlats oder 
zur Ergänzung von Börsenordnungen die Genehmigung des Handelsministers noth** 
wendig istJ) 

Im Uebrigen entwickelten sich die Börsen selbstständig und ungehindert. Mit 
der wachsenden Bedeutung des wirthschaftlichen Verkehrs wuchs auch die Bedeutung 
der Börse und damit änderte sich die Auffassung ttber das Verhältniss des Staates 
zur Börse. Die Börse bot die Möglichkeit, die Actien und Obligationen der kauf- 
männischen, gewerblichen und industriellen Unternehmungen umzusetzen nnd denselben 
das fttr ihre Gründung und für ihren Betrieb erforderliche Kapital zuzuführen. Es 
ist keine Frage, dass die grossen Kapitalien, welche insbesonaere für den Bau der 
Eisenbahnen, Telegraphen, fttr die Verwerthunff der elektrischen Kraft nothwendig 
waren, nicht so leicht und so schnell ohne die Hülfe der Börsen beschafft worden sein 
würden. Ebensowenig konnten Staaten, Gemeinden und sonstige Körperschaften für 
die Unterbringung ihrer Anleihen der Mithülfe der Börsen entrathen. Auch fttr den 
internationalen Verkehr erwuchsen die Börsen zu immer grösserer Bedeutung; indem 
die Börsen in der Lage waren, die Werthe fremder Länder in sich aufzunehmen, 
riefen sie nicht nur eine finanzielle Abhängigkeit dieser fremden Länder hervor, 
sondern bewirkten, dass die heimische Industrie und der heimische Handel in diesen 
Ländern Fuss fasste. Indem die Börse so ein integrirender Bestandtheil unserer 
heimischen Volkswirthschaft wurde und durch ihre internationale Bedeutung ein nicht 
zu unterschätzendes Machtinstrument in unserer auswärtigen Politik bildete, yerlor 
sie allmählis^ ihren ursprünglich rein privatwirthschaftlichen Charakter nnd erwuchs 
zu einem öfPentlich-rechtlichen Institut, dessen Organisation und Function auf das 
ffesammte Getriebe der Volkswirthschaft yon tiefgreifendstem Einfluss wurde.') Dass 
der Staat unter diesen Umständen dazu gedrängt wurde, sich mit diesem wichtigen 
Institut gesetzgeberisch näher zu befassen, kann kaum Wunder nehmen. 

Allein nicht diese Erwägung principieller Natur, sondern andere Gründe bildeten 
den unmittelbaren Anlass für eine Regelung des Börsenwesens.') 

Die erste parlamentarische Anregung zum Erlass eines Reichsbörsengesetzes 
wurde in der Session des Reichstages yon 1887/88 gegeben. Die Petitionscommission 

^) üeb«r den Raobtsinttaiid in den anderen Bandtsstaaten vergl. Begrftndnng des BOrsen- 
geseUes S. 17 ff. nnd Apt, Börseogesets, Berlin 1897, 8. Anfl., S.44 ff. 

') Vergl. anch den Aufsatz yon Dr. y. Siemens in der „Nation** yom 9. October 1900: 
„Die nationale Bedentnng der Börse''. 

>) Vergl. in Folgendem Apt a. a. O. a 7 ff. 
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des Reichstages war damals mit der Berathnng einer Petition befasst, welche den 
Antrag enthielt, dass die an der Prodnctenbörse zu Berlin, insbesondere auf dem 
Gebiete des Terminhandeb mit Getreide, hervorgetretenen Missstftnde im Wege der 
Gesetzgebung Abhülfe finden möchten. Die Petitionscommission beschloss: 

die Petition dem Reichskanzler zur Erwftgung zu überweisen, ob aus Anlass 
der Yon dem Gesuchsteller, sowie auch vielfach in der Presse zur Sprache 
gebrachten Missstände eine Enquete über die Zustände der Börse vorzunehmen 
sei und ob eine reichsgesetzliche Regelung der Materie sich empfehlen möchte. 
Demnächst gelangte im Reichstage eine auf die Abstellung von Missständen im 
Bereiche des Hamburgischen Kaffee-Terminhandels bezügliche Petition zur Erörterung. 
Der Reichstag beschloss in seiner Sitzung vom 16. Mai 1899, die Petition den ver- 
bündeten Regierungen zur Erwägung zu überweisen. 

Während die vorstehend genannten Anträge zunächst an die Verhältnisse einzelner 
Börsenplätze anknüpften, wurae durch den im Jahre 1891 erfolgten Zusammenbruch 
bedeutender inländischer Bankhäuser, welcher die Aufdeckung einer übertriebenen, 
unsoliden Börsenspeculation und umfangreicher Depotveruntreuungen zur Folge hatte, 
sowie auch durch Zahlungseinstellung in ausländischen Staaten die Börsenreformbewegung 
beschleunigt. Von Mitgliedern verschiedener Parteien wurden folgende Anträge im 
Reichstage unterstützt: 

dass dem Missbrauche des Zeitgeschäfts als Spielgeschäft, namentlich in den 
für die Volksemährung wichtigen Artikeln, durch eingreifende Bestimmungen 
im Wege des Strafrechtes entgegengetreten werde, dass insbesondere die 
reinen Differenzgeschäfte als nicntig erklärt werden und femer der Geschäfts- 
verkehr an denselben einer wirksamen staatlichen Aufsicht unterstellt werde.') 
Die Bundesregierungen beschlossen, da es für die Regelung des Börsenwesens 
an ausreichenden Unterlagen fehlte, zunächst eine Ejnqu^te zu veranstalten. Die unter 
dem 6. Februar 1892 durdi den Reichskanzler berufene Enqndtecomroission trat am 
6. April 1892 zusammen und erledigte unter dem Vorsitz des Reiehsbankpräfiidenten, 
Ezceilenz Dr. Roch, in 98 Sitzungen ihre Aufgabe durch die am 11. November 18U[^ 
erfolgte Erstattung eines Schlussberichtes an den Reichskanzler. 

Dieser Beridit ist nebst sämmtlichen Anlagen dem Bundesrath und dem Reichstag 
mitgetheilt worden. Der Letztere hat darauf in den Sitzungen vom 19. April 1894 
beschlossen, die verbündeten Regierungen zu ersuchen, auf Grund der Ergebnisse der 
Börsen - Enquete ein Börsengesetz thunlichst bald vorzulegen.* Demzufolge legte der 
Reichskanzler am 8. Deeember 1895 den Entwurf eines Börsengesetzes nebst Begründung 
dem Reichstage zur verfassungsmässiges Beschlussfassung vor. Nach Dnrchberathung 
in einer Commission, für welche der Abgeordnete Gamp einen werthvollen Bericht 
erstattete, wurde das Gesetz am 6. Juni vom Reichstage, am 18. Juni vom Bundesrath 
angenopnmen und im Reichsgesetzblatt am 24. Juni 1896 publicirt. 

Das Börsengestz ist in der Form, in welcher es erlassen wurde, heute nicht mehr 
in Kraft. Der Abschnitt über das Commissionsgeschäft (§S 70—74) ist ganz in Wegfall 
gekommen und durch § 400 ff. de» neuen Handelsgesetzbudis ersetzt worden. Von den 
anderen im Art. 14 des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch enthaltenen 
Aenderungen sei hervorgehoben, dass durch einen Absatz zu § 69 klargestellt wiid, 
dass der Schutz, den das Börsenregister gewähren soll, durch den § 764 B. G. B. nicht 
berührt wird. 

Versucht man, die das Börsengesetz beherrschenden Grundgedanken zu skizziren, 
so kann man folgende Punkte unterscheiden: 

1. das Börsengesetz erstrebt eine einheitliche Organisation der deutschen 
Börsen, insbesondere in Bezug auf Leitung, Beaufsichtigung, Kurs- und Preis- 
feststellung, Zulassung von Werthpapieren zum Börseimandel und Schaffung 
von Börsenehrenfferichten (organisatorische Tendenz); 

2. das Gesetz will dem sogenannten Börsenspiel entgegentreten durch Schaffung 
des Börsenregisters, durch das Verbot des Börsenterminhandels in Antheilen 
von Bergwerks- und Fabrikunternehmungen und durch Strafbestimmnngen 
(moraHsirende Tendenz); 

8. das Gesetz will den agrarischen Wünschen auf Hebung der Getreide- 

g reise durch das Verbot des börsenmässigen Terminhandels in Getreide- und 
[ühlenfabrikaten entgegenkommen und räumt den Landesregierungen die 
Befugniss ein, in die Börsenordnung die Bestimmung aufzunehmen, dass .bei 
den Vorständen der Productenbörsen die Landwirthschaft, die landwirthschaft- 
lichen Nebengewerbe und Müllerei entsprechende Vertretung finden (§ 4) 
(agrarische Tendenz). 



1) Drucksachen des Reichstages No. 628, 8. Legislaturperiode, 1. Seision 1880/83. 
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Die Be8]>rechQng der agrarischen Tendens, die vielfach für die moralisirende 
Tendens mitbestiminend ist, wird als aberwiegend yolkswirtbschaftlicher Natur ans- 
seheiden. Auch im Uebrieen wird es nicht auf eine erschöpfende Aufzfthlting der 
einzelnen Bestimmungen des BOrsengesetzes ankommen, sondern auf eine Darlegung 
derjenigen GmndzOge, welche in der Praxis Anlass zu besonderen Erörterungen gegeben 
haben und bei einer Reform des Börsengesetzes in besondere Erwägung zu ziehen 
sein werden. 

I. Organisatioii. 

a. Aufsicht und Leitung. 

Die Organisation der einzelnen Börsen wird durch eine Börsenordnung geregelt, 
deren Genehimgung der Landesregierung vorbehalten ist (§ 4). Durch die Möglichkeit 
der Y^rsagung der Genehmigung hat die Landesregierung sich eine weitgehende 
Einwirkung auf den Inhalt der Börsenordnung gesichert. 

Die Börsenordnung moss Bestimmungen treffen: 

1. über die Börsenleitung und ihre Organe; 

2. tlber die Geschftftssweige, für welche die Börseneinrichtungen bestimmt sind; 

3. über die Vorausaetsunffen der Zulassung zum Besuche der Börse; 

4. darüber, in welcher Weise die Preise und Kurse zu notiren sind. 

Die für jede Börse zu erlassende Börsenordnung stellt die Grenzen der Selbst- 
verwaltung der Börse fest Innerhalb der so festgestellten Grenzen hat die Aufsichts- 
behörde läiglich ein Aufsiehts-, kein V er waltungs- Recht. Die Landesregierung 
kann also nur da ein^^reifen, wo das Verhalten der Börsenorgane im Widerstreit steht 
zu allgemein öffentlichen Interessen, oder wo die Verwaltung unter offenbarem, 
dauerndem Missbrauch der gewahrten Rechte oder dauernder Nichterfüllung der 
auferlegten Pflichten geführt wird. Wenn z. B. der Börsenvorstand auf Grund der 
Börsenordnung einen Börsenbesucher vom Besuche der Börse ausschliesst und dieser 
Beschlnss von der in der Börsenordnung vorgesehenen Beschwerdeinstanz gebilligt 
wird, so wäre die Landesregierung nicht be^gt, diese Beschlüsse etwa aus dem 
Grunde einer rechtsirrthUmliäen Auffassung des Ausschliessungsgrundes aufzuheben, 
oder wenn die Zulassungsstelle die Zulassung eines Papiers verweigerte, etwa aus dem 
Grunde, weil die Emission offenbar zu einer Uebervortheilung des Publikums führt» 
und die Beschwerdeinstanz diesen Beschiuss billigte, so wäre die Landesregierung 
nicht befugt, diesen Beschiuss aufzuheben, weil sie die Ansicht der Vorinstanzen 
nicht theilt. 

Vielmehr muss daran festgehalten werden, dass, wo die Börsenordnung und das 
Börseuffesetz einen bestimmten Instanzenzug festsetzt, die Landesregierung nicht 
willkürlich sich als neue Instanz lediglich auf Grund ihres Aufsichtsrechts einsetzen kann. 

Der Begriff der Aufsichtsgewalt ist ein schwer zu definirender. Im Einzelfall 
werden die Grenzen zwischen der Aufsichts- und Verwaltungsgewalt flüssige sein. Im 
Falle der CoUision wird die Landesregierung obsiegen, weil gegen deren Entscheidungen 
im Börsengesetz kein Rechtsmittel gegeben ist. 

Bei einer Reform des Börsengesetzes muss für diese Fälle einer Collision eine 
Instanz geschaffen werden, welche darüber entscheidet, ob das Eingreifen der Landes- 
regierung im einzelnen Falle innerhalb ihres Aufsichtsrechts sich bewegt oder nicht 
vielmehr einen unzulässigen Eingriff in das Selbstverwaltungsrecht der Börse darstellt. 
Als derartige Instanz muss der Bnndesrath, in Betracht kommen. 

Dem gewöhnlich von den Börsenbeso ehern zu wählenden Börsenvorstande lie^t 
die Leitung der Börse, die Erledigung der laufenden Verwaltungsgeschäfte, die 
Handhabung der Disciplin und die Preis- und Kursfeststelltmg ob (§ 5, 8, 29 Börsen- 

fesetz). Die unmittelbare Aufsicht über die Börse wird den Handelskammern oder 
aufmännischen Corporationen übertragen, die mittelbare Aufsicht steht der Landes- 
regierung zu (§ 1 Börsengesetz). In der Ausübung dieser Aufsicht wird die Landes- 
regierung durch die neugeschaffenen Staatscommissare unterstützt, welchen es obliegt, 
den Geschäftsverkehr an der Börse, sowie die Befolgung der in Bezug auf die Börse 
erlassenen Gesetze und Verwaltungsbestimmunffen nach näherer Anweisung der Landes- 
regierung zu überwachen. Sie sind berechtigt, den Berathungen der Börsenorgane 
beizuwohnen und die Börsenoreane auf hervorgetretene Missbräuche aufmerksam zu 
machen. Sie haben über Mfingel und über die Mittel zu ihrer Abstellung Bericht zu 
erstatten (§ 2 b, c). 

Die Schaffung des Staatscommissars hat in kaufmännischen Kreisen eine grosse 
Erregung hervorgerufen, welche nach der Fassung, die das Börsengesetz erhalten hat, 
auch berechtigt ist. 

Geffen den Gedanken, dass die Landesregierung für die ihr obliegende Aufsicht 
über die Börsen sich ein Informationsorgan schafft, wird wenig einzuwenden sein; auch 
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vor £rlass des Börsengesetzes würde unseres Erachtens in Preussen der Handels- 
minister berechtigt j^ewesen sein, einen Delegirten mit der Wahrnehmung der 
Information an der Börse zu betrauen. Die Stellung, die der Staatscommissar durch 
das Börsengesetz in seiner endgültigen Fassung erhalten hat, ist aber keine einheitliche 
imd kann weder die Kaufmannschaft noch die Träger dieser Stellung befriedigen, denn 
wenngleich der Staatscommissar nicht lediglich inrormatorisches Organ i^t, ist er doch 
andererseits nicht in der La^e, durch unmittelbare Executive seinen Anordnungen 
Nachdruck zu verschaffen. Vielmehr kann er nur an die Landesregierung Bericht 
erstatten, und ist strikt an die Anweisungen der Landesregierung gebunden. 

Für eine Reform des Börsengesetzes wird zu erwägen sein, ob diese Doppel- 
stellung aufrechtzuerhalten ist. Dem Staatscommissar das Recht der Executive zu 
geben, erscheint nicht empfehlenswerth. Denn selbst wenn seine Sachkenntniss der 
Sachkenntniss der aus ergrauten Fachmitnnem bestehenden Börsenorgane gleichkäme, 
so ist die Verantwortung, welche die Regierung mit der Uebertragunir einer Executive 
übernähme, infolge der möglichen aus Missgri6Fen sich ergebenden Regressansprüche 
unübersehbar. Andererseits entspricht das Recht, auf Idissstände aufmerksam zu 
machen, ohne durch Zwangs^ewalt auf die Erfüllung hinwirken zu können, nicht der 
Autorität seiner Stellung und lässt ein ersträgliches Verhältniss zu den Börsenorganen, 
die sich bevormundet fühlen, nicht aufkommen. Die gance Institution wird umsoweniger 
ertragen, als bei uns der Werdegang der Börsen ein anderer ist, wie z. B. in Oesterreich, 
wo die Börsen durch den Staat errichtet sind, während bei uns die Börsen aus der 
Initiative der Kaufmannschaft heraus entstanden sind und ganze Abschnitte des 
Börsengesetzes und der Bundesrathsbestimmungen im Wesentlichen nur eine Codificirang 
der von den Kaufleuten aus eigenem Antriebe geschaff^ien Bestimmungen darstellen.') 

Der einzige Vorzug, welcher dem Institut zuzugestehen ist, besteht darin, dass 
sie in der Lage sind, auf Grund eigener Anschauung die Landesregierung über die 
Vorgänge an der Börse zu informiren und die ausserhalb der Börse stehenden, dem 
Institut nicht freundlich gesinnten Kreise über die Unrichtigkeit landläufiger Vor- 
stellungen aufzuklären. Bei einer Reform empfiehlt es sich, auf den § 2 des Regierungs- 
entwurts zurückzugreifen, welcher die Stellung des Staat scommissars dahin begrenzte. 

Ihm liegt die Beachtung der Vorgänge an der Börse ob, sowie die Bericht- 
erstattung über hervorgetretene Mängel und über die Mittel zu ihrer Abstellung. 

Streitig geworden ist der Begriff des Börsenorgana.') Die vom Staataminiator 
von Bötticher in der Reichstagssitzung vom 28. Apnl 1896 ausgesprochene Ansicht, 
wonach unter dem Ausdruck „Börsenorgan' ausser dem Börsenvorstand auch das 
demaelben vorgesetzte Handelsorgan zu verstehen sei, kann nicht als zutreffend an- 
erkannt werden. Die allerdings nicht glücklich gefaaate Bemerkung der Motive, auf 
welche Staataminister von Bötticher sich bezogen, ist nach ihrem Zusammenhange und 
der ausdrücklichen Heranziehung der §§ 7, 9, 30 des Entwurfs nur dahin zu verstehen, 
dasa der Landesregierung freistehen soll, an Stelle des Börsenvorstandes das Handels- 
Organ mit gewissen Aufgaben zu betrauen. Dies sollte nach dem Entwürfe eine 
Vermehrung und Verstärkung der Aufsichtsrechte der Handelsorgane daratellen, 
keineswegs aber eine Minderung ihrer Stellung, indem nunmehr der Staatscommissar 
auch den Sitzungen der Handelsorgane beizuwohnen berechtigt wäre, oder die Handels- 
organe, welchen die Aufsicht über die Börsen von der Landesregierung deligirt ist, 
auf hervortretende Missbräuche aufmerksam zu machen hätte. Aus dieaem Omnde 
kann auch der Auffassung von Gamp nicht beigetreten werden, dasa der Staata- 
commissar den Sitzungen der Handelsorgane insoweit beizuwohnen berechtigt wäre, 
als dieselben Börsen-Aufaichtabefugnisse ausüben. 

b. Maklerwaaen. 

Dia Feststellung der Börsenpreise liegt dem Börsenvorstande ob. Zur Mitwirkung 
bei der amtlichen Festsetzung des Börsenpreises dienen Hülfspersonen, welche Kurs- 
makler genannt werden. Das Börsengesetz hat, von der Annahme anagehend, dass die 
Knrsmakler in ihrer Amtsthätigkeit nicht die genügende Unabhiingigkeit von den 
Mitgliedern des Böraenvorstandes haben, eine gesetzliche Vertretung der Kursmakler 
in der sogenannten Maklerkammer vorgeschrieben (§ 80 Börsengesetz). 

Ueber die Befugnisse der Maklerkammer enthalten die einzelnen, von den 
Landesregierungen erlassenen Maklerordnungen das nöthige Material. 

1) Cf. besonders die Bestlmmtmeen über Zolassnne von Werthpapieren; wie sie von dem 
Berliner Börsen • Commiss»ri»t ansgebildet worden sind (Handbuch der Berliner Fondsbörse 
S. 106 ff). 

S) Yergl. daza Apt a. a O. S. 48; A. M. Kahn, Börsengesets, sn S 2. 
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Die Stellnng der Knrsmakler ist eine swiefache. Sie sind einerseits Handels- 
makler, welche, so lange sie ihre Thätigkeit aasüben, die Vermittelnng von Börsen- 
geschiften in den betreffenden Waaren oder Werthpapieren betreiben müssen, nnd als 
solche Kanfieate, die Bücher za führen nnd ihre Firma in das Handelsregister einzu- 
tragen verpflichtet sind. Ihre Stellang geht aber darüber hinaus, insofern, als sie von 
der Landesreg^erong bestellt und entlassen werden und vor Antritt ihrer Stellung 
einen Eid zu leisten haben, dass sie die ihnen obliegenden Pflichten getreu erfüllen 
werden. Ihre amtliche Aufgabe besteht in der Mitwirkung bei der amtlichen Fest- 
setzung des Börsenpreises von Waaren und Werthpapieren. 

Dadurch sind sie indess noch nicht Beamte im Sinne des Staatsrechts geworden,^) 
wie denn auch der Staat keinerlei Sorse für ihre Existenz und Zukunft übernimmt, 
im Gegentheil den Loindesregierungen me jederzeitige Entlassung ohne Entschädigung 
gestattet ist. 

An sich sind die Kursmakler zur Vermittelung in allen Werthpapieren berechtigt 
und verpflichtet; bei grossen Börsen tritt aus praktischen Qründen eme Gruppenbüdung 
ein, indem bestimmte Papiere bestimmten Gruppen von zwei oder drei Kursmaklem 
sngetheilt werden. 

Ob der Maklerkammer, der Vertretung der Kursmakler, auch gestattet ist, die 
Papiere unter die einzelnen Kursmakler zu vertheUen, ist ein Streitpunkt geworden 
zwischen dem Berliner Aeltesten - Coliegium und dem Handelsminister. Bereits in der 
am 23. September 1896 vorgelegten Börsenordnung für Berlin hatten die Aeltesten in 
§ 6 No. 6 die Bestimmung aufgenommen, dass der Börsenvorstand nach gutachtUcher 
Anhörung der Maklerkammer die zum Börsenhandel zugelassenen Werthpapiere und 
Waaren den Kursmaklem zutheile. Der Handelsminister hatte darauf unter dem 
4. December 1896 erwidert, dass er beabsichtige, die Vertheiiung der Geschäfte unter 
die Kursmakler der Maklerkammer zuzuweisen und dem Börsenvorstand dagegen 
einerseits ein Einspruchsrecht an das Aeltesten-CoUegium und andererseits die Befugniss 
zu verleihen, jederzeit eine Aenderung dieser GkschäftsvertheUung bei der Makler- 
kammer zu beantragen. Er fasste die Bestimmung daher so: 

Der Börsenvorstand überwacht die von der Maklerkammer vorzunehmende 
Vertheiiung der Geschäfte unter die Kursmakler nach Maassgabe der in der 
Maklerordnung zu erlassenden Bestimmungen. 

Die Aeltesten glaubten die Aufnahme eines solchen Satzes in der Börsenordnung 
ablehnen zu mUssen, weil derselbe mit § 30 des Börsengesetzes in Widerspruch stehe, 
wonach eine Vertretung der Kursmakler bei Vertheiiung der Geschäfte unter die 
einzelnen Makler lediglich gutachtlich zu hören sei. 

Der Minister erwiderte unter dem 23. December 1896, dass es nicht gegen das 
Reichs-Börsengenetz verstoHse, der Maklerkammer die Vertheiiung zu übertragen, denn 
wenn der § 30 Abs. 2 nur von der Anhörung der Vertretung der Kursmakler spreche, 
so sei damit lediglich das Mindestmaass der den Kursmaklem bei der Geschäfts- 
vertheilung einzuräumenden Bechte festgesetzt, ohne dass damit die Uebertragung 
weitergehender Befugnisse ausgeschlossen wäre. 

Diese Theorie des Mindestmaasses ist von Freund in Holdheims Zeitschrift 
VI. Jahrg. S. 225 vertheidigt worden, während ich in der gleichen Zeitschrift S. 303 
die Ani^icnt vertreten habe, dass hier ein Verstoss gegen das Reichsgesetz vorliegt. 

§ 30 Abs. 2 des Börsengesetzes lautet: 

^Eine Vertretung der Kursmakler (Maklerkammer) ist bei der Bestellung 
neuer Kursmakler und bei Vertheiiung der Geschäfte unter die einzelnen 
Makler gutachtlich zu hören. Die näheren Bestimmungen über die Bestellung 
und Ejitlassung von Kursmaklem und die Organisation ihrer Vertretung sowie 
ihr Verhältniss zu dem Staatscommissar und den Börsenorganen werden von 
der Landesregierung erlassen.* 

Eine unbefangene Auslegung des Gesetzes wird davon ausgehen, dass, wenn ein 
Organ bei einer Frage gutachtlich zu hören ist, gewöhnlich ein zweites Organ vor- 
handen ist, welchem gegenüber die gutachtliche Aeusserung abgegeben wird. 

Wenn also die Maklerkammer nach Reichsrecht bei der Geschäftsvertheilung 
gutachtlich zu hören ist und nach Landesrecht mit der Geschäftsvertheilung selbst 
betraut wird, so muss die Maklerkammer sich entweder selbst zur gutachtlichen 
Aeusserung auffordern und sich selbst gutachtlich anhören, oder es wird eine Be- 
stimmung des Reichsrechts durch Landesrecht ausser Kraft gesetzt. Die vom Minister 
aufgesteUte Theorie des Mindestmaasses ist eine sehr ungewöhnliche. Man kann um- 
gekehrt die Behauptung aufstellen, dass, wenn ein Gesetz ausdrücklich die gutachtliche 
Anhörung einer durch das Börsengesetz erst neugeschaffenen und noch nicht erprobten 

1) So auch Staub, Commentar ZTun H.a.B., 6./7.Aafl., A.6 zu 6 9B H.G.B. 
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Organisation vorschreibt, diese fin^^achtliche Anhörung das Höchstmaass eines 
Rechtes darstellen soll. Diese Auffassung entspricht auch der Entstehungsgeschichte 
des § 30 Abs. 2. 

Wie der Commissionsbericht ergiebt, war ursprünglich der Antrag gestellt, der 
Maklerkammer die Vertheilung der Geschäfte nach Genehmigung der Börsen- 
behörde und des Staatscommissars zu übertragen. Dieser Antrag ist aber nicht 
angenommen. Vielmehr hat die Zustimmung der Commission nur der Gedanke gefunden, 
dass den Maklern bei denjenigen Angelegenheiten, die ihre Interessen berflhrten, ins- 
besondere bei der Bestellung neuer Kursmakler und der Vertheilung der Geschäfte an 
die einzelnen Makler, eine geeignete Mitwirkung gewährt werden solle. Nun bedarf 
es doch keiner Ausführung, daes eine Mitwirkung bei der Vertheilung von Geschäften 
nicht die Vertheilung der Geschäfte selbst in sich schliessen kann, zumal die Genehmigung 
durch die Börsenbehörde und den Staatscoramissar in Fortfall gekommen ist. Man 
könnte höchstens darüber zweifelhaft sein, wer nun mit der Vertheilung der Geschäfte 
thatsächlich betraut ist. 

Nach dieser Richtung hat die Landesregierung an sich ft*eie Hand, sie kann die 
Vertheilung selbst vornehmen, dieselbe dem Börsen vorstände oder den Handelsorganen 
übertragen, nur ist sie insoweit durch das Reichsgesetz gebunden, dass sie jedenfalls 
die Maklerkammer mit der Vertheilung selbst nicht betrauen kann, da dieser lediglich 
das Recht gutachtlicher Anhörung zusteht. 

Der Berliner Börsenvorstand hat diese Befngniss deshalb mit Recht für sich in 
Anspruch genommen, weil die Vertheilung der Geschäfte zu der ihm obliegenden 
Leitung und Verwaltung der Börse gehört. 

Die preussische Landesregierung scheint ihren früheren Standpunkt schon ver- 
lassen zu haben, denn andera ist es nicht zu erklären, dass in der Makler-Ordnnng für 
Frankfurt a. M. in § IIb der Handelskammer die Geschäftsvertheilung übertragen 
worden ist. 

Auf die Rechte und Pflichten der Makler im Einzelnen einzugehen, würde an 
dieser Stelle zu weit führen. 

0. Zulassung zum Börsenhandel. 

Die Zulassung von Werthpapieren zum Börsenhaudel wird durch das Börsen- 
gesetz und die dazu erlassenen Bestimmungen des Bandesraths (§ 42) einheitlich 
geregelt. In der Hauptsache dienen zum Vorbild diejenigen Bestimmungc*n, welche die 
berliner Börse bereits früher festgestellt hat. Es wird für jede Börse die Schafliing 
einer besonderen Commission bestimmt, von deren Mitgliedern mindestens die Hälfte 
aus solchen Personen bestehen muss, die nicht ins Börsenregister für Werthpapiere 
eingetragen sind. 

Die Aufgabe der Zulassungsstelle besteht nicht darin, die Bonität der Papiere 
zu prüfen, vielmehr ist das Wesen ihrer Thätigkeit darin zu erblicken, dass sie dafür 
sorgt, dass das Publikum über alle zur Beurtheilung der zu emittirenden Werthpapiere 
nothwendigen thatsächlich en und rechtlichen Verhältnisse so weit als möglich informirt 
wird. Dieser Grundsatz ist indess dadurch verdunkelt worden, dass die Zulassungfstelle 
verpflichtet ist, Emissionen nicht zuzulassen, durch welche erhebliche allgemeine Interessen 
geschädigt werden oder welche ofl'enbar zu einer Uebervortheilung des Publikums 
führen. Denn eine Beurtheilung, ob die hier aufgestellten Voraussetzungen vorliegen, 
ist nicht möglich ohne ein Eindringen in die Bonität des Papiers. 

Einen ferneren Zweifelsgrund bildet die Bestimmung, dass die Zulassungs^telle 
die Emission ohne die Angabe von Gründen ablehnen darf. Es ist ^glich, ob damit die 
Zulassungsstelle auch aus Gründen ablehnen darf, welche im BOrsengesetz nicht aus- 
drücklich angeführt sind. 

Meines Erachtens ist die Frage zu verneinen, da sonst die Zulassungsstelle aus 
Gründen der Bonität jederzeit ablehnen könnte, zu deren Prüfung sie nicht berufen ist. 
Die Zulassung erfolgt, sofern es sich nicht um deutsche Reichs- oder Staats- Anleihen 
handelt, auf Grund eines Prospects, welcher die für die Beurtheilung des Werthes des 
Papiers wesentlichen Angaben enthält. Der Prospect bildet die Grundlage für die 
Haftpflicht der Emissionshäuser (§ 43 ff.). 

Für Schuldverschreibungen, bezüglich deren das Reich oder ein Bundesstaat die 
volle Garantie übernommen hat, und für Schuldverschreibungen commnnaler Körper- 
schaften und cominunalständischer Creditinstitute sowie der unter staatlicher Aufsicht 
stehenden Pfandbriefanstalten kann die Landesregierung von der Verpflichtung zur 
Einreichungeines Prospectes entbinden. 

Die Wirkung der Nichtzulassung ist eine lediglich börsenmässige. Es darf für 
derartige Papiere eine amtliche Feststellung des Preises nicht erfolgen. Geschäfte in 
solchen Werthpapieren sind von der Benutzung der Börseneinrichtungen ausgeschlossen 
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and dürfeii von den Eursmaklern nicht vermittelt werden. Aach dürfen für solche an 
der Börse abgeschlossenen Geschäfte Preislisten (Earszettel) nicht veröffentlicht oder 
in mechanisch hergestellter Vervielfflltigang verbreitet werden, soweit nicht die Börsen- 
ordnung für besondere Fälle Ausnahmen gestattet (§ 41). 

Die civilrechtliche Gültigkeit der abgeschlossenen Geschäfte wird nicht berührt. 
Insbesondere kann nicht § 134 B. G. B. in Betracht konmien, da die Folgen der Nicht- 
zulassung im Gesetz ausdrücklich and erschöpfend geregelt sind. 

d. Ehrengericht. 
Durch das Börsengesetz wird ein ehrengerichtliches Verfahren eingeführt und 
zwar sieht das Gesetz zwei Instanzen vor: 

1. ein bei jeder Börse zu bildendes Ehrengericht (§ 8 ff.), 

2. die Berufungskammer, welche periodisch zusammentritt (§ 17 ff.). 

Das erstinstanzliche Ehrengericht besteht, wenn die unmittelbare Aufsicht über 
die Börsen einem Handelsorgane übertragen ist, aus der Gesammtheit oder einem 
Ausschuss dieses Organs, andernfalls aus Mitgliedern, welche von den Börsenorganen 
gewählt werden. 

Die näheren Bestimmungen Über die Zusammensetzung des Ehrengerichts werden 
von der Landesregierung erlassen (§ 9). 

Das Ehrengericht zieht zur Verantwortung Börsenbesucher, welche im Zusammen- 
hange mit ihrer Thätigkeit an der Börse sich eine mit der Ehre oder dem Anspruch 
auf kaufmännisches Vertrauen nicht zu vereinbarende Handlung haben zu Schulden 
kommen lassen. Bei dem Verfahren wirkt der Staatscommissar in erheblicher Weise mit. 

Von der Einleitung oder Ablehnimg ■ eines ehrengerichtlichen Verfahrens ist der 
Staatscommissar zu unterrichten. Er kann die Einleitung eines ehrengerichtlichen Ver- 
fahrens verlangen. Diesem Verlangen sowie allen von dem Commissar gestellten 
Beweisanträgen muss stattgegeben werden. Der Commissar hat das Recht, allen Ver- 
handlungen beizuwohnen und die ihm geeignet erscheinenden Anträge, sowie Fragen 
an den Beschuldigten, die Zeugen und Sachverständigen zu stellen (§ 11). 

Die Strafen bestehen in Verweis, sowie in zeitweiliger oder dauernder Aas- 
schliessung von der Börse (§ 15). 

Die Beruf ungskammer besteht aus einem Vorsitzenden und sechs Beisitzern. 
Der Vorsitzende wird von dem Bundesrath bestimmt. Die Beisitzer werden von dem 
Börsen ausschusse aus seinen auf Vorschlag der Börsenorgane berufenen Mitgliedern 
gewählt; von den Bei'*itzom dürfen nicht mehr als zwei derselben Börse angehören. 

Die Bestimmungen des Börsengesetzes über das Ehrengericht sind dürftig und 
bedürfen in formaler Hinsicht weiterer Ausgestaltung. So fehlt z. B. eine Bestimmung 
darüber, wer die Kosten des ehrengerichtlichen Verfahrens für den Fall einer Ein- 
stellung des Verfahrens oder der Freisprechung des Angeklagten trägt. 

Nimmt man an, dass das Ehrengericht eine Einrichtung des Staates ist, so 
würden diese Kosten der Staatskasse zur Last fallen. Allein, ma^ diese Auffassung 
für die Berufungskammer zutreffen, das erstinstanzliche Ehrengericht bildet jedenfalls 
eine Einrichtung der einzelnen Börsen und es fallen deshalb auch die Kosten der 
einzelnen Börse zur Last. 

Auf zwei Mängel möchte ich an dieser Stelle hinweisen. Die Zuständigkeit des 
Ehrengerichts ist beschränkt auf Börsenbesucher. Es hat sich in der Praxis heraus- 
gestellt, dass gerade diejenigen Commissionäre, deren Geschäftsgebahren zur ehren- 
gerichtlichen Ahndung besonders auffordert, nicht zur Verantwortung gezogen werden 
konnten, weil sie nicht das Recht zum Börsenbesuch besassen. Diesem Missstand 
wäre dadurch zu begegnen, dass die Zuständigkeit des Ehrengerichts ausgedehnt wird 
auf alle Firmen, welche gewerbsmässig Bank- und Börsengeschäfte betreiben. Das 
Strafsystem wäre dann dahin zu erweitern, dass neben Verweis und Ausschluss von 
der Börse noch die Verhängung von Geldstrafen zulässig wäre. 

Zu beanstanden ist femer die Bestimmung des § 13, wonach nur mit Zustimmung 
des Staatscommissars das Verfahren eingestellt werden kann. Diese von sonstigen 
prozessualen Grundsätzen abweichende Bestimmung beruht auf einem Misstrauen gegen 
die Unparteilichkeit des Ehrengerichts. Es genügt durchaus, wenn dem Staatscommissar, 
analog dem Staatsanwalt im strafprozessualen Verfahren, ein Beschwerderecht gegen 
Einstellungsbeschlüsse des Ehrengerichts gegeben wird. 

e. Sonstige Organe. 
Zur Begutachtung über die durch dieses Gesetz der Beschlussfassung des 
Bundesraths überwiesenen Angelegenheiten ist als Sachverständigen-Organ ein Börsen- 
ausschuss zu bilden. Derselbe ist befugt, Anträge an den Reichskanzler zu stellen 
und Sachverständige zu vernehmen. 

5* 
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Der Börsenausschnss besteht ans mindesteDS dreissig MitoKedem, welche vom 
Bimdesrath in der Regel auf je fünf Jahre zu wftblen sind, mne emente Wahl bt 
zulässig. Die Wahl der Hälfte der Mitglieder erfolgt auf Vorschlag der Bdrsenoreane. 
Darüber, in welcher Anzahl dieselben von den einzelnen Börsenorganen yorzuschiagen 
sind, bestimmt der Bundesrath. Die andere Hälfte wird unter angemessener Berück- 
sichtigung von Landwirthschaft und Industrie gewählt. 

Dem Bundesrath wie dem Reichskanzler stehen endlich wichtige Befugnisse zu. 

n. Bekämpfmig des sogenannten BOraenspiels. 

a. Börsenregister. 

Die bisher dargelegten Grundzüge bilden den organisatorischen Theil des Börsen- 
gesetzes. Ungeachtet von Ausstellungen im Einzelnen kann derselbe als zweck- 
entsprechend und als zu weiterem Ausbau geeignet bezeichnet worden. Als verfehlt 
muss dagegen der morali^rende Theil des Börseneesetzes erachtet werden, wie er im 
vierten Abschnitt, „Börsenterminhandel'*, zum Ausdruck gelangt ist. Der Zweck dieses 
Abschnitts zielt im Wesentlichen auf Bekämpfung des sogenannten Börsenspiels. 

Dieses Ziel soll erreicht werden durch die Schaffimg eines Börsenregisters für 
Börsentermingeschäfte in allen Werthpapieren und Waaren und durch das gänzliche 
Verbot des Börsenterminhandels in Antheilen von Bergwerks- und Fabrikunter- 
nehmungen. Nicht hierher zähle ich das Verbot des börsenmässigen Terminhandels 
in Getreide und Mühlenfabrikaten, weil für dasselbe eher der agrarische Gesichtspunkt 
entscheidend war, ein Mittel für die Hebung der Getreidepreise zu schaffen. 

Der Rechtszustand, wie er durch das Börsengesetz für den Börsenterminhandel 
geschaffen ist, ist folgender: 

A. durch Gesetz verboten (§ 50 Abs. 2 und 3); 

1. der Börsenterminhandel in Antheilen von Bergwerks- und Fabrikunter- 
nehmunffen; der Börsenterminhandel in Antheilen von anderen &werbs- 

fesellschaften kann nur gestattet werden, wenn das Kapital der betreffenden 
Irwerbsgesellschaft mindestens 20 Millionen beträgt — gemeint ist offenbar 
das zum Börsenterminhandel zugelassene Kapital;') 

2. der börsenmässige Terminhandel in Getreide und Mühlenfabrikaten. 

B. 3. Abgesehen davon ist der Bundesrath befugt, den Börsenterminhandel von 

Bedingungen abhängig zu machen, oder in bestimmten Waaren oder Werth- 
papieren zu untersagen (§ 50 Abs. 1). 

Insoweit der Börsenterminhandel in bestimmten Waaren oder Werthpapieren 
durch Gesetz oder vom Bundesrath untersagt oder die Zulassung desselben von den 
Börsenorganen endgültig verweigert ist, ist ein von der Mitwirkung der Börsenorgane 
unabhängiger Terminhandel von der Börse ausgeschlossen, soweit er sich in den für 
Börsentermingeschäften üblichen Formen vollzieht (§ 51 Abs. 2). 

Hiemach ist, soweit es sich um Papiere handelt» in welchen der Börsentermin- 
handel nicht verboten ist, ein von der Mitwirkung der Börsenorgane unabbängifrer 
Terminhandel auch dann erlaubt, wenn er sich in den für Börsentermingeschäfte 
üblichen Formen vollzieht. Andererseits ist auch in den sogenannten verbotenen 
Papieren ein von der Mitwirkung der Börsenorgane unabhängiger Terminhandel dann 
erlaubt, wenn er sich in den für Sörsentermingeschäfte üblichen Formen nicht vollzieht 
Aus dem letzteren Grundsatz heraus ist die Gültigkeit der sogenannten Cassa-Conto- 
corrent-Geschäfte zu beurtheilen. 

Die Folgen der Untersagnng sind nach § 51, dass Börsentermingeschäfte in Waaren 
oder Werthpapieren von der Benutzung der Börseneinrichtnngen ausgeschlossen sind 
und von Knrsmaklern nicht ermittelt werden dürfen. Auch dürfen von solchen Ge- 
schäften, sofern sie im Inland abgeschlossen sind, Preislisten nicht veröffentlicht oder 
in mechanisch hergestellter Vervielfältigung verbreitet werden. 

Das Reichsgericht hat in einer jüngst in der Deutschen Juristenzeitung, Jahr- 
gang 1901 Seite 73, veröffentlichten Entscheidung vom 1. December 1900 weitergehend 
angenommen, dass ausserdem auf Grund des §134B. G. B. civilrechtliche Nichtig- 
keit Platz greife. 

Dieser Ansicht kann nicht beigetreten werden. § 134 B. G. B. lautet: 

„Ein Rechtsgeschäft, das gegen ein gesetzliches Verbot verstösst, ist 
nichtig, wenn sich nicht aus dem Gesetz ein Anderes ergiebt' 

Mit Recht führt Gar eis aus'), dass sich aus dem Gesetz etwas Anaeres ergiebt, 
wenn ausdrücklich eine andere Folge des verbotenen Rechtsgeschäfts angegeben ist 

1) Cf. Apt a.a.O. S.87. 

S) Commentar mm B. Q. B., Allgemeiner Theil. Berlin 1900. a 166. 
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Dieae VoraasMtKQiig ist in § 51 erfflUt. Das» diese Folgen aber anch erschöpfend 
sein sollten, geht ans der Entstehungsgeschichte klar hervor. 

In der Reichstagscoinmission^ ist darauf hingewiesen worden, dass in dem 
Gesetze die Folgen der Nichtznlassnng näher prftcisirt werden sollten, und Beichs- 
bankpräsident Dr. Koch hat als Commissar des Bandesraths in der Beichstagssitzung 
vom 6. Mai 1896^ ausdrücklich betont, dass der Entwarf die Wirkungen der von ihm 
von:e8ehenen objectiven Verbote in § 51 erschöpfend bestimmen und dass eine 
civUrechtliche Unwirksamkeit (es handelt sich um eine Anfirage wegen der Auslands- 
geschäfte) nicht ausgesprochen werden solle. Die in § 51 getroffene Begelung ist 
aber auch ausreichen^ da sich ein nennenswerther Terminhandel gar nicht entwickeln 
kann, wenn ihm die officielle Kursnotiz verweigert wird und ihm sftmmtliche Börsen- 
einrichtongen verschlossen sind. Wenn das Beichsgericht der Ansicht ist, dass erst 
die civUrechtliche Nichtigkeit dieser Geschäfte die nöthige Bepression biete, so darf 
auf den grossen Umfang der ohne Eintragung in das Börsenregister abgeschlossenen 
Termingeschäfte hingewiesen werden, der zeigt, dass auf diesem Gebiete Treue und 
Glauben einen hohen Ersatz bilden flir die mangelnde civUrechtliche Gttltigkeit 

% 66 des Börsengesetzes bestimmt, dass durch ein Börsen-Termingeschäft in ^em 
Geschäftszweige, für welches nicht beide Parteien zur Zeit des Geschäftsabschlusses 
im Börsenregister eingetragen sind, ein Schuldverhältniss nicht begründet werde. 

Die I^wirksamkeit erstreckt sich auf die bestellten Sicherheiten und die ab- 
gegebenen Schuldanerkenntnisse; dagegen findet eine Bückforderung Dessen, was bei 
oder nach völliger Abwickelung der Geschäfte geleistet worden ist, nicht statt. Die 
Wirkung der Elintragung ist nach § 69 des Börsengesetzes folgende: 

Gegen Ansprüche aus Börsen-Termingeschäften, sowie aus der Ertheilung 
und Uebernahme von Aufträgen und der Vereinigunff zum Abschlüsse von 
Börsen-Termingeschäften kann von Demjenigen, welcher zur Zeit der Ein- 
gehung des Geschäftes in dem Börsenre^ister für den betrefiPenden Geschäfts- 
zweig eingetragen war, sowie von Demjenigen, dessen Eintragung nach § 68 
Abs. 2 zur Wirksamkeit des Geschäftes nicht erforderlich war, ein £Iinwand 
nicht darauf gegründet werden, dass die Erfüllung durch Lieferung der 
Waaren oder Werthpapiere vertragsmässig ausgeschlossen war. 

Mit anderen Worten: 

Die Eintragung schützt die Contrahenten vor der Geltendmachung des 
sogenannten IMfferenzeinwandes. 

Dieser Bechtszustand stellt gegenüber der bisherigen schwankenden Gerichts- 
prazis insofern einen formalen Fortschritt dar, als beide Parteien bei Abschluss des 
Geschäfts sich über die Bechtsfolgen im Klaren sind. Trotzdem hat das Börsen- 
register, welches auch von seinen Befürwortern nur als ein gesetzgeberisches Experiment 
angesehen worden ist, in der Praxis Schiffbruch erlitten. An diesem Ergebnisse trägt 
aber nicht allein die Abneigung der Börsenkreise gegen das Begister allein Schuld, 
vielmehr beruht die Nichtbcwähning des Begisters auf Gründen tiefgehenderer Natur. 

Das Bör^enregistor verfolgt zwei Ziele, die sich praktisch nicht miteinander 
vereinbaren lassen. Die Eintragung in dasselbe soll einerseits dem Handelsstande die 
bisher vermisste Bechtsbasis für den Werthpapierhandel bieten: andererseits sollte 
durch die Noth wendigkeit der Eintragung in das Begister der Kreis des am Börsen- 
handel sich betheiligenden Publikums eingeengt werden, denn man ging davon aus, 
dass Diejenigen, welche sich nicht gewerbsmässig mit Bank- und Börsengeschäften 
befassen, sich scheuen würden, öffentlich sich als Börsenspeculanten zu bekennen, und 
dass der Bankier wiederum Bedenken tragen würde, mit Nichteingetragenen Geschäfte 
zu machen.^) Dieser Abschreckungszweck des Börsenregisters hat thatsächlich dahin 
geführt, dass gerade das solide Privatpublikum, welches geistig und finanziell in der 
Lage ist, am Börsengeschäft theilzunehmen, das Börsenregister als ein Spielerregister 
angesehen hat, dessen Benutzung es ablehnte. Dass gar Beamte, Officiere, welche, 
wie in der Börsen - EInqußtecommission ausdrücklich hervorgehoben worden ist, im 
Gefolge ihrer Vermögensverwaltung, wenn auch vereinzelt, Börsen-Termingeschäfte 
abschliessen, in das Begister sich eintragen, wird kaum als denkbar erachtet. Dazu 
kommt, dass die Idee des Begisters geriäe von dem finanziell potenten Publikum als 
ungerechtfertigte Bevormundung empfunden wird. 

Wenn aber das solide Privatpublikum, dessen Kundschaft für den ehrbaren 
Bankier maassgebend ist, die Eintragung ablehnt, so hat für den Bankier seine Ein- 
tragung nur geringen Werth. Denn was das Verhältniss der Bankiers untereinander 
anlangt, sorgt das durch das Börsengesetz eingeführte Ehrengericht dafür, falls die 

^^ >) Berioht 8. 45. 

*i St6nogrftphiBoli«r Bericht S. 9449. 

B) Bericht der BOrsen-Enqudtecommisslon, Carl Heymanne Verlag, S. 146 ff. 
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Grundsätzo von Treu und Glauben durch die Geltendmachung der Nichteintragung in 
das Register verletzt werden, wenngleich auch hier die Geltendmachung d^r Nicht* 
eintragung durch Concursverwalter und Vormünder Gefahr bietet. 

Es bleiben also im Wesentlichen noch diejenigen Privatpersonen übrig, welche 
die Scheu, als Spieler zu gelten, überwunden haben oder die Eintragung vorzunehmen 
genöthigt sind, weil ihnen der Bankier die Geltendmachung der Nichteintragung zutraut. 

Diese Personen, gegen die der Gesetzgeber hauptsächlich sich hat wenden wollen, 
sind nunmehr in der Lage, durch die Eintragung ihre sonst vom Gesetzgeber als 
illegitim gehaltenen Speculationen zu legitimen zu erheben. Hier zeigt sich eclatant, 
dass das Börsenregister auf einer Fiction beruht. Nirgends können aber Fictionen 
weniger von Dauer sein, als auf wirthschaftlichem Gebiete, wo die Unwahrheit der 
Fiction tagtäglich offenbar wird. 

Der gesunde Menschenverstand begreift nicht, dass Derjenige, welcher heute 
anerkanntermaassen weder geistie noch financiell befähigt ist, am Börsengeschäft Theil 
zu nehmen, morgen durch den Formalact der Elintragnng die geistige und financielle 
Fähigkeit erhalten soll, rechtswirksame Börsen -Termingeschäfte in jedem Umfange 
abzuschliessen. 

Es ist weiterhin nicht zu begreifen, dass der Banquier und Kaufmann, welcher 
als solcher bereits im Handelsregister eingetragen ist, zum rechtswirksamen Abschluss 
von Kauf- und Verkaufsgeschäften an der Börse, die sich in Nichts von anderen Kauf- 
und Verkaufsgeschäften unterscheiden, einer zweiten Eintragung bedürfen solle. 

Das Börsengesetz statuirt keine Pflicht zur Eintragung in das Register. Vielmehr 
ist lediglich zum Ausdruck gebracht, dass Börsen-Termingeschäfte ohne Eintragung in 
das Börsenregister rechtsunwirksam sind. 

In der Abstandnahme von der Eintragung kann demnach keine Umgehung des 
Gesetzes erblickt werden. Sagt doch das Reichsgericht selbst in einem tlrteil vom 
2. Juni 1890*): „Von einer Umgehung kann man überhaupt nur in Beziehung auf 
verbietende oder gebietende Gesetze sprechen.^ 

Entscheidend ist nur, dass die ohne Eintragung abgeschlossenen Geschäfte 
nicht den Charakter der Börsen-Termingeschäfte an sich tragen. 

Die Bankwelt hat auf den Schutz, welcher ihr durch die Börsenregister gewährt 
werden soll, verzichtet und neue Geschäftsformen eingeführt, welche die Begriffs- 
merkmale der Börsen-Termingeschäfte nicht an sich tragen. 

Ist doch schon im Bericht der Börsen - Enqu^tecommission ^) zum Ausdruck 
gebracht worden, dass bei Effecten das Erfordemiss der Register-Emtragung leichter 
mit Erfolg umgangen werden kann, weil bei Effecten dem börsenmässigen Termin- 
geschäft das gewöhnliche, von wesentlichen börsenmässigen Geschäftsbedingungen 
abweichende Fixgeschäft erbeblich nähersteht. 

So hat die aus den ersten Banken bestehende sogenannte Stempelvereinigung 
handelsrechtliche Fixgeschäfte auf Grund des Art. 357 H. G. B. zur Einführung 
gebracht. Dieselben sind indess durch Urtheil des Reichsgerichts vom 12. October 1898 
für Börsen-Termingeschäfte im weiteren Sinne erklärt und wegen mangelnder Register- 
eintragung als rechtsunwirksam erachtet worden.^) 

Einem gleichen Schicksal sind die von der Bank für Handel und Industrie 
eingeführten sogenannten handelsrechtlichen Lieferung8ge.**chäfte auf Grund dor 
Art. 354/356 H. G. B. durch Urtheil des Reichsgerichts vom 28. October 1899 vorfallen^). 

Da das letztere Urtheil des Reichsgerichts Aufstellungen, die es in dem erstcren 
Urtheil gemacht hat, wesentlich einschränkt, so wollen wir an dieser Stelle uns nur 
mit dem zweiten Urtheil beschäftigen, und dies umsomchr, als dieses Urtheil zum 
Theil neue Grundsätze über Auslegung von Gesetzen enthält. 

Die grundsätzliche Frage ist die, ob das Börsengesetz überhaupt einen Begriff 
der Börsen - Termingeschäfte aufstellt und ob die sogenannten handelsrechtlichen 
Lieferungsgeschäfte unter diesen Begriff fallen. Es soll im Folgenden dargelegt 
werden, dass das Börsengesetz einen Begriff des Börsen -Termingeschäfts enthält und 
dass die handelsrechtlichen Lieferungsgeschäfte in allen wesentlichen Punkten von 
den Begriffsmerkmalen der Börsen-Termingeschäfte abwoiclien. 

Das Börsengesetz führt den Begriff der Börsen-Termingeschäfte im § 48 des 
Börsengesetzes an: 

1) Entaoheidongen in Oivilsachen Bd. XXYI, 184. 

«) A. a. O. S. 1» 

*) Entaoh. des Beichsgerichts, Band 42 S. 487, und Stanb, „Zum Begriff der Bdraen- 
Termingesohafte*'. 

*) Entsoh. des Reiohsgeriohti, Band 44 S. 106 ff. Eine überzeugende Kritik dieser Entooh. 
bei Ries 8 er, nHandelsrechtliche Liefeningsgesciiftfte**. 
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„AIb BOrsen-TermingeschXfte in Waaren oder Werthpapieren gelten Kaof- 
oder sonstige Anschamingsgeschäfte auf eine festbestimmte Ldeferongszeit 
oder mit einer festbestimmten Lieferungsfrist, wenn sie nach Geschäfts- 
bedingungen geschlossen werden, die von dem Börsenyorstande für den 
Terminhandel festgesetzt sind, und wenn für die an der betreffenden Börse 
geschlossenen Geschäfte solcher Art eine amtliehe Feststellung von Termin- 
preisen (§§ 29, 35) erfolgt.* 
Dass hier eine Begriffftbestimmnng im eigentlichen Sinne des Wortes vorliegt, 
ergiebt nicht nur die Fassung „gelten**, sondern auch die Bemerkung der Motive, dass 
als Grundlage für die nachfolgenden Bestimmungen (über den Börsen -Terminhandel) 
es der gesetzlichen Festlegung des Begriffs dos Börsen -Termingeschäftes bedurft 
hätte (Begr. S. 27), wie es bereits im Berichte der Enqu^tecommission heisst: 

„Als Consequenz des Registers ergab sich für die Commission die Noth- 
wendigkeit, den Begriff der Börsen-Termingeschäfte in Waaren durch 
Gesetz festzustellen.** 
Die handelsrechtlichen Lieferungsgeschäfte abstrahiren von zwei Begriffsmerk- 
malen des § 48 des Börsengesetzes. 

Sie sind nicht auf eine festbestimmte Lieferungszeit oder mit einer festbestimmton 
Lieferungsfrist geschlossen, gewähren vielmehr eine Nachfrist von zwei Tagen. 

Sie sind auch nicht nach Geschäftsbedingungen geschlossen, die von dem Börsen- 
vorstand für den Terminhandel festgesetzt sind, weichen vielmehr in erheblicher 
Weise von diesen ab. 

Das Beichsgericht geht davon aus, dass der § 48 des Börsengesetzes anzuwenden 
ist auf soche Geschäfte, von denen anzunehmen ist, dass der Gesetzgeber sie hat 
treffen wollen und ausdrücklich getroffen haben würde, wenn er ihre Einkleidung in 
eine andere Rechtsform als diejenige, die er formulirt hat, vorausgesehen hätte. 
Unseres Erachtous wird hier an den Richter eine Anforderung gestellt, die zu 
erfüllen er nicht in der Lage ist. 

Die complicirto Art, wie heutzutage ein Gesetz zu Stande kommt, die Noth- 
wendigkeit, im Wege des Compromisses entgegenstehende Ansichten zu vereinen, und 
die oft resultirende Folge, dass Bestimmungen zu Stande kommen, welche nichts 
woniger als einen Ausfluss der Rechtsconsequenz darstellen, verbieten es für die 
Gegenwart, dem Richter eine Prüfung der Frage aufzuerlegen, was der Gesetzgeber 
gethan haben würde, wenn er Etwas vorausgesehen haben würde, was er eben nicht 
vorausgesehen hat. 

Darin besteht die Aufgabe und Kunst des Gesetzgebers, seine Absichten so 
festzulegen, dass auch Versuche der Umgehung getroffen werden. Hat er sich dieser 
Aufgabe nicht gewachsen gezeigt, so muss eine Verbesserung stattfinden, wie dies 
seiner Zeit zum Beispiel bei dor Wuchergesetznovelle für nöthig erachtet worden ist. 
Das Reichsgericht führt weiter aus, das auch dasjenige Geschäft verboten sein 
müsse, wenn dasselbe nur eine andere Rechtsform für die Geschäfte sei, die §§ 48, 66 
im Auge gehabt haben. Und später, setzt das Reichsgericht hinzu, dass das Börsen- 

fesetz nichts als ein Blatt Papier wäre, wenn man annehmen wollte, der Gesetzgeber 
abe zulassen wollen, sich der Eintragungspflicht dadurch zu entziehen, dass man die 
Geschäfte unter anderen allgemeinen Geschäftsbedingungen abschloss, als den von 
der Börse festgesetzten, ohne dass dadurch der Charakter der Geschäfte geändert würde. 

Dass der juristische Charakter eines Rechtsgeschäftes ein anderer ist, je nachdem 
es sich um eine Nachfrist oder ein Fixgeschäft handelt, liegt auf der Hand. 

Zwar geht das Reichsgericht über die gewährte Nachfrist von zwei Tagen sehr 
leicht hinweg. Es bestreitet nicht, wie es die Vorinstanzen gethan haben, die Emst- 
lichkeit der Nachfrist. Allein, so meint es, diese Nachfrist führe zu nichts weiter, als 
dass das Geschäft von Ultimo auf den dritten Börsentag nach Ultimo üx prolongirt 
wird. Dass diese formale Auslegung ebenso zutrifft, wenn eine Nachfrist von 8 bis 
14 Tagen gewährt ist, liegt auf der Hand. 

Uass damit dann aber jeder Unterschied zwischen einem Fix- und einem Nichtfix- 
geschäft juristisch geleugnet wird, spricht nicht zu Gunsten der Reichsgerichtstheorie. 

Aber auch der wirthschaftlicho Charakter ist ein anderer. Bei dem Börsen- 
termingeschäft hat jeder Contrahent am Ultimo seine bestimmten Rechte und Pflichten 
und ist dementsprechend in der Lage, das fragliche Geschäft wiederum zur Grundlage 
weiterer Geschäfte, Ueberweisungen etc. zu machen. 

Bei einem Nachfristgeschäft kann er aber nicht eher disponiren, als er nicht 
sicher ist, dass eine Nachfrist nicht gefordert wird. 

Der Ultimo bedeutet in der Börsentechnik den entscheidenden Tag im Monat, 
an welchem die Zeitgeschäfte im Abrechnungsverkehr zur Erfüllung gelangen. An 
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diesem Abrechnungsyerfahren würden Zeitgescbäfte, in welchen Nachfrist gefordert 
wird, nicht theilnehmen können. 

Bei dem Nachfristgeschftft dauert das Bisico fOr den nichts&amigen Theil einige 
Taffe länger, was bei börsengängigen Papieren den Erfolg haben kann, dass Gewinn 
in Verlust sich verwandelt. 

Aber auch der Gedanke, dass es sich nur um eine andere Rechtsform handele, 
kann vorliegend nicht durchgreifen. 

Denn im Börsenverkehr ist die Form gerade das Wesentliche. Je leichter die 
Form der Eingehung und Abwickelung ist, desto wirthschaftlich höher steht das ganze 
Geschäft. 

Das Börsentermingeschäft ist das scharfe Schwert, das alle Schwierigkeiten mit 
einem Schlage hinwegräumt. Mit dem Augenblick des Abschlusses des Geschäftes 
sind die Partien den festgefügten Regeln der Börsenbedingungen unterworfen. Der 
Börsenvorstand und die von ihm eingesetzte Commission ersetzt unter Ausschluss 
jeglichen Rechtsmittels die Vertra^sintentionen der Parteien. 

Daher die Gefährlichkeit dieser Geschäfte für das private Publikum, welches 
diese feine Börsentechnik nicht kennt und versteht. 

Das Börsentermingeschäft ist nur eine der Formen, in welchen sich der Zeit- 
handel abwickelt. 

Daneben giebt es Lieferungsgeschäfte auf Zeit, die wiederum entweder Fixgeschäfte 
oder Nachfristgeschäfte darstellen. 

Wenn der Gesetzgeber die Specnlation auf Zeit hätte verbieten wollen, so würde 
er dieser Absicht einen zweifei sfreien Ausdruck verliehen haben. 

Wenn er aber lediglich die Form der Börsen - Termingeschäfte gesetzgeberisch 
geregelt hat, so muss doch jede Auslegimg zu dem Elrgebniss kommen, dass er die 
anderweiten Lieferungsgeschäite unter diesen Begriff nicht hat subsummiren wollen. 
Man kann nicht mit dem Reichsgericht sagen: 

„Der Gesetzgeber des Börsengesetzes kann nicht anders, als davon aus- 
gegangen sein, dass nach der gebotenen Blinrichtung des Börsenregisters am 
Börsen-Terminhandel joder Art sich nur solche Personen betheiligen würden, 
die im Börsenregister eingetragen sind. Er muss davon ausgegangen sein, 
weil er die Vereitelung des Zweckes des Gesetzes nicht gewollt haben kann.^ 
Denn selbst wenn das Verfahren des Gesetzgebers ein unrichtiges gewesen ist, 
und er den Parteien den Weg gewiesen hätte, den von ihm verfolgten Zweck zu ver- 
eiteln, der Richter ist nicht berufen, an die Stelle des gesetzlich Unvernünftigen das 
ungesetzlich Vernünftige zu setzen, heisst es doch sehr treffend bereits in dem Bericht 
der Reichstagscommission B. 4, dass, wenn die Börse den beabsichtigten Zweck der 
Femhaltung des Privatpublikums von der Speculation durch Schaffung neuer Verkehrs- 
formen illusorisch machen würde, die Gesetzgebung dazu übergehen würde, auch den 
neuen Verkehrsformen die Lebensader zu unterbinden. 

Aber der Gesetzgeber war gar nicht so unvernünftig, als es nach den Aus- 
führungen des Reichsgerichts scheinen möchte. Mit gutem Grunde hat er nicht jeden 
Terminhandel an der Börse unterdrückt, sondern nur die höchste Form desselben. 
Das handelsrechtliche Lieferungsgeschäft sollte nach wie vor erhalten bleiben, 
wie auch noch der Abgeordnete vonBennigsen vor der Abstimmung über das Verbot 
des Getreideterminhandels ausführte: 

„Das effective Zeitgeschäft wollen wir bestehen lassen, aber die Noth- 
wendigkeit des Börsentermingeschäftes ist uns nicht nachgewiesen^. 
Ich erinnere an einen Vorgang in der Börsen-Enqnetecommission. Senatspräsident 
Wiener führt aus (ProtocoU der Börsen-EnquÄtecommission Seite 2624): 

„Nun giebt es aber gegenüber der Termingeschäftsfähigkeit eine Fähigkeit, 

Fixgeschäfte zu machen, Zeitgeschäfte zu machen, das ist ja nicht identisch 

mit der Fähigkeit, Termingeschäfte zu machen .... es kann doch Niemand 

verboten werden, Zeitgeschäfte zu machen; das ist ja ganz unmöglich, dass 

er sich dazu eintragen lassen muss, um ein Zeitgeschäft machen zu können; 

das bezieht sich immer nur auf eigentliche Termingeschäfte.* 

Dass die Parteien versuchen würden, sich den Bestimmungen des Gesetzes zu 

entziehen, ist vorausgesehen worden. In dem Berichte der Börsen -Enqu^tecommission 

Seite 1112/1113 heisst es zutreffend: 

.Das von einer Seite geäusserte Bedenken, dass es hiemach den Betheilifften 
leicht sein würde, den von ihnen abgeschlossenen Geschäften den Charakter 
von Börsentermingeschäften im Sinne dieser Begriffsbestimmung dadurch zu 
nehmen, dass einzelne nebensächliche, von der Börsenbehörde festgesetzte 
Geschäftsbedingungen abgeändert würden, hält die Commission für nicht 
zutreffend, da die gegebene Begriffsbestimmung nicht verlangt, dass die 
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danmter faHenden BörseDtenningeschftft« gemäss aller solcher Geschäfts- 
bedingungen abgeschlossen sind. Rein Richter wird, wenn diese Abweichung 
sich auf untergeordnete Punkte bezieht , solchen Geschäften den Charakter 
der Börsentermingeschäfte absprechen, sofern aus den Umständen hervorgeht, 
dass die Abweichung augenscheinlich nur zu dem Zwecke stattgefunden hat, 
um den Geschäften den Charakter der Börsentermingeschäfte zu nehmen, 
wie solches z. B. der Fall sein würde, wenn das Lieferungsquantum nicht auf 
das den Börsenbedingungen entsprechende Quantum i^stgesetzt, sondern 
vielleicht am einen Centner erhöht oder ermässigt ist. 

Man kann die Anwendung dieser Begriffsbestimmung ohne Gefahr dem 
Richter überlassen, der es zu verhindern wissen wird, dass der vom Gesetz 
beabsichtigte Zweck vereitelt wird". 
Endlich kommt das Reichs-Stempelgesetz vom 14. Juni 1900 in Betracht, welches 
in Tarif 4b die Bestimmung enthält: 

„Als börsenmässig gehandelt gelten diejenigen Waaren, für welche an der 

Börse, deren Usancen für das Geschäft maassgebend sind, Terminpreise notirt 

werden, imd bei Waaren, in denen der Börsenterminhandol untersagt ist (§ 50, 

Absatz 1 und 8 des Börsengesetzes vom 22 Juni 1896), diejenigen, für welche 

an der in Betracht kommenden Börse Preise für Zeitgeschäfte notirt werden." 

Hiemach steht fest, dass der Gesetzgeber bewusst den Parteien den Weg 

offengehalten hat, von der höchstentwickelten Form der Börsentermingeschäfte Abstand 

zu nehmen und sich auf die früheren handelsrechtlichen Formen zurückzuziehen. 

Das Reichsgericht beruft sich für seine Auslegung auf die Praxis der römischen 
Juristen Allein von vornherein muss mit Neff, der in sehr eingehender und scharfer 
Weise die Lehre von der trans legi facta in den Digesten*) behandelt hat, darauf 
hingewiesen werden, dass den römischen Juristen „die abstracte Scheidung des Gesetzes- 
inhalts in Thatbestand und Rechtsfolge unbekannt ist Sie fassen das Gesetz als 
Ganzes auf, als einen einheitlichen Willen, der sich im Leben Geltung verschafft, auf 
den formellen technischen Ausdruck dieses Willens gehen sie nicht ein. Aus diesem 
Grunde ist die Anschauung der römischen Juristen über das Verhältniss von Wort- 
inhalt und wirklichem Inhalt, ja über das Wesen des Gesetzes überhaupt noch weit 
mehr mit bildlichen Yorstellimgen durchsetzt, als dies heute der Fall ist*'. 

Die Legaldefinition des Paulus und Ulpian (1 29, 30 D de leg. 1, 3) hatte gar 
nicht die Absicht, irgend welche Definitionen oder allgemeine Vorschriften zu geben, 
es sind vielmehr gelegentliche Bemerkungen, die sie gelegentlich der Entscheidung 
eines Einzelfalles machten.') 

Ebensowenig beweisend ist die Berufung auf das Senatus Oonsultum Macedonianum 
und Senatus Consultum Vellejanum. In beiden Fällen werden die Begriffe „Bürgschaft" 
und „Darlehnsaufnahrae'^ nicht in ihrer technischen Bedeutimg, sondern nur als typische 
Beispiele gebraucht. Den Anstoss zum Erlass dos S. C. M. gab bekanntlich der Umstand, 
dass Haussöhne sich durch Schuldenmachen Geldmittel zur Führung eines übermässigen 
Lebenswandels verschafl^on und dann zu verwerflichen Mitteln griffen, um ihre Schulden 
zu bezahlen. Da die Haussöbne nun meistens durch Gelddar lehne ihre Zwecke zu 
befriedigen suchten, so knüpfte das Gesetz an dieses Geschäft als Typus an. 

Üeber die typische Bedeutung des Darlehnsgeschäfts sprechen sich die römischen 
Juristen dahin aus, dass nicht die Geschäfts-, sondern die Geldhingabe wesentlich sei. 
So heisst es in lex 3 codicis: „origo enim potius obligationis quam titulns actionis 
considerandus est.*') 

Ebenso wie die Anführung des Darlohnscontractes hatte auch die Bezeichnung 
des Darlehnsnehraers als filius familias typische Bedeutung, denn nicht nur der filius 
familias. sondern das Hauskind überhaupt sollte die Exceptio erhalten. 

Ebenso vorhält es sich mit dem Senatus Consultum Vellejanum. Dieser Senats- 
beschluss bezweckte, die Frauen gegen die Gefahr zu schützen, durch Uebemahme 
fremder Verbindlichkeiten Vermögensschäden zu erleiden. 

Bürgschaft und Darlehnsaufnahme waren die Geschäfte, durch welche sich die 
Frauen am häufigsten verpflichteten. An diese beiden Intercessionsformen knüpfte das 
Senatus Consultum Vellejanum an. 

Aber diese Fälle werden lediglich als Beispiele, als Typus benannt. Statt den 
Thatbestand in abstracter Weise zu definiren, lässt ihn das Gesetz vor unseren Augen 
entstehen und giebt unter den mehreren möglichen Factor en, die ihn hervorbringen 
können, zwei durch ihr häufiges Vorkommen gezeichnete Ursachen an. 



>) Stuttgart 1805, S. 20. 
*) Neff, a.a.O. S. 22. 
•) Neff, a.a.O. an. 
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Diese Darlegung gentlgt, am ein Bild dafdr bu sieben, wie versehieden die 
römische Oesetzeetechnik von der heutigen ist. Die heutige Gesetzestechnik besteht 
in der Aufstellung des Princips, die römische GesetRestechnik basirt auf dem Grundsatz: 
omnis definitio est pericnlosa. 

Ist aber erwiesen, dass der Gesetzeeber eine Definition gegeben hat, so kann 
unmöglich eine Auslegung in Anwendung kommen, die auf der Voraussetzung beruht, 
dass der Gesetzgeber sich der Aufstellung einer Definition enthalten hat. Selbst- 
verständlich entbindet die Aufstellung einer Legaldefinition den Richter nicht, der 
Mahnung des Celsus zu folgen: scire leges non hoc est, verba carum tenere, sed yim 
ac potestatem. 

Nicht der Wortinhalt, sondern der wirkliche Inhalt muss maassgebend bleiben, 
aber auch der wirkliche Inhalt kann sich nur soweit Geltung verschaffen, sls er im 
Gesetzeswort zum Ausdruck gebracht ist.') Der wirkliche Inhalt des Börsengesetzes 
war aber, wie oben eingehend nachgewiesen worden, nicht das Zeitgeschäft überhaupt, 
sondern nur die ausgebildetste Form desselben, das Börsentermingeschäft, zu treffen. 
Das Börsengesetz hat also nur eine bestimmte Rechtsform verboten. Und 
für diesen Fall führt Planck in seinem Commentar aus:*) 

„Will aber das Gesetz nur ein bestimmtes Rechtsgeschäft verbieten, so 
kann man von einer Umgehung des Gesetzes nicht sprechen, wenn ein Rechts- 
geschäft anderer Art vorgenommen ist, auch wenn durch dieses im praktischen 
Ergebnisse dasselbe erstrebt wird, wie durch das verbotene Rechtsgeschäft.*' 
Das Reichsgericht überschätzt aber auch die Wirksamkeit der erstrebten Ersatz- 
formen. Das handelsrechtliche Lieferungsgeschäft hat wegen des mit demselben ver- 
bundenen Risico keine nennenswerthe Ausdehnung erfahren. Und dass im Uebrigen 
dem Gesetzgeber es gelungen ist, den Terminhandel zurückzudrängen, beweist der 
vor einigen Tagen veröffentlichte Bericht der Bank des Berliner Rassenvereins, wonach 
der Ultimoverkehr seit 1896 von BS^/o auf 28®/o zurückgegangen und der Cassaverkehr 
von 62% auf 72^0 gestiegen ist. 

Das Reichsgericht vollzieht mit der hier besprochenen Anslegungsmethode einen 
offenbaren Frontwechsel. — Es stellt sich auf denjenigen Standpunkt, welchen Bahr') 
im Kampfe gegen das Reichsgericht vor über 15 Jahren vertreten hat. Dieser 
Frontwechsel ist umso bedeutungsvoller, als die Gesetzestechnik der Deutschen Reichs- 
gesetzgebung, wie die Wuchergesetznovelle und das Gesetz über die Abzahlungs- 
geschäfte^) beweisen, auf einem anderen Standpunkte steht. 

Die Folgen dieses Frontwechsels werden keine erfreulichen sein. Denn sehr 
richtig bemerkt Labaud:*) 

„Wenn jeder Richter nach dem vom Reichsgericht aufgestellten Grundsatz, 
statt nach dem Wortlaut des Gesetzes, nach dem Zweck, diH seiner Meinung 
nach das Gesetz verfolgt, es auslegen dürfte, so würde einer tendenziösen 
Rechtsprechung die Thür angelweit geöffnet, die Sicherheit der Rechts- 
anwendung gefährdet und das Vertrauen zur Unparteilichkeit der Recht- 
sprechung erschüttert werden.** 
Und alles Das, um das Experiment des Börsenregisters, von dem das Reichs- 
gericht selbst nicht behauptet, dass es ein geeignetes Mittel gewesen sei, den vom 
Gesetzgeber erstrebten Zweck zu erreichen! 

b. Differenzgeschäfte. 

Wenn ein Zeitgeschäft der Eintragung in das Börsenregister nicht bedarf, weil 
es sich nicht als Börsentermingeschäft charakterisirt, so schwebt es immer noch unter 
dem Damoklesschwert des Spieleinwandes des § 764 B. G. B. 

Dieser Paragraph bedeutet den AbschhiBs einer langen Eiitwickelung, welche sich 
aber nicht auf dem Boden der GeHctzgebung, Bondorn lediglich auf dem Boden der Recht- 
sprechung bewegt hat. Die gesammto Differenztheorie ist ein Product der Rechtsprechung. 

1) Kohler, inGrünhut's Zeitschrift. Bd. XII I, S. 1 ff. Auch Lazarus .Das Recht des 
AbznhlnngsgeschaftB, Berlin 1H98, auf den sich Freund, Deutsche Juristenzeitung 1900 S. 489, beruft, 
macht die Einschränkung, S. 30, soweit der Wortlaut des Geäotzes nicht geradezu entgegensteht. 

«) S. 186 zu § 134 B.G.B., 2. Aufl. 

3) Urtheile des Reichsgerichts, München 1868, S. 57 ff. 

*) %6 des Gesetzes vom 16. IV. 1894 lautet: Die Vorschriften der §§ 1—5 finden auf Vertiftge, 
welche darauf abzielen, die Zwecke eines Abzahlungsgeschäftes in einer anderen Rechtsform, 
insbesondere durch miethsweise Ueberlassung der Sache, zu erreichen, entsprechend Anwendung. 

0) Deutsche Juristenzeitung, Jahrgang 1900, S. 886. 
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Das Wesen und die Unhaltbarkeit der Differenztheorie ist von Wiener*) und 
Simon^) in so treffender Weise dargethan worden, dass mir nur eine kurze Nachlese 
übrig bleibt. 

Charakteristisch ist, dass die Rechtsprechunff ursprünglich von einem Begriff des 
Differenzgeschäftes ausging, der in der Praxis nach Ansicht erfahrener Praktiker über- 
haupt nicht vorkommt. 

Das Reichs-Ober-Handelsgericht hat ursprünglich dann ein Differenzgeschäft an- 
genommen, wenn eine übereinstimmende Willenserklärung, eine erkennbare Vereinbarung 
vorliegt, dass das Recht des gewinnenden Theils wie die Verpflichtung des verlierenden 
öich auf die Differenz erstrecke. 

Ein solches reines Differenzgeschäft existirt viel mehr in der Juristenphantasie als 
in der Wirklichkeit — so mit Recht Wiener auf dem XVI. Juristen tage S. 217. 

Später hat es diese Theorie verlassen und daran festgehalten, dass die Absicht 
einer Erledigung des Geschäfts durch ReguUrung der Differenz den meisten Börsen- 
geschäften über Werthpapiere zu Grunde liege, dass dies aber für den juristischen 
Charakter unerheblich sei.') An dieser Rechtsprechung hat auch das Reichsgericht 
zunächst festgehalten. Insbesondere wurde der Versuch zurückgewiesen, aus gewissen 
äusseren Umständen den auf Ausschluss von Lieferung und Abnahme stillschweigend 
gerichteten Vertrng zu folgern. Namentlich wurde es für imzulässig erklärt, den 
Einwand des Differenz(;escbäf ts durch die Dednction zu begründen, dass die thatsächliche 
Unmöglichkeit eines Contrahenten, das Kaufgeschäft durch Abnahme der Waaren oder 
Zahlung des Preises zu erfüllen, den rechtsgeschäftlichen Willen der Parteien, ein 
Kaufgeschäft einzudrehen, ausschliesse. Seit dem Jahre 1892 hat das Reichsgericht in 
dieser Frage, wie Wiener mit Recht sagt, einen Frontwechsel vorgenommen. 

Bald war der Lebenslauf des Kunden, bald das Unvermögen, die Papiere 
abzunehmen und zu bezahlen, bald die Höhe der Umsätze, bald das geringe Depot, 
bald gewisse Erklärungen bei Abschluss der Geschäfte, wie, man brauche ja nur die 
Differenz zu bezahlen, eine Anzeige für das Vorliegen eines klaglosen Differenzgeschäftes.*) 

Aber auch diese Rechtsprechung lehnt es ausdrücklich ab, aus der blossen Absicht 
der Differenz Zahlung auf das Vorliegen eines Differenzgeschäftes zu scbliessen. Diese 
letzte Consequonz zu ziehen, ist dem Bürgerlichen Gesetzbuch vorbehalten geblieben. 

§ 764 B. G. B. bestimmt: 

„Wird ein auf Lieferung von Waaren oder Werthpapieren lautender 
Vertrag in der Absicht geschlossen, dass der Unterschied zwischen dem 
vereinbarten Preise und dem Börsen- oder Marktpreise der Lieferungszeit von 
dem verlierenden Theil an den gewinnenden gezahlt werden soll, so ist der 
Vertrag als Spiel anzusehen. Dies gilt auch dann, wenn nur die Absicht des 
einen Theils auf die Zahlung des Unterschiedes gerichtet ist, der andere Theil 
aber diese Absicht kennt oder kennen muss.* 

Dieser Paragraph enthält die letzten Ausläufer einer in sich unhaltbaren Theorie. 
Mit derselben wird der reelle Handel als Spiel charakterisirt. Dem gesammten reellen 
Handel liegt aber die Speculation auf Differenz zu Grunde und die Art und Absicht 
der Vertragslösung kam nicht entscheidend sein für den juristischen Charakter des 
Geschäfts. Statt alles Anderen möchte ich an die Vertreter der Spieltheorie, welche 
davon ausgehen, dass hier nicht reelle Kauf- und Verkaufsgeschäfte, sondern nur 
Simulation derselben vorliegt, die Frage richten, woher sich denn Angebot und Nach- 
frage an der Börse erklärt, wenn kein Güterumlauf stattfindet, sondern lediglich ein 
wirthschaftlich unfruchtbares Spiel. Und die Umsätze sind gewaltige. 

Die gesammte Differenztheorie ist begrifflich nicht zwingend. 

Man geht davon aus, dass der Käufer oder Verkäufer die Abnahme oder An- 
schaffung der Waaren oder Werthpapiere nicht wollen kann, weil er die erforderlichen 
Mittel nicht besitze. 

Allein für die Erfüllung von Kaufverträgen in markt- und börsenmässigen Waaren 
oder Werthpapieren kommt es nicht darauf an, dass man über ein der Abschlusssumme 
entsprechendes Kapital verfügt, sondern dass man die Differenz z\inschen dem Börsen- 
preis am Kanftage und dem Vertragspreis erlegt. Denn bis zu dem Stichtage kann 
man jederzeit das Engagement durch Eingehung eines Gegengeschäftes lösen oder einen 
neuen Contrahenten zur Lieferung oder Abnahme dem Vertragscontrahenten über- 
weisen. Dazu ist an der Börse tagtäglich Gelegenheit gegebeu, und die Einrichtungen, 



^ Bas DifferenEgeschaft vom Standpunkt der jetsif^en Reohtspreclinnf?, Berlin 1898. 
^ Zur Frage der Klaebarkeit der sogenannten Differenzgeschäfte in Goldnclimiilt's 
Zeitschrift für Handelsrec-ht, Bd. 41 S. 455 ff. 

*) Vergl. Entsch. des Relchs-OberhandelsgerichtB Bd. 6 S. '22i, Bd. 14 S. 224, Bd. 17 S. 3B2. 
4) Staub, H.G. B., III. und IV. Aufl.,*zu Art. 867, J 26 ff. 
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welche fttr die Abwickelnng der BöreeDgeschftfie bestehen, basireii Auf der reellen 
Lieferungs- und Abnahmepmcht. 

Aber auch bei effectiv unzulänglichen Mitteln folgt noch nicht, dass ein Kauf 
nicht ernstlich gewollt ist. Es liegt nur ein sehr unwirthschaftliches Rechtsgeschäft 
vor, ebenso wie wenn Jemand ein Haus oder Terrain ohne die nöthigen Mittel ansehaflPt. 

Aber auch wenn Jemand von vornherein die Absicht hat, nicht abzunehmen, 
sondern den Vertrag durch Differenzzahlnnff zu erfüllen, so. spricht dies^ gleichfalls 
nicht begrifflich gegen das Vorliegen eines Kaufs, weil das Kaufgeschäft die Voraus- 
setzung der Differenzfeststellung bildet. Würde man in solchen Fällen nur die 
Simulation eines Kaufes annehmen, so wäre nicht zu erklären, woher an der Börse 
sich Angebot oder Nachfrage entwickelt. 

In einer jüngst aufgestellten Berechnung >) sind die in den Perioden 1896/97, 
1897/98, 1898/99 erzielten Erträge der Umsatzsteuer und die annähernde Summe der 
Transactionen, wie sie sich aus den abgeführten Steuern ergeben, zusammengestellt 
worden. Es ergiebt sich Folgendes: 

Es ist eine Umsatzsteuer gezahlt worden: 

1896/97 1897/98 1898/99 

13260567 13 726072 13 547 892. Diese Summen 

repräsentiren die 
Abschlüsse yon 88 403 780 000 91 507 146 666 90 319 280 000. 

Diese ungeheuren Abschlusssuramen geben eben wieder das Ergebniss der 
geschlossenen realen Kauf- und Verkaufsgescnäfte. Sie bilden einen Beweis für das 
Vorliegen thatsächlicher Nachfrage und thatsächlichen Angebots. Die Millionen, welche 
in Monte -Carlo verspielt werden, rufen keinen Güterumlauf hervor. Der kleinste 
Auftrag, der an der Börse zur Ausführung gelangt, ist maassgebend für Angebot und 
Nachfrage. Diese Abschlusssummen bilden aber auch eine treffende Widerlegung der 
unter Anderen auch von Kohl er aufgestellten Spieltheorie im Falle des Selbsteintritts- 
rechts des Commissionärs. 

Köhler*) legt für die Frage der reellen Kaufgeschäfte das Hauptgewicht auf die 
Frage des Güterumlaufs. Er giebt beim Waarenterminhandel einen solchen Güter- 
umlauf auch für den Fall zu, wenn eine effective Abnahme der Waare nie erfolgt, 
sondern Begulirung durch Zahlung der Differenz stattfindet. In der That, wenn ein 
Berliner Importeur eine Dampferladung Getreide aus Amerika kauft und die 
schwimmende Ladung darauf nach Frankreich verkauft, so braucht er die Waare 
niemals abzunehmen, das Geschäft erledigt sich durch Begulirung der Differenz und 
dennoch findet ein Güterumlauf statt') Im Effoctenhandel ist Kohl er aber anderer 
Ansicht.^) In Folge des Eintrittsrechts des Commissionärs finde gar kein Güterumlauf 
statt, die scheinbare Güterbewegung ist ein „fictives Hin- und Herschieben*, ein 
„fictives Vorwärts- und Rückwärtstragen*. 

Diese Auffassung des Selbsteintrittsrecbts entspricht nicht den thatsächlichen 
Verhältnissen. Nach Angaben, die in der Börsen - Enqu6tecommission gemacht worden 
sind*), bildet das Selbsteintrittsrecht die Regel in der Ausführung von Börsengeschäften. 
Aber in der gleichen Commission ist von sehr maassgebender Seite *^ ausgeführt worden, 
dass 90— 95Vo dieser Geschäfte ein reales Ausrichtungsgescnäft mit Dritten zur 
Grundlage haben. 

Damit ist aber der von Kohler vermisste Güterumlauf gegeben und auch hier 
muss auf die oben gegebene Statistik der Umsatzsummen hingewiesen werden, die 
nicht zu erklären wäre, wenn alle Geschäfte nur auf dem Papier gemacht würden. 
Von denjenigen Geschäften, welche in sich geschlossen werden, fällt der grösste 
Procentsatz auf die Grossbanken, welche vermöge der bei ihnen zusammenfliessenden 
Kaufs- und Verkauf sau fträge zur Compensation befähigt sind. Aber auch durch die 
Compensationen wird ein Einfluss aut den Güterumlauf geübt, d. h. indem Waare 
nicht auf den Markt gelangt oder aus dem Markt geholt wird, welche preisdrückend 
oder preisfördemd wirken kann. 

Nun bleiben noch die wenigen Geschäfte übrig, die in Wirklichkeit nur bei 
unredlichen Commissionären vorkommen, in der gerichtlichen Praxis aber die 
Hauptrolle spielen, dass nämlich einfache Gutschrift oder Belastimg der Differenz auf 
dem Papier vorkommt, obwohl keine Gegengeschäfte, auch nicht im Wege der 
Compensation, abgeschlossen sind. 

>) Ueber Differeni und BOrse, Verlag des -Berliner Aotionär*, 8. 11. 

*) In Hold heim*« Woohensohriften für Aotienreoht ond Bankwesen, Jahrg. m 8. 41 ft 

•) A.a.O. 8.45. 

*) A. a. O. 8. 68. 

B) Breit, Das SelbsUintrittsreoht des OommissionärSf Leipiig 1868, 8. 2B. 

•) Bussel, vergL Breit a.a.O. 8.24. 
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Der grosse Fehler der Rechtspreditiiig und Theorie beruht nun aber darin, diese 
kaum Vt^o der gesammten Werthpapiergeschäfte bildenden Fälle nun als Typ fOr die 
übrigbleibenden 99Vt% aufsustellen und die für wenige Fälle construirte Spieltheorie 
auf den gesammten Werthpapierhandel auszudehnen. 

Der § 764 B. Q. B. ist sonach eine Gelegenheitsbestimmung, welcher jede 
begriffliche Grundlage fehlt. 

Das Verhältniss des Bürgerlichen Gesetz -Buches zum Börsengesetz ist das 
Folgende: 

Soweit es sich um Börsen -Termingeschäfte zwischen in das Börsenregister ein- 
getragenen Personen handelt, greift der Schutz des Börsenregisters Platz. Soweit es 
sich um Börsen-Termingeschäfte zwischen nicht eingetragenen Personen handelt, tritt 
Ungültigkeit der abgeschlossenen Geschäfte bereits aus dem Gesichtspunkte der Nicht- 
eintragung ein. 

§ 764 B. G. B. kann demnach Anwendung finden auf Zeitgeschäfte, die nicht 
Börsen -Termiogeschäfte im Sinne des Börsengesetzes sind, z. B. auf handelsrechtliche 
Ldeferungsgeschäfte. 

Auch dieses Anwendungsgebiet fällt fort, falls man sich der reichsgerichtlichen 
Sechtmprechung über die hande&rechtlichen Lieferungsgeschäfte anschliesst. 

Staub') will den § 764 B. G. B. auch auf Cassageschäfte angewandt wissen. 
Zwar lautet sein Wortlaut so, als bezöge er sich auf Zeitgeschäfte, allein die zweifellose 
Absicht der Gesetzgebung gehe dahm, alle Börsengeschäfte zu treffen, und darum 
müsse der § 764 über seinen Wortlaut hinaus ausdehnend interpretirt werden. Dieser 
Ansicht kann für eigentliche Cassageschäfte, die auf Lieferung Zug um Zug gehen, 
nicht beigetreten werden. Dagegen können allerdings Nebenabreden getroffen werden, 
die die Natur des Cassageschäts verwischen, und es dem Termingeschäft nähern, wie 
es bei den sogenannten Cassacontocorrentgeschäften der Maklerbanken der Fall ist. 
Dass in solchen Fällen ein Anwendungsgebiet für den § 764 vorliegen kann, muss 
zugegeben werden. 

c. Ergeb;niss. 

Angesichts des Misserfolges des Börsenregisters und der Rechtsprechung 
über die Differenzgeschäfte kann man den Satz aufstellen, dass die Bekämpfung 
des sogenannten Börsenspiels auf civilrechtlichem Wege sich als unwirksam 
erwiesen hat 

Dieses Frgebniss kann nach der geschichtlichen Entwickelung, welche die gleiche 
Frage in anderen Ländern gehabt hat, nicht wunderbar erscheinen. 

In England, Frankreich, Italien, Oesterreich hat man mit wechselndem Erfolge 
theils die Gesetzgebung, theils die Rechtsprechung gegen das Börsenspiel aufgeboten, 
ohne dauernden Erfolg. 

Als dann Deutschland sich an der Speculation in spanischen Staatsanleihen in 
ausgedehntem Maasse betbeiligte und infolge einer willkürlichen Reduction der spanischen 
Staatsschuld grosse Verluste erlitt, sah sich die preussische Regierung veranlasst, am 
19. Januar 1^6 alle Zeitgeschäfte in spanischen Staatsanleihen zu untersagen. Am 
13. Mai 1840 folgte eine weitere Verordnung, welche alle Zeitgeschäfte in ausländischen 
Werthpapieren als ungültig erklärte.*) 

Nunmehr wandte sicn die Speculation den Eisenbahnactien zu. Die Speculations- 
wuth ergriff das ganze Volk. Die Regierung erliess am 24. Mai 1844 eine Verordnung, 
welche alle Zeitgeschäfte in Aetienpromessen, Interimsscheinen, Quittungsbogen oder 
sonstigen, die Betheiligung bei einer Eisenbahnuntemehmung bekundenden, aber vor 
Berichtigung des vollen, auf die Actien oder Obligationen einzuzahlenden Betrages 
ausgegebenen Papieren für null und nichtig erklärte.') 

Der von der Regierung erstrebte Zweck ist aber nicht erreicht worden und im 
Jahre 1860 wurden im Abgeordneten- und Herrenhaus die Verordnungen von 1840 und 
1844 aufgehoben. In der^ Begründung des Gesetzentwurfes von 1860 finden sich einige 
Betrachtungen, die auch für die heutige Lage der Dinge zutreffen.^) 

Es wird ausgeführt, dass der Handel mit Effecten, wenn er überhaupt bestehen 
solle, auch die Form der Lieferungsverträge nicht entbehren könne, dass dieser Handel 
selbst, wenn nicht wichtige Staatsinteressen gefährdet werden sollten, nicht verhindert 
und in seiner freien Bewegung nicht beinträchtigt werden dürfe. Wenn die nach- 
theiligen Folgen der früheren Verordnungen nicht in vollem Umfange eingetreten 
seien, so liege das darin, dass in dem kan&ännischen Verkehr der gerichtliche Schutz 

>) Commentar, VI. und VII. Anfl , S. 1840. Excnr» m § 376 Art. 35. 

*) Ehrenberg, a.a.O. S.69, ea 

^ Bhrenb«rg, a. a. O. S. 71. 

«) Ehrenberg, a.a.O. S. 181-186. 



Digitized by 



Google 



— 78 — 

bis zu einem gewiBsen Grmde darch die Begriffe der kaufmännischen Ehre ersetzt wird, 
und dass die Letztere die Unterscheidangen des Gesetzes zwischen klagbaren and 
nichtigen Geschäften ignorirt, solange diese Unterscheidungen nicht mit dem allgemeinen 
Rechtsbewnsstsein in Uebereinstimmung stehen. 

Die Stütze, welche das wechselseitige Vertrauen in diesem Ehrgefühl findet, 
reiche aber doch nur bis zu einem gewissen Punkte aus und biete keinen vollen Ersatz 
für den Schutz des Gesetzes. Die Nachtheile, die die Verordnungen mit sich gebracht 
haben, bestünden in einer Untergrabung derjenigen Solidität, deren Erhaltung die 
Verordnung zur Aufgabe gemacht habe. Deshalb erscheine es rathsam, die Klagbar- 
keit der Lieferungsgeschäfte wieder herzustellen und den Operationen der Börsen 
durch den gesetzlichen Rückhalt den Ernst und die Bedeutung wiederzugeben, auf 
welche sie gleich anderen Transactionen des bürgerlichen Lebens Anspruch haben. 

Seit dieser Zeit hat die preussische und deutsche Gesetzgebung keinen Anlass 
genommen, gegen die wiederholten speculativen Excesse — ich erinuere an das 
Jahr 1873 — gesetzgeberisch einzuschreiten. Sie stand den periodisch wiederkehrenden 
Ueberspeculationen in Bank- und Industrieactien unthätig gegenüber. 

Erst das Börsengesetz nimmt durch das Verbot des Terminhandels in Antheilen 
von Bergwerks- und Fabriksunternehmungen den früher gesponnenen Faden wieden auf. 

Daraus, dass die Bekämpfung des Börsenspiels auf civiirechtlichem Wege sich 
als unwirksam erwiesen hat, folgt noch nicht, dass der Staat sich in dieser Frage eines 
jeden Eingreifens zu enthalten habe. 

Die übergrosse Betheiligung des Publikums an der Börsenspeculation ohne die 
erfordert iclie geistige und finanzielle Grundlage stellt einen Auswachs der Speculation 
dar, der zu bekämpfen ist. Ebenso kann die Anreizung des Publikums zu Börsen- 
speculationen seitens gewisser Bankiers nicht gebilligt werden. Man muss sich aber 
bei den zu ergreifenden Maassnahmen darüber klar sein, was bekämpft werden soll. 
Dabei darf man nicht die Einzelfälle, welche die gerichtliche Praxis ergiebt, als Normal- 
fälle ansehen. Die Parteien, welche jahrelang die Gewinne einstreichen und im letzten 
Jahre der Verluste plötzlich entdecken, dass sie gar keine ernsthaften Geschäfte ab- 
geschlossen haben, stehen nicht auf einer besonderen Höhe moralischer Bildung und 
bilden glücklicherweise auch nur die Ausnahmen des an der Börsenspeculation sich 
betheiligenden Privatpublikums. Ebenso wie auch diejenigen Bankiers, welche durch 
Agenten, Schlepper, übertriebene Reclame u. s. w. das Publikum anlocken, nicht den 
Normalfall des deutschen Bankiers darstellen. Auch darf der Standpunkt des Richters 
nicht unbedingt maassgebend sein, weil die periodisch zusammenströmenden Differenz- 
prozesse seinen Blick über den Umfang der volkswirthschaftlichen Schädigung zu 
trüben geeignet sind. 

Würden die Differenzprozesse in der gleichen Regelmässigkeit jahraus jahrein 
wie die sonstigen Klagen auf Aufhebung unbesonnen eingegangener Verpflichtungen 
zur richterlichen Cognition gelangen, so würde sich schwerlich eine Sonder recht- 
sprechung über Differenzgeschäfte gebildet haben. 

Man kann bei der Bekämpfung der Ueberspeculation von zwei Gesichtspunkten 
ausgehen. 

Die Ueberspeculation verursacht durch die Vermögensverluste den wirthschaft- 
lichen Ruin zahlreicher Familien. Dies ist aber der Ueberspeculation nichts E^^en- 
thümliches. Durch unwirth schaftliche Transactionen werden tagtäglich Familien wirth- 
schaftlich ruinirt, ohne dass der Staat in sich die Aufgabe fühlte, einzuschreiten. Man 
darf auch nicht vergessen, dass das Vermögen dieser Familien zeitweise durch die 
Speculation sich vergrössert hat. 

Durchschlagender erscheint der zweite Gesichtspunkt. In der Theilnahme weiter 
Kreise der Bevölkerung an der Speculation kann ein unsolides Element liegen, wenn 
die Personen weder financiell noch geistig am Börsenverkehr theilzunehmen in der 
Lage sind, und nur durch Aussicht auf raschen Gewinn, die Regeln soliden Denkens 
ausser Acht lassend, das Wohl und Wehe ihrer Familie aufs Spiel setzen. Diese 
leichtsinnige und unsolide Denkungsart, durch die in kurzer Zeit sauer verdiente 
Vermögen verloren werden, kann nicht genug beklagt werden. Allein die Gesetz- 
gebung hat kein Mittel, auf das innere Denken und Fühlen der Menschen einzu- 
wirken, das ist Aufgabe der Erziehung in Haus, Schule und Gesellschaft. Hat die 
Erziehung diese Aufgabe nicht zu lösen vermocht, bleibt die Gesetzgebung machtlos. 
Diese unsolide Denkungsart aber noch zu unterstützen dadurch, dass Gelegenheit 
gegeben wird, sich Ansprüchen aus Börsen -Speculationsgeschäften frivol zu entziehen, 
erscheint völlig verfehlt. Eine solche Gesetzgebung verstösst gegen den obersten 
Grundsatz einer jeden Rechtsordnung, dass Treu und Glaube die unverrückbare 
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Grundlage aller Vertrftge bilden müsse. Eine solche Gesetzgebung zieht ein moralisch 
minderwerthiges Geschlecht heran, das nicht allein auf dem Gebiete des Börsenwesens 
die Vertragstreue nicht wahren wird. 

Deshalb kann die Gesetzgebung nach den vielen Irrwegen nur zu dem Grundsatz 
zurückkehren, dass Börsengeschäfte unbedingt ebenso zu erfüllen sind, wie alle anderen 
Verträge >). 

Unter Vorausstellung dieses Grundsatzes kann die Gesetzgebung nach doppelter 
Richtung reprobirend wirken. 

In der Rechtsprechung spielt der Bankier, welcher das unerfahrene Publikum 
zu Börsen-Speculationsgeschäften anreizt, eine grosse Rolle. Ein derartiges Verfahren 
wird Tom ehrenwerthen Bankierstande am allerwenigsten gebilligt. 

Soweit Börsenehrengerichte zuständig sind, tritt jetzt bereits ehrengerichtliche 
Ahndung ein. Allein die hier in Betracht kommenden Finnen entziehen sich der 
Zuständigkeit des Ehrengerichts auf die einfache Weise, dass sie das Recht zum 
Börsenbesuche aufgeben. Hier liegt eine Lücke in der Gesetzgebung. Vor Allem 
wäre zu bestimmen, dass für solche Firmen auch Aufträge an der Börse von keinem 
Börsenbesucher auszuführen wären und dass der Zuwiderhandelnde selbst den Aus- 
schluss von der Börse zu gewärtigen hat. 

Ausserdem mttsäten im ganzen Reich Bankierehrengerichte gebildet 
werden, die das Recht hätten, alle Bankgeschäfte gewerbemässig treibenden Firmen 
vor ihr Forum zu ziehen. Als Strafen würden Verweis und Geldstrafen festzusetzen 
sein. Diese Ehrengerichte würden besonders Fälle offenbarer Aureizuug und über- 
triebener Reclame zu ahnden haben. 

Aber auch dem Privatpublikum gegenüber soll der Gesetzgeber zum Ausdruck 
bringen, dass er übermässigen Differenzhandel missbilligt. 

In dieser Hinsicht sieht § 240 der Concursordnung die Bestimmung vor, dass 
Schuldner, welche ihre Zahlungen eingestellt haben oder über deren Vermögen das 
Concursverfahren eröffnet worden ist, wegen einfachen Bankerutts mit Gefängniss 
bestraft werden, wenn sie durch Aufwand, Spiel oder Wette oder durch Differenzhandel 
mit Waaren oder Börsenpapieren übermässige Summen verbraucht haben oder schuldig 
geworden sind. 

Ausserdem sollten die für zahlreiche Berufskreise bestehenden ehrengerichtlichen 
Organisationen dem übermässigen Differenzhandel in ihren eigenen Kreisen durch 
ehrengerichtliche Ahndung energisch entgegentreten. 

Mehr aber als alle diese Mittel wirken Selbstzucht des Publikums und Selbst- 
zucht der Bankiers. Insbesondere die Grossbanken mit ihren zahlreichen Wechsel- 
stuben können durch gutes Beispiel erzieherisch wirken. 

Nicht immer darf der Egoismus für den Kaufmann das einzig treibende Motiv 
bilden. Gerade in Zeiten aufsteigender Conjunctur, wo der Speculationstrieb des 
grossen Publikums am üppigsten emporwuchert, muss er mfissigend einwirken. 

Die Selbstzucht des Publikums wird gefördert durch Erhöhung der wirthschaft- 
lichen Allgemeinbildung, die Selbstzucht der Bankiers durch die kaufmännische 
Hochschulbildung, für die erfreulicherweise überall in Deutschland das Verständniss 
im Wachsen begriffen ist. Freilich darf Niemand hoffen, dass die Speculationskrisen 
dadurch aus der Welt geschafft werden — wohl aber darf die Hoffnung ausgesprochen 
werden, dass die Thei Inahme des financiell und geistig unzulänglichen Privatpunlikums 
dadurch in immer engere Grenzen verwiesen wird. Vor Allem aber hat diese Regelung 
den Vortheil, dass sie der Entwickelung des legitimen Geschäfts freie Bahn lässt. 

Schluss. 

Das Börsengesetz bedarf der Reform; der Reform in Einzelheiten, soweit es 
sich um die organisatorischen Bestimmungen handelt; der Reform an Haupt und 
Gliedern, soweit es sich um den IV. Abschnitt, „Börsen-Terminhandel", handelt. 

Das Streben, den Kreis der am Börsen -Terminhandel theilnehmenden Personen 
durch das Erfordern iss der Eintragung in das Börsenregister einzuengen, hat sich als 
praktisch nicht durchführbar erwiesen. Das Streben, durch Beschränkung der Geschäfts- 
formen dem Börsenspiel zu begegnen, hat nur dazu geführt, dass im Wege der Cassa- 
geschäfte speculirt wird, ohne dass die dadurch hervorgerufenen Folgen als wflnschens- 
werth bezeichnet werden können. 

») So auch Dove in der .Dentichen Jnmtenzeitimg**, Jahrg. 1900, S. 427. Cf. auch Ver- 
handlungen de» XVI. Deutschen Juriatentage«, a 168 IL 
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Hiemach ist die Reform geboten. 

Die Reform ist eine drin^eiide, denn die Rechtsprechnnff des Reichsgerichts hat 
eine Unsicherheit der Rechtsprecnnng hervorgerafen, die jeden Unterschied yon legitimen 
nnd illegitimen Zeitgeschäften verschwinden Iftsst. Diese Rechtsprechung ist nm so 
maassgebender, als nach der neuen G^schftftsvertheilunR der I. Senat die BOrsensachen 
aus ganz Deutschland bearbeiten wird, so dass die Möglichkeit einer abweichenden 
Entsäeidung ausgeschlossen ist. 

Diese Rechtsunsicherheit führt zugleich zu einer Demoralisation des Rechts- 
geftthls, welche keine Rechtsordnung auf die Daner ohne Schaden ertragen kann. 

Die Reform ist dringend, sie ist aber nur dann von dauerndem Werth, wenn 
sie die moralisirenden Grundgedanken, auf denen der IV. Abschnitt des Börsengesetzes 
ruht, beseitigt. 

Deshalb mag der dem Reichstag yorliegende Antrag, die Bestimmungen über 
das Börsenrefldster zu modificiren, für den Augenblick einen Fortschritt Mdenten. 
Solange der Gesanmitgeist des Gesetzes derselbe bleibt, ist yon Verbesserungen in 
Einzelheiten nicht viel zu erhoffen, da nicht vorauszusehen ist, zu welchen Ergebnissen 
die Auslegungskunst des Reichsgerichts im Einzelfalle führen kann. 

Statt der moralisirenden Tendenzen muss die organisatorische Tendenz 
in den Vordergrund treten. >) 

Nicht die Zurückdrängung der deutschen Börsen und eine Schwächung ihrer 
Stellung durch Unterbindung mühsam entwickelter G^chäftsformen, sondern eine 
Festigung ihrer Stellungen im heimischen und internationalen Verkehr muss das Ziel 
einer gesunden Börsengesetzgebung bilden. 

Die Reform ist dringend, nie soll aber keine überstürzte sein. 

Um ein objectives Urtheil über die Wirkungen des Börsengesetzes zu erlangen, 
wird es zweckmässig sein, dass im Anschluss an die I. Börsen-Enqußtecommission mit 
möglichster Beschleunigung eine neue Commission berufen werde, welche haupt- 
sächlich aus Fachmännern Desteht, welche die Wirkungen des Börsengesetzes praktisch 
zu erproben in der Lage waren. 

Möge aus diesen Berathungen ein Gesetz entstehen, welches dem Interesse der 
Börse, wie dem Interesse der Allgemeinheit in gleicher Weise entspricht. 

In der sich an den Vortrag anschliessenden Discussion führte Herr Geheimer 
Justizrath Dr. Wilke aus, dass die Vorschläge des Vortragenden keineswegs aus- 
reichen, um die Auswüchse im Börsenverkehr mit Erfolg zu oekämpfen. Die Recht- 
sprechung des Reichsgerichts sei durchau» zu billigen, und der Reichstag habe den 
§ 764 in das B. G. B. eingeschoben, um sein EinverständniHH mit der Rechtsprechung 
zu erklären. Man könne dem Reichsgerichte keinen Vorwurf machen, wenn es die 
Gesetze im Geiste des Gesetzgebers weiter fortbildet. 

Herr Geheimer Justizrath Dr. Kejssner erinnert im Gegentheil daran, dass in 
Preussen auf Grund des A. L. R. Th. II, Tit. 8 es früher ein Register gegeben habe, 
in welches sich die Leute eintragen lassen sollten, welche wechselfähig sein wollten. 
Dieses Register sei nie praktisch geworden, und ebenso werde es dem Börsenregister 
ergehen. Durch die Zulassung des Differenzeinwandes werde die Ehrlichkeit und 
Sittlichkeit nicht gefördert, sondern untergraben. 

Herr Geheimer Justizrath Dr. Lasse spricht sich für den Vorschlag des Vor- 
tragenden aus, eine neue Enquete einzuberufen, empfiehlt aber für diese eine ähnliche 
Zusammensetzung wie bei der vorigen. Die Terminsgeschäfte seien eine wirthschaft- 
liche Nothwendigkeit, das Börsenregister habe sich durchaus nicht bewährt. Es könne 
vielleicht in Frage kommen, ob nicht gegen die gröbsten Missbräuche, insbesondere 
gegen die gewissenlose Anreizung zum Börsenspiele, eine Strafvorschrift am Platze wäre. 

Herr Regierungsrath Dr. Freund wendet sich gegen die Kritik, welche der Vor- 
tragende an der Rechtsprechung des Reichsgerichts geübt hat. Man müsse jedes Termin- 
sgeschäft präsumtiv als Differenzgeschäft ansehen und behandeln, denn neun Zehntel 
aller Terminsgeschäfte seien reine Spielgeschäfte. Das Börsenregister sei keineswegs 
an sich eine verfehlte Idee, seine Ausführung sei nur durch die Parteileidenschaft 
verhindert worden. Die einzige Reform, welche man allenfalls gestatten könne, sei, 
die Terminsgeschäfte in dem Falle für klagbar zu erklären, wenn ein Viertel des Kurs- 
werthes beim Abschluss des Geschäftes haar eingezahlt werde. 

f) et auch Max Weber, Handwörterbnoh der StaatswiMensohaften, I. Snpplemantband, 
Jena im, S. Ml ff., und IL Snpplementband, Jena lfi97, 8. 989 ff. 
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Herr Jnstizrath Stern bestreitet daffegexL dass jedes Terminsgeschftft präsumtiv 
ein SpielffesehAft sei. Es gebe viele legitime Terminsgeschftfte, und deshalb sei jede 
Gesetzgebung unzulänglich, welche nidit blos das Spiel-, sondern gleichzeitig auch 
das legitime Geschäft trifft; man dOrfe die hohe Bedeutung und die heilsame Function 
der Börse auf wirthschaftlichem Gebiete nicht übersehen. Die Prüfung, welche § 704 
B. G. B. dem Bankier auferlege, sei eine unmögliche. 

Herr Svndieus Dove bekämpfte ebenfalls die Bechtsprechune des Reichsgerichts, 
indem er ausfahrte, dass die sogenannten Umgehungsgeschäfte zulässige Mittel seien, 
durch weldie der Verkehr sich gegen wirthschaftlich schädliche Gesetze nilft. Die Aus- 
dehnung der Börsen-Ehrengerichte auf Leute, die ausserhalb der Börse stehen, könne 
er nicht befürworten. 

In seinem Sehlussworte wendet sich der Vortragende gegen den Reform- 
vorschlag des Herrn Dr. Freund. 



Bornhak. Dr. Seligsohn. 
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344. Sitzung der Jaristischen Gesellschaft. 

Verhandelt Berlin, den 16. März 1901, im Grand Hotel de Rome. 



Der zweite Stellvertreter des Vorsitzenden eröffiiete die Sitzung und widmete 
zunächst dem verstorbenen Mitgliede Justizrath Dr. Goldschmidt einen Nachruf. 
Die Versammlung erhob sich zum Andenken des Verewigten von ihren Sitzen. 

Als neues Mitglied begrüsste der Vorsitzende 

Herrn Handelsrichter Hermann Jacob 7. 

Die eingegangenen Drucksachen wurden vorgelegt und dabei erwähnt, dass die 
Bibliothekfrage in der nächsten Generalversammlung eine befriedigende Lösung 
finden dürfte. 

Der Vorsitzende gab Kenntniss von dem Anerbieten eines österreichischen 
Verlegers, Bilder der Juristen Unger und Hye vonGlunekzu liefern; das Anerbieten 
sei abgelehnt, da die Gesellschart ein eigenes Geschäftshaus nicht besitze, es werde 
aber davon zur etwaigen Anschaffung durch Mitglieder Kenntniss gegeben. 

Sodann ertheilte der Vorsitzende dem Herrn Professor Dr. Gradenwitz das 
Wort zum Vortrage über: 

„Irrthum und Reuerecht im Bürgerlichen Gesetzbuch.^ 

Der Vortragende führte im Wesentlichen das Folgende aus: Wenn bei einem 
Rechtsgeschäft auf der einen Seite ein wesentlicher Irrthum stattgefunden hat, so 
ergiebt sich im Gegensatz der Interessen beider Theile: Der, welcher geirrt und also 
fehlgeredet hat, wird nach geschehener Aufklärung sagen: ^Ohne den Irrthum hätte 
ich mich nicht so erklärt, darum darf ich nicht gebunden sein*"; der andere Theil 
wird sagen: ^Ich halte mich an Das, was Du erklärt hast"^. Diese beiden Aeusserungen 
stellen je den Grenzwerth des für beide Theile zu Erstrebenden dar, sie sind die 
Forderungen, die im Concurse der Interessen jeder von beiden anmeldet. Dartiber 
hinaus kann einmal der Fehlredner nichts erstreben, denn wenn er auch ohne den 
Irrthum gewollt hätte, so ist kein Grund vorhanden, um des Irrthums willen die 
Erklärung anders zu behandeln, als eine irrthnmsfreie. Denn wer eine Erklärung, die 
er wissend auch abgegeben hätte, um des Irrthums willen bemäkelt, dem muss erwidert 
werden: „Die Erklärung reut Dich aus anderen Gründen, den Irrthum schiebst Du nur 
vor; Du benutzt ihn, um unter seiner Flagge ein Reuerecht durchzuführen^. Ebenso 
liegt zweitens für den anderen Theil kein Grund vor, aus dem er sagen dürfte: „Weil 
Du geirrt hast, bleibe ich nicht bei dem Rechtsgeschäft stehen"; es sei denn die 
Unsicherheit, in welche ihn das Anfechtungsrecht des Irrenden versetzt. Dass ihn das 
Geschäft vielleicht reut, ist kein Grund, ihn zurücktreten zu lassen, falls er nur sicher 
ist, dass auch der Fehlredner nicht zurücktreten darf. 

Aber wenn die beiden obengenannten Forderungen den Grenzwerth der Ansprüche 
der beiden Contrahenten darstellen, so können sie neben einander nicht durchgeführt 
werden und müssen einander nothwendig Concessionen machen. Nicht jeder Irrthum, 
bei dessen Nichtvorhandensein der Irrende nicht gewollt hätte, berechtigt zum Rücktritt, 
nicht jedem Irrthum gegenüber darf sich der Irrthumsgegner auf den Standpunkt 
zurückziehen: „Wie die Erklärung mir zugegangen ist, so muss sie gelten". In den- 
jenigen Fällen nun, wo dem Irrenden um des Irrthums willen die Vernichtung des 
Geschäfts gestattet wird, wird die Rechtsordnung besorgt sein müssen, dem Irrthums- 
gegner Compensationen zu gewähren, durch welche seine in diesen Fällen prekäre 
Stellung verbessert wird : solche Compensationen können darin bestehen, dass ihm auch 
seinerseits ein Widerrufsrecht gegeben wird, oder darin, dass ihm das sogenannte 
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negative Vertragsinteresse zugesichert wird, oder in einer energischen Beschleunigung 
des Entschlusses des Irrenden. 

Das B. G. B. hat das Widerrufsrecht auf Seiten des Irrthumsgegners — offenbar 
die stärkste der Compensationen — nicht gewährt, obwohl es in einem verwandten 
Falle, dem des Abschlusses mit einem GescLäfts-M inderfähigen, ein solches Widerrufs- 
recht allerdings gewährt. Dafür giebt es ausser dem etwas schwachen Hulfsmittel 
des negativen Yertragsinteresses dem Irrthumsgegner die Sicherung, dass der Irrende 
bei den gewöhnlichen Rechtsgeschäften unter Lebenden unverzüglich, nachdem er seinen 
Irrthum erkannt, oder gar nicht anzufechten hat Es ist dies bemerkenswerth, weil 
Anfechtungsrechte nicht auf so kurze Zeit gestellt zu sein pflegen und überhaupt 
„unverzüglich'' in der Regel nicht Entschlüsse zu fassen, sondern einfache Handlungen 
zur Wahrung von Rechten, Anzeigen oder Dergleichen vorzunehmen sind. Bei der 
Anfechtung der Ehe wegen Irrthums über die Person des anderen Theils ist denn 
auch dem Irrenden eine halbjährige Frist gegeben, bei letztwilligen Verfügungen 
sogar eine ganzjährige Frist Demjenigen, welcher durch die Anfechtung unmittelbar 
einen rechtlichen Vortheil erlangt. 

Was aber die vorhin erwähnte Noth wendigkeit betrifft, dem Irrenden das 
Reuerecht zu verleihen, so hat das gemeine Recht, indem es im Anschlags an Savignj^s 
Doctrin Nichtigkeit in den FäUen des von Savigny sog. unechten Irrthums annahm, 
dem Reuerecht den breitesten Spielraum gewährt. Das B. G. B. steht dem A. L. R. 
näher und zeigt hierin einen erheblichen Fortschritt; zunächst dadurch, dass es im 
Princip schon die Anfechtung wegen Irrthums an die Bedingung knüpft, dass anzu- 
nehmen sei, es würde der Irrende bei Kenntniss der Sachlage die Erklärung nicht 
abgegeben haben. Bei den gewöhnlichen Rechtsgeschäften unter Lebenden und ähnlich 
bei der Ehe fügt es hinzu: „und bei verständiger Würdigung des Falles **. Betrachtet 
man die Hinzufügung dieses objectiven Moments als Cumulation und nicht als Modification 
gegenüber dem Subjectiven, so kann das Reuerecht auch in denjenigen Fällen aus- 

feschaltet werden, in welchen nicht die objective, wohl aber die subjective Wesentlichkeit 
es Irrthums fehlt, wo nämlich zwar es verständig gewesen wäre, bei Kenntniss der 
Sachlage nicht zu wollen, aber gleichwohl anzunehmen ist, dass bei Kenntniss der 
Sachlage dieser Irrende dennoch gewollt hätte; in solchen Fällen ist die Anfechtung 
zu versagen. Im Falle der Ehe ist vielleicht mit Rücksicht darauf, dass die Gesellschan 
an der zwangsweisen Aufrechterhaltung sittlich minderwerthiger Ehen kaum ein 
Interesse haben dürfte, anders zu entscheiden. Die grössten Schwierigkeiten bietet 
der Fall, wo der Irrende ein anderes Object als das von ihm gemeinte als gewollt 
erklärt hat. Wird ihm hier hinterher das ganze Rechtsgeschäft leid, ehe er von dem 
Irrthum erf^rt, so kann er nach Aufklärung des Irrthums anfechten, die Nachlieferung 
des von ihm ursprünglich gewollten Gegenstandes verweigern und sich auf die Prästation 
des negativen Vertragsinteresses beschränken. Indess ist dieses letztere Resultat so 
unbefriedigend, dass man versuchen muss, es durch die Hulfsmittel, die das Gesetz 
allenfalls bieten könnte, vermcidlich zu machen. Es wäre zu erwägen, ob die aus- 
drückliche Bestimmung: Verträge sind so auszulegen, wie Treu und Glauben mit 
Rücksicht auf die Verkehrstitte es erfordern, folgenden Gedankengang gestattet: Wer 
einen Vertrag schliesst, verpflichtet sich implicite, auch das Anfechtungsrecht nur nach 
den Grundsätzen von Treu und Glauben auszuüben. 

Der Vorsitzende dankte dem Redner; eine Discussion fand nicht statt. 



Dr. Vierhaus. 'Köhne. 



6* 
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IV. Anlage. 

Der Deutsehe Juristentag. 



In der Sitzung der Juristischen Gesellschaft vom 14. April 1860 wurde die Be- 
rufung eines allgemeinen Deutschen Juristeutages beschlossen. Die erste Versammlung 
fand zu Berlin Ende August 1860 unter dem Vorsitze des Geheimen Rathes Professor 
Dr. V. Waechter aus Leipzig statt, die zweite zu Dresden Ende August 1861 unter 
dem Vorsitze des Geh. Rathes Prof. Dr. Bluntschli ans Heidelberg, die dritte zu 
Wien Ende August 1862, die vierte zu Mainz Ende August 1863, die fünfte zu Braun- 
schweig Ende August 1864, die sechste zu München Ende August 1867, sÄmmtlich 
unter dem Vorsitze des Geh. Bathes Prof. Dr. v. Waechter aus Leipzig, die 
siebente Versammlung zu Hamburg Ende August 1868, unter dem Vorsitze des Prof. 
Dr. Gneist, die achte zu Heidelberg Ende August 1869 unter dem Vorsitze des 
Geh. Rathes Prof. Dr. Bluntschli, die neunte zu Stuttgart Ende August 1871, 
die zehnte zu Frankfurt a. M. Ende August 1872, die elfte zu Hannover Ende 
August 1873, die zwölfte zu Nürnberg E^de August 1875, die dreizehnte zu Salzburg 
Ende August 1876, die vierzehnte zu Jena Ende August 1878, sämmtlich unter dem 
Vorsitze des Professor Dr. Gneist, die fünfzehnte zu Leipzig Ende August 1880 
unter dem Vorsitze des Reichsgerichts-Senatspräsidenten Dr. Drechsler, die sechs- 
zehnte zu Kassel im September 1882 unter dem Vorsitze des Prof. Dr. Gneist, 
die siebenzehnte zu Wtirzburg im September 1884 unter dem Vorsitze des Professor 
Dr. Gneist. Zu Pfingsten 1885 fand zur Feier des 25jäluägen Bestehens des Juristen- 
tages eine feierliche Sitzung mit Festessen in Berlin (Flora, Charlottenburg) statt, an 
welcher auf ergangene Einladung auch der Vorsitzende und zahbeiche Mitglieder der 
Juristischen Gesellschaft theilnahmen. Der achtzehnte Deutsche Juristentag fand statt 
zu Wiesbaden im September 1886 unter dem Vorsitze des Wirkl. Geh. Ober-Justizrath, 
Professor Dr. Gneist. Der neunzehnte Deutsche Juristentag hat in Stettin in den 
Tagen vom 10. bis 12. September 1888 stattgefunden unter dem Vorsitze des Reichs- 
genchts-Senatspräsidenten Dr. Drechsler. Der zwanzigste Deutsche Juristentag fand 
vom 9. bis 11. September 1889 in Strassburg statt unter dem Vorsitze des Wirkl. 
Geh. Ober-Justizrath, Prof. Dr. v. Gneist. Im Jahre 1890 hat der Deutsche Juristentag 
sich nicht versammelt. Der 21. Deutsche Juristentag hat in Köln in den Tagen vom 
10. bis 12. September 1891 unter dem Vorsitze des Reichsgerichts-Senatspräsidenten 
Dr. Drechsler stattgefunden. Der 22. Deutsche Juristentag fand in Augsburg vom 
7. bis 9. September 1893 statt unter dem Vorsitze des Wirkl. Geh. Ober-Justizrath, 
Professor Dr. v. Gneist. Im Jahre 1894 hat der Deutsche Juristentag sich nicht ver- 
sammelt. Der 23. Deutsche Juristentag fand in Bremen vom 10. bis 13. September 1895 
statt unter dem Vorsitze des Reichsgerich ts-Senatspräsidenten Dr. Drechsler. In 
den Jahren 1896 und 1897 hat der Deutsche Juristentag sich nicht versammelt. Der 
24. Deutsche Juristentag fand vom 12. bis 14. September 1898 in Posen unter dem 
Vorsitze des Reichsgerich tsrath Stenglein statt. Im Jahre 1899 hat der Deutsche 
Juristen tag sich nicht versammelt. Der 25. Deutsche Juristentag fand vom 11. bis 
13. September 1900 in Bamberg unter dem Vorsitze des Oberlandesgerichts -Senats- 
präsidenten Dr. V. Stösser statt. ^^ 

Statat des Dentschen Jnristentages. 

Nach den Beschlüssen vom 30. August 1860 redi^irt von dem Schriftführer-Amt 
der stftnoigen Deputation.') 

§ 1. Der Zweck des Deutschen Juristentages ist: eine Vereinigung für den 
lebendigen Meinungsaustausch und den persönlichen Verkehr unter oen Deutschen 
Juristen zu bilden, auf den Gebieten des Privatrechts, des Prozesses und des Straf- 
rechts den Forderungen nach einheitlicher Entwickelung immer grössere Anerkennung 

*) Die gesperrt gedruckten Worte lind Aenderongen dei ^vorläiifigen Statnti**, welche 
von der ersten Plenarreraammlong beschlouen -worden. 
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zu yerschaffen, die HindemiBse, welche dieser Entwickelun^ entgegenstehen, zu 
bezeichnen nnd sich über Vorschlftge zn yerständigen, welcne geeignet sind, die 
Rechtseinheit zu fördern. 

§ 2. Der Deutsche Juristen tag tritt alljährlich zusammen.') 
§ 3. Zur Mitgliedschaft berechtigt sind die deutschen Richter, Staatsanwälte, 
Advocaten und Notiure, die Aspiranten des Kichteramtes, der Anwaltschaft und des 
Notariats'), die Lehrer an den deutschen Hochschulen, die Mitglieder der gelehrten 
Akademien, die Doctoren der Bechte und die rechtsgelehrten Mitglieder der Ver- 
waltungsbehörden. 

§ 4. Die Mitgliedschaft beeinnt mit dem Elmpfange der Mitgliedskarte. Sie 
berechtigt zur Theilnahme an den Verhandlungen und an aer Abstimmung. 

§ 5. Der Beitrag der Gesellschaftsmitglieder wird auf drei Thaler*) jährlich 
festgesetzt und ist innerhalb vier Wochen nach Beginn jedes neuen Jahres zu ent- 
richten, widrigenfalls derselbe durch Postvorschuss emgezogen wird. Nimmt ein Mit- 
glied den mit Postvorschuss beschwerten Brief nicht an, so wird dies einer ausdrück- 
lichen Austrittserklärung gleich erachtet. 

§ 6. Den Plenarverhandlungen des Deutschen Juristenta^es ^ehen der Regel 
nach Abtheilungsberathungen voraus. Zu diesem Zwecke werden durch ^eiwillige 
Einzeichnung der Mitglieder folgende vier Abtheilungen gebildet: 

1. Abtheilung für Privatrecht, insbesondere Obligationen und Pfandrecht, 

2. Abtheilung für Handels-, Wechsel-, See- und mtemationales Recht, 

3. Abtheilung für Strafrecht, Strafprozess- und Gefängnisswesen, 

4. Abtheilung für Gerichtsverfassung, Civilprozess, juristisches^) Studium 
und praktische Ausbildung. 

Die Abtheilungen wählen ihre Vorsitzenden, Schriftführer, Berichterstatter und 
benachrichtigen den Vorsitzenden der Plenarversammlung (§ 7), sobald ihre Berathungen 
flber einzelne Gegenstände geschlossen sind; ihre Anträge sind schriftlich zu fassen.^) 

§ 7. Die Verhandlungen der Plenarversammlung leitet ein Vorsitzender, welcher 
für die Dauer eines jeden Juristentages in der ersten Plenarversammlung durch 
Stimmzettel oder Acclamation gewählt wird. Derselbe ernennt zwei bis vier Stell- 
vertreter und vier Schriftführer. Elr bestimmt die Tagesordnung und kann einzelne 
Gegenstände, ohne Vorberathung in den AbtheUungen (§ 6), unmittelbar zur Plenar- 
berathung stellen. Auch ist er befugt, Nichtmitglieder als Zuhörer zuzulassen. 

§ 8. Bei allen Beschlüssen der Plenarversammlung und der Abtheilun^n ent- 
scheidet einfache Stimmenmehrheit der anwesenden Imtglieder;'' bei allen VVahlen 
relative Majorität und im Falle der Stimmengleichheit das Loos. 

§ 9. Wird Schluss der Debatte beantragt, so wird über diesen Antrag sofort 
abgestimmt. In der Plenarversammlung sind alle Anträge mit Ausnahme des Antrages 
auf Schluss der Debatte schriftlich zu stellen. 

§ 10. Vor dem Schluss eines jeden Juristentages wird von der Plenarver- 
sammlung auf Vorschlag des Präsidenten durch Acclamation oder in einem 



*) Durch Besohlnss des 5. Juristen tages wurde 8 2 dahin ahge&ndert: 

Der Deutsche Jnristentag tritt in der Regel alljährlich susammen; doch ist die st&ndige 
Deputation ermächtigt, aus Gründen der Zweckmässigkeit ausnahmsweise die Wiedereinberufung 
des Juristentages erst in dem auf dessen letzten Zusammentritt folgenden zweiten Kalenderjahre 
vorzunehmen. 

>) Hier folgt der Zusatz des 2. Juristentages nach dem Amendement t. Sternberg: 

„sowie Jeder, der nach seinen Landesgeietzen zum Riohteramte, zur Anwaltschaft, sowie 
zur Ausübung des Notariats befähigt erkannt ist, ferner**. 

') Auf den Antragder ständigen Deputation ist nach dem Beschlüsse des 2. Juristentages 
der Jahresbeitrag auf 2 Thaler herabgesetzt, mit dem Zusätze: 

„Fftr die am Orte des Juristentages selbst zu lösende Anmeldungskarte ist ein Thaler zu 
entrichten.** 

*) Auf den Antrag der ständigen Deputation sind nach dem Beschlüsse des 4. Juristentages 
die Materien des juristischen Studiums und der praktischen Ausbildung der ersten Abtheilung 
überwiesen. 

*) Auf den Antrag der ständigen Deputation sind nach dem Beschlüsse des 8. Juristentages 
noch folgende beiden Zusätze hier beigefügt worden: 

In jeder Abtheilung stimmen nur Diejenigen mit, welche sich in der betreffenden Äbtheilung 
bereits eingezeichnet haben. 

Sämmtliche Beschlüsse der Abtheilungen werden in der Plenarversammlung mitgetheilt. 
Es findet jedoch eine Erörterung und Entscheidung im Plenum nur dann statt, wenn dieselbe 
von der betreffenden Abtheilung vorgeschlagen, oder wenn sie von mindestens zehn Mitgliedern 
beantragt und von der Plenarversammlung beschlossen wird, üeber die Yorfrage, ob dem von 
mindestens zehn Mitgliedern gestellten Antrage auf Plenarentscheidung stattzugeben, wird nur 
einem der Antragsteller und dem Berichterstatter das Wort ertheilt. 
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einzigen Scrutinium durch Stimmzettel eine aus vierzehn Mitoliodem und dem 
Präsidenten des letzten Juristentages als Ehrenpräsidenten bestehende 
ständige Deputation gewählt. Von jenen vierzehn Mitgliedern müssen sieben 
am Orte des letzten Juristentages, sieben ausserhalb wohnenJ) 
Die ständige Deputation hat folgende Befugnisse und Obliegenheiten: 

1. sie sorgt für die Ausführung der von dem Juristen tage gemachten Be- 
schlüsse, veranstaltet nach eigenem Ermessen den Druck der Protokolle 
und Vorlagen, bewirkt die Vertheilung der Drucksachen an die Mitglieder 
und verwanrt alle Acten und Schriftstücke des Juristen tages ; 

2. sie bestimmt Zeit und Ort des nächsten Juristentages, trifft die für den- 
selben nöthigen Vorbereitungen, erlässt die Einladungen, stellt die vor- 
läufige Tagesordnung auf, wobei sie in der Regel nur die bis ssum 
31. Mai des laufenden Jahres eingegangenen Vorlagen zu 
berücksichtigen hat, und bereitet Abänderungsvorschläge 
in Betreff aer Geschäftsordnung für die Plenarversamm- 
lung vor; 

3. sie nimmt die Beitrittserklärungen neuer Mitglieder entgegen, fertigt die 
Mitgliedskarten aus, empfängt die Beiträge, bestreitet die Ausgaben und 
legt der folgenden Deputation Rechnung; 

4. sie ergänzt sich selbst, falls eines oder mehrere ihrer Mitglieder während 
des Geschäftsjahres ausscheiden. 

Die Deputation wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen Schrift- 
führer, welcher Letztere ein von der Deputation festzusetzendes Pausch- 
uantum für baare Auslagen erhält.*) Der Sitz der Deputation ist der 
• rt des letzten Juristen tages.*) Zur Gültigkeit ihrer Beschlüsse ist die Ein- 
ladung sämmtlicher Mitglieder, sowie die Mitwirkung von wenigstens fünf Mitgliedern 
erforoerlich. 

§ 11. Abänderungen dieses Statuts können zwar von der Plenarversammlung 
durch einfache Stimmenmehrheit, jedoch nur auf schriftlichen Antrag, der vier Wochen 
vor dem Zusammentritt des Juristentages der ständigen Deputation (§ 10) überreicht 
worden, beschlossen werden. 



2>' 



Mitglieder-Verzeiehniss 



der 



Ständigen Deputation des sechsondzwanzigsten Dentsohen Jnristentages. 



1. Herr Dr. Brunner, Geh. Justizrath und Professor zu Berlin. 

2. „ Dr. Enneccerus, Geh. Justizrath, Professor zu Marburg. 

3. „ Dr. Gierke, Geh. Justizrath, Professor zu Berlin. 

4. „ Dr. Hamm, Wirkl. Geh. Oberjustizrath, Oberlandesgerichts -Präsident 

zu Köln. 



>) Nach dem Beschlüsse des 7. Juristentages erhielt das Alinea des fi 10 die Fassung:: 
Vor dem Schlüsse eines jeden Jnristentages wird von der PlenarversammlnnjBC durch Aocla- 
mation oder in einem einzigen Scrutinium durch Stimmzettel eine aus neunzehn Mitgliedern und 
dem Präsidenten des letzten Juristentages als Ehrenpräsidenten bestehende ständige Deputation 

fewählt. Von jenen neunzehn Mitgliedern müssen mindestens drei am Orte des 
etzten Juristentages und jedentalls zwölf auswärts wohnen. Die Liste der zur 
Acclamation vorzuschlagenden Personen wird durch den Präsidenten der Plenarversammlung, seine 
Stellvertreter und je zehn von jeder Abtheilung gewählte Vertrauensmänner gemeinschaftlich 
festgesetzt. 

Nach dem Beschlüsse des 11. Jnristentages sind die Worte gestrichen: n^on jenen neunzehn 
Mitgliedern mtlssen mindestens drei am Orte des letzten Juristentages und jedenfalls zwölf aus- 
wärts wohnen.** 

*) Nach dem Beschlüsse des 2. Jnristentages folgt hier der Zusatz: 

„und einen Kassirer. Der Letztere ist verpflichtet, der ständigen Deputation bei ihrem 
jedesmaligen Znsammentritte einen Kassenabschluss vorzulegen. Die Deputation lässt durch 
eines oder mehrere ihrer Mitglieder die Rechnung prüfen und die Kasse revidiren.** 

*) Nach dem Beschlüsse des 11. Juristentages hat der vorletzte Satz des § 10 nachfolgende 
Fassung erhalten : 

Die Deputation bestimmt Ort und Zeit ihrer Zusammenkunft. 

Durch den Besohluss der ständigen Deputation vom 90. August 1878 ist ihr Sitz bis auf 
Weiteres nach Berlin verlegt. 
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5. Herr Dr. Hanausek, Professor zu Graz. 

6. „ D. Dr. Kahl, Geh. JusÜzrath, Professor zu Berlio. 

7. 9 Dr. Haeo Neomann, Bechtsanwalt zu Berlin. 

8. 9 Dr. Olsnausen, Oberreichsanwalt zu Leipzig. 

9. , Dr. Freiherr v. Pechmann, Bankdirector zu München. 

10. , Dr. Pfaff, Hofrath und Professor zu Wien. 

11. 9 Dr. Beatz, Geh. Justizrath zu Giessen. 

12. 9 von Seh midiin, Oberlandesgericlits-Präsident und Staatsrath zu Stuttgart. 

13. , Dr. Stenglein, Beichsgerichtsrath a. D. zu Leipzig. 

14. „ Dr. V. Stösser, Oberlandesgerichts-SenatsprSsident a. D. zu Karlsruhe. 

15. 9 Dr. Stroh al, Geh. Hofrath und Professor zu Leipzig. 

16. j, Thinius, Kammergerich tsrath zu Beriin. 

17. 9 Thomsen, Landeerichts-Prftsident zu Münster. 

18. ff Dr. Yierhaus, Geh. Oberjustizrath zu Berlin. 

19. 9 Dr. Wildhagen, Bechtsanwalt am Beichsgericht zu Leipzig. 

20. „ Dr. Wilke, Geh. Justizrath zu Berlin, Schriftführer. 

Boitritts-Erklärungen zu dem Deutschen Juristentage sind unter Einsendung des 
Jahresbeitrags mit 6 Mark an die Firma J. Guttentag Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H., 
W. 85, Lützowstrasse 107 108, zu richten, wogegen die AGtgliodskarte sowie die Ver- 
handlungen und Gutachten übersendet werden. Die einzusendenden Gutachten sind an 
den Schriftführer, Geh. Justizrath Dr. Wilke, Berlin, Eichhomstrasse 4, zu adressiren. 
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V. Anlage. 



Die Savigny- Stiftung. 



Diese Stiftung zur Förderung der Rechtswissenschaft wurde in der Sitzung der 
Juristischen Gesellschaft vom 29. November 1861 in Anregung gebracht, und wurden 
derselben mittelst Allerhöchster Cabinets- Ordre vom 20. Juni 1863 die Corporations- 
rechte verliehen. Zu dieser Stiftung sind bis zum Schlüsse des Jahres 1880 eingegangen: 

1. aus Deutschland 37 653 Mark 50 Pf. 

2. „ Oesterreich 29437 , — , 

3. » Italien 1680 „ 20. 

4 j, Spanien 1500 » — » 

5. „ Holland 1144 , 20 „ 

6. „ Portugal 800 , — „ 

7. „ Frankreich 490 „80„ 

8. » der Schweiz 400 „— „ 

9. „ Bussland 256 „90. 

10. 9 Schweden und Norwegen 240 » — » 

11. „ Belgien 207 „ 50 „ 

12. » Süd-Amerika (Buenos-Ayres) . . . . 2088 „ 60 „ 

In Summa 75848 Mark 60 Pf. 

Das Vermögen der Stiftung besteht in 80 000 Mark Hypotheken und 69 300 Mark 
Werthpapieren, zusammen 149 300 Mark. Hiervon und von den noch nicht vertheilten 
Zinsenraten kommen von 1881 ab jährlich die Zinsen zur Vertheilung. Die von Savigny 
gegründete Zeitschrift für Bechtsgeschichte , herausgegeben von Bruns, Boehlau, 
Pernice und v. Both, ist zum Organe der Savigny-Stiftung gewählt worden. 

Die Zinsenmasse aus den Jahren 1863 und 1864 mit 4500 Mark ist von der 
Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften zu Wien dem Professor Dr. Maassen zu 
Wien als Subvention für sein auf fünf Bände berechnetes Werk über die Geschichte 
der Quellen und der Literatur des canonischen Bechts im Abendlande bis zum Aus- 
gange des Mittelalters unter folgenden Bedingungen überwiesen worden: 

1. dass der Verfasser von den zur Einsicht von Handschriften nach Paris, 
Brüssel und Bom zu unternehmenden Beisen der Kaiserlichen Akademie 
der Wissenschaften zu Wien Bericht erstatte, und 

2. dass auf dem Titelblatte des Werkes namhaft gemacht werde, dass 
dasselbe mit Unterstützung durch die Savigny -Stiftung und zwar unter 
Zuweisung durch die Kaiserliche Akademie erscheine, 

und zwar in folgenden Baten: 

1. am 1. März 1866 1200 Mark ] 



600 r, } 2550 Mark 

750 

600 



5JJ »^ 1 1950 Mark 
150 



2. wenn der 1. Band druckfertig vorliegt 

3. mit dem Erscheinen des 1. Bandes . . 

4. wenn druckfertig vorliegt der 2. Band 

'6. „ „ jf „ 4. „ 

Aus dieser Masse sind erst die zu 1 bis 3 erwähnten Baten mit zusammen 
2550 Mark bezahlt, weil nur das Erscheinen des 1. Bandes dieses Werkes dem 
Curatorium nachgewiesen ist. 

Die Zinsenmasse aus den Jahren 1865 und 1866 mit 5700 Mark wurde durch 
die Königliche Akademie der Wissenschaften zu München dem damaligen Docenten 
an der hiesigen Universität, Dr. Paul Krüger, als Beisestipendium , und die Zinsen- 
masse der Jahre 1867 und 1868 mit 6000 Mark von der Königlichen Akademie der 
Wissenschaften zu Berlin demselben Gelehrten zur Förderung der im Erscheinen 
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begriffenen neuen Aasgabe des „Codex Justinianeiis^ überwiesen. Diese 11700 Miurk 
sind an Dr. Paul Krttger gezahlt. 

Die Zinsenmasse der - Jahre 1869 und 1870 mit 6900 Mark hat die Kaiserliche 
Akademie der Wissenschaften zu Wien dem Königlich Bayerischen Archivar, Professor 
Dr. Ludwig Rockinger zu München für eine auf breitester handschriftlicher Grund- 
lage ruhende Ausgabe des Kaiserlichen Land- und Lehnrechts, des sog. Sachsen- 
spiegels, überwiesen. Hiervon sind bereits 900 Mark gezahlt. Femer sollen beim 
Antntt der Reise 3000 Mark und bei Vollendung des Werkes im Druck 8000 Mark 

fezahlt werden. Fünf Berichte des Dr. Rockinger an die Kaiserliche Akademie zu 
ITien über die Untersuchung von Handschriften des Sachsenspiegels sind von 1873 
bis 1875 veröffentlicht und in Comnussion bei Carl Gerold's Sohn m Wien erschienen. 

Die Zinsenmasse der Jahre 1871 und 1872 mit 6900 Mark hat die Königliche 
Akademie der Wissenschaften zu München ebenfalls dem Dr. Rockinger zur Unter- 
stützung der von demselben inzwischen begonnenen kritischen Ausgabe des Sachsen- 
spiegels mit der Maassgabe zur Verfügung gestellt, dass demselben sofort 900 Mark, 
femer 3000 Mark beim Antritt seiner behufs Einsichtnahme der Handschriften zu 
unternehmenden Reise und der Rest mit 8000 Mark nach Vollendung des Werkes 
überwiesen werden. Nach dieser Anweisung sind die beiden ersten Raten mit 
zusammen 3900 Mark bereits ausgezahlt worden. 

Die Zinsenmasse der Jahre 1878 und 1874 mit 6900 Mark ist von der Königlichen 
Akademie der Wissenschaften hierselbst dem Dr. Friedrich Thaner, Professor der 
Rechte an der Universität zu Innsbruck, zur Herausgabe einer Sammlung der älteren 
kirchenrechtlichen, in zahbeichen Archiven Deutschlands, Frankreichs und Italiens 
handschriftlich aufbewahrten Quellen, welche bei der Veränderung des Kirchenrechts 
durch die hierarchischen Principien Papst Gregorys VTI. benutzt worden, unter dem Titel: 
Systematische Canones- Sammlung aus der Zeit des Investiturstreites von Ansei mus 
von Lucca bis auf Gratian, bewilligt. Aus dieser Zinsenmasse sind dem Dr. Thaner 

( 1800 Mark am 1. October 1875, 
Sa. 5400 M. l 1800 Mark am 1. Januar 1878, 

( 1800 Mark am 1. Januar 1880 gezahlt worden, dagegen ist der Rest 
mit 1500 Mark als Drackzuschuss bis zur Veröffentlichung des Werkes zu reserviren. 

Die Zinsenmasse der Jahre 1875 und 1876 mit zusammen 6900 Mark ist von der 
Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften zu Wien dem Königlichen Universitftts- 
Bibliothekar Dr. Emil Steffenhagen zu Kiel zur Herstellung einer kritischen 
Ausgabe der Sachsenspiegel-Glosse (Land- und Lehnsrecht) nach dem vor- 
gelegten Plane gewahrt. Es wurden 3000 Mark sofort und der Rest von 3900 Mark 
am 1. April 1881 ausgezahlt. 

Für die Zinsenmasse der Jahre 1877 und 1878 mit zusammen 6900 Mark 
hat die Königliche Akademie der Wissenschaften zu München in der Sitzung vom 
28. Mftrz 1879 eine Preisbewerbung eröffnet, deren Gegenstand in folgender Auf- 
gabe liegt: 

„Die Formeln des Edictum perpetuum (Hadrianum) in ihrem Wortlaute 
und in ihrem Zusammenhange^. 

„In der bekannten Arbeit Rudorff's „De jurisdictione edictum" hat sich die 
Restitution des prfttorianischen Edictes zum ersten Male dem formularen Bestandtheile 
desselben zugewendet. In dieser Richtung soll dieselbe nunmehr, und zwar mehr als 
es bisher geschehen ist, aus den Edictscommentaren selbst heraus und unter Kritik 
der bisherigen Restitutionen gefördert und zum möglichsten Abschluss gebracht werden**. 

Die Preisbewerbung, von welcher nur die ordentlichen einheimischen Mitglieder 
der Königlich Bayerischen Akademie ausgeschlossen sind, ist an keine Nationalität 
gebunden; doch dürfen die Bearbeitungen der Preisaufgabe nur entweder in lateinischer 
oder deutscher, oder englischer, oder französischer, oder italienischer Sprache ab- 
gefasst sein. 

Der Einsendungstermin der Bearbeitungen, welche an die Königlieh Bayerische 
Akademie der Wissenschaften zu adressiren smd, und an Stelle des Namens des Ver- 
fassers ein Motto tragen, welches an der Anssenseite eines mitfolgenden, den Namen 
des Verfassers enthaltenden, verschlossenen Couverts wiederkehrt, ist der 28. März 1882. 

Der Preis beträgt 6900 Mark, ist dem Dr. Otto Lenel zu Leipzig verliehen 
und im Jahre 1883 ausgezahlt worden. 

Die Zinsenmasse der Jahre 1879 und 1880 mit zusammen 6900 Mark ist der 
Königlichen Akademie der Wissenschaften zu Berlin für die Zwecke der Stiftung 
zur Verfügung gestellt worden. Hieraus sind dem Dr. C. Malagola in Bologna 
4000 Lire, gleich 3278,85 Mark, Honorar für Abschrift der Acta nationis Gennanicao 
und dem Beamten Stock an Reisekosten nach Bologna 201,30 Mark gezahlt, auch 
der Rest von 3419,85 Mark ist ausgezahlt worden. 
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Die Zinsenrate pro 1881 mit 4400 Mark ist von der Akademie zu Wien dem 
Dr. P. Ewald in Berlin — Mitarbeiter der „Monumenta Germaniae historica* — für 
die zu veranstaltende fklition der sogenannten Avellani'schen Sammlung zugesagt, 
davon 1000 Mark gezahlt und 3400 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1882 mit 5100 Mark ist der Akademie zu München zur Vor- 
fügung gestellt — von derselben verliehen dem Dr. Felix Liebermann in Berlin 
für Bearbeitung einer Ausgabe der Angelsachsen. 

Die Zinsenrate pro 1883 mit 40^ Mark ist der Akademie zu Berlin zur Ver- 
fügung gestellt, dem Dr. Gradenwitz bewilligt und gezahlt. 

Die Zinsenrate pro 1884 mit 4100 Mark ist der Akademie zu Wien zur Ver- 
fügung gestellt, dem Dr. v. Luschin bewilligt, davon 2100 Mark gezahlt und 
20O0 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1885 mit 4200 Mark ist von der Akademie zu München noch 
nicht verliehen. 

Die Zinsenrate pro 1886 mit 4300 Mark ist von der Akademie zu Berlin dem 
Dr. Zeuner bewilligt und gezahlt. 

Die Zinsenrate pro 1887 mit 4300 Mark ist der Akademie zu Wien zur Ver- 
fügung gestellt, davon 2900 Mark gezahlt und 1400 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1888 mit 4600 Mark ist der Akademie zu München zur 
Verfügung gestellt, davon sind 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift für die 
Savigny-Stiftung abgetreten, der Rest von 4000 Mark noch nicht verliehen. 

Die Zinsenrate pro 1889 mit 4600 Mark ist der Akademie zu Berlin zur Ver- 
fügung gestellt, davon sind 3600 Mark gezahlt und 1000 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1890 mit 4600 Mark ist der Akademie zu Wien überwiesen, 
davon sind 2600 Mark gezahlt und 2000 Mark noch zu zahlen. 

Die Zinsenrate pro 1891 mit 4600 Mark ist der Akademie zu München über- 
wiesen, davon sind 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift für die Savigny-Stiftung 
gezahlt und 4000 Mar^ noch zu vergeben. 

Im Jahre 1892 sind für Herausgabe des juristischen Lexikons an die Professoren 
Pernice und Brunner 5000 Mark und 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift gezahlt. 
An dieselben im Jahre 1898 für das Wörterbuch 4000 Mark und 600 Mark für die Zeitschrift. 

Im Jahre 1894 sind aus der Zinsenrate, welche der Akademie zu München über- 
wiesen, 600 Mark zur Subvention, der Zeitschrift für die Savi^y-Stiftung gezahlt. 

Im Jahre 1895 sind an die Professoren Pernice und Brunn er 4000 Mark für 
Vocabularium jurisprudent. und 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift, ausserdem 
1000 Mark an Professor Liesegang (Akademie zu München) gezahlt. 

Im Jahre 1896 sind 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift gezahlt, 4000 Mark 
der Akademie zu Wien überwiesen, noch nicht vergeben. 

Im Jahre 1897 sind 700 Mark an Dr. Liesegang aus dem der Akademie München 
bewilligten Betrage, ausserdem 600 Mark zur Subvention der Zeitschrift gezahlt. 

Im Jahre 1898 sind an die Professoren Dr. Brunn er und Pernice 4000 Mark 
für den Zweck des Wörterbuches der klassischen Rechtswissenschaft und 600 Mark für 
die Savigny- Zeitschrift, ausserdem dem Dr. Knapp in Würzburg 500 Mark gezahlt 
und zwar von den ihm aus der Zinsrate pro 1897 für die Herausgabe des vom 
Magister Lorenz Fries im 16. Jahrhundert veriassten Zentbuchs des Hofstifts Würzburg 
bewilligten 2500 Mark. 

Im Jahre 1899 sind an die Professoren Dr. Brunner und Pernice für die 
Savigny-Zeitschrift nro 1899 600 Mark gezahlt. 

Im Jahre 1900 sind an die Professoren Dr. Brunn er und Pernice für die 
Savignv- Zeitschrift pro 1900 600 Mark, femer an Dr. v. Voltzlini zu Innsbruck 
2000 Mark (Preis der Akademie in Wien) und an die Akademie der Wissenschaften in 
Wien für die Savigny-Commission zur Auszahlung an Dr. Victor Wolf f v. Gl an cell 
2000 Mark verausgabt. 



Statut der Savigny-Stiftung. 



Bei der Feier, welche die Juristische Gesellschaft zu Berlin am 29. November 1861 
zum Gedftchtniss dos am 25. October desselben Jahres verstorbenen Königlich Preuseischen 
Staatsministers Dr. Friedrich Karl v. Savigny beging, wurde der Beschlass ver- 
kündet, das Andenken des grossen Rechtslehrers durch Gründung einer Stiftung zu ehren. 

Da zur Ausführung dieses Besclüusses die Summe von 16 436 TUr. Preussifich 
Courant bereits verfügbar war, wurde nachstehendes Statut errichtet: 
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1. Zweck der Stiftung. 

§ 1. Der Zweck der Stiftung ist: 
in wesentlicher Berücksichtigung der Bedürfnisse der Gesetzgebung und der Praxis 

1. wissenschaftliche Aroeiten auf dem Gebiete des Kechts der verschiedenen 
Nationen zu fördern, 

namentlich solche, welche das römische Recht und die verschiedenen 
germanischen Kechte sowohl für sich, als auch im Verhältniss 
zu einander behandeln, 

femer solche, welche die von Savigny begonnenen Untersuchungen 
in seinem Sinne weiterführen; 

2. besonders befähigte Rechtsgelehrte in den Stand zu setzen, die Rechts- 
Institutionen fremder Länder durch eigene Anschauung kennen zu lernen 
und darüber Berichte oder weitere Ausführungen zu liefern. 

2. Befähigung zur Theilnahme. 

§ 2. Die Befähigung zur Theilnahme an den Vortheilen, welche cUe Stiftung 
behufs der Förderung ihres Zweckes gewährt, ist an keine Nationalität gebunden. 

3. Bechte der Stiftung. 

§ 3. Die Stiftung besitzt unter dem Namen „Savigny -Stiftung* die Rechte 
einer Corporation und führt in ihrem Siegel das Wappen der Familie v. Savigny. 
Sie hat uiren Sitz in Berlin und ihren Gerichtsstand bei dem Königlichen Stadt- 
gericht daselbst. 

4. Stiftungs-Vermögen. 

§ 4. Das Kapitalvermögen der Stiftung wird aus den bisher gesammelten Bei- 
trägen und aus den künftig eingehenden Zuwendungen gebildet, sofern der Geber 
nicht eine andere Bestimmung über die Art der Verwendung treflFen sollte. 

Das Kapitalvermögen der Stiftung darf niemals angegriflTen werden. 

§ ö. Für die Zwecke der Stiftung werden nur die Zinsen des Kapitalvermögens 
verwendet. 

6. Ouratorium der Stiftung. 

§ 6. Die Stiftung wird durch ein Ouratorium von sechs Personen vertreten.') 

Das Ouratorium wird bei seiner Gründung aus zwei Mitgliedern der Königlichen 
Akademie der Wissenschaften zu Berlin, zwei Mitgliedern der juristischen Facnltät 
der Königlichen Friedrich Wilhelms -Universität daselbst und zwei Mitgliedern der 
Juristischen Gesellschaft daselbst gebildet, welche von diesen Körperschaften, bezüglich 
von der Juristischen Gesellschaft gewählt werden. 

Die Legitimation der von der Juristischen Gesellschaft gewählten zwei Mitglieder 
wird dadnrch geführt, dass die von der Akademie und der Facultät gewählten vier 
Mitglieder des Curatoriums die Wahl derselben als giltig anerkennen. 

§ 7. Scheidet ein Mitglied aus dem Ouratorium aus, so erfolgt die Neuwahl 
von derjenigen Körperschaft, von welcher die Stelle des ausgeschiedenen Mitgliedes 
bei der Gründung des Ouratoriums besetzt worden war. — Ein gleiches Wahlrecht 
steht in gleichem Umfange der Juristischen Gesellschaft zu Berlin zu. In Beziehung 
auf die Prüfung der Legitimation der von der Letzteren gewählten Mitglieder findet 
auch bei Neuwahl die Vorschrift des § 6 des Statuts Anwendung. 

Ist dieses Wahlrecht innerhalb eines von dem Ouratorium zu bestimmenden 
angemessenen Zeitraumes nicht ausgeübt worden, so ergänzt sich das Letztere durch 
Oooptation aus der Zahl der in Berlin wohnenden Rechtsverständigen. £s müssen 
jedoch stets zwei Mitglieder im Ouratorium sitzen, welche weder der Akademie noch 
der Universität angehören. 

Ueber jeden Wahlact des Ouratoriums wird eine notarielle Urkunde aufgenommen. 

§ 8. Das Ouratorium leptimirt sich als Vertreter der Stiftung durch ein Attest 
des Königlichen Polizei - Präsidiums zu Berlin darüber, dass das Ouratorium der 
Stiftung zur Zeit aus den im Atteste genannten Personen besteht. 

^) Dai Guratorium der Savigny-Stiftiuig in Berlin besteht ztur Zeit ans folgenden Mitgliedern: 

1. Dr. Brnnner. Geheimer Jnstizrath nnd Professor, Vorsitzender; 

2. Wilke, Geheimer Jnstizrath, Syndions der Stiftung; 
8. Dr. Mommsen, Professor; 

i. Dr. Dernbarg, Geheimer Justizrath und Professor; 

6. Dr. S t ö 1 z e 1 , Wirklicher Geheimer Rath. Präsident der Justiz-Prüf nngs-Commission ; 

6. Dr. Pernice, Geheimer Justisrath und Professor. 
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Das Curatoriam hat die Befngniss, einen Syndicus aas seiner Mitte zu wählen 
und diesem General- und Specialvollmacht cum facultate substitnendi zu ertheilen, 
auch für einzelne Rechtsgeschäfte oder Prozesse Jemanden, sei derselbe Mitglied des 
Curatoriums oder nicht, unter Beilegung sämmtlicher Rechte, welche dem Vertreter 
einer abwesenden Partei zustehen, zu bevollmächtigen. 

§ 9. Das Curatorium wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, dessen Name 
durch eine vom Curatorium zu bestimmende Berliner, Wiener oder Münchener Zeitung 
veröffentlicht wird. 

Der Vorsitzende repräsentirt die Stiftung in allen aussergerichtlichen Angelegen- 
heiten. Die Zahlungs -Anweisungen an die Kasse der Stiftung bedürfen jedoch der 
Unterschrift des Vorsitzenden und zweier Mitglieder des Curatoriums. 

§ 10. Die Beschlüsse des Curatoriums werden durch Stimmenmehrheit seiner 
Mitglieder gefasst. 

Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Lässt der Vorsitzende schriftlich abstimmen, so muss die schriftlich zu formu- 
lirende Frage jedem Mitrede zur Elrklärun^ vorgelegt werden, und steht es dann 
in der Befugniss jedes Einzehien, über die Frage eine mündliche Berathung und 
Abstimmung zu beantra^n. 

Zu emem gütigen Beschlüsse des Curatoriums auf Grund mündlicher Abstimmung 
ist die Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern erforderlich. 

§ 11. Das Curatorium hat für die zinsbare und depositalmässig sichere An- 
legung des Stiftungsvermögens Sorge zu tragen. 

Die Documente der Stiftung sind bei einer mit Depositalverwaltung verbundenen 
öffentlichen Anstalt zu deponiren. 

Die Kasse der Stiftung wird durch einen vom Curatorium hiermit zu beauf- 
tragenden öffentlichen Eassenbeamten geführt Diesem wird nach erfolgter Rechnungs- 
legung alljähriich die Decharge durch das Curatorium ertheilt. 

§ 12. Das Curatorium stellt nach einem sechsjährigen, vom 1. Januar 1868 ab 
zu berechnenden Turnus die Zinsenmasse nach Abzug der Verwaltungskosten in runder 
Summe folgenden drei Akademien zu den Zwecken der Stiftung (§1) zur Verfügung 
und zwar die Zinsenmassen 

1. des ersten und zweiten Jahres der Kaiserlichen Akademie der Wissen- 
schaften zu Wien, 

2. des dritten und vierten Jahres der Königlichen Akademie der Wissen- 
schaften zu München, 

3. des fünften und sechsten Jahres der Königlichen Akademie der Wissen- 
schaften zu Berlin. 

§ 13. Von demjenigen Zeitpunkte an, wo das Kapitalvermögen der Stiftung 
die Summe von Dreissigtausend Thalem Preussisch Courant erreicht haben wird, 
tritt ein dreijähriger Turnus unter den genannten Akademien in der angegebenen 
Reihenfolge ein.') 

§ 14. Der Geschäftsgang bei dem Curatorium wird durch die anliegende Geschäfts- 
ordnung geregelt. 

§ 15. Zu einer Abänderung der Geschäftsordnung ist die Zustimmung von 
wenigstens vier Mitgliedern des Curatoriums erforderlich. 

6. Der Wirkungskreis der Akademien. 

§ 16. Die Akademie, welcher die Zinsenmasse nach Vorschrift des § 12 zur 
Verfügung gestellt ist, hat die Wahl, aus derselben 

1. ein in Druck oder in Schrift ihr vorliegendes Werk zu prämüren, 

2. eine Preisaufgabe zur Concurrenz auszuschreiben, 

3. ein Reisestipendium zu ertheilen, 

4. die zur Ausführung einer rechtswissenschaftlichen Arbeit erforderlichen 
Geldmittel zu gewähren. 

Dem freien Ermessen der Akademie bleibt überlassen, ob sie die ihr zur Ver- 
fügung gestellte Zinsenmasse zu einem und demselben Unternehmen oder zu verschiedenen 
Zwecken (No. 1 — 4) verwenden will. 

Auch die Zinsenmassen mehrerer Jahre können mit Einwilligung der betheiligten 
Akademien für ein und dasselbe Unternehmen bestimmt und verwendet werden. 

Ordentlichen einheimischen Mitgliedern der conferirenden Akademie dürfen weder 
Preise noch Reisestipendien ertheilt werden. 

Die wissenschaftlichen Arbeiten ad 1, 2, 4, sowie die Reiseberichte ad 3 müssen in 
lateinischer, deutscher, englischer, französischer oder italienischer Sprache abgefasst sein. 

^) Vom 1. Jannar 1881 ab ist dieser Tanms eingetreten. 
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$ 17. Beabsichtigt die Akademie ein bereits vollendetes Werk zu prämüren 
(§ 16 No. 1), so hat dieselbe innerhalb eines Jahres, von dem Zeitpunkte an gerechnet, 
wo ihr die Zinsenmasse zur Verfügung gestellt bt, diese Prämiirung auszusprechen 
und dem Curatorium unter Uebersendung des Werkes, sowie des die Prftmürung 
motivirenden Gutachtens die Zahlungsanweisung zu ertheilen. 

Schriften, welche schon länger als vier Jahre vor dem Beschlüsse, ein Werk 
zu prämüren, durch den Druck veröffentlicht worden, sind von der Prttmürung 
ausgeschlossen. 

Die Auszahlung der ganzen Prämien für ein Werk, welches im Manuscripte 
vorliegt, darf erst nach der Veröffentlichung des Werkes durch den Druck erfolgen. 

§ 18. Stellt die Akademie eine Preisaufgabe (§ 16 No. 2), so veröffentlicht sie 
innerhalb eines Jahres, von dem Zeitpunkte an gerechnet, wo ihr die Zinsenmasse 
zur Verfügunc gestellt ist, in ihren Organen und in den ihr geeignet erscheinenden 
öffentlichen Blättern das Thema, die Bedingungen der Concurrenz und den Zeitpunkt 
der Ablieferung der Arbeiten, setzt auch das Curatorium hiervon in Kenntniss. 

An dem auf diesen Zeitpunkt der Ablieferung zunächst folgenden 21. Februar 
oder in der demnächst folgenden Gesammtsitzung verkündet oie Akademie das 
Resultat der Concurrenz-Ausschreibung, sowie den Namen des Verfassers der gekrönten 
Preisschrift und ertheilt demnächst dem Curatorium bei Uebersendung der Preisschrift 
und des die Preisertheilung motivirenden Gutachtens die Zahlungsanweisung. 

Die Auszahlung der ganzen Prämie erfolet auch in diesem Falle erst dann, 
wenn die Veröffentlichung der Preisschrift durch den Druck bewirkt ist. 

Ist die Preisaufgabe nach dem Urtheile der Akademie nicht gelöst, so steht es 
in ihrer Befugnis», dieselbe Aufgabe nochmals zur Concurrenz auszuschreiben. 

§ 19. BewiUigt die Akademie ein Beisestipendium (§ 16 No. 3), so wird dieser 
Beschluss innerhalb eines Jahres, von dem Zeitpunkte an gerechnet, wo ihr die 
Zinsenmasse zur Verfügung gestellt ist, spätestens am nacluolgenden 21. Februar 
oder in der demnächst folgenden Gesammtsitzung verkündet, und steht es in der 
Befngniss der Akademie, dem Percipienten eine bestimmte Aii Weisung zu ertheilen. 
Der diesfällige Beschluss unter Angabe der Zahlungsmodalitäten ist dem Curatorium 
zur Ausführung mitzutheilen. Die Akademie wird Maassregeln treffen oder durch das 
Curatorium treffen lassen, welche die Veröffentlichung des Reiseberichts möglichst sichern. 

§ 20. Entscheidet sich die Akademie dafür, die Zinsenmasse ganz oder zum 
Theile einem Rechtsgelehrten zur Ausführung einer bestimmten wissenschaftlichen. 
Arbeit zu gewähren (§ 16 No. 4), so ist sie verpflichtet, über den Plan der Arbeit 
vom Verfasser eine Vorlage zu erfordern, von dem Fortgange des Unternehmens sich 
in Kenntniss zu erhalten und die Veröffentlichung des Resultates der Forschungen 
möglichst zu sichern. 

Dem Curatorium wird bei Mittheilung der gemachten Vorlage und der in der 
Angelegenheit von der Akademie gefassten Beschlüsse die Zahlungsanweisung ertheilt. 

§ 21. Verfügt die Akademie an dem 21. Februar oder in der demselben zunächst 
folgenden Gesanmitsitzung (§ 18, 19) nicht über die ihr zur Verfügung gestellte 
Zinsenmasse, oder macht sie nicht innerhalb des einjährigen Zeitraums von dem ihr 
nach § 17 resp. § 20 zustehenden Rechte Gebrauch, ein bereits vollendetes Werk zu 
prämüren, beziehungsweise einem Rechtsgelehrten zur Ausführung einer wissen- 
schaftlichen Arbeit die Mittel zu überweisen, oder erklärt sie nicht innerhalb gleicher 
Frist dem Curatorium, dass sie von dem Rechte des § 16 Alinea 3 Gebrauch mache, 
so ist die Masse der ferneren Verfügung der Akademie entzogen. Diese verfallenen 
Massen werden einem besonders zu verwaltenden Fonds der Stiftung zugeschrieben, 
dessen Zinsen zur Deckung der Druckkosten für die prämiirten Werke gleichzeitig 
mit der Zinsenmasse des Kapitalvermögens (§ 12) der Akademie zur Verfügung 
gestellt werden. 

Die von der Akademie nicht zum Druck angewiesenen Zinsen des Druckkosten- 
Fonds werden zum Kapitale dieses Fonds geschlagen. 

§ 22. Abänderungen dieses Statuts bedürfen, ausser der Bestätigung der Staats- 
behörde, der Zustimmung der drei Akademien und des Curatoriums der Stiftung. 

So beschlossen zu Berlin, den 27. März 1863. 

Das Orflndnngfl-Gomltö der Saylgny-StlftaDg. 

V. Bernuth. v. Bethmann-Hollweg. Borchardt. Bornemann. 

Dr. Bruns. Dr. Dove. Dr. Gneist. Dr. Heydemann. Dr. Homeyer. Meyen. 

Freiherr v. Patow. Dr. Richter. Dr. Rudorff. Graf v. Schwerin. Simson. 

Volkmar. Graf v. Wartensleben. 
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Anf Grand vorstehender Statuten ist die hiesige Savieny -Stiftung durch 
die Allerhöchste Ordre vom 20; v. M., welche wörtlich wie folgt lautet: 

-Auf Ihren Bericht vom 18. d. M. will Ich der Savigny-Stiftung zu 
Berlin, auf Grund ihres wieder beifolgenden Statuts de dato Berlin, den 
27. März 1863, hiermit Meine landesherruche Genehmigung ertilieilen. 



Salzburg, den 20. Juli 1863. 



(gez.) Wilhelm« 
(gez.) ▼. Mflhler. 



An 
den Minister der geistlichen, Unterrichts- und 
Medicinal- Angelegenheiten.^ 

landesherrlich genehmigt worden. 

Berlin, den 6. August 1863. 

L. 8. 
Der Minister der geistliehen, ünterriehts- und Medieinal- Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 
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VI. Anlage. 

Verzeichniss 

der 

Mitglieder der Juristisolieii Gresellscliaft zu Berlin 

am 1. April 1901. 



Ehrenmitglieder. 

1. Martino Beltrani - Sca]ia, Königlich italienischer Staatsrath, Generaldirector 

der Gefängnisse in Rom. 

2. Thomas Erskine Holland, Professor zu Oxford. 

3. Dr. Fr. v. Martens, Geheimer Rath and Professor in Petersburg. 

4. Dr. Meili, Professor in Zürich. 

5. Dr. K. d*01i vecrona, Justizrath, Ehrenmitglied des höchsten Gerichts in Stockholm. 

6. Enrico Pessina, Senator des Königreichs Italien, Professor in Neapel, ehemaliger 

Jostizminister. 

7. Dr. G. Planck, Wirklicher Geheimer Rath, Professor zu Göttingen. 

8. Sir Frederick Pollock, Bart., Professor zu LfOndon. 

9. Dr. Joseph Unger, K. K. Wirklicher Geheimer Rath, Präsident des Reichsgerichts 

in Wien. 
10. John Westlake, Q. C, Professor des Völkerrechts in Cambridge. 

Correspondenten. 

1. Dr. Bernardino Alimena, Professor an der Umyerntät in Cagliari. 

2. Dr. Blond el, Professor in Paris. 

3. Innocenzo Fanti, Adyocat in Imola. 

4. Dr. Erwin Grueber, Professor in München. 

5. Dr. Francis Hagerup, Königlich norwegischer Staatsminiiter a. D., Professor 

in Christiania. 

6. Maggiore Perni, Professor zu Palermo. 

7. Giacomo Perroni-Ferranti, Staatsanwalt zu Termini (Sicilia). 

8. Dr. Ernst Schuster, Barrister at law in London. 

9. Antonio Todaro della Galia, Professor in Palermo. 
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HitgUeder.') 

1. Adel, Jastisrath, Rechtsanwalt oDd Notar, EroDenstr. 73/74. 

2. Dr. Alexander-Kats, Hugo, Jastizrath, Mohrenstr. 7. 

8. Dr. Alexander-Kats, Paul, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 103. 

4. Dr. Alexander-Eatz, Richard, Rechtsanwalt, Kleiststr. 8. 

5. Dr. Apt, Max, Gerichtsassessor, Sjndiciis der Kaufmannschaft, Magdebnrgerstr. 33. 

6. Arndt, Rechtsanwalt, Oranienbnrgerstr. 60/63. 

7. Arndts, Geheimer Jnstizrath, Rechtsanwalt beim Reichsgericht, Leipzig, Insebtr. 20. 

8. Aronson, Adolf, Jastizrath, Rechtsanwalt und Notar, Leipzigerstr. 35. 

9. Dr. Aschenheim, Gerichtsassessor, Potsdamerstr. 54. 

10. Dr. Aschrott, Landgerich tsrath, Hohenzollemstr. 19. 

11. Assmann, Gerichtsassessor, Linkstr. 23. 

12. Dr. Badstübner, Otto, Landrichter zu Meseritz (Posen). 

13. Bamberger, Landgerich tsrath, Genthinerstr. 5 a. 

14. Dr. Bassenge, Regierungsrath, Granewald, Caspar Thejssstr. 6. 

15. Bauer, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 127. 

16. Dr. Bau mann, Rechtsanwalt, Neue Friedrichstr. 50. 

17. Dr. Baumert, ^chtsanwalt za Spandau. 

18. Dr. Beer, Max, Rechtsanwalt und Notar, Steglitz, Albrechtstr. 12. 

19. Benda, Georg, Rechtsanwalt, Mauerstr. 80. 

20. Bereut, Albert, Rechtsanwalt, Königstr. 55. 

21. Berliner, Rechtsanwalt, Karstr. 41/42. 

22. Bernstein, Alexander, Amtsgerichtsrath zu Cöpenick. 

23. Betcke, Amtsrichter, Blücherstr. 42. 

24. Dr. Borchardt, Oscar, Gerichtsassessor a. D., Französischestr. 32. 

25. Dr. Bornhak, Professor a. d. Uniyersitftt, Blücherplatz 1 (Bibliothekar). 

26. Braun, Geh. Obeijustizrath, Präsident des Landgerichte I, KurfUrstenstr. 113. 

27. Dr. Braun, Justizrath und Director der Meininger Hypothekenbank, Behrenstr. 3. 

28. Dr. Brück, Amtsgerichtsrath, Brücken-Allee 30. 

29. Dr. Brück, Wilhelm, Gerichtsassessor, Kurfürstendamm 254. 

30. Bünger, Kammergerich tsrath, Halleschestr. 2. 

31. Dr. Burchard, Johannes, Privatdocent an der Königlichen Universität Berlin, 

Kurfürstendamm 26. 

32. Burchardt, Amtsrichter, Steglitz, Amdtstr. 33. 

33. Burghardt, Laudgerich tsrath, Spenerstr. 31. 

34. Dr. Calm, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 37. 

35. Citron, Landgerich tsrath, Charlottenburg, Uhlandstr. 183. 

36. Cohn, Amtsgerichtsrath, Genthinerstr. 14. 

37. Cohn, Eugen, Rechtsanwalt, Kronenstr. 4/5. 

38. Cohn, Heinrich, Rechtsanwalt, Unter den Linden 11. 

39. Dr. Cohn, Oskar, Rechtsanwalt, Landsbergerstr. 82. 

40. Cohn I, Justizrath, Rechtsanwalt and Notar, Jägerstr. 20. 

41. Cohn, Justizrath, Rechtsanwalt beim Kammergericht, Belle- Allianeeplatz 6a. 

42. Crome, Rechtsanwalt und Notar, Belle- Alliancestr. 91. 

43. Dr. Damme, Kaiserl. Regierungsrath, Rankestr. 23. 

44. Dr. Danziger, Rechtsanwalt, Königstr. 53/54. 

45. Deegen, Max, Amtnrichter, Biatthftikirchstr. 16. 

>) Nach dem 1. April 1001 dnd beigetreten: 
Dr. Krame, Jottisrath, Behrenstr. 21 
Thielmann, Reiohsmilitärgeriohtarath, Bayrentherttr. S. 
Dr. Hey mann, Professor der Rechte, Uhlandetr. 149. 
Dr. leay, Hermann, Bechteanwalt, Behrenstr. SA. 
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46. Delbrttek, Geh. Regienuigsrath und yortragender Rath im Beiehs-Jastizaint, 

Gr.-Liehteifelde, Stematc 15. 

47. Dr. Dernbarg, Geheimer Jastisrath, Profossor der Rechte, Mitglied des Herren- 

haosee, Weetead, Kirsehen-AUee 28. 

48. Deutsch, Handelsrichter, Regentenstr. 22. 

49. Dr. Diederichs, GerichtBasBeaaor, Halleschee Ufer 1/2. 
60. Diestel, Amtsrichter, Biatthlikirchstr. 27. 

51. Doye, Landgerichtsrath a. D., Syndicns der Kaufmannschaft, Charlottenbnrg, 

Friedrich Wühelmstr. 10. 

52. Dr. Drabert, Landrichter, Paolstr. 28. 

53. y. Drenkmann, Excellenz, WirkL Geheimer Rath, Prftsident des Rammergerichts, 

Mitglied des Herrenhauses und Kronsyndicns, Sehönebergerstr. 9. 

54. Dr. Ebb ecke, Kammergerichtsrath, Wittenbergplatz 3a. 

55. Dr. Eger, Georg, Regierungsrath, Rauchstr. 5. 

56. Dr. Eisenmann, Justizrath, Rechtsanwalt, Chausseeste. 2. 

57. Ell er, Landrichter, Rleiststr. 16. 

58. Dr. Eis b ach, Alwin, Rechtsanwalt, Französischestr. 24. 

59. Dr. Ellstaetter, Karl, Grossh. Badischer Referendar, Prinz Louis Ferdinandstr. L 

60. Dr. Engelbrecht, Landrichter, Lttbeckerstr. 52. 

61. Euchel, Justizrath, Potsdamerstr. 52. 

62. Feist, Richard, Geriditsassessor, Stttlerstr. 8. 

63. Dr. Feilsch, Wirklicher AdmiralitAtsrath, yoriragender Rath im Reichs-Marineamt, 

Stromstr. 36. 

64. Dr. Fla tau, Ludwig, Rechtsanwalt, Dorotheenstr. 22. 

65. Flatow, Rechtsanwalt, Kronenstr. 71. 

66. Fleischmann, Landgerichtsrath, Wichmannstr. 6 (Ordner). 

67. Fränkel, Amtsrichter, Nümbergerstr. 22. 

68. Fr&nkel, Amtsrichter a. D., KnrfÜrstenstr. 52. 

69. Dr. Frenken, Geheimer Justizrath und vortragender Rath im Justizministerium, 

Uhlandstr. 30. 

70. Dr. Freund, Regierungsrath, Neue Winterfeldtstr. 52. 

71. Dr. Friedeberg, Edmund, Gerichtsassessor, Unter den Linden 42. 

72. Dr. Friedemann, Justizrath, Potsdamerstr. 128. 
78. Friedheim, Staatsanwalt, Calvinstr. 22. 

74. Dr. Friedländer, Amtsrichter a. D., Director der Norddeutschen Grund-Credit- 

Bank, Weimar, Bttrgerschulstr. 3 b. 

75. Friedländer, Siegmund, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Holzmarktstr. 68. 

76. Fritze, Geh. Justizrath und vortragender Rath im Justizministerium, Wormserstr. 4 

77. Dr. Fuchs, Eugen, Rechtsanwalt am Kammergericht, Grossbeerenstr. 9. 

78. Fuchs, Eugen, Rechtsanwalt, Franzdsischestr. 13. 

79. Fuchs, Max, Rechtsanwalt und Notar, Zimmerstr. 5/6. 

80. Germershausen, Landgerichtsdirector, Kurfdrstenstr. 118. 

81. Ger sc hei, Rechtsanwalt, Kurfttrstendamm 23. 

82. Dr. Gierke, Geh. Justizrath, Professor der Rechte, Charlottenburg, Carmerstr. 12 

(zweiter Stellvertreter des Vorsitzenden}. 

83. Dr. Glaser, Gerichtsassessor zu Perleberg. 

84. Glatzel, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 39. 

85. Goldmann, Ekluard, Rechtsanwalt, Potsdamerstr. 22a. 

86. Dr. Goldschmidt, James, Qerichtsassessor, Pariser Platz 6a. 

87. Dr. y. Gordon, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Charlottenstr. 32. 

88. Dr. Gotthelf, Rechtsanwalt, Jägerstr. 19. 

89. Dr. Gotthelf, Willy, Referendar, Jägerstr. 19. 
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90. Grabower, Jastizrath, Bechtsanwalt nnd Notar, Kaioar Wühelmatr. 3. 

91. Dr. GradenwitZy Professor an der Uniyerritit Königaberg L Pr. 

92. Grelling, Ernst, Bechtsanwalt, Moikenmarkt 12/ia 

93. Günther, Julias, Geh. OberjnstiBrath, LandgeriehtspriddeBt a. D. in Friedenaii, 

DttrerplatK 5. 

94. Dr. Gambinner, Landgwrichtarathy Bfllowstr. 44. 

95. Gatbrod, Kaiserl. Director im Beichcjostisamt, DerffLingerstr. 6. 

96. Gattfeld, Bechtsanwalt, Königstr. 27. 

97. Gattmann, Julias, Bechtsanwalt, Rlosterstr. 8S. 

98. Haagen, Justizrath, Bechtsanwalt and Notar, Tanbenstr. 42. 

99. Hagen, Otto, Landrichter, Loitpoldstr. 11. 

100. Haenschke, Amtsrichter zu Potsdam, Bäckerstr. 7, I. 

101. Haenschke, Carl, Bechtsanwalt and Notar, Brttderstr. 4. 

102. Dr. Halle, Bechtsanwalt, Kronenstr. 66. 

108. Dr. Halpert, Bechtsanwalt, Nene Friedrichstr. 76. 

104. Hamburger, Karl, Bechtsanwalt, Potsdamerstr. 118 c 

105. Hannemann, Paul, Landrichter, Kleiststr. 39. 

106. Dr. Harn i er, Geheimer Justizrath und vortragender Rath im Justisministernun, 

Passauerstr. 4. 

107. Dr. Hartmann, Amtsrichter, EurfÜrstenstr. 108. 

108. Hauchecorne, Landgerichtsrath za Charlottenborg, Leibnizstr. 18. 

109. Hausmann, Bechtsanwalt, Burggrafenstr. 11. 

110. Dr. Heck, ord. Professor der Bechte zu Halle a. S. 

111. Heinitz, Ernst, Justizrath, Bechtsanwalt, Mohrenstr. 56. 

112. Heinitz, Franz, Bechtsanwalt, Victoriastr. 5. 
118. Henry, Landgerichtsrath, HohenzoUemstr. 12. 

114. Herrmann, Maximilian, Gerichtsassessor a. D., EurfElrstenstr. 14. 

115. Dr. Hilse, Karl, Professor der Staatswissenschaften und Sjndicus der €^ros8en 

Berliner Strassenbahn, Königgrfttzerstr. 61. 

116. Dr. Hirsch, Paul, Landgerichtsrath, Bankestr. 6. 

117. Dr. Hirte, Bechtsanwalt, Vossstr. 30. 

118. Dr. Hoffmann, Kaiserl. Geheimer Oberregierungsrath , vortragender Bath im 

Beichs-Jostizamt, Courbiörestr. 10. 

119. Hoffstädt, Bechtsanwalt, Zimmerstr. 94. 

120. Holz, Bechtsanwalt, Behrenstr. 27. 

121. Jacobsohn, Justizrath, Bechtsanwalt und Notar, Leipzigerstr. 128. 

122. Jacoby, Hermann, Handelsrichter, Neustidtische Kirchstr. 9. 
128. Jäger, Landrichter, Altonaerstr. 19. 

124. Jastrow, Amtsgeriehtsrath, Müllerstr. 159a. 

125. Illch, Bechtsanwalt, Potsdamerstr. 121e. 

126. Joachim, Bechtsanwalt, Königgrfttzerstr. 65. 

127. Jonas, Justizrath, Bechtsanwalt und Notar, An der Spandauerbrtteke 1. 

128. Irmler, Bechtsanwalt und Notar, Friedrichstr. 79. 

129. Dr. Jungk, Kammergerichtsrath, Wartenburgstr. 21. 

180. D. Dr. Kahl, Geheimer Justizrath, Professor der Bechte, Kurfttrstenstr. 114. 

181. Kalischer, Landgerichtsrath zu Landsberg a. W., Bergstr. 17. 

182. Kall mann, Felix, Justizrath, Bechtsanwalt, Potsdamerstr. 20. 
188. Dr. Kanold, Landgerichtsrath, Spenerstr. 24i 

184. Dr. Katz, Edwin, Bechtsanwalt, Französischestr. 14. 

185. Katz I, Bechtsanwalt und Notar, Alexanderstr. 2. 

186. Dr. Kaufmann, Wilhelm, Gerichtsassessor und Frivatdocent an der Universitftt, 

Uhlandatr. 68. 
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187. Kaufmann, Feliz, Jnsdsrath, Jüdensiar. 51/62. 

138. Dr. Eeyssner, Geheimer JosÜzrath, Kammergerichtsra^, Lfitzowstr. 66. 

189. Eiehl, Kammergerichtsrath, Schülstr. 10. 

140. Eindely Kammergeriehts-Senateprftsidefit, Bayrentherstr. 23. 

141. Dr. Koch, Ezcellens, Kaiserl. Wirkl. Geheimer Rath, Präsident des Reichshank- 

Directorinmsy Kronsjndiciis und Mitglied des Herrenhanses, Oberwall- 
straese 10/11 (Vorsitsender). 

142. Koch, Amtsrichter, Elssholsstr. 19. 

148. Dr. jnr. et phil. K ö b n e r, Admiralitfttsrath im Beiehs-Marine-Amt, Magdebnrgerstr.l4 

144. Dr. Köhne, Amtsgeriehtsrath, Joachimsthalerstr. 12. 

145. Dr. Koffka, Kammergerichtsrath, KorfOrstenstr. 87. 

146. Koffka, Emil, Jnstisrath, Beditsanwalt und Notar, Kronenstr. 68. 

147. Dr. Kohl er, ord. Professor der Bechte, Korfürstendamm 216. 

148. Dr. Korn, Alfred, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 288. 

149. Kraft, Rechtsanwalt, Potsdamerstr. 122c. 

150. Dr. Kram er, Amtsrichter zn Soran N.-L., Triebelerstr. 18. 

151. Dr. Kronecker, Kammergerichtsrath, Kurfflrstendamm 241, U. 

152. Krttger, Oskar, Landgerichtsrath, Lessingstr. 52. 

158. Dr. Küntzel, UnterstaatssecretAr im Jnstizministeriom, Genthinerstr. 39. 

154. Dr. Lachmann, Eidmond, Rechtsanwalt, Bendlerstr. 9. 

155. Dr. Landau, Jostisrath, Rechtsanwalt, Jägerstr. 58. 

156. Laabhardt, Amtsgeriehtsrath, Zehlendorf, Prina Handjerjstrasse. 

157. Lau 6, Rechtsanwalt am Kammergericht, Kochstr. 9. 

158. Dr. Lebin, Jastizrath, Rechtsanwalt und Notar, Friedrichstr. 44. 

159. Lehwess, Kammergerichts-Senatspräsident, Ansbacherstr. 5. 

160. Dr. Leske, Geh. Obeijostiarath, vortragender Rath im Jastizministerinm, 

Würabnrgstrasse 19. 

161. Dr. Lesse, Geh. Justiarath, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 79. 

162. Leyy, Leopold, Gerichtsassessor, Schaperstr. 10. 

168. Dr. jnr. Leyy, Redacteur der Vossischen Zeitung, Breitestr. 8. 

164. Lewek, Rechtsanwalt, Kalkberge-Rüdersdorf. 

165. Liebenthal, Robert, Rechtsanwalt am Kammergericht, Kleinbeerenstr. 21. 

166. Liebrecht, Rechtsanwalt, Charlottenburg, Berlinerstr. 104. 

167. Dr. Liepmann, Amtsrichter zu Oderberg (Mark). 

168. Lilienthal, Rechtsanwalt, Nene Friedrichstr. 49. 

169. Lindenberg, Landgerichtsdirector, Schöneberg, Hauptstr. 1. 

170. Lion, Landgerichtsrath, Magdeburgerplatz 1. 

171. Dr. Lipman-Wulf, Franz, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 41. 

172. Dr. Lisco, Geh. Oberjustizrath, vortragender Rath im Jnstisministerium, Land- 

grafenstr. 8. 
178. Lissner, Rechtsanwalt, Alexanderstr. 48. 

174. Dr. von Liszt, Geh. Justizrath, Professor der Rechte zu Charlottenburg, 

Hardenbergstr. 19. 

175. Dr. Lövinson, Rechtsanwalt, Potsdamerstr. 112a. 

176. Loewe, Paul, Rechtsanwalt zn Spandau. 

177. Loewe, Landgerichtsrath, Wiehmannstr. 19. 

178. Dr. Löwenfeld, Willy, Rechtsanwalt, Rathenowerstr. 106. 

179. Löwenthal, Max, Rechtsanwalt, Jttgerstr. 11. 

180. Dr. Loewy, Paul, Landgerichtsrath, Lessingstr. 5. 

181. Ltt dicke, Paul, Rechtsanwalt, Spandau. 

182. Dr. Maas, Bibliothekar beim Reichsmilitärgerieht, Nettelbeckstr. 7. 
188. Magnus, Rechtsanwalt, Hftndelstr. 16. 
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184. Dr. Magnus, Oberverwal tangtgeriehtsrath, Gnmewakiy Cronbergerstr. 15. 

185. Mankiewitz, Georg, Bechtsanwalt, Jttdenstr. 51/52« 

186. Marcase, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 83. 

187. Marcase, Amtsgerichtaratli, Achenbachatr. 7/8. 

18B. Dr. Marcase, Hago, Rechtsanwalt, An der Spandaaerforticke 7. 

189. Dr. ▼. Marti tz, Oberrerwaltungsgerichtsraih, Professor der Rechte, Raokestr. 26. 

190. Dr. Marwitz, Bmno, Rechtsanwalt, Friedenaa, Fregestr. 50. 

191. Marwitz, Landgerich tsrath, Ansbacherstr. 14. 

192. Mende, Landrichter zo Gaben, 

193. Dr. F. Meyer, Kammergerichtsrath, Lfitzow-Ufer 32. 

194. Meyer, Landesrath, KarfUrstenstr. 113. 

195. Dr. Minden, Georg. Gkrichtsaseessor, Sjudiens des Berliner PfandbriefamtSy 

Tempelhofer Ufer Ib. 

196. Dr. Misch, Emil, Rechtsanwalt, Königstr. 31. 

197. Moll, Herrmann, Landgerichtsrath, KarfUrstenstr. 98. 

198. Dr. Moll, Heinrich, Jastizrath, Rechteanwalt und Notar, Karlsbad 26. 

199. Dr. Moll, Gerichtsassessor, KorfClrstenstr. 99. 

200. Mttgel, Geh. Jastizrath, vortragender Rath im Jastizministeriam, Korfttrsten- 

damm 32. 

201. Dr. Mühsam, Benno, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 57. 

202. Dr. Mühsam', Georg, Rechtsanwalt, Mohrenstr. 37. 

203. Magdan, Kammergerichtsrath, Grossbeerenstr. 81. 

204 Naasester, Landgerichtsrath, Charlottenbarg, Marbargerstr. 16. 

205. Dr. Nelke, Hago, Rechtsanwalt, Wilhelmstr. 51. 

206. Dr. Nelson, Heinrich, Jastizrath, Rechtsanwalt beim Königlichen Kammergericht 

and Notar, Benrenstr. 24. 

207. Dr. Neamann, Rechtsanwalt beim Kammergericht, Potsdamerstr. 118. 

208. Neamann, Jastizrath, Rechtsanwalt and Notar, Oranienstr. 142. 

209. Neamann, Jastizrath, Rechtsanwalt and Notar, Königgrätzerstr. 28. 

210. Neamann, Oskar, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 56. 

211. Nitze, Eduard, Gerichtsassessor, Spenerstr. 35 

212. Dr. Obern eck, Herm., Rechtsanwalt, Dessauerstr. 2. 

213. Dr. Oertmann, Paul, ord. Professor der Rechte in Erlangen. 

214. Peters, Wirkl. Geh. Oberregierungsrath und Ministerialdirector im Ministerium 

des Innern, Karfürstendamm 212. 

215. Dr. Philippi, Amtsgerichtsrath, Fasanenstr. 30. 

216. Plessner, Landgerichtsrath, Spenerstr. 8. 

217. Posner, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 122. 

218. Dr. Preuss, Privatdocent, Matthftikirchstr. 29. 
219« Rabe, Kammergerichtsrath, Aagsbnrgerstr. 84. 

220. Raphael, Rechtsanwalt und Notar, Schönhauser Allee 184. 

221. Dr. jur. Raschke, Marie, Königgrfttzerstr. 88. 

222. Dr. Rathenau, Gerichtsassessor, Bendlerttr. 25/26. 

223. Rausnitz, Julius, Rechtsanwalt, Charlottenstr. 28. 
224 Reinberger, Rechtsanwalt, Stralaaerstr. 38. 

225. Rhenius, Geh. Regierungsrath, Nümbergerstr. 69. 

226. Dr. Riedel, Oberlandesgerichtsrath zu Naumburg a. S. (SteHvertreter dea 

Schriftführers). 

227. Dr. Riesser, Justizrath, Direetor der Bank für Handel und Industrie, Schinkal- 

platz 1/2 (Schatzmeister). 

228. Rietze, Kammergerichtsrath, Dt.-Wilmer8dorf, Brandenbnrgischestr. 67/68. 

229. Ring, Kammergerichtsrath, Schöneberger Ufer 46. 

230. Rippner, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 235. 
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231. Dr. Roedenbeck, Kammergerichtsrath, PallaBstr. 14^ 

232. Bosenberg, Hugo, BeehtBanwalt am Kammergericht, Kommaiidaateiwtr. 66. 
238. Dr. Rosenberger, Arthnr, Gerichtaaasessor, Friedriehsir. 108. 

234. Dr. Rothe, Jastizrath, Rechtsanwalt und Notar, Königgrätserstr. 126. 

235. Dr. Ruh bäum, Obetyeffwaltiingsgeriohtsrath, Bayreutherstr. 20. 

236. Dr. Salomon, Rechtsanwalt beim Kammergericht, Lindenstr. 661. 

237. Salomon, Leopold, Rechtsanwalt, An der Spandaaerbrftcke 13. 

238. Dr. Salomonsohn, Arthur, Rechtsanwalt a. D., Geschäftsinhaber der Disconto- 

Gesellschaft, Belleyuestr. 2, II. 

230. Salomonsohn, Rechtsanwalt und Notar a. D., Alsenstr. 9. 

240i Dr. Solmssen, Georg, Gerich taassessor a. D., Alsenstr 9« 

241. Dr. Samt er, Jnstizrath, Rechtsanwalt nnd Notar, Mohrenstr. 65. 

242. Schachian, Julias, Rechtsanwalt, Hinter der katholischen Kirche 1. 

243. Scheff, Fritz, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 100. 

244. Dr. Scheffler, Rechtsanwalt und Notar, Schützenstr. 46/47. 

245. Schepers, Senatspräsident, Bülowstr. 67. 

246. Dr. Schlauch, Walter, Syndicus der Disconto - Geselkchaft, Charlottenbui^« 

Meineckestr. 2. 

247. Schlesier, Landrichter, Hafenplatz 8. 

248. Schmidt, Kammergerichtsrath, Kleinbeerenstr. 27. 

249. Dr. Schneider, Justizrath, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 101/102. 

250. Schroeder, Georg, Amtsrichter, Bernau. 

251. Schnitze, Kammergerichtsrath, Calyinstr. 13 a. 

252. Dr. Schultzenstein, Oberyerwaltungsgerichtsrath, Motzstr. 86. 

253. Dr. Schwartz, Privatdocent an der Universität, Klopstoekstr. 14. 

254. Dr. Seckel, Emil, Professor a. d. Universität, Courbi^restr. 12. 

255. See 1er, Hugo, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 131. 

256. Dr. Seligsohn I, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Behrenstr. 17 (Sohriftf^Uirer). 

257. Senff, Rechtsanwalt, Taubenstr. 44. 

258. Dr. Sim6on, Landrichter, Landsberg a. W. 

259. Dr. Simon, Rechtsanwalt und Notar, Vietoriastr. 5. 

260. Simon, Amtsrichter zu Beelitz. 

26L Simonson, Oberlandesgerichtsrath zu Breslau. 

262. Dr. Sobernheim, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Charlottenstr. 38a. 

263. Sonnenfeld, Hugo, Rechtsanwalt, Gertraudtensir. 18/10. 

264. Dr. Sperling, Kammergerichtsrath, Teltowerstr. 9. 

265. Dr. Stadthagen, Julius, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Zimmerstr. 16/17. 

266. Dr. Starke, Wirklicher Geheimer Oberjustizrath, Wilhelmstr. 19. 

267. Dr. Staub I, Herrn., Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Charlottenstr. 33. 

268. Steinau, Rechtsanwalt, Friedrichstr. 174. 

269. Dr. Stephan, KaiserL Geheimer Regiemngsrath, Planufer 8. 

270. Stern I, Justizrath, Taubenstr. 34. 

271. Steuber, Landrichter, Martin Lutherstr. 8. 

272. Dr. Stier-Somlo, Fritz, Gerichtsassessor, Privatdocent in Bonn. 

273. Dr. Stölzel, Excellenz, Wirkl. Geh. Rath, Präsident der Justiz - Prüfungs- 

commission und ord. Honorar-Professor der Rechte, KronsTndiens und 
Mitglied des Herrenhauses, Bülowstr. 20 a. 

274. Dr. St ranz, Justizrath, Rechtsanwalt, Leipzigerstr. 34. 

275. Supper, Geh. Oberjustizrath, vortragender Rath im Justizministerium, Nüm- 

bergerstr. 28. 

276. Techow, Alfred, Magistratsrath, v. d. Heydtstr. 7. 

277. Teichen, Senator a. D., S3mdicus der DiscoAto-Gesellschaft, Kurfürstendamm 23. 
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278. T hinin 8, Eammergeiichtsrath, Calvinstr. 20. 

279. Tichan er, Felix, JustizTath, Rechtsanwalt nnd Notar, Zimmerstr. 61. 

280. Dr. Timme, Amtsrichter, Calyinstr. 4. 

281. Türk, Rechtsanwalt, Zimmerstr. 87. 

282. Ueherhorst, Kammergerich tsrath, Neue Winterfeldtstr. 16. 

283. Uhles, Kammergerichtsrath, Thiergartenstr. 3a. 

284. Ule, Kammergerichtsrath, Königgrätzerstr. 28. 

285. Dr. Ullmann, Qeheimer Oberregiemngsrath, Hafenplatz 9. 

286. Veitmann, Reichsgerich tsrath zu Leipzig. 

287. Dr. Vierhaas, Geheimer Oberjustizrath, vortragender Rath im Jastizministerinm, 

ord. Hon .-Professor an der Universität, Fasanenstr. 96 (erster Stellvertreter 
des Vorsitzenden). 

288. Voigt, Stadtrath, Brttckenstr. 16. 

289. Volkmar, Kammergerichtsrath, Regentenstr. 6. 

290. Wach 1er, Geheimer Oberjustizrath, Oberstaatsanwalt am Kammergericht, 

Luitpoldstr. 26. 

291. Dr. Wagner, Amtsgerich tsrath, Flemmingstr. 4. 

292. Wagner, Staatsanwalt zu Potsdam. 

293. Dr. Waldschmidt, Gerichtsassessor a. D., Sjndicus der Union Elektricitäts- 

Gesellschaft, Dorotheenstr. 48/44. 

294. V. Wartenberg, Kammergerichtsrath, Schöneberg, Heinrich Kiepertstr. 86. 

295. Weber, Landgerich tsrath, Linkstr. 26. 

296. Dr. Weiffenbach, Senatspräsident beim Reichsmilitärgericht, ord. Hon.-Professor 

an der Universität, Steglitzerstr. 2. 

297. Dr. Weigert, Erich, Gerichtsassessor, Kielganstr. 2. 

298. Werner, Geheimer Oberjustizrath, vortragender Rath im Justizministerium, 

Luthers^. 48/49. 

299. Werner II, Rechtsanwalt, Reinickendorf erstr. 2. 
800. Wiener, Landgerichtsrath, Grunewaldstr. 101/102. 

301. Wiener, Rechtsanwalt u. Notar, Französischestr. 32. 

302. Dr. Wilke, Geheimer Justizrath, Eichhomstr. 4. 

303. Wilke, Karl, Rechtsanwalt am Kammergericht, Eichhomstr. 4. 

304 Dr. Wittkowski, Rechtsanwalt beim Königl. Kammergericht, Schellingstr. 16. 

305. Wolbert, Rechtsanwalt und Notar zu Potsdam, Hoditzstr. 9c. 

306. Dr. Wolff, Justizrath, Rechtsanwalt am Kammergericht, Unter den Linden 60. 

307. Wolff, Eugen, Rechtsanwalt, Potsdamerstr. 26. 

308. Dr. Wolff, Martin, Gerichtsassessor, Privatdocent a. d. Universität, Margarethen- 

Strasse III. 

309. Wreschner, Rechtsanwalt und Notar, Kommandantenstr. 56. 

310. Wronker, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, Kaiser Wilhelmstr. 49. 

311. Zachariae, Kammergerichtsrath, Kaiserin Augustastr. 77. 

312. von Zur Westen, Geheimer Justizrath, Sigismundstr. 1. 



Es wird gebeten, Wohnungsveränderungen dem Kanzleirath Meinecke, Schön- 
hauser Allee 173, mitzutheilen. 
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Otto ▼. Holten, Berlin C. 
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